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VORWORT 

Der 31. Tagungsband der Gesellschaft filr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Land
baues enthält die auf der 35. Jahrestagung der Gesellschaft vorgetragenen und diskutierten 
Referate. Die Tagung fand unter dem Thema 

"Die Landwirtschaft nach der EU-Agrarreform" 

vom 5. -7. Oktober 1994 in Hohenheim statt. 

Ziel der Tagung war es, den Stand der agrarökonomischen Forschung zu den die Agrarpoli
tik beherrschenden hochaktuellen Problemen zu diskutieren und Empfehlungen filr die zu
künftigen Forschungsaufgaben und die Gestaltung der Agrarpolitik h~szuarbeiten. 

Insgesamt wurden 6 Plenarvorträge, 36 Referate in drei verschiedenen Arbeitskreisen und 
fijnf Statements im Rahmen einer Podiumsdiskussion gehalten. Ihrer Tradition folgend, 
widmete sich die Gesellschaft filr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues dem 
Thema mit wissenschaftlichen Methoden. Die breite Mitwirkung auslllndischer Wissenschaft
ler sowie von Vertretern aus Politik und Verwaltung gewährleisteten fruchtbare Diskussio
nen und brachten wertvolle Denkanstöße filr die Vertreter aller Institutionen hervor. 

Die Tagung gliederte sich in drei Bereiche. Die makroikonomischen Analysen und Bewer
tungen basieren auf neueren Modellen und empirischen Methoden, die sowohl auf globaler 
Ebene als auch auf der Ebene ausgewählter, von der EU-Agrarreform betroffenen Märkte 
ansetzen. Es werden neue Möglichkeiten zur Reduzierung des Preisrisikos analysiert. Breiter 
Raum wird der Diskussion der Konsequenzen der EU- Agrarreform filr die Agrarsektoren in 
Llindern gewidmet, deren Integration in die EU inzwischen erfolgt oder in unterschiedlicher 
Form bevorsteht, unter anderem vorgetragen von Wissenschaftltern aus jenen LlIndern. Ne
ben Fragen der internationalen Auswirkungen werden auf makroökonomischer Ebene auch 
Auswirkungen auf ökologische Ziele behandelt; hier insbesondere neuere Methoden der Be
wertung von Kulturlandschaften, Artenvielfalt und umweltgerechte Nutzung von Agrarland
schaften. 

Auf der Untemehmensebene werden die Auswirkungen der EU-Agrarreform aufEinkom
men und Stabilität sowie die langfristige WettbewerbsWügkeit der Unternehmen behandelt. 
Dies geschieht differenziert nach Betriebsformen, BetriebsgrOßen und Standorten. Dabei 
werden die Auswirkungen auf die Produktionsintensität und das betriebliche Management 
jeweils unter Berücksichtigung der Verhältnisse in den neuen Bundeslllndem dargestellt. In 
diesem Bereich werden auch der Verwaltungsaufwand problematisiert und die Konsequen
zen filr die Ausrichtung der Beratung erörtert. 

Der Themenbereich Entwicldungslinder behandelt die Chancen und Gefahren der auch 
durch die EU-Agrarreform beeintlußten Entwicklungen im internationalen Agrarhandel auf 
die Entwicklungslllnder, global und filr ausgewählte Regionen, wie z.B. Nord-Afiika, Zen
tral- und Süd-Afrika. Dabei geht es um die Wirkungen auf Handelsströme und Zahlungsbi
lanz ebenso wie um W1rlrungen auf die ländliche Beschäftigungssituation und Migration. Im 
Zusammenhang damit werden die Bedeutung bodenrechtlicher Regelungen und des Recht
schutzes problematisiert. Aus Sicht verschiedener Institutionen, wie Weltbank und Gesell
schaft filr Technische Zusammenarbeit, wird die zukünftige Orientierung der llindlichen 
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Entwicklungspolitik unter veränderten Rahmenbedingungen durch GATT und EU
Agrarreform diskutiert. 

Die Herausgabe eines Tagungsbandes bedarf nicht nur der Mitwirkung von Autoren, son
dern auch der finanziellen Unterstützung. Allen Referenten und sonstigen Mitwirkenden, die 
sich in dieser Hinsicht beteiligt haben und insbesondere dem Bundesministerium fiir Ernäh
rung, Landwirtschaft und Forsten sowie der Landwirtschaftlichen Rentenbank, sei an dieser 
Stelle herzlich gedankt. 

Hohenheim und Kiel, April 1995 

Werner Grosskopf Claus-Henning Hanf Franz Heidhues Jiligen Zeddies 
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BEGRÜSSUNG 

DURCH DEN VORSITZENDEN DER GESELLSCIIAFT FÜR WIRTSCIlAFTS
UND SOZIALWISSENSCIlAFTEN DES LANDBAUES e. V. 

Prof. Dr. Jürgen ZEDDIES' 

Sehr verehrte Gäste, 
liebe Mitglieder unserer Gesellschaft, 

ich eröfthe die fiinfunddreißigste Jahrestagung der Gesellschaft fiir Wirtschafts- und Sozial
wissenschaften des Landbaues und möchte sie alle auf das Herzlichste begrüßen und will
kommen heißen. 

Ich freue mich über den zahlreichen Besuch, darunter viele ausländische Gäste, unter ande
rem aus den USA, Kanada, Rußland, Schweden, Finnland, Polen, der Slovakei, Österreich, 
Schweiz, Belgien und Ungarn. 

Ganz besonders begrüßen möchte ich den Hausherren, den Präsidenten dieser Universität, 
Herrn Prof. MACHARZINA. 

Ich begrüße mit großer Freude den Herrn Minister fiir Ländlichen Raum, Ernährung, Land
wirtschaft und Forsten des Landes Baden-Württemberg, Herrn Dr. h.c. WEISER. 

Als Vertreter des Bundesministers fiir Ernährung, Landwirtschaft und Forsten begrüße ich 
Herrn Ministerialdirigent Dr. GOEMAN und viele seiner hier anwesenden Kollegen. 

Persönlich begrüßen möchte ich Herrn Direktor ZIMPELMANN, Landw. Rentenbank, 
Frankfurt. Wrr danken Ihnen fiir Ihre Teilnahme an unserer Tagung und die finanzielle Un
terstützung, die den Druck des Tagungsbandes und damit die Nachhaltigkeit der Ergebnisse 
dieser Tagung gewährleistet. 

Meine Dam~n und Herren, 

gestatten Sie mir ein paar Vorbemerkungen zum Thema. Das Thema der diesjährigen Jahres
tagung der Gesellschaft fiir Wirtschaft- und Sozialwissenschaften des Landbaus "Die Land
wirtschaft nach der EU- Agrarreform" ist besonders aktuell. 

Die Tagung soll einen Überblick über den Stand der agrarökonomischen Forschung zu 
Feststellungen, Bewertungen und Politikempfehlungen liefern. 

In drei Grundsatzrefersten werden zunächst die Bewertungen von prominenten Vertretern 
der wichtigsten betroffenen Institutionen vorgetragen. Ich freue mich, dazu als Referenten 
Herrn Dr. R. MÖHLER von der Europäischen Union begrüßen zu können, er wird die Ziele 
und Instrumente der Agrarpolitik in der Europäischen Union aus der Sicht der Kommission 
darlegen. Ich freue mich weiterhin, Herrn Professor PINSTRUP-ANDERSEN vom IFPRI, 
Washington, begrüßen zu können. In seiner Eigenschaft als Direktor dieser internationalen 

• Prof. Dr. J. Zeddies, Institut fiIr landwirtscbaftliche Betriebslehre der Universität Hohenheim, Schloß 
Osthof-Sild, 70593 Stuttgart 
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Forschungsinstitution wird er die Wirkungen der europäischen Agrarpolitik auf die Entwick
lungsländer bewerten. Schließlich freue ich mich, Herrn Ministerialdirektor VIEREGGE 
vom Bundesministerium rur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit begrüßen zu kön
nen, der die Implikationen der europäischen Agrarpolitik auf die Umwelt aus der Sicht seines 
Hauses bewerten wird. 

Nach den Grundsatzreferaten aus der Sicht politischer Entscheidungsträger widmet sich die 
Tagung den von der Agrarforschung inzwischen vorgelegten Analysen und Bewertungen. 
Dieser Teil des Tagung~programms gliedert sich wiederum in drei Bereiche: 

makroökonomische Ansätze und Auswirkungen auf internationale Märkte sowie inter
nationale Handelsbeziehungen, 

Auswirkungen auf die Unternehmen, wie landwirtschaftliche Betriebe, Agribusiness, 
Beratung u.a. und schließlich 

Auswirkungen auf Strukturentwicklungen, Produkt- und Faktormärkte sowie Politik 
in Entwicklungsländern. 

Es ist ein besonderes Anliegen der Tagung, auch die Zukunft der europäischen Landwirt
schaft und die alternativen Entwicklungsmöglichkeiten der EU-Agrarpolitik zu bewerten. 

In drei Grundsatzreferaten wird diese Frage wiederum rur die drei Ebenen aus makroöko
nomischer Sicht, aus der Sicht der internationalen Verantwortung und mit Blick auf die 
Auswirkungen auf die WettbewerbsfähigkeIt der europäischen Landwirtschaft dargelegt. Ich 
danke den Kollegen KOESTER, DE HAEN und ISERMEYER rur ihre spontane Bereit
schaft, diese schwierige Aufgabe zu übernehmen. In diesen Beiträgen stehen Empfehlungen 
rur die zukünftige Politikgestaltung im Vordergrund. 

In einer Podiumsdiskussion mit Vertretern der von der Agrarpolitik betroffenen wichtigsten 
Verbände, wie Verbraucherverbände, Umwelt- und Naturschutzverbände sowie Genossen
schaftsverband wird die EU-Agrarreform zum Abschluß der Tagung diskutiert. 

Die 35. Jahrestagung der GEWISOLA widmet sich dem Thema: "Die Landwirtschaft nach 
der EU-Agrarreform" ihrer Tradition folgend mit wissenschaftlichen Methoden. Die 
GEWISOLA versteht ihre Aufgabe darin, einzel- und gesamtwirtschaftliche Entwicklungen 
zunächst werturteilsfrei zu analysieren. Das gelingt im allgemeinen recht eindeutig. 

Weniger eindeutig sind wissenschaftliche Aussagen zur Bewertung der Agrarreform und 
noch stärker treten Inkonsistenzen und Kontroversen zutage, wenn Wissenschaftler gefor
dert sind, Politikempfehlungen zu formulieren. Im Schlußreferat der wissenschaftlichen Ta
gung wird deshalb eine kritische Betrachtung zur Rolle der Wissenschaft in der Politikbera
tung präsentiert. 

Neben dem Fachprogramm wird ein Begleitprogramm angeboten. Dazu gehören ein Emp
fang im Schloß der Universität Hohenheim, ein geselliges Beisammensein zum Ausklang des 
zweiten Konferenztages und ein Damenprogramm. Wir hoffen, daß auch das Begleitpro
gramm allen Tagungsteilnehmern Freude macht und die 35. Jahrestagung der GEWISOLA 
zu einem erinnernswerten, angenehmen Ereignis werden läßt. 

Ich wünsche der Tagung einen erfolgreichen Verlauf. 
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GRUSSWORT 

des Präsidenten der Universität Hohenheim 
Prot: Dr. Klaus MACHARZINAo 

Herr Vorsitzender, 
Herr Minister Dr. Weiser, 
Herr Min.Dirig. Dr. Goeman, 
meine Herren Vizepräsidenten, Spectabiles, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren, 

es ist nicht das erste Mal, daß die Gesellschaft fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des 
Landbaus ihre Jahrestagung an der Universität Hohenheim veranstahet. Wir freuen uns, die 
GEWISOIA aus An1aß Ihrer 35. Jahrestagung erneut bei uns begrüßen zu können. Mögli
cherweise ist die Wahl des Tagungsortes auch als Zeichen dafiir zu werten, daß Hohenheim 
mit seiner gewachsenen Fächerstruktur ein gutes Forum fiir den wissenschaftlichen Aus
tausch im Sinne der Ziele Ihrer Gesellschaft bietet. 

Wie rege dieser Austausch auch in den anderen Hohenheimer Fachgebieten betrieben wird, 
belegt die Tatsache, daß ich mit Ihnen heute bereits den dritten Fachkongreß eröffue. Wie 
hoch die Wertschätzung Ihrer Gesellschaft bei der Universität Hohenheim anzusetzen ist, 
mögen Sie an der Tatsache bemessen, daß ich Sie später noch zu Ihrem Festabend im Ho
henheimer Schloß empfimgen darf 

Die Entwicklung dieser Fächerstruktur Hohenheims ist vielleicht auch ein Spiegelbild der 
Entwicklung der Agrarwissenschaften: zunächst eine enge Verzahnung mit naturwissen
schaftlichen Fächern, dann eine starke Betonung der eigentlichen produktionsnahen For
schung und nun zunehmend eine Verschiebung der Gewichte über die Agrarökonomie zu
gunsten der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Hohenheim hat diese Entwicklung eben
so nachvollzogen wie die Entwicklung bei den Studierendenzahlen, die in diesem Winterse
mester nach langen Jahren des Rückgangs zum ersten Mal wieder zugenommen haben. Ich . 
bin zuversichtlich, daß der leichte Anstieg bei den ErsteinschreJ.Dungen von etwas unter 
10 % die nachhaltige Umkehr signalisiert. 

Gern werte ich dieses als Antwort auf die hervorragenden Forschungsleistungen, die in unse
ren beiden Sonderforschungsbereichen 183 "Umwehgerechte Nutzung von Agrarlandschaf.. 
ten" und 308 "StandortgeJ.näße Landwirtschaft in Westafrika" über die letzte Dekade erar
beitet worden sind, aber auch auf die Umstrukturierung, welche die beiden Agrarwissen
schaftlichen Fakultäten in den Lehr- und Studienkonzeptionen vorgenommen haben. Diese 
sehen zukünftig eine Stärkung der modemen biotechnologischen Komponente, aber auch 
Schwerpunktsetzungen in der Ökologie und im modemen Management vor. Dort wird die 
interdisziplinäre Verzahnung aller Hohenheimer Fakultäten in der Lehre, aber auch in der 
Forschung in Zukunft noch enger werden. 

Wir tagen heute im Katharina-Saal des jüngst eingeweihten EURO-Forums, dem neuen 
Herzstück der Universität, das als musisches Sprach-, Kommunikations- und Kongreßzen
trum vom Bekenntnis Hohenheims zu Europa zeugt. Der Katharina-Saal wiederum erinnert 

° Prof. Dr. K. Macbarzina, Präsident der Universitiit Hohenbeim, Schloß-Mittelbau. 70593 Stuttgart 
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an unsere Herkunft. und weist den Weg unserer 176-jährigen Geschichte zurück auf die 
Gründung durch Königin Katharina, eine russische Zarentochter, und König WilheIm I. von 
Württemberg. 

Im Bereich der expandierenden Europäischen Union ist die Landwirtschaft aber wie ich mei
ne nach wie vor ein bedeutender Wirtschaftsfaktor: Marktordnungen und Subventionen, 
Markt- und Einkommenspolitik, ökologische und ökonomische Auswirkungen der EU
Politik greifen tief in das wirtschaftliche Gefiige der Mitgliedsstaaten ein. Die Aktualität der 
Politik, die EIWeiterung der Europäischen Union und das Wirken in europäische Länder, die 
(noch) nicht Mitglieder der EU sind, zwingen auch in der Wissenschaft zu fach- und fakul
tätsübergreifendem Zuaammenwirken. 

In den Industriestaaten ist der weite Bereich der Landwirtschaft mit seinen Erzeuger-, Ver
arbeitungs-, Veredlungs- und Vermarktungsstufen ein bedeutender volkswirtschaftlicher und 
sozialer Faktor. Diese Tatsache tritt häufig in der Diskussion über Industriepolitik und Ar
beitsplätze in den Hintergrund. In Hohenheim mit seinem etablierten Tropenzentrum und 
dem neugegründeten Osteuropazentrum sind wir uns allerdings auch sehr bewußt, daß gera
de in der Dritten Welt und in den Ländern Ost- und Südosteuropas der gesell
schaftsdienlichen Entwicklung der Agrarwirtschaft besonders hohe Priorität zukommt. Die 
Aufgaben, die dort zu bewältigen sind, erfordern ein Zuaammenwirken über Fach- und Fa
kultätsgrenzen hinweg. 

Ich freue mich, sagen zu können, daß die Universität Hohenheim hier auf gutem Wege ist. 

Der Programmkommission, bestehend aus den Kollegen Zeddies,Grosskopf, Heidhues und 
Hanf (Kiel) muß hervorragende Arbeit bei der Programmgestaltung bescheinigt werden. Sie 
bietet Gewähr rur einen erfolgreichen Verlauf der 3 S. Jahrestagung der GEWISOLA. 

Ich wünsche Ihnen fruchtbare Diskussionen mit vielen wertvollen Anregungen, von denen 
wir alle profitieren können. 
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GRUSSWORT 

des Bundesministers tUr Ernihrung, Landwirtschaft und Forsten 
Herrn Jochen BORCHERT" 

vorgetragen von Herrn Dr. Deterd OOEMAN 

Sehr geehrter Herr Minister Weiser, 
Herr Präsident, 
Herr Vorsitzender, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 

es ist mir eine große· Ehre, zu Beginn der diesjährigen GEWISOLA-Tagung in Hoheoheim 
Ihnen die Grüße von Herrn Bundesminister Borchert zu überbringen. Herr Borchert hat 
mich gestern gebeten, Ihnen sein Bedauern auszudrücken, daß er ·heute nicht selbst an der 
Tagung teilnehmen kann. Er ist zur Zeit - wie Sie sich sicher denken können - pausenlos im 
Einsatz, entweder aufBriisseler Ebene oder im Vorfeld des Ereignisses. das uns Mitte Okto-
ber bevorsteht. . 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die alljährliche Tagung der GEWISOLA findet im 
Bundesernihrungsministerium regelmäßig große Beachtung, nicht zuletzt weil die wissen
schaftliche Auseinandersetzung mit den agrar- und sozialökonomischen Themen einen zen
tralen Stellenwert tUr die konzeptionelle Weiterentwicklung der Agmpolitik der Bundesre
gierung haben. Die Begegnungen von Mitarbeitern meines Hause mit den Wissenschaftlern 
des In- und Auslandes anläßlich der GEWISOLA-Tagung sind flir meine Kollegen und mich 
stets von großem Gewinn. Die praktische Agrarpolitik erllält so Anregungen. Aber auch die 
Wissenschaft wird mit den Zwängen der praktischen Agrarpolitik konfrontiert. 

Vom Tagungsort Stuttgart-Hoheoheim sind deutliche Bestrebungen ausgegangen, zuneh
mend Umwekaspekte in ökonomische Bewertungen einzubeziehen. Die Reform der Gemein
samen Agmpolitik, die - auf einen kurzen Nenner gebracht - Preissenkung, Einkommens
ausgleich und Angebotsbeschränkung verknüpft mit sogenannten flankierenden Maßnahmen, 
wird in der EU als ein Versuch angesehen, die Agrarmarktprobleme in den Griff zu bekom
men. Die flankierenden Maßnahmen und insbesondere die Förderung einer umwekgerechten 
landwirtschaftlichen Produktion werden den hier in Hoheoheim formulierten Zielen, die Herr 
BRANDES anläßlich der Laudatio flir Herrn Prof WEINSCHENCK skizziert hat, voll ge
recht. Immerl1in stellt die EU bis 1997 rd. 3,6 Mrd. ECU (rd. 7,1 Mrd. DM) zur VertUgung, 
allein um die umweltgerechte landwirtschaftliche Produktion in den Mitgliedstaaten zu fOr
dern. HiIizu kommen weiter EU-Mittel flir die Förderung des Vorruhestandes in der Land
wirtschaft und der Erstaufforstung. 

. Aber - was dabei vielfach verkannt wird - auch die Agrarreform selbst mit der einschneiden
den schrittweisen Preissenkung und dem Preisausgleich, der nur unter bestimmten Bedin
gungen gewAhrt wird, ist an sich schon ein wichtiger Schritt, um umweltpolitischen Ge
sichtspunkten stärker Rechnung zu tragen. Die Agrarreform war ~, einkommens- und 
umweltpolitisch die logische Konsequenz aus den ungelösten Problemen herauszukdmmen. 
Nicht zuletzt erleichterte sie auch, die GATT-Verhandlungen positiv abzuschließen. Wir 
haben zwar auch fiiiher ständig reformiert, aber im Vergleich zur Reform von 1992 waren 
alle bisherigen Reformen nur 'RefOrmchen'. Gleichwohl bestehen, obwohl man die Auswir-

• Dip!. oec. lochen Borchert, Bundesminister fiir Emihrung, Landwirtschaft und Porsten, Rochusstr. I, 
53123 Sonn 
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kungen vorher sehr eingehend bedacht hat, wie man zugeben muß, Wissensdefizite über die 
Wirkungen. So fordert das tägliche Verwahungshandeln ständig neue, z.T. überraschende 
Erfahrungen zutage. Es erweist sich z.B., daß die Satellitenüberwachung der Anbauflächen, 
die zu erheblicher Verwahungsersparnis fUhren sollte, z.T. wegen unzureichender Bildauflö
sung mehr Überwachung vor Ort nach sich zieht. Die Auswirkung der Agrarreform, und das 
ist nicht verwunderlich, werden grundsätzlich kontrovers diskutiert, nicht nur zwischen Poli
tikern verschiedener Couleur und den verschiedenen Gliederungen des Berufsstandes, son
dern auch in der Wissenschaft. 

Das Probiern der Agrarpolitik besteht ja bekanntlich nach HA THA WA Y 

- fiir die Laien in Form von Überschüssen, 

- fiir den Bauern in stets zu niedrigen Einkommen, 

- fiir den Parlamentarier in einern Mi1Iiardenloch im Etat, 

- fiir Agrarminister in Form einer Falle, in der sie gefangen sind zwischen unzufiiedenen 
Bauern und wütenden Steuerzahlern, mit wenig Hoffuung, eine von beiden Seiten zufiie
den zu stellen, geschweige denn beide. 

Das Modell müßte bezogen auf die Agrarreform ausgebaut werden um die jeweilige Blick
richtung der Wissenschaftler: 

- die Außenhandelstheoretiker sehen ihre Modelle nicht realisiert, 

- die Betriebswirte die Falschen bevorteilt und den Wettbewerb der Standorte verzerrt, 

- die Ökologen den Naturhaushah zu wenig entlastet, 

- die Strukturforscher Störungen am Pachtmarkt, 

- die Marktforscher die Märkte zu stark reglementiert, 

- die Vertreter von Agrarpolitik und Agrarsoziologie, die Einkommenstransfers gestört. 

Die massive Kritik. ist erstaunlich, mmaJ. die praktische Politik mit dem von den Agraröko
nomen seit 20 Jahren geforderten Decoulping nunmehr ernst gemacht hat. Aber schon die 
Art des Decoulping löst endlose Debatten aus. 

Für mich persönlich war überraschend, wie schnell der Ärger über die sogenannte Antrags
landwirtschaft bei den Betroffenen selbst abklang, als kurz vor Weihnachten im letzten Jahr 
der erste große Schreck pünktlich überreicht wurde und die Landwirte den administrativen 
AufWand besser als erwartet gemeistert haben. Ich sehe es als außerordentlich positiv an, 
daß die Auswirkungen der Agrarreform anläßlich dieser Tagung sehr breit beleuchtet wer
den im Hinblick auf den Einzelbetrieb, den Markt, die Umweh, den VerwahungsaufWand 
und die internationalen Beziehungen. Gespannt kann man auch sein, wie die Reform auf die 
vor- und nachgelagerten Bereiche der Landwirtschaft wirkt. 

Mein Haus_wird die Ergebnisse der GEWISOLA-Tagung in eigene Überlegungen einbezie
hen. Dabei bitte ich aber um Verständnis, daß zunächst die kurzfristige Weiterentwicklung in 
Ri4Jhtung auf Vereinfachung Priorität hat. Dazu haben wir inzwischen das zweite Memoran
dum vorgelegt, das Vereinigte Königreich und auch Frankreich haben ebenfalls einen Beitrag 
dazu geleistet. Die sogenannte Reform der Reform ist kein Thema. >Erst einmal muß man 
sehen, ob und welche Gründe es gibt, die Korrekturen erforderlich machen. Ich verstehe, 
wenn viele ungeduldig sind, besonders einige Wissenschaftler. Die Umsetzung der Reform 
befindet sich aber erst im zweiten Jahr. Die Landwirte passen sich erst an den Rahmen an. 
Neue Bereiche, ich nenne Obst, Gemüse, Wein und Zucker müssen noch in das Reformwerk 
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einbezogen werden. Außerdem sind Beitrittsländer, die assoziierten mittelosteuropäischen 
Länder und die Mittelmeeranrainer an die Europäische Union und den acquis communeautai
re zu binden. Indessen, es gibt in Teilbereichen bereits hofthungsvolle Zeichen fiir positive 
Wirkungen der Reform. So ist der Getreidemarkt der Europäischen Union 1993 um reichlich 
20 Mio. t entlastet worden: Die Preise sind höher ausgefiillen als erwartet wurde. Die Be
stände der staatlichen Lagerhaltung konnten erheblich abgebaut werden. Ich meine, wir be
finden uns auf dem richtigen Weg. Eine Debatte über die Reform der Reform ist unange
bracht. Man kann den Landwirten nicht laufend Änderungen der Rahmenbedingungen zumu
ten. Es ist auch in Brossel nicht jeder vermeintlich bezaubernde Gedanke sogleich durchsetz
bar. Die Agrarpolitik erfordert eine gewisse Konstanz und vor allen Dingen Verläßlichkeit. 
Richtschnur fiir die Weiterentwicklung der gesamten Agrarpolitik sind fiir mein Haus wett
bewerbsfiihige, marktorientiert und umwehverträglich produzierende landwirtschaftliche 
Betriebe, die sich bemühen, den vielfBltigen Funktionen der Landwirtschaft in unserer Ge
sellschaft gerecht zu werden. Wir ringen um Lösungen fiir nachhahig attraktive Kulturland
schaft, Erhalt von Arten, Sicherung nachwachsender Ressourcen bei internationaler Wett
bewerbsfihigkeit und ausreichendem Agrareinkommen. Diese Symbiose und Synergie von 
Ökologie und Ökonomie darf aber nicht den knappen Finanzrahmen sprengen. Wahrlich 
keine leichte Aufgabe! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie haben sich außerdem vorgenommen, das The
menfeld 'Entwicklungspolitik' zu beleuchten. Es gih, ausreichende und nachhaltige Emäh
rungsgrundlagen fiir die stetig wachsende Menschheit zu schaffen. Wir können gewiß nicht 
untätig zusehen, wie einige Regionen in ihrer Wohlfahrt absinken bzw. im Elend verharren. 
Die Industrieländer könne sicher nicht alle Probleme der Entwicklungsländer lösen. Agrarre
form und GATT haben aber gewissermaßen die EU wieder von der Anklagebank gebracht, 
auf die man sie international gezerrt hatte. Sie schaffen die Voraussetzungen fiir verbesserte 
internationale Rahmenbedingungen fiir viele Entwicklungsländer. Diesen werden zusätzliche 
Exportmöglichkeiten eröfthet und durch die Erhöhung der Weltmarktpreise zusätzliche Oe
visenerlösmöglichkeiten. Aber wir dürfen nicht verkennen: Es gibt viele negative Wirkungen 
fiir alle jene Länder, die aufNahrungsmitteleinfubren angewiesen sind. Solange eigene Poli
tik der Entwicklungsländer die jeweilige ländliche Bevölkerung durch niedrige Agrarpreise 
und verzerrte Wechselkurse diskriminiert, ist mit Lösung des Welternährungsproblems nicht 
so schnell zu rechen. 

Ich wünsche Ihnen eine erfolgreiche Tagung und eine Mehrung der wissenschaftlichen Er
kenntnisse, eine eingehende Diskussion und das fröhliche Zusammentreffen im Kreise der 
Wissenschaftler, Verwaltungsleute und Politiker. Ich wünsche Ihrer Tagung einen erfolgrei
chen Verlauf 
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GRUSSWORT 

des Ministers fiir Ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Baden-Württemberg 

Herr Dr. h.c. Gerl1ard WEISER* 

Sehr verehrter Herr Präsident, Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren. 

ihre Jahrestagung mit dem Thema ,,Die Landwirtschaft nach der EU-Agrarreform" taIlt noch 
mitten in die Anpassungsphase der landwirtschaftlichen Betriebe an die veränderten agrar
politischen Rahmenbedingungen. Nene wirtschaftliche und politische Herausforderungen 
kommen mit der im Vertrag von Maastricht beschlossenen Wirtschafts- und Währungsunion 
auf die Landwirte zu. 

Es ist zwar heute nicht das Thema, aber auch die Wiedervereinigung stelh durch die völlig 
anderen Struktur~ und Unternehmensformen in den neuen Ländern, die westdeutsche 
Landwirtschaft vor zusätzliche Probleme. 

Mit der EU-Agrarreform hat Brüssel eine Zäsur in der seitherigen Agrarpolitik vorgenom
men. Die Einfiihrung direkter AusgleichszahIungen als zentrales Instrument der Einkorn
menspolitik ist auf Jahre hinaus festgeschrieben. Für Stetigkeit diese Systems sind einerseits 
die mühsam austarierten Interessen der EU-Mitgliedstaaten untereinander, zum anderen aber 
auch das GATT-Abkommen Garanten. Trotzdem wird es ständiger politischer Anstrengun
gen bedürfen, die Bedeutung einer eigenständigen europäischen Landwirtschaft zur Siche
rung der Nahrungsmittelversorgung und zur Erhahung und Hege der natürlichen Ressour
cen herauszustellen. 

Hierzu kann die Wissenschaft einen maßgeblichen Beitrag leisten. Diese Aufgabe möchte ich 
hier ganz besonders herausstellen. 

Das Vertrauen der Bauern in die Verläßlichkeit der europäischen Agrarpolitik und die dort 
gegebenen Zusicherungen darf nicht enttäuscht werden. Baden-Württemberg wird im Rah
men seiner Einflußmöglichkeiten alles tun, daß die den Landwirten gegebenen Zusagen ein-
gehalten werden. . 

Die neue EU-Agrarpolitik weist aus der Sicht Baden-Württembergs eine Reihe positiver 
Aspekte auf: Die direkten AusgleichszahIungen, die fiir die Einkommen und die Existenz der 
Landwirte unerläßlich sind, konnten über die Friedensklausei im Landwirtschaftsteil des 
GATT-Abkommens langfiistig abgesichert werden. Im Vergleich zu anderen OECD-Staaten 
ist die Unterstützung der Landwirtschaft in der Europäischen Union keineswegs überzogen. 

Meine Damen und Herren, eine funktionale und im wesentlichen bliuerlich strukturierte 
Landwirtschaft ist fiir Baden-Württemberg auch in Zukunft unverzi.chtbar. Wir glauben, daß 
sie am besten geeignet ist 

gesundheitlich einwandfreie Nahrungsmittel umweltgerecht zu produzieren, 

die Kuhurlandschaft und das dörfliche Leben zu erhalten und damit auch 

* Dr. h.c. G. Weiser, Minister für 14nd1ichen Raum, Emähnmg, Landwirtschaft und Porsten, Baden
Wiirttemberg, Kernerplatz 10, 70182 Stutfgart 
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die Funktionsfiihigkeit des ländlichen Raumes entscheidend zu gewährleisten. 

Zur Weiterentwicklung einer umweltgerechten Landbewirtschaftung hat Baden
Württemberg den Marktentlastungs- und Kuhurlandschafts-AusgIeich (MEKA) entwickelt. 
Das MEKA-Programm ist mittlerweile zu einem Eckpfeiler der Landesagrarpolitik gewor
den. Da es ganz auf die LandesverhäItnisse zugeschnitten ist, sichert es das ohnehin schon 
hohe Niveau der umweltschonenden Produktion. 

Die Initiativen der baden-württembergischen Agrarpolitik beschränken sich aber nicht nur 
auf die umweltgerechte Produktion. Wir unternehmen gemeinsam mit den Landwirten und 
ihren Marktpartnem große Anstrengungen, die so erzeugten Produkte anzubieten. Auch 
künftig muß ein möglichst hoher Anteil des landwirtschaftlichen Einkommens am Markt 
verdient werden. 

Ein Schwerpunkt der Landesagrarpolitik liegt deshalb auf der Stärkung der Vermarktung. 
Die Präferenz der Verbraucher fiir heimische Produkte ist eine gute Chance fiir baden
württembergische Landwirte. Da weniger als 10% der Agrarerzeugung auf direktem Weg 
zum Verbraucher gelangen, muß die Landwirtschaft noch stärker mit den Marktpartnern im 
Verarbeitungs- und Vermarktungsbereich zusammenarbeiten. Mit Hilfe des 'Herkunfts- und 
Qualitätszeichens fiir Agrarprodukte aus Baden-Württemberg', der Aktion 'Gläserne Pro
duktion' und der 'Marketing- und Absatzförderungsgesellschaft Baden-Württemberg mbH' 
wollen wir den heimischen Markt fiir die bei uns erzeugten Produkte gewinnen. 

Ich habe meine agrarpolitischen Überlegungen zur EU-Agrarreform aus der Sicht des Lan
des Baden-Württemberg dargelegt. Sie dagegen spannen in Ihrer Tagung den agrarpoliti
schen Bogen weltweit. Als Wissenschaftler sind sie zudem nicht den Zwängen der Ta
gespolitik unterworfen. Ich halte Ihre agrar- und marktwirtschaftlichen Schlußfolgerungen 
deshalb fiir eine wertvolle Orientierungshilfe. Für die Beiträge möchte ich allen Referenten 
und der Gesellschaft fiir Sozialwissenschaften des Landbaus schon im voraus herzlich dan
ken. 

Ich darf Ihnen im Namen der Landesregierung einen erfolgreichen Verlauf Ihrer Jahresta
gung wünschen. 
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PLENARVERANSTALTUNG 

DIE LANDWIRTSCHAFT NACH DER EU-AGRARREFORM 





ZIELE UND INSTRUMENTE DER AGRARPOLITIK IM RAHMEN DER 
EU-AGRARREFORM 

von 

Dr. RolfMÖHLER* 

Einleitung 

Sie haben Ihre diesjährige Jahrestagung unter das Thema ,,Die Landwirtschaft nach der EU
Agrarreform" gestellt. Ich freue mich sehr, daß Sie mich eingeladen haben, in diesem Zu
sammenhang über die ,,Änderungen von Zielen und Instrumenten der europäischen Agrar
politik" zu referieren. 

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), wie sie 1992 vom EG-Ministerrat be
schlossen wurde und jetzt schrittweise umgesetzt wird, ist in der Tat wohl die einschneiden
ste Änderung dieser Politik, seit sie in den sechziger Jahren geschaffen wurde. 

Die Reform der GAP muß natürlich im Rahmen der Verpflichtungen gesehen werden, die 
sich für die EU aus den GATT-Verpflichtungen ergeben. Es wäre jedoch eine unzulässige 
Verkürzung, die Reform der GAP nur im Hinblick auf die Verhandlungen der Uruguay Run
de zu sehen. 

Hier hat ein Wechselspiel stattgefunden, das nachzuzeichnen mir im Rahmen dieses Refera
tes versagt ist. Es ist jedoch unbestreitbar, daß die Reform der GAP auch ohne die GATT
Verhandlungen unabweisbar war. 

Obwohl ich sicher in diesem Kreis Eulen nach Athen trage, wenn ich die wesentlichen Ele
mente der Reform nochmals ins Gedächtnis zurückrufe, so kann ich mir diese Rekapitulation 
doch nicht ganz versagen. Ich werde anschließend das Ergebnis der GATT-Verhandlungen 
beleuchten und es in Relation zur Reform der GAP bringen. 

Auf diesem Hintergrund werde ich auf die Frage eingehen, in wieweit diese beiden Ereignis
se die europäische Agrarpolitik in ihren Zielen und Instrumenten verändern. Abschließend 
sei mir noch ein Wort über die Herausforderungen gestattet, die mit dem Beitritt der vier 
EFT A-Länder verbunden sind. 

2 Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik 

2.1 Getreide und Ölsaaten 

Die Reform hat zu einer erheblichen Umstellung der Stützung im Getreidesektor gefiihrt. 
Die Interventionspreise werden für alle Getreidearten vereinheitlicht und über drei Jahre um 
29 % gesenkt werden. Die dadurch bedingte Senkung der Stützung wird durch direkte tlä
chenbezogene Beihilfen ausgeglichen. Diese Beihilfe erhält jedoch nur, wer 15 % der mit 
Getreide und Ölsaaten bepflanzten Fläche stillegt. Um Anreize für Mehrproduktion mög
lichst zu vermeiden sind die Beihilfen an historische Größen, die in bestimmten Refer~ah-

* Dr. RolfMöhler, Europäische Kommission, Rue de la Loi 130 - 8/222, 1040 Brussel, Belgium 
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ren bebauten Flächen und erzielten Erträge gebunden. Als Referenzperiode rur die Flächen 
dienen die Jahre 1989 bis 1991. Eine Sonderregelung ist fiir Kleinbetriebe vorgesehen. 

Im Wirtschaftsjahr 1995/96, dem letzten Jahr der schrittweisen Umsetzung, wird deshalb der 
Illterventionspreis fiir alle Getreidearten auf 120 (100) ECUlt absinken. 1992/1993 betrug er 
rur Weizen noch 178 (163) ECUlt. 

Die Ausgleichszahlungen werden nach den durchschnittlichen Erträgen in den Wirtschafts
jahren 1986/87 - 1990/91 auf regionaler Basis berechnet. Dies bedeutet, daß im Jahre 
1995/96 fiir den durchschnittlichen Ertrag pro ha und Tonne Getreide rund 54 (45) ECU 
bezahlt werden. Die Regionen, die fiir die Berechnung in Betracht kommen, variieren zwi
schen den einzelnen Mitgliedstaaten. Die stillgelegte Fläche kann prinzipiell mit nachwach
senden Rohstoffen bepflanzt werden. 

Kleinerzeuger von Getreide sind von der Verpflichtung zur Flächenstillegung befreit. Als 
Kleinbetrieb gilt jeder Betrieb, der nach regionalen Durchschnittserträgen nicht mehr als 92 t 
Getreide im Wirtschafts jahr produziert. Dies bedeutet im EU-Durchschnitt eine Anbaufläche 
von rund 20 ha. Die Mitverantwortungsabgabe fiir Getreide wurde abgeschaffi. 

Mit diesen Maßnahmen erwarten wir, daß 

die Erzeugung vor allem wegen der Flächenstillegung, aber auch wegen der niedrige
ren Preise zurückgeht, 

wegen der reduzierten Preise extensiver und optimaler gewirtschaftet wird, was die 
Umwelt entlastet, 

die Preissenkungen die Wettbewerbssituation von Getreide gegenüber Getreidesubsti
tuten verbessern und damit den Verbrauch von heimischem Futtergetreide rordern 

Ferner garantiert die direkte Beihilfe, daß die EU-Ausgaben beim Landwirt selbst an
kommen. 

Es wird geschätzt, daß die Reform die Getreidebilanz der EU im Jahre 1996/97 um 30 bis 
35 Mio. t entlastet. 

Die Reform beseitigt auch, soweit wie möglich, die bisher bestehenden Unterschiede der 
Stützung zwischen Getreide und Ölsaaten. 

Die Erfordernis einer Flächenstillegung von 15 % gilt deshalb unterschiedslos rur Getreide, 
Ölsaaten und Eiweißfuttermittel. Die Beihilfen fiir Ölsaaten werden in der gleichen Weise 
berechnet wie fiir Getreide. Die Ausgleichszahlung beträgt im Wirtschaftsjahr 1994/95 431 
(359) ECU/ha. Ein Teil wird zu Beginn des Wirtschafts jahres ausgezahlt, der Re!>1 am Ende 
des Wirtschaftsjahres. Dies ist nötig, um den Schwankungen der Weltmarktpreise Rechnung 
zu tragen. Die Erzeuger von Ölsaaten sind nämlich Weltmarktpreisen ausgesetzt, da die 
Zölle der Gemeinschaft im GATT auf Null gebunden sind. Eine Anpassung ist erforderlich, 
wenn der Referenzpreis von 188 (163) ECUlt mehr als 8 % in der einen oder anderen Rich
tung überschritten wird. Die Kürzung der Beihilfe um 10 % fiir das vergangene Wirtschafts
jahr ist hierauf zurückzufiihren. 

Das bisherige System, wonach der Erzeuger vom Verarbeiter einen festen Preis erhielt und 
die Gemeinschaftsbeihilfe dem Verarbeiter bezahlt wurde, ist mit der Reform der Ölsaaten
regelung im vergangenen Jahr aufgehoben worden, da sie den GATT-Regeln nicht ent
sprach. Die Beihilfe erhält jetzt der Erzeuger unmittelbar. Eiweißfutterrnittel werden ähnlich 

4 



wie Ölsaaten behandelt. Die Beihilfe beträgt 78 (65) ECU/haund Tonne, muhipliziert um 
den regionalen Getreideertrag. 

2.2 Tierische Erzeugung 

2.2.1 Rindfleisch 

Neben dem Getreidesektor ist Rindfleisch der zweite Schwerpunkt der Reform. Der Ansatz
punkt fiir die Reform der Rindfleischmarktordnung ähnelt dem bei Getreide: Preissenkung, 
Ausdehnung der Direktzahlungen in Form von Tierprämien und zusätzliche Maßnahmen zur 
Begrenzung der Produktion. 

Der Interventionspreis wird um 15 % über drei Jahre gesenkt. Das bedeutet, daß' der Inter
ventionspreis von 412 (343) ECUlIOO kg vor der Reform auf 350 (291,55) ECUlIOO kg im 
Jahre 1995 flillt. Femer wird die Intervention mengenmäßig begrenzt. Die interventionsmen
ge durfte im Jahre 1993 750.000 t nicht übersteigen. Diese Zahl lallt auf 350.000 t im Jahre 
1997. 

Eine unbeschränkte Intervention ist nur noch möglich, wenn der Marktpreis unter 60 % des 
Interventionspreises sinkt: 

Vor der Reform lag der diese Auslösungsschwelle bei 75 %. Die bestehenden Prämien fiir 
männliche Rinder, die fiir bis zu 90 Rindern zahlbar sind, betragen 1994/95 90 (75) ECU pro 
Tier. Sie werden nächstes Jahr auf 108 (90) ECU pro Tier erhöht. Die Prämie kann zweimal 
im Leben eines Tieres bezahlt werden, nämlich im Alter von 10 und im Alter von 22 Mona
ten. 

Regionale Referenzgrößen fiir die Herden sollten nach der Zahl der Prämien, die fiir 1990, 
1991 oder 1992 beantragt wurde, festgesetzt werden. Die Möglichkeit, das Jahr 1992 zu 
wählen, hat zu Mißbräuchen gefiihrt, so daß der Rat im diesjährigen Preispaket Referenz
größen je Mitgliedstaat festgesetzt hat. 

Die bestehende Mutterkuhprämie wird weiter gewährt und im Wirtschaftsjahr 1995/96 auf 
144 (120) ECU pro Kuh aufgestockt; sie wird jedoch begrenzt auf die Zahl von Tieren fiir 
die eine Prämie 1990, 1991 oder 1992 gewährt worden war. 

Der Erzeuger darf während 12 Monaten vom Tag des Prämienertrags an gerechnet, weder 
Milch noch Milcherzeugnisse aus seinem Betrieb liefern. Wichtig ist, daß die Zahl der Tiere 
(männliche Rinder und Mutterkühe), fiir die Prämien bezahlt werden, durch eine neu einge
fiihrte Bestandsobergrenze limitiert wird. 1994 darf die Zahl der Rinder pro ha nicht über
steigen. Ab 1996 sind nur noch 2 Großvieheinheiten pro ha Futterfläche zulässig. Kleinbe
triebe mit weniger als 15 Großvieh einheiten unterliegen der Bestandsobergrenze. 

Zur Extensivierung der Erzeugung können die Prämien fiir männliche Rinder und die Mut
terkuhprämie um 36 (30) ECU je Tier aufgestockt werden, wenn die Betriebe nachweisen, 
daß die Bestandsobergrenze während des gesamten Jahres unter 1,4 GVE pro ha Futterflä
che liegt. 

Die Kommission hoHt, daß diese Maßnahmen es der Gemeinschaft ermöglichen, die Erzeu
gung zu begrenzen und den Selbstversorgungsgrad etwa bei 100 % zu halten. Dieser Selbst
versorgungsgrad betrug vor 2 Jahren noch fast 110 % und nähert sich jetzt 100 %. 
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2.2.2 Milchprodukte 

Im Milchsektor blieben die Refonnbeschlüsse weitgehend Papier. Die Milchquoten, die 1984 
eingefiihrt wurden, sind bis zum Ende des Jahrzehnts verlängert worden. Die Mitverantwor
tungsabgabe ist entfallen. Die Zusatzabgabe fiir Überschreitung der Milchquote, die 115 % 
des Richtpreises beträgt, wurde beibehahen. Doch die Senkung der Milchquoten um 2 % ist 
zwar beschlossen, aber nicht durchgefiihrt worden. Ja, der Rat hat dieses Jahr festgelegt, daß 
auch nächstes Jahr die Quoten unverändert blet"ben sollen. Dies ist bedauerlich. Die Senkun
gen des Interventionspreises fiir Butter um I % nächstes Jahr sind hierfiir kein Ausgleich, 
zumal wenn man bedenkt, daß die Quoten in Spanien, Italien und Griechenland im Zuge der 
Bereinigung der Situation in diesen Ländern angelioben wurden. Vom 1. Juli 1994 an beträgt 
der lnterventionspreis fiir Butter 3.265 (2.718) ECUllOO kg. Die Intervention greift aller
dings nur, wenn der Marktpreis auf92 % des Interventionspreises sinkt. 

2.2.3 Schaffieisch 

Die Mutterschatprämien, die das wichtigste Stützungsinstrument darstellen, lagen bereits auf 
der Linie der Reform der GAP. Die Reform hat dieses System deshalb nicht angetastet. Um 
den Anstieg der Produktion einzudämmen, hat der Rat jedoch individuelle Garantieschwellen 
pro Betrieb eingefiihrt. Der einzelne Erzeuger kann Prämien grundsätzlich nur fiir seinen 
Bestand im Jahre 1991 erhahen. 

2.2.4 Andere tierische Produkte 

Die Marktordnungen fiir Schweinefleisch, Geflügel und Eier haben sich nicht geändert. Die 
Senkung des Getreidepreises wird sich vorteilhaft auf diese Produkte auswirken. 

2.3 Weitere Produkte 

Die Reform hat einige Produkte ausgespart, deren Marktordnungen der Überprüfungen be
dürfen, insbesondere Zucker, Obst und Gemüse sowie Wein. Für die beiden letztgenannten 
Sektoren hat die Kommission Reformvorschläge vorgelegt. Ein Vorschlag zur Zuckermark
tordnung ist in Kürze.zu erwarten. 

2.4 Zusammenfassung 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Reform der GAP drei Schwerpunkte kennt: 

Verminderung der Preisstützung; 
Verstärkung des Gewichts der Direktzahlungen; 
Verbunden mit einer Reihe von differenzierenden produktionsbegrenzenden 
Maßnahmen. 

2.5 AgrarstrukturpoUtik 

Die Reform der GAP wird üblicherweise unter dem Gesichtspunkt der Änderungen gesehen, 
die sie fiir die Marktordnungen gebracht hat. Aber dies ist nur ein Teil davon. Mindestens so 
wichtig sind die Änderungen der Gemeinsamen Agrarstrukturpolitik, die leider in BfÜssel 
unter dem nichtssagenden Titel ,,flankierende Maßnahmen" gefiihrt werden. 

Es handelt sich um drei Maßnahmenpakete: 
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die Vorruhestandsregelung; 
das Aufforstungsprogramm; 
und das Beihilfeprogramm zur Förderung umweltgerechter Bewirtschaftung. 

In allen drei Programmen verschwinden die Unterschiede zwischen klassischer Agrarstruk
turpolitik und Marktentlastung. Dies findet seinen Ausdruck darin, daß diese Programme aus 
der EAGFL-Abteilung "Garantie", und nicht aus der Abteilung ,,Ausrichtung" finanziert 
werden. 

Die Vorruhestandsregelung erlaubt es den Mitgliedstaaten, Landwirten und landwirtschaftli
chen Arbeitskräfte, die mindestens 55 Jahre ah sein müssen, Beihilfen bis zur Erreichung des 
Pensionsahers zu gewähren. Voraussetzung ist, daß sie die landwirtschaftliche Tätigkeit 
aufgeben. 

Die Beihilfe kann die Form einer Abfindung, jährlicher Zahlungen unabhängig von der frei
gegebenen Fläche, jährliche Zahlungen pro ha oder eines Zuschlags zur Pension annehmen. 

Das freiwerdende Land kann von neuen Eigentümern genutzt werden, wenn sie sich zu einer 
umwehfreundlichen Bewirtschaftung verpflichten. Die jährliche Zahlung beträgt pro Betrieb 
höchstens 4.628 (4.000) ECU zuzüglich 289,25 (250) ECU pro ha bis zu einem Höchstbe
trag von 11.570 (10.000) ECU. Zahlungen können bis zu 10 Jahre gewährt werden, aber 
nicht über das 70. Lebensjahr hinaus. 

Unter den sogenannttlll Agrarumwehprogrammen sind u.a. beihilfefiihig: 

Bewirtschaftungsmethoden, welche die Umweitbelastung reduzieren; 

Maßnahmen zur Extensivierung der pflanzlichen und tierischen Erzeugung; 

Pflege von aufgegebenen Ackerflächen und Waldgebieten, wo dies aus Gründen des 
Schutzes der Umweh notwendig ist; 

langfristige Flächenstillegung aus Gründen des Umwehschutzes; 

Schuhmg und Weiterbildung von Landwirten in umwehfreundliche Bewirtschaft
tungsmethoden. 

Die Gemeinschaft finanziert bis zu 50 % und in regionalen Fördergebieten bis maximal 75 % 
der Kosten. 

Das Aufforstungsprogramm ist in ähnlicher Weise konzipiert. Es wrdert die Aufforstung von 
Agrarflächen und die Verbesserung der Struktur bestehender Waldflächen. Die Beihilfe kann 
fiir die Kosten der Pflege des Neuwalds in den ersten fijnf Jahren und fiir Einkommensver
luste, die aus der Aufforstung herrühren, gewährt werden. Innerhalb bestimmter Höchst
grenzen finanziert die Gemeinschaft bis zu 50 % der Kosten, in regionalen Förderungsgebie
ten bis zu 75 %. 

Die drei Programme, insbesondere das Programm zur Förderung umwehgerechter Bewirt
schaftung erfreuen sich großer Beliebtheit. Die veranschlagten Finanzmittel betragen über 
einen Fünfjahreszeitraum über 6 Mrd. ECU. Es ist nicht auszuschließen, daß zusätzliche 
Mittel erforderlich werden. 

Die zweite Gruppe von Maßnahmen, die hier Erwähnung finden, sind sogenannte 5b Pro
gramme, welche die Entwicklung des ländlichen Raums betreffen. Die 5b Porgramme sind 
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zwar etwas älter als die Reform der GAP, doch ist ihre Entwicklung in den vergangenen 
Jahren im Zusammenhang mit der Reform zu sehen. 

Es sind Programme, die darauf abzielen, die negativen Folgen, welche die Tendenz zur Spe
zialisierung und zu größeren Einheiten sowie produktionsbeschränkende Maßnahmen auf 
den ländlichen Raum haben zu mildern. Der ländliche Raum soll nicht veröden; seine wirt
schaftliche und soziale Struktur soll im Gegenteil gefestigt werden, wenn die Beschäftigung 
in der Landwirtschaft zurückgeht. 

Die 5b-Programme werden nicht nur vom EAGFL, Abteilung Ausrichtung, sondern auch 
vom Europäischen Regionalfonds und vom Europäischen Sozialfonds finanziert. 

Die Einbeziehung aller Strukturfonds erlaubt es, nicht nur im landwirtschaftlichen Bereich, 
sondern gerade auch außerhalb der Landwirtschaft Fördermaßnahmen zu verwirklichen. Die 
Förderschwerpunkte lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Diversifizierung der Land- und Forstwirtschaft; 

Entwicklung anderer Wirtschaftszweige; 

Entwicklung des Fremdenverkehrs; 

Schulung und Fortbildung. 

Diese Fördermaßnahmen können nur in bestimmten Gebieten gewährt ~erden, die ein unter
durchschnittliches BIP pro Einwohner aufWeisen und zwei der folgenden drei Kriterien erfiil
len: 

einen hohen Anteil landwirtschaftlicher Beschäftigung, 

niedrigeres landwirtschaftliches Einkommen, 

geringe Bevölkerungsdichte. 

Auch hier ist das Interesse in den Mitgliedstaaten groß. 

3 Die Auswirkungen der GATT-Verhandlungen 

Die Reform der GAP und die GATT-Verhandlungen sind zwei Seiten einer Medaille. Beide 
Initiativen, die Reformen und die GATT-Verhandlungen über Landwirtschaft, habe ihren 
Ursprung in der Überproduktion der achtziger Jahre und der daraus folgenden Zerrüttung 
der Weltagrarmärkte. Doch es besteht noch ein weiterer Zusammenhang, der in der Diskus
sion über Wohl und Wehe der Urugay-Runde fiir die europäische Landwirtschaft oft überse
hen wird. Dies ist das Interesse der Europäischen Union als einem der wichtigsten Agrarex
porteure daran, daß die Reform der Agrarpolitik nicht isoliert erfolgte, sondern in einen in
ternationalen Zusammenhang gestellt werden konnte. 

Auf diese Weise war es möglich, die Einhaltung vergleichbarer Verpflichtungen auch anderer 
großer Agrarer~uger, insbesondere der Vereinigten Staaten, zu erreichen. 

Das Ergebnis der GATT-Verhandlungen stellt eine Umwälzung der traditionellen Agrarhan
deIspolitik dar. Die Landwirtschaft stand zwar bisher nicht 'außerhalb des GATT. Es galten 
jedoch die Sonderregelungen hinsichtlich des Einfuhrregimes wie der Ausfuhrsubventionen. 
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Die interne Stützung war praktisch nicht erfaßt. Dies wird sich mit dem Inkrafttreten der 
neuen Welthandelsorganisation gIiindlich ändern. 

Alle Einfuhrbelastungen, die nicht normale Zölle darstellen, werden in Zölle umgewandelt. 
Die Zölle werden im Durchschnitt um 36 % gesenkt und auf diesem Niveau im GATT ge
bunden. 

Die Exportsubventionen werden sowohl hinsichtlich der Ausgaben wie der Menge limitiert. 
Die Ausgaben werden über einen Sechs-Jahreszeitraum um 36 %, die Mengen um 21 % re
duziert. Als Referenzperiode gilt der Zeitraum von 1986 bis 1990. 

Die interne Stützung wird zum ersten Mal einer internationalen Disziplin unterworfen. Sie 
muß um 20 %, bezogen auf den Referenzzeitraum 1986 bis 1988 reduziert werden. Dies 
bezieht sich allerdings auf die Stützung der gesamten Landwirtschaftsproduktion einer Ver
tragspartei und nicht auf einzelne Produkte oder Produktgruppen. Wichtig ist auch, daß 
Stützungsmaßnahmen, die Teil eines produktionsbegrenzenden Programms sind und sich auf 
historische Referenzgrößen beziehen, nicht der Abbauverpflichtung unterliegen. Dies sie rur 
die Reform der Agrarpolitik ein besonders wichtiges Element. 

Wie wirken sich nun die GATT-Verhandlungen auf die reformierte Agrarpolitik aus? Durch 
die Preissenkungen, besonders im Getreidebereich, aber auch bei Rindfleisch, hat die Tarifi
zierung ihren Schrecken rur die europäische Agrarpolitik verloren. Mit anderen Worten: 
auch nach Senkung der Zölle besteht noch ein ausreichender Außenschutz. 

Dort, wo im Rahmen der Reform keine oder nur geringe Preissenkungen vorgenommen 
werden, kann sich ein Bedürfuis fiir Preissenkungen ergeben, zum Beispiel fiir Reis, aber 
auch fiir Zucker. 

Die Begrenzung der Ausfuhrsubventionen wird es notwendig machen, die Entwicklung der 
Produktion in allen Bereichen, in denen die Ausfuhren von Subventionen abhängen, im Auge 
zu behalten:. Diese Verpflichtungen nötigen die Gemeinschaft, die bestehenden, zum Großteil 
im Rahmen der Reform eingefiihrten produktionsbeschränkenden Maßnahmen beizubehalten 
und, falls erforderlich, zu verschärfen. Dies betriffi insbesondere das Instrument der F1ä
chenstillegung, die zahlenmäßigen Begrenzungen und die Vorschriften über die Be
standsobergrenze bei Rindfleisch und Schaffieisch sowie die Milch- und Zuckerquoten. 

Was die interne Stützung angeht, so haben wir unsere Verpflichtungen durch die Reform 
bereits erfiillt. Dies könnte sich jedoch rasch ändern, wenn erhebliche agri-monetäre Anpas
sungen notwendig werden sollten. Sehr wichtig ist in diesem Zusammenhang, daß die Aus
gleichszahlungen fiir die Landwirte bei Getreide, Ölsaaten, bei Rindfleisch und bei 
Schaffieisch aufgrund der eben genannten Sonderregelung fiir Direktzahlungen im Rahmen 
eines produktionsbegrenzenden Programms nicht der Abbauregelung unterliegen. Dies stellt 
eine klare Bevorzugung dieser Form von Direktzahlungen gegenüber der Marktstützung dar. 

4 Auswirkungen auf die Ziele und Instrumente der GAP 

4.1 Ziele der GAP 

Der EWG-Vertrag ist mehrfach geändert worden, zuletzt durch den Vertrag von Maastricht. 
Artikel 39, der die Ziele der GAP definiert, ist seit 1958 unverändert geblieben. Mit anderen 
Worten, sie sind nachwievor fiir die GAP maßgebend. Ich darf sie Ihnen kurz ins Gedächtnis 
zurückrufen. Es handelt sich um: 
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Steigerung der Produktivität der Landwirtschaft; 

die Gewährleistung einer angemessenen Lebenshaltung der landwirtschaftlichen Be
völkerung; 

Stabilisierung der Märkte; 

Sicherstellung der Versorgung; 

die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen. 

Aber es ist natürlich unverkennbar, daß einerseits die Ziele dieser GAP heute anders gewich
tet werden als in den sechziger Jahren, als die Marktorganisation geschlossen wurde. 

Ferner sind neue Ziele hinzugetreten, ohne, daß dies in der Vertragsgrundlage der Europäi
schen Gemeinschaft einen Ausdruck gefunden hätte. 

Ich sehe eine Verschiebung in der Gewichtung der Ziele der GAP in dreierlei Hinsicht: 

Der Abbau der Preisstützung und der Abschied von einer Politik, die eine unbeschränkte 
AufuaIune von Mehrproduktion zu festgesetzten Preisen garantierte, zielt bewußt darauf ab, 
die Effizienz der landwirtschaftlichen Betriebe zu stärken, verfolgt eine doppehe Zielset
zung. Die landwirtschaftlichen Betriebe sollen zu einer stärkeren Orientierung am Markt und 
zu größerer Effizienz bei der Bewirtschaftung veranIaßt werden. In die gleiche Richtung 
zielen die sogenannten flankierenden Maßnahmen der Strukturpolitik, insbesondere die Er
leichterung des Vorruhestandes. 

Man kann diese Marktorientierung, wenn man will, den Zielen der Produktivitätssteigerung 
und der Stabilisierung der Märkte bereits entnehmen. Doch es ist offensichtlich, daß diese 
Ziele in der Vergangenheit nicht im Sinne einer stärkeren Orientierung der Betriebe am 
Markt interpretiert wurden. 

Der dritte Punkt, in dem ich eine Neuorientierung innerhalb der Zielsetzungen des Artikels 
39 sehe, ist die Begünstigung der kleineren Betriebe. Dies wird bei der Flächenstillegung, 
aber auch bei den Prämien fiir die Mutterkuhhahung deutlich, die Kleinbetriebe trotz Milch
produktion erhalten. Ich sehe darin eine Neuausrichtung des Ziels der Gewährleistung einer 
angemessenen Lebenshaltung. 

Bedeutsamer als die Verschiebung der Gewichtungen innerhalb der Zielsetzungen des r·NG
Vertrages ist das Auftauchen neuer Zielsetzungen. Hier geht es um den Schutz der Umwelt, 
die Förderung eines fairen internationalen Agrarhandelssystems und um die Entwicklung des 
ländlichen Raums. 

Die Bedeutung umweltgerechter landwirtschaftlicher Bewirtschaftung ist offensichtlich. 
Landwirtschaftliches Wirtschaften soll nicht nur Umweltschäden vermeiden, Landwirtschaft 
wird auf diese Weise selbst ein Faktor des Umweltschutzes. Offensichtlich ist, daß man sich 
dessen vor 30 Jahren zumindest nicht in der gleichen Intensiti't ~ewußt war. AndernfaIls 
hätte der Umweltschutz Eingang in den Zielkatalog des Art. 39 EWG-Vertrag gefunden. Die 
Reform sucht dieser neuen Zielsetzung durch Preissenkungen die Bestimmungen über die 
Flächenstillegung und über die Bestandsobergrenze fiir Großvieheinheiten sowie das neue 
Programm fiir umweltgerechte Bewirtschaftung gerecht zu werden. 

Artikel 110 des EWG-Vertrages bringt die Absicht zum Ausdruck, im gemeinsamen Interes
se zur harmonischen Entwicklung des Welthandels, zur schrittweisen Beseitigung der Be-
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schränkungen im internationalen Handelsverkehr und zum Abbau der Zollschranken beizu
tragen. Dies gilt auch fiir die Landwirtschaft. Die Europäische Gemeinschaft ist der größte 
Agrarimporteur der Weh. 

Doch ist nicht zu verkennen, daß die GAP in den sechziger, siebziger und achtziger Jahren 
zu Überschüssen gefiihrt hat, die nur mit erheblichen Subventionen auf dem Wehmarkt ab
setzbar waren. Die GAP wurde damit zu einep1 Störenfiied des intemationalen Agrarhan
dels .. 

Es ist jedoch unverkennbar, daß in Folge der Krise der achtziger Jahre, hier ein Umdenken 
eingesetzt hat, das seinen bisherigen Kulminationspunkt in der Urugay-Runde gefunden hat. 
Bis in die Mitte der achtziger Jahre hat die Europäische Gemeinschaft ProduktiQnsüber
schüsse einfach exportiert. Solange das Geld reichte, erschien dies relativ unproblematisch . 
In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre ging uns jedoch nicht nur das Geld aus, auch die 
handelspolitischen Konflikte im Agrarsektor häuften sich. 

Dies hatte zur Folge, daß die GAP intemational immer mehr ins Schußfeld geriet. Mit der 
Reform und insbesondere mit dem Abschluß der Urugay-Runde hat die Europäische Ge
meinschaft kund getan, daß sie sich als verantwortlicher Partner am Wehagrarhandel beteili
gen will. 

Unsere Agrareinfuhr wird weiter steigen. Gleichzeitig unterwerfen wir uns der neuen GA TI
Disziplin hinsichtlich der intemen Stützung und der subventionierten Ausfuhr. Dies liegt im 
ureigenen Interesse der europäischen Landwirtschaft, solange sie auf den Wehmärkten sub
stantien präsent blet"ben will. Es ist deshalb meines Erachtens nicht zu hoch gegriffen, wenn 
man die Förderung des neuen AgrarhandelssystetnS als ein neues Ziel der GAP bezeichnet. 

Die Erhahung des ländlichen Raums ist ein Ziel, das über die Agrarpolitik hinaus geht. Aber 
dieses Ziel kann die Agrarpolitik nicht gleichgühig lassen. Wenn der ländliche Raum abstirbt, 
stirbt über kurz oder lang auch die Landwirtschaft. Die Effizienzsteigerung und die Förde
rung der kleineren Betriebe muß auch in diesem Zusammenhang gesehen werden. Anderer
seits kann die Förderung des ländlichen Raums nicht der Agrarmarkt- oder der Agrarstruk
turpolitik überlassen blet"ben, wie ich bei der Erwähnung des Sb-Programmes bereits deutlich 
gemacht habe. . 

4.2 Die Instrumente der GAP 

Die Reform der GAP und die GATT-Verhandlungen haben die Instrumente der GAP ver
mehrt und das Gewicht unter den bestehenden Instrumenten verschoben. Vor der Reform 
hat in der Marktorganisation die Preisstützung dominiert, Direktzahlungen etwa fiir Lämmer 
und die Bullenprämie waren demgegenüber sekundär. In der Agrarstrukturpolitik dominier
ten die Investitionsfdrderung und ähnliche Programme und die Förderung der benachteilig
ten Gebiete. 

Die Reform der GAP hat die Preisstützung zugunsten der Direktzahlungen zurückgedrängt; 
die Ergebnisse der Urugay-Runde wirken in dieselbe Richtung. Neu sind die Direktzahlun
gen als Ausgleich fiir die Preissenkungen. Hierzu gehören die Ausgleichszahlungen fiir Ge
treide und Ölsaaten sowie die Erhöhung der Bullen- und Mutterkuhprämie. Vor der Reform 
wurden Preissenkungen im wesentlichen nicht durch Beihilfen kompensiert. 

Innovativ war die Reform jedoch vor allem bei produktionsbegrenzenden Maßnahmen. 
Maßnahmen zur Mengenbegrenzung der Produktion bestanden vor der Reform, vor allem in 
Form von Milchquoten und Zuckerquoten. 
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Diese Instrumente sind nun durch die Einfiihrung der Flächenstillegung fiir Getreide und 
Ölsaaten und die Besatzobergrenze bei Rindfleisch wesentlich erweitert worden. Auch hier 
liegt die Wurzel in der Reform der GAP. Doch das Ergebnis der Urugay-Runde, insbesonde
re die Verpflichtungen hinsichtlich der Verminderung der subventionierten Ausfuhr verstär
ken den Druck auf die Agrarpolitik, sich produktionsbeschränkender Mittel zu bedienen. 

Produktionsmindernd wirkt ebenfalls die Ausgestaltung der Ausgleichszahlungen und Prämi
en. Sie sind nun sämtlich an historische Referenzen gebunden: die Ausgleichszahlungen bei 
Getreide und Ölsaaten an eine historische Grundfläche und historische Erträge, die Bullen
und Mutterkuhprämien an historische Tierbestände. 

Dieser Ansatz hat sich aus der Diskussion in der Urugay-Runde über die sogenannte ent
koppelte Stützung entwickelt. Stützung, die an historische Referenzgrößen gebunden ist, gilt 
als weniger produktionstreibend als Stützung, die rur die aktuelle Produktion ohne jedes 
Limit gewährt wird. 

Meine Darstellung wäre unvollkommen, wenn ich eine Neuerung übergehen würde, die aus
schließlich auf die GATT -Verhandlungen zurückgeht. Ich meine die Ersetzung der variablen 
Abschöpfungen und der Schwellenpreise durch feste, spezifische Zölle, die in Zukunft in 
allen wichtigen Marktorganisationen den Einfuhrschutz übernehmen. Bei Getreide und Reis 
darf darüber hinaus der Einfuhrschutz einen bestimmten Prozentsatz des Interventionspreises 
nicht überschreiten. Als neue Instrumente, welche die Reform der GAP eingefiihrt hat, darf 
man auch die Erweiterung der Agrarstrukturpolitik durch Förderung des Vorruhestandes, 
der Aufforstung und umwehschützender Bewirtschaftung betrachten. 

Hier werden Programme der Mitgliedstaaten nach bestimmten Gemeinschaftskriterien von 
der Gemeinschaft innerhalb bestimmter Höchstgrenzen mitfinanziert. Der Anteil der Gemein
schaft beträgt im Regelfall50 %, in Fördergebieten 75 %. 

5 Die bevorstehende Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft 

Die bevorstehende Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft Um die vier EFTA-Länder 
Österreich, Finnland, Schweden und Norwegen bedeutet fiir die GAP eine zusätzliche Her
ausforderung. 

In allen vier Ländern ist der Anteil der Landwirtschaft am BIP gering, und der Anteil der in 
der Landwirtschaft Tätigen an der aktiven Bevölkerung niedriger als im Durchschnitt der 
Gemeinschaft. Doch ist die Landwirtschaft politisch einflußreich und bestimmt besonders in 
den nordischen Ländern das Lebensgefiihl eines großen Teils der Bevölkerung. Mit der Aus
nahme von Schweden haben die Beitrittsländer ein sehr viel höheres Stützungsniveau als die 
bestehende Gemeinschaft. Dies bedeutet u.a. erhebliche Preissenkungen fiir Österreich, 
Finnland und Norwegen. 

Alle vier Länder besitzen besondere Stützungsprogramme fiir benachteiligte Gebiete. Das ist 
in Österreich die Alpen- und Voralpenregion, in den nordischen Ländern entweder die ge
samte landwirtschaftliche Fläche oder wenigstens der Teil, der nördlich des 62. Breitengra
des liegt. 

Konfrontiert mit dieser Situation hat die EG in den Verhandlungen den Grundsatz durchge
setzt, daß alle vier Länder den Bestand der GAP übernehmen und daß Abweichungen nur 
unter zeitlicher Befiistung gewährt werden. 
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Hiervon gibt es Ausnahmen fiir die nördlichen Regionen der 3 nordischen Länder, die zwi
schen 13 und 55 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche erfassen. Für diese Gebiete dürfen 
mit Zustimmung der Kommission zusätzliche Direktzahlungen pro ha, pro Tier oder auch 
pro Produkteinheit Milch geleistet werden. Es handelt sich um Zahlungen, die aus den Haus
halten der betreffenden Länder geleistet werden. Zusätzlich gibt der Beitrittsvertrag Finnland 
und Norwegen die Möglichkeit, bei "ernsten Schwierigkeiten" zusätzlich nationale Beihilfen 
zu gewähren, die jedoch der Genehmigung der Kommission bedürfen. 

Hinsichtlich des Stützungsniveaus hat die Gemeinschaft keine Konzessionen gemacht. Zum 
ersten Mal wird bei einem Beitritt neuer Mitgliedstaaten der gemeinschaftliche Stützpreis 
vom ersten Tag an angewendet. 

Da das Niveau der Stützung in aIlen Ländern sinkt, wird die Übernahme der GAP voraus
sichtlich nur geringe oder sogar negative Auswirkungen auf die Produktion haben. Die indi
rekten Wirkungen des Beitritts auf die GAP dürften deshalb bedeutsamer sein als die direk
ten Auswirkungen. 

Zunächst einmal erweitert sich die finanzielle Basis der Europäischen Gemeinschaft. Dies 
kommt auch der Finanzierung der GAP zugute. Auf der anderen Seite verschärfen sich die 
strukturellen Unterschiede innerhalb der erweiterten Gemeinschaft. In den neuen Mitglied
staaten überwiegen kleinbetriebliche Strukturen, die gewohnt sind, auf abgeschirmten 
Märkten zu operieren. 

Dies und die Absenkung des Stützpreisniveaus wird zur Folge haben, daß Preissenkungen in 
Zukunft eher noch schwerer durchzusetzen sein werden als bisher. 

Auch die Berücksichtigung wirtschaftlicher und handelspoltischer Interessen wird nicht ein
facher werden, da, von Schweden abgesehen, die Beitrittsländer an eine strenge Abschottung 
ihrer Märkte und an subventionierte Ausfuhren gewöhnt sind. Der- Druck zur strukturellen 
Umstellung kommt fiir diese Länder in erster Linie aus der Mitgliedschaft in der Gemein
schaft und nicht so sehr vom Ergebnis der GATT -Verhandlungen. 

Dennoch werden die neuen Mitgliedstaaten die bestehenden Zielsetzungen und die von mir 
genannten drei Ziele mittragen. Das Umweltbewußtsein ist in allen vier Ländern hoch ent
wickelt. Die Förderung der kleineren Betrieb fällt auf fruchtbaren Boden und das Ergebnis 
der GATT -Verhandlungen ist überaIl akzeptiert. Die Verantwortung der Gemeinschaft rur 
das Funktionieren der neuen Welthandelsordnung ist offenkundig. 

6 Ausblick 

Was sind nun die Perspektiven fiir die Zukunft ? Ich glaube, daß die GAP nach den Stürmen 
der achtziger Jahre und den Fährnissen der GATT-Verhandlungen in ein ruhigeres Fahrwas
ser gefunden hat. Die Turbulenzen der achtziger Jahre resultieren aus nicht absetzbarer 
Überproduktion, die nicht mehr finanzierbar war und gleichzeitig zu schweren Konflikten 
mit unseren Handelpartnern, insbesondere den Vereinigten Staaten filhrten. 

Die Reform der GAP hat es nach Einschätzung der Kommission erlaubt, die Produktions
entwicklung in den Hauptsektoren in den Griff zu bekommen. Erforderlichenfalls müßten 
einzelne Maßnahmen verstärkt werden, doch ist das Instrumentarium jetzt vorhanden, um 
der tendenziellen Überproduktion Herr zu werden. 
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Die aus .dem GATT resuhierenden Verpflichtungen sichern das Ergebnis der Reform sowohl 
nach innen als auch nach außen ab. Die Handelskonflikte dürften daher der Vergangenheit 
angehören. . 

Das schließt punktuelle Kontroversen nicht aus, aber diese lassen sich leichter lösen wenn, 
auf das Ganze gesehen, eine neue .und vertrauensvolle Basis fiir den internationalen Agrar
handel geschaffen worden ist. 

Solange die Produktionsentwicklung beherrschbar ist, werden sich auch die Budgetproblerne 
in Grenzen halten. Nicht nur der bevorstehende Aufschwung der europäischen Wirtschaft, 
sondern auch der Beitritt der vier EFTA-Länder wird die finanzielle Basis der Europäischen 
Union stärken. 

Aber diese günstigen Perspektiven sollten nicht zu Selbstzufiiedenheit verleiten. Unsere 
mittel- und osteuropäischen Nachbarn stehen vor der Tür der EU, zwei davon, Polen und 
Ungarn, haben bereits angeklopft. Ihr Beitritt wird eine neue Herausforderung fiir die euro
päische Integration und nicht zult:rtzt fiir die europäische Agrarpolitik darstellen. 

Es wird eine Nenbesinnung über die GAP nötig machen, aber dies ist ein Thema fiir künftige 
Tagungen Ihrer Gesellschaft. 
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1 Introduction 

Agriculture occupied center-stage during much ofthe Uruguay Round ofmultilateral nego
tiations to Iiberalize world trade under the auspices ofthe General Agreement on Tariffs and 
Trade (GATT). A1though the world has witnessed considerable progress in reducing barriers 
to trade in manufactures since the 1950s, achieving more liberal trade in agriculture has pro
yen elusive, especially in the European Union (EU), United States, and other industrial 
countries where farm policies have sought to promote self-sufficiency through combinations 
of import controls and producers subsidies to increase the profitability of domestic farming 
and livestock production. In the European Union, the Common Agricultural Policy (CAP) 
has succeeded beyond expectations, transforming the Union from a net importer to net ex
porter of agricultural commodities and products. 

The achievements ofthe CAP, however, have been secured at high economic costs to con
sumers and taxpayers in Western Europe, but also competitive agricultural producers in 
other regions, including the Third World. Through a combination of support measures, in
c1uding especially the variable levy system, the CAP has induced considerable increases in 
the productivity ofEuropean farmers and resulted in surpluses of staple foods that are dispo
sed of through official food aid and export sales at below domestic prices. As compounded 
by similar programs in the United States, this has resulted in substantial distortions to world 
trade in agriculture and has contributed to lower, and less stable, levels ofworld prices for a 
wide range of agricultural commodities covered by farm programs in the European Union, 
including grains, bee~ butter, milk, oilseeds and products, and sugar. 

Argentina, Brazil, Thailand, and several other prominent agricultural-exporting developing 
countries joined Australia, Canada, and New Zealand to form a particularly effective bloc in 
the Uruguay Round negotiations, known as the Cairns Group. Not all developing countries 
brought pressure to bear for reform of agriculture during the Uruguay Round however. 
Many food-importing and low-income developing countries feared that their interests might 
be threatened by the negotiations on two important counts, namely, that globalliberalization 
of agricultural trade would (i) raise their food import costs and (ü) erode their preferences 
under the Lome Convention and other systems of trade preferences for less developed 

, D.A. DeRosa, P. Pinstrup-Andersen, S. Robinson, International Food Policy Research Institute,1200 17th 
Street, N.W.,Washington, D.C. 20036 U.S.A. 
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countries. Thus, however distorted international trade in agriculture was before the Uruguay 
Round, some developing countries viewed themselves as beneficiaries of the world agricul
tural trading environment.! 

2 The Uruguay Round and 1992 Cap Reforms 

The Uruguay Round presented some unprecedented challenges. By most accounts, however, 
the negotiations on agriculture were especially difficult, with e1ear divisions of interest 
among groups of industrial and developing countries in support of thoroughgoing reform of 
agricultural policies (United States and Caims Group) or more modest objectives in the di
rection of reform of policies distorting international trade in agriculture (European Union 
and Japan). 

A major difficulty underlying the agricultural negotiations was the e10se relationship between 
border measures (export subsidies and import controls), on one hand, and domestic farm and 
price policies regulating agricultural production, on the other hand. Essentially, the GATT 
negotiations could not proceed along traditionallines, namely, to liberalize trade by reducing 
the levels of tariffs and other protection measures alone. Domestic farm support programs 
had to be hoeralized at the same time, in order to "validate" the reduction ofborder measu
res distorting trade in agriculture. The negotiations came to categorize domestic policies 
according to two (and later three) "boxes" to which a new empiricaI measure, termed the 
aggregate measure of support (AMS), could be applied to assess and monitor the impacts of 
domestic agricultural policies on international trade (JOSUNG 1973 1975). To the first of 
these boxes, the so-called green box, were assigned domestic policies such as advisory servi
ces, domestic food aid and safety-net pro grams, environmental measures, and income sup
port and land set-aside payments. These policies were viewed as nontrade-distorting, becau
se they are largely "de-coupled" from agricultural output. The second major box, the so
called amber box, contained aII other domestic support policies, including the EU price 
maintenance and U.S. deficiency payments systems, and were deemed the proper objects of 
the Uruguay Round negotiations. 

Two developments during 1992(-93) were crucial to achieving the Uruguay Round agree
ment on agriculture. The first was the adoption of substantial reforms to the CAP in mid-
1992, while the second was the Blair House Accord in late-1992 between the European 
Union and United States, and Iater refined during "eleventh-hour" negotiations in December 
1993, in which agreement was reached to put aside certain differences in the interpretation 
oftheir respective agricultural support programs. 

In May 1992, in response to the steeply mounting fiscal burdens of the CAP and the Uru
guay Round negotiations themselves, the EU Council of Agricultural Ministers adopted a 
reform package, based on the so-called MacSharry Plan, covering several major commodi
ties: cereals, protein crops, oilseeds, beef and selected other meats, dairy, and tobacco. The
se reforms featured the complete removaI of domestic price support for oilseeds and the 
reduction of price supports for the other commodities covered by the reforms. They also 
featured the introduction of direct compensation payments and mandatory set-asides for 
large farmers. The Iatter provisions moved the CAP e10ser in major respects to the U.S. farm 
system and "Iess-coupled", but not de-coupled, officiaI support from production levels, po
tentially placing a higher proportion ofEU agricultural support measures into the green box. 

I For further general discussion, see VALDEs and ZIETZ (1980), KOESTER and BALE (1984), 
MATTHEWS (1985), PETIT (1985), HATHA WA Y (1987), and TYERS and ANDERS ON (1992). 
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The Blair House Accord, reached in November-1992, settled the most stubborn differences 
between the European Union and· United States conceming the categorization of thei! 
agricuhural support policies between green and yellow boxes. In effect, the bilateral agree
ment established a third box (the blue box) into which were placed both the U.S. deficiency 
payments system and the new CAP compensatory payments system, with the understanding 
that elements ofthe blue box, along with those already contained in the green box, would be 
exempt from the AMS calculation and, under a "peace clause", would not be subsequently 
contested through the GATT dispute proceedures by either party. The rationale for this 
compromise was that .both major programs, though still linked in part to output levels, are 
predominantly production-limiting programs, based on fixed area and yield factors. 

With the Blair House Accord and subsequent agreement by Japan and Korea to liberalize 
(over an extended period) their controls on rice imports, the Uruguay Round negotiations 
were finally concIuded in Oecember 1993. Under market access, the major accomplishment 
of the agreement on agriculture is the tariffication of all NTBs and the stipulation of a 36 
percent reduction, on average, ofbound tariff rates over the 6-year period of the agreement. 
Rules established for tariffication are not precise, and as a consequence high rates of tariff 
protection are expected to be bound by many countries. Circumventing this problem in part 
is the additional requirement that minimum access be guaranteed for previously restricted 
import categories, amounting to 3 percent of domestic consumption initially and 5 percent at 
the end of the implementation· period. (Ironically, this requirement promotes the 
establishment of tariff-rate quota systems in direct contradiction of basic GATT principles.) 
Under domestic subsidies, the limited items remaining in the yellow box after the Blair 
House Accord are subject to a reduction of only 20 percent, based on AMS calculations, 
over the horizon ofthe agreement. And finally, under export competition, expenditures on 
subsidies and the volume of subsidized exports must be reduced by 36 percent and 21 per
cent, respectively, over the period ofthe agreement. 

These terms apply mainly to industrial countries and advanced developing countries. For 
other developing countries the provisions of the Uruguay Round agreement on agriculture 
are less stringent, under the rubric of "special and differential treatment" for less developed 
countries. In the main, the period of adjustment to the new multilateral trading regime in 
agriculture is extended to 10 years. Also, subsidies accorded to food and agriculture sectors 
for "development purposes" are exempt from coverage. Thus, with the exception of tariffi
cation, the requirements for compliance to the terms ofthe new agreement by less developed 
countries are very limited. 

Early estimates of the impacts of thoroughgoing h'beralization of industrial-country farm 
policies, based on simulations of multi-sector partial equih'brium and general equilibrium 
models (e.g., BURNIAUX et al. 1990; PAGE, OAVENPORT and HEWIT 1991), indicated 
that the total volume of world trade in agriculture would expand by about 25 percent, with 
an accompanying increase in the aggregate level ofworld prices for agricultural products of 
10-15 percent. Under the terms ofthe new agriculture agreement, the changes in internatio
nal trade and prices will be ~onsiderably smaller. Although precise estimates are not possible 
without the benefit of a well-developed economic model, it is difficult to envision that, cete
ris paribus, the long-run expansion of trade in agriculture by efficient exporters in response 
to greater market access will be more than ·5-10 percent OT that the long-run increase in 
world prices for agricultural commodities will be more than 2-5 percent in the aggregate and 
5-10 percent for some subgroups, such as food grains (FAO 1994; OE HAEN and 
SCHMIDHUBER 1994). 

These lowered expectations may be disappointing, but many agricultural and trade policy 
analysts point to the success ofthe Urnguay Round negotiations in finally bringing agricultu-
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re into greater conformity with the basic principles of the GATT and to the potential of futu
re multilateral trade negotiations for achleving greater.iiberalization of trade in agriculture 
(e.g, JOSUNG et al. 1994; SANDERSON 1994). Against this view, how~' 'lr, must be 
weighed the view of critics who point to the unabated strength of administere ... arrangements 
in agriculture left in place by the Uruguay Round agreement, and the creation of new admi
nistered arrangements in the case ofthe tariff-rate quotas mandated under the market access 
provisions ofthe new agreement. To these critics, future negotiations to liberalize trade in 
agriculture will continue to be hindered by the still effective political consensus in favor of 
agricultural support programs in the major industrial countries. 

3 lmplications for Developing Countries 

The effects ofthe recent CAP and Uruguay Round reforms on the food and other agricultu
ral trade of developing countries are considered here with reference to the circumstances of 
118 non-fuel exporting developing countries, whose number includes 47 low-income coun
tries, 31 low-income food deficit (UFD) countries, and a large number of countries classi
fied predominantly as agricultural-expoiting countries (40 countries). In 1992, these coun
tries accounted for agricultural exports and imports amounting to about $180 billion, or 25 
percent ofworld trade in agriculture. 

The agricultural policy reforms in the European Union and other industrial countries should 
be expected to affect favorably the export prospects of the agricultural-exporting countries 
(through increased market access and higher world prices) and unfavorably the import costs 
ofthe food deficit countries (through higher world prices for food commodities). Thus, the 
recent reforms are something of a double-edged sword, providing the potential for both eco
nomic benefits and costs to developing countries, depending in the fust instance upon the 
nature of each country's agricultural trade. Indeed, considerable concem has been voiced for 
the burdens that global agricultural policy reforms might place on the UFD countries, which 
consist of mainly China and countries in Sub-Saharan Afiica and South Asia. A number of 
these countries, however, are also agricultural- and diversified-exporting countries, in which 
case they might enjoy offsetting gains from increased eamings from exports of agricultural 
commodities or manufactures. 

The basic implications ofthe global reforms to a~,,-~ture for the trade prospects ofthe non
fuel exporting developing countries can be asse~d using some ad hoc estimates of increa
ses in market access and world prices resulting fr,m the Umguay Round agreement: 

TableI: Assumed Increases in Market 4ccess and World Prices for LDCs 

Percentage Increase in 

Market Access World Prices 

Agricultural Exports 5 2 

Agriculturallmports 

Food commodities 0 10 

Other commodities 0 2 

These estimates are purposely biased in favor of producing high increases in food import 
COstS and low increases in agricultural export earnings, owing in particular to the underlying 
assumptions of: (i) perfectly inelastic demand for food imports in developing countries, (ü) 
substantially greater increases in world prices for staple foods than other agricultural com
modities, and (ili) minimal increases in market access for illC agricultural exports. At the 
same time, however, they incorporate the optimistic assumption that agricultural export 
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supply in less-developed countries is sufficiently elastic to respond strongly to improved 
world market conditions. 

The simulation results are presented in Table 2. They suggest that the EU agricultural policy 
reforms in concert with the Uruguay Round agreement on agriculture will result in increased 
earnings from agricultural exports of$1.4 billion for low-income LOCs and $4.9 billion for 
middle- and high-income LOCs. The results for the food deficit countries provide an indica
tion of the potential increase in demand for food aid, namely, where higher earnings from 
agricultural exports are insufficiently to cover increases in food import costs. They suggest 
that 12 ofthe 31 LIFO countries will experience increased food import costs ($100 million) 
that can not be covered by increased earnings from exports ($35 million). The potential in
crease in demand for food aid ($65 million) implied by these results, however, is predomi
nantly accounted for by only 4 countries: Bangladesh ($9 million), Ethlopia ($9 million), 
Haiti ($10 million), and Mozambique ($17 million). 

As a group, the LIFO countries are estimated to expand their total earnings from agricultural 
exports ($1.2 billion) by a margin that widely exceeds their increased costs offood imports 
($0.5 billion). Thus, with the important exceptions ofBangladesh and three other countries 
(Ethlopia, Haiti, and Mozambique) 10ng-suffering from repressive economic as well as poli
tical regimes, the recent reforms to the agricultural policies ofthe European Union and other 
industrial countries do not appear to warrant substantial multilateral concems for the trade 
prospects oflow-income food deficit countries, principally because these countries also tend 
to be agricultural-exporting countries and thus are potential beneficiaries of the reforms to 
agricultural policy regimes in the major industrial countries. This concIusion, however, re
mains to be weighed against other factors, especially the export supply capabilities of LIFO 
and other low-income developing countries in which economic policies often give rise to a 
bias against agriculture, impairing their ability to respond to opportunities for increased ex
ports (e.g., BAUTISTA and VALOES 1993). 

CHANGES IN ACCESS TO MARKETS IN THE EUROPEAN UNION 

General Access 

The Uruguay Round commitments by the European Union to hl>eralize measures regulating 
agricultural imports are broadly consistent with the details ofthe outcome ofthe Uruguay Round 
di.scussed previously, though some uncertainty surrounds their consistency with the 1992 CAP 
reforms (lOSUNG et aI. 1994; WEYERBROCK 1994b). Under the requirements for 
tariffication, rates of tariff protection will be set at very high levels, generally in excess of 150 
percent. Moreover, the tariff rates for some "sensitive" food commodities will exceed 200 
percent: miIIed rice (289 percent), husked rice (215 percent), raw sugar (241 percent), refined 
sugar (267 percent), beef(237 percent), milk powder (341 percent), and butter (341 percent). 
And, with regard to the bound reductions in tariff rates, somewhat lower rates of reduction than 
the mandated average of36 percent under the Uruguay Round agreement are s1ated for products 
of greater export potential for low-income developing countries, such as sugar and olive oil (both 
s1ated for reductions of 20 percent). Fma1ly, with regard to the minimum access requirements, 
increased access through the setting of tariff-rate quotas is programmed to increase to at least 5 
percent of domestic consumption, in conformity with the terms ofthe new GA TI agreement 
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Table 2: Changes in Agricultural Trade of Non-Fuel Exporting Developing Coun
trieB 

Low-Income Countries' Middle- and Hi&!!-Income Countries 

Cereal Cereal 
Exports Iml!!rts Im~ Ex!!!!!! Iml!!rts ImI!!ns2 

(miIIions ofU.S. dollars, 1992 baseline) 

All Countries (34) 3/ 1,354 770 552 All Countries (84)3 4,926 2,980 1,874 
Africa(22) 192 148 122 Africa(21) 409 255 199 
Asia(l1) 1,161 608 417 Asia(16) 1,675 868 403 
Latin America, Latin America, 
Caribbean (1) 2 14 12 Caribbean (28) 1,786 402 287 

Middle East, 
North Africa (9) 245 418 291 
Other Regions (10) 810 1,037 694 

Agricultural-Exporting Agricu1tural-Exporting 
Countries (17) 162 72 57 Countries (23) 1,233 224 151 

Africa (13) 140 60 49 Africa(8) 195 64 48 
Asia (4) 22 12 9 Asia(4) 101 46 33 

Latin America, 
Caribbean (11) 938 115 70 

Manufactures-Exporting Manufactures-Exporting 
Countries (2) 1,035 505 350 Countries (15) 2,513 1,117 530 

Asia(2) 1,035 505 350 Asia(5) 1,118 655 263 
Latin America, 
Caribbean (1) 625 145 116 
Middle East. 
North Africa (2) 103 75 48 
Other Regions (7) 667 242 102 

Diversified-Exporting Diversified-Exporting 
Countries (3) 20 51 38 Countries (11) 816 1,179 867 

Africa(1) 7 7 5 Africa (4) 163 140 111 
Asia (1) 11 29 20 Asia(2) 442 160 103 
Latin America, Caribbean (1) 2 14 12 Latin America, Caribbean (1) 6 2 1 

Middle East.North Africa (3)88 100 71 
Other Relrions (1) 117 777 581 
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Food Deficit 

Countries(31)4 1.241 711 
Africa (21) 179 146 

Benin (DX) 7 7 
Burkina Faso (OX) 9 6 
Burundi (AX) 5 I 
Cent Afr Rep (AX) 2 2 
Chad(AX) 7 I 
Comoros (AX) I I 
Eq Guinea (AX) 0 I 
Ethiopia (OX) 11 22 
Gambia (AX) I 4 
Ghana(AX) 21 11 
Guinea (OX) 2 \0 
Guinea-Bissau (AX) 0 3 
Kenya(AX) 44 \3 
Lesotho (OX) I 7 
Madagascar (AX) 10 5 
Malawi (AX) 26 11 
Mali (AX) 18 4 
Mauritania (OX) 3 7 
Mozambique (OX) 3 21 
Niger (OX) 4 5 
Rwanda (AX) 4 2 

Asia (9) 1.061 551 
Afghanistan (AX) 6 7 
Bangladesh (DX) 11 29 
Bhutan (AX) 0 I 
Cambodia (OX) 1 3 
China (MX) 811 416 
India (MX) 224 89 
Laos(AX) 2 I 
Maldives (OX) 0 I 
Nepal (OX) 5 3 

Latin America, Caribbean (I) 2 14 
Haiti (DX) 2 14 

515 
121 

5 
5 
I 
I 
I 
1 
o 

20 ## 
3 ##. 

8 
8 ## 

.2 ## 
11 
5 ## 
4 

11 
3 
6 ## 

20 ## 
4 
2 

382 
6 

20 ## 
1## 
2 ## 

281 
69 

1 
1## 
I 

12 
12 ## 

Sources:F AO (1992) and authors' calcu1ations assuming increased global market access for agricultural 
exports of developing countries of 5 percent, inelastic demand for agricultural imports by developing 
countries. and increased international prices for food and other agricultural commodities of 10 percent and 2 
percent. respectively. 

Notes:For the food deficit countries. symbols (##) denote increases in cereaI import costs not matched by at 
least equal increases in agricultural export earnings. 

I Per capita incomes less than $426 in 1986. 

SITC 041-046. 

3 Includes non-fuel exporting countries classified as mineral-exporting countries. exporters of services. or 
recipients of private transfers. 

4 Low-income countries that are net importers of cereaI commodities. The exporting-country category in 
which each food deficit country falls is indicated in parentheses: agricultural-exporting (AXl. 
manufactures- exporting (MX). diversified-exporting (DX). and other (OX). 

Preferentia1 Access 

Ofsomewhat greater relevance for a number ofdeveloping countries is the disposition ofthe 
EU preferences extended to exports from the ACP (African, Caribbeän, and Pacific) COWl

tries under the Lome Convention. In principle, these preferences will be eroded by the re-
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duction of most-favored-nation (MFN) tariff rates for agricuhural and tropical products. 
Similarly, any rents enjoyed by ACP exporters will be eroded by the reduction of domestic 
support measnres. Finally, LDC exporters of some tropical products, especially cassava im
ported from Southeast Asia and Sub-Saharan Africa, will face reduced eamings because of 
the diminished incentives under the CAP reforms for substituting tropical products for do
mestically produced feed grains and other agricuhural commodities used as inputs. 

Notably, at least two important food commodities for which the European Union extends 
trade preferences to ACP countries are not covered by the 1992 CAP reforms: sugar and 
bananas. Not unlike the situation in the United States, sugar is highly protected in the Euro
pean Union and increased market access is held to a minimum. Thus, rights to preferential 
access to EU markets by ACP exports of sugar remain of considerable value to the quota
holding countries. With regard to bananas, measnres adopted in July 1993 by the European 
Union to assist ACP countries actua1ly increased tariffs and administered restrictions against 
imports of bananas from non-ACP countries, principally increasing restrictive controls on 
imports of"dollar bananas" from Latin America. U.S. and local exporters ofLatin American 
bananas, however, have appealed to the EU authorities (and to the GATT) to reconsider the 
new import policy, and consumer and fn!it marketing interests in Germany, the EU's largest 
importer ofbananas, have petitioned the European Court of Justice to set aside the new po
licy. 

The Foreign Aid Issue 

Although the benefits oftrade preference schemes are often limited (e.g., LAIRD and SA
PIR 1987; DAVENPORT 1992), policymakers in less developed countries tend to value 
trade preferences highly, while policymakers in the European Union as weil as Japan and the 
United States have come to regard them as important instruments of foreign aid that do not 
require direct fiscal outlays. 

On balance, the loss of preferential access to European markets for the agricultural exports 
ofless developed countries seems to be relatively limited under the recent CAP reforms and 
Uruguay Round agreement. Nonetheless, the value ofpreferences for LDC imports is likely 
to remain an issue, and future reforms to the CAP will confront an important foreign aid 
issue more directly. Specifically, EU policymakers will come under increasing pressure to 
compensate less developed countries for their losses of quota and other rents associated with 
the present preferential trading arrangements surrounding agricultural products. Where these 
losses cannot be fully recompensed by demonstrable increases in general access to European 
markets, additional technical assistance or other forms of assistance to increase agricultural 
productivity in the affected cowitries should be considered. Above a1l, the remedies should 
attempt to place future EU trade relations with the less developed countries more squarely 
on a most-favored-nation basis, to encourage LDCs to compete mainly on the strength of 
their underlying comparative advantage in agricuhure and/or other sectors. 

A related issue for policymakers in the European Union concems the future offood aid. The 
Uruguay Round agreement on agricuhure gives assnrances to current food aid-recipient 
countries that this aid will be maintained at reasonable levels. But domestic political support 
for maintaining food aid might still decline in the face of reduced EU surpluses of grain un
der the current or future CAP reforms, in which case_EU commitments to low-income food 
deficit countries might become more difficult to keep. In this regard, a gradual decline in 
food aid could be of long-run benefit to many aid recipients, to the extent that food aid 
shipments reduce incentives for greater domestic production of food staples in low-income 
and other developing countries that possess ample arable land and other agricultural resour
ces. But, once again, the reduced foreign aid should be considered with a view to also pro-
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viding some measure of compensation in the form of increased access to EU markets and 
added technical assistance, to help less developed countries with a comparative advantage in 
agriculture adjust in an efficient economic manner. 

RESPONSE TO CHANGES IN THE WORLD AGRICULTURAL TRADING 
ENVIRONMENT 

Although the effects of the recent CAP and Uruguay Round reforms on world prices for 
food and other agricultural commodities are likely to be small, some upward pressures on 
prices will occur. The potential effects on various groups of developing countries were 
discussed previously for basic assumptions regarding increased market access and the ex
pected adjustment of agricultural prices in world markets, but notably assuming that export 
supply is unconstrained in developing countries. The actual effects on trade will depend on a 
nmnber of factors specific to each country, especially in regard to the degree of price trans
mission to the local economy and the supply response of domestic agriculture. Therefore, 
the domestic policy environment and the structure of the agricultural sector are of critical 
importance to minimize negative and maximize positive effects in developing countries in the 
long-run. 

Domestic economic policies or market arrangements that do not permit a high degree of 
price transmission to farmers will reduce the long-term benefits of international agricultural 
reforms because farmers will not get the proper signals to expand production and productivi
ty. However, even in the case of a high degree ofprice transmission, the aggregate supply 
response may be very limited because of non-price constraints in domestic agricultural pro
duction such as poor infrastructure, inefficient and ineffective markets, lack of appropriate 
technology and production inputs, and inefficient production methods. In fact, recent studies 
show that the aggregate supply response in the agricultural sector oflow-income developing 
countries is usually low where infrastructure bottlenecks and other severe non-price con
straints are important factors (e.g., MELLOR, DELGADO, and BLACKIE 1987). The 
supply response of individual commodities is usually much higher however. Thus, some 
gains in domestic production might still be obtained by changing commodity composition in 
response to changing relative prices. 

The complementarity between changes in the international trading environment and domestic 
policies and sector structure is therefore at the core of the question of how developing 
countries will be affected by the new GATT agreement in general and the recent CAP re
forms in particulaL Improvements in the international trading environment are not a viable 
substitute for sound policies and structural changes in ~eveloping countries. This is true for 
net importers as weIl as net exporters (e.g., TYERSand ANDERSON 1990). The initial 
negative effects to net importers of international price increases may be turned into positive 
long-term effects in cases with high degree of price transmission to domestic farmers and 
where non-price constraints to production are not seriously binding. Similarly, the initial net 
gains to net exporters may be enhanced under these conditions. 

4 The Way ahead 

The future is likely to wituess continuation ofmany ofthe political and economic challenges 
faced by agriculture in the European Union and Third World during the last decade, creating 
pressures for further liberalization of agricultural policies in the European Union and a wide 
range of economic policies impinging on agriculture in the less developed countries. 
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Tbe European Union is Iikely to face continued pressures for reform of the Common 
Agricultural Policy emanating from at least two quarters. First, given tbe limited extent of 
reforms to agriculture under the Uruguay Round agreement (and notwitbstanding tbe ag
reement's peace clause), the United States and Cairns Group should be expected to continue 
to raise disputes with the Western European countries over agricultural support policies. 
Also in tbis vein, the fiscal costs ofthe CAP could begin (indeed, already bave begun) to 
climb again, as the new compensatory payments system comes into force and farmers de
monstrate their ability to generate productivity increases under the new, albeit lower, rates 
of administered prices and protection from foreign competition. Tbus, after the turn of tbe 
century a second agriculture-focused round ofmultilateral trade negotiations could become 
a necessity, to preserve and build upon the tentative first steps taken by the Uruguay Round 
toward~ thoroughgoing reform of agricultural policies in the global trading system. 

Second, the European Union faces tbe emergence and necessary integration into the world 
economy of the former Soviet Union and the other newly independent countries of Eastem 
Europe, possibly as part of the enlargement of the Union itself In this regard, among the 
most important cballenges to the European Union will be the adoption of furtber reforms to 
tbe CAP to provide the countries of Eastem European witb open markets for tbeir potential 
surpluses of agricultural commodities that are within their comparative advantage to produ
ce and export competitively (TYERS 1994; WEYERBROCK I 994a ). 

Tbe expansion ofworld trade in agriculture resulting from further multilateral trade negotia
tions under the GATT or unilateralliberalizations of agricultural policies in the major indu
strial countries can provide important opportunities for expanding the exports of developing 
countries. But the poor export performance of many less developed countries during the last 
decade can be traced in important respects to losses in international competitiveness vis-a
vis otber developing countries that bave adopted more liberal trade regimes (e.g., BADlA
NE and KINTEH 1994). Tbe benefits of global trade liberalization to many low-income de
veloping countries with export competitiveness problems are Iikely to be inferior to the 
benefits that could be enjoyed from initiating trade and otber macroeconomic reforms unila
terally. Indeed, in many low-income developing countries, extensive controls on both ex
ports and imports, designed to promote industrialization and to diversifY exports beyond tbe 
limits of tbeir comparative advantage, bave restrained agricultural productivity and led to 
poor maintenance of rural infrastructure. In this environment, many low-income countries 
may not be able to respond to tbe improvements in the extemal agricultural trading environ
ment occasioned by CAP or GATT reforms. 

In many parts ofthe Third World, the political as weil as economic cballenge remains a long
standing one: to reduce the bias against agriculture and in so doing to realize the potential of 
agriculture for contributing to bigher rates of macroeconomic growtb. Witb complementary 
improvements to regulatory and infrastructure policies, success in meeting this challenge is 
to be found importantly in the pursuit of economic policies providing for greater "openness" 
to foreign trade and investment, following the example of the major industrial countries but 
also a growing number of developing countries in Asia and Latin America. Uille in pre
vious decades, however, the opportunity costs to less developed countries of failing to meet 
tbis cballenge may be rising more steeply than in the past with the initiation of a process of 
multilateral reforms to the world agricultural trading environment occasioned by the recent 
CAP reforms and the Uruguay Round agreement on agriculture. 

24 



Summary 

This paper examines the 1992 reforms to .the Common Agricultural Policy of the European 
Union in conjunction with the final agreement ofthe Uruguay Round negotiations on agriculture, 
and the implications ofthese reforms for low-income and other developing countries. The recent 
reforms will have much smaller effects on international trade and world prices of agricultural 
commodities than widely anticipated at the outsel of Uruguay Round Nonetheless, trade and 
related economic gains to developing countries might still be appreciable if economic policy 
reforms and improvements to inftastructure bottlenecks and other non-price constraints are 
pursued simuItaneously in developing countries. Based on a simple empirical analysis, the paper 
also finds that with sufficient export supply response to the new international agricultural trading 
environment, all bot a limited nomber oflow-income food de1icit countries might increa!!tl their 
export eamings from agriculture sufficiently to cover the increased costs oftheir food imports. 

Pe3DMe 

"PecJ»opMa arapaHoA nOßHTH,.H Be H pa3BHBaD~HeCJI cTpaHiI" 

B 3TOH paGoTe IIccneAyeTcli BnllllHlle pecl>opMbI oG~eH cenbCKOX0311HCTBeHHOH 
nonllTIIKIl EC 1992 rOAa 11 nocneAHIIX cornaweHIIH YpyrBaHcKoro paYHAa rATT 
Ha HallGonee GeAHbie pa3BIIBaJ>~lIeCli CTpaHbI. OCHOBblB8lICb Ha OG~IIX aKTyanbHblx 
Ol.\eHKax '1aCTHblX 11 OG~IIX paBHOBeCHblX MOAeneH MOlKHO CAenaTb BbiBOA 0 TOM, 
'1TO 3T1I pecl>opMbI OKa3b1BaJ>T cnllWKOM cnaGoe BßlIlIHMe Ha MelKAYHapoAHYJ> 
ToprOBnJ> M L\eHbi MMpOBoro pblHKa, '1TO K Ha'lany YpytBaHCKoro paYHAa r ATT He 
OlKMAanOCb. 

Pa3BIIBaJ>~MeCli CTpaHbi MorYT nonY'lMTb :JKOHOMII'IeCKMe npeMMy~ecTBa B TOM 
cnY'lae, ecnll napanenbHO K MaKpO:JKOHOMM'IeCKMM M ToproBbiM pecl>opMaM GYAYT 
nllKBMAllpOBaTbClI Y3KMe MeCTa B MHcI>paCTpYKType, nonllTMKe IInll APyrMx 
Hel\eHOBblX npoGneMHblx ccI>ep. 3TMM MOlK HO GYAeT nOBblCMTb 
KOHKypeHTocnocoGHoCTb :JKOHOMMKM Tex perMOHOB, rAe nepe'lMCneHHble npoGneMbi 
IIMeJ>T Gonbwoe 3Ha'leHMe. 

Ha OCHOBe npocToro :JMnMplI'leCKOrO aHamna arpapHoH ToproBnM llR 
He:JKcnopTllpYJ>~MX Hecl>Tb cTpaH MOlK HO YCTaHOBMTb, '1TO npM ynY'lweHMM 
cTIIMynoB :JKnopTa BCe pa3BMBaJ>~MeCli CTpaHbI, 3a MCKnJ>'1eHlleM HeGOJlbWOrO 
'1MCna CTpaH MMeJ>~MX O'leHb GonbwOH Aecl>ML\IIT B cHaGlKeHIlM npOAoBOnbCTBMeM, 
CMorYT YBenM'IIITb AOXOAbi OT :JKcnopn arpapHOH npoAYKL\MM M nOKpblTb BbiCOKMe 
3aTpaTbi Ha IIMnopT npOAYKTOB nMTaHMlI. 
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EU-AGRARREFORM UND UMWELT 

von 

RudoIfVIEREGGE* 

Umweltschutz gewinnt langfristig mehr und mehr an Bedeutung fiir den Agrarsektor. Nicht 
nur national und EU-weit, sondern auch international wird Umweltschutz ein wesentliches 
Thema in der Diskussion um nachhahige Entwicklungsprinzipien. 

Insbesondere im Agrarsektor sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen neben dem Ord
nungsrecht das wichtigste Steuerungsinstrument auch fiir. den Umweltschutz. 

Deshalb freue ich mich, daß Sie als Agrarökonomen dem Thema Umweltschutz im Zusam
menhang mit der Agrarreform so breiten Raum zugestehen und mir Gelegenheit geben, mit 
Ihnen zu diskutieren. 

Die Auswirkungen der neuen EU-Agrarpolitik auf die Umwelt zeichnen sich erst ansatzwei
se ab. Zum einen sind die Reformbeschlüsse gerade gut zwei Jahre alt. Die Verwirklichung 
der letzten Reforrnschritte steht noch aus. Mit der Umsetzung der aus Umwelt sicht wichti
gen flankierenden Maßnahmen wurde im wesentlichen erst in diesem Jahr begonnen. 

Ich möchte deshalb mit der Frage beginnen, ob der Grundsatz der Reform aus Umweltsicht 
ein Schritt in die richtige Richtung war. Zunächst jedoch einige allgemeine Bemerkungen 
zum Thema Landwirtschaft und Umwelt: 

Die Landwirtschaft ist traditionell zunächst Verursacher positiver Umwehwirkungen: Be
stimmte extensive landwirtschaftliche Nutzungen haben halbnatürliche Biotope von erhebli
chem ökologischem Wert entstehen lassen (z.B. Trockenrasen, Streu- und Feuchtwiesen). 
Unsere Kulturlandschaft und die ökologische Vielfalt des ländlichen Raums sind erst durch 
Landwirtschaft entstanden. 

Mehr und mehr wurden die traditionellen Bewirtschaftungsformen aber zurückgedrängt. Die 
modeme Landwirtschaft ist zunehmend als Verursacher von Umweltbelastungen in die Kri
tik geraten. Eine ausfiihrliche Bestandsaufuahme der Umwehwirkungen der Landwirtschaft 
und der Veränderung von Agrarökosystemen wurde bereits 1985 durch den Rat von Sach
verständigen fiir Umweltfragen mit dem Sondergutachten "Umwehprobleme der Landwirt
schaft" vorgelegt. Die Thematik ist seitdem vielfliltig erörtert worden. Ich möchte deshalb 
nur ganz kurz darauf eingehen: 

Besondere Probleme fiir den Naturhaushalt ergeben sich aus einem hohen Einsatz von Pflan
zenschutz- und Düngemitteln. Besonders das Grundwasser und die Obert1ächengewässer 
sind durch Einträge gefährdet, aber auch nährstoffarme Biotope können zusätzlich durch den 
Eintrag von Pflanzenschutz- und Düngemitteln beeinträchtigt werden. 

Biotope wie Streuwiesen und Magerrasen, die erst durch landwirtschaftliche Tätigkeit ent
standen sind, werden durch Intensivierung der Bewirtschaftung und der Aufgabe der land
wirtschaftlichen Nutzung beeinträchtigt. 

Ministerialdirektor Dr. Vieregge, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Kennedyallee 5, 53175 Bonn. 
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Der Einsatz schwerer Maschinen, die Vergrößerung der Feldschläge, die Beseitigung von 
Landschaftsstrukturelementen, Wasserstandsabsenkungen und nicht standortgemäße 
Fruchtfolgen fUhren z.B. zur Beseitigung naturbetonter Biotope, zur Verminderung der Ar
tenvielfalt sowie zu Bodenverdichtungen und Bodenerosion. 

Verstärkte Aufmerksamkeit wird inzwischen aber auch den Emissionen luftgetragener Stoffe 
aus der Landwirtschaft gewidmet. Deshalb hat sich z.B. die Enquete-Kommission des Deut
schen Bundestages "Schutz der Erdatmosphäre" in ihrem jüngsten Bericht eingehend mit der 
Landwirtschaft auseinandergesetzt. Die Landwirtschaft hat erheblichen Anteil an den Emis
sionen der Treibhausgase Methan und Lachgas. Während Lachgas u.a. aus der Umsetzung 
von Düngemitteln im Boden entsteht, lassen sich die Methanemissionen vorrangig auf die 
Wiederkäuerhaltung zurückfUhren. Auch das indirekt klimawirksame Gas Ammoniak 
stammt überwiegend aus der Tierhaltung. 

Die Entwicklungen der Landwirtschaft und ihre Umweltwirkungen stehen natürlich in ur
sächlichem Zusammenhang mit den agrarpolitisch gesetzten Rahmenbedingungen. Ich kann 
hier keine umfassende Analyse der Zusammenhänge liefem, dies ist auch nicht meine Aufga
be, das können Sie als Wissenschaftler viel besser. Aber zur Erläuterung meiner Bewertung 
der Agrarreform sind vielleicht die folgenden Überlegungen wichtig. 

Die gemeinsamen Marktordnungen haben mit ihrem Mindestpreissystem die Produktion sti
muliert und damit wesentlich zu den Umweltproblemen im Agrarbereich beigetragen. Und 
zwar aus folgenden Gründen: Da Betriebsvergrößerungen durch Aufstockung der Flächen 
nur begrenzt möglich waren, bestand fiir die mit relativ wenig Fläche ausgestatteten Betriebe 
ein starker Anreiz, auf der knappen Fläche höchstmögliche Erträge zu erzielen. Nur so 
konnten akzeptable Betriebsgewinne erwirtschaftet werden. Dies geschah mit Hilfe enormer 
Intensivierungen insbesondere durch den verstärkten Einsatz von Düngemitteln, Pflanzen
schutzmitteln und Energie, der auf Grund der Preis-lKostenrelation auch wirtschaftlich war. 

Bei diesen auf Höchstertrag ausgerichteten Produktionsweisen lag die ökonomische Ober
grenze des Einsatzes von Düngemitteln in der Regel über dem Pflanzenbedarf. Die Auswa
schungsgefahr von z.B. Nitrat wurde bewußt in Kauf genommen, um die Ertragssicherheit 
zu gewährleisten. 

In Betrieben mit geringer Flächenausstattnng und Marktnähe. fand vielfach eine Spezialisie
rung auf intensive Tierhaltung statt. Das heißt, der Betrieb wurde intern über die Aufstok
kung der Tierbestände vergrößert. Die organischen Dünger (Gülle und Mist) wurden mehr 
und mehr als Abfallstoffe angesehen. Sie mußten auf möglichst geringer Fläche entsorgt 
werden. 

Die direkten Anreize zur Intensivierung wurden noch dadurch verstärkt, daß auf Grund die
ser Politikausrichtung Forschung und Entwicklung im wesentlichen aufIntensitätssteigerung 
und Ertragssteigerung ausgerichtet wurden. 

Die mittelbar durch die Markt- und Preispolitik bewirkte Knappheit der Fläche hat im Zu
sammenhang mit der Umsetzung des technischen Fortschritts letztlich auch zur Beseitigung 
naturnaher Landschaftsbestandteile beigetragen. Die Knappheit der Fläche bewirkte aber 
auch sehr hohe Boden- und Pachtpreise. Dies beeinträchtigte zusätzlich die Möglichkeiten 
des Naturschutzes zum Erwerb bzw. zur Pachtung schutZWÜTdiger Flächen. 

Durch die unterschiedlich hohen Preisstützungsniveaus der einzelnen Agrarprodukte ent
standen Verzerrungen der Preisrelation. Deshalb wurden hochsubventionierte Produkte ver
stärkt angebaut, andere hingegen zurückgedrängt mit der Folge verengter Fruchtfolgen. 
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Zusammenfassend kann man somit sagen, daß ein wesentlicher Teil der Umwehbelastungen 
auf die politikbedingte Überproduktion und die zu hohe Produktionsintensitität zurückge
fiihrt werden kann. 

Aus umwehpolitischer Sicht war deshalb der Reformansatz ein Schritt in die richtige Rich
tung. Die Reform zieh auf eine Minderung der Gesamtproduktion ab, dadurch ist mit einer 
gewissen Minderung der Emissionsgefahr zu rechnen. Durch die Trennung von Preis- und 
Einkommenspolitik und die Senkung der Stützpreise wurde der Anreiz zum übermäßigen 
Gebrauch von potentiell umweltgefährdenden Produktionsmitteln wesentlich verringert. Der 
Wert von Mist und Gülle als Ersatz fiir die verhältnismäßig "teuer" gewordenen Mine
raldüng~ wird wieder steigen. Dies unterstützt die Rückbesinnung auf betriebliche Kreisläu
fe. Grundsätzlich ~ind somit die agrarpolitischen Weichen richtig gestellt, um extensivere, 
umwehverträglichere Bewirtschaftungsformen zu begünstigen. 

Die Bindung der Ausgleichszahlungen an die Weiterbewirtschaftung mit Getrei
delÖlsaatenlHülsenfrüchten hat zwei Seiten. Zum einen wird ein Anreiz gegeben, auch auf 
Standorten weiterhin Ackerbau zu betreiben, auf denen dies ökologisch nicht erwünscht ist. 
Zum anderen bewahrt die Ausgestaltung der Ausgleichszahlungen kurz- bis mittelfristig vor 
einem Rückzug der Agrarproduktion aus Grenzertragsregionen, was die Landschaftsvielfalt 
beeinträchtigen könnte. 

Auch wenn gerade in der pflanzlichen Produktion im Durchschnitt mit Extensivierungen zu 
rechnen ist, bleibt abZuwarten, ob die Anpassungsreaktion auf allen Flächen und in allen Be
trieben in diese Richtung gehen werden. 

Wenn es darum geht, die wichtigste umweltpolitische Zielsetzung im Agrarbereich, nämlich 
die stoftlichen Belastungen durch die Landwirtschaft flächendeckend zu vermindern, zählt 
aber die einzelne Fläche und der einzelne Betrieb. Deshalb werden wir zur Durchsetzung 
einer ordnungsgemäßen Landwirtschaft weiterhin einen ausreichenden Rechtsrahmen brau
chen. 

In den vergangenen Jahren wurde ein Agrarumweltrecht entwickelt, das vor allem Regelun
gen im Pflanzenschutzrecht, im Natur- und Gewässerschutzrecht, im Baurecht und im Ab
fallrecht enthäh. In einigen Bundesländern schreiben Gülleverordnungen sowohl Höchst
mengen als auch zeitliche Begrenzungen fiir das Aufbringen von Gülle auf landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzten Flächen vor. Durch die verschärften Standards im Bereich des 
Pflanzenschutzes und des Trinkwasserschutzes ist die Landwirtschaft zur weiteren Vermin
derung des Betriebsmitteleinsatzes aufgefordert. 

Wo das bestehende Instrumentarium noch keinen durchgreifenden Schutz der Umwelt ge
währleistet, sind Ergänzungen und Präzisierungen notwendig. Wir brauchen z.B. bundesein
heitliche Anwendungsvorschriften fiir eine bedarfsgerechte Düngung. Kernpunkt der geplan
ten Düngeverordnung soll sein: Die Ausrichtung der Düngung nach Art, Menge und Zeit
punkt auf den Nährstoflbedarf der Pflanzen unter Berücksichtigung des Gewässerschutzes 
sowie die Ausnutzung der techilischen Möglichkeiten zur Minderung der Emissionen. 

Die Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik entbindet auch nicht von der Notwendigkeit, nach 
wie vor weitere Maßnahmen zu prüfen. Ich denke dabei z.B. an Abgaben auf bestinunte 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel. 

Ich möchte nun aber zur Beurteilung der agrarpolitischen Reformmaßnahmen zurückkom
men. Ich habe bereits mehrfach gesagt, daß die Reformheschlüsse in die richtige Richtung 
zielen, wenn ich jedoch die konkrete Ausgestaltung anschaue, so hätten die negativen Aus
wirkungen der Landwirtschaft auf die Umweh sicherlich noch weiter vermindert werden 
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können. Aber gerade die Beurteilung einzelner Tei1maßnahmen ist aus Umweltsicht schwie
rig. Als Beispiel kann die konjunkturelle Stillegung von Ackerflächen dienen. Flächenstille
gungen fUhren zwar zu einein Rückgang der eingesetzten Gesamtmengen an Düngemitteln 
und Pestiziden. Dies ist aber zunächst auf die Rücknahme der bewirtschafteten Fläche zu
rückzufUhren. Die direkten ökologischen Wirkungen der Stillegung hängen von den jeweili
gen standörtlichen Gegebenheiten und der Form der Stillegung ab und sind dadurch sehr 
unterschiedlich. 

Grundsätzlich fUhren Brachen zu einer erwünschten Erweiterung der häufig zu engen 
Fruchtfolgen. Sie stellen deshalb unter dem Gesichtspunkt der Artenvielfalt in Gebieten mit 
Intensivlandwirtschaft eine Verbesserung dar. 

Auf Dauerbrachen wurden zumindest zeitweilig erheblich höhere Artenzahlen festgestellt als 
auf Rotationsbrachen. Während bezüglich der Artenvielfalt eine Spontanbegrünung günsti
ger zu beurteilen ist, wird unter dem Gesichtspunkt des Gewässerschutzes eine Einsaat ge
fordert. Daneben ist die Stoffj>roblematik abhängig von der vorangegangenen Bewirtschaf
tungsintensität, vom Umbruchzeitpunkt und den Folgekulturen. Ich möchte noch einen wei
teren Aspekt nennen. So können z.B. nach Ablauf des Stillegungszeitraumes Brachflächen 
häufig mit mechanischer Unkrautbekämpfung nicht wieder kulturfiihig gemacht werden, so 
daß bei der späteren Bewirtschaftung erhöhte Herbizidaufwendungen notwendig werden. 
Dauerhafte Lösungen im Sinne des Umwelt- und Naturschutzes können die kurz- bis mittel
fristigen ungesteuerten Stillegungsprogramme nicht bieten. Hier wären räumlich gesteuerte 
Maßnahmen mit jeweils spezifischer Zielsetzung und längerfristigem Verlauf notwendig. 
Möglichkeiten in diese Richtung sehe ich im Bereich der Programme nach der Verordnung 
(EWG 2078/92) doch hierauf komme ich später noch zu sprechen. 

Ein weiterer Bereich der Agrarreform, der aus Umweltsicht ambivalent zu beurteilen ist, ist 
die Möglichkeit, auf den stillgelegten Flächen nachwachsende Rohstoffe anzubauen. Das 
Interesse der Landwirtschaft, durch eine verstärkte Nutzung nachwachsender Rohstoffe zu
sätzliche Einkommensquellen zu erschließen, deckt sich dort mit den Interessen der Um
weltpolitik, wo bestehende Umweltprobleme mit Hilfe der Verwendung von Produkten aus 
nachwachsenden Rohstoffen gemindert werden können. Dies kann z.B. im Energiebereich 
durch einen Beitrag zur Reduktion klimaschädlicher C02"Emissionen sein, im Bereich des 
Gewässerschutzes durch die Verwendung bioabbaubarer Öle und Fette z.B. als Schmier-, 
Trenn- und Betriebsstoffe, im Bereich der Abfallwirtschaft durch bioabbaubare Verpackun
gen oder im Bereich der Abwasserreinigung durch biologisch abbaubare Inhaltsstoffe in 
Wasch- und ReinigungsmitteIn. 

Aus Umweltsicht differenzierter zu betrachten ist der Anbau der nachwachsenden Rohstoffe. 
Sofern die Stillegung positive Umwelteffekte mit sich bringt, gehen diese beim Anbau nach
wachsender Rohstoffe natürlich verloren. Deshalb ist es umso wichtiger, daß beim Anbau 
nachwachsender Rohstoffe die gleichen Regeln ordnungsgemäßer Landwirtschaft wie bei der 
Nahrungsmittelproduktion beachtet werden. Wichtig ist auch, daß der Anbau von nach
wachsenden Rohstoffen nicht Flächen beansprucht, die fiir Zwecke des Umwelt- und Natur
schutzes genutzt werden sollten oder fiir Aufforstungen in Frage kommen. 

Aus Umweltsicht eindeutiger zu beurteilen ist der Bereich der Tierprämien. Insbesondere die 
Knüpfung der Rindtleischprämien an die Besatzdichte zielt in die richtige Richtung, ebenso 
wie die Sonderprämien fiir besonders extensive Produktionsweisen. 

Leider erfassen aber die Regelungen der Agrarreform große Teile der Veredelungsprodukti
on, wie Schweine- und Geflügelproduktion, nicht. Hier entstehen nach wie vor Umweltpro
bleme und auch hier wäre eine stärkere Flächenbindung wünschenswert. 
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Ich habe bis hierhin die Agrarreform hauptsächlich vor dem Hintergrund des umweltpoliti
schen Zieles einer flächendeckenden Extensivierung betrachtet. 

Daneben geht es der Umweltpolitik aber auch um die Sicherung und Wiederherstellung der 
strukturellen Vielfah der Feldtlur. Damit dem fortschreitenden Arten- und Biotopverlust 
wirksam begegnet werden kaun, muß ein ausreichender Anteil netzartig miteinander ver
flochtener natürlicher und naturnaher Landschaftsbestandteile in den Agrarlandschaften be
reitgestellt und gesichert werden. 

Dieses Ziel, langfiistig zu einer großflächigen Sicherung von Lebensräumen in ihrer ganzen 
Vielfalt zu gelangen, kaun aber nicht ausschließlich mit den traditionellen Instrumenten der 
Naturschutzpolitik, wie punktuelle Unterschutzstellungen, erreicht werden. Für dit: Schaf
fung zusammenhängender Biotopflächen muß die Landwirtschaft verstärkt einbezogen wer
den. So ist generell die Erhöhung des Griinlandanteils zu fOrdern. Die jeweiligen Grünland
biotope müssen naturschutzgerecht erhahen und weiter entwickeh werden. 

Aus Umwehsicht liegt somit die Zukunft der Landwirtschaft nicht allein in der Nahrungsmit
tel- und RohstotIProduktion, sondern auch in der Pflege der Kuhurlandschaft. 

Dies wurde erfreulicherweise auch bei der Agrarreform berücksichtigt. Die flankierenden 
Maßnahmen der Agrarreform und insbesondere die Förderung umweltschonender Produkti
onsmethoden nach der Verordnung (EWG) 2078/92 bildet seitdem die wesentliche Grundla
ge fiir die Honorierung besonderer ökologischer Leistungen der Landwirtschaft. Der gesam
te Bereich des Vertragsnaturschutzes läßt sich bei entsprechender nationaler Umsetzung 
nunmehr in diesem Rahmen fOrdern. Dieser integrale Bestandteil der Agrarreform hat des
halb aus umweltpolitischer Sicht einen hohen Stellenwert und verlangt eine entsprechende 
finanzielle Ausstattung. Deshalb sehe ich es als positives Zeichen an, daß die EU
Mitfinanzierung inzwischen aus dem Garantiefonds erfolgt und seit der Agrarreform 50 % 
bzw. 75 % in den neuen Ländern beträgt. Ich sehe aber auch mit Besorgnis die Bestrebungen 
der Europäischen Kommission, den Bereich der flankierenden Maßnahmen finanziell zu be
grenzen und die Probleme, die bei der Genehmigung der Länderprogramme z.Z. anstehen. 

Besonders erfreulich ist, daß wir einen Teil der flankierenden Maßnahmen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" umsetzen 
kounten. Dies gih z.B. fiir die Förderung des ökologischen Landbaues. Wir wollen diese 
Bewirtschaftungsform nicht zum generellen Maßstab erheben, aber der ökologische Landbau 
nimmt hinsichtlich seiner Umweltverträglichkeit eine Vorreiterrolle ein und gibt wichtige 
Impulse zur Entwicklung umwehverträglicher Landbewirtschaftungsformen auch im kon
ventionellen Landbau. 

Ein weiterer Punkt ist die durch die Agrarreform verbesserte Förderung der Aufforstung 
landwirtschaft1icher Flächen. Dort, wo Aufforstung auch ökologisch siunvoll ist und nicht 
dem Bestreben des Naturschutzes nach einer möglichst vielflihigen Landschaft zuwider'läuft, 
kaun sie einen Beitrag zur Minderung von Kohlendioxid leisten. 

Ich habe bereits gesagt, daß die positiven Umwehwirkungen der Agrarreform bei entspre
chender Ausgestaltung noch wesentlich größer hätten sein köunen. Deshalb gih es, daß die 
Umweltbelange bei der Umsetzung der Agrarreform weiterhin umfassend zur Geltung ge
bracht werden. Es wurden bereits teilweise Lockerungen der Regelungsdichte durchgesetzt, 
die sowohl aus Umweltsicht siunvoll sind als auch die Handlungsspielräume der Landwirte 
erweitern. So wurde z. B. die fiir kurzfristig stillgelegte Ackertlächen vorgesehene Auflage 
einer Mähverpflichtung im Juni zurückgenommen, weil sie Wiesenbrüter und Niederwild 
geflihrdet. Die Verpflichtung zur Ackertlächenstillegung, die ursprünglich ausschließlich in 
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Form der aus Umwehsicht wahrscheinlich ungünstigeren Rotationsbrache vorgesehen war, 
wUrde um die Möglichkeit der S-jährigen DauerbraGhe erweitert. 

Wir solhen an einer umwehorientierten Weiterentwicklung der Agrarreform arbeiten. Ich 
meine damit eine verstärkte Ausrichtung der Beihilfepolitik an ökologischen Kriterien s0-

wohl bei den Ausgleichszablungen als auch bei den Förderungen. 

Ein Beispiel wäre die Erhöhung der Attraktivität der Umwehfiirdetprogramme durch eine 
stärkere Verknüpfung mit der Markt- und Preispolitik. So könnte z.B. die Beteiligung am 
Extensivienmgsprogramm oder die 20-jihrige Stillegung von Flächen fiir Umwehzwecke als 
Alternative zur Teilnahme am konjunkturellen Flächenstillegungsprogramm angeboten wer
den. 

Ich glaube, daß eine stärkere Berücksichtigung der Umwehbelange in der Agrarpolitik lang
fristig auch die Perspektiven der Landwirtschaft fiir eine dauerhafte und verläßliche Agrar
stützung verbessert. 
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Einleitung 

Die ökonomische Modellierung und empirische Quantifizierung von Handelsströmen ge
winnt um so mehr an Bedeutung, je mehr die Arbeitsteilung zwischen den Nationen zu
nimmt. Eine Vielzahl von Modellen und empirischen Methoden zur Schätzung von Handels
elastizitäten dokumentiert diese Entwicklung. Die geschätzten Handelselastizitäten werden 
sowohl in der positiven als auch in der normativen Analyse verwandt. Dabei umfaßt die po
sitive Analyse die Überprüfung ökonomischer Theorien, die Modellierung und Analyse in
ternationaler Märkte, die Vorhersage zukünftiger Handelsströme oder die Analyse der 
Übertragung ökonomischer Verzerrungen auf andere Länder. Normative Verwendungen 
beinhalten unter anderem die Beurteilung alternativer Politikszenarien, Wechselkursregime 
bzw. sonstiger makroökonomischen Einflußnahrnen. 

In zunehmendem Maße beeinflussen Handelsströme und deren Prognose die Außenhandels
politik von Nationen. Iuformationen über den bisherigen und zukünftigen Welthandel und 
dessen Einfluß auf die Wohlfahrt der betroffenen Länder beeinflußten den Ausgang der 
GATT-Verhandlungen ebenso wie die Ausgestaltung der EU-Agrarreform. Fehleinschätzun
gen köunen leicht zu Fehlentscheidungen und gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverlusten 
führen. Angesichts eines sinkenden Außenhandelsschutzes der EU hat die Einschätzung zu
künftiger Handelsströme tUr die EU zunehmende Bedeutung. Besonders im Rahmen der 
EU-Agrarreform und ihrer zumindest in wissenschaftlichen Kreisen diskutierten Korrektur 
sowie vor dem Hintergrund der GATT-Vereinbarungen erscheint eine Öffuung der EU ge
genüber den Weltmärkten fiir landwirtschaftliche Produkte vorprogrammiert. 

Eine notwendige Bedingung fiir die Konzeption einer gesamtwirtschaftlich optimalen Au
ßenhandelspolitik ist die korrekte Einschätzung zukünftiger Handelsströme. Die Reaktion 
der Handelsströme auf veränderte Weltmarktpreise ist dabei von großem Interesse. So ist 
z.B. der Erfolg eines einzelnen Landes bzw. einer Region, durch unilateral gesenkte Ange
botspreise auf den Wehmärkten die eigene Exportnachfrage stimulieren zu können, sowohl 
von der Reaktion importierender Länder als auch der Reaktion anderer exportierender Län
der abhängig. Preiselastizitäten der Importnachfrage bzw. des Exportangebots haben dabei 
die Aufgabe, die Veränderungen in den Handelsströmen in Form von Kennzahlen zusam
menzufassen. Sie werden als prozentuale Veränderung von Import- bzw. Exportmengen als 
Reaktion auf eine einprozentige Veränderung des Wehmarktpreises (Grenzpreises) definiert. 

Zur Modellierung und Schätzung von Handelsströmen existiert eine vielseitige und umfas
sende Literatur. In ihrer Studie zur Exportnachfrage nach landwirtschaftlichen Gütern aus 
den USA dokumentieren GARDINER und DIXIT (1986)1 eine große Variabilität der em
pirischen Ergebnisse. Zum Beispiel liegen die langfiistigen Eigenpreiselastizitäten der Ex-

• Dipl.-Ing. agr. U. Hausner, M.S., Ph.D. cand., Institut für Agrarökonomie, Christian-Albrechts
Universität Kiel, Lehrstuhl Marktlehre, 24098 Kiel. 

1 Für weitere Zusammenstellungen empirischer Ergebnisse vergleiche u.a. auch STERN, FRANCIS und 
SCHUMACHER (1976) sowie GOLDSTEIN und KHAN (1985) und die dort zitierte Literatur. 
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portnachfrage nach Weizen zwischen 0,23 und 5,00, nach sonstigem Getreide zwischen 0,41 
und 10,18 bzw. nach Sojabohnen zwischen 0,29'und 2,80. 

Nach ABBOTT (1988) kann ein Großteil der Variabilität in den Schätzergebnissen auf die 
zur Schätzung verwandte Methode ZUfÜckgefiihrt werden: Die direkte Schätzung von Ela
stizitäten in der Form einzelner Schätzgleichungen ergibt dabei eher niedrige Elastizitäten, 
wohingegen die synthische Ableitung aus inländischen Angebots- und Nachfrageelastizitäten 
eher hohe Elastizitäten erzeugt. Ökonometrische und ökonomische Probleme köunen die 
Ergebnisse noch weiter verzerren bzw. deren Spannweite erhöhen. Angesichts dieser Situa
tion ist eine theoretisch fundierte Schätzung der Handelselastizitäten zu empfehlen. Als 
Grundlage kann ein konsistentes, allgemeines neoklassisches Gleichgewichtsmodell des in
ternationalen Handels dienen. Ergebnis eines solchen Ansatzes sind Handelselastizitäten fiir 
aggregierte (sektorale) Güter, die aufgrund ihrer theoretischen Ableitung eindeutige Inter
pretationen ermöglichen. 

Der vorliegende Beitrag soll einerseits zum kritischen Umgang mit geschätzten Handels
elastizitäten anregen und andererseits einen möglichen Weg zur theoretisch fundierteren 
Schätiung von Handelselastizitäten aufzeigen. Im Kapitel 2 wird eine kurze Charakteri
sierung der grundlegenden Modelle zur Schätzung von Handelselastizitäten gegeben. Die 
ökonometrisch und ökonomisch relevanten Themen ihrer empirischen Spezifizierung sowie 
Ausblicke auf mögliche Lösungsansätze werden im Kapitel 3 zusammengefaßt. Am Schluß 
dieses Beitrages, Kapitel 4, werden Modelle skizziert, die, aufbauend auf der allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie des internationalen Handels, die Reaktion von Handelsströmen auf 
veränderte Preiskonstellationen und Ressourcenausstattungen untersuchen. 

2 Die Modellierung von Handelselastizitäten 

Das folgende Kapitel gibt einen kurzen Überblick über grundlegende Ansätze zur Model
lierung und Schätzung von Handelsströmen bzw. Handelselastizitäten2• In der Literatur wer
den je nach der über die Substituierbarkeit von heimischen und international gehandehen 
Gütern getroffenen Annahme zwei grundlegende Modelle zur quantitativen Ableitung bzw. 
Schätzung von Handelselastizitäten unterschieden: das Modell vollkommener Substitute und 
das Modell unvollkommener Substitute. Im folgenden sollen beide Modelle sowie die Ablei
tung dynamischer Handelselastizitäten und der Armington-Ansatz kurz skizziert werden. 

2.1 Das ModeU vollkommener Substitute ("Tbe Perfect Substitute Model") 

Falls Exporte und Importe vollständig durch heimisch produzierte und konsumierte Pro
dukte substitnierbar sind, so köunen Preiselastizitäten der Importnachfrage bzw. des Import
angebots aus Preiselastizitäten des heimischen Angebots (dlnx/dlnpj) bzw. der heimi-

schen Nachfrage (dlny/dlnpj) berechnet werden. Unter der Annahme einer fehlenden 

Handels-politik bzw. inländischer Subventionen oder Steuern kann die Elastizität der Im-

2 Überblick über die Modellierung und Schätzung allgemeiner Außenhandelsströme geben die Arbeiten 
von CHENG (1959), PRAIS (1962), KREININ (1967), TAPLlN (1967), LEAMER und STERN (1970), 
MAGEE (1975), STERN, FRANCIS und SCHUMACHER (1976), WOODLAND (1982) sowie 
GOLDSTElN und KHAN (1985). Arbeiten zur Modellierung und Schätzung landwirt-schaftlicher Au
ßenhandelsströme umfassen SCHUH (1979), SCHMITZ (1979), SARRIS (1981), SCJMlTZ, McCALLA, 
MITCHELL und CARTER (1981), THOMPSON (1981), GARDlNER und DIXIT (1986) sowie 
CARTER und GARDlNER (1988), 
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portnachfrage nach einem Gut im Land i, 11~, durch die folgende Gleichung beschrieben 
werden: 

mit : Landi 
e j : Überschußnachfrage in Land i 
Y j : Angebot in Land i 
Xj : Nachfrage in Land i 
Pj : Angebotspreise in Land i 

Die Preiselastizität der Nachfrage nach Exporten aus Land i kann als 

d d (dIn P') r x. (dInX~ y. (dln y.)l (2.2) 11· =11· = ~ l.;:.!. = _.::.J .:.........::.J J 
IX JID dlnp~ e j dlnp. e j dlnpj 

mit j: Aggregat aus allen Ländernj,Li 

e j : Überschußangebot in Land i 

P: : Exportpfcls fiir Land i (Weltmarktpreis) 

p j : Importpreis in Land j 

d In pi d In P: : Preistransmissionselastizität fiir Güterströme aus Land i nach j 

Ähnliche Gleichungen können fiir Einkommenselastizitäten der Import-lExportnachfrage 
bzw. fiir Preis- und Einkommenselastizitäten des Import-lExportangebots entwickeh wer
den. Das Modell der vollkommenen Substituierbarkeit wird besonders zur Schätzung von 
Handelselastizitäten fiir relativ eng definierte Kategorien landwirtschaftlicher Güter einge
setzt. Die Anwendung auf industriell erzeugte Güter oder aggregierte Güterklassen ist nur 
eingeschränkt möglich, da erstens heimische Preiselastizitäten fiir Industriegüter nur wenig 
verfiigbar sind, und zweitens die Homogenitätsannahme nicht ohne weiteres auf aggregierte 
Güterklassen übertragen werden kann. 

2.2 Das Moden unvollkommener Substitute ("The Imperfeet Substitute Model") 

Falls international gehandehe Güter nicht vollständig durch im Inland produzierte bzw. kon
sumierte Güter substituierbar sind, wird die Nachfrage nach Importen (Exporten) gewöhn
lich als Funktion eines Preisvektors sowie des Einkommens geschätzt: 

(2.3) e~=~:,p~,m) 

(2.4) e,' = e; = ;(p;, p;, mJ) 

mit Land i 
Aggregat aller Länder j, Li 
Importnachfrage 

Exportnachfrage 
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P:.j Importpreis in Land i bzw. in j 

P~j Preisindex fiir inländisch produzierte Güter in Land i bzw. inj 

m i .J reales Einkommen in Land i bzw. inj 

Im Falle einer abgeleiteten Nachfrage nach intermediären Gütern (Vorleistungen), wird die 
Importnachfrage wie folgt spezifiziert: 

(2.5) elm = r(p~, PI'"' gl) 

mit Importpreis in Land in i and j 

p~ Preis der inländischen Vorleistung 
gi inländische Nettowertschöpfung ("gross domestic output") 

KOHLI (1982) zeigt die Bedeutung des theoretischen Modells fiir die Interpretation der 
Schätzergebnisse, indem er Gleichung (2.3) und (2.5) aus einem gemeinsamen strukturellen 
Modell heraus ableitet: Schätiwerte fiir Preiselastizität der Importnachfrage auf der Basis 
von Gleichung (2.5) sind theoretisch auf negative Werte beschränkt, wohingegen die Preis
elastizität auf der Basis von Gleichung (2.3) auch positiv Schätzwerte annehmen darf 

2.3 Ein ModeU dynamischer Handelselastizitäten 

GARDINER und DIXIT (1986) diskutieren die Bestimmung dynamischer Handelselastizi
täten, die aus SimulationsmodeUen fiir Gütermärkte abgeleitet werden. Dabei werden Mo
deUe fiir einzelne Länder ("single country models") von mehrregionalen Handelsmodellen 
("multiple region" oder "global trade models") unterschieden. Beide Modelle können ein 
oder mehrere Güter ("single" oder "multiple commodity models") umfassen. Gütermärkte 
werden oftmals durch Überschußnachfrage bzw. -angebotsfunktionen modelliert. So kann 
z.B. die dynamische Exportnachfrageelastizität fiir ein Gut i zum Zeitpunkt t+n, T]~+n' wie 
folgt definiert werden: 

(2.6) 

mit 

(ed -ed ) im _ i.t+n i.t.Eil 
T1iHn - (pnew ) d 

ed 
l.t+n 

. -. e· l.t PI.t I.t 

Überschußnachfrage fiir Gut i zum Zeitpunkt t+n 

P~W geänderter Preis des Gutes i zum Zeitpunkt t 
Pi., Preis des Gutes i zum Zeitpunkt t 
n Zahl der Simulationsperioden 

Durch Simulation über einen festgelegten Zeitraum hinweg können die Auswirkung einer 
exogenen Preis- oder Einkommensänderung auf die Importnachfrage oder das Exportange
bot bestimmt und somit dynamische Handelselastizitäten generiert werden. Letztere unter
scheiden sich von traditionellen Handelselastizitäten insofern, als daß die Modellparameter, 
die normalerweise als konstant angenommen werden, sich in Reaktion auf exogene Preis
änderungen anpassen können. Anpassungsperioden, d.h. die Zahl der Simulationsperioden 
nach einem exogenen Schock, sind von hoher Bedeutung fiir die Größe der geschätzten 
Elastizität. Man unterscheidet daher kurz- und langfristige dynamische Handelselastizitäten. 
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2.4 Das Armington-Modell: Ein Modell der disaggregierten Importnachfragel 

Im Annington-Modell (ARMINGTON, 1969) werden die Importe und Exporte nach Wa
renart und Ursprungs- bzw. Zielland unterschieden. Damit steigt die Zahl der potentiellen 
Markt-teilnehmer und der zu schätzenden Eigen- und Kreuzpreiselastizitäten rur Importe 
und Exporte drastisch. Zur empirischen Spezifizierung sind Annahmen zu treffen, die das 
Schätzmodell vereinfachen. 

Vier grundlegende Annahmen kennzeichnen das Annington-Modell: 

l. 

2. 

(2.7) 

mit 

Zunächst werden gehandelte Waren nach Warenart und Produktionsort unterschieden. 
Dabei werden größere Warenkategorien wie landwirtschaftliche Güter, Industriegüter 
oder sonstige Rohstoffe allgemein als "Güter" ("goods") bzw. als "Märkte" 
("markets") bezeich-net, während "Produkte" ("products") die Güter eines Marktes 
nach ihrem Produktionsort unterscheiden. Es wird angenommen, daß Produkte unter
einander nur unvollkommen substituierbar sind. 

Die Importnachfrage wird in einem zweistufigem Maximierungsverfahren ermittelt. 
Auf der ersten Stufe bestinunen die Konsumenten auf der Basis ihres Einkommens, der 
jewei-ligen Güterpreise sowie der Preise anderer Güter die nachgefragte Menge eines 
Gutes (Ebene der Güterkategorien ). Auf der zweiten Stufe bestinunen die Konsumen
ten die nachgefragte Menge eines Produktes auf der Basis der auf der ersten Stufe 
festgelegten, optimalen Gütennenge und des Verhältnisses von Produktpreis zum ge
wogenen Durchschnitt der übrigen Produktpreise der jeweiligen Güterkategorie 
(Ebene der Produkte). Daraus ergibt sich die folgende Handelsgleichung rur den im
port von Produkten aus Land i nach Land j: 

j 

k 

: exportierendes Land ~ i = 1, ... , m 

: importierendes Land j 

: Gut (Güterkategorie ) k, k = I, ... , n 
: Handelsstrom fiir Produkt ij der Güterkategorie k vom exportierenden Land i 

zum importierenden Land j 
P~ : Preis fiir Produkt ij der Güterkategorie k aus dem exportierenden Land i in 

das importierende Land j 
: gesamte Importnachfrage fiir das Gut (Güterkategorie) k durch das import-

ierende Land j 

3. Da die Preise zweier exportierender Länder eng miteinander korrelliert sind, müssen 
im Hinblick auf die Substitutionselastizität folgende Annahmen getroffen werden: Er
stens wird angenommen, daß die Substitutionselastizität zwischen zwei unvollständig 
substituierbaren Produkten konstant ist. Zweitens wird unterstellt, daß die Substituti
onselastizität zwischen zwei Produkten eines Marktes identisch mit der eines jeden an-

3 Die Darstellung in diesem Abschnitt basiert in wesentlichen Teilen auf GOLDSTEIN und KHAN (1985). 
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deren Produktpaares desselben Marktes ist. Es ist demnach möglich, die allokative 
Distributionsfunktion wie folgt zu formulieren: 4 : 

k k b a, Ii kl k)--<1' (2.8) Xij = Mj ij fij P; 

mit b ij 

pk 
J 

O'j 

länderspezifische Konstante (z.B. Mengenanteil des Landes i an den totalen 

Importen des Landes j) 
Preis des Gutes (Güterkategorie) k in Landj (Güterpreisindex: entspricht 

gewichtetem Durchschnitt der Produktpreise in Land j) 
Substitutionselastizität für Produkte innerhalb der Güterkategorie k im Land j 

4. Aus Gleichung (2.8) kann sowohl die Eigenpreiselastizität als auch die Kreuzpreis
elastizität der Importnachfrage eines Produktes in Land j als Export aus Land i auf der 
Basis folgender drei empirischer Informationen abgeleitet werden: 

(i) Sij: dem Anteil eines jeden exportierenden Landes i an der gesamten Nachfrage 

nach diesem Gut in Land j, 
(ü) .pj der Substitutionselastizität für Produkte innerhalb einer Güterkategorie und 

(iü) n~: der Eigenpreiselastizität der Nachfrage nach Gut k im importierenden Landj . 

Die Gleichungen für die Eigen- und Kreuzpreiselastizitäten lauten: 

wobei d~ Eigenpreiselastizität der Importnachfrage im Land j für das aus Land i ex

portierte Produkt 
ct Kreuzpreiselastizität der Importnachfrage im Land j für das aus Land i ex-

portierte Produkt 

Der Armington-Ansatz läßt sich als effiziente und theoretisch konsistente Methode zur syn
thetischen Ableitung bilateraler und multilateraler Effekte einer Preisänderung eines einzel
nen Gutes oder einer Gruppe gehandelter Güter einstufen. Die Methode kann sowohl auf das 
Exportangebot als auch auf den Handel mit intermediären Gütern ausgeweitet werden. Pro
blematisch gestaltet sich hingegen die Wahl des geeigneten Aggregationsgrades für die Gü
terkategorien. Im Falle einer zu eng definierten Kategorie erweist sich die Separier
barkeitsannahme als potentiell problematisch, während im Falle zu weit definierter Güterka
tegorien die Annahmen in bezug auf die Substitutionselastizität (z.B. identische Einkommen-

4 Im wesentlichen entspricht dies der Annahme einer CES-Funktion rur den Importeur. 
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selastizitäten) fragwürdig erscheinen. Die Güte der abgeleiteten Importnachfrageelastizitäten 
ist abhängig von der Qualität der geschätzten Substitutions- und Eigenpreiselastizitäten im 
importierenden Land. 

3 Ökonometrische und ökonomische Problemfelder bei der Modellierung von 
Handelselastizitäten 

Trotz der großen Zahl empirischer Arbeiten zum Thema Handelselastizitäten, weisen die 
geschätzten Parameter eine große Variabilität auf. Nach ABBOTT (1988) sind diese Unter
schiede zum größten Teil auf das der Schätzung zugrundeliegende theoretische Modell zu
rückzufiihren: 

"Direct estimation tends to yield relatively low elasticity estimates, whereas synthetic 

estimation yields high estimates"5. 

Im folgenden Abschnitt sollen fiir die empirische Spezifizierung relevante ökonometrische 
und ökonomische Problemfelder beispielhaft skizziert werden. Der Abschnitt endet mit ei
nem Ausblick aufmögliche Lösungsansätze. 

3.1 Ökonometrische Problemfelder 

Auf den Studien von MACHLUP (1950), ORCUTT (1950) und HARBERGER (1953) auf
bauend diskutieren GARDINER und CARTER (1988)6 eine Reihe ökonometrischer Pro
bleme, die fiir die Schätzung der Preiselastizitäten international gehandelter Güter von Be
deutung sind: Sie reichen vom Problem der Autokorrelation, der Modellspezifikation und 
Identifikation, über das Problem von Meßfehlern in den Daten, Problemen der Aggregation, 
der Wahl der geeigneten Funktionsform bzw. Lagverteihmg ("short-run" versus "long-run" 
Elastizitäten) bis hin zum Problem der Skaleneffekte. All diese Probleme können zu verzerr
ten Schätzparametern fUhren. In seinem grundlegenden Beitrag formuliert ORCUTT (1950) 
die These, daß geschätzte Handelselastizitäten unweigerlich gegen Null verzerrt sind, d.h. 
die wahre Höhe der Mengenanpassung als Reaktion auf die Preisänderung unterschätzt wird. 

In die Schätzgleichungen aufgenommene Preisvariablen versuchen sowohl die direkten als 
auch die indirekten Effekte (Substitutionseffekte) von Preisänderungen auf das Handels
volumen zu erfassen. Dabei bestimmt das Disaggregationsniveau die Anzahl der Wettbewer
ber und damit die Zahl der zu berücksichtigenden Variablen (GARDINER und CARTER, 
1988). So ist zum Beispiel die Exportnachfrage eines Landes vom Verhalten aller anderen 
Marktteilneh-mer abhängig. Folglich stellen alle Faktoren, die Angebot und Nachfrage in den 
übrigen Export- und Importländern beeinflussen, potentielle Variablen fiir die direkte Schät
zung der Exportnachfrage dar: Mangels verfiigbarer Daten bzw. aufgrund ökonometrischer 
Probleme bleiben jedoch eine Vielzahl von Variablen in der Schätzgleichung un
berücksichtigt. Dies fUhrt potentiell zu einer Verzerrung der einbezogenen Schätzparameter 
(ABBOTT, 1988)'. 

Da Preise und Mengen von Exporten und Importen das Ergebnis einer Anpassung auf 
gleich-gewichtigen Gütermärkten darstellen, sind besonders Preise fiir Substitute oder 

5 Die Begriffe "direct estimation" bzw. "synthetic estimation" können als Synonyme für die Modelle der 
unvollkommenen bzw. vollkommenen Substitution betrachtet werden. 

6 Einen aktuellen Überblick über ökonometrische Probleme der Handelsmodellierung findet man auch in 
GOLDSTEIN und KHAN (1985). 

7 Zur Rolle der Wechselkurse in der ökonometrische Spezifizierung von Handelsmodellen vergleiche auch 
die Beiträge von CHAMBERS und JUST (1979), DUTTON und GRENNES (\988) bzw. BOLLING 
(\988). 
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Komplemen-tärgüter relativ eng ·korrelliert. Relative Preise zeigen daher nur in sehenen Fäl
len eine große Variabihät auf Mu1tikollinearitätsprobleme verhindern die direkte empirische 
Spezifizierung einer kompletten Matrix von Eigen- und Kreuzpreiselastizitäten. Um die Ef
fizienz der ökono-metrischen Schätzung zu erhöhen, sind Funktionsformen zu wählen, die 
auf der Basis ökonomischer Theorie bzw. unter Annahmen über die Art der Substitutions
beziehungen die Zahl der zu schätzenden Parameter einschränken. Das Linear-Expenditure
System (LES), die Constant-Elasticity-of,.Substitution-Funktion (CES), vor allem in Ver
bindung mit weiteren Separierbarkeitsannahmen, oder die Translogfunktion stellen geeignete 
Möglichkeiten fiir die Funktionsform der Schätzgleichung dar. 

Die Preise und Mengen international gehandeher Güter sind das Ergebnis eines Ausgleichs 
von Überschußnachfrage und -angebot auf internationalen Märkten. Im Fall weniger Markt
teilnehmer mit großen Marktanteilen und einhergehender Marktmacht stellt sich fiir die di
rekte Kleinst-Quadrat-Schätzung (KQS) von Handelsfunktionen ein· Identifikationsproblem 
bei der Trennung von Angebots- bzw. Nachfrageeffekten. Ebenso verursachen größere, exo
gene Verschiebungen in der landwirtschaftlichen Produktion, z.B. aufgrund von veränderten 
Witterungsbedingungen oder krass veränderter Politik, größere Verschiebungen in der Über
schußnachfrage bzw. im Überschußangebot. Dabei werden die Annahmen des KQ-Schätzers 
durch eine simuhane Veränderung von Preisen und Residuen verletzt. Abhilfe versprechen 
Schätzungen simuhaner Gleichungssysteme oder Anwendungen des Limited-Information
Maximum-Likelihood-Schätzers (GARDINER and CARTER, 1988). 

Das Aggregationsproblem8 konzentriert sich im wesentlichen auf die Frage, ob eine direkte 
Schätzung aggregierter Elastizitäten oder die Schätzung von Elastizitäten fiir disaggregierte 
Güter mit anschließender synthetischer Ableitung von Elastizitäten fiir aggregierte Güter zu 
bevorzugen sei. Dabei stellt sich als weiteres Problem, ob eine Aggregation über Länder 
bzw. Regionen einer Aggregation über Warengruppen konzeptionell überlegen ist. Es ist zu 
erwarten, daß Handelselastizitäten fiir weiter definierte Kategorien von Gütern relativ nie
driger sind als Elastizitäten fiir einzelne Güter innerhalb dieser Güterkategorie, da letztere 
allgemein leichter substituierbar sind. 

Um zeitliche Anpassungsverzögerungen zwischen Preisänderungen und Mengenanpassung 
in Handelsfunktionen abzubilden und damit die Unterscheidung von kurz- und langfristigen 
Elastizitäten zu ermöglichen, werden häufig dynamische Reaktionsfunktionen geschätzt, die 
auf den Arbeiten VON KOYCK (1954) und NERLOVE (1954) aufbauen. LEAMER und 
STERN (197Q) favorisieren polynomische Lagmodelle ("Almon lag models"; vgl. ALMON, 
1965), bei der die Anzahl der zu schätzenden Variablen durch die Verwendung einer spezi
fischen, die Verzö-gerung approximierenden, Funktionsform reduziert wird. 

3.2 Ökonomische ProblemfeIder 

ABBOTT (1988) identifiziert mehrere ökonomische Problemfelder, die fiir die Modellierung 
von Handelselastizitäten von Bedentung sind. Sie umfassen Starrheiten in Handelsstruk
turen, das Problem politischer Einflußnahme auf die internationale Preistransmission, die 
Bedeutung von Lagerbeständen, den unvollständigen Wettbewerb, die strukturelle Verände
rung der Nachfrage sowie das Problem der Irreversibüität der Angebotsveränderungen. 

Der internationale Handel erfolgt oftmals über lang etablierte historische, kuhurelle und poli
tische Kanäle. Beobachtbare Handelsströme korrespondieren mitunter nicht mit den von 

8 Die klassische Diskussion des Aggregationsproblems findet man bei THEIL (1954). ORCUIT (1950) 
untersucht dieses Problem im Hinblick auf die Messung von EIastizitäten im internationalen Handel. 
Weitere Beiträge zum Aggregationsproblem findet man bei GREEN (1964), LEAMER und STERN 
(1970), BERNDT und CHRISTENSEN (1973) und OOLDSTEIN und KHAN (1985). 
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regionalen Gleichgewichtsmodellen generierten Handelsströmen und passen sich nur lang
sam an relativ kleine Preisänderungen an. Armington-Modelle bieten eine relativ einfache, 
zwar restriktive, aber gleichzeitig effektive Methode, um diese Rigiditäten abzubilden (vgl. 
Kap. 2.4 sowie ABBOTT, 1988). Dagegen kritisiert WINTERS (1984) die Annahmen des 
Armington-Modells: Besonders die Annahme der Separierbarkeit von in- und ausländischen 
Produkten sowie aller Herkunftsländer der Produkte sei nur wenig plausibel und schränke 
die Schätzung der Preiseffekte deutlich ein. Nachfragemodelle, wie z.B. das Almost Ideal 
Demand System (AID), stellen eine Alternative zur Armington-Methode dar. 

Die Transmission von Wehmarktpreisen in heimische Preise wird in vielen Ländern durch 
direkte staatliche Maßnahmen, durch Änderungen in den Transport- und Vermarktungsko
sten oder durch Anpassungsverzögerungen beeinflußt. Die Preistransmissionselastizität wird 
als die prozentuale Veränderung des heimischen Preises eines Gutes als Reaktion auf eine 
ein-prozentige Veränderung des Weltmarktpreises definiert (vgl. z.B. BREDAlll.., 

. MEYERS und COLLINS, 1979). Eine Preistransmissionselastizität von Null signalisiert eine 
völlige Isolation von Änderungen der Weltmarktpreise. Dagegen impliziert Freihandel eine 
Elastizität in der Höhe von Eins. Im Modell vollkommener Substitute (vgl. Kap. 2.1, Glei
chung 2.2) wird die Elastizität des Überschußangebots bzw. der Überschußnachfrage 
[Ausdruck in eckigen Klammem] durch Multiplikation mit der Preistransmissionselastizität 
(Ausdruck in runden Klammern) korrigiert. 

Obwohl das Problem der Preistransmissonselastizität Eingang in die Literatur gefunden hat, 
gibt es bisher nur wenige Versuche, sie theoretisch oder empirisch zu erfassen.9 Die Gründe 
für diese Mängel sind vielfiiItig (vgl. ABBOTT, 1988). Besonders hervorzuheben sind dabei 
diskretionäre Politikänderungen, die die Annahme eines konstanten, der ökonometrischen 
Spezifizierung zugrundeliegenden, verhahenstheoretischen Modells verhindem. Die Model
lierung von Preistransmissionselastizitäten beginnt mit einer funktionalen Beziehung zwi
schen heimischen und internationalen Preisen. Variablen, die Zolläquivalente, Transport-ko
sten sowie internationale Handels- und Vermarktungsmargen erklären, sind in die Preis
transmissionsfunktion aufZunehmen. Aufgrund der mangelnden Datenverfiigbarkeit ist zu 
erwarten, daß viele Variablen nur durch Näherungswerte abgebildet werden köunen. 

Die Lagerhaltung stellt ein weiteres Problem bei der Modellierung von Handelsströmen dar. 
Private Lagerhahung dient häufig dem operation ellen Ablauf der Produktion oder der Erzie
lung spekulativer Gewinne. Öffentliche Lagerhaltung dient dagegen eher der Unterstützung 
von Politikmaßnahmen, der Ausübung von Marktmacht sowie der Sicherung der Nahrungs
mittelversorglll!.g. ZWART und BLANDFORD (1985) argumentieren, daß Lagerhaltungs
politik und Preispolitik eng miteinander korreliert seien. ABBOTT (1988) schlägt die Spezi
fizierung einer polit-ökonomischen Anpassungsfunktion der Lagerhaltung vor. Dabei werden 
die politi-schen Kosten der Anpassung für den Entscheidungsträger (Politiker) auf der Basis 
von Konsumenten- und Produzentenrenten sowie Budgetkosten erfaßt. 

Strukturelle Veränderungen in den Handelsströmen treten aufgrund politischer Ein
flußnahme und Änderungen in den Präferenzen der Konsumenten auf So stellt zum Beispiel 
der Übergang von Fleischimporten zum Aufbau einer heimischen Fleischproduktion und -
verarbeitung mit gleichzeitigem Import von Futtermitteln einen strukturellen Wandel in der 
Importnach-frage von Entwicklungsländern dar. 

9 Neuere Untersuchungen, die Preistransmissionselastizitäten bei der Schätzung von Handelselastizitäten 
berücksichtigen, findet man in den Artikeln von ROE, SHANE und VO (1986), SULLIVAN (1990), 
MUNDLAK und LARSON (1992), sowie TYERS und ANDERSON (1992). 
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3.3 Lösungsansätze 

Die vorangegangenen Abschnitte haben kurz eine Reihe ökonometrischer und ökonomischer 
Problemfelder bei der Schätzung von Handelselastizitäten aufgezeigt. In diesem Abschnitt 
sollen mögliche Lösungsansätze skizziert werden. Vorrangiges Anliegen ist es dabei, die 
Notwendigkeit aufzuzeigen, Schätzungen auf eine fundierte theoretische Basis zu stellen. 

THURSBY and THURSBY (1988) diskutieren statistische Methoden, um gegebene Mo
delle zu evaluieren bzw. alternative Ansätze gegeneinander abzuwägen. Sie beinhalten 
"goodness-of-fit procedures", "non-nested test procedures", "specification searches", und 
"specification error tests". Die Autoren schlagen eine gezielte Kombination der unterschied
lichen statistischen Tests vor, um zunächst Modelle zu eliminieren und anschließend die üb
rigen Modelle vergleichend zu beurteilen. GOLDSTEIN und KHAN (1985) heben die Me
thoden der modemen Zeitreihenanalyse hervor, um generelle Lagverteilungsstrukturen zu 
identifizieren und zu schätzen. Der prinzipielle Vorteil eines solchen Ansatzes ist darin zu 
sehen, daß nicht die Willkür des Forschers, sondern der Datensatz selber die Form und Län
ge der Lagstruktur bestimmt. 

ABBOTT (1988) schlägt eine Mehrprodukt- und Mehrländerstudie vor, die die ökono
mische Theorie in die Modellierung der Handelsströme einbezieht und die Zahl der zu schät
zenden Parameter durch die Wahl geeigneter, empirisch überprüfbarer Annahmen und Funk
tionsfor-men einschränkt. Entweder werden separate, verhahenstheoretische Modelle fiir 
einzelne Länder und Regionen zur Spezifikation von Überschußangebot bzw. -nachfrage 
entwickelt oder vorhandene Elastizitäten des heimischen Angebots bzw. der heimischen 
Nachfrage im .Rahmen der synthetischen Ableitung von Handelselastizitäten (Modell der 
vollkommenen Substitute) miteinander verbunden. Die resultierenden länder- bzw. regionen
spezifischen Modelle fließen in regionale Gleichgewichtsmodelle ein, die optimale Han
deisströme durch eine Minimierung der Transportkosten bestimmen. 

Die internationale Preistransmission, die Bestimmung relevanter Lagstrukturen, die Anpas
sung von Lagerbeständen oder die Bestimmung von strukturellen Veränderungen in den 
Handelsströmen stellen Probleme dar, die weiterer Forschung bedürfen. Ein partielles 
Gleichgewichtsmodell, das viele dieser Probleme in der Modellierung weltweiter Nahrungs
mittelmärkte aufgreift, stellt die Studie von TYERS und ANDERSON (1992) auf Ihr Mo
dell beinhaltet endogene Politik- und Lagerhahungselemente, spezifiziert Kreuzeffekte zwi
schen Märkten fiir Getreide, tierische Erzeugnisse und Zucker und läßt dynamische und sto
chastische Elemente sowie Indikatoren zur Bestimmung der ökonomischen Wohlfahrt in die 
Analyse einfließen. 

Angesichts der Vielzahl ökonometrischer und ökonomischer Probleme, die einhergehen mit 
einer großen Varianz in den empirischen Ergebnissen, ist eine theoretische Fundierung der 
Schätzung von Handelselastizitäten selbst unter der Einbuße des Disaggregationsgrades 
auch fiir die Spezifikation landwirtschaftlicher Handelsströme zu empfehlen. Im folgenden 
Kapitel sollen daher kurz Ansätze auf der Basis einer konsistenten, neoklassischen Gleich
gewichtstheorie des internationalen Handels vorgestellt werden. 

4 Modelle und empirische Studien auf der B3sis einer allgemeinen neoklassischen 
Gleichgewichtstheorie des internationalen Handels 

THURSBY und THURSBY (1988) argumentieren, daß Handelsgleichungen im Hinblick auf 
ihre ökonometrische Schätzung und nicht in Anlehnung an ein verhaltenstheoretisches Mo
dell spezifiziert werden. Folglich sind geschätzte Export- und lmportnachfragefunktionen, 

46 



die augenscheinlich auf der ökonomischen Nachfragetheorie basieren, oft mit der unterstell
ten Theorie unvereinbar. In seiner Arbeit über Importnachfrageelastizitäten zeigt KOHLI 
( 1982) die Bedeutung des strukturellen ökonomischen Modells fiir die Interpretation der 
Elastizitäten: Unterschiede in den geschätzten Elastizitäten treten oftmals aufgrund des zu
grundegelegten verhaltenstheoretischen Modells auf. Im folgenden soll daher kurz die 
Schätzung von Handelselastizitäten, die aufgrund ihrer theoretischen Ableitung eindeutige 
Interpretationen ennöglicht, skizziert werden. 

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Gleichgewichtstheorie und unter der Annahme voll
ständigen Wettbewerbs auf Güter- und Faktormärkten ("general competitive equilibrium 
model") kann ein konsistentes, neoklassisches Modell des intemationalen Handels abgeleitet 
werden lO• Dabei bedient man sich häufig der Dualitätstheorie, in der duale Kosten-, Gewinn
oder indirekte Nutzenfunktionen anstelle von Produktions- oder direkten Nutzen-funktionen 
zur Ableitung der Importnachfrage bzw. des Exportangebotes zum Einsatz kom-men. Inner
halb dieses theoretischen Rahmens, der die Struktur der gesamten Volkswirt-schaft abbildet, 
kann die Frage analysiert werden, wie Änderungen der Weltmarktpreise Exporte und Impor
te, Produktionsniveau, Faktorpreise und die Allokation von Ressourcen wechselseitig beein
flussen. Als besonderer Vorteil ist hervorzuheben, daß Effekte von Preis-änderungen nicht
handelbarer Güter im Hinblick aufPreise handelbarer Güter sowie das in der Volkswirtschaft 
erwirtschaftete Einkommen endogen berücksichtigt werden können. Auch wird die empiri
sche Überprüfung von aus der Theorie abgleiteten Hypothesen ermög-licht: Empirisch spe
zifizierte Angebotseffekte geänderter Faktorausstattungen und Faktorentlohnungseffekte 
geänderter Preisrelationen können mit den Hypothesen des Rybczynski- und Stolper
Samuelson-Theorems verglichen werden. Politische Maßnahmen, wie Einkommenstransfers, 
Abschöpfungen, Importkontingente, die Besteuerung bzw. Kontingentierung der heimischen 
Produktion oder des heimischen Konsums, können in ihrer Wirkung auf den intemationalen 
Handel diskutiert werden. 

Die Modellierung und ökonometrische Spezifizierung von Produktion, Nachfrage und inter
nationalem Handel in einem allgemeinen Gleichgewichtsmodell stellen hohe Anforderungen 
an die Datenverfiigbarkeit, die modelltheoretischen Annahmen und ökonometrischen Schätz
methoden. Aufgrund der Komplexität der zu lösenden Gleichungssysteme sowie im Sinne 
der Beibehaltung möglichst allgemeingültiger, mit der Theorie konsistenter Annahmen ist ein 
relativ hoher Aggregationsgrad unvermeidbar. Letzterer beinhaltet implizit die Annahme der 
Separierbarkeit der einzelnen Komponenten. Durch plausible, verhaltenstheoretische Annah
men kann die Zahl der zu berücksichtigenden, funktionalen Beziehungen bzw. zu schätzen
den Parameter weiter reduziert werden. 

Aufbauend auf der Gleichgewichtstheorie des intemationalen Handels sind eine Anzahl von 
Studien entstanden, die Importnachfrage und Exportangebot quantitativ zu bestimmen ver
suchen. Sie können nach WOODLAND (1982) in Produktionssektormodelle ("production 
sector models"), Konsumnachfragemodelle ("consumer demand models") sowie Modelle, die 
Produktion und Nachfrage miteinander verbinden, unterteilt werden. 

Produktionssektormodelle klassifizieren handelbare Güter durchgehend als intermediäre 
Güter, die in den Produktionsprozeß als Vorleistungen einfließen. Exportierte Güter werden 
strikt von heimischen Konsum- und Investitionsgütern unterschieden. Folglich gibt es keine 
heimische Konsumnachfrage nach international handelbaren, d.h. Import- und Exportgütern. 
Beispiele fiir Produktionssektormodelle sind die Arbeiten von BURGESS (l974a, 1974b), 
KOHLI (1978, 1982), LAWRENCE (1987, 1989), DIEWERT und MORRlSON (1988), 
MARTlN und WARR (1991) sowie GOVlNDAN und ROE (1993). Sie leiten Han-

10 Eine detaillierte Einfiihrung geben DIXIT und NORMAN (1980) sowie WOODLAND (1982). 
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deIsgleichungen auf der Basis von Produzentenverhahen ab. Als Ausgangspunkt dienen sek
torale oder gesamtwirtschaftliche Gewinn- oder Kostenfunktionen. Alle Autoren setzen fle
xible Funktionsformen ein, um ihr Modell empirisch zu überprüfen. Die Annahme, daß inter
nationale Güter als intermediäre Güter einzustufen sind, basiert auffolgenden Überlegungen: 
Erstens haben intermediäre Güter einen großen Anteil am internationalen Handel, und zwei
tens durchlaufen auch gehandehe Konsumgüter, die direkt fiir die Endnachfrage bestimmt 
sind, den Produk-tionssektor in der Form hinzugefiigter Dienstleistungen (Transport, Distri
bution und Handel). 

Kosumnachfragemodelle basieren auf der Annahme, daß importierte Güter ausschließlich der 
Endnachfrage zufließen. Die Nachfrage nach Importen wird daher aus der Nachfrage der 
Konsumenten nach diesem Gut abgeleitet. Erklärende Variablen sind Güterpreise und Ein
kommen der Konsumenten. GREGORY (1971) modelliert die Nachfrage unter der An
nalune einer CES-Nutzenfunktion. Folglich leitet er das Verhältnis von Importen zu heimi
schen Gütern als Funktion der relativen Preise ab, wobei die Substitutionselastizität zwi
schen Importen und heimischen Gütern als konstant angenommen wird (Annahme einer 
konstanten Substitutionselastizität). Da die CES-Nutzenfunktion homothetische Präferenzen 
impliziert, enflillt das Einkommen als erklärende Variable. 

ClEMENTS (1980) entwickeh ein mehr-sektorales Gleichgewichtsmodell einer kleinen, 
offenen Volkswirtschaft. Exportangebot und Importnachfrage basieren somit auf dem Ver
halten von Produzenten und Konsumenten. Das Modell umfiIßt drei Sektoren und wird auf 
der Grundlage jährlicher Daten fiir die USA spezifiziert. Die Preise nichthandelbarer Güter 
werden endogen bestimmt. Alle Gleichungen des Systems werden simultan unter An
wendung der Full-Information-Maximum-Likelihood-Methode geschätzt. Die Effekte von 
Kredit-, Wechselkurs- und anderer Wirtschaftspolitiken auf heimische Preise, Handelsströme 
und Handelsbilanzen werden analysiert. 

Als neuere Studie soll beispielhaft das Produktionssektormodell von GOVIDAN and ROE 
(1993) skizziert werden. Das Modell entspricht dem Ansatz von Kohli (1978) und Lawrence 
(1989) und erweitert diesen durch die Einbeziehung nicht-handelbarer Güter. Es basiert auf 
einer gesamtwirtschaftlichen Gross-Domestic-Product-Funktion (GDP) fiir die indonesische 
Volkswirtschaft und umfaßt die Sektoren Landwirtschaft, Industrie und nicht-handelbare 
Güter. Die GDP-Funktion wird als Funktion der Güterpreise, der volkswirtschaftlichen Aus
stattung mit Ressourcen (Boden, Arbeit und Kapital), des Trends sowie eines Index fiir den 
technischen Fortschritt spezifiziert. Unter Ausnutzung ihrer umhüllenden Eigenschaften 
("Envelope Theorern") können aus der GDP-Funktion die Angebots- und Faktorpreisfunk
tionen der sich im Gleichgewicht befindlichen Volkswirtschaft abgeleitet werden. Als funk
tionelle Form fiir die Schätzgleichungen wird die Translog-Funktionsform gewähh. Ange
bots- und Faktorpreisfunktionen werden in ihrer Anteilsform ("share of value of output in 
current GDP" bzw. "share ofvalue ofpayments to factor in current GDP") geschätzt. Eine 
reduzierte Form der Preisgleichung fiir nichthandelbare Güter wird als Instrumentenvariable 
in die Schätzgleichung der Angebots- und Faktorpreisfunktionen einbezogen. Die Instrumen
tenfunktion enthäh als erklärende Variablen die Preise handelbarer Güter, die volkswirt
schaftliche Ressourcenausstattung, den Nettozoll- und Nettoeinkommenstransfer aus dem 
Ausland, sowie den Trend und den Index fiir den technischen Fortschritt. Als Datenmaterial 
dienen Zeitreihen der Wehbauk fiir Indonesien (World Tables von 1960 bis 1989). Zur 
Schätzung wird der Maximum-Likelihood Schätzer eingesetzt. Symmetriebedingungen wer
den auf der Basis der Likelihood-Ratio getestet. Als "quantitative" Ergebnisse erhäh man die 
Parameter der Instrumentengleichung fiir nicht-handelbare Güter und der Schätzgleichungen 
fiir die Angebots- und Faktorpreisfunktionen. Daraus läßt sich eine komplette Matrix der 
sektoralen Handels- und Faktorpreiselastizitäten im Hinblick auf Preisänderungen handelba
rer Güter sowie Änderungen in der Faktorausstattung der Volkswirtschaft aufstellen. Die 
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Hypothesen des Rybcynski- sowie des Stolper-Sanmelson-Theorems können somit empi
risch überprüft werden. Preisänderungen nichthandelbarer GUter und das in der Volkswirt
schaft generierte Einkommen werden endogen berücksichtigt. 

Folgende "qualitative" Ergebnisse der Studie sind hervorzuheben: 

I. Das landwirtschaftliche Angebot reagiert stärker auf einen Zuwachs an Arbeitskräften 
als auf eine verniehrte Ausstattung mit Kapital und Boden. 

2. Ein Anstieg des Gr~reis des Industriegutes relativ zum Grenzpreis des landwirt
schaftlichen Gutes hat eine geringere Bedeutung fiir die Steigerung der Faktorentloh
nung von Arbeit und Kapital als von Boden. 

3. Der Markt fiir nicht-handelbare Güter hat eine engere Verbindung ("linkage effects") 
zum landwirtschaftlichen als zum industriellen Sektor. 

4. Technischer Fortschritt hat eine größere Bedeutung fiir die Produktion industrieller als 
fiir die Produktion landwirt-schaftlicher Güter und ist positiv mit dem Marktpreis 
nicht-handelbarer Güter korreliert. 

5. . Technischer Fortschritt ist nicht filktor-neutraL 

6. Veränderungen der Preise nicht-handel-barer Güter sowie Handelsdefizite haben, we
nigstens im Durchschnitt, keinen signifikanten Einfluß auf die relativen Preise der im 
Land produzierten handelbaren Güter. 

7. Die Eigen-preiselastizität des landwirtschaftlichen Angebotes ist geringer als die von 
MARTIN und WARR (1991) unter der Annahme konstanter Preise fiir nichthandelba
re GUter geschätzte Elastizität. 

Diese Ergebnisse demonstrieren das Aussagepoteutial von Handelsmodellen, die auf der 
Basis eines gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtsansatzes geschätzt wurden. 

5 Schlußfolgerungen 

Der vorliegende Beitrag soll einerseits zum kritischen Umgang mit geschätzten Handels
elastizitäten anregen und andererseits einen möglichen Weg zur theoretisch fundierten 
Schätzung von Handelselastizitäten aufZeigen. Als Ergebnisse sind festzuhalten: 

l. Die beiden grundlegenden Modelle der vollkommenen bzw. der unvollkommenen 
Substitute liegen auch heute noch einer Vielzahl von geschätzten Handelselastizitäten 
zugrunde. Dabei ergibt die synthetische Ableitung auf der Basis inländischer Ange
bots- und Nachfrageelastizitäten (Modell vollkommener Substitute) relative hohe 
Schätzwerte. Schätzungen auf der Basis von Einzelgleichungen mit Preisen und Ein
kommen als erklirenden Variablen (Modell unvollkommener Substitute) ergeben da
gegen eher geringe Elastizitäten. 

2. Die ökonometrischen und ökonomischen Probleme der Schätzung von Handels
elastizjtäten sind vielfi1tig. Sie deuten daraufhin, daß in Einzelgleichungsschätzungen 
die wahre Höhe der prozentualen Mengenanpassung als Reaktion auf eine einprozenti
ge Preisänderung eher unterschätzt wird. Die Genauigkeit synthetisch kalkulierter 
Handels-elastizitäten wird dagegen von der Qualität der geschätzten heimischen Ange
bots- und Nachfragelastizitäten beeinflußt. Statistische Schätzmethoden, die die Aus-
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wahl verschie-dener Modelle sowie die Eliminierung von Variablen unterstützen, und 
Funktionsformen, die die Zahl der zu schätzenden Parameter einschränken, bieten 
mögliche Lösungsan-sätze. Partielle Gleichgewichtsmodelle, die endogene Politik- und 
Lagerhaltungsele-mente, Kreuzeffekte zwischen den Märkten sowie dynamische und 
stochastische Struk-turen in das Schätzmodell einfließen lassen, stellen einen weiteren 
Ansatzpunkt zur Quantifizierung von Handelselastizitäten fiir landwirtschaftliche Gü
ter dar. Gilt es die Rigidität etablierter Handelsstrukturen abzubilden und somit impor
tierte Güter nach ihrem Herkunftsort zu unterscheiden, so bietet die Annington
Methode auch weiterhin eine einfache, wenn auch weitgehend durch. die Annahmen 
determinierte Möglichkeit zur synthetischen Ableitung disaggregierter Handelselastizi
täten. 

3. Vor dem Hintergrund der allgemeinen Gleichgewichtstheorie und unter der Annahme 
vollständigen Wettbewerbs kann ein konsistentes, neoklassisches Modell des intema
tio-nalen Handels abgeleitet werden. Innerhalb dieses Rahmens kann z. B. auf der Basis 
von Produktionssektormodellen analysiert werden, wie Änderungen der Weltmarkt
preise bzw. der Ressourcenausstattung das Angebot und die Faktorpreise beeinflussen. 
Als besonderer Vorteil dieser Methode ist hervorzuheben, daß Effekte von Preisände
rungen nicht-handelbarer Güter sowie das in der Volkswirtschaft generierte Einkom
men bei der Schätzung von Elastizitäten endogen berücksichtigt werden können. 
Weiterhin können die aus den Schätzparametern abgeleiteten Angebots- und Faktor
preiselastizitäten zur empirischen Überprüfung von Hypothesen (z.B. Rybcynski- oder 
Stolper-Samuelson-Theorem) herangezogen werden. 

Zusammenfasssung 

Eine notwendige Bedingung fiir die Konzeption einer gesamtwirtschaftlich optimalen Au
ßen-handelspolitik ist die korrekte Einschätzung zukünftiger Handelsströme. Die Reaktion 
der Handelsströme auf veränderte Weltmarktpreise ist dabei von großem Interesse. Preis
elastizitäten der Importnachfrage bzw. des Exportangebots haben die Aufgabe, die Verän
derungen in den Handelsströmen in Form von Kennzahlen zusammenzufassen. Vor dem 
Hintergrund einer umfassenden Literatur zur Modellierung und Schätzung von Handels
elastizitäten läßt sich eine große Variabilität der empirischen Ergebnisse dokumentieren: 
Zum Beispiel lassen sich fiir langfiistige Eigenpreiselastizitäten der Exportnachfrage nach 
Weizen Schätzwerte zwischen 0,23 und 5,00 finden. Ein Großteil dieser Variabilität kann auf 
die der Schätzung zugrundeliegende Methode zurückgefiihrt werden. Dabei können ökono
metrische und ökonomische Probleme die Ergebnisse noch weiter verzerren bzw. deren 
Spannweite erhöhen. Angesichts dieser Situation ist eine theoretisch fundierte Schätzung der 
Handels-elastizitäten zu empfehlen. Als Grundlage kann ein konsistentes, allgemeines neo
klassisches Gleichgewichtsmodell des internationalen Handels dienen. Ergebnis eines solchen 
Ansatzes sind Handelselastizitäten fiir aggregierte (sektorale) Güter, die aufgrund ihrer theo
retischen Ableitung eindeutige Interpretationen ermöglichen. 

Der vorliegende Beitrag soll einerseits zum kritischen Umgang mit geschätzten Handels
elastizitäten anregen und andererseits einen möglichen Weg zur theoretisch fundierten 
Schätzung von Handelselastizitäten au1Zeigen. Als Ergebnisse sind festzuhalten: 

I. Die beiden grundlegenden Modelle der vollkommenen bzw. der unvollkommenen Sub
stitute liegen auch heute noch einer Vielzahl von geschätzten Handelselastizitäten zu
grunde. Dabei ergibt die synthetische Ableitung auf der Basis inländischer Angebots
und Nachfrage-elastizitäten ("Modell vollkommener Substitute") relative hohe 
Schätzwerte. Schätzungen auf der Basis von Einzelgleichungen mit Preisen und Ein-
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kommen als erklärende Variable ("Modell unvollkommener Substitute") ergeben da
gegen eher geringe Elastizitäten. 

2. Die ökonometrischen und ökonomischen Probleme Schätzung von Handelselastizitä
ten sind vielfältig. Sie deuten daraufhin, daß in Einzelgleichungsschätzungen die wah
re Höhe der Mengenanpassung als Reaktion auf eine Preisänderung eher unterschätzt 
wird. Die Genauigkeit synthetisch kalkulierter Handelselastizitäten wird dagegen von 
der Qualität der geschätzten heimischen Angebots- und Nachfragelastizitäten beein
flußt. Statistische Schätzmethoden, die die Auswahl verschiedener Modelle sowie die 
Eliminierung von Variablen unterstützen, und Funktionsform, die die Zahl der zu 
schätzenden Parameter einschränken, bieten mögliche Lösungsansätze. 

3. Vor dem Hintergrund der allgemeinen Gleichgewichtstheorie und unter der Annahme 
vollständigen Wettbewerbs kann ein konsistentes, neoklassisches Modell des interna
tionalen Handels abgleitet werden. Innerhalb dieses Rahmens kann z.B. auf der Basis 
von Produk-tionssektormodellen analysiert werden, wie Änderungen der Weltmarkt
preise bzw. der Ressourcenausstattung das Angebot und die Faktorpreise beeinflussen. 
Als besonderer Vorteil dieser Methode ist herauszuheben, daß Effekte von Preisände
rungen nicht-handel-barer Güter sowie das in der Volkswirtschaft generierte Einkom
men bei der Schätzung von Elastizitäten endogen berücksichtigt werden können. 
Weiterhin können aus den Schätz-parametern abgeleitete Angebots- und Faktorpreise
lastizitäten zur empirischen Überprüfung von Hypothesen (z.B. Rybcynski - oder Stol
per-Samuelson-Theorem) herangezogen werden. 

Die große Varianz in den empirischen Ergebnissen von Einzelgleichungsschätzungen bzw. 
synthetischen Ableitungen macht deutlich, daß im Bereich der theoretisch fundierten Schät
zung von Hanqelselastizitäten auch im Hinblick auf die Erfassung landwirtschaftlicher Han
deisströme weiterer Forschungsbedarfbesteht. 

Summary 

The optimal design oftrade policies requires information on international trade flows. Espe
cially changes in international trade flows with respect to changes in world market prices are 
of great concem to researchers and policymakers. Price elasticities of import demand and 
export supply play an important role in summarizing these changes. A large literature exists 
on the specification and estimation of trade equations. Nevertheless, parameter estimates of 
trade elasticities display a rather wide range ofvariability. For example, one can find elastici
ty estimates on long run export demand elasticities for U.S. wheat ranging from 0.23 to 
5.00. While much of this variation derives from the method of estimation, econometric as 
weil as economic problems in specifYing and estimating trade equations may further bias the 
estimated parameters and increase their variability. Thus, it may be necessary to estimate 
trade equations within the framework of a consistent neoclassical general equilibrium fra
mework. As a result one obtains trade elasticities for aggregated commodities that are esti
mated in a context where their interpretation is clearly defined. 

The intention of the paper is twofold: First, it wants to stimulate the critical use of estimated 
trade elasticities, and second, it wants to sketch an estimation method that is firmly based on 
economic theory. The main results are as folIows: 

1. The two basic models, the perfect substitute model and the imperfect substitute model, 
are still widely used in the estimation of trade elasticities. Whereas synthetic estimation 
(perfect substitutes) yields relatively high estimates, direct estimation (imperfect substi
tutes) yields relatively low estimates. Synthetic elasticity estimates are based on do-
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mestic demand and supply elasticities. Price and income variables are the basic ex
planatory variables in direct equation estimation. 

2: The empirical specification oftrade elasticities encounters a wide variety of econome
tric and economic problems. On the one hand, it has been argued that estimates oftra
de elasticities that are based on single equation estimation are frequently biased to
wards zero. On the other hand, the statistical quaIity ofthe synthetic estimates are de
pendent on the statistical quality of the domestic supply and demand elasticities. Sta
tistical techniques for evaluating models and choosing among competing models, and 
functional forms which restrain the number ofparameters that are included in the esti
mation are possible ways to improve the accuracy ofthe estimates. 

3. Import demand and export supply elasticities can be estimated within the framework 
of a neoclassical general equilibirium trade model and the assumptiom of perfect com
petition. One .possible approach are production sector models which allow the analysis 
of changes in prices and factor endowments as they affect the supply and factor prices 
of an economy. Within this framework, the effects of price changes in non-tradable 
goods and the effects of income generated within the economy can be endogenized. 
Furthermore it is possible to use the elasticity estimates in testing for Rybzynski and 
Stolper-Samuelson types of effects. 

The estimation of agricultural trade elasticities that is based on asound theoretical frame
work needs further research. 

Pesl> Me 

"HOBlile MOAeßH H 3MnHpH'IeCI:He MeTOAIiI O~eHI:H 3ßaCTH'IHOCTH 

ToprOBßH arpapHIiIMH npOAYI:TaMH" 

KoppeKTHble npOrH03b1 6YAYW,HX ToproBblx nOTOKOB JlBßJlIOTCJl He06xoAHMO~ 

npeAnoCblßKo~ AßJI Bblpa60TKH onTHMaßbHo~ KOHl.\em-\HI'\ BHewHe~ ToprOBo~ 

nOßHTHKH. Oc06b1~ HHTepec npeAcTaBßJlIOT BonpocbI peaKl.\HH ToproBblx nOTOKOB Ha 

H3MeHHBWHeCJI L\eHbI MHpOBoro pblHKa. UeHOBble 3ßacTH'IHOCTH HMnopTHoro cnpoca 

HßH 3KcnopTHoro npeAßOlKeHHJI JlBßJlIOTCJI nOKa3aTeßJlMH H3MeHeHH~ ToprOBblX 

nOTOKOB. B pe3YßbTaTe 0630pa ßHTepaTypbl no MOAeßHpOBaHHIO H Ol.\eHKe 

3ßacTH'IHOCTIl ToprOBßII BblJlBßJleTCJI 60ßbwaJl Bapllal.\lIJ1 3MnHpH'IeCKIIX 

pe3YßbTaTOB: HanpllMep npll AOßrOCp0'lHOM nporH03e L\eHOBO~ 3ßaCTII'IHOCTIl 

3KcnopTHoro cnpoca Ha nWeHHL\Y MOlK HO BCTpeTIITb OL\eHKIl OT 0,23 AO 5,00. 3Ta 

BapllaL\IIJ1 3aBHCHT B 60ßbWO~ CTeneHIl OT Bbl6paHHoro MeTOAa Ol.\eHKIl. nplI'leM 

3KoHOMeTplI'leCKlle 11 3KOHOMII'IeCKHe HeAOCTaTKIl 3THX pe3YßbTaToB MorYT ew,e 

60ßbwe npllBecTIl K IIX IICKalKeHHOCTIl IIßII pacwllpllTb Bapllal.\HIO. no 3TO~ 

nplI'lIlHe AßJI Ol.\eHKIl nOKa3aTeße~ ToproBo~ 3ßaCTII'IHOCTIl peKoMeHAyeTCJI 

TeOpeTII'IeCKIl 060cHoBaHHbI~ nOAxoA. 3a OCHOBY MOlKHO B3J1Tb 06w,ylO 

KOHcllcTeHTHYIO HeoKßacCII'IecKYIO paBHoBecHYIO MOAeßb MelKAyapoAHo~ ToproBßII. 

Pe3YßbTaToM peWeHHJI TaKo~ MOAeßII JlBßJlIOTCJI TeOpeTH'IeCKIl 060cHoBaHHble 11 

n03BoßJlIOw,He 0AH03Ha'lHYIO IIHTepnpeTaL\HIO nOKa3aTeßII ToproBo~ 3ßaCTII'IHOCTH no 

arperHpoBaHHblM (ceKTOpaßbHblM) TOBapaM. 

B HaCTOJlw,e~ pa60Te 06paw,aeTcJI BHHMaHlle Ha He06xOAilMOCTb KpHTII'IeCKOrO 

paCCMOTpeHIIJI Ol.\eHOK ToprOBO~ 3ßacTII'IHOCTIl 11 nOKa3b1BaeTCJI B03MOlKHbI~ nyn 
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TeOpeTII'IeCKIl 060CHOBaHHOrO nOAxoAa. B pe3ynbTaTe MOJKHO YCTaHOBIITb 

CneAYIO~ee: 

1. 06e MOAenll nOnHOl.\eHHblX IInll HenOnHOl.\eHHblX 3aMeHilTeneK neJKaT 11 cerOAH.II 

B COHOBe MHOlKeCTBa Ol.\eHOK ToproBoK :maCTII'IHOCTIl. TIPII 3TOM B pe3ynbTaTe 

paC'IeTa IICKyccTBeHHoK npOll3BOAHOK Ha OCHOBe Hal.\II0HanbHoK 3naCTII'IHOCTIl 

cnpoca 11 npeAnOJKeHII.II ("MOAenb nOnHOl.\eHHblX 3aMeHIlTeneK") nonY'IaIOTC.II 

OTHOCIITenbHO BblCOKlle nOKa3aTenll. A Ol.\eHKIl Ha OCHOBe OTAenbHblX ypaBHeHIlK 

C l.\eHaMIl 11 AOXOAaMIl B Ka'leCTBe OCHOBHblX nepeMeHHblX AaIOT, Hao6opOT, 60nee 

HII3Klle nOKa3aTenil 3naCTII'IHOCTIl. 

2. Ol.\eHKIl ToproBoK 3naCTII'IHOCTIl IIMelOT pa3nll'lHble 3KOHOMeTp"'leCKle 11 

3KOHOMII'IeCKlle npo6neMbl. OHII CBIIAeTenbCTBYIOT 0 3aHIIJKeHHOCTil Ol.\eHOK 

peanbHblX KOnll'leCTBeHHblX 113MeHeHIIK BcneAcTBlle 113MeHeHII.II l..\eHbi 

BbIßOnHeHHblX Ha OCHOBe OTAenbHblX ypaBHeHIlK. TO'lHOCTb IICKYCCTBeHHO 

paC'IIITaaHblX nOKa3aTeneK :maCTII'IHOCTIl MeJKAYHapOAHOK ToprOBnll 3aBIICilT OT 

TO'lHOCTIl paC'IeTa 3naCTII'IHOCTII BHYTpeHHero cnpoca 11 BHYTpeHHero 

npeAnOJKeHII.II. B03MOJKHOCTb pa3peWeHII.II npo6neM AalOT Te CTaTIICTII'IeCKlle 

MeTOAbi Ol.\eHKII, KOTopble n03Bon.llIOT Bbl60p pa3nll'lHblX MOAeneK 11 COKpa~eHlle 

nepeMeHHblX, a TaKJKe Te BIIAbi cj>YHKI..\IIK, KOTopble n03BOn.llIOT COKpaTIITb 

Konll'leCTBO Ol.\eHIIBaeMblX napaMeTpOB. 

3. Ha OCHOBe o6~eK TeoplIlI paBHOBeCII.II npll npeAnOnOJKeHlI1I ° Han 11 'I 11 11 

nOnHOl.\eHHOK KOHKypeHl.\lI11 MOJKHO pa3pa6oTaTb YCTOK'IIIBYIO, HeoKnacclI'IecKYIO 

MOAenb IIHTepHal.\II0HanbHoK ToproBnll. B ee paMKax, Ha OCHOBe ceKTopanbHblX 

npOll3BOACTBeHHblX MOAeneK, MOJKHO npOBOAIITb aHanll3 Bnll.llHII.II 113MeHeHIIK l.\eH 

MllpOBoro pblHKa IInll 113MeHeHII.II OCHa~eHHOCTII pecypcaMIl Ha BHYTpeHHee 

npeAnOlKeHlle 11 l..\eHbi cj>aKTopOB npOIl3BOAcTBa. 3TOT MeTOA IIMeeT TO oco6oe 

npeIlMy~ecTBo, 'ITO npll Ol..\eHKe ToprOBOK 3naCTII'IHOCTIl 3HAoreHHO Y'IIITbiBaIOTC.II 

113MeHeHII.II l.\eH Ha npOAYKTbi C 'orpaHII'IeHlleM ToprOBnll 11 reHepllpyeMbiK 

HapOAHbiM X03.11KCTBOM AOXOA· KpOMe Toro, Ha OCHOBe BbiBeAeHHblX nOKa3aTeneK 

3.naCTII'IHOCTII npeAnOJKeHII.II 11 3naCTII'IHOCTII l.\eH Ha cj>aKTopbl npOll3BOACTBa 

MOJKHO npOBeplITb rllnOTe3b1 TeopeM IIlTonbnepa-CaMyenbcoHa 11 Pbl6l.\lIHCKoro. 

Eonbwa.ll Bap"al.\l1.11 pe3ynbTaTOB Ol..\eHOK CAenaHHblX Ha OCHOBe OTAenbHblX 

ypaBHeHIlK IInll IICKYCCTBeHHblX npOll3BOAHblX cBIIAeTenbcTByeT 0 TOM, 'ITO B 

06naCTil TeOpeTII'IeCKII 060CHOBaHHblX Ol..\eHOK ToprOBOK 3naCTII'IHOCTIl 11 MeeTC.II 

nOTpe6HOCTb B AanbHeKWIIX IIccneAOBaHII.IIX. 
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EU-AGRARREFORM UND NACHBALTIGKEIT 

von 

Siegfried BAUER" 

1 Einleitung 

Mit der im Jahre 1992 beschlossenen Reform der EGIEU-Agrarpolitik wurde 4ie bislang 
umfassendste Änderung der agrarpolitischen Rahmenbedingung seit Bestehen der EG 
und in den meisten Ländern wohl seit Kriegsende eingeleitet. Von solchen grundlegenden 
Änderungen wird i. a. erwartet, daß sie auf eine langfristige Neuausrichtung angelegt sind 
und auch längerfristig Bestand haben, mit anderen Worten, daß eine gewisse Nachhaltigkeit 
der neuen Politik selbst gegeben ist. Die mittlerweile bereits vollzogenen zahlreichen Korrek
turen und Modifikationen lassen allerdings Zweifel aufkommen, ob der "große Wurf' gelun
gen ist, der den langfristigen Herausforderungen unserer Gesellschaft an die Landwirtschaft 
gerecht wird. Die Liste von Forderungen nach Detailmodifizierungen der Agrarreform von 
Seiten verschiedener gesellschaftlicher Gruppen nimmt ständig zu. Auch der Bundesland
wirtschaftsminister fordert weitere Schritte im Hinblick auf die Ausgestaltung, die Erleichte
rung der Implementierung und Kontrolle einzelner Reformelemente und die Berücksichti
gung von Belangen aus der Interessenslage direkt betroffener und beteiligter Gruppen. 

Fast all diese Kritikpunkte und Forderungen beziehen sich auf Detailfragen der Ausgestal
tung und Umsetzung; die Grundprinzipien der Reform (Preissenkung, massive Einkommens
transfers ohne Leistungsbezug, mengenmäßige Eingriffe auf Produkt- und Faktormärkten) 
bleiben dabei weitgehend unberiihrt. Dies bedeutet, daß die zunehmenden Konflikte und 
Widersprüche mit marktwirtschaftlichen Prinzipien, mit dem Grundkonsens über soziale Ge
rechtigkeit in unserer Gesellschaft und mit den umweltpolitischen Herausforderungen unge
löst bleiben, bzw. durch neue partielle Korrekturen eher noch verstärkt werden. 

In der umweltpolitischen und der "Global Change" Diskussion haben in den letzten Jahren 
die Vorstellungen von "Sustainable Development" an Bedeutung gewonnen und sich kon
zeptionell verdichtet. Wir wollen im folgenden näher auf das Nachhaltigkeitskonzept einge
hen, die EU-Agrarreform und die daraus resultierenden agrarwirtschaftlichen Konsequenzen 
daran und an den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft messen sowie schließlich nach 
einigen Konturen der notwendigen Reform der Agrarreform im Sinne der Nachhaltigkeit 
fragen. 

2 Begriff und Konzept der Nachhaltigkeit 

Spätestens seit dem Bericht der Brundtland-Konnnission "Our Common Future" im Jahre 
1987 spielt der Begriff "sustainable development" in der umwelt- und entwicklungspoliti
scb,en Diskussion eine zentrale Rolle. In zahlreichen nationalen und internationalen Kommis
sionen und Konferenzen wurde versucht, das Nachhaltigkeitskonzept zu konkretisieren und 
als Grundlage für die Entwicklung von Politikvorstellungen zu verwenden, so z. B. auf der 
Konferenz der Vereinten Nationen im Jahre 1992 (Bundesumweltministerium 1992), im 
UNDP-Bericht (1994), im Gutachten des Sachverständigenrates (1994) oder im Gutachten 
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des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung zu globalen Umweltveränderungen 
( 1993). 

Wegen der besonderen Bedeutung der Landwirtschaft für die Umwelt, kann die Nachhaltig
keitsdiskussion nicht ohne Einfluß auf die Vorstellungen zur künftigen Agrarentwicklung 
und die sie gestaltende Agrarpolitik sein. In diesem Sinne hat eine Gruppe europäischer 
Agrarwissenschaftler, nachdem der sog. MacSharry-Vorschlag zur Reform der Agrarpolitik 
auf dem Tisch lag, mit dem Wageningen-Memorandum ein Konzept für die Reform der EG-

. Agrarpolitik vorgelegt, das versucht, den Erfordernissen einer nachhaltigen Entwicklung 
gerecht zu werden (BAUER, 1992). 

Während das'Nachhaltigkeitskonzept in der Forstwirtschaft und Forstwissenschaft bereits 
eine lange Tradition hat, ist die Erweiterung auf alle Wirtschaftsbereiche relativ neu. Auch 
aufgrund des interdisziplinären Anspruchs ist es nicht verwunderlich, daß Inhalt und Ausle
gung des Konzepts sowie dessen Bedeutung für die Politikgestaltung unterschiedlich gese
hen werden. 

Zunächst einmal ist festzuhalten, daß mit Nachhaltigkeit eine globale und in gewisser Weise 
abstrakte Zielbeschreibung gegeben werden soll, ähnlich wie etwa mit dem gesellschafts
politischen Ziel Gerechtigkeit oder Sicherheit. Auch diese Begriffe geben nur eine globale 
Zielrichtung an, die zeit-, länder- und gruppenabhängig unterschiedlich ausgelegt wird. So 
berufen sich zum Beispiel sowohl die Befürworter einer starken Verteidigung als auch die 
Pazifisten auf das Sicherheitsziel. 

Die Nachhaltigkeitsdiskussion geht im wesentlichen auf einen Bericht des Club of Rome im 
Jahre 1972 zurück, der die Grenzen des Wachstums durch Ausbeutung der verfügbaren 
Ressourcen aufzeigte. Aus dieser Sicht soll eine nachhaltige Wirtschaftsweise sicherstellen, 
daß auch künftige Generationen noch über einen quantitativen und qualitativen Ressour
cenbestand verfUgen, der ihnen eine ausreichende Lebensgrundlage bietet (Definition I). 
Diese Auslegung schließt durchaus eine Umschichtung von Ressourcennutzungen (zum Bei
spiel Substitution fossiler Energieträger durch Solartechnik) ein, fordert aber andererseits die 
Aufrechterhaltung der Nutzungsflihigkeit der Umweltmedien (saubere Luft, landwirtschaft
lich nutzbarer Boden) und eines nachhaltigen Bestandes emeuerbarer Ressourcen (zum Bei
spiel Fische im Meer). 

Nachhaltige Entwicklung wird oft auch als erweiterte, allgemeinere Betrachtung des bis
herigen Wachstumskonzepts verstanden (Definition 2). Es ist hinlänglich bekannt, daß eine 
Sozialproduktssteigerung im Sinne der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht immer 
Wohlfahrtszunahme bedeutet. Deshalb sollen bei nachhaltigen Entwicklungskonzepten ins
besondere auch qualitative Aspekte, etwa durch Sozia1- und Umweltindikatoren einbezogen 
werden. Der Begriff Entwicklung bringt Dynamik und Veränderung zum Ausdruck und 
nicht die von manchen Umwelt- und Naturschützern vertretene konservierende Haltung. Aus 
theoretisch methodischer Sicht lassen sich normative Vorstellungen über nachhaltige Struk
turen durch eine sehr langfristige Optimierung der Wirtschaftsweise im Hinblick auf das ge
samtwirtschaftliche Wohlfahrtsziel (unter Einschluß privater und öffentlicher Güter und Be
rücksichtigung externer Effekte) gewinnen. Im Umkehrschluß folgt daraus, daß die Bedin
gungen der Nachhaltigkeit bei kurzfristiger Optimierung ohne Berücksichtigung externer 
Nebenwirkungen des Wirtschaftens verletzt sein können. 

Schließlich ist wichtig festzuhalten, daß mit nachhaltiger Entwicklung nicht nur Umweltver
träglichkeit zu verstehen ist. Die meisten neueren Veröffentlichungen beziehen Nachhaltig
keit (Definition 3) auf ein ausgewogenes Verhältnis der 
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ökologischen, 

ökonomischen und 

sozialen Zielsetzungen. 

Die ökologische Dimension zielt auf die Belastung und Erhaltung der Qualität der Um
weltmedien ab. Das Nachhaltigkeitsprinzip schließt eine gewisse Belastung der Umweltme
dien nicht aus. Die Belastung soll jedoch nicht größer sein als der Abbau stoftlicher Bela
stungen und die Regenerationsfähigkeit und Selbstreinigungskraft des Ökosystems. Gerade 
aus landwirtschaftlicher Sicht kann auf traditionelle Vorstellungen und Konzepte, wie zum 
Beispiel das der Aufrechterhaltung der Bodenfruchtbarkeit zurückgegriffen werden, die im 
Kontext der aktuellen Nachhaltigkeitsdiskussion weiter konkretisiert und verallgemeinert auf 
andere Bereiche übertragen werden. 

Ökonomische Nachhaltigkeit eines Projektes oder politischen Konzeptes meint, daß die 
Wirtschaftlichkeit gegeben sein muß. Auch aus Umweltsicht muß ein Interesse daran beste
hen, solche Projekte und Strategien ausfindig zu machen, die eine ausreichende Rentabilität 
aufWeisen, weil sich nur diese langfristig durchsetzen und als Erfolg fiir die Umwelt erwei
sen. 

Dies gilt analog fiir die soziale Dimension. Projekte und Politikmaßnahmen, die einseitig 
bestimmte Gruppen bevorzugen, erfiillen häufig nicht die Bedingung der Nachhahigkeit. 
Wenn z. B. durch eine bestimmte Politik bzw. durch ein Projekt soziale Spannungen entste
hen, kann der langfristige Erfolg gefährdet sein. In diesem Sinne können z. B. umwehorien
tierte Politikkonzepte in Konflikt mit dem Nachhaltigkeitspostulat kommen, wenn sie nicht 
mit dem gesellschaftlichen Konsens über soziale Gerechtigkeit in Einklang stehen. 

Diese Ausführungen und die erläuterten Definitionen zeigen deutlich die Komplexität und 
den übergeordneten Anspruch des Nachhahigkeitskonzeptes. Eine Umsetzung des Nachhal
tigkeitsanspruchs wird sich daher nicht anband weniger, einfacher Kriterien festmachen las
sen. Die Attraktivität des Nachhaltigkeitsprinzipes und -konzeptes ist wohl darin zu sehen, 
daß es in eine positive und aktive Richtung künftiger Entwicklungen zeigt (Dynamik, künfti
ge Generationen, Entwicklung neuer Technologien, Nutzung erneuerbarer Ressourcen) und 
nicht nur auf negative und pessimistische Haltungen abstellt, wie sie sich im Umwelt- und 
Naturschutz und auch in der Agrarpolitik häufig finden lassen. Die umfassende Problematik 
und die Aktualität des Konzeptes wäre daher sicherlich ein eigenes Seminar wert. 

Als Fazit läßt sich aus dieser Diskussion festhalten: 

l. Aus einzelwirtschaftlicher Sicht besteht wohl im allgemeinen ein unmittelbares Inter
esse an einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung im Sinne der Erhaltung des Un
ternehmens und des unternehmerischen Wachstums. Gerade in der Landwirtschaft 
spielt dieses unternehmerische Nachhahigkeitspostulat eine zentrale Rolle (Weitergabe 
des Betriebes an Kinder und Enkel). Darüber hinaus dürfte auch ein gewisses Eigenin
teresse in ökologischer Hinsicht bestehen, wie z. B. Aufrechterhaltung der Boden
fruchtbarkeit, Erosionsminderung, geringe Schadstoffe in Boden, Wasser und Luft. 

2. Dem steht die Tatsache gegenüber, daß Unternehmen in einer Marktwirtschaft häufig 
kurzfristig einem starken Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind, der zu Handlungs
weisen fUhrt, die nicht notwendigerweise in Einklang mit der Nachhaltigkeit stehen. 
Marktwirtschaft ist nicht von sich aus aufIangfristige Optimierung gesamtwirtschaftli
cher Prozesse ausgerichtet, sondern läßt sich eher als eine Abfolge kurzfiistiger 
"schöpferischer Zerstörungen" (SCHUMPETER 1926) kennzeichnen. Die endogenen 
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Kräfte dieser schöpferischen Zerstörungen (Wettbewerb) geraten jedoch an gesell
schaftspolitische Grenzen, wenn zu starke soziale Ungleichgewichte entstehen und 
wenn die Begrenztheit der Ressourcen und die Irreversibilität von UmweltbeIastungen 
langfristig bedeutsam ist. 

3. Daraus folgt: Das NachhaItigkeitspostuIat verlangt in einer Marktwirtschaft nach 
Rahmenbedingungen, die im Ergebnis dazu fUhren, daß die unternehmerischen Ent
scheidungen unter Kurzfristgesichtspunkten in stärkerem Maße in Einklang mit den 
langfristigen gesellschaftlichen Erfordernissen stehen. Der marktwirtschaftliche Prozeß 
der "schöpferischen Zerstörung" würde dann nicht nur auf eine Mehrung materieller 
Güter, sondern auch auf einen schonenden Umgang mit begrenzten Ressourcen und 
auf eine innovative und kreative BewäItigung unserer UmweItprobleme hinwirken. 

4. Das NachhaItigkeitsprinzip läßt sich nicht nur auf die Wirtschaft, sondern auch auf die 
Politik übertragen, die in den meisten Gesellschaften ebenfalls - vielleicht in noch stär
kerem Maße als die Wirtschaft - dazu tendiert, kurzfristigen Aspekten eine hohe 
Priorität einzuräumen. Die bis zur Reform im Jahre 1992 betriebene Agrarpolitik hat 
die NachhaItigkeitspostuIate nicht erfiillt, da sie sich selbst überlebt hat. 

Vor diesem Hintergrund wollen wir im folgenden danach fragen, inwieweit die Reform der 
EU-Agrarpolitik Tendenzen erkennen läßt, die in Einklang mit den NachhaltigkeitspostuIa
ten stehen. 

3 : Kritische Würdigung der Agrarreform 

Es ist fiir den agrarpolitischen Beobachter kein Geheimnis, daß die EU-Agrarreform aus
schließlich durch die internen Überschuß- und Finanzprobleme sowie durch den externen 
Druck der GATT-Verhandlungen und der internationalen Handelspartner ausgelöst wurde. 
Diese Kräfte haben auch weitgehend die AusgestaItung bestimmt. Grundlegende ordnungs
und gesellschaftspolitische Prinzipien und umweltpolitische Erfordernisse haben das Re
formwerk allenfalls als Beiwerk, aber nicht substantiell geprägt. Genau daran aber werden 
sich die dauerhaften Konflikte entzünden, die eine nachhaltige Agrarentwicklung unter den 
neuen Rahmenbedingungen gefiihrden. 

Wir werden im folgenden zu zeigen versuchen, daß die grundlegenden Konflikte nicht durch 
marginale Korrekturen behoben werden können. Vielfach wird die Reform in ihrer derzeiti
gen Ausprägung nur als Einstieg in ein neues Politiksystem betrachtet, d. h. es wird davon 
ausgegangen, daß weitere Reformschritte (Abbau der Flächenbeihilfen, Aufhebung bzw. 
Modifizierung der Flächenstillegung) folgen. Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich je
doch zunächst auf die derzeitige Ausprägung der Agrarreform. 

3.1 Mehr Marktwirtschaft im Agrarbereich? 

Die EU-Agrarreform wurde und wird vielfach, auch z. T. von agrarökonomischer Seite, als 
eine Verwirklichung von mehr Marktwirtschaft im Agrarbereich oder zumindest als ein 
Einstieg dazu angesehen. Dabei wird meist allein auf die Reduzierung des protektionisti
schen Außenschutzes abgestellt. In verschiedenen Beiträgen wurden mit Hilfe partieller 
Marktmodelle tatsächlich Wohlfahrtsgewinne durch die Annäherung des EU
Agrarpreisniveaus an WeItmarktpreise berechnet (z.B. GORNIHERRMANNIWAGNER, 
1994, HARTMANNIHOFFMANN/SCHMITZ, 1994). 

Der Abbau der Agrarpreisstützung kann in der Tat als ein wesentliches Element einer stärke
ren AußenhandelsliberaIisierung und einer Stärkung der Marktwirtschaft angesehen werden. 
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Verfolgt man die aktuelle Agraraußenhandelspolitik, so können hier allerdings Zweifel ange
bracht sein, ob es tatsächlich um mehr Liberalisierung, d. h. die Schaffimg von vergleichba
ren Rahmenbedingungen fiir internationalen Wettbewerb geht. Die Verhandlungen und Ver
einbarungen über "noch erlaubte" Produktions- und Exportmengen oder 
"Mindestimportmengen" elWecken eher den Eindruck einer Planwirtschaft auf höherer Ebe
ne. Wie auch durch die internen Regehmgen (Flächenstillegung) wird hier ein Mißtrauen der 
Beteiligten gegenüber der Wirksamkeit von Marktmechanismen deutlich I I. 

Wenden wir uns nun der ordnungspolitischen Analyse der Agrarreform im Innern zu. Wie 
bereits ausgefUhrt, soll durch die Agrarreform die Eingriffsintensität in Märkte und Preise 
verringert werden, was man zunächst einmal aus marktwirtschaftlicher Sicht positiv werten 
muß. Allerdings ist zu sehen, daß Marktwirtschaft auch etwas mit den tragenden Institutio
nen und der Eingriffs- und Regehmgsintensität bei den Unternehmen zu tun hat. Aus dieser 
globalen Perspektive kann die EG-Agrarreform als eine Verlagerung (Substitution) von 
marktmäßigen Interventionen auf direkte unternehmerische Eingriffe aufgefaßt werden. A 
priori kann keine eindeutige Aussage darüber gemacht werden, welche Form landwirtschaft
licher Stützung (etwa bei gleichem Einkommenseffekt) besser mit den Prinzipien unserer 
Marktwirtschaft vereinbar ist, d. h. welche der beiden Varianten die second und welche die 
third best Lösung ist. 

Folgende Aspekte sollten dabei neben den formalen Protektionsraten in die Betrachtung ein
bezogen werden: 

Wenn man das Prinzip der unternehmerischen Freiheit und Unternehmenskonkur
renz voranstellt, dann sollten über wirtschaftspolitische Maßnahmen möglichst nur die 
unternehmerischen Rahmenbedingungen beeinflußt werden. So werden z. B. in der 
umweltpolitischen Diskussion in zunehmendem Maße Korrekturen von Marktdaten (z. 
B. Ökosteuern) anstelle direkter Auflagen, Gebote und Verbote vorgenommen. Die 
EU-Agrarreform hat genau den umgekehrten Weg eingeschlagen. 

Bislang waren alle Landwirte gleichen wirtschaftlichen und marktpolitischen Rah
menbedingungen ausgesetzt. Nach der Agrarreform bestimmt die Zugehörigkeit ei
nes Betriebes zu einer administrativen Region (Bundesland, Ausgleichsregion) in er
heblichem Maße die Höhe der staatlichen Unterstützung2 und formaler Marktanpas
sungsmechanismen. Das marktwirtschaftliche Postulat gleicher wirtschaftlicher Rah
menbedingungen ist dadurch verletzt. 

Die zwangsweise, bzw. an attraktive Prämien gekoppehe Flichenstillegung bedeutet 
nicht nur massive Eingriffe in die unternehmerische Freiheit, sondern auch eine Ver
geudung einzel- und volkswirtschaftlich knapper Ressourcen (KOESTERICRAMON
TRAUBADEL, 1992). Dies gih umso mehr in einer Situation annähernder Weltmarkt
preise in der EU. Die durch Flächenstillegung bewirkte Bodenverknappung fUhrt zu
sammen mit den Flächenbeihilfen zu Bodenpreissteigerungen. Diese wirken nicht nur 
dem durch Preissenkungen ausgelösten Extensierungseffekt entgegen3 , sondern er-

1 Trotz weitgehendem Abbau des Außenschutzes wurde im Rahmen von GATT eine Reduzierung der 
(subventionierten) Agrarexportmengen um 21% innerhalb der nächsten 6 Jahre vereinbart (BORCHERT, 
1994). 

2 Während z. B. ein sonst unter gleichen Marktbedingungen wirtschaftender Landwirt im Saarland einen 
Preisausgleich von 464 DM je ha (1995/96) bekommt, erhält sein Berufskollege in Niedersachsen 
(Region 2) 762 DM. 

3 In verschiedenen Abhandlungen zur Agrarreform werden diese kompensierenden Intensilätseffekte durch 
die massiven Eingriffe in den Bodenmarkt vernachlässigt, wobei implizit lediglich die Agrarpreissen
kong betrachtet wird. Entsprechend der Theorie wird jedoch bei langfristig zunehmender Variabilität der 
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schweren auch das betriebliche Wachstum und die Entwicklung einer wettbewerbsfä
higen Landwirtschaft in Europa, insbesondere in Westdeutschland. Wie verschiedene 
Analysen zeigen, wirkt die Flächenstillegung darüber hinaus einer effizienten regiona
len Arbeitsteilung entgegen und belastet vor allem Regionen mit einer vergleichsweise 
günstigen Agrarstruktur. Die Herausbildung einer wettbewerbsfähigen Landwirtschaft 
wird dadurch negativ beeinflußt. 

Als ein wesentlicher Kritikpunkt an der EU-Agrarreform muß die Einfiihrung massi
ver Transferzahlungen ohne irgend einen Leistungsbezug oder eine Orientierung 
an sozialen Kriterien gehen. Im Gegenteil, landwirtschaftliche Betriebe an guten 
Standorten (Bundesländer) und große Betriebe erhahen höhere Beihilfen als Betriebe 
unter ungünstigen Bedingungen. Dadurch wird nicht nur die Herausbildung effizienter 
leistungsflihiger Betriebe gestört, die EU-Agrarreform verstößt damit auch grundle
gend gegen den Grundkonsens über soziale Gerechtigkeit in unserer' Gesellschaft. 

Es wird immer wieder behauptet, daß durch die Agrarreform die Agrarmärkte weni
ger reglementiert seien und mehr der freien Preisbildung unterliegen, daß also in 
stärkerem Maße Marktmechanismen wirksam seien. Auch diese Behauptung ist bei 
näherem Hinsehen fraglich, denn ein zunehmender Anteil des Einkommens wird nicht 
mehr durch die Produktionsmenge, sondern durch Beihilfen erzielt, die an bestimmte 
(Basis-) Flächen oder (Basis-) Tierbestände gebunden sind. Die Produktionsausrlch
tung und Angebotsreaktion wird daher in stärkerem Maße am ~aatlichen Regelwerk 
ausgerichtet werden. Nach optimaler Anpassung haben diese beträchtlichen Einkom
mensbeihilfen fixen oder quasi-fixen Charakter, so daß in vielen Fällen sich keine oder 
nur geringe Reaktionen auf Marktpreisänderungen ergeben werden. Bei Beihilfen rur 
Ölpflanzen in Höhe von 1000 DM erfolgt der Anbau dieser Produkte häufig nur noch 
aufgrund der Beihilfe, wobei vielfach auch negative (Markt-) Deckungsbeiträge als 
Preis fiir die attraktiven Transfers in Kauf genommen werden. Die Flexibilität von An
gebotsreaktionen auf veränderte Marktbedingungen dürfte dabei eher geringer werden 
als biSlang. Mit Marktwirtschaft hat dies kaum noch etwas zu tun. 

Schließlich ist auf die zunehmenden administrativen Regelungen und die Probleme 
der bürokratischen Abwicklung der Reform zu verweisen. Agrarverwaltung, Land
wirtschaftskammern und -ämter sind fast nur noch mit bürokratischer Abwicklung 
beim Vollzug sowie bei der Überwachung und Kontrolle beschäftigt. Hier köunen si
cherlich positive Beschäftigungseftekte verbucht werden. Für betriebliche Beratung 
bleibt kein Freiraum. Auch fiir die Landwirte stellt die Reform eine wesentlich stärkere 
bürokratische Gängelung dar. Es wird lohnender, sich mehr mit Verordnungen, Beihil
fenoptimierung, Risiko bei Manipulation und Betrug (HANF 1993) etc. zu beschäfti
gen als mit landwirtschaftlicher Betriebsfiihrung.im Produktionsbereich. Auch dies hat 
wenig mit Marktwirtschaft zu tun. 

Faktoren die Intensität durch die Faktorpreisverhältnisse gesteuert. Bezogen auf die spezielle 
(Vorleistungs-) Intensität der Landnutzung sind dies die Preisrelationen zwischen Boden und Betriebs
mitteln. zWar bewirkt die Agrarpreissenkung zunächst einmal sinkende Bodenpreise, allerdings wird 
dieser Effekt durch die verschiedenen zusätzlichen Maßnahmen (Einfluß der Flächenstillegung, Flä
chenbeihilfen und der flankierenden Maßnahmen) abgeschwächt bzw. kompensiert. Es ist somit nicht 
eindeutig, wie sich die Bodenpreise im Verhältnis zu annähernd konstanten Vorleistungspreisen ändern 
und als Folge davon sich langfristig die Intensität der Landbewirtschaftung anpassen wird. Aus einzelbe
trieblicher Sicht dürften die freiwillige Flächenstillegung bzw. die Beteiligung an den flankierenden 
Maßnahmen häufig die günstigere Alternative gegenüber einer extensiven Landbewirtschaftung darstel
len. 



Als Fazit bleibt daher: Es scheint, daß die EU-Agrarreform alleine aus ökonomischer und 
marktwirtschaftlicher Perspektive als ein Übergang von einer second best zu einer third best 
Lösung aufgefaßt werden kann. Eine längerfristige Perspektive im Sinne des oben skizzier
ten Nachhaltigkeitspostulats wird diese Reform nicht liefern können. 

3.2 Agrarreform aus ökologischer Sicht 

Wie eingangs bereits erwähnt, wurde die Agrarreform von internen Finanzproblemen und 
externen Handelsproblemen ausgelöst. Obwohl von Seiten des Berufsstandes und auch der 
offiziellen Agrarpolitik (vgl. den Agrarbericht der Bundesregierung oder BORCHERT, 
1994) die besonderen ökologischen und landschaftspflegerischen Leistungen der Landwirt
schaft innner wieder betont werden und auch die von der Landwirtschaft verursa.;hten Um
weltprobleme seit langem bekannt sind (vgl. RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR 
UMWELTFRAGEN, 1985), haben die Agrarreformer sich "erfolgreich" über ihre eigenen 
Bekundungen hinweggesetzt. Daran ändert auch das "Trostpflaster" der sog. flankierenden 
Maßnahmen wenig. Im Gegenteil, es folgt dem Weg einer Zimehmend additiven Aneinander
reihung von Maßnahmen zur partiellen und nachträglichen Korrektur einzelner Umweltbela
stungen. Die Folge sind weitere WiderspTÜchlichkeiten und ein Übermaß an Einzelmaßnah
men und -programmen mit begrenzter ökologischer Effizienz und fragwürdigem ökonomi
schen Erfolg. 

Wie ist nun die ökologische Nachhaltigkeit der Agrarreform zu beurteilen? 

Zunächst einmal ist als positiver Effekt festzuhalten, daß durch Preissenkung und Flächen
beihilfe die Landbewirtschaftung in peripheren, benachteiligten Gebieten relativ besser 
gestellt und vielleicht eher aufrecht erhalten wird. Im Gegensatz zur ökonomischen Perspek
tive (Rückzug der Landwirtschaft auf günstige Standorte), wird von allen (Agrar-) Ökolo
gen der ohnehin meist extensiven Landbewirtschaftung in benachteiligten Gebieten ein be
sonderer ökologischer Wert beigemessen. Auch aus regionalpolitischer Sicht ist eine Stär
kung der Landwirtschaft in peripheren Gebieten durchaus positiv und tendenziell in Einklang 
mit dem Bergbauernprogramm und einer Reihe anderer regionalpolitischer Programme zu 
sehen. Allerdings sind längerfristig Zweifel angebracht, ob die Reform tatsächlich ausrei
chend in diese Richtung wirkt. Einmal handelt es sich nur um eine relative Verbesserung der 
Landwirtschaft an marginalen Standorten gegenüber Gunstlagen und gegenüber der Situati
on vor der Reform. Absolute Nachteile bleiben bestehen. Hinzu kommt die psychologische 
Wirkung auf die Hofuachfolger, fast nur noch von staatlichen Transfers abhängig zu sein. 
Man muß kein Pessimist sein, um die Dauerhaftigkeit der massiven leistungslosen Transfers 
in Frage zu stellen und seine Berufsentscheidung auf verläßlicheren Rahmendaten als den 
Transferzahlungen bei der derzeitigen Finanzlage aufzubauen (vgl. dazu auch KOESTER 
u. a. 1992). Trotz der unbeabsichtigten relativen Stärkung benachteiligter Gebiete ist daher 
zu erwarten, daß sich die Landwirtschaft hier weiter zurückzieht und wir zusätzliche und 
ausgeprägtere regionalpolitische und landschaftspflegerische Programme fiir diese Gebiete 
brauchen. 

Auch aus ökologischer Sicht muß ein Interesse daran bestehen, daß der betriebsstrukturel
le Wandel in peripheren Gebieten weitergeht, damit überhaupt noch lebensfähige Betriebe in 
diesen Gebieten aufrechterhalten bzw. geschaffen werden. Allerdings wirken die Kleinerzeu
gerregelung und die leistungslosen Flächenbeihilfen den ökonomischen Kräften des Struk
turwandels gerade an marginalen Standorten entgegen. Eine mittelfristige Änderung der 
Agrarpolitik in Richtung einer Stärkung marktwirtschaftlicher Elemente wird daher gerade 
diese Gebiete besonders treffen. Unter diesen Bedingungen ist aus ökologischer Sicht zu 
befiirchten, daß in einer Reihe benachteiligter Gebiete kaum noch leistungsfähige Betriebe 
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vorhanden sein werden, die auch die erforderlichen Naturschutz- und Landschaftspfle
geaktivitäten übernehmen könnten. 

Aus ökologischer Sicht muß die Flächenstillegung in Form der Rotationsbrache bei wei
terhin vergleichsweise intensiver Landbewirtschaftung problematisiert werden. Macht es 
bereits ökonomisch keinen Sinn, den Faktor Boden zu verknappen und ein Nebeneinander 
von intensiver Bewirtschaftung und Brache mit öffentlichen Mitteln zu etablieren, so wider
spricht diese Form der Landnutzung massiv den Vorstellungen einer Annäherung der Land
bewirtschaftung an ökologische KreislauijlIinzipien. Wir haben bereits darauf hingewiesen, 
daß aufgrund der verschiedenen kompensatorischen Effekte kaum mit einer nennenswerten 
Minderung der Bewirtschaftungsintensität als Folge der Agrarreform zu rechnen ist. Auch 
wenn der Düngemitteleinsatz infolge von Stillegungund Extensiviernngsprogrammen weiter 
zurückgeht, so wird die Intensität4 , Spezialisierung und regionale Konzentration in land
wirtschaftlichen Gunstlagen wenig beeinflußt. Aus ökologischer Sicht ist daher weiterhin mit 
Belastungen aus intensiver Landwirtschaft zu rechnen (Stoffausträge, geringe Artenvielfalt). 
Hinzu kommen die je nach Stillegungsform und Standortverhältnissen z. T. problematischen 
Belastungen der stillgelegten Flächen (erhöhte Nitratbelastungen bei Mahd und Umbruch der 
Brachen), die gerade in Wasserschutzgebieten ein gravierendes Problem darstellen (vgl. 
FORCHE 1992). Entgegen der häufig vorgebrachten Meinung wird von Ökologen einer 
einjährigen Flächenstillegung kaum ein Wert für den Artenschutz beigemessen. 

Die sogenannten flankierenden Maßnahmen enthalten aus Umweltsicht eine Reihe positi
ver Ansätze. Die Umweltwirkungen dieser Maßnahmen werden jedoch aus verschiedenen 
Gründen begrenzt bleiben: Einmal ist das Programm auf EG-Ebene mit vergeichsweise be
scheidenen Mitteln ausgestattet, wobei die EG lediglich 50 % finanziert, im Gegensatz zu 
100 % bei der Flächenprämie. Zum anderen werden, je nach länderspezifischer Ausgestal
tung, vomehmlich solche Flächen im Programm angemeldet, bei denen nur eine geringe Än
dernng der Bewirtschaftungsweise notwendig ist. Dies bedeutet aber, daß die Maßnahmen 
nur eine vergleichsweise geringe ökologische Effizienz aufWeisen werden. 

Die flankierenden Maßnahmen zeigen dentlich, daß es bei der Agrarreform nicht gelungen 
ist, umweltpolitische Erfordernisse in die Grnndausrichtung der Agrarpolitik zu integrieren. 
Vielmehr handelt es sich um additive Maßnahmen, die partielle Korrektur bewirken sollen, 
sich aber insgesamt nicht zu einem durchgängig schlüssigen Gesamtkonzept ergänzen. Die 
fehlende Nachhaltigkeit der markt- und preispoIitischen Entscheidungen kann dadurch nicht 
behoben werden. 

3.3 Sozialer Sprengstoff der Agrarreform 

Neben den markt- und umweltpolitischen Effizienzgesichtspunkten muß sich die Agrarre
form an den in unserer sozialen Marktwirtschaft bedeutsamen Prinzipien der sozialen Ge
rechtigkeit messen lassen. Offensichtlich ging es bei der Reform allein um einen globalen 
Ausgleich der preisbedingten Einkommensausflille und um irgendwelche einigermaßen hand
habbaren Kriterien, deren Kontrolle sich allerdings als ein zunehmend schwierigeres Problem 
herausstellt. Das Ergebnis ist eine diifuse Verteilungswirkung ohne allgemein akzeptierten 
Zielbezug. Wie die verschiedenen einschlägigen Analysen belegen (vgl. die Beiträge im 
Sammelband der Landwirtschaftlichen Rentenbank 1994), wird weder die bisherige Ein
kommensverteilung aufrecht erhalten, noch eine irgendwie erkennbar neue Verteilung inner
halb des Agrarsektors angestrebt. Die Verteilnngseffekte streuen zwischen Bundesländern 

4 Nach üblicher Definition ist eine Intensität immer eine Relation zweier an der Produktion beteiligter 
Faktoren. Eine Einbeziehung der stillgelegten Fläche in statistische Intensitätskennziffem wird weder 
der allgemeinen Definition noch dem zu entsprechenden Sachverhalt gerecht. 
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bzw. Regionen, kleinen und großen Betrieben, effizienten und weniger effizienten Betrieben, 
zwischen BetriebsfoI1llell, Eigentums- und Pachtbetrieben usw. Dagegen wäre zunächst 
einmal nichts zu sagen, wenn dies das Ergebnis einer markt- und leistungsorientierten Ent
lohnung wäre, aber es handelt sich um direkte Transferzahlungen an landwirtschaftliche Be
triebe bzw. Haushalte aus der Staatskasse. 

Der Hauptkritikpunkt, der m E. die Nachhaltigkeit der Reform in Frage stellt, besteht in der 
fehlenden Orientierung der Transferzahlungen an Leistungs- oder Sozialkriterien. Derartig 
massive Zahlungen aus der Staatskasse werden sich dauerhaft nicht halten lassen. Es läßt 
sich nicht begründen, daß ein stark umweltbelastender Betrieb die gleichen Zahlungen erhal
ten soll wie ein ökologisch wirtschaftender Betrieb gleicher Größe. Dies u.mso weniger, 
wenn gleichzeitig Programme bestehen, die zusätzliche Zahlungen fUr eine umwehverträgli
che Wirtschaftsweise in Aussicht stellen; die Umweltaspekte von der Politik also als bedeut
sam angesehen werde!).. 

Bei fehlendem Leistungsbezug tritt aber das soziale Argument stärker in den Vordergrund. 
Hier dürfte mit zunehmendem zeitlichen Abstand von der Reform die Begründung immer 
schwerer fallen. Es läßt sich eben auf die Dauer nicht begründen, weshalb ein 200 ha Betrieb 
in Schleswig-Hostein etwa ISO 000 DM/Jahr und ein 2000 ha Betrieb in den neuen Bundes
ländern über eine Million pro Jahr bekommen soll, ohne irgendeine Auflage oder einen Lei
stungsbezug und dies in einer Situation in der nun annähernd "marktgerechte" Preise herr
schen. Das häufig vorgebrachte Argument, daß vorher ähnliche implizite Transfers über die 
erhöhten Agrarpreise erfolgten, ist zwar -wie oben gezeigt, nur global- richtig, aber wenig 
fUr die Beurteilung der Reform geeignet. Es unterstellt nämlich, daß der geringe Zielbezug 
vor der Reform (Einkommenspolitik durch Preisstützung) auch nachher gelten soll. Die Si
tuation nach der Reform wird nicht dadurch gesellschafts- und sozialpolitisch akzeptabler, 
daß man auf die Situation vorher verweist. Aufgabe einer Reform sollte es doch 
sein, V erhesserungen zu bewirken. 

3.4 ModulZierung innerhalb des Rahmen der Reform 

Angesichts der gravierenden Probleme ist künftig mit verschiedenen Modifikationen bis hin 
zu einer Reform der Reform zu rechnen. Die Richtung ist derzeit noch nicht klar. Am ehe
sten sind Änderungen im administrativen Bereich erwartbar, die einzelne Probleme und In
konsistenzen der Abwicklung rechlZieren. 

Mittelfristig ist eine Reduzierung bis vollständige Abschaffung der Flächenbeihilfen und auch 
der Quotenregelungen nicht auszuschließen. Diese Änderungen werden viele der diskutierten 
Probleme lösen, aber gleichzeitg auch neue schaffen. Eine massiVe Reduzierung der Flä
chenbeihllfe wird nämlich den Rückzug der Landwirtschaft aus benachteiligten Gebieten und 
Mittelgebirgslagen verstärken. Dieser Prozeß scham aber zusätzliche regionale Probleme 
und eine Änderung der Landnutzungsstruktur, die aus ökologischer und landschaftsptlegeri
scher Sicht nur begrenzt wünschenswert ist. Die Nachhaltigkeit der Landbewirtschaftung 
dürfte dann in großen Teilen der EU geflihrdet sein. 

4 Konturen einer integrierten, nachhaltigen Agrar- und Umwe1tpolitik5 

Eine nachhaltig konzipierte Agrarpolitik muß die umwekpolitischen Erfordernisse (positive 
und negative Umwelteffekte), die von Seiten der offiziellen Agrarpolitik bereits seit langem 

S Aus Plalzgriinden kann bier keine detaillierte Begründung und Abhandlung der vorgesch1agenen inte
grierten Agrar- und Umweltpolitik gegeben werden. Vgl. dazu BAUER, 1994. 
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verkündet werden und eine lange Palette von Einzelmaßnahmen begründen, in das agrarpo
litische Grundkonzept einbeziehen. Viele Umweltprobleme der Landwirtschaft und die 
Überproduktion (Anlaß der Reform) haben eine gemeinsame Ursache, nämlich die hohe in
tensität der Landbewirtschaftung. Eine .integrierte Politik sollte daher marktwirtschaftliche 
Rabmenbedingungen schaffen, die beide Probleme gleichzeitig lösen bzw. reduzieren. Auf 
der anderen Seite stehen die positiven ökologischen Leistungen, die eine durchgängige und 
nachvollziehbare Honorierung erfordern (BAUER/SCHÄFER, 1993). Schließlich ist als 
drittes Element ein durchgängiges System der sozialen Sicherung notwendig, das einer 
marktorientierten Agrar- und Umweltpolitik den nötigen Spielraum verschafft. 

Aus diesen Überlegungen und unter Berücksichtigung der agrarpolitischen und gesamtge
seIlschaftlichen Belange lassen sich die Grundanforderungen an eine nacbhahige Landwirt
schaft unter marktwirtschaftlichen Bedingungen wie folgt ableiten (vgl. dazu auch: BAUER, 
1994): 

Marktwirtschaftliche Rabmenbedingungen fiir eine umweltverträglichere Landwirt
schaft, 

ausreichende Einkommenssicherung fiir effizient und umweltverträglich wirtschaftende 
Betriebe und durchgängige soziale Absicherung landwirtschaftlicher Haushalte, 

finanzielle Entlastung der öffentlichen Haushahe, um eine Kontinuität der Agrarpolitik 
zu gewährleisten, 

stabile Märkte in der EG und fairer Welthandel, 

möglichst geringe administrative und bürokratische Einschränkung der landwirtschaft
lichen Unternehmen (Marktwirtschaft statt Bürokratie). 

Diese Anforderungen und Herausforderungen der künftig~ Politikgestaltung stehen zwar 
teilweise zueinander in Konflikt und fordern deshalb wie jede praktische Politik Kompromis
se, sie deuten jedoch auf eine völlig andere Politikkonzeption hin. In einer solchen ökolo
gisch und marktwirtschaftlich ausgerichteten Politikkonzeption spielen Ökosteuern, zur in
ternalisierung negativer externer Effekte und die Honorierung ökologischer Leistungen eine 
zentrale Rolle (BAUER, 1994). Eine solche Politikkonzeption wäre ein aktiver Schritt der 
Agrarpoltik in eine Richtung, die sich in der Wirtschafts- und Umweltpolitik wohl allgemein 
stärker durchsetzt, wie z. B. die jüngste Initiative des BUND und einer Reibe gewerblicher 
Unternehmen verdeutlicht (BJU 1994, DIW 1994). 

4.1 Ökosteuern im Agrarbereich 

Durch Steuern oder Abgaben aufbestimmte gefährdende Betriebsmittel soll die Stoffzufuhr 
-in das Agrarökosystem von außen vermindert werden. Dadurch soll eine durchgängige Ex
tensivierung der landwirtschaftlichen Produktion entsprechend den sonstigen Standortbedin
gungen mit Hilfe marktwirtschaftlicher Instrumente erreicht werden. Im wesentlichen kämen 
dafiir in Frage6 (Bauer 1994): 

Dünge- und Pllanzenschutzmittel, um die Intensität in der Pflanzenproduktion zu ver
ringern, einen gezieheren und effizienteren Einsatz zu erreichen, den Wert betriebsei-

6 Entsprechende Vorschläge wurden bereits auf der GeWiSoLa Tagung 1981 in Hohenheim begründet und 
hinsichtlich ihrer Wirkungen auf die effektive Protektion, auf Angebot und Einkommen analysiert, vgl. 
dazu: BAUER 1982. 
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gener Düngemittel aufzuwerten, eine Auflockerung der Fruchtfolge und der betriebli
chen Spezialisierung zu erreichen und um betriebliche Kreisläufe zu stärken. 

Importierte Futtermittel, um Getreideüberschüsse und Weltmarktbelastungen zu redu
zieren, um der räumlichen Konzentration der Tierhaltung mit all ihren ökologischen 
Problemen entgegenzuwirken und eine stärker integrierte Landbewirtschaftung . 
(Verbund der Pflanzen- und Tierproduktion) zu fördern sowie die Landwirtschaft in 
sonst benachteiligten und entfernten Regionen zu stärken. 

Energieträger (Treibstoffe), um auf eine schonende und sparsame Bodenbearbeitung 
hinzuwirken (Minimalbodenbearbeitung), um die Entwicklung energiesparender Ma
schinen und Traktoren zu fördern und um über nachwachsende Rohstoffe den direkten 
Energiekreislauf in der Landwirtschaft zu stärken (eigene betriebliche Energiequellen 
werden nicht besteuert). 

Im Hinblick auf agrar- und umweltpolitische Ziele sind vor allem folgende Wirkungen einer 
ökosteuerorientierten Agrar- und Umweltpolitik hervorzuheben (vgl. dazu AGRARSOZIA
LE GESELLSCHAFT 1992). 

Durchgehende Verringerung der Stoffzufuhr und der Belastungen der Umweltmedien, 

Mittlere Intensität gegenüber den Extremen "Intensive Agrarproduktion und Flächen
stillegung" im Rahmen der EG-Agrarreform, 

Stärkere Orientierung der Produktion an den natürlichen Standortunterschieden und 
dadurch Ausweitung der ökologischen Vielfalt, 

Verringerung der Unterschiede zwischen dem konventionellen und ökologischen 
Landbau, 

Extensivierung auch an günstigen Standorten und in effizient wirtschaftenden Betrie
ben als notwendige Voraussetzung fiir die Angebotsreduzierung und die Aufrechter
haltung der Landbewirtschaftung in Mittelgebirgsstandorten und benachteiligten Ge
bieten, 

Langfiistige Steuerung biologisch- und mechanisch-technischer Fortschritte in eine 
umweltverträglichere und agrarmarktpolitisch erforderliche Richtung 

Einfache Einfiihrung, Handhabung und Kontrolle ohne bürokratische und administrati
ve Einengung des Entscheidungsspielraums der Landwirte. 

Eine wirksame Besteuerung landwirtschaftlicher Betriebsmittel würde nicht nur die Ange
botsüberschüsse vermindern, sondern auch die Einkommens- und Wettbewerbsverhältnisse 
massiv beeinflussen. Deshalb müßte ein solches System auf der EG-Ebene eingefiihrt wer
den, wobei gleichzeitig eine gewisse Abschirmung vom Weltmarkt notwendig und gerecht
fertigt wäre, da die Weltmarktkonkurrenten bislang nicht unter solchen umweltgerechteren 
Rahmenbedingungen produzieren. 

Bei einer solchen marktwirtschaftlichen Politikausrichtung würde ein geringerer Bedarf an 
ordnungsrechtlichen Instrumenten bestehen. Die zunehmenden Gebote und Verbote im 
Agrarbereich (z. B. Düngemittelanwendungsverordnung, Pfianzenschutzmittelgesetz, Was
serhaushaltsgesetz, Umwelthaftungsgesetz) können, losgelöst von den administrativen und 
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Kontrollproblemen, ohnehin kaum eine nachhahige umweltgerechte Landwirtschaft in der 
Breite garantieren. 

4.2 Honorierung ökologischer Leistungen 

Um die positiven externen Umwelteffekte der Landwirtschaft zu internalisieren, ist zusätz
lich eine Honorierung ökologischer Leistungen erforderlich. Im Prinzip geht es auch hier um 
ein marktwirtschaftliches Instrument, indem Anreize fiir die kombinierte Produktion von 
Agrargütern und ökologischen Leistungen durch eine entsprechende staatliche Nachfrage 
geschaffen werden (vgl. STREIT u. a., 1989, BAUER/SCHÄFER, 1993) . Als mögliche 
Kriterien kommen hier u. a. in Frage (vgl. im einzelnen BAUER, 1994): 

Artenvielfalt auf Acker, Grünland, Wegrändern etc., 

Landschaftselemente wie Feldraine, Hecken, Feldbäume, Streuobstwiesen und deren 
Vernetzung, 

Schaffung und Erhaltung spezieller Biotoptypen, 

pflege ökologisch wertvoller Flächen. 

In den letzten Jahren sind eine Reihe von Vorschlägen dazu entwickelt worden (vgl. dazu 
BAUER und sCHÄFER, 1993). Praktische Erprobungen finden sich vor allem im baden
württembergischen MEKA-Programm und in Österreich. All diese Ansätze laufen auf ein 
System von Ökopunkten hinaus, das die ökologische Wertigkeit der Landbewirtschaftung 
vor Ort erfassen soll. Je Ökopunkt wird dann ein (regional unterschiedlicher) Betrag festge
setzt, aus dem der jährliche Honorierungsbetrag fiir die Landwirtschaft errechnet wird. Ziel
setzung ist nicht die Subventionierung bestehender Strukturen, sondern ein Entlohnungssy
stern, das dem Landwirt finanzielle Anreize bietet, seine Bewirtschaftungsweise umweltver
träglicher zu gestalten. Ein solches System, das allgemeine Kriterien und Honorierungssätze 
fiir alle Betriebe bereit stellt, würde auch dazu fUhren, daß die besonderen Umweltleistungen 
des ökologischen Landbaus angemessen honoriert würden. Es wären somit keine Sonderre
gelungen fiir den ökologischen Landbau nötig (im Gegensatz zu den flankierenden Maßnah
men im Rahmen der Agrarreform) und auch spezielle Extensivierungsprogramme würden 
sich erübrigen. Für den einzelnen Landwirt ergäbe sich dadurch ein flexibler Anreiz, je nach 
betrieblichen, regionalen und natürlichen Bedingungen mehr Agrarprodukte oder mehr öko
logische Leistungen anzubieten, anstelle der NuIlIEins-Entscheidung einer Teilnahme oder 
Nichtteilnahme im Rahmen der bisherigen oder vorgesehenen Programme. 

Wie verschiedene Untersuchungen zeigen, besteht in der breiten Masse der Bevölkerung 
durchaus eine gewisse Bereitschaft zur Honorierung und Subventionierung einer stärker 
ökologisch orientierten Landwirtschaft (CORRELL, 1994; JUNG, 1994). 

Trotz aller Kritik im Einzelnen und der Probleme bei der praktischen Umsetzung ist aber zu 
bedenken, daß selbst vereinfachte Honorierungskonzepte zu besseren gesamtwirtschaftlichen 
Allokationen und einer tendenziellleistungsgerechteren Verteilung öffentlicher Mittel beitra
gen als die großdimensionierten pauschalen Transferzahlungen im Rahmen der EG
Agrarreform.. 

Ein kombiniertes System von Ökosteuern und leistungsorientierten Transfers ergänzt sich 
gegenseitig. Es stellt auf die langfristigen Herausforderungen ab und entspricht den Vorstel
lungen einer ökologisch orientierten Marktwirtschaft fiir den Agrarbereich. Gegenüber der 
Agrarreform, die bereits gegenwärtig an verschiedenen Stellen ins Wanken gerät, würden 

70 



dadurch langfristig verläßliche Perspektiven fiir die Landwirte gesetzt, da dem System eine 
durchgängig gesellschaftspolitische Begründung zugrunde liegt. 

Die Chance fiir einen Einstieg in ein solches System ist vermutlich erst dann gegeben, wenn 
der öffentliche Druck auf die reformierte Agrarpolitik so groß wird, daß eine weitere Fort
fiihrung gefährdet ist. 

Zusammenfassung 

Die 1992 beschlossene Reform der EU-Agrarpolitik stellt die bisher umfassendste Änderung 
der agrarpolitischen Rahmenbedingungen dar. Parallel dazu wurden - vor allem in der Um
welt- und Entwicklungspolitik - die Konturen fiir nachhaltige Entwicklungsvorstellungen 
inhaltlich schärfer gefaßt. Der Beitrag befaßt sich mit drei Aspekten in diesem Politikge
flecht: Einmal wird der Begriff der Nachhaltigkeit präzisiert und inhaltlich konkreter gefaßt, 
zum anderen werden vor diesem Hintergrund die zentralen Bestandteile der Agrarreform 
kritisch gewürdigt. Abschließend werden Grundzüge der Gestaltung einer nachhaltigen, in
tegrierten Agrar- und Umweltpolitik (Konturen zur notwendigen "Reform der Agrarre
form") aufgezeigt. 

Unter dem Begriff der nachhaltigen Entwicklung werden heute die ökologische wie auch die 
soziale und ökonomische Dimension vereint. Mit Nachhaltigkeit wird in diesem Sinne auf 
künftige Generationen, d. h. auf eine langfristige Optimierung der Ressourcennutznng abge
stellt. Diese Vorstellung umfaßt durchaus Veränderungen und dynamische Prozesse und ist 
nicht mit konservierendem Umwelt- und Naturschutz gleichznsetzen. Von dieser Auslegung 
des Nachhaltigkeitsbegriffs werden Folgerungen fiir betriebliche, gesamtwirtschaftliche und 
politische Prozesse abgeleitet. Die Übertragung des Nachhahigkeitsprinzips auf politische 
Maßnahmen erfordert daher eine stärkere Integration politischer Einzelmaßnahmen, vor al
lem im Hinblick auf marktwirtschaftliche Grundpostulate und Prozesse sowie eine ausgewo
gene Berücksichtigung ökologischer, ökonomischer und sozialer Erfordernisse. 

Betrachtet man die EG-Agrarreform 1992, so wird deutlich, daß diese vorrangig bis aus
schließlich zur Lösung intemer Überschuß- und Finanzprobleme sowie externer Handels
probleme konzipiert wurde. Ordnungspolitische und gesellschaftspolitische Prinzipien sowie 
die oben aufgezeigten Nachhaltigkeitsanforderungen wurden bei der Reform kaum berück
sichtigt. 

Die Reduzierung der Agrarpreisstütznng wurde bereits verschiedentlich als ein Element einer 
stärkeren Außenhandelsliberalisierung und der Stärkung der Marktwirtschaft gewürdigt: 
Dieser Liberalisierung nach außen stehen jedoch Maßnahmen, wie Flächenstillegungen, 
massive Transferzahlungen aus der Staatskasse ohne Leistungsbezug und eine erhebliche 
Zunahme administrativer Regelungen gegenüber, die weder mit marktwirtschaftlichen Prin
zipien in Einklang gebracht werden können, noch auf eine Verwirklichung der Postulate ei
ner nachhaltigen Entwicklung in der Landwirtschaft abstellen. 

Die politische Nachhaltigkeit der Agrarreform scheint vor allem durch den geringen bzw. 
ganz fehlenden Leistungsbezug und durch die Nichtbeachtung der Grundprinzipien sozialer 
Gerechtigkeit gefährdet. Als Ergebnis der Reform sind diffuse Verteilungswirkungen ohne 
einen allgemein akzeptierten Zielbezug und die fehlende Orientierung an ökologischen Not
wendigkeiten zu beklagen. Daran ändert auch das Trostpflaster der sogn. "Flankierenden 
Maßnahmen" wenig, im Gegenteil, sie bringen eine "nachträgliche" Reparaturnotwendigkeit 
und die geringe gesamtwirtschaftliche Effizienz einer im Kern verfehlten Agrarreform (im 
Sinne der langfristigen Nachhaltigkeitserfordernisse ) zum Ausdruck. 
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Eine nachhahig konzipierte Agrarpolitik sollte vor allen Dingen folgende Bestandteile in sich 
vereinigen: 

Schaffung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen zur Internalisierung negativer 
externer Effekte der Landwirtschaft I,Illd zur Reduzierung der Überproduktion (System 
von Öko steuern); 

Setzung marktwirtschaftlicher Anreize tUr positive externe Effekte der Landwirtschaft 
(Honorierung der ökologischen Leistungen der Landwirtschaft); 

Etablierung eines durchgängigen und konsequenten Systems der sozialen Absicherung, 
um sozialen Prinzipien gerecht zu werden und den nötigen Spielraum tUr eine an 
marktwirtschaftlichen Prinzipien orientierte integrierte Agrar- und Umweltpolitik zu 
schaffen. 

Summary 

The reform of European Common Agricultural Policy (CAP) in 1992 is the most extended 
change ofthe basic conditions for the European agricultural sector. At about the same time 
the concept of sustainability has become more precise, particularly in the field of environ
mental and development policy. The article focuses on three major aspects: First, the con
cept of sustainability will be defined and elaborated in more detail, second, the major ele
ments ofthe CAP reform will be analysed with respect to sustainability principles, and final
Iy, an integrated agricultural and environment aI policy outline is designed based on the requi
rements of a sustainable agricultural development and on the principles of a social market 
economy. 

The comprehensive concept of sustainability includes the ecological as well as a social and 
economic dimension. In this sense, sustainability refers very much to the future generation 
and requires a long term optimisation ofthe resource use. In opposite to some conservative 
environment aI and natural preservation ideas the sustainability concept incIudes and requires 
partly changes and a dynamic development process. From these definitions, concIusions con
cerning development of enterprises (farms), the (national and sector) economy and the po
licy course itself are drawn. Regarding policy making, the sustainability concept requires a 
more consequent integration of single measures with respect to principles of a social market 
and to the long term ecological, social and economic requirements. 

Regarding the basic framework of the CAP reform , it is obvious that those were maiuly 
introduced under the internal pressure of surplus production and financial problems and with 
respect to the extemal trade policy requirements. The basic economic and social constitutio
nal framework of the European Community and the above explained requirements of su
stainability have not been part ofthe reform. As argued in the paper, this will cause a num
ber of fundamental conflicts in the future, which may itself strengthen the forces for a 
"reform ofthe reform". 

The reduction ofthe agricultural price support, as a major element ofthe reform clear invol
ves a more liberaIised foreign trade and ofa stretigthening ofmarket economy. However, the 
internal measures, like set a side, massive transfer payments from the govemment and the 
increased administrative actions and bureaucratic pIanning involvement can not be seen in 
line with market principles nor with the above mentioned sustainability requirements. From 
the environmental point of view, the policy measures are not integrated, rather they can just 
be seen as partial correction. 
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From the political sustainability point ofview, the reform has to be seen critical, because of 
the missing efficiency as weil as the missing social orientation of the various measures, par
ticu1ar1y ofthe transfer payments. The reform resuhs in a ditfuse income distnoution without 
any orientation on social and income objectives and without an orientation on the ecological 
output of agriculture. This conclusion can also be drawn, if one includes the additional envi
ronmental oriented measures. In the opposite, it can be argued, that environmental aspects 
are seen important, but the measures are applied supplementary and may partly just compen
sate the environmental burden of the agriculture practise induced by the basic economic and 
political frame conditions. From a global economic point ofview, the total policy package of 
the reform seems highly inefficient. 

An integrated agricultural _policy concept, whlch includes the principles of sustainability, 
should integrate the following basic components (I) Creation of a market framework for 
intemalisation ofthe negative extemal effects and for the reduction ofthe surplus production 
(a system ofinput taxes); (2) Introduction ofmarket oriented inventive system for positive 
ecological effects of agriculture (payments for the ecological output at farm level); (3) Intro
duction of a more consequent· system of social security in order guarantee social objective 
and to gain the decision margin for a consequent integrated agricultural and environmental 
policy. 

PeSDue 

"ArpapHaJl pe4>opMa EBponelclt.oro COllsa H cTa6Hß"HOCTJ." 
npHHJlTaJI B 1992 rOAY pecj>opMa arpapHoil nOßHTHKH EBponeilcKoro COlO3a (Ee) 

npeAcTaBßJleT coöoil caMoe paAHKaßbHoe, AO HaCTOJl~erO BpeMeHH, H3MeHeHHe 

Ofi~HX arpapHo-noßHTH'IeCKHX YCßOBHil. napaßeßbHo c Heil fiblßH 

KOHKpeTH3HpOBaHbI KOHTypbl CTafiHßbHblX npeACTaBßeHHil 0 AOßbHeilweM pa3BHTHH, 

ocofieHHO B ofißaCTH nOßHTHKH oxpaHbI OKPYlKalO~eil cpeAbI H nOßHTHKH pa3BHTHJI. 

HaCTOJl~aJI pafiOTa paCCMaTpHBaeT TpH acneKTa 3TOil nOßHTH'IeCKOil cHTyaQHH: BO

nepBblX, KOHKpeTH3HpyeTCJI H YTO'lHJleTCJI nOHJlTHe CTaöHßbHOCTH, BO-BTOPblX, B 

nßaHe cTafiHßbHOCTH, AaeTCJI KpHTH'IeCKaJl OQeHKa QeHTpaßbHblX 3ßeMeHTOB 

arpapHoil pecj>opMbI H, B 3aKßIO'IeHHH, BblJlBßJlIOTCJI OCHOBHble MOMeHTbI pa3pafioTKH 

CTafiHßbHOil, HHTerpHpOBaHHoil arpapHoil nOßHTHKH H nOßHTHKH oxpaHbI oKpye 

lKalO~eil cpeAbI (KOHTYPbl HeofixOAHMOil "pecj>opMbI arpapHoil pecj>opMbI"). 

nOHJlTHe cTafiHßbHOCTH OXBaTblBaeT cerOAHJI, KaK 3KOßorH'IeCKHe, TaK COQHaßbHble H 

3KOHOMH'IeCKHe acneKTbI. B 3TOM CMblCße, CTaÖHßbHOCTb Y'IHTblBaeT nOTpefiHOCTH 

fiYAY~HX nOKOßeHHil, T.e. AOßrOCp0'lHYIO onTHMH3aQHIO HcnOßb30BaHHJI pecypcoB. 

3TO npeACTaBßeHHe O· cTafiHßbHOCTH AonYCKaeT H3MeHeHHJI H AHHaMH'IeCKHe 

npOQeCCbI, a CßeAOBaTeßbHo OTßH'IaeHCJI OT KOHcepBHPYIO~eil nOßHTHKH oxpaHbI 

OKPYlKalO~eil cpeAbI H npHpOAbI. HCXOAJI H3 H3ßOlKeHHoro npeACTaBßeHHJI 0 

cTafiHßbHOCTH, paCCMaTpHBalOTCJI npoQeccbI pa3BHTHJI npeAnpHJlTHil, 3KOHOMHKH B 

QeßOM H nOßHTHKH. nepeHOC npHHQHna cTafiHßbHOCTH Ha nOßHTHKY TpefiyeT 

öOßbweil HHTerpaQHH OTAeßbHblx nOßHTH'IeCKHX MepOnpHJITHil, npelKAe Bcero, B 

CBeTe OCHOBblX nOCTYßaTOB H npOQeCCOB PblHO'lHOil 3KOHOMHKH, a TaKlKe C Y'IeTOM 

B3BeweHHoro CO'leTaHHJI 3KOßorH'IeCKHX, 3KOHOMH'IeCKHX H COQHaßbHblX TpefioBaHHil. 

ECßH paCCMOTpeTb arpapHYIO pecj>opMY Ee 1992 rOAa, TO CTaHeT JlCHO, 'ITO OHa 

fiblßa KOHQenTyaßbHO Ccj>OPMYßHpOBaHa npelKAe BCero C QeßblO ßHKBHAaQHH 

BHYTpeHHHX npofißeM nepenpoH3BoAcTBa H npofißeM BHewHeil ToproBßH. I1pHHQHnbl 

ofi~erOCYAapCTBeHHoil nOßHTHKH H nOßHTHKH perYßHpOBaHHJI 3KOHOMHKH, a TaKlKe 

paccMOTpeHHble Bblwe xapaKTepHcTHKH CTaöHßbHOCTH eABa ßH ÖblßH B Heil Y'ITeHbI. 
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OTXOA OT nOßHTHKH nOAAeplKKH 3aBblWeHHblX lI,eH YlKe MHOrOKpaTHO 0ll,eHIfBaßCJI 

KaK 3ßeMeHT AOßbHeiiweii ßlf6epaßlf3all,lfH BHeWHeii TOprOBßH If YCHßeHHJI 

PblHO'lHblX MexaHIf3MOB. B TOlKe BpeMJI, 3TOii BHeWHeii ßH6epaßlf3all,HH 

npOTHBOCTOJIT OAHaKO TaKHe Mepbl KaK BbiBeAeHHe nßo~aAeii H3 060pOTa, 

MaCCIfBHaJl, He CBJl3aHHaJl C npOH3BOAHTeßbHOCTbl:>, npJlMaJI cpHHaHCOBaJl nOAAeplKKa 

H3 rOCYAapCTBeHHoro 61:>AlKeTa If 3Ha'lHTeßbHblii POCT aAMHHHCTPHPOBaHHJI, '1TO He 

CO'leTaeTCJI HH C npHHII,HnaMH PblHO'lHoii 3KOHOMHKH, HH C nOCTYßaTaMH 

cTa6HßbHoro pa3BHTHJI ceßbCKoro X03J1iicTBa. 

Yrp03a nOßHTH'IeCKOii HeCTa6lfßbHOCTH arpapHoii pecpopMbI CKpblBaeTCJI, npelKAe 

Bcero, B '1aCTH'IHOM HßH nOßHOM OTCYTCTBHH yqeTa npOH3BOAlfTeßbHOCTH H B 

Heco6ßI:>AeHHH OCHOBHblX npHHII,HnOB COII,HaßbHoii cnpaBeAßHBOCTH. KaK pe3YßbTaT,

OTCYTCTBHe o6~eii lI,eßH npH AHCPCPY3HOM BßHJlHHH pacnpeAeßeHHJI Cy6CHAlfii H 

OTCYTCTBHe Heo6xOAHMOCTH oxpaHbi OKPYlKal:>~eii cpeAbI. 3TO nOßOlKeHlfe He 

H3MeHJleTCJI H 6ßaroAapJl, TaK Ha3b1BaeMblM, "cpßaHroBbiM MepOnpIfJlTHJlM", 

HanpoTHB,- OHH npHBHOCJlT B HeYAa'lHYI:>, B cBoeii OCHOBe, arpaHYI:> pecpopMY (B 

CMblCße AOßrocpo'lHOii CTa6HßbHOCTH) 3ßeMeHTbi Heo6xoAHMOCTH nocßeAYI:>~ero 

H3MeHeHHJI pecpopMbI H HH3KYI:> HapoAHOX03J1iicTBeHHYI:> 3cpcpeKTHBHoCTb. 

KOHlI,enll,HJI cTa6lfßbHoii arpaHoii nOßHTHKH AOßlKHa BKßI:>'1aTb B ce6J1, npelKAe 

Bcero, cßeAYI:>~He 3ßeMeHTbI: a) c03AaHHe 06~HX, nOCTpoeHHblX Ha npHHII,Hnax 

PWHO'lHoii 3KOHOMHKH, nOßHTHKo-npaBOBblX YCßOBHii AßJI HCKßI:>'1eHHJI BHeWHHX 

HeraT.HBHblX 3cpcpeKTOB C.-X. npOH3BOACTBa H COKpa~eHHJI nepenpOH3BOACTBa 

(CHCTeMa HaßorOB Ha 3arpe3HJlI:>~He OKpYlKal:>~YI:> cpeAY cpaKTOpbl npoH3BOAcTBa); 

6) BBeAeHHe P.blHO'lHblX CTHMYßOB n03HTHBHblX BHeWHHX 3cpcpeKTOB c.-x. 

npoH3BoAcTBa ·(AonoßHHTeßbHaJl onßaTa C.-X. AeJlTeßbHOCTH. HanpaBßeHHoii Ha 

oxpaHY OKpYlKal:>~eii cpeAbI); B) BBeAeHHe AeiicTBeHHOii CHCTeMbi COII,HaßbHoii 

3a~HTbI, KOTOpaJl OCHOBaHa Ha npHHII,Hnax COII,HaßbHoii cnpaBeAßIfBOCTH H 

OCTaBßJleT HeKOTopYI:> B03MOlKHOCTb BapHaqHH AßJI opHeHTHpOBaHHoii Ha PblHO'lHblX 

npHHII,HnaX HHTerpHpOBaHHoii arpapHoii nOßHTHKH H nOßHTHKH oxpaHbi oKpye 

lKal:>~eii cpeAbI. 
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NEUERE ENTWICKLUNGEN DER ANGEW ANDTEN ALLGEMEINEN 
GLEICHGEWICHTSMODELLE IM AGRAR- UND ERNÄHRUNGSBEREICH 

von 

Martina BROCKMEIER* 

1 ProblemsteUung 

Die Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland zur modemen Industriegesellschaft hat 
vor allem fiir den Agrarsektor zahlreiche Veränderungen mit sich gebracht. Während die 
Erzeugung von Nahrungsmitteln früher in einem nahezu auf den Agrarbereich beschränkten 
Kreislauf ablief: ist die Landwirtschaft der 90er Jahre in ein vielflihiges und weitverzweigtes 
Netz der intersektoralen Arbeitsteilung eingebunden. Eine sektorale Betrachtung der Nah
rungswirtschaft ist daher häufig nicht mehr adäquat, wenn aktuelle agrarökonomische Pro
blemfelder diskutiert werden sollen. Vielmehr erscheint es sinnvoll, insbesondere makroöko
nomisch orientierte Fragestellungen anband eines Modells zu analysieren, mit dem nicht nur 
die Land- und Ernährungswirtschaft, sondern auch die Interdependenzen zu anderen Wirt
schaftsbereichen abgebildet werden können. Hilfestellung leisten hier Allgemeine Numeri
sche Gleichgewichtsmodelle (Computable General Equilibrium (CGE)-Modelle), die die 
gesamten ökonomischen Aktivitäten einer Volkswirtschaft erfassen. 

Grundsätzlich ist das Wissen um interdependente Beziehungen zwischen den Sektoren einer 
Volkswirtschaft nicht neueren Datums. Seit JOHANSON (1960) das erste operationale All
gemeine Gleichgewichtsmodell vorgestellt hat, wird dieses Instrumentarium zunehmend 
verfeinert und auf ökonomische Fragestellungen angewendet. Mit dem Modell von ADEL
MAN und ROBINSON (1978) ist dabei eine neue Generation von CGE-Modellen entstan
den, die nicht nur die bis dahin häufig kritisierte neoklassische Grundausrichtung der CGE
Modelle aufhebt, sondern daruber hinaus auch eine realitätsnahe Abbildung des Außenhan
delsbereichs einer Volkswirtschaft bietet. Parallel hierzu vollzog sich eine deutliche Disag
gregation in der Datenbasis der angewandten CGE-Modelle, die eine exakte Modellierung 
der diffizilen agrar- und ernährungspolitischen Instrumentarien und somit eine geziehe Aus
richtung der Analyse auf relevante agrarökonomische Fragestellungen ermöglicht. Aus
schlaggebend fiir diese Entwicklung war nicht zuletzt der technische Fortschritt in der Com
puterteclmologie, mit dessen Hilfe mittlerweile auch die verhältnismäßig große Variablenan
zahl eines stark disaggregierten CGE-Modells theoretisch konsistent berechnet werden kann. 
Von großer Bedeutung ist dabei die Entwicklung der Softwarepakete GAMS und 
GEMPACK, mit denen die Modellgleichungen präzise und allgemein verständlich spezifi
ziert werden können. 

Vor diesem Hintergrund setzt sich der vorliegende Beitrag zum Ziel, die theoretischen und 
empirischen Implikationen der aktuellen Entwicklungen im Bereich der CGE-Modelle aufZu
zeigen. Kapitel 2 beschreibt zunächst kurz die Grundstruktur eines neoklassischen CGE
Modells der neueren Generation. Im Anschluß wird in Kapitel 2 gezeigt, wie diese Grund
struktur der CGE-Modelle gezielt auf agrar- und ernährungspolitisch relevante Fragestellun
gen ausgerichtet werden kann. Im Mittelpunkt steht dabei die Modellierung staatlicher Ein
griffe im Agrar- und Ernährungssektor. Auch die neuere Generation der CGE-Modelle ist 
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bereits um zahlreiche Modifikationen und zusätzliche Erweiterungen ergänzt worden. Kapi
tel 3 stellt daher die Berücksichtigung von Rigiditäten und steigenden Skalenerträgen sowie 
die Dynamisierung der CGE-Modelle vor. Ein abschließendes Fazit faßt die wesentlichen 
Ergebnisse des Beitrags zusammen. 

2 Spezif"Ika der Allgemeinen Numerischen Gleichgewichtsmodelle im Agrar
und Ernährungsbereich 

2.1 Gleichungssystem eines neoklassischen Allgemeinen Numerischen Gleichge
wichtsmodells 

CGE-Modelle erfassen die gesamten ökonomischen Aktivitäten eines Landes oder einer Re
gion. Die Datenbasis hierfiir bildet eine quadratische Social Accounting Matrix (SAM) I, in 
der Informationen aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, den Input-Output
Tabellen und verschiedenen mikroökonomischen Quellen (z.B. Mikrozensus, Lohn- und 
Einkommensstatistiken) vereint sind. 

Die funktionalen Beziehungen des CGE-Modells werden mit Hilfe eines Gleichungssystems 
abgebildet, das sich in zwei Arten von Gleichungen unterteilen läßt. Zum einen handelt es 
sich hierbei um die sogenannten Identitätsgleichungen, auf deren Basis alle endogenen Va
riablen des CGE-Modells simultan bestimmt werden. Diese makro ökonomisch orientierten 
Systembeschränkungen gewährleisten, daß alle in der Ökonomie vorhandenen Güter voll
ständig konsumiert werden und keiner der an diesem Prozeß beteiligten Akteure das iIun zur 
Verfiigung stehende Einkommen überschreitet (vgl. DERVIS, DE MELO und ROBINSON, 
1982; DINWIDDY und TEAL, 1988; ROBINSON, 1989; DEV ARAJAN, LEWIS und 
ROBINSON, 1991; HERTEL, 1990; HERTEL, 1991). Dem Gesetz von WALRAS zufolge 
ist jeweils eine der vorgegebenen Gleichgewichtsbedingungen im Modell redundant. Da in
folgedessen mit einem CGE-Modell auch nur N-l Preise bestimmt werden können, besteht 
die Notwendigkeit, einen Preis in Form des Numeraires zu fixieren. Dieses Numeraire de
terminiert dann im Modell das absolute Preisniveau, gegenüber dem alle relativen Preise ge
messen werden (HERTEL, 1991, S. 14). 

Zum anderen umfaßt ein CGE-Modell zahlreiche mikro ökonomisch orientierte Gleichungen, 
die das Verhahen der einzelnen Akteure beschreiben. Im Rahmen von »Standard« CGE
Modellen wird dabei fiir alle in der Ökonomie existierenden Märkte die Annahme der voll
ständigen Konkurrenz getroffen. Darüber hinaus wird unterstellt, daß die Produzenten ihren 
Gewinn und die Konsumenten ihren Nutzen maximieren. 

Die Abbildung der Produktionstechnologie erfolgt in CGE-Modellen meist mit Hilfe einer 
>>nested« Produktionsfunktion. Unter diesen Voraussetzungen besteht die Möglichkeit, die 
substitutionale Beziehung zwischen den primären Inputfaktoren Arbeit und Kapital anband 
einer COBB-DOUGLAS-Produktionsfunktion mit konstanten Skalenerträgen zu modellie
ren. Demgegenüber sind fiir die intermediären Inputs fixe Input-Output-Koeffizienten unter
stellt, die einen limitationalen Zusammenhang repräsentieren. Auf der Basis von SHE
PHARD's Lemma lassen sich dann aus der zur Produktionsfunktion dualen totalen Kosten
funktion die Nachfragefunktionen fiir die primären Inputfaktoren ableiten, die die Identität 
zwischen Faktorpreis und Wertgrenzprodukt und somit ein gewinnmaximierendes Verhalten 
der Anbieter gewährleisten. 

I Für ein detaillierte Beschreibung der Social Accounting Matrix vgl. PYATT und ROUND, 1985, 
WIEBELT, 1990, BROCKMEIER; KO und SCHMITZ, 1993 und HARTMANN; NÖTH und SCHMITZ, 
1994. 
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Konsumentenpräferenzen werden in CGE-Modellen häufig anband einer STONE-GEARY
oder einer CES (Constant Elasticity ofSubsitution) - Nutzenfunktion modelliert. Grundsätz
lich lassen sich jedoch auch separable Präferenzen in Form einer »nested« Nutzenfunktion 
integrieren. In einem zweiten Schritt kann aus dem Nutzenmaximierungskalkül dann die je
weilige Nachfragefimktion abgeleitet werden, die neben dem verfiigbaren Einkommen häufig 
auch die exogene Sparquote des Haushalts beinhalten. 

Neben Konsumenten und Produzenten wird der Staat als weiterer Akteur in CGE-Modellen 
berücksichtigt. Das Staatseinkommen setzt sich dabei je nach Modell aus unterschiedlichen 
Komponenten, wie beispielsweise Produktionssteuern oder Importzöllen zusammen. Diese 
Steuer- und Zolleinnahmen werden in CGE-Modellen meistens mit Hilfe eines exogenen 
wert- oder mengenmäßigen Steuersatzes modelliert. Analog hierzu lassen sich einzelne Aus
gabenkomponenten des Staats, z.B. Exporterstattungen, in das CGE-Modell anband eines 
exogenen Subventionssatzes integrieren. Die staatliche Endnachfrage nach Konsumgütem 
kann demgegenüber unter der Annahme eines nutzenmaximierenden Verhaltens oder anband 
eines exogenen konstanten Anteils an den gesamten Staatseinnahmen abgeleitet werden. 
Unter Einbeziehung aller staatlichen Einnahmen- und Ausgabenkomponenten können in ei
nem weiteren Schritt dann die Staatsersparnisse als Residualgröße bestimmt werden. 

Der Außenhandelsbereich wird in CGE-Modellen im allgemeinen mit Hilfe einer CET 
(Constant Elasticity of Transformation) - Funktion und einer CES (Constant Elasticity of 
Substitution) - Funktion modelliert. Mit Hilfe der CET-Funktion kann bei gewinnmaximie
rendem Verhalten der Produzenten die Exportangebotsfimktion abgeleitet werden. Da in 
CGE-Modellen außerdem angenommen wird, daß sich die Verbraucher nutzenmaximierend 
verhalten, läßt sich aus der CES-Funktion die Importnachfragefimktion ableiten. Die Im
portnachfrage- und Exportangebotsfimktionen basieren dabei auf dem ARMINGTON
Ansatz, der Produktheterogenität im Außenhandel unterstellt. Dementsprechend kann die 
inländische Produktion ~ines Sektors nur unvollständig in das entsprechende Exportgut 
transformiert bzw. durch die korrespondierenden Importe substituiert werden. Da die Spezi
fikation der Gleichungen außerdem zuläßt, daß ein Sektor das produzierte Gut sowohl im
portiert als auch exportiert, besteht die Möglichkeit, mit dieser Vorgehensweise intraindu
striellen Handel zu erklären (vgl. ROBINSON, KILKENNY und HANSON, 1990, 10-12; 
DEVARAJAN, LEWIS und ROBINSON, 1991, S. 8-9; WIEBELT, 1992, S. 346-347; 
BROCKMEIER, KO und SCHMITZ, 1993,200-201; KILKENNY, 1994, S. 365). 

Im Rahmen von CGE-Modellen werden darüber hinaus die finanziellen Transaktionen der 
Ökonomie mit Hilfe eines Kapitalkontos erfaßt. Die gesamten Ersparnisse ergeben sich als 
Summe aus den Ersparnissen der einzelnen Akteure. Im Gleichgewicht müssen diese Er
spamisse den gesamten in der Volkswirtschaft getätigten Investitionen entsprechen. Sektora
le Investitionen werden in CGE-Modellen meist unter der Annahme definiert, daß diese 
Komponenten ein konstantes Verhältnis zu den gesamten Investitionen aufWeisen. Da au
ßerdem in statischen CGE-Modellen ein exogener Kapitalstock vorgegeben ist, repräsentie
ren die im Rahmen des Kapitalkontos nachgefragten Investitionsgüter nur einen Teil der 
Endnachfrage und werden demgemäß nicht investiert. 

Mit einem CGE-Modelliassen sich jedoch nicht nur positive Aussagen über die Preis- und 
Mengenveränderungen treffen, die sich infolge einer Politikvariation ergeben. Darüber hin
aus besteht auch die Möglichkeit, die Variationen dieser endogenen Variablen zu bewerten. 
Hierfiir ist es jedoch erforderlich, einen Wohlfahrtsindikator in das Modell zu integrieren. 
Neben dem entsprechend der jeweils verwendeten Nutzenfimktion berechneten Nutzen oder 
dem BSP können hierfiir insbesondere die HlCKschen Wohlfahrtsmaße eingesetzt werden. 
(vgl. DINWIDDY und TEAL, 1988, S. 102-104; DE MELO und TARR, 1992, S. 63; KO, 
1993, S. 196-189). 
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Unter Berücksichtigung aller vorhandenen Gleichungen kann eine Aussage über die theoreti
sche Ausrichtung des Modells getroffen werden. Von entscheidender Bedeutung hierfiir ist 
die sogenannte »Macro Closure«, die den makroökonomi$chen Charakter des Modells de
terminiert. Neben der »Neoldassische Closure« sind dabei insbesondere die keynesianische 
Schließung und die Schließung nach JOHANSEN von Bedeutung (DERVIS, DEMELO 
und ROBINSON, 1982, S. 165; ROBINSON, 1989, S. 927-928; DEVARAJAN, LEWIS 
und ROBINSON, 1991, S. 17)2. 

Das hier vorgestellte »Stand8rd« CGE-Modell kann in vielfiiltiger Weise erweitert und ver
feinert werden. Im folgenden wird beschrieben, wie sich die Grundstruktur des CGE
Modells gezieh auf agrar- und ernährungspolitisch relevante Fragestellungen ausgerichten 
läßt. 

2.2 Spezifika der Allgemeinen Gleiehgewiehtsmodelle im Agrar- und Ernih 
rungssektor 

Kaum ein anderer Sektor in der Bundesrepublik Deutschland weist eine derartige VieUhlt 
und Komplexität an politischen Instrumentarien aufwie der Agrarbereich. Während auf eini
gen Agrarmärkten beispielsweise differenzierte Abschöpfungssysteme, Quotenregelungen 
und Interventionsmaßnahmen etabliert sind, werden andere anhandeiner Beihilfenregelung 
protektioniert. Staatliche Eingriffe zur Einkommenssicherung der Landwirte sind zudem in 
den vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereichen, z.B. im Ernährungsektor, implementiert. 
Unter diesen Voraussetzungen kaun eine adäquate Modellierung der auf den jeweiligen 
Märkten gegebenen politischen Instrumentarien nur daun gewährleistet werden, wenn der 
Agrar- und Ernährungssektors sowie auch die vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereiche 
in mehrere Subsektoren disaggregiert sind. Darüber hinaus ist es insbesondere fiir den 
Agrarsektor notwendig, den primären Inputfilktor Boden in den Produktionsprozeß einzu
beziehen. 

Sind diese Bedingungen gegeben, daun lassen sich die elementaren Instrumentarien der 
Agrar- und Emährungspolitik im Außenhandel ohne Probleme in ein neoldassisches CGE
Modell integrieren. Wie bereits in Kapitel 2.1 diskutiert, kann eine Exportsubvention oder 
ein lmportzoll mit Hilfe eines entsprechenden Exportsubventions- bzw. lmportzollsatzes in 
das CGE-Modell eingebracht werden. Analog hierzu besteht die Möglichkeit, die häufig in 
Entwicklungsländern realisierte inverse Kombination dieser Politikinstrumentarien zu imple
mentieren. In diesem Fall werden die Exportsteuern und lmportsubventionen des Agrar- und 
Ernährungssektors anband eines Exportsteuer- bzw. lmportsubventionssatzes mit negativem 
Vorzeichen modelliert. Da es sich bei den Steuer- oder Subventionssätzen um Parameter des 
CGE-Modells handeh, können Protektions- und l...1öeralisierungsszenarien durchgespieh 
werden, indem die entsprechenden Werte der Politikvariablen exogen vorgegeben werden 
(vgl. DERVIS, DE MELO und ROBINSON, 1982, S. 232; SHOVEN und WHALLEY, 
1984, S. 1008; ROBINSON, 1989, S. 917; DEVARAJAN, LEWIS und ROBINSON, 1991, 
S. 7; HERTEL, 1991, S. 4; KILKENNY, 1991, S. 20)3. 

2 Zu den Implikationen dieser unterschiedlichen Schließungsregeln vgl. RATISO. 1982; DEWATRI
PONT und MICHEL, 1987; ADELMAN und ROBINSON, 1988; ROBINSON, 1989; DEVARAJAN, 
LEWIS und ROBINSON, 1991 und LEWIS, 1992. 

3 Die ModeUierung des in der Europäischen Union eingesetzten Gleitzolls bereitet demgegenüber Schwie
rigl<eitell, die insbesondere auf die dafür notwendige Exngenisierung des Inlandspreises zurückzuführen 
sind Für einen Ansatz zur Modellierung vgl. KILKENNY,1991. 
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Als weiteres Instrumentarium im Außenhandelsbereich werden in vielen empirischen An
wendungen der CGE-Modelle Importquoten modelliert4 . Diese mengenmäßi~e Einfuhrb~ 
schränkung schafft eine künstliche Knappheitssituation des betreffenden Guts lßl Inland, die 
den inländischen Importpreis und den Preis des inländisch produzierten substitutiven Guts 
ansteigt läßt. Infolge der Quotierung der Importmenge ergibt sich somit eine Rente, die an
hand der folgenden algebraischen Formulierung erfaßt werden kalßl (DERVIS, DE MELO 
und ROBINSON, 1982, S. 292; KILKENNY, 1991, S. 20; DE MELO und TARR, 1992, S. 
56; HERTEL und TSIGAS, 1991, S. 169-170)5: 

(1) 

Die Quote wird dementsprechend als maximale Beschränkung der Importmenge auf Mi.., 
modelliert. Der bei Rationierung der Einfuhrmenge erhöhte inländische Importpreis kalßl in 
einem zweiten Schritt mit Hilfe eines Steueräquivalents definiert werden: 

pm = pwm.(1 +TQ,.m) .er 
lquo I 

(2) 

Mit Hilfe der Gleichungen (1) und (2) besteht die Möglichkeit, das Steueräquivalent der 
Quote zu isolieren. Da die Rente eine endogene Variable darstellt, ist auch das hiervon ab
hängige Steueräquivalent endogen: 

TQ;' = RENTE 
, pw'!'. Miquo ·er 

(3) 

Die Modellierung der Importquote wird vervollständigt durch die Interpretation der Rente 
als Einnallßlen der Institutionen, die eine Lizenz fiir den Handel mit dem rationierten Im
portgut besitzen. Je nach Lizenzvergabe sind hierbei grundsätzlich mehrere Alternativen 
denkbar. So können beispielsweise die inländischen Anbieter des substitutiven Guts oder die 
ausländischen Anbieter des Importguts die Rente erhalten6• 

Mit Hilfe von CGE-Modellen lassen sich darüber hinaus auch Binnenmarktregelungen abbil
den. Die im Inland angewendeten staatlichen Eingriffe sind dabei insbesondere in Industrie
ländern sehr differenziert ausgestaltet und häufig voneinander abhängig. Da die Abbildung 
der im Inland angewendeten Instrumentarien häufig eine sehr detaillierte Datenbasis sowie 
ein entsprechend konzipiertes Gleichungssystem erfordert, wird in empirischen Anwendun
gen häufig auf die Producer Subsidy Equivalents (PSE) zurückgegriffen. Die Abbildung der 
Protektionierung (Diskriminierung) des Agrar- und Ernährungssektors erfolgt im CGE
Modell dalßl mit Hilfe einer negativen (positiven) indirekten exogenen Steuer auf die land
wirtschaftlichen Produkte (vgl. LINERT, 1990, S. 104-106; ROBINSON, KILKENNY und 
HANSON, 1990, S. 33). 

Neben dieser globaleren Erfassung der Agrarprotektion, lassen sich in CGE-Modellen zahl
reiche agrarpolitische Instrumentarien detailliert abgebilden7• So kalßl beispielsweise das in 

4 Bei zusätzlicher Rationierung der Konsumenten kann die Nachfrage nach dem Kompositgut nicht unter 
der Annahme der Nutzenmaximierung abgeleitet werden (vgl. OERVlS, OE MELO und ROBINSON, 
1982, S, 292; KILKENNY, 1991, S. 21). 

5 Zur Erläuterung der Variablen und Parameter siehe Verzeichnis im Anhang. 
6 Die hier vorgestellt Modellierung der Imponquote kann ohne Problem durch einen zusätzlichen 1mpon

zoll ergänzt werden, der dann als Staatseinnabme zu interpretieren ist. 
7 Für eine detailliene Beschreibung weiterer agrarpolitischer Instrumentarien (z.B. Flächenstillegung, 

Intervention) siehe OERVlS, OE MELO und ROBINSON, 1982, KILKENNY, 1991 und OE MELO und 
TARR, 1992. . 
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den U.SA eingesetzte Deficiency-Payment-System ohne große Veränderungen des Glei
chungssystems in das CGE-Modell integriert werden. Der exogene Richtpreis läßt sich dabei 
zunächst mit Hilfe von Angaben über die subventionierte Produktionsmenge und die Zah
hmgen an die Landwirte im Rahmen des Deficiency-Payment-Systems so kalibieren, daß die 
Ausgangssituation im Benchmark reproduziert wird. Unter diesen Voraussetzungen besteht 
die Möglichkeit, das Deficiency-Payment-System mit der in Gleichung (4) dargestellten al
gebraischen Formulierung zu erfassen (KILKENNY, 1991, S. 11-13): 

DEFPAY; = (rpi -P/)·X; (4) 

Die Zahlung des Staates an die Produzenten ergibt sich somit aus der Differenz zwischen 
Richtpreis und Erzeugerpreis, die mit der Produktionsmenge multipliziert wird. Da diese 
Subvention jedoch nur dann an die Landwirte gezahlt wird, wenn der Richtpreis über dem 
Marktpreis liegt, muß zusätzl?che die folgende Bedingung vorgegeben werden: 

DEFPAY; = 0 ftir rpi ~ P/ (5) 

Die Politikvariable des hier vorgestellten Deficiency-Payment-Systems ist der exogene 
Richtpreis.. Bei Simulation der in Agrarpreisverhandlung beschlossenen Preissenkung 
(Preisanstieg) wird demgemäß der Richtpreis um den entsprechenden Betrag reduziert 
( erhöht), wodurch sich die endogenen Deficiency Payments in Abhängigkeit von der Ange
botselastizität auf diesem Markt verändern. Abgeschlossen wird die Modellierung dieses 
politischen Instrmnentariums durch die Integration der Deficiency Payments in die Ausga
bengleichung des Staats sowie durch eine negative indirekte Steuer auf die subventionierten 
Produkte. 

Die mit der landwirtschaftlichen Produktion im Zusammenhang stehende Umweltbelastung 
rückt insbesondere in letzter Zeit zunehmend in den Mittelpunkt der öffentlichen Aufinerk
samkeit. Vor diesem Hintergrund erscheint es interessant, als zweites Instrumentarium eine 
Besteuerung des Betriebsmitteleinsatzes in der Landwirtschaft vorzustellen. Für eine Model
lierung dieses staatlichen Eingriffs ist zunächst eine getrennte Ausweisung des landwirt
schaftlichen Betriebsmitte1sektors in der SAM erforderlich. Zudem wird fiir den Agrarsektor 
die realitätsnähere Annahme getroffen, daß der Einsatz der Betriebsmittel (z.B. Pflanzen
schutzmitteleinsatz) im Produktionsprozeß durch einen erhöhten Einsatz der primären Fak
toren (z.B Arbeitseinsatz) reduziert werden kann. Dementsprechend wird der limitationale 
Zusammenhang der intermediären Inputs durch eine zu den primären Inputfaktoren substitu
tionale Beziehung ersetzt, so daß sich die folgende Produktionsfunktion ergibt (vgl. 
BROCKMEIER, KO und SCHMITZ, 1993, S. 199 u. 213): 

n 
X" = a X • TI X~ft • La., . K~· . Ba" 

, )1 1 I J (6) 
;=1 

Auf der Basis dieser Produktionsfunktion läßt sich bei gewinnmaximierendem Verhalten der 
Anbieter die folgende Vorleistungsnachfrage ableiten, in die zusätzlich ein endogener Vor
leistungssteuersatz integriert wird: 

x' - aji ·P/ .x;. 
jI-PX(l+T~) , 

] ]' 

(7) 

Anhand der Gleichung (7) besteht die Möglichkeit, eine Reduzierung des Betriebsmittelein
satzes, z.B. des Chemieeinsatzes, in der Landwirtschaft zu simulieren. Politikvariable ist da
bei die Nachfrage des Agrarbereichs nach den intermediären Inputs des Chemiesektors, die 
im Modell entsprechend den jeweiligen Politikszenarien exogen vorgegeben wird. Der Vor-
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leistungssteuersatz bildet demgegenüber die neue Gleichgewichtsvariable, die sich an die 
jeweils auf dem Vorleistungsmarkt gegebenen Bedingungen anpaßt. Da der Vorleistungs
steuersatz auf allen nicht reglementierten Betriebsmittelsmärkten gleich Null ist, werden die
se Märkte durch eine Anpassung der endogenen Preise und Mengen geräumt. 

Politisch bedingte Verzerrungen sind in einer Ökonomie jedoch nicht nur im Agrar- und Er
nährungssektor vorhanden. Auch die übrigen Märkte der Volkswirtschaft sind häufig durch 
zahlreiche Unvollkommenheiten gekennzeichnet. Um eine realitätsnähere Abbildung der 
gesamten Ökonomie zu gewährleisten, sind daher bereits auch die CGE-Modelle der neuen 
Generation modifiziert und ergänzt worden. Diese Erweiterungen werden im folgenden 
Kapitel diskutiert. 

3 Modulkationen und zusätzliche Erweiterungen des neoklassischen 
ModeUrahmens 

3.1 Rigidititen 

Rigiditäten sind in einer Volkswirtschaft sowohl auf den Produkt- als auch auf den Faktor
märl!;ten nachzuweisen. Die folgenden Ausfiihrungen befassen sich mit der sektoralen Diffe
renzierung von Faktorpreisen, die zunächst durch nicht verzerrende, sektorspezifische Be
dingungen (z.B. Mobilitätshemmnisse oder Qualitätsunterschiede) verursacht werden kön
nen8• So wird in vielen empirischen Anwendungen der CGE-Modelle unterstellt, daß die in 
den einzelnen Wirtschaftsbereichen eingesetzten Kapitalgüter nicht homogen sind. Die Hete
rogenität der Kapitalgüter wird im CGE-Model1 mit Hilfe einer Kapitalkompositionsmatrix 
abgebildet. Die in dieser Matrix enthaltenen Koeffizienten bieten die Möglichkeit, den Ur
sprungs- und den Bestimmungssektor der getätigten Investitionen zu identifizieren. Dement
sprechend wird die Zusammensetzung der von einem Wirtschaftsbereich verwendeten Kapi
talgüter durch die einzelnen Spalten der Kapitalkompositionsmatrix erfaßt. Mit Hilfe der 
Koeffizienten der Kapitalkompositionsmatrix kann dann eine sektorale Differenzierung des 
Kapitalpreises in der folgenden Form modelliert werden (DERVIS, DE MELO und RO
BINSON, 1982, S. 208; ROBINSON, KILKENNY und HANSON, 1990, S. 10 u. 15): 

Ri = t Jf . !anal ji (8) 
j=} 

mit: . i:,kmatji = I 
;=J 

Da die Koeffizienten einer Spalte sich zu Eins addieren, repräsentiert der sektorale Kapital
preis die durchschnittlichen Kosten der im Sektor verwendeten Kapitalgüter. Die so diffe
renzierten sektoralen Kapitalpreise reflektieren in statischen CGE-Modellen zudem die un
terschiedliche Investitionsnachfrage der jeweiligen Wirtschaftsbereiche. 

Eine sektorale Unterscheidung der Faktorpreise von homogenen Inputs ist demgegenüber 
auf staatliche Eingriffe (z.B. sektoral differenzierte Steuersätze) und die damit verbundenen 
Verzerrungen ZUfÜckzufUhren. Unter diesen Vorausetzungen kann für jeden Faktor ein sek
toraler Abweichungsparameter definiert werden, der als Verbältnis aus dem sektoralen 
~ertgrenzprodukt des Faktors und dem durchschnittlichen Faktorpreis in der gesamten 
Okonomie gebildet wird. Die sektoralen Faktorpreise der primären Inputs (z.B. Arbeit und 
Kapital) können dann mit Hilfe der Gleichungen (9) und (10) definiert werden 

8 Analog hierzu können die auf den Produktmärkten auftretenden Rigiditäten modelliert werden. 
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(DEVARAJAN, LEWIS und ROBINSON, 1991, 10; OE MELO und TARR, 1992, S. 116-
118): 

; = W ·/dist; (9) 

R =R·kdist; (10) 

Eine vollständige Abbildung der Faktormarktrigidität erfordert zudem, daß die sektoral dif
ferenzierten Faktorpreise auch in den Faktornachfragefunktionen in den Einkommensglei
chungen der sektoralen Wertschöpfung berucksichtigt werden. 

Sind in dem jeweils betrachteten Wirtschaftsbereich keine Verzerrungen vorhanden, dann 
entspricht der Abweichungsparameter dem Wert Eins, und es ist eine Identität zwischen dem 
sektoralen Wertgrenzprodukt des Faktors und dem durchschnittlichen Faktorpreis gegeben. 
Existiert demgegenüber eine Protektionierung (Diskriminierung) des Sektors, dann ist der 
Abweichungsparameter größer (kleiner) Eins. Die exogenen Abweichungsparameter reflek
,tieren somit die jeweils im Sektor gegebenen Verzerrungen. 

Der hier vorgestellte Modellierungsansatz kann in einem zweiten Schritt dazu verwendet 
werden, sektoral fixe Kapitalstöcke zu implementieren. Diese Annahme besitzt insbesondere 
in statischen CGE-Modellen eine Relevanz, die von einen relativ kurzfristigen Betrachtungs
zeitraum ausgehen. Die Immobilität der Kapitalstöcke zwischen den Wirtschaftsbereichen 
wird dabei zunächst mit Hilfe einer exogenisierten sektoralen Kapitalnachfrage modelliert 
(DERVIS, DE MELO und ROBINSON, 1982, S. 144; ROBINSON, 1989, S. 929; RO
BINSON, KILKENNY und HANSON, 1990, S. 16-17): 

K;=k; (11) 

Unter diesen Bedingungen entspricht die exogene Kapitalnachfrage immer dem aggregierten 
Kapitalangebot, so daß die Gleichgewichtsbedingung auf dem Kapitalmarkt redundant ist 
und aus dem Gleichungssystem entfernt werden kann. Da bei Annahme fixer Kapitalstöcke 
in n Wirtschaftsbereichen die sektoralen Kapitalpreise voneinander abweichen müssen, wer
den n neue Gleichgewichtsvariablen benötigt. Diese Bedingung wird durch die Endogenisie
rung der sektoralen Abweichungsparameter kdist; erfiillt: 

R =R·KDIST; (12) 

Eine weitere Faktormarktrigdität stellt die in vielen Industrieländem etablierte Mindestlohn
politik dar. Voraussetzung für eine adäquate Modellierung ist hier die Exogenisierung des 
Lohnsatzes auf dem politisch festgelegtem Niveau. Dabei. wird unterstellt, daß sich die Pro
duzenten auch unter dieser zusätzlichen politischen Restriktion an ihrer Faktornachfrage
funktion orientieren und im Produktionsprozeß die dem fixen Lohnsatz entsprechende Ar
beitsmenge einsetzen. Eine derartige Vorgehensweise erfordert ebenfalls einen ahernativen 
Anpassungsmechanismus, der mit Hilfe einer Endogenisierung des aggregierten Arbeitsan
gebots erzieh wird. Unter diesen Voraussetzungen bildet die Arbeitsangebotsfunktion eine 
Nebenbedingung, mit deren Hilfe der maximale Arbeitseinsatz der Volkswirtschaft quantifi
ziert werden kann. Liegt der fixierte Lohnsatz unter dem bei Marktbedingungen gegebenen 
Gleichgewichtslohn, dann ergibt sich die Unterbeschäftigung als Differenz zwischen dem 
Arbeitsangebot und der Arbeitsnachfrage. Die hierdurch ermittehen Arbeitslosen werden im 
Rahmen des CGE-Modells nicht weiter berucksichtigt, da sie kein Einkommen erhahen und 
somit auch keine Güter nachfragen können (DERVIS, DE MEW und ROBINSON, 1982, 
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S. 144; ROBINSON, 1989, S. 923; ROBINSON, KILKENNY und HANSON, 1990, S. 31; 
DE MELO und TARR, 1992, S. 118-121). 

3.2 Steigende Skalenerträge und unvollkommener Wettbewerb 

Für eine realitätsnähere Abbildung einer Ökonomie werden häufig steigende Skalenerträge 
bzw. unvollkommener Wettbewerb in das CGE-Modell implementiert. Die Modellierung 
dieser Aspekts ist jedoch mit der Schwierigkeit verbunden, daß es beispielsweise keine all
gemeingültige Theorie fiir die Bestimmung eines gleichgewichtigen Preises bei Existenz ei
nes Oligopols gibt. Vielmehr hängt das Niveau des Gleichgewichtspreises u.a. von den An
nahmen ab, die hinsichtlich des strategischen Verhaltens der beteiligten Unternehmen, des 
jeweils gegebenen Informationsniveaus, der Produktheterogenität und der Markteintrittsbar
rieren getroffen werden. Vor diesem Hintergrund unterscheidet sich die empirische Umset
zung des unvollkommenen Wettbewerbs und insbesondere der oligopolistischen Marktstruk
tur in den CGE-Modellen z.T. erheblich in bezug auf den gewählten Modellierungsansatz 
(vgl. HARRIS, 1984; DELORME und VAN DER MENSBRUGGE, 1990; DE MELO und 
TARR, 1992;KILKENNY, 1992; HERTEL und LANCOS, 1994). 

Unvollkommener Wettbewerb läßt sich u.a. in ein CGE-Modell integrieren, indem fiir die 
gesamte Ökonomie zwar vollkommener Wettbewerb, jedoch fiir einige Sektoren steigende 
Skalen erträge unterstellt werden. Zusätzlich wird angenommen, daß in diesen Wirtschaftsbe
reichen der Produktpreis nicht mehr den Grenzkosten, sondern den höheren Durchschnitts
kosten entspricht. Da diese Annahme langfristig jedoch auch bei konstanten Skalenerträgen 
realisiert wird, handelt es sich hierbei nur um eine erste Annäherung (DE MELO und T ARR, 
1992, S. 152). 

Adäquater kann unvollkommener Wettbewerb mit Hilfe einer expliziten Modellierung in dem 
CGE-Modell abgebildet werden. Für den Fall einer oligopolistischen Marktstruktur bezieht 
sich die wesentlichste Veränderung dabei aufdie Grenzkosten (GKi) bzw. durchschnittlichen 

variablen Kosten des oligopolistischen Anbieters, die um ein sogenanntes »Mark Up« erhöht 
werden. Das Niveau des endogen bestimmten Mark Ups ist dabei abhängig von den Annah
men über das strategische Verhalten der Anbieter (z.B. monopolistische Konkurrenz, Cour
not-Modell, Kartell-Modell). Im Fall der monopolistischen Konkurrenz ergibt sich dabei der 
folgende Zusammenhang (vgl. DELORME und V AN DER MENSBRUGGE, 1990, S. 2 I 2; 
HER TEL und LANCOS, 1994, S. 340)9: 

P; = <l>i ·GKi (13) 

Wird unterstellt, daß die Nachfrager auf dem betreffenden Markt eine isoelastische Nachfra
gefunktion besitzen, dann läßt sich aus der Gewinnmaximierung die Definition des Mark Ups 
ableiten: 

<I>.= __ "i_ 
, ("i-1) 

(14) 

Entsprechend der Gleichung ( 14) wird das Mark Up der monopolistischen Konkurrenz somit 
durch die Elastizität der Nachfrage auf dem jeweiligen Markt bestimmt. Darüber hinaus sind 
zahlreiche weitere Veränderung im Gleichungssystem des CGE-Modells vorzunehmen. So 
besteht u.a. die Notwendigkeit in die Kostenfunktion bzw. in die daraus abgeleitete Faktor
nachfragefunktion oligopolistische Argumente (z.B. die Anzahl der am Oligopol beteiligten 

9 Grundsätzlich kann unvollkommener Wettbewerb sowohl auf dem Faktor- als auch auf dem Produkt
markt auftreten. Aus diesem Grund wird in Gleichung (13) auf das entsprechende Superskript verzichtet. 
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Firmen, der Output pro Firma) zu integrieren und das Gleichungssystem um eine entspre
chende Angebots- bzw. Preisabsatzfunktion zu ergänzen. 

3.3 Dynamisierung 

Eine in der Vergangenheit häufig an CGE-Modellen geübte Kritik bezieht sich aufihren sta
tischen Charakter. Vor diesem Hintergrund sind insbesondere in der letzten Zeit zahlreiche 
Versuche unternommen worden, die Datenbasis des CGE-Modells von einer auf mehrere 
Perioden zu erweitern. Bewährt hat sich in diesem Zusammenhang ein Verfahren, bei dem 
die exogenen Parameter des CGE-Modells anband eines rekursiven Prozesses ständig aktua
lisiert werden. 

Hierfii.r wird zunächst eine Sequenz von statischen CGE-Modellen gebildet, die anband einer 
zweiten Kategorie, den sogenannten intertemporalen Modellen, miteinander verknüpft wird. 
Während die statischen CGE-Modelle die jeweilige Gleichgewichtslösung innerhalb einer 
Periode ermittelt, werden die intertemporalen Modelle dazu verwendet, die exogenen Para
meter zwischen den Perioden mit Hilfe eines vorgegebenen Trends oder dynamischen Pro
zesses zu aktualisieren. Als Ausgangspunkt fiir die intertemporalen CGE-Modelle dient da
bei immer die Gleichgewichtslösung der statischen Vorstufe (vgl. ADELMAN und ROBIN
SON, 1978; DERVIS, DE MELO und ROBINSON, 1982; ROBINSON und TYSON, 
1984). 

Mit Hilfe dieses Dynarnisierungsprozesses lassen sich diejenigen exogenen Parameter aktua
lisieren, die fiir die jeweilige Problemstellung relevant sind. Bei wachstumsorientierten Fra
gestellungen werden dabei insbesondere die im statischen CGE-Modell fixen sektoralen 
Kapital- und Arbeitsstöcke von Periode zu Periode anband einer intertemporalen Investiti
onsnachfrage und -allokation bzw. mit Hilfe von Annahmen über die Faktormobilität ange
paßt. Die intertemporalen Modelle können darüber hinaus dazu dienen, die Shiftparameter 
der sektoralen Produktionsfunktionen entsprechend dern technischen Fortschritt oder be
stimmte Politikparameter (z.B. Steuersätze) in Abhängigkeit von vorgegebenen ökonomi
schen Indikatoren zu aktualisieren. Demgegenüber werden die Input-Output-Koeffizienten 
oder die Koeffizienten der Kapitalkompositionsmatrix häufig konstant gehalten oder nur in 
größeren Zeitabständen !Illgepaßt. 

Da sich die Datenbasis auch im Rahmen dieses Verfahrens immer nur auf eine Periode be
zieht, handelt es sich hierbei eigentlich um ein quasi-dynamisches CGE-Modell. Für eine 
tatsächliche Dynamisierung des CGE-Modell sind zahlreiche Veränderungen im Gleichungs
system des statischen CGE-Modells sowie weitere Entwicklungen in der Theorie der CGE
Modelle erforderlich (vgl. ROBINSON, KILKENNY und HANSON, 1990; BENJAMINI, 
1991). 

4 Fazit 

CGE-Modelle haben im Rahmen der agrarökonomischen Forschung insbesondere in letzter 
Zeit erheblich an Bedeutung gewonnen. Ausschlaggebend hierfii.r ist zum einen der techni
sche Fortschritt in der Computertechnologie und der Anwendungssoftware, der mittlerweile 
auch die konsistente Lösung von sehr umfangreichen CGE-Modellen ermöglicht. Zum ande
ren ist die erhöhte Aufinerksamkeit auf die aktuellen Entwicklungen und Modifikationen der 
CGE-Modelle zuruckzufiihren, die ein realitätsnäheres Design der gesamten Volkswirtschaft 
bieten. Es erscheint daher interessant, die neue Generation der CGE-Modelle näher zu be
trachten und ihre theoretischen Implikationen zu diskutieren. Hierfiir wird zunächst die in 
Form einer Social Accounting Matrix organisierte Datenbasis und das Gleichungssystem 
eines neoklassischen CGE-Modells vorgestellt. Diese Grundstruktur des CGE-Modells kann 
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in einem zweiten Schritt gezielt auf agrar- und ernährungspolitische Fragestellungen ausge
richtet werden. So besteht u.a. die Möglichkeit, in ein disaggregiertes CGE-Modell die Im
portquoten, das Deficiency-Payment-System oder die Besteuerung des Betriebsmitteleinsat
zes zu implementieren. Darüber hinaus ist auch die neuere Generation von CGE-Modellen 
um wesentliche Aspekte erweitert worden. Diskutiert wird hier die adäquate Modellierung 
der Faktormarktrigiditäten, der steigenden Skalenerträge und eine Quasi-Dynamisierung des 
CGE-Modells. 

Grundsätzlich bleibt festzustellen, daß die Entwicklung und Operationalisierung eines auf 
den Agrar- und Ernährungssektor ausgerichteten CGE-Modells einen relativ großen Ar
beitsaufWand erfordert. Abschließend erscheint es daher sinnvoll, die Möglichkeiten darzu
stellen, die mit einer derartige Vorgehensweise verbunden sind. Die Anwendung der CGE
Modelle im Agrar- und Ernährungsbereich bietet dabei den Vorteil, daß 

die AIIokations- und Einkommenseffekte exakt quantifiziert werden können, die sich 
infolge der Agrarpolitik ergeben. Da die zur Finanzierung dieser Maßnahmen erfor
derlichen Gelder in der Bundesrepublik Deutschland sowie auch in den meisten an
deren Industrienationen einen erheblichen Teil des Staatshaushalts einnehmen, besitzt 
dieser Aspekt eine große verteilungspolitische Bedeutung. 

sich nur bei globaler Erfassung der Volkswirtschaft im Rahmen eines CGE-Modells 
auch diejenigen politischen Instrumentarien analysieren lassen, die zwar nicht unmittel
bar im Agrarsektor selbst ansetzten, jedoch über die vielfaltigen horizontalen und ver
tikalen Interdependenzen übertragen werden. So können mit Hilfe von CGE-Modellen 
beispielsweise die ökonomischen Effekte von Interventionsmaßnahmen ermittelt wer
den, die zur Einkommenssicherung der Landwirte im nachgelagerten Verarbeitung
ssektor etabliert werden. 

anband von CGE-Modellen die Anpassungs- und Rückkopplungseffekte quantifiziert 
werden können, die sich in der gesamten Volkswirtschaft infolge einer Politik
maßnahme ergeben. Somit besteht die Möglichkeit, die relative Bedeutung eines staat
lichen Eingriffs fiir die einzelnen Wirtschaftsbereiche zu ermitteln. 

die CGE-Modelle auch die politikbedingten Verzerrungen der übrigen Volkswirtschaft 
erfassen. Dementsprechend läßt sich mit ihrer Hilfe eine Second-Best-Lösung identi
fizieren, die eine unter den gegebenen politischen Rahmenbedingungen optimale Aus
gestaltung fiir den jeweils betrachteten staatlichen Eingriff darstellt. So könnte 
beispielsweise quantitativ das Argument geprüft werden, eine Agrarliberalisierung 
verringere die Wohlfahrt der Gesellschaft, weil auch andere Sektoren geschützt wer
den und darüber hinaus die Arbeitsmärkte die freigesetzten , Arbeitskräfte nicht auf
nehmen können, 
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Anhang: 

Variablen 

B; 
K; 
L; 
M; ... 
DEFPAY; 
pm 
' ... 

p x , 
R 
RENTE 

TQ:" 

Parameter 

er 
la/is!; 

kma!}; 

!dis!; 

Variablen und Parameterverzeichnis 

Nachfrage nach Boden im Sektor i 
Nachfrage nach Kapital im Sektor i 
Nachfrage nach Arbeit im Sektor i 
Importquotenmenge 
Ausgaben des Staats im Rahmen des Deficiency-Payment-Systems 

Inländischer Preis der quotierten Importe 

Preis des Kompositguts i 

Produzentenpreis fiir die inländische Produktion des Guts i 
Zinssatz 
Importquotenrente 
Steueräquivalent der Importquote 

VorIeistungssteuersatz 

Lohnsatz 
inländische Produktion des Guts i 

Intermediäre Nachfrage nach dem Gut i fiir die Produktion des Guts j 

Input-Output -Koeffizienten 

Skalierungsfaktor des Sektors i der Produktionsfimktion 
Wechselkurs 
Abweichungsparameter des sektoralen Kapitalpreises 

Koeffizienten der Kapitalkompositionsmatrix 

Abweichungsparameter des sektoralen Arbeitspreises 

Weltmarktpreis des Importguts i 

Richtpreis im Sektor i 

Produktionselastizität des Bodens im Sektor i 

an 

(/); 

1]; 
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Produktionselastizitäten der j-ten Vorleistung im Sektor i 

Produktionselastizität des Kapitals im Sektor i 

Produktionselastizität der Arbeit im Sektor i 

Mark Up im Sektor i 
Nachfrageelastizität im Sektor i 



Summary 

Over the last severa! decades Computable General Equilibrium (CGE) models became an 
important tool in agricultural economics research. This development is due to remarkable 
technica! change in computer technology and in CGE modeling related software that now 
make it possible to operationaIize and solve very large CGE models. The growing use ofthis 
framework can also be explained by recent developments in CGE modeling techniques and 
specifications whereby a more elaborate and realistic representation of the considered eco
nomy becomes feasible. Therefore, a detailed consideration of these latest CGE models and 
their theoretical implications are presented here. For this purpose, the first section briefly 
describes the equations of a neoclassical CGE model. In the following section this basic fra
mework is first modified to incorporate explicit representation ofvarious agricuhural policy 
instruments Iike import taxes, export subsidies, import quotas, deficiency payments, and 
taxation of intermediate inputs. Then the incorporation of »non-standard« features such as 
ridigities in product and faetor markets, imperfeet competition, and dynamic equilibrium 
models into the CGE model is discussed. 

Pe3DMe 

"ßocneAHee pa3BHTHe npHlmaAHYX 06~HX paBHOBeCHYX MOAeneA B 
arpapHoM ceKTope 3KOHOMHKH H ceKTope nepepa6oTKH" 

Oc06eHHO B nocneAHee BpeMJI B arp03KOHOMH'IeCKHX HaY'IHblX HccneAOBaHHJlX 
npHKnaAHbiM 3KOHOMHKO-MaTeMaTH'IeCKHM paBHOBeCHbiM MOAenJlM (TI3MPM) 
npHAaeTCJI Bce 60nbwee 3Ha'leHHe. PewaD~HM cj>aKTOpOM JlBnJleTCJI npH 3TOM 
TeXHH'IeCKHH nporpecc B KOMnbDTepHoH TeXHonorHH H nporpaMMax, n03BOnJlD~HX 
KOHCHCTeHTHoe peweHHe O'leHb 60nbWHX no 06"beMY TI3MPM. BO-BTOpblX. B03pocno 
BHHMaHHe K HOBeHweMY pa3BHTHD H MOAHcj>HKaL\HJlM TI3MPM, KOTopble 
npeACTaBnJlDT C060H 6nH3Koe K peanbHOCTH OTpalKeHHe HapoAHoro X03J1HCTBa B 
L\enOM. 3TO AenaeT HHTepeCHblM 60nee AeTanbHOe paCCMOTpeHHe nocneAHero 
nOKOneHHJI TI3MPM H AHCKYTHpOBaHHe HX TeOpeTH'IeCKHX HMnnHKaL\HH. AnJl :Horo 
paCCMOTeHa opraHH30BaHHaJJ B cj>opMe Socia! Accounting Matrix 6a3a AaHHblX H 
CHCTeMa ypaBHeHHH HeoKnaCCH'IeCKOH TI3MPM. 3aTeM, 3Ta OCHOBHaJJ CTpYKTypa 
MOAenH L\eneHanpaBneHHo opHeHTHpyeTcJI Ha acneKTbi arpapHOH nonHTHKH H 
nonHTHKH perynHpoBaHHJI nepepa6aTblBaD~eH npOMblwneHHOCTH. TaK. HanpHMep, B 
Ae3arperHpOBaHHYD TI3MP-MoAenb MOlK HO BKnD'IHTb KBOTbI no HMnopTY. Deficien
cy-Payment-System HnH AononHHTenbHblH Hanor Ha cpeACTBa npOH3BOACTBa. KpOMe 
Toro. HOBoe nOKoneHHe TI3MPM 6b1no B 3Ha'lHTenbHOH CTeneHH pacwHpeHO 3a 
C'IeT BKnD'IeHHJI AononHHTenbHblX aCneKTOB. B 3TOM nnaHe AHCKYTHpyeTcJI 
aAeKBaTHoe MOAenHpOBaHHe lKeCTKOCTH pblHKa cj>aKTopOB npOH3BOACTBa, paCTY~He 

MacwTa6Hble 3cj>cj>eKTbi H KBa3H-AHHaMH3aL\HJI TI3MP-MOAenH. 

He06xOAHMO OTMeTHTb, '1TO pa3BHTHe H OnepaL\HOHanH3aL\HJI HanpaBneHHOH Ha 
arpapHblH H nepepa6aTblBaD~HH ceKTOp TI3MPM OCTaeTCJI AOCTaTO'lHO TpYAoeMKHM 
npOL\eCcOM. TI03TOMY, B 3aKnD'IeHHH, JlBnJleTC,JI L\eneC006pa3HblM OCTaHOBHTbCJI Ha 
B03MOlKHOCTJlX nOAxoAa K 3TOH 3aAa'le. IiIcnonb30BaHHe TI3MP-MoAenei.i B 
arpapHoM H nepepa6aTblBaD~eM ceKTopax 3KOHOMHKH HMeeT TO IIpeHMy~ecTBo. 
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'1TO:3<j><j>eKTbI pacnpeAeneHI4.<1 peCypCOB 14 AoxoAHble 3<j><j>eKTbI, B03HI4KalOU\l4e 
BCneACTBl4e arpapHOH nOnI4TI4KI4, MOrYT TO'lHO Konl4'1eCTBeHHO BbI·palKaTbCH. 3TOT 
acneKT I4MeeT 6onbwoe 3Ha'leHl4e An.<l nOnl4TI4KI4 pacnpeAeneHI4.<1, nOCKOnbKY 
<j>I4HaHCl4pOBaHl4e MepOnpl4.<1TI4H arpapHOH nOnl4TI4KI4 3aH14MaeT 60nbWYIO AOnlO B 
paCXOAHOH '1aCTI4 rOCYAapCTBeHHOrO 610AlKen <l>pr 14 APyrl4x I4HAYCTpl4anbHO
pa3B14TblX rOCYAapCTB. 

TonbKO npl4 rn06anbHOM paCCMOTpeHl414 HapOAHOrO X03J1HCTBa B paMKax TI3MPM 
MOrYT 6b1Tb npOaHan14314pOBaHbI Te I4HCTpYMeHTbI nOnI4TI4KI4, KOTopble AeHCT.BYIOT Ha 
arpapHblH ceKTOp He Hanp.<lMYIO, a '1epe3 Hanl4'1l4e BepTI4KanbHblX 14 rOp1430HTanbHblX 
B3aI4MOCB.<I3eH MelKAY pa3nl4'1HblMI4 OTpaCn.<lMI4 3KOHOMI4KI4. Hanpl4Mep, C nOMOU\blO 
TI3MPM MorYT 6b1Tb onpeAeneHbI 3KOHOMI4'1eCKl4e 3<j><j>eKTbI OT MepOnpl4.<1TI4H 
BMewaTenbCTBa B PblHOK Ha ypOBHe nepepa6aTbIBalOU\eH npOMblwneHHOCTI4, KOTopble 
Hal.\eneHbI Ha rapaHTl4pOBaHHOCTb AOXOAOB B cenbCKOM X03J1HCTBe. 

B paMKax TI3MPM MorYT 6b1Tb KOnl4'1eCTBeHHO onpeAeneHbI 3<j><j>eKTbI peaKl.\l414 14 
06paTHOH CBJl314, KOTopble npOJlBnJlIOTCJI B 3KOHOM14Ke BcneACTBl4e onpeAeneHHoro 
nOnI4TI4'1eCKOrO MepOnpl4.<1TI4.<1. TaK MOlK HO onpeAenl4Tb OTHOCI4TenbHOe 3Ha'leHl4e 
onpeAeneHHoro BMewaTenbCTBa rOCYAapCTBa AnJi pa3nl4'1HblX OTpacneH 3KOHOMI4KI4. 

TI3MPM OXBaTblBalOT nOnI4TI4'1eCKI4 o6ycnoBneHHble Al4cnpOnopl.\l414 B Aoyrl4x 
OTpaCnJlX 3KHOMI4KI4. TI03TOMY, C I4X nOMOU\blO MOlKHO onpeAemtTb Second-Best
peWeHl4e, KOTopoe npeACTaBn.<leT Ha1460nee OnTI4ManbHOe o<j>opMneHl4e 
BMeWaTenbCTBa rocYAapCTBa B pa3B14T14e 3KOHOM14K14 npl4 onpeAeneHHbIX o6U\l4x 
nOnI4TI4KO-npaBOBblX ycnOBI4HX. TaK, Hanpl4Mep, MOlK HO KOnl4'1eCTBeHHO npOBepl4Tb 

aprYMeHT 0 TOM, '1TO nl46epanl43al.\l4.<1 arpapHoro ceKTopa 3KOHOM14K14 npl4BeAeT K 
CHl4lKeH141O 6narOCOCTO.<lHI4.<1 06U\eCTBa, T.K. 14 APyrTe 06naCT14 3KOHOM14K14 pe re 
ynl4pYIOTC.<I (3aU\l4U\aIOTC.<I) 14, KpoMe TOro, BblCBo6olKAalOU\a.<lC.<I pa6o'laJl cl4na He 

MOlKeT HaHTI4 npl4MeHeHI4H Ha APyrl4x pblHKax pa60'leH Cl4nbl. 
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ENTWICKLUNGEN UND AUSWIRKUNGEN VON POLITIKMAß
NAHMEN AUF AUSGEWÄHLTEN MÄRKTEN 





MARKTEN1WICKLUNGEN BEI DEN VON DER REFORM BETROFFENEN 
PFLANZLICHEN MARKTORDNUNGSPRODUKTEN 

von 

Karl FRENZ und Friedrich Ulß..MANN. 

1 Einleitung 

Die Beschlüsse des Ministerrates der Europäischen Union (EU) zur Reform der gemeinsa
men Agrarpolitik (GAP-Reform) und die von der EU im Rahmen der Uruguay-Runde des 
GAIT eingegangenen Verpflichtungen zum Abbau der Agrarprotektion und zur Stärkung 
des Exportwettbewerbs (GAIT-Auflagen) werden für die Landwirtschaft der EU gravieren
de Auswirkungen haben. Diese agrar- und handelspolitischen Beschlüsse müssen als bekannt 
vorausgesetzt werden. 

Wirtschaft und Politik benötigen für langfristige Planungen Projektionen. Aus diesem Grun
de wurden die Auswirkungen von GAP-Reform und GAIT-Auflagen auf Produktion und 
Verwendung der unmittelbar betroffenen pßanzlichen Erzeugnisse, das sind Getreide, Ölsaa
ten und Hülsenfrüchte, im Institut für landwirtschaftliche Marktforschung der Bundesfor
schungsanstalt, fiir Landwirtschaft (FAL) eingehend untersucht. Schon im Zuge der ersten 
Sondierungen zeigte sich, daß es vorteilhaft sein könnte, die Aufgabe in zwei weitgehend 
unabhängig voneinander erarbeiteten Ansätzen zu lösen. 

Zum einen galt es, das vorhandene Expertenwissen zu nutzen (UHLMANN, 1994). Obwohl 
auch Experten bei einer Beurteilung komplexer Entwicklungen diese tunlichst zerlegen und 
die Gesamtentwicklung aus einer Anzahl leichter zu beurteilender Einzelvorgänge 
"zusammensetzen", spielen im Urteil des Experten häufig Faktoren eine Rolle, die sich nur 
schwer quantifizieren und einzelnen ökonomischen Einßußgrößen zuordnen lassen. Solche 
Expertenprognosen können im Ergebnis methodisch anspruchsvolleren Projektionen gleich
wertig oder überlegen sein, ihr Nachteil ist aber, daß sie für Dritte nicht immer nachvollzieh
bar sind und eine Variation der Annahmen in der Regel nicht erfolgt. 

Diese Nachteile sollten im Rahmen eines zweiten Ansatzes, der ein formal strukturiertes und 
mathematisch zu lösendes Modell beinhaltet, beseitigt werden (FRENZ und MANEGOLD, 
1994). Das Modell sollte theoretisch fundiert und seine Ergebnisse im Detail reproduzierbar 
sein. 

Als nachteilig an der eingeschlagenen Zweigleisigkeit kann angesehen werden, daß von 
vornherein unterschiedliche Ergebnisse zu erwarten waren. Vollständige Übereinstimmung 
war fiir uns keine Bedingung. Es gab im Laufe der Arbeiten gemeinsame Diskussionen über 
Datengrundlagen, technische Koeffizienten und mögliche zukünftige Entwicklungen, aber 
keine strikte Festlegung auf mögliche Anpassungsreaktionen oder gar Ergebnisse. 

Dr. Karl Frenz und Dr. Friedrich UhlDlllllJl. Institut für landwirtschaftliche Marktforschung der Bundes
forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL), Bundesallee 50, 0-38116 Braun
schweig 
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2 Expertenschätzung 

Im Rahmen der Expertenschätzung wird eine aus der Sicht des "Experten" mögliche Ent
wicklung der Getreide-, Ölsaaten- und Hülsenfiuchtmärkte der Mitgliedsländer der Gemein
schaft unter den neuen Rahmenbedingungen bis zum Jahre 2005 dargestellt. In getrennten 
Vorschätzungen wurden die Erzeugung und der Verbrauch f\ir die Zeitpunkte 1995, 2000 
und 2005 ermittelt. Aus den Einzelschätzungen waren Versorgungsbilanzen und Selbstver
sorgungsgrade abzuleiten. Der Bruch im Wirtschaftssystem und in den statistischen Erhe
bungen beim Beitritt der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland ließ es ange
bracht erscheinen, Flächen und Erträge fiir diese Region getrennt vo~zuschätzen. 

Der bisher beobachtete rückläufige Trend der landwirtschaftlichen Nutzflächen wurde fiir die 
einzelnen Mitgliedsländer fortgeschrieben. Aus Annahmen zu den Anteilen fiir Dauergrün
land und Dauerkulturen kann das Ackerland als Restgröße abgeleitet werden. Nach diesen 
Annahmen verringert sich die Ackerfläche im Zeitraum von 1990 bis 2005 in der EU um 
etwa 3,1 Mill. ha oder 4,3 %. Damit wird angenommen, daß der Anteil der Ackerfläche an 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche wie in der Vergangenheit tendenziell zunimmt. 

Die Zahlung eines Flächenausgleichs setzt voraus, daß der einzelne Betrieb Flächen stillegt. 
Durch die Kleinerzeugerregelung wird der Zwang zur Teilnahme an der konjunkturellen 
Flächenstillegung vermindert (ENGELHARDT und HOCHHAUS, 1993). Der Umfang der 
Flächenstillegung wurde, da noch keine Auswertungen aus den Anträgen der Erzeuger vor
lagen, aus Strukturerhebungen abgeleitet. Die Flächenstillegung wird aufknapp 5 Mill. ha in 
der EU geschätzt. Ohne Kleinerzeugerregelung wäre sie auf 6,8 Mill. ha anzusetzen. Der 
Anbau von nachwachsenden Rohstoffen auf stillgelegten Flächen wurde nicht berücksichtigt. 
Dadurch können prognostizierte und statistisch ermittelte Ölsaatenflächen nicht miteinander 
verglichen werden. 

Im Zeitraum von 1990 bis 2005 verringert sich der Getreideanbau der EU um etwa 8 %, so 
daß sein Umfang auf 33 Mill. ha geschätzt wird. Weizen, Kömermais und Triticale können 
Flächenanteile gewinnen, während die übrigen Getreidearten überdurchschnittlich verringert 
werden. Es wurde davon ausgegangen, daß der Anreiz, Ölsaaten anzubauen, relativ groß ist, 
so daß die Erzeuger eine Reduzierung der Ausgleichszahlungen beim Überschreiten der 
GATT-Quoten hinnehmen werden. Der Anbau von Ölsaaten (einschließlich solcher, die 
nicht unter die GATT-Vereinbarungen fallen) geht während des Prognosezeitraumes von 
5,65 Mill. auf5,21 Mill. ha zurück. Die im GATT konsolidierte Grenze fiir die volle Gewäh
rung von Ausgleichszahlungen dürfte damit überschritten sein. Der Hülsenfiuchtanbau wird 
mit Ausnahme von Deutschland rückläufig sein. 

Die starke Absenkung der Erzeugerpreise spricht theoretisch dafur, daß die Erzeuger exten
siver wirtschaften und es damit zu einem Rückgang der Erträge kommt. Dem steht aber ge
genüber, daß bereits eingeleitete technische Fortschritte verstärkt angewandt werden, die 
Preise fiir Produktionsmittel ebeufalls sinken und die Verlagerung des Anbaus auf ertrags
starke Früchte erfolgt. Zur Vorschätzung des Ertragsniveaus wurde deshalb davon ausge
gangen, daß die in der Vergangenheit beobachteten linearen Ertragstrends sich bis 1995 fort
setzen werden (erst zu diesem Zeitpunkt ist die Preissenkung bei Getreide voll wirksam) und 
in den folgenden Jahren nur noch die Hälfte der bisherigen jährlichen Steigerungsraten errei
\:hen. Abweichend davon wurde fiir die südlichen Mitgliedsländer ein Ertragsanstieg im bis
herigen Umfang angenommen. Für Portugal wurden Zunahmen projiziert, die deutlich über 
denjenigen der Vergangenheit liegen. 

Nach Einfiihrung der GAP-Reform sinkt zunächst die Getreideerzeugung infolge der Koppe
lung von Ausgleichszahlungen an die konjunkturelle Flächenstillegung deutlich unter das 
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Ausgangsoiveau von 1990 ab. In den folgenden Jahren ist unter den getroffenen Annahmen 
und den derzeit herrschenden Rahmenbedingungen jedoch mit einer erneuten Zunahme der 
Getreideerzeugung zu rechnen, denn der Ertragsanstieg überwiegt bei weitem die Flächen
einschränkung. Im Jahre 2005 dürfte die Getreideerzeugung über dem Niveau von 1990 
liegen. 

Trotz des erwarteten Anstiegs der Ölsaaten- und Hü1senfiuchterträge ist mit einer Stagnati
on der Erzeugung zu rechnen, da eine Einschränkung der Anbauflächen - ohne den Anbau 
auf stillgelegten Flächen - prognostiziert wird. Bei den Ölsaaten dürfte die Erzeugung von 
ÖDein und anderen Ölsaaten, die nicht unter die GAlT-Vereinbarungen fallen, ausgedehnt 
werden. 

Für die Projektion der Bevölkerungsentwicklung, die einen wesentlichen Einfluß auf die Hö
he des Gesamtverbrauchs ausübt, wurde von der niedrigen Variante ausgegangen, die das 
EUROSTAT zur internationalen Bevölkerungskonferenz "Das Europäische Humankapital 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts" im November 1991 erstellt hat. Nach dieser Prognose steigt 
die Bevölkerung der EU im Prognosezeitraum nur um 7,5 Mill. oder 2,2 %. Die hohe Vari
ante nimmt dagegen ein Bevölkerungswachstum von 8,5 % an. 

Der Pro-Kopf-Verbrauch an Nahrungsgetreide stagniert in der EU insgesamt. Der Nah
rungsverbrauch von Getreide insgesamt wird für 2005 auf 38,3 Mill. t geschätzt und läge 
damit nur 0,6 Mill. t über dem Wert von 1990. Die Verwendung von Getreide im techni
schen Sektor dürfte dagegen kräftig ansteigen. Die Wachstumsraten werden vor allem im 
Stärkebereich realisiert. während der Bedarf der Mälzereien und Brennereien stagnieren 
dürfte. 

Die stärksten Verbrauchsreaktionen werden im Futtersektor erwartet. Die Reduzierung der 
Preise für Getreide um 25 bis 30 % erhöht die Wettbewerbskraft des Getreides in den Fut
termischungen gegenüber Ölschroten und Substituten wesentlich (WALTER, 1994). Es 
kommt nicht nur zu einer Substitution von importierten sogenannten Substituten sondern 
vorausichtlich auch zu einer steigenden Getreideverfiitterung zu Lasten des Rauhfutters in 
der Rinderhaltung. Der in der Vergangenheit zu beobachtende hohe und steigende Einsatz 
von Eiweiß in der tierischen Veredlung dürfte eingeschränkt werden. Daraus ergibt sich, daß 
die Einfuhr von Substituten, insbesondere Tapioka und Comglutenfeed rückläufig ist. Ob
wohl die Veredlungserzeugung nur in geringem Umfang ausgedehnt wird (stagnierender 
Pro-Kopf-V erbr:auch, stagnierende Bevölkerung und stagnierender Selbstversorgungsgrad), 
kann aus diesen Annahmen eine Zunahme der Getreideverfiitterung von 15 Mill. t oder mehr 
als 20 % im Zeitraum von 1990 bis 2005 erwartet werden, so daß sie 98 Mill. t erreichen 
dürfte. Die Weizenverfiitterung steigt überdurchschnitt1ich an, da sonst die GAlT-Auflagen 
nicht eingehalten werden können. Begünstigt wird die Weizenverfiitterung auch durch die 
Preisstützung innerhalb der EU wegen des für alle Getreidearten einheit1ichen Interventions
preises. 

Die Getreideüberschüsse können zunächst deutlich reduziert werden. Die Nettoüberschüsse 
reduzieren sich von 34 Mill. t auf etwa 19 Mill. t im Zeitraum von 1995 bis 2000. In den 
folgenden Jahren ist jedoch mit einem erneuten Anstieg um etwa 6 Mill. t zu rechnen, da die 
Getreideerzeugung steigt, während der Verbrauch aufdem erreichten NIVeau von 158 Mill. t 
stagniert. Der Selbstversorgungsgrad, der 1990 etwa 124 % erreicht hat, sinkt zunächst auf 
ein Niveau von 112 %, um in den letzten Jahren des Prognosezeitraumes erneut anzusteigen. 

Bei einer Ölsaatenverarbeitung von 25 Mill. t in der EU und einem Ölsaatenanfall von 11,5 
bis 12 Mill. t ist mit einem Nettoimport von 14 bis 15 Mill. t Ölsaaten über den gesamten 
Prognosezeitraum zu rechnen. Die im GAlT vereinbarte Flächenbeschränkung, bei deren 
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Überschreitung die Ausgleichszahlungen gekürzt werden müssen, wirkt bei einem niedrigen 
Selbstversorgungsgrad wesentlich restriktiver als MarktöffiIungsklauseln oder die Begren
zung des subventionierten Exports. Die rückläufige Verfiitterung von Ölschroten, die sich 
aus der höheren Wettbewerbskraft des Getreides gegenüber Substituten und Eiweißfutter
mitteln ergibt, fuhrt bei einem Ölschrotanfall aus inländischen und eingefuhrten Saaten in 
Höhe von 18 Mill. t zu einer Einschränkung der Ölschrotimporte um etwa 4 Mill. t. Obwohl 
für den Prognosezeitraum eine niedrigere Ölsaatenerzeugung prognostiziert wird als in der 
Basisperiode, steigt der Selbstversorgungsgrad bei Ölschroten an, da die Nachfrage wesent
lich stärker sinkt. 

3 ModeUrechnungen 

In einer parallel zur Expertenschätzung vorgenommenen Untersuchung werden die Auswir
kungen der GAP-Reform und der GATT-Auflagen für die Landwirtschaft der EU im Rah
men verschiedener Modellrechnungen simuliert, um durch Variation entscheidender Annah
men bezüglich der politischen Maßnahmen bzw. der Anpassungsreaktionen der Erzeuger 
Einblick in mögliche Veränderungen der künftigen Situation der EU-Landwirtschaft zu ge
winnen. Neben den mengenmäßigen Änderungen von Produktion und Verwendung werden 
auch die mit ihnen verbundenen Änderungen der Preise und sektoralen Einkommen darge
stellt. 

Das verwendete Modell ist ein Mehr-Regionen-Modell zur Simulation der Auswirkungen 
alternativer Maßnahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik innerhalb und außerhalb der Euro
päischen Union (FRENZ und MANEGOLD, 1988). Es ist ein synthetisches statisches Mo
dell, in dem die Preiswirkungen durch lineare Funktionen bestimmt werden. Im Modell wer
den 12 Regionen unterschieden (EU-Mitgliedstaaten mit Belgien-Luxemburg als einer Regi
on und der "Rest der Welt"), Transportkosten und EU-interne Preisunterschiede aber nicht 
berücksichtigt. Neben 3 pt1anzlichen Produkten (Getreide, Ölsaaten, Hülsenfrüchte = 

"Programmfrüchte" unter den Bedingungen der GAP-Reform) und 6 tierischen Produkten 
(Milch, Rindfleisch, Schafileisch, Schweinefleisch, Geflügelfleisch, Eier) sind die Inputs Ge
treide-, Eiweiß- und "sonstige" Futtermittel einbezogen. Ziel jahre der Berechnungen sind 
1995, 2000 und 2005. Von den insgesamt 15 Modellrechnungen simulieren drei 
"Basismodelle" die Auswirkungen der GAP-Reform in den verschiedenen Ziel jahren. Die 
Auswirkungen der GATT-Auflagen werden für die Jahre 2000 und 2005 in jeweils 6 Mo
dellvarianten bzw. -alternativen bestimmt. 

Unter dem Einfluß der GAP-Reform (Basismodelle) geht die Erzeugung von Getreide, Hül
senfrüchten und Ölsaaten (gegenüber dem jeweiligen status quo) um ca. 10-15 % zurück. 
Die Flächen der Programmfrüchte nehmen im Zeitablauf durch Umwidmung der landwirt
schaftlichen Nutzfläche für andere Verwendungen langsam ab. Gleichzeitig steigt der Anteil 
der Stillegungsfläche durch Zunahme des Anteils der "Großerzeuger", d.h., durch den 
Strukturwandel können nicht mehr soviel landwirtschaftliche Erzeuger die Kleinerzeugerre
gelung in Anspruch nehmen. Für Getreide werden trendmäßige Ertragssteigerungen von 2 % 
p.a. angenommen, die jedoch durch preisbedingte Ertragsreaktionen im Zeitverlauf zuneh
mend abgeschwächt werden. 

Die Verfiitterung von Getreide steigt zunächst (bis Zieljahr 2000) stark an, danach geht der 
Getreideverbrauch bedingt durch Produktivitätsfortschritte in der Tierhaltung wieder zurück. 
Der Verbrauch von Eiweiß- und "sonstigen" Futtermitteln sinkt im Austausch gegen Getrei
de deutlich. Der Verbrauch von "sonstigen" Futtermitteln bleibt zwischen 2000 und 2005 
nahezu konstant, während der Verbrauch von Eiweißfutter durch den angenommenen Pro
duktivitätsanstieg wieder abninimt. Der Nettoexport von Getreide wird durch die Reform im 
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Vergleich zur status-quo-Projektion stark und mit der Zeit absolut noch zunehmend verrin
gert. Allerdings bewirken der angenommene Ertragsanstieg und der verringerte Futtereinsatz 
schließlich einen Wiederanstieg des Nettoexports. 

Die Einhaltung der GATT-Auflagen bei Ölsaaten in Form der Flächenbegrenzung und bei 
tierischen Produkten durch die Begrenzung der subventionierten Nettoexporte kollidiert mit 
den GATT-Auflagen für Getreide, da sie eine Mehrproduktion und einen Minderverbrauch 
in der Fütterung bewirken. Soll der subventionierte Nettoexport an Getreide durch zusätzli
che Flächenstillegung auf die unter GATT-Bedingungen höchstzulässige Menge von rund 
22 Mill. t begrenzt werden, so könnte dies im Zieljahr 2000 noch durch einen von 15 auf 
20 % erhöhten Stillegungssatz erreicht werden. Durch die bestehenden Ausnahmeregelungen 
würde jedoch nur ein Anstieg der effektiv stillgelegten Getreidefläche von 11 auf gut 14 % 
erfolgen. Demgegenüber wären für das Zieljahr 2005 bei Einhaltung derselben Auflagen 
schon eine Einschränkung der Getreidefläche um effektiv 19 % erforderlich. Wenn keine 
zusätzliche freiwillige Flächenstillegung mit entsprechenden Anreizen angeboten wird, müßte 
der im Programm vorgeschriebene obligatorische Stillegungssatz noch deutlich höher ange
setzt werden bzw. die Kleinerzeugerregelung restriktiver gehandhabt werden. 

Bei der Analyse der Preisreaktionen lassen sich aufgrund der Modellrechnungen folgende 
allgemeine Aussagen treffen: GAP-Reform und GATT-Auflagen lösen innerhalb der EU 
Preisrückgänge, außerhalb Preissteigerungen aus. Lediglich bei Eiweißfuttermitteln, deren 
Preise in der EU unmittelbar vom Wehmarkt bestimmt werden, ist auch innerhalb der EU 
mit festen Preisen zu rechnen. Die Preise für "sonstige" Futtermittel folgen den sinkenden 
Getreidepreisen. Die Änderungsraten der Preise tierischer Erzeugnisse überschreiten in der 
EU teilweise die 10 % Marke, sind aber außerhalb der EU wesentlich geringer als auf dem 
engeren Binnenmarkt. 

Die Ergebnisse der Einkommensrechnung, in der neben den Produktionswerten auch die 
implizierten Kostenwirkungen der Anpassungsreaktion sowie die flächengebundenen Trans
ferzahlungen berücksichtigt sind, verdeutlichen die mit zunehmenden Restriktionen wach
senden Einkommenseinbußen. Bei Einhaltung aller GATT-Auflagen ist für die EU
Landwirtschaft (gegenüber status quo) mit Einkommenseinbußen von 5 Mrd. ECU (Zieljahr 
2000) bzw. 6,5 Mrd. ECU (Zieljahr 2005) zu rechnen. Diese. Zahlen beinhalten durch Be
zugnahme auf die steigenden Sektoreinkommen der status quo-Projektionen allerdings zum 
großen Teil entgangene Einkommenssteigerungen. Bezogen auf das Basisjahr der Projektio
nen entsprechen sie faktisch einem Einkommensrückgang (gegenüber 1990) um ca. 2 Mrd. 
ECU. 

4 Vergleich von Expertenschätzung und Modellrechnung 

Trotz aller Unterschiede in der Vorgehensweise in einzelnen Annahmen und den Zielsetzun
gen (die Expertenschätzung trifft keine Aussagen zu den Preis- und Einkommensentwick
lungen) ist natürlich der Versuch legitim, einen Vergleich der Kemaussagen beider Untersu
chungen anzustellen. Die Gegenüberstellung mag dazu als Ansatz dienen. 

Sowohl die Expertenschätzung als auch die Modellrechnung weisen für die Zieljahre 1995, 
2000 und 2005 Getreidebilanzen aus. Da aber die GATT-Auflagen erst ab 1996 wirksam 
werden, beschränkt sich der Vergleich hier auf die Zieljahre 2000 und 2005. Wegen der Be
deutung der status quo-Projektion für die Modellrechnungen werden deren Daten im folgen
den mit ausgewiesen, obwohl in der Expertenschätzung ansatzgemäß keine entsprechenden 
Berechnungen vorgenommen wurden. 
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Tabelle: Erzeugung und Verwendung von Getreide in der EU-12 

Experten- MOdellreChnungj 
Vorgang schätzung status I Modell Modell 

-quo Var.3 Var.3a 

Zieljahr 2000 
Erzeugung 

Ertrag (tlha) 5,34 5,81 5,44 5,44 
Fläche (1000 ha) 33291 36744 33479 32072 
Erzeugung (1000 t) 177665 213 393 181 955 174308 

Verwendung ( 1000 t) 
Saatgut, Nahrung, 
Industrie, Verluste 59732 60340 59841 59620 
Futter 98396 75446 92485 92684 
Nettoexport 19537 77 607 29629 22004 

Zieljahr 2005 
Erzeugung 

Ertrag (tlha) 5,58 6,41 5,81 5,81 
Fläche ( 1000 ha) 33058 36196 32755 29403 
Erzeugung (1000 t) 184507 232094 190413 170927 

Verwendung (1000 t) 
Saatgut, Nahrung, 
Industrie, Verluste 60666 61235 60707 60180 
Futter 98227 71692 88351 88738 
Nettoexport 25614 99167 41355 22009 

Der Vergleich der Ergebnisse zeigt deutliche Unterschiede sowohl in der Erzeugung als auch 
in der Futterverwendung von Getreide, und da sich diese Unterschiede im Nettoexport ku
mulieren, scheint im Hinblick auf die Erfiillung der GATT-Auflagen (netto maximal 
22 Mill. t Getreide mit Subventionen exportierbar) keine eindeutige Aussage möglich zu 
sein. Während im Zieljahr 2000 die GATT-Auflagen im Getreidebereich dem Ergebnis der 
Expertenschätzung zufolge eingehalten werden, weist Variante 3 der Modellrechnung, die 
mit den Annahmen der Expertenschätzung weitgehend übereinstimmt, schon einen um ca. 10 
Mill. t höheren Exportüberschuß aus, wobei die Überschreitung der gemäß GATT-Auflagen 
höchStzulässigen Nettoexporte rund 7,6 Mill. t beträgt. Erst unter Variante 3a wird durch 
zusätzliche Stillegung von Getreidetläche die Einhaltung der GATT-Auflagen erzwungen. 
Für 2005 zeigen sich größere Abweichungen. Wegen eines stärkeren Ertragsanstiegs ergibt 
sich im Modell trotz geringerer Anbaufläche (vermehrte Stillegung infolge eines strukturbe
dingt steigenden Flächenanteils der "Großerzeuger") eine höhere Getreideerzeugung. Au
ßerdem wird im Modell infolge weiter anhaltender Produktivitätsfortschritte in der tierischen 
Produktion mit emem Wiederabsinken des Getreideeinsatzes in der Fütterung gerechnet. Die 
gegenläufigen Entwickhmgen in Erzeugung und Verbrauch ergeben dem Modell zufolge im 
Zieljahr 2005 einen Nettoexportüberschuß von rund 41 Mill. t, etwa 16 Mill. t mehr als von 
der Expertenschätzung vorausgesagt und fast 20 Mill. t mehr als unter GATT-Auflagen zu
lässig. 

Bei der Beurteilung der Unterschiede zwischen Expertenschätzung und Modellrechnung ist 
vorab festzuhalten, daß - bezogen auf das Zieljahr 2000 - weder die Abweichungen in der 
Produktion (mit ±1,2 % des Mittelwerts der beiden Projektionen) noch die in der Futterver
wendung (mit ±3,1 % des Mittelwerts) über das Ausmaß hinausgehen, welches jeder öko
nometrischen Schätzung nicht nur als Fehlerbereich zuerkannt wird, sondern sogar Anlaß 
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bieten würde von einem guten Ergebnis zu sprechen. Aus agrarpolitischer Sicht sind die 
Unterschiede der Ergebnisse jedoch bedentsam und sollten Anlaß fiir weiterfiihrende Dis
kussionen und Untersuchungen sein. 

In den Ergebnissen der Untersuchungen kommt zum Ausdruck, daß Politik und Wirtschaft 
von der Möglichkeit ausgehen müssen, daß mit einer Einhaltung der GAIT-Auflagen allein 
durch die GAP-Reform nicht ohne weiteres gerechnet werden kann. Während den Unter
schieden in den Ergebnissen der beiden Arbeiten wegen der allgemeinen Projektionsunsi
cherheit und des geringen Ausmaßes bei der Verletzung der im Modell errechneten GATT
Auflagen fiir das Zieljahr 2000 politisch möglicherweise noch kein sehr großes Gewicht bei
gemessen zu werden braucht, stimmen die Ergebnisse beider Arbeiten fiir 2005 in der Ten
denz überein: Allein mit den Maßnahmen der GAP-Reform und in ihrem derzeitigen Umfang 
werden sich die GAIT-Auflagen nicht erfiillen lassen. Diese Bindungen würden sich erübri
gen, wenn es zu einer Angleichung von EU- und Weltmarktpreisen von Getreide kommen 
würde, so daß die Gemeinschaft Getreide ohne Erstattungen exportieren köunte. Über die 
GAP-Reform hinausgehende Maßnahmen wären daun nicht erforderlich. 

5 Ansatzpunkte für weiterführende Arbeiten 

Die Prognose der zukünftigen Versorgungssituation fiir Getreide, Ölsaaten und Futtermittel 
fußt in der Expertenschätzung auf einer Vielzahl von Annahmen. Obwohl sie auf ihre Plau
sibilität überprüft wurden, müssen sie nicht im erwarteten Umfang eintreffen. Besonderes 
Augenmerk verdienen: 

Die geschätzten Erträge; 

die Einhaltung oder Überschreitung der Ölsaatenfläche; 

die Verbrauchsentwicklung, bestimmt durch Bevölkerungsentwicklung und Pro-Kopf
Verbrauch; 

die Veredlungkoeflizienten fiir Getreide und Ölschrote, mit denen die Verbindung zwi
schen Veredlungserzeugung einerseits und Getreide- bzw. Eiweißnachfrage anderer

. seits hergestellt wird. 

Um abschätzen zu können welchen Einfluß Fehleinschätzungen auf die Versorgungsbilanz 
haben können, sind folgende Größenordnungen anzusetzen: 

Die Fehleinschätzung des Ertrages um I dtlha entspricht einem Produktionsvolumen 
von rd. 3,3 Mill t Getreide fiir die EU-12. 

Wenn die Erzeuger der EU die Ölsaaten1läche auf den im GAIT-Abkommen verein
barten Umfang begrenzen, ist mit einer Ausdehnung der Getreidefläche in der Größen
ordnung von 400 000 ha, entsprechend einer Getreideerzeugung von knapp 2 Mill t, 
zu rechnen. Die Ölsaatenerzeugung würde gleichzeitig bei dem prognostizierten Ölsaa
tenertrag um eine Mill. t sinken. 

Wird die hohe Bevölkerungsvariante der EUROSTAT~Schätzung (+6,2 % gegenüber 
der niedrigen Variante im Jahre 2005) fiir die Projektion der Nachfrage bei konstantem 
Pro-Kopf-Verbrauch und unverändertem Selbstversorgungsgrad zugrunde gelegt, so 
würde sich der Verbrauch an Nahrungsgetreide um 2,4 Mill t und der Futterverbrauch 
um weitere 6 Mill t Getreide erhöhen. 
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Wenn die Importe von Substituten nicht im projizierten Umfang zurückgedrängt wer
den können, ist mit einer geringeren Getreideverfiitterung zu rechnen. Werden statt 
der projizierten 1,95 t Getreide zur Erzeugung einer Tonne Veredlungprodukte nur 
1,85 t Getreide benötigt, so entspricht dies einem Rückgang der Getreideverfiitterung 
von 5 Mill. t in der EU. 

Treten aus heutiger Sicht nur optimistisch zu bezeichnende Entwicklungen ein (geringer 
Ertragsanstieg, stärkeres Bevölkerungswachstum, deutliche Zurückdrängung der Importe 
von Substituten), so dürften die im GATT gesetzten Grenzen von der EU während des Pro
gnosezeitraumes eingehalten werden können. Werden dagegen pessimistische Entwicklun
gen angenonnnen (Ertragsanstieg im bisherigen Umfang, stagnierende Bevölkerung, keine 
Zurückdrängung der Substitute), so sind die Restriktionen des GATT-Abkonnnens wirksam. 
Längerfristig müßte dann der Umfang der konjunkturellen Flächenstillegung angehoben 
werden. Dazu stehen zwei Möglichkeiten zur Verfiigung: Senkung der Grenze fiir Kleiner
zeuger bzw. Anhebung des Flächenstillegungssatzes. 

Modelle weisen vielfijltige Vorteile auf Durch sukzessiv erweiterte Modellannahmen lassen 
sich neue Rahmenbedingungen simulieren und durch die Variation von Koeffizienten lassen 
sich Erkenntnisse über das Ausmaß einzelner Reaktionen erzielen. Hier liegen gleichzeitig 
auch die Schwachpunkte von Untersuchungen anband von Modellen. In der Regel sind Grö
ßenordnungen der Koeffizienten aus anderen Untersuchungen bekannt. Können diese Koef
fizienten einfach übernonnnen werden? Warum entscheidet sich der "Modellbauer" fiir die 
Höhe eines einzelnen Koeffizienten oder eine Funktionsform? Die Begründung ist oft nur 
unzureichend. Die Nachvollziehbarkeit der Wahl eines Koeffizienten ist deshalb U.U. genau
sowenig transparent wie das "Expertengespür" in der Expertenschätzung. Gerade wenn neue 
Rahmenbedingungen abgebildet werd!ID sollen, wie es fiir die pflanzlichen Produkte im Zuge 
der Agrarreform und der GATT-Vereinbarungen gilt, ist mit veränderten Verhaltensweisen 
zu rechnen. Um hier einige Beispiele zu nennen: Warum wurden im Modell lineare Funktio
nen angenonnnen? Wären andere Funktionstypen nicht angebrachter? Kann die bisher ermit
telte Ertragsfunktion bei einem Preisbruch von 30 % und gleichzeitiger Gewährung von an 
die Fläche gebundene Ausgleichszahlungen langfristig fortgeschrieben werden? Werden die 
Austauchbeziehungen zwischen den einzelnen Futtermittelgruppen richtig gewählt? Diese 
Fragen bestehen in entsprechender Form auch fiir den "Rest der Welt", weshalb nur grobe 
Aussagen zur Reaktion der Wehmarktpreise möglich sind. Wegen des relativ großen Volu
mens von Erzeugung und Verbrauch im "Rest der Welt" ist die Preisreaktion dort in der 
Regel deutlich geringer als in der EU. 

Diese und ähnliche Fragen wurden zwischen "Modellbauer" und "Experten" immer wieder 
diskutiert. Wir haben beide davon profitiert ohne daß der eine dem anderen seine Meinung 
aufgezwungen hätte. Es wäre wünschenswert, wenn eine solche Zusannnenarbeit bei ande
ren Vorhaben auch praktiziert werden könnte. 

6 Zusammenfassung 

Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik und die Beschlüsse im Rahmen der Uruguay
Runde des GATT werden fiir die Landwirtschaft der EU gravierende Auswirkungen haben. 
Diese sollten anband von Expertenschätzungen und Modellrechnungen untersucht werden. 
Die eingeschlagene Zweigleisigkeit ließ von vornherein unterschiedliche Ergebnisse erwar
ten. 

Im Rahmen der Expertenschätzung wurden Projektionen von Erzeugung und Verbrauch von 
Getreide, Ölsaaten und Hülsenfrüchten der Mitgliedsländer der EU bis zum Jahre 2005 unter 
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Reformbedingungen vorgenommen. Die Auswirkungen der GAP-Reform und der GATT
Auflagen wurden im Rahmen verschiedener Modellrechnungen simuliert. 

Der Vergleich der Ergebnisse der beiden Studien zeigt deutliche Unterschiede sowohl in der 
Erzeugung als auch in der Futterverwendung von Getreide, und da sich diese Unterschiede 
im Nettoexport kumulieren, scheint im Hinblick auf die Erfiillung der GATT-Auflagen (netto 
maximal 22 ~ t Getreide mit Subventionen exportierbar) keine eindeutige Aussage mög
lich zu sein. Während im Zieljahr 2000 die GATT-Auflagen im Getreidebereich dem Ergeb
nis der Expertenschätzung zufolge eingehahen werden, weist Variante 3 der Modellrech
nung, die mit den Annahmen der Expertenschätzung weitgehend übereinstimmt, schon einen 
um ca. 10 Mill t höheren Exportüberschuß aus, wobei die Überschreitung der gemäß GATT
Auflagen höchstzulässigen Nettoexporte rund 7,6 Mill t beträgt. Erst durch zusätzli~he Still
legung von Getreidefläche kann die Einhaltung der GATT-Auflagen erzwungen werden. Für 
2005 zeigen sich größere Abweichungen. Wegen eines stärkeren Ertragsanstiegs ergibt sich 
im Modell trotz geringerer Anbaufläche (vermehrte Stillegung infolge eines strukturbedingt 
steigenden Flächenanteils der "Großerzeuger") eine höhere Getreideerzeugung. Außerdem 
wird im Modell infolge weiter anhakender Produktivitätsfortschritte in der tierischen Pro
duktion mit einem Wiederabsinken des Getreideeinsatzes in der Fütterung gerechnet. Die 
gegenläufigen Entwicklungen in Erzeugung und Verbrauch ergeben dem Modellzufolge im 
Zieljahr 2005 einen Nettoexportüberschuß von rund 41 Mill. t, etwa 16 Mill. t mehr als von 
der Expertenschätzung vorausgesagt und fast 20 Mill. t mehr als unter GATT-Auflagen zu
lässig. 

Während den Unterschieden in den Ergebnissen der beiden Arbeiten wegen der allgemeinen 
Projektionsunsicherheit und des geringen Ausmaßes bei der Verletzung der im Modell er
rechneten GATT-Auflagen fiir das Zieljahr 2000 möglicherweise noch kein sehr großes 
Gewicht beigemessen zu werden braucht, stimmen die Ergebnisse beider Arbeiten fiir 2005 
in der Tendenz überein: Allein mit den Maßnahmen der GAP-Reform in ihrem derzeitigen 
Umfang werden sich die GATT-Auflagen nicht erfilllen lassen. Es sei denn, daß die Weh
marktpreise soweit ansteigen würd~ daß die Gemeinschaft Getreide ohne Erstattungen 
exportieren köunte. 

Summary 

Market trends for erops eoneemed by CAP reform 

CAP reform and Uruguay Round of GATT have far reaching consequences for EU agricul
ture. These consequences were analysed for crop products in two parallel studies: in an ex
pert projection and in a simulation model. 

The expert projection traces possible developments in production and consumption of ce
reals, oilseeds and pulses for each EU member country unill the year 2005. With the model 
calculations consequences of CAP reform and GATT resolutions are simulated under diffe
rent assumptions. 

In comparing the resuhs ofthe two studies there are differences for grain production as weil 
as for feed consumption. The differences cumulate in the net export position, which is highly 
important within the GATT context. According to GATT net exports of cereals with export 
restitutions will be restricted to 22 m tonnes, annually. Whereas the expert projection points 
out, that GATT restrictions can be met in the year 2000, variant 3 ofthe simulation, with 
similar conditions as in the expert projection, yields a 10m tonnes higher net export. This is 
an overshooting ofthe GATT limits by about 7.6 m tonnes. To satisfY GATT restrictions it 
would thus be necessary to set aside additional cereal area. For 2005 greater differences 
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seem to arise. As yields increase faster in the simulation model than in the expert projection 
despite a smaller cereal area (increasing set aside due to a structural decrease of the number 
of small holders), the simulation yields a higher cereal production. Moreover, the simulation 
assumes a reduced use of cereals for feed due to increasing teclmical progress. In the simu
lation for 2005 a net export of cereals of about 41 m tonnes is forecast, 16 m tonnes more 
than in the expert projection and about 20 m tonnes more than allowed under GATT. 

The differences in the results are not very significant for the year 2000, and are in the limits 
ofnormal uncertainties ofprojections. In projecting results for 2005 the two studies on the 
other hand show the same tendency: With the measures ofthe CAP reform as it stands now, 
GATT restrictions could not be fulfilled. Except for the case that world market prices rise 
such that unsubsidized exports were possible, additional measures would become necessary. 

PeSDMe 

"Pa3BMTMe cMTya~MM Ha perYßMpyeMwx 
paCTeHMeBOACTBa B pe3YßLTaTe npoBeAeHM~ 

EBponeHCKoro COD3a" 

pWHKax 
arpapHOH 

npOAYKTOB 
pecj>opMW 

Peq,opMa arpapHoH nOJllITItKIt cTpaH 'IneHOB EBponeHcKoro COlO3a _EC? It 
nOCTaHOBneHItJl B paMKax YpyrBaHcKOH BCTpe'llt r ATT OKalKYT 3Ha'lItTenbHOe 
BnltJlHlte Ha cenbcKoe X03J1HCTBO EC. TIporH03 AanbHeHwero pa3BltTltJl cenbCKoro 
X03J1HCTBa cTpaH 'IneHOB EC 6b1n BcecTopoHHe 1t3Y'leH Ha OCHOBe 3KcnepTHblX 
Ol.\eHOK It peWeHItH MaTeMaTIt'leCKItX MOAeneH B ItHcTItTYTe ItCCneAOBaHItH 
arpapHoro pblHKa 4>eAepanbHoro ItCCneAOBaTenbCKoro l.\eHTpa no BonpocaM 
cenbCKoro X03J1HCTBa. 3Ta ABOHCTBeHHOCTb nOAXOAa C caMoro Ha'lana npeAnonarana 
pa3nW'IHbie APyr OT APyra pe3ynbTaTbI. 

MeTOAOM 3KcnepTHblX Ol.\eHOK cnpOrH03ltpOBaHO B03MOlKHoe pa3BltTlte PblHKOB 
3epHOBbIX, MaCnlt'lHblX It 6060BblX KynbTYP CTpaH 'IneHOB EC AO 2005 rOAa. A Ha 
OCHOBe peWeHItJl pa3nlt'lHbIX MOAeneH 6b1n npoBeAeH aHanlt3 nocneAcTBWH arpapHOH 
peq,opMbI EC It peWeHItH npltHJlTbIX B paMKax r ATT AnJi cenbCKoro X03J1HCTBa 
CTpaH 'IneHOB Ee. 

ConOCTaBneHlte pe3ynbTaToB 06eltx nOAxOAOB BblJlBltno 3Ha'lItTenbHble OTnlt'lItJl, KaK 
no nporH03aM np01t3BOACTBa 3epHa, TaK It no nporH03aM Itcnonb30BaHltJl 3epHOBblX 
Ha KOpM. A T.K. 3TO CYMMltpyeTcJI B nOKa3aTene HeTToe3KcnopTa, TO Henb3J1 
CAenaTb 0AH03Ha'lHblX BblBOAOB no Bonpocy c06nlOAeHltJl cornaWeHItH rA TT 
_MaKcItMYM 22 MnH. T HeTToe3KcnopTa 3epHa, KOTOPblH MOlKHO ocy~ecTBItTb npw 
nOAAeplKKe rOCYAapCTBeHHblMIt cy6cItAItJlMIt? Ecnlt no pe3ynbTaTaM 3KcnepTHblX 
Ol.\eHOK Ha nporH03ltpyeMblH 2000 rOA cornaWeHItJl r ATT B o6nacTIt 3epHa 
nOnHOCTbIO co6nlOAalOTcJI, TO B pe3ynbTaTe TpeTberO BapltaHTa pac'IeTa MOAeneH, B 
OCHOBY KOToporo nernw rnaBHblM 06pa30M Te lKe npeAnonOlKeHItJl,. 'ITO It AnJi 
3KcnepTHbIX Ol.\eHOK, nonY'laeTcJl 1t36b1TOK 10 MnH .. TOHH 3epHa, XOTJI no cornaweHe 
ItJlM rATT AonycKaeTcJl nltWb OKono 7,6 MnH. TOHH HeTToe3KcnopTa. JiI TonbKO 
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nYTeM AOnOnHI1TenLHOrO BLIBeAeHI1... nno~aAeti 3epHOBLIX 113 060pOTa B03MOlKHO 

c06mOAeHI1e cOrnaWeHl1ti rATT. no 2005 rOAY pe3ynLTaTLI e~e 60nLlIIe 

OTnl1'-IaIOTC... APyr OT APyra. BcneAcTBl1e POCTa ypolKatiHoCTI1 no pe3ynLTaTaM 
pellleHI1 ... MOAeneti OlKI1AaIOTC ... 60nLlIII1e 06'LeMLI np0l13BOACTBa 3epHa, HeCMOTp'" Ha 

COKpa~eHl1e nno~aAeti _no np"'1IHe 60nLlIIero BLIBOAa 113 060pOTa nno~aAeti 

3epHOBLIX, CB ... 3aHHoro C POCTOM Aonl1 KpynHLIx np0l13BOAI1Teneti 3epHa B CTpYKType 

nno~aAeti? KpOMe Toro, I1CXOA'" 113 YCToti'lI1Boro IIporpecca npOAYKTI1BHOCTI1 

lKI1BOTHOBOACTBa, B MOAenl1 OlKI1AaeTC... AanLHetilliee COKpa~eHl1e I1cnonL30BaHII ... 

3epHa Ha KopMOBLIe Qenl1. 06paTHa ... AI1HaMI1Ka pa3BI1TI1... 110 np0l13BOACTBY 11 no 

nOTpe6neHI11O 3epHa AaeT B pe3ynLTaTe pellleHI1 ... MOAenl1 Ha nporH0311pyeMLlti 2005 
rOA HeTToe3KnopT B 06'LeMe OKono 41 MnH. TOHH, 'ITO IIpl16nl1311TenLHO Ha 16 MnH. 
TOHH 60nLwe 'IeM no nporH03aM CAenaHHLIX MeTOAOM 3KcnepTHLIx oQeHoK 11 nO'lTI1 

Ha 20 MnH. TOHH 60nLwe 'IeM AOIlYCKaeTC ... cornallleHI1 ... MI1 rA TT. 

Ecnl1 BLI ... BneHHLIM pa3nl1'1I1 ... M no pe3ynLTaTaM 06el1x nporH030B Ha 2000 rOA, KaK 

113e3a 06~eti HecTa611nLHOCTI1 npoeKQl1ti, TaK 11 no np"'1IHe nl1WL He3Ha'lI1TenLHOro 

HapYllleHI1... nOCTaHOBneHl1ti r ATT, HenL3... np"AaTL BeCOMoro nonl1TI1'1eCKOrO 

3Ha'leHI1.... To B OTHOWeHl111 pa3nl1'1l1ti B pe3ynLTaTaX nporH030B Ha 2005 rOA 

MOlKHO CAenaTL oAH03Ha'lHLIti BLlBoA,e IIpl1 060l1x 1I0AXOAax BhHIBn ... eTC'" 06~a ... 

TeHAeHQI1 ... : 0AHI1MI1 TonLKO MepOnp" ... TI ... MI, npeAYCMOTpeHHLIMI1 B paMKax 

arpapHoti pe.popMLI EC c06nlOAeHI1e COrnallleHl1ti r ATT He MOlKeT 6LITL AocTl1te 
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MÖGLICHKEITEN ZUR REDUZIERUNG DES PREISRISIKOS AUF DEN EU
AGRARMÄRKTEN DURCH W ARENTERMINBANDEL 

von 

Johannes SIMONS' 

1 Einleitung 

Der Abbau staatlicher Preisstützung nach der EU-Agrarreform und dem Abschluß der 
GATT-Verhandlungen wird zu größeren Preisschwankungen auf den Märkten fiir landwirt
schaftliche Produkte fUhren (vgl. WOLFFRAM, 1992; BÖCKENHOFF, 1993). Damit 
nimmt fiir die Agrar- und Ernährungswirtschaft die Bedeutung preisbedingter Planungsrisi
ken zu. Diese sind zu berücksichtigen bei der 

Investitionsplanung. Unsicherheiten über die Entwicklung der Vorleistungs- und Pro
duktpreise bedingen ein Planungsrisiko bei der Ermittlung der Investitionsrentabilität. 

Planung von Produktionsprogrammen während der Investitionsdauer. Kurz- und mit
te1fiistige Preisschwankungen erschweren die hierzu notwendigen Deckungsbeitrags
kalkulationen. 

Liquiditätsplanung. Diese soll gewährleisten, daß ein Unternehmen seinen Zahlungs
verpflichtungen jederzeit mstgerecht nachkommen kann. Unsichere Preiserwartungen 
beeinträchtigen die Planung der mittel- und langfiistigen Ein- und Auszahlungsströme. 

Unter den geänderten marktpolitischen Rahmenbedingungen wächst in der europäischen 
Agrarwirtschaft das Interesse an einer stärkeren Verbreitung des Warenterminhandels. Die 
erwarteten Vorteile konzentrieren sich vor allem auf folgende Punkte: 

1. Warenterminhandel verbessert die Markttransparenz. Da die Kontraktnotierungen die 
Einschätzung der gut informierten Börsenteilnehmer über den Kassamarktpreis im 
Erfiillungsmonat zum Ausdruck bringen, wird eine Erhöhung des Kenntnisstands über 
zukünftige Marktentwicklungen abgeleitet (vgl. PFLUGFELDER, 1991). 

2. Hedgegeschäfte vermindern das Preisrisiko. Nach dem Abbau der staatlichen Preis
stützung bietet der Warenterminhandel eine marktwirtschaftliche Möglichkeit, die 
Produktpreise schon vor dem Verkauf auf dem Kassamarkt gegen unerwartete Preis
senkungen zu sichern (vgl. BÖCKENHOFF et al., 1993). 

Im Rahmen dieses Beitrags werden am Beispiel des Schlachtschweinernarktes die Möglich
keiten des Warenterminhandels zur Reduzierung preisbedingter Planungsrisiken fiir die Er
zeuger untersucht. 

Im Vordergrund steht die Beantwortung folgender Fragen: 

Dipl.-Ing.agr. J. Simons, Lehrstuhl rur Marktforschung, Inst.f.Agrarpolitik der Universität Bonn, Nussal
lee 21, 53115 Bonn 
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1. Wie ist die Prognosegüte der Kontraktnotierungen fiir Sch1achtschweine im Hinblick 
auf eine verbesserte Markttransparenz und eine Erhöhung der Planungssicherheit in 
den landwirtschaftlichen Betrieben zu beurteilen? 

2. Ist durch den Abschluß von Hedgegeschäften eine Reduzierung der preisbedingten 
Risiken der Schweinemast zu erwarten? 

Grundlage der Analyse bilden die Kontraktnotierungen fiir Sch1achtschweine an der Börse in 
Amsterdam sowie die auf den niederländischen Kassamärkten notierten Preise fiir Ferkel, 
Futtermittel und Sch1achtschweine. Die Untersuchung erstreckt sich auf den Zeitraum von 
Januar 1989 bis März 1994. 

2 Analyse der Auswirkungen des Warenterminhandels auf die Markttransparenz 

Die langfiistige Entwicklung der Schlachtschweinepreise ist aus Tenninmarktnotierungen 
nicht abzuleiten, da die Kontrakte an der Terminbörse in Amsterdam nur über einen Zeit
raum von maximal zehn Monaten gehandeh werden. 

Der mögliche Prognosehorizont beschränkt sich daher auf kurz- und mittelfiistige Planun
gen. In Abhängigkeit von der Mastdauer liegt der fiir die Schweinemäster relevante PIa
nungszeitraum bei ca. 18 Wochen. 

Die Untersuchung zur Prognosegüte der Kontraktnotierungen fiir die zukünftigen Kassa
marktpreise erfolgt durch einen Vergleich der Kassamarktpreise mit den Tenninmarktnotie
rungen fiir Kontrakte, die 18 Wochen vorher abgeschlossen wurdeni. Kriterien fiir eine hohe 
Prognosegüte sind 

eine weitgehende Deckungsgleichheit der Preiszeitreihen, 

ein hohes Bestimmtheitsmaß der Einfachkorrelation dieser beiden Reihen, 

ein Regressionskoeffizient, der nicht signifikant von eins verschieden ist, 

ein geringer durchschnittlicher Prognosefehl~. 

Aus dem in Schaubild 1 dargestelhen Preisvergleich lassen sich hinsichtlich der Prognosegü
te der Kontraktnotierungen insbesondere folgende Punkte herausstellen: 

1. Es herrscht keine Deckungsgleichheit zwischen den beiden Zeitreihen. Die Korrelati
onsana1yse ergiDt ein Bestimmtheitsmaß von 0,38, der Regressionskoeffizient ist mit 
0,70 deutlich kleiner als eins. 

2. Die Kontraktnotierungen liegen im Durchschnitt des Untersuchungszeitraums um 0,08 
DMlkg SG über den Kassamarktpreisen. Dies ist vor allem auf eine Unterschätzung 
des Ausmaßes des Preisrückgangs ZUfÜckzufiihren. 

3. Die Tenninmarktnotierungen spiegeln die Preisentwicklung auf dem Kassamarkt mit 
einer zeitlichen Verzögerung von 14 bis 18 Wochen wider. Dies verdeutlicht die Kor-

1 Um eine direkte Vergleichbarkeit zu den Kassamarldpreisen herzustellen, wurden die Tennin
marktnotierungen in Schlachtgewicht umgerechnet und um die durchschnittliche maturity-basis im Un
tersuchun~traum bereinigt. 
Diese Kennziffer gibt Auskunft darüber. ob die Vorhersagen.im Durchschnitt der untersuchten Fälle die 
Höhe der Kassamarktpreise über- oder unterschätzen. 
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relation der Tenninmarktnotierungen mit den zum·Zeitpunkt des Kontraktabschlusses 
gültigen Kassamarktpreisen. Die Berechnungen fUhren zu einem deutlich höheren 
Bestimmtheitsmaß (0,72) als die Korrelation der in Schaubild I dargestellten Zeitrei
hen. 

4. Korrelationsrechnungen zur Anpassungsgüte von no-change-Prognosen mit einem 
time-lag von 18 Wochen ergeben für den Untersuchungszeitraum nur ein Bestimmt
heitsmaß von 0,20. In die Tenninmarktnotierungen fließen damit offensichtlich zusätz
liche Marktinformationen der Börsenteilnehmer ein. 

s. Die niederländischen Terminmarktnotierungen für· Schlachtschweine ermöglichen kei
ne zuverlässige Prognose der Schlachtschweinepreise. 

Die Höhe des statistischen Zusammenhangs zwischen den Kassamarktpreisen und den Notie
rungen für 18 Wochen zuvor abgeschlossene Kontrakte hängt vor allem von der Bedeutung 
langfristiger Preisentwicklungen in den jeweiligen Untersuchungszeiträumen ab (vgl. 
Schaubild I): 

Schauhild 1: Vergleich der Kassamarkt- und der Terminmarktnotierungen auf dem 
niederländischen Scblachtschweinemarkt in DMikg SG (Januar 1989 bis 
März 1994) 
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Quellen: Agrarische Termijnmarkt Amsterdam bv. - "Boerderij", versch. Jgg.. - Eigene Berechnungen. 

Für die Jahre 1989 bis 1991 errechnet sich ein Bestimmtheitsmaß der Einfachkorrelati
on von weniger als 0,03. Die Höhe der Kassamarktpreise wird in diesen Jahren nicht 
durch langfiistige Entwicklungen beeinfluße. . 

3 Korrelationsrechnungen zum Trendeinfluß in den Jahren 1989 bis 1991 fiihren zu einem Bestimmt
heitsmaß von 0,01. 
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Demgegenüber ist der statistische Zusammenhang im Zeitraum von Januar 1992 bis 
März 1994 mit einem Bestimmtheitsmaß von 0,61 deutlich höher. Der Zeitraum ist je
doch durch einen deutlichen negativen Trendeinfluß gekennzeichnet4 

Unterschiedliche Analyseergebnisse zur. Aussagefähigkeit der Kontraktnotierungen fiir die 
zukünftigen Kassamarktpreise sind somit insbesondere auf die unterschiedliche Bedeutung 
langfristiger Preisentwicklungen in den zugrundegelegten Untersuchungszeiträumen zurück
zufiihren (vgl. PFLUGFELDER, 1991; HARTING, 1994i. 

3 Analyse des Einflusses von Hedgegeschäften auf preisbedingte Planungsrisiken 

Die Auswirkungen von Hedgegeschäften auf die in der Einleitung herausgestellten Pla
nungsrisiken sind durch Simulationsrechnungen geschätzt. Den Berechnungen liegen folgen
de Annabmen zugrunde: 

I. Alle Auszahlungen fiir Vorleistungen fallen zu Beginn der Produktionsperiode an. 

2. Die Erlöse werden unmittelbar nach dem Verkauf der Schlachtschweine eingezahlt. 

3. Die Terminkontrakte sind beliebig teilbar. 

4. Wertänderungen der Kontrakte werden am Ende der Produktionsperiode ausgegli 
chen. 

5. Der Abschluß der Hedgegeschäfte erfolgt mit dem Einstallen der Ferkel. 

3.1 Mittelfristige Planungsrisiken 

Für die Ermittlung des Einflusses von Hedgegeschäften auf die mittelfristigen Planungsrisi
ken sind aus den Terminmarktnotierungen zum Zeitpunkt der Ferkeleinstallung Planungsda
ten abgeleitet und den realisierten Werten gegenübergestellt6• Als Kennziffer zur Beurteilung 
der Auswirkungen des Hedgings dient die durchschnittliche quadratische Abweichung zwi
schen den geplanten und realisierten Werten. 

Die Ergebnisse der Simulationsrechnungen weist Schaubild 2 aus. In Abhängigkeit von der 
am Warenterminmarkt verkauften Menge lassen sich folgende Zusammenhänge aufzeigen: 

I. Ohne Preissicherung besteht bei den Deckungsbeiträgen ein größeres Planungsrisiko 
als bei der Liquidität. Die Abweichungen zwischen den kalkulierten und realisierten 
Deckungsbeiträgen resultieren ausschließlich aus unvorhergesehenen Produktpreisän
derungen7• Diese beeinflussen zwar auch die Sicherheit der Liquiditätsplanung, die 

4 Das Bestimrntheitsmall der Einfachkorrelation zwischen den Kassamarktpreisen und dem Trend beträgt 
im Zeitraum Januar 1992 bis März 19940,70. 

, PFLUGFELDER errechnet im Zeitraum von 1982 bis 1988 auf der Grundlage von Monatsdaten ein Be
stimmtheitsmall von 0,79 für den statistischen Zusammenhang zwischen den Kassamarkt-preisen und 
den um vier Monate verzögerten Terminmarktnotierungen. Die Preisentwicklung ist in diesem Zeitraum 
durch einen starken Trendeinfluß gekennzeichnet, der ca. 78 v.H. der Preisvarianz erklärt (vgl. 
PFLUGFELDER, 1991). 

6 Die Änderung der Liquidität in den Betrieben ist berechnet als Differenz der Einzahlungen aus dem 
Produktverkauf und den Auszahlungen für die darauffolgende Produktionsperiode. Entsprechend den er
warteten Produktpreisänderungen sind die erwarteten Änderungen der Vorleistungspreise. in die Bildung 
der Planungsdaten einbezogen. 

7 Die Vorleistungspreise sind zu Beginn der Mastperiode als weitgehend bekannt anzusehen. 
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Auswirkungen werden in der Regel jedoch durch entsprechende Änderungen der 
Vorleistungspreise in der nächsten Produktionsperiode abgeschwächt. 

2. Der Abschluß von Hedgegeschäften fUhrt zu einer erheblichen Verringerung des Dek
kungsbeitragsrisikos. Dies ist darauf zurückzufiihren, daß die an den Kontraktnotie
rungen ausgerichteten Preiserwartungen durch den Abschluß des Warenterminge
schäfts weitgehend zu realisieren sind. Mit steigendem Hedgeanteil nimmt damit das 
Risiko der mittelfristigen Programmplanung ab. 

3. Eine Verringerung des Liquiditätsrisikos ist nur durch eine Teilsicherung des Bestan
des möglich. Durch eine Preissicherung fiir ca. 30 bis 50 v.H. des Bestands geht die 
durchschnittliche, quadrierte Abweichung um ca. 25 bis 30 v.H. zurück. Bei größeren 
Anteilen nimmt das Planungsrisiko wieder zu. Der Vorverkauf der gesamten Produkt
menge am Terminmarkt fUhrt sogar - gegenüber einer Situation ohne Terminmarktge
schäfte - zu größeren Abweichungen zwischen den erwarteten und den realisierten 
Werten. Ursache hierfiir ist die mit steigender Hedgemenge abnehmende Bedeutung 
der ausgleichenden Wirkung von Produkt- und Vorleistungspreisänderungen auf das 
Liquiditätsrisiko. Dieser Nachteil wird nur bis zu einer Hedgemenge von ca. 40 V.H. 
durch die Vorteile der geringeren Unsicherheit bei der .Kalkulation der Einzahlungshö
he überkompensiert. 

4. Die Preissicherung fiir den gesamten Bestand ermöglicht eine zuverlässigere Kalkula
tion der Deckungsbeiträge. Sie erhöht jedoch das Liquiditätsrisiko. 

Schaubild 2: Einfluß von Hedgegeschäften auf die mittelfristigen Planungsrisiken 
(Januar 1989 bis März 1994) 
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3.2 Langfristige Planungsrisiken 

Da die LaufZeit der Terminkontrakte erheblich kürzer ist als der Zeitraum langfristiger Pla
nWlgen, sind die damit verbundenen Risiken zum Entscheidungszeitpunkt nicht durch Hed
gegeschäfte zu reduzieren. 

Trotzdem ist davon auszugehen, daß der regelmäßige Abschluß von Hedgegeschäften das 
PlanWlgsrisiko verringert, wenn 

zusätzlich zu den Kassamarktgeschäften Gewinne entstehen, 

die Preisvarianz auf dem Terminmarkt geringer ist als auf dem Kassamarkt, 

die zeitliche Verzögerung der Kassamarkt- und Terminmarktpreise einen Risikoaus
gleich ermöglicht, 

Hedgegeschäfte zu einer besseren Übereinstimmung der Produkt- Wld Vorleistungs
preisschwankungen fUhren. 

Da aus den Kontraktnotierungen keine Kalkulationsdaten fiir die langfristige Planung abzu
leiten sind, werden nachstehend zur Ermittlung des Einflusses von Hedgegeschäften auf die 
langfristigen Planungsrisiken die AuswirkWlgen auf den Gewinn und die Varianz der Dek
kWlgsbeiträge sowie der Liquidität Wltersucht. 

Die Reduzierung des Investitionsrisikos in der Schweinemast setzt voraus, daß Warenter
mingeschäfte zusätzliche Gewinne ermöglichen. Diese Voraussetzung war im Untersu
chWlgszeitraum auf dem niederländischen Terminmarkt fiir Schlachtschweine gegeben. Die 
Terminmarktnotieroogen lagen im Durchschnitt zum Verkaufszeitpunkt über den Rückkauf
preisen. Hieraus errechnet sich ein zusätzlicher Gewinn von ca. 5 DMIMastschwein. 

In Schaubild 3 sind die AuswirkWlgen von Hedgegeschäften auf das langfristige DeckWlgs
beitrags- und Liquiditätsrisiko in Abhänpgkeit vom Hedgeanteil dargestellt. ·Es verdeutlicht, 
daß die DeckWlgsbeitragsvarianz bei emem regelmäßigen Terminmarktverkauf von ca. 50 
bis 80 V.H. der erzeugten Schlachtschweine erheblich abnimmt. Dies ist vor allem auf fol
gende Zusammenhänge zurückzufiihren: 

L Die Varianz der Terminmarktnotieroogen fiir 18 Wochen zuvor abgeschlossene Kon
trakte ist kleiner als die der Kassamarktpreise. Damit sind die Erlösschwankungen bei 
Hedgegeschäften um ca. 10 bis 15 v.H. geringer. 

2. Da die Terminmarktnotierungen die EntwicklWlg der Kassamarktpreise mit eIDer zeit
lichen Verzögerung von ca. drei bis vier Monaten widerspiegeln, kommt es zu einer 
unterschiedlichen ErlösentwicklWlg bei Hedge- Wld Kassamarktgeschäften. Dies er
möglicht einen Risikoausgleich durch die Teilsicherung des Bestands. 

3. Die Terminmarkterlöse sind mit den um einen time-lag von 18 Wochen verzögerten 
Ferkelpreisen stärker korreliert als die Kassamarkterlöse. Die Bestimmtheitsmaße be
tragen 0,73 bzw. 0,45. Hieraus resultiert eine zusätzliche Stabilisieroog der DeckWlgs
beiträge. 

Demgegenüber ergeben BerechnWlgen, daß das Liquiditätsrisiko mit steigendem Hedgean
teil zunimmt. Verursacht wird diese EntwicklWlg durch die damit einhergehende Abnahme 
der ÜbereinstimmWlg zwischen den EinzahlWlgS- Wld AuszahlW1gsschwankungen. Die un
verzögerten Ferkelpreise sind mit den Kassamarkterlösen erheblich stärker korreliert als mit 
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den Terminmarkterlösen (B = 0,66 bzw. 0,07). Die erlösstabilisierende Wirkung der Hedge
geschäfte wird hierdurch überkompensiert. 

Schaubild 3: Einfluß von Hedgegeschäften auf die langfristigen Planungsrisiken 
(Januar 1989 bis März 1994) 
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4 Vergleichende Beurteilung 

Ausgehend von den in der EinieitW1g herausgestellten Erwartungen sind zur Beurteilung der 
Analyseergelmisse die nachstehenden Punkte herauszustellen: 

1. Kontraktnotierungen fiir Schlachtscheine ermöglichen zu den in der Landwirtschaft 
relevanten Entscheidungszeitpunkten keine zuverlässige Prognose der zukünftigen 
Kassamarktpreise. 

Mit einer Verbesserung der Prognosegüte ist auch bei größeren Börsenurnsätzen nicht 
zu rechnen, weil: 
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der Terminmarkt in Amsterdam bereits derzeit als Insider-Markt gilt. 

wegen des preisunelastischen Verlaufs der kurzfristigen Angebots- und der 
Nachfragefunktion geringe Unter- oder Überschätzungen der Mengen zu großen 
Prognosefehlern bei den Preisen fiihren. 

zahlreiche, auf den Schlachtschweinemarkt einwirkende Faktoren (Seuchen, Le
bensmittelskandale, politische Entscheidungen usw.) nicht vorhersagbar sind 
(vgl. KALIS, 1990). 

Aufgrund der geringen Aussagefiihigkeit bezüglich der zukünftigen Marktentwicklung 
tragen die Schlachtschweinekontraktnotierungen nicht zu einer Verbesserung der Pla
nungssicherheit in den landwirtschaftlichen Betrieben bei. 

2. Der Abschluß von Hedgegeschäften hat eine deutliche Reduzierung des mittel- und 
langfristigen Deckungsbeitragsrisikos zur Folge. 

3. Die Ergebnisse bezüglich des Liquiditätsrisikos sind in starkem Maße abhängig von 
den einzelbetrieblichen Finanzierungsstrategien. In den Simulationsrechnungen ist un
terstellt, daß die Auszahlungen fiirVorleistungen aus Eigenmitteln oder längerfristigen 
Krediten erfolgen. Diese Annalune spiegeh die gängige Praxis in den landwirtschaftli
chen Betrieben wider. 

Die Abstimmung der Finanzierung auf die durch Hedgegeschäfte veränderten Ein- und 
Auszahlungsströme ermöglicht jedoch eine deutliche Erhöhung der Sicherheit bei Li
quiditätsplanungen. Hierzu sind die Auszahlungen zu Beginn der jeweiligen Produkti
onsperiode durch entsprechende Einzahlungen aus kurzfristigen Krediten auszuglei
chen. Diese werden dann am Ende der Produktionsperiode aus den Verkaufserlösen 
getilgt. Ausgehend von der beschriebenen Finanzierungsstrategie entsprechen sich die 
Differenzen zwischen Leistungen und Kosten bzw. Ein- und Auszahlungen, so daß die 
Verbesserung der Sicherheit bei der Liquiditätsplanung mit der bei einer Deckungsbei
tragsplanung identisch ist. 

4. Die fiir den Untersuchlmgszeitraum ermittelten zusätzlichen Gewinne resultieren aus 
der durchschnittlichen Überschätzung der zukünftigen Kassamarktpreise durch die 
Terminmarktnotierungen. 

Wenn die Preisentwicklung in den Abschwungphasen durch die Terminmarktnotierun
gen nachhahig und systematisch stärker unterschätzt wird als in den Aufschwungpha
sen, fiihren Hedgegeschäfte zu einem Gewinnanstieg und damit zu einer Senkung des 
Invstitionsrisikos8• 

Bei einer verstärkten Nutzung des Warenterminhandels durch die Landwirtschaft ist 
jedoch damit zu rechnen, daß die Terminmarktnotierungen fiir 18 Wochen vor der 
Kontraktflilligkeit abgeschlossene Geschäfte aufgrund des Angebotsdrucks sinken. Die 
in den Berechnungen ausgewiesenen zusätzlichen Gewinne durch Hedgegeschäfte wä
ren nicht mehr zu realisieren. 

• PFLUGFELDER errechnet für den Zeitraum 1982 bis 1988 - ohne Berücksichtigung der Transaktions
kosten - zusätzliche Gewinne von ca 9,70 Gulden/Schwein bzw. ca. 8,70 DM/Schwein (vgJ. PFLUG
FELDER, 1991). 
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5. Die Untersuchungsergebnisse sind nicht uneingeschränkt auf andere Märkte übertrag
bar. Die Reduzierung der langfristigen Deckungsbeitragsrisiken in der Schweinernast 
resultiert insbesondere daraus, daß 

die zeitliche Verzögerung der Kassa- und Terminrnarktpreise einen Risikoaus
gleich ermöglicht. 

Hedgegeschäfte zu einer besseren Übereinstimmung zwischen Produkt- und 
Vorlei stungspreisschwankungen fiihren. 

Diese Voraussetzungen sind auf anderen Märkten nicht unbedingt gegeben. 

5 Zusammenfassung 

Nach der EU-Agrarreform und dem Abschluß der GATT-Verhandlungen werden die Preis
schwankungen auf den europäischen Märkten fiir landwirtschaftliche Produkte zunehmen. 
Unter den geänderten Rahmenbedingungen wächst das Interesse der europäischen Agrar
wirtschaft an einer stärkeren Verbreitung des Warenterminhandels.Der vorliegende Beitrag 
untersucht die Möglichkeiten von Warenterminmärkten zur Reduzierung preisbedingter Pla
nungsrisiken fiir Schlachtschweineerzeuger. Grundlage der Analyse bilden Kontraktnotie
rungen fiir Schlacht schweine an der Börse in Amsterdam sowie die auf den niederländischen 
Kassamärkten notierten Preise fiir Ferke~ Futtermittel und Schlachtschweine. Der Untersu
chungszeitraum erstreckt sich von Januar 1989 bis März 1994. Die Ergebnisse sind wie folgt 
zusammenzufassen: 

I. Die Kontraktnotierungen fiir Schlachtschweine ermöglichen keine zuverlässige mittel
fristige Prognose der Kassarnarktpreise und fiihren deshalb nicht zu einer Verbesse
rung der Planungssicherheit im Agrarsektor. 

2. Durch den Abschluß von Hedgegeschäften kann bereits zu Beginn der Mastperiode die 
Höhe der Deckungsbeiträge zuverlässig kalkuliert werden. Die Preissicherung fiir den 
gesamten Bestand erhöht jedoch das Liquiditätsrisiko. 

3. Der regelmäßige Abschluß von Hedgegeschäften zur Reduzierung langfristiger Pla
nungsrisiken hätte im Untersuchungszeitraum 

zusätzlichen Gewinn ermöglicht. Die Nachhahigkeit dieses Ergebnisses fiir zu
künftige Planungen ist jedoch in Frage zu stellen. 

einen erheblichen Rückgang des Deckungsbeitragsrisikos zur Folge gehabt. 

zu einem Anstieg des Liquiditätsrisikos gefiihrt. 

4. Die Anpassung der einzelbetrieblichen Finanzierung an die durch Hedgegeschäfte ver
änderten Ein- und Auszahlungsströme ermöglicht auch eine deutliche Verringerung 
der Liquiditätsrisiken. 

5. Die Untersuchungsergebnisse sind nicht uneingeschränkt auf andere Produkte über
tragbar, weil sie vor allem auf den Zusammenhang zwischen den Schlachtschweine-, 
Ferkel- und Kontraktpreisen zurückzufiihren sind. 
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Summary 

After the CAP reform and the end ofthe GATT negotiations price tluctuations will get more 
important on the European markets for fium products. Under these changed conditions the 
interest of the agricuhural sector in a stronger dissemination of futures markets increa
ses. This issue explores the possibilities of futures-markets in reducing price risks for hog 
producers. The examination is based on contract prices for hogs at the commodity exchange 
in Amsterdam and on the Dutch cash market prices for hogs, feed and piglets. The analysed 
period reaches from January 1989 to March 1994. The resuIts can be summarized as fol
lows: 

1. Contract prices for hogs are no reliable medium-term forecast of the cash market 
prices and lead to no improvement ofthe planning security in the agricuhural sektor. 

) 

2. By selling hogs on the futures market, gross margins can be calculated reliably already 
at the beginning of the production period. Hedging the entire Iive-stock however in
creases the liquidity risk. 

3. Concerning the long-term risks routine hedging in the analysed period would have led 
to additional profits. Yet it must be regarded as uncertain, whether these profits can be 
realized in the long run a considerab1e decline of the gross margin risk.an increase of 
liquidity risk.. 

4. By adjusting the financing ofproduction inputs to the change in cash-flow caused by 
hedging, it is possible to reduce the liquidity risk., too. 

5. The results are not fully transferable to other products, because they are especially 
explained by the relation between contract prices and the cash market prices for hogs 
and piglets. 

Pe3.,Me 

"B03MOZHOCTH CHHzeHU ~eHoBoro pHcn (ItOne6aHHe ~eH) lI;a 
plllHltaX EBponeAcltoro CO.,3a· 3a C"IeT •• ""IepcHoA ToproBnH" B 
nOH pa60Te HCClleAYIlTCJl B03MOlKHOCTH cl>bll'lepCHOH TOprOBlIH no CHHlKeHHIl 

06yclIoBlIeHHoro KOlle6aHHJlMH ~eH pHCKa npH nllaHHpOBaHHH 06'beMOB 

npOH3BOACTBa Ha npHMepe npeAnpHJlTHH, cne~HallH3HpYIl~HXCJI Ha oTKopMe 

CBHHeH. npeACTaB1lJleMbie pe3YllbTaTbi 6a3HpYllTCJI Ha aHanHH3e rOJ1l1aHACKoro 

pblHKa KacCOBblx9 H cl>bll'lepCHblX 10 CAe1l0K no CBHHHHe. 3TH pe3YllbTaTbi MOlKHO 

0606~HTb CJ1eAYIl~HM 06pa30M:PblHO'lHble KOTHPOBKH cl>bll'lepCHblX KOHTpaKToB no 

OTKOpMlIeHHblM CBHHbJlM He n03BOlIJlIlT npOH3BOAHTb HaAelKHblH cpeAHeCpO'lHblH 

nporH03 ~eH Ha pblHKe KaCCOBblX CAe1l0K. Ho B cpuHeHHH C no-change-nporH030M 

npeAOCTaBlIJlIlT AonollHHTellbHYIl HHcI>opMa~HIl 0 pblHKe.nllaHHpOBaHHe, 

ocyni,ecTBlIJleMoe Ha OCHOBe PblHO'lHblX KOTHPOBOK cl>bll'lepCHblX KOHTpaKTOB: 

CAenKa 11 omycK Tosapa oCYlI\eCTsnUITCJI s 0A"H AeHb IInM no npowecTsMM He3HaQWrenbHoro 

npoMelKyna speMeHM 
.0 CAenKa 3aKnl)QaeTCJI Ha onpeAeneHHwii CPOK (omYCK TOsapa npoMcxoAMT 3HaQMTenbHO 

1I03lKe 3UKIII)QeHIIJI CAenKII) 
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He n03BonHeT CHH3HTb PHCK npH pa3pa60TKe npOH3BOACTBeHHhlX 

nporpaMM 

npH nnaHOBhlX pac~eTaX nHKBHAHOCTH npeAOCTaBnHeT 60bwe rapaHTHil 

~eM Ha OCHOBe no-change-nporH03a 

EnaroAapH 3aKmo~eHHIO CPO~HblX (Hedgegeschäft) CAenOK MOlK HO YlKe K Ha~any 

nOCTaHOBKH Ha OTKOPM AOCTaTO~HO TO~HO paCC~HTaTb OTHOCI1TenbHYJO AOXOAHOCTb ". 

Ho B TO lKe BpeMH, 3aKnlO~eHHe TaKHX CAenOK Ha Bce noronOBbe nOBhlwaeT PHCK 

nHKBHAHOCTI1.3a 06cneAOBaHHblil npOMelKYTOK BpeMeHH perynHpHoe 3aKnlO~eHHe 

CPO~HbIX CAenOK, C ~enblO CHHlKeHHH pHCKa npH AonrocpO~HOM nnaHHpOBaHHH, 

Aano 6b1 : 

nony~eHHe 60nbweil npH6b1nH (YCToil~HBOCTb TaKOro 

pe3ynbTaTa AnH AanbHeilwero nnaHHpOBaHHH CTOHT, OAHaKO, 

nOA BonpOCOM) 

nOBblweHHe pHCKa no nHKBHAHOCTH 

nO pe3ynbTaTaM 3MnHp"~eCKOro aHam13a MOlKHO CAenaTb cneAYIO~Hil BbiBOA, -

4>blO~epcHaH ToprOBnH OTKopMneHHbIMH CBHHbHMH MOlKeT oc06eHHO nOMO~b 

CHHlKeHHJO pHCKa no OTHOCHTenbHoil AOXOAHOCTH. B TO lKe BpeMH, 3TO npHBOAHT K 

3Ha~HTenbHOMY nOBbiweHHJO pHCKa no nHKBHAHOCTH. npH~eM, no npH~HHe 

cne~H4>H~HOCTH pblHKa OTKopMneHHbIX CBHHeil, 3TH BbiBOAhl Henb3H pacnpOCTpaHHTb 

Ha pblHKH APyrHx npOAYKTOB. 
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EMPIRISCHE METHODEN ZUR ANALYSE DER MARKTINTEGRATION AM 
BEISPIEL DES EU-SCHWEINEFLEISCHMARKTES 

von 

Stephan von CRAMON-TAUBADEL, Jens-Peter LOY und Eckart MUSFELDT* 

Einleitung 

Die EU-Agrarpolitik war bislang durch einerhebliches Maß an regulativen Markteiugiiffen 
geprägt. Im Zuge der Refonnen von 1992 wurden diese Maßnahmen iu bedeutendem Um
fang abgebaut und durch produktionsneutralere Beihilfen ersetzt, so daß der marktwirt
schaftliehe Koordinationsmechanismus bei iuternen und externen Transaktionen wieder stär
ker zur Geltung kommen wird. Infolgedessen ist sowohl fiir Landwirte als auch fiir politische 
Entscheidungsträger das Verhalten unregulierter Märkte von besonderem Interesse. 

Die Analyse des Verhaltens von Märkten und dessen Beurteilung ist spätestens seit dem 
grundlegenden Beitrag von FAMA ( 1970) zu eiuem bedeutenden Forschungsbereich auch iu 
der Agrarökonomie herangewachsen. Das Ziel hierbei besteht iu der Darstellung, Erklärung 
und Bewertung von räumlichen, temporalen und vertikalen Preisbildungsprozessen. Zur Be
wältigung dieser Aufgabenstellung wurden seither eiue Reihe von theoretischen Modellen 
entwickelt und angewandt. Im Mittelpunkt stand hierbei die Diskussion über die Beziehung 
zwischen Marktiutegration und -effizienz, also zwischen dem Verhalten und der Leistungs
fähigkeit von Märkten. Darüber hinaus wurde der methodischen Problematik bei der Mes
sung von Marktiutegration seit jeher besondere Beachtung gewidmet. In beiden Forschungs
bereichen konnten iu jüngster Zeit entscheidende Fortschritte erzielt werden. BENSON & 
FAMINOW (1985) setzten erstmals die Erkenntnisse der räumlichen Preistheorie iu diesem 
Bereich um und ließen damit die Approximation durch regionale Punktmärkte fallen. 
ENGLE & GRANGER (1987) entwickelten die Theorie und Schätzung iutegrierter Prozes
se weiter und gaben damit entscheidende Anstöße fiir das methodische Vorgehen bei der 
empirischen Bestimmung der Marktiutegration 1. 

In diesem Beitrag wird eiue Synthese der bisherigen theoretischen und empirischen Arbeiten 
zum Thema Marktiutegration vorgenommen. Eiu wesentliches Ziel bildet hierbei die Klärung 
der Interaktion zwischen Theorie und Empirie sowie die sich hieraus ergebenden Konse
quenzen iu bezug auf die Beurteilung und die Bestimmung der Marktiutegration. Das weite
re Vorgehen gestaltet sich wie folgt. Im zweiten Abschnitt wird zunächst der Begriff der 
Marktiutegration generell definiert, und es werden verschiedene Typen der Marktiutegration 
charakterisiert. Weiterhin wird die Beziehung zwischen Marktiutegration und -effizienz erör
tert. Anschließend wird im dritten Abschnitt die Bedeutung kausaler Beziehungen und der 
Einfluß der Datenfrequenz im Rahmen von Preisanalysen diskutiert. Im vierten Abschnitt 
werden die iu diesem Forschungsfeld angewandten empirischen Methoden kurz dargestellt, 
wobei iusbesondere auf Probleme der iuhaltlichen Interpretierbarkeit eiugegangen wird. Im 
fiinften Abschnitt werden die diskutierten Methoden anhand von Preisdaten ror den EU-

• Dr. S. von Cramon-Taubadel und Dipl.-Ing. agr. J.-P. Loy, Institut für Agrarökonomie der Christian
A1brechts-Universität Kiel, Olshausenstraße 40, 24118 Kiel. Dipl.-Ing. agr. E. Musfeldt: Warentermin
börse e. v., An der Burg 3, 38378 Burg Warberg. 
Loy und von Cramon-Taubadel bedanken sich bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) für die 
Förderung ihrer Forschungstätigkeiten. 

I Vgl. z.B. GOODWIN & SCHROEDER{l991) sowie ALEXANDER& WYETH (1994). 
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Schweinefleischmarkt illustriert. Zum Abschluß werden die wesentlichen Erkenntnisse zu
sammengefaßt. 

2 Marktintegration und -effIZienz 

Eine häufig zitierte Definition des allgemeinen Begriffs der Marktintegration ist die von 
MONKE und PETZEL (1984, S. 482), die integrierte Märkte als "markets in which prices 
of differentiated products do not behave independently" definieren. Das Vo~liegen von 
Marktintegration fiir zwei räumlich getrennte Märkte kann demzufolge zunächSt mit der 
Existenz einer statistisch signifikanten Preisbeziehung gleichgesetzt werden. Die 'eigentliche' 
Ursache fiir solche statistischen Beziehungen der Marktpreise aufunregu1ierten Märkten ist 
das tatsächliche oder potentielle Wirken von Arbitrage. Auf funktionsflihigen Märkten sind 
regionale Preisdifferenzen auf die Höhe der Grenzkosten räumlicher Transaktionen begrenzt. 
Demzufolge können regionale Preisschocks, die durch Änderungen der Marktparameter wie 
z.B. Angebot und Nachfrage hervorgerufen werden, zu räumlichen Transaktionen fUhren, 
die eine statistische Beziehung der Preise induzieren. 

Neben dieser 'eigentlichen' Ursache fiir das Auftreten von Marktintegration gibt es eine 
Vielzahl von anderen Gründen (vgl. Tab. I). So wies unter anderen HARRISS (1979) darauf 
hin, daß z.B. hohe Inflationsraten, saisonale Angebots- und Nachfrageschwankungen oder 
der Einfluß administrativ determinierter Preise auch zu statistisch signifikanten Beziehungen 
zwischen den Preisreihen räumlich getrennter Märkte fUhren können. Diese 'klassische' Kri
tik an dem Konzept der Marktintegration wurde von BENSON & FAMINOW (1985) er
gänzt. Sie gehen davon aus, daß die Approximation durch Punktmärkte oft nicht adäquat ist. 
Folglich sind signifikante Raumüberwindungskosten zwischen allen MarktteiInehmern zu 
unterstellen. Diese Prämisse fUhrt dazu, daß man nicht mehr polypolistische Teilmärkte, 
sondern ein räumliches Oligopol oder Oligopson unterstellt, in dem Marktmacht ausgeübt 
wird2. Marktintegration kann in einer solchen Situation neben den oben genannten zumindest 
auf zwei weitere Ursachen ZUfÜckzufiihren sein. FAMINOW & BENSON (1990) unter
scheiden in diesem Zusammenhang zwischen 'fob-', 'discriminatory-' und 'basing-point pri
cing'. Für die ersten beiden Strategien unterstellen sie Wettbewerb zwischen den Anbietern. 
Das heißt, Reaktionen von Konkurrenten werden nicht als exogen angesehen, sondern jede 
Änderung der Marktbedingungen fUhrt potentiell zu einer Anpassung an ein neues Preis
gIeichgewicht. Im Gegensatz dazu beschreibt das 'basing-point pricing' eine Situation, in der 
die MarktteiInehmer entweder ihre Preise absprechen oder ein Marktteilnehmer als Preisfiih
rer anerkannt wird. Hierbei entsprechen alle räumlichen Preisdifferenzen den Grenzkosten 
einer Transaktion zu einem bestimmten Ort, dem sogenannten 'basing-point'. 

Tabelle 1: Art und Ursache von Marktintegration 

Art der Integration Ursache der Integration 

Regionale Punktmärkte Räumliches Oligopol 

(I) Gemeinsame Faktoren Gemeinsame Faktoren Inflation / Saisonfilruf 

(2) Institutional Institutional Administrative Maßnahmen 

(3) Polypol-Wettbewerb Arbitrall;e 

(4) Olill;Opol-Wettbewerb Preiswettbewerb & Arbitrage 

(5) Kollusion Preisfiihrerschaft / Absprache 

, Im weiteren wird nur die Marktfonn des räumlichen Oligopols behandelt. 
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Sämtliche in Tabelle 1 dargestellten Konstellationen - und natürlich auch die vielen vorstell
baren Mischformen - können zu statistischen Beziehungen der Preise und damit zu Marktin
tegration fuhren. Die Auseinandersetzung mit diesen möglichen Ursachen der Marktintegra
tion ist von großer Bedeutung, denn sie bildet den ersten Schritt zur Klärung der Beziehung 
zum Begriff der Effizienz. Um diese Relation näher zu beleuchten, werden zunächst einige 
Definitionen der Effizienz dargestellt und kommentiert: 

"Efficient prices are ones that induce an efficient resource allocation, that is, maximize 
(individuals' utility) output given the current resource stock." (BUCCOLA (1989) S. 
111). 

"Total marketing systems or an industry subsystem may be said to be efficient if: (a) all 
firms are economically efficient, (b) the industry is organized to utilize capacity and ta
ke full advantage of scale and locational economies, and (c) the industry operates un
der exchange mechanisms that generate prices which conform to a competitive stan
dard such as the perfect market." (FRENCH (1977) S. 95). 

Aus diesen Definitionen läßt sich ableiten, daß Märkte genau dann effizient im gesamtwirt
schaftlichen oder Pareto Sinne sind, wenn alle Marktunvollkommenheiten ökonomisch effi
zient überwunden werden. Hieraus folgt, daß eine Integration, die durchpolypolistischen 
Wettbewerb bedingt ist, eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung fiir Pareto
Effizienz ist. Vorstellbar ist z.B., daß zwei Märkte zwar durch Arbitrage effizient integriert 
sind, die anf diesen Märkten gehandelten Produkte aber aufgrund von Inputsubventionen 
ineffizient produziert werden. Aus diesem Grund wird der eingeschränkte Begriff 
'Markteffizienz' vorgeschlagen; unter diesem Begriffwird nur die effiziente Umsetzung von 
Informationen zwischen Märkten verstanden (vgl. STIGLITZ (1981) S. 237). Die folgenden 
De.finitionen, die sich auf die Betrachtung von Finanzmärkten beziehen, beinhalten genau 
diese Einschränkung, auch wenn sie ansonsten einige Unterschiede aufWeisen, die die zeitli
che Entwickhmg der Definition in diesem Bereich widerspiegeln. 

"A market in which prices always 'fully retlect' available information is called 
'efficient''' (FAMA (1970) S. 383). 

"A market is efficient in respect to information set St if it is impossible to make eco
nomic profits by trading on the basis of information set St." (JEN SEN (1978) S. 96). 

"an efficient market (i)s one in which information is retlected in the form of prices with 
a minimum oflags and distortions." (BRORSEN und GRANT (1985) S. 623). 

"A weaker and economically more sensible version ofthe market efficiency hypothesis 
says that prices retlect information to the point where the marginal benefits of acting 
on information ... do not exceed the marginal costs." (FAMA (1991) S. 1575). 

Nach diesen Definitionen ist Markteffizienz gegeben, wenn keine anhaltenden systematischen 
Arbitragemöglichkeiten existieren. Die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Arten 
von Integration (vgl. Tab. I) sowie Markt- und Pareto-Effizienz werden in Schaubild 1 dar
gestellt. In diesem Schaubild wird deutlich, daß von Markteffizienz aus zwei Gründen nicht 
auf Pareto-Effizienz geschlossen werden kann. Zum einen ist Markteffizienz nicht unbedingt 
eine Folge von polypolistischem Wettbewerb, denn Markteffizienz kann u.a. auch rur ein 
System des 'basing-point pricing' vorliegen. Zum zweiten müssen selbst bei polypolistischem 
Wettbewerb zusätzlich die Bedingungen fiir Produktions- und Tauscheffizienz erfiillt sein, 
damit Pareto-Effizienz gegeben ist. Wie das Gegenbeispiel oben bereits deutlich machte, ist 
dies aber nicht unbedingt gewährleistet. 
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Diese Diskussion hat wichtige Folgen fiir die angewandte agrarökonomische Forschung. Die 
Existenz einer statistisch signifikanten Integration erlaubt keinen Rückschlllß auf die Effizi
enz der betrachteten Märkte, weil die Effizienz eine Funktion des Integrationstypus ist. Des
halb ist es wichtig, empirische Tests zur Bestimmung des Integrationstypus zu entwickeln 
und anzuwenden. Sollte aber aufgrund von Tests mit Sicherheit geschlossen werden, daß 
zwei Märkte nicht durch polypolistischen Wettbewerb integriert sind, dann kann auch ge
schlossen werden, daß diese Märkte nicht Pareto-effizient sind. Gleichzeitig müssen wir 
akzeptieren, daß Markteffizienz nur einen Teil der Pareto-Effizienz darstellt; selbst wenn wir 
aufgrund von Tests aufpolypolistischen Wettbewerb schließen können, folgt nicht, daß Pa
reto-Effizienz gegeben ist. Welche empirischen Methoden zur Bestinnnung der Marktinte
gration zur Verfiigung stehen sowie ihre Eignung, zwischen verschiedenen Formen der Inte
gration zu differenzieren, ist Gegenstand des folgenden Abschnitts. 

3 Marktintegration, Kausalität und empirische Methoden 

In der obigen Diskussion über Markteffizienz wurde - wie in der Literatur üblich - ein 
Aspekt, der wichtige Folgen fiir die Entwicklung von stichhaltigen Tests hat, nicht explizit 
berücksichtigt. Die dokumentierten Definitionen beschreiben überwiegend Markteffizienz als 
Endzustand. Abgesehen von der Definition von BRORSEN & GRANT wird daher nicht 
explizit zum Ausdruck gebracht, daß sich hinter der Markteffizienz ein Prozeß verbirgt. 
Stellen wir uns zwei Märkte vor, die sich aufgrund von polypolistischem Wettbewerb im 
Gleichgewicht befinden. Werden dann neue Informationen bekannt, findet Arbitrage statt, 
bis 1) die Preise auf beiden Märkten diese neue Information reflektieren, 2) keine weitere 
Arbitrage mehr möglich ist, und 3) ein neues Gleichgewicht erreicht wird. Bis dieses neue 
Gleichgewicht erreicht ist, herrscht eine Phase der Marktineffizienz. In der Praxis wird aber 
neue Information eintreffen bevor die alte völlig verarbeitet ist; daher wird eigentlich ein 
effizienter Gleichgewichtszustand nie beobachtet. Folglich ist Arbitrage - im Widerspruch 
zur Definition von Markteffizienz - nicht nur möglich, sondem muß auch stattfinden, damit 
ein effizienter Endzustand wieder eintreten kann. 

Schaubild 1: Integration und EtTlZienz 

o Morktineffiz.ienz Markleffizienz • Poreto- Effizienz 

122 



Dieser Prozeß der Infonnationsverarbeitung ist der Schlüssel zur Trennung verschiedener 
Integrationsarten. Um dies zu verdeutlichen, soll zunächst auf die Bedeutung kausaler Be
ziehungen sowie auf den Einfluß der Datenfrequenz3 eingegangen werden. Unter kausalen 
BeziehUngen wird die statistische Definition von GRANGER (1969), die zum Teil auf 
Überlegungen von WIENER (1956) basiert, verstanden. Danach steht Y genau dann in 
einer kausalen Beziehung zu X, wenn gilt: (T2(XlU) < (T2 (XI U - V). Dabei stellt u die 

Menge aller relevanten Infonnationen dar, der einfache Querstrich '-' impliziert, daß es sich 
um vergangene Werte der gekennzeichneten Variablen handelt. Gleichzeitige oder kontem-

poräre Kausalität von Y auf X liegt genau dann vor, wenn gilt: (T2(XlU'y)<(T2(XlU). 
Dabei impliziert der geschwungene Querstrich '-', daß es sich um vergangene und gegen
wärtige Werte der gekennzeichneten Variablen handelt. Die Eigenschaft der Kausalität kann 
u.a. uni- und bidirektional sowie symmetrisch und asymmetrisch sein. 

Für integrierte Märkte kann die Existenz von kausalen Beziehungen unterstellt werden, da 
jede statistisch signifikante Beziehung eine kausale impliziert. Die Ausgestaltung und Höhe 
der Koeffizienten einer kausalen Beziehung kÖnnen Aufschluß über die Art der Marktinte
gration geben. Man stelle sich z.B. zwei Paare (AI.2 und B1.2) räumlich getrennter Punkt
märkte vor. Für die Märkte AI.2 gelten alle Annahmen des polypolitischen Wettbewerbs4• 

Für BI.2 wird jeweils ein Monopolmarkt unterstellt, wobei die Marktpreise der Monopolisten 
im Sinne des 'basing-point pricing' abgesprochen sein sollen. Analysiert man nun die Preis
beziehungen der einzelnen Marktpaare, so würde man fiir beide eine statistisch signifikante 
Beziehung erwarten. Darüber hinaus würde auch die Art der Kausalbeziehungen identisch, 
und zwar kontemporär, sein, würde man eine hinreichend niedrige Datenfrequenz, z.B. mo
natlich oder vierteljährlich, bei der empirischen Bestimmung wählen. Es ist aber zu vermu
ten, daß bei einer Erhöhung der Frequenz auf wöchentliche oder tägliche Beobachtungen die 
Identifikation von kausalen Lagbeziehungen fiir AJ·2 möglich sein würde, da physische 
Transaktionen Zeit beanspruchen. Das heißt, es gibt wahrscheinlich eine kritische Datenfre
quenz, oberhalb derer auf den Konkurrenzmärkten kausale Lagbeziehungen beobachtet wer
den können. Die Märkte BI.2 hingegen werden bei vollkommener Preisabsprache nur kon
temporäre Kausalbeziehungen zeigen5. Die Untersuchung der Kausalbeziehungen in Abhän
gigkeit der Datenfrequenz stellt somit einen wichtigen Baustein fiir die Bestimmung des In
tegrationstypus dar. 

4 Überblick zu den methodischen Ansätzen 

Bei den ersten Ansätzen zur Bestimmung der Markteffizienz wurden Korrelationskoeffizien
ten zur Quantifizierung der Marktintegration eingesetzt (u.a. LELE (1967); JONES (1974». 
Auch wenn noch keine umfassende Kritik des Konzeptes vorlag, so besaßen die Forscher 
doch ein ungutes Gefiihl bei der Interpretation der ermittehen Koeffizienten. ''When we first 
undertook to calcu1ate the intermarket price correlations it was not entirely clear what we 
would do with them when we got them" (JONES (1974) S. 20) Eine umfassende Darstel
lung der theoretischen und methodischen Problemfelder liefert HARRISS (1979). Korrelati
onskoeffizienten sind einfach zu ermitteln und können als erster Indikator bei der Beschrei
bung der Datenreihen dienen, sie weisen aber als Maß fiir die Beurteilung der Marktintegra
tion erhebliche Mängel auf Zu den wesentlichen Schwächen zählen die Vernachlässigung 

3 Außerdem soll gelten, daß permanent Transaktionen in einer Handelsrichtung stattfinden. 
4 Außerdem soll gelten, daß permanent Transaktionen in einer Handelsrichtung stattfinden. 
, Der Begriff der kontemporären Kausalität stellt im eigentlichen Sinne einen Widerspruch in sich dar. da 

Kausalität stets ein zeitliches Vorauslaufen einer Variable impliziert. 
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dynamischer Beziehungen zwischen den Märkten und die sich hieraus ergebende Tatsache, 
daß sie keine Aussage zum Typus der Integration ermöglichen6. 

Um die zentralen Kritikpunkte bei der Verwendung statischer Korrelationsmaße zu entkräf
ten, wurden ab Mitte der siebziger Jahre basierend auf den Kausalitätsdefinitionen von 
GRANGER (1969) verschiedene methodische Verfahren entwickeh, die im allgemeinen un
ter dem Begriff 'Kausalitätstests' zusammengefaßt werden. Zu den wichtigsten Verfahren 
gehören die Methoden von GRANGER und SARGENT (1976) (G&S), SIMS (1972) (S) 
und PIERCE und HAUGH (1977) (P&H)'. In diesen Ansätzen werden explizit mögliche 
dynamische Beziehungen zwischen den Zeitreihen analysiert. Demzufolge ist die Kritik ge
genüber diesen Verfahren eher methodischer als inhaltlicher Natur. CONWAY et aI. (1984, 
S. 184) argumentieren z.B. fiir den Fall, daß eine Zeitreihe X als Ergebnis der Tests sich 
nicht kausal zu einer anderen Reihe Y verhäh: " ... X has no linear predictive value for Y; but 
X and Y may be nonlinearly related unless they are statistically independent ... ". Darüber 
hinaus deutet eine Untersuchung von ROBERTS und NORD (1985) unter Verwendung der 
BOX-COX-Transformation auf eine erhebliche Sensitivität in den Resuhaten der beiden 
Verfahren gegenüber verschiedenen Funktionsformen in den Testregressionen hin8. Das 
methodische Vorgehen bei der Methode von P&H, insbesondere eine Variante zur Bestim
mung kontemporärer Kausalbeziehungen, wurde von LAYTON (1984) und PRlCE (1979) 
kritisiert. CONWAY et al. (1984) bemerken darüber hinaus, daß die von P&H vorgeschla
gene ARMA-Filtrierung der Zeitreihen nicht kausalitätserhaltend sein muß. 

Generell vernachlässigen die Kausalitätstests die ökonomisch interessanten Langfristbezie
hungen, so daß aus heutiger Sicht solche Modelle fehlspezifiziert sind, wenn es eine solche 
Beziehung gibt (HANSEN (1993) S. 142). Nichtsdestoweniger werden diese Methoden 
auch heute noch in empirischen Untersuchungen zum Marktverhalten eingesetzt (BELLEGO 
(1992); URl et aI. (1993); URl und LIN (1992». Zu den seit längerem bekannten Schwä
chen der Kausalitätstests ist hinzuzufiigen, daß alle Verfahren die Aonahme der Stationarität 
fiir die zu untersuchenden Zeitreihen benötigen. Deshalb wurden nicht-stationäre Zeitreihen 
in der Regel einer Stationarität erzeugenden Transformation unterzogen. Solche Transfor
mationen, wie sie grundsätzlich bei der Prozedur von P&H vorgenommen werden, sind aber 
insbesondere bei ungeeigneter Transformation mit einem Verlust von Information verbun
den. Werden die Verfahren von G&S und von S auf nicht-stationäre Zeitreihen angewendet, 
so können die Ergebnisse in erheblichem Maße auf Scheinkorrelationen beruhen 
(GRANGER & NEWBOLD (1974». Die bisher vorliegenden Anwendungen.im Bereich der 
Marktintegration zeigen, daß die Aonahme der Stationarität in vielen Fällen nicht gerecht
fertigt erscheint (u.a. GOODWIN und SCHROEDER (1991); WYETH (1992); 
ALEXANDER und WYETH (1994); WILLIAMS und BEWLEY (1993». Demzufolge ist 
der Einsatz von Kausalitätstests heute sehr fragwürdig. 

Neuere Erkenntnisse in der Ökonometrie und Zeitreihenanalyse, die unter den Begriff der 
Cointegrationstheorie zusammengefaßt werden, haben das Verständnis und die Behandlung 

• Die gleiche Kritik gilt für die Anwendung statischer, bivariater Regressionsmodelle, auf die an dieser 
Stelle nicht näher eingeg;mgen werden soll. 
Die Verfahren von G&S und S wurden von GEWEKE et al. (1983) anhand von Wald-, Likelihood-Ratio
und Lagrangemultiplikator-Tests im Ralunen einer Monte-Carlo-Untersuchung verglichen. Die Autoren 
kamen zu dem Schluß, daß: " ... one ought to use the Wald variant of either the Granger or Sims ... tests." 
(GEWEKE et al. (1983) S. 185). 

, HOLMES & HUTTON (1988) schlagen aus diesen Gründen die Anwendung eines nicht-parametrischen 
Tests vor, der im Prinzip dem methodischen Ansatz von G&S entspricht aber bei den Rangreihen anstel
le der Realdaten benutzt werden. Eine Anwendung für landwirtschaftliche Märkte findet sich bei 
GORDON et al. (1993). 
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nicht-stationärer Prozesse9 erheblich verbessert. Dabei hat die Anwendung des Fehlerkorrek
turrnodells (FKM), das sich insbesondere im Bereich der Messung von Marktintegration 
durch intnitiv leicht interpretierbare Resultate auszeichnet, erheblich an Bedeutung gewon
nen. Nachfolgend werden die wesentlichen Grundgedanken der Cointegrationstheorie im 
Hinblick auf die Analyse der Integration von räumlich getrennten Märkten dargestellt. 

Man stelle sich zwei räumlich getrennte Märkte i und j vor. Für beide Märkte seien GUR

Preisreihen (p/ und P") für ein homogenes Produkt verfiigbar. Zwei solche Zeitreihen sind 

genau dann cointegriert, wenn es eine Linearkombination dieser Preisreihen mit Koeffizien
ten a o und a, gibt, deren Residuen u, stationär sind (BANERJEE et al. (1993) S. 145). 

(I) 

lst diese Bedingung erfiillt, so existiert für diese Beziehung eine FKM-Darstellung - die so
genannte Stationarität erzeugende Transformation - folgender Form (BANERJEE et al. 
(1993) S. 48-49): 

p q 

M,' =ßo +ß,M,J +ß2(P,~, -ao -a,p':,)+ LrAM,~A + LtP,M,:, +&, (2) 
4:1 1=1 

Im FKM ist die Preisänderung in i eine Funktion der kontemporären Preisänderung in j, 

der Abweichungen vom langfiistigen Gleichgewicht zwischen i und j der Vorperiode so

wie der verzögerten Änderungen in i und j. Das einfachste Verfahren zur· Schätzung des 

FKM ist das 'Two-Step'-Verfahren von ENGLE & GRANGER (1987), bei dem zunächst 
die Cointegrationsregression (I) mit der KQ-Methode geschätzt wird. Bilden die resultie
renden Abweichungen einen stationären Prozeß, so wird die Nullhypothese der Integration 
abgelehnt, und für die Preisreihen i und j wird die Existenz einer Langfiistbeziehung ange

nommen. Im zweiten Schritt wird das FKM (2) mit der KQ-Methode geschätzt, wobei die 
Residuen aus (I) als Abweichungen von der Langfiistbeziehung eingesetzt werden. Diese 
Methode ist konsistent, es gibt aber andere Methoden - z.B. das simultane Maximum
Likelihood-Verfahren nach JOHANSEN (1988) und JOHANSEN und mSELIUS (1990)
die effizienter sind. Das FKM in seiner bivariaten Form ist als eine Reparametrisierung eines 
allgemeinen Lagmodells aufZufassen, das bereits bei den Kausalitätstests von G&S und S 
Verwendung findet. Somit verbindet das FKM die theoretische Struktur der Kausalitätstests 
mit den statistischen Anforderungen bei der Schätzung nicht-stationärer Prozesse. 

Zum Abschluß dieses Abschnitts werden die wesentlichen Implikationen der bisherigen me
thodischen Überlegungen für die Analyse der Marktintegration und -effizienz an zwei wider
sprüchlichen Hypothesen aus der neueren Literatur verdeutlicht. Die erste Hypothese liefern 
WAHAB und LASHGARI (1993, S. 712): "Significant causal relationships would ... be in
compatible with market efficiency because they would imply that forecast accuracy of the 
spot (futures) market's subsequent performance can be improved upon by using past infor
mation from the futures (spot) market". Da die Existenz der Cointegration Kausalität impli
ziert, folgern WAHAB und LASHGARI (1993, S. 713) weiter" ... that two prices from a 
pair of efficient markets cannot be cointegrated". Die zweite Hypothese, die besagt, daß 

9 Zunächst beschränkte sich die Betrachtung auf integrierte Prozesse, die zumindest eine Einheitswurzel 
besitzen. Die eindeutige Identifikation von Einheitswurzeln anband der bisherigen Tests ist aber für 
'normale' Stichprobenumfiinge relativ unsicher (RUDEBUSH (1992); DEJONG et al. (1992) v. 
CRAMON-TAUBADEL (1994». Angesichts dessen folgert GRANGER (1993, S. 309-310): ''There are 
also many series that are nearly unit root processes in various ways of measuring this concept. These 
processes have similar properties, are smooth compared to the usuaJ stationary series and will be lumped 
together under the titel 'Generic Unit Roof or GUR-processes". 
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Cointegration als notwendige Bedingung fiir Markteffizienz anzusehen ist, stammt aus Bei
trägen zum Themenkomplex 'Law of One Price' (u.a. ARDENI (1989); GOODWIN 
(1992». 

Der Widerspruch, der sich bei Gültigkeit beider Hypothesen ergeben würde, läßt sich zu
nächst partiell reduzieren, wenn man die Implikationen statistischer Signifikanz näher unter
sucht. Statistisch signifikante KausaIbeziehungen deuten zwar auf potentielle Verbesserun
gen von Prognosen hin, implizieren aber nicht ökonomische Relevanz. In diesem Sinne ar
gumentieren RAUSSER, PERLOFF und ZUSMAN (1987, S. 10): " ... inefficiency implies 
that a model does exist whose forcasts are more accurate than the futures marktes forcasts 
... including the condition that the costs of constructing and utilizing the model does not 
exceed the incremental benefits appropriately adjusted by risk ... ". Und auch W AHAB & 
lASHGARI (1993, S. 738 ) ~eilen abschließend über ihre Ergebnisse" ... lagged interacti
ons, although statistically significant, are rather welk in magnitude so that their predictive 
content may not be economically significant". 

Die eigentliche Lösung des Widerspruchs beruht aber darauf: daß Markteffizienz als Prozeß 
und nicht als Zustand angesehen werden muß. Nach WAHAB und lASHGARI gilt, daß es 
zwischen Preisen auf effizienten Märkten keine kausalen Beziehungen - und damit keine 
Cointegration - geben darf Das hieße, räumlich getrennte Märkte wie in unserem Beispiel 
Al.2 dürften keine langfristige Gleichgewichtsbeziehung aufWeisen. Diese Hypothese basiert 
aber auf einer statischen Definition von Markteffizienz. Da Märkte ständig mit neuen Infor
mationen konfrontiert werden, erreichen sie in der Praxis nie einen statischen Gleichge
wichtszustand. Es wird vielmehr so sein, daß ein solcher Zustand zwar angestrebt und über 
längere Zeit im Durchschnitt gelien wird, aber wegen des permanenten Aufkommens neuer 
Informationen nicht erreicht wird. Nur wenn der Informationsfluß einmal aufhören würde, 
könnte nach einer gewissen Zeit perfekte Markteffizienz, wie sie in den obigen Zitaten defi
niert ist, beobachtet werden. Solange aber dieser Fluß anhält, werden wir kausale Beziehun
gen zwischen Preisen beobachten, denn diese Beziehungen beinhahen die Informationstrans
fers, die das Streben nach Markteffizienz reflektieren. Das FKM vereinigt auf elegante Weise 
beide Seiten des vermeintlichen Widerspruchs, indem es gleichzeitig die langfristige Gleich
gewichtsbeziehnng (Cointegration) und die kurzfristige Dynainik, die zu diesem Gleichge
wicht fUhrt, berücksichtigt. 

5 IDustrative Anwendung für den EU-Sehweineßeisehmarkt 

Im folgenden Teil werden die oben diskutierten Konzepte und Methoden am Beispiel des 
EU-Schlachtschweinemarktes untersucht. Der EU-Schlachtschweinemirrkt zeichnet sich 
gegenüber den Märkten fiir Getreide und Milch durch eine weniger strikte Marktordnung 
aus. Eine preisstützende Wirkung wird lediglich durch die Gewährung von Exportsubventio
nen und Lagerkostenbeihilfen erzieh, physische Intervention findet hingegen filktisch nicht 
statt. GUPTA und MÜLLER (1982), BELLEGO (1992) und MUSFELDT (1992) haben die 
Integration auf europäischen Schlachtschweinemärkten untersucht. GUPTA und MÜLLER 
haben drei regionale Märkte in Dentschland unter Verwendung der Methoden von PIERCE 
und HAUGH und SIMS untersucht und kommen zu dem Ergebnis, daß diese Märkte 
'räumlich preiseffizient' sind. BELLEGO hat nationale Preise aus EU-Ländern sowie einen 
regional bedeutsamen Preis aus Frankreich - den Auktionspreis in der Bretagne - untersucht 
und fUhrt aus, daß der deutsche als auch der bretonische Markt einen bedeutenden Einfluß . 
auf die Preisbildung der anderen EU·Schlachtschweinemärkte besitzen. MUSFELDT hat 
eine Reihe von Tests fiir regionale Märkte Norddeutschlands sowie fiir Kassa- und Termin
notierungen aus den Niederlanden durchgefUhrt. Im. Ergebnis (S. 86 ff) stellt er fest, daß die 
nordwestdeutschen Regionalmärkte preisfiihrend gegenüber allen anderen Kassamärkten 
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sind. Weiter stellt sich heraus, daß der Terminmarkt eine Preisfiihrerschaft gegenüber Kas
samärkten aufWeist. 

AIs Datengrundlage in der folgenden Untersuchung dienen wöchentliche Schlachtschweine
preise der Klasse U fiir die Jahre 1989 bis 1992 fiir 22 regionale Märkte der EU. Es werden 
hier die Resultate fiir sechs dieser Märkte dargestellt (Weser-Ems (W), Holland (H), Däne
mark (D), Amsterdamer Terminmarkt (T), Bretagne (B) und Mercovolez (M) in Spanien)lO. 
Um die Bedeutung der Datenfrequenz herauszustellen, sind aus den wöchentlichen Preisen 
(n=209) zusätzlich Monats- (n=52) und Quartalspreise (n= 17) generiert worden. 

In Tabelle 2 sind die Korrelationskoeffizienten bei unterschiedlicher zeitlicher Aggregation 
festgehalten. Es zeigt sich erstens, daß die Höhe der Koeffizienten mit abnehmender geogra
phischer Entfernung zunimmt. Zweitens ist zu ersehen, daß die Höhe der Koeffizienten mit 
zunehmender zeitlicher Aggregation ansteigt. Auf jeden Fall können Korrelationskoeffizien
ten noch keinen Aufschluß über unterschiedliche Ursachen regionaler Integration geben. 

Tabelle 2: KorrelationskoeffIZienten zwischen den Preisreihen für regionale 
Schlachtschweinemärkte: 1989-1992 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Daher wurde der Kausalitätstest von G&S angewandt. Zur Schätzung bivariater Vektorau
toregressionen ist zunächst die optimale Zahl einzubeziehender Verzögerimgen zu bestim
men. In Tabelle 3 sind die Ergebnisse unter Anwendung des Final Prediction Error (FPE)-

10 Sämtliche Berechnungen wurden mit der GAUSS Programmiersprache durchgeführt. Um die Analyse so 
objektiv wie möglich zu halten, sind die Regionalpreise nach dem Zufallsprinzip numeriert worden. Die 
Identität der Regionen wurde erst nach Abschluß der Analyse aufgehoben. 
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Kriteriums aufgefiihrtll . Bemerkenswert ist, daß die Berechnungen mit wöchentlichen Daten 
im Gegensatz zu monatlichen oder vierteljährlichen Daten zu einer Reihe heterogener dy
namischer Wechselbeziehungen fUhren. So können die verzögerten Preise fiir D und M kei
nen Erklärungsbeitrag fiir die aktuellen Preise der anderen vier Regionen leisten. Umgekehrt 
können verzögerte Preise fiir B, W, N und T die Preisprognosen sowohl fiir D und Mals 
auch untereinander verbessem. Für M als periphere Region im europäischen Raum ist dieses 
Resultat durchaus nachzuvollziehen. Für D, dem zweitwichtigsten Exporteur von Schweine
fleisch innerhalb der EU'2 , wäre aber eine bedentsamere Rolle im Preisbildungsprozeß zu 
erwarten. Allerdings handelt es sich bei D um einen gepoolten Erzeugerpreis, der von den 
Schlachtereien auf Basis der Erlöse der Vorwochen ausgezahlt wird. Diese Notierung re
flektiert demnach stark die Marktlage vergangener Perioden. Dementsprechend sind die be
obachteten Kausalbeziehungen fiir D auf der Art der Preiserfassung ZUfÜckzufiihren. Die 
Monatsdaten deuten auch auf dynamische Preisbeziehungen hin, sie sagen aber wenig über 
deren Struktur aus. 

Tabelle 3: Optimale Verzögerungen nach dem'FPE-Kriterium 

Quelle: Eigene Berechnungen. W=Weser-Ems, H=Holland, D=Dänemark, B=Bretagne, T=Terminmarkt, 
M=Mecrovelez. 'i' = Die i-te Verzögerung der 'Ursache' hat einen signifikanten Einfluß auf die 'Wirkung'. 
'- ' = Die 'Ursache' hat keinen Einfluß auf die 'Wirkung'. 

Tabelle 4: Ergebnisse der Kausalititstests nach Granger & Sargent 

Quelle: Eigene Berechnungen (vgl. Tab. 3). Alle Tests wurden mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 1 % 
durchgeführt. '-' = Die Nullhypothese 'keine Kausalität: wird nicht abgelehnt. 'i' = Die i-te Verzögerung 
der 'Ursache' hat einen signifikanten Einfluß auf die 'Wirkung'. '.' = Die Nullhypothese 'keine Kausalität' 
wird abgelehnt, obwohl keine signifikante Verzögerung ermittelt wurde. 

In Tabelle 4 sind die Ergebnisse des G&S-Verfahrens abgetragen. Unter Anwendung des 
Wald-Tests mit jeweils 5 Verzögerungen wurde die Nullhypothese 'keine Kausalität' ge
prüft. Der Tabelle 4 ist zu entnehmen, fiir welche Paare der Märkte die Nullhypothese abge
lehnt werden kann und welche maximale Verzögerung jeweils signifikant ist. Auch bei An
wendung des G&S-Verfahrens und wöchentlicher Preiserfassung ergtbt sich fiir D und M, 

11 Andere Auswah1kriterien wie z.B. Schwarz oder Kaylen (ELITZAK & BLIZARD, S. 2) führen zu ähnli
chen Ergebnissen. 

12 1992 exportierte Dänemark über 1 Million Tonnen Schweinefleisch (ZMP(1992), S. 183). 
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daß sie den anderen Märkten folgen. Weiter zeigt sich, daß T nnd W die anderen Märkte in 
ihrer Preisbildnng dominieren. 

Mit monatlichen Daten ergibt sich jedoch ein anderes Bild. Hiernach ist D preisfiihrend ge
genüber allen anderen Märkten mit Ausnahme von W. Dies erscheint aber nicht von großer 
Aussagekraft, da keine signifikante Verzögerungen ermittelt wurden. Die Ergebnisse nnter 
Verwendnng von Quartalsdaten weisen wiederum D als preisfolgend aus. Die wenigen si
gnifikanten Verzögerungen bei Verwendnng von Monats- nnd Quartalsdaten sind aber von 
geringer Aussagekraft, denn sie können kaum das Ergebnis von Arbitrageprozessen sein. 
Diese zum Teil widersprüchlichen Resultate nnterstützen die Ansicht von BlANK nnd 
SCHMIESING (1992), daß Ergebnisse von Kausalitätstests in enger Beziehnng zu der zeit
lichen Aggregation der Daten stehen. Das G&S-Verfahren ist auch zur Überprüfung der 
kontemporären Kausalität angewandt worden. Die Ergebnisse, die hier nicht aufgefUhrt sind, 
deuten nur bei wöchentlichen Daten fiir M auf einer Ablehnng der kontemporären Kausalität 
hin. Das Auftreten kontemporärer Kausalität fiir viele Preispaare im nördlichen Europa im
pliziert eine höhere Frequenz des tatsächlichen Arbitrageprozesses. Auf jeden Fall kann aus 
diesen Ergebnissen gefolgert werden, daß Monats- nnd Quartalsdaten die Integration der 
EU-Schlachtschweinemärkte kaum abbilden werden. 

Tabelle 5: Ergebnisse der ADF- und JLRT-Cointegrationtests 

Quelle: Eigene Berechnungen (vgl. Tab. 3). Alle Tests sind mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5% 
durchgeführt worden. 'x' = Die Nullhypothese 'keine Cointegration' wird nicht abgelehnt (ADF) oder die 
Nullhypothese 'Cointegration' wird abgelehnt (JLRT). Die Berücksichtigung der verzögerten ersten Diffe
renz führte bei dem ADF-Tests zu stationären Residuen. Beim JLRT -Test wurde diese Variable ebenfalls 
einbezogen. 

Zum Schluß sollen die Resultate der Tests auf Cointegration nnd der FKM-Schätznngen 
dargestellt nndinterpretiert werden. In Tabelle 5 sind die Ergebnisse zweier Verfahren, des 
Augmented Dickey-FulIer-Tests (ADF) (SAID & DICKEY (1984» nnd der JOHANSEN 
Likelihood-Ratio-Trace-Test (JLRT), aufgefUhrt. Die ADF-Methode testet die Nullhypothe
se, daß die Residuen der Cointegrationsregression eine Einheitswurzel enthahen. Wird diese 
Nullhypothese nicht abgelehnt, sind die Preisreihen eventuell nicht cointegriert. Berücksich
tigt man die Schwäche der Tests aufEinheitswurzel (vgl. Fußnote 9), so ist dieses Ergebnis 
von begrenztem Aussagewert. Der JLRT-Test prüft, ob Cointegrationsvektoren existieren. 
Dafiir wird eine Maximum-Likelihood-Schätzung des reparametrisierten FKMs durchge-
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fuhrt. In dem bivariaten Gerüst wird die Nullhypothese geprüft, ob die Zahl der cointegrie
renden Vektoren kleiner oder gleich eins ist. Sofem diese Hypothese nicht abgelehnt werden 
kann, wird anschließend die NulIhypothese getestet, daß keine cointegrierenden Vektoren 
existieren. Der entscheidende Vorteil dieser Methode gegenüber dem ADF-Verfahren ist der 
direkte Test auf Co integration. 

Beide Tests ergeben, daß die wöchentlichen Preisreihen miteinander cointegriert sind, ob
wohl der ADF-Test die Nullhypothese, daß Cointegration nicht vorliegt, fiir D nicht ableh
nen kann. Dieses Ergebnis fiir D wird auch mit monatlichen Daten bestätigt. Demgegenüber 
wird mit monatlichen Daten unter Anwendung der 10HANSEN-Methode eine Cointegration 
fiir W abgelehnt. Dieses Resultat fiir die zentrale Region W ist schwer nachzuvollziehen; 
diese Instabilität der Ergebnisse ist wahrscheinlich auf die Art der zeitlichen Aggregation 
ZUfÜckzufiihren. Die Ergebnisse mit den QuartaIsdaten sind ebenfalls widersprüchlich und 
sollen aufgrund des geringen Stichprobenumfangs nicht weiter interpretiert werden. Bemer
kenswert ist die Asymmetrie der Ergebnisse des ADF-Tests im Vergleich zu denen der 
JOHANSEN-Methode. Die Regression von A aufB mag eine Cointegratioli anzeigen, wäh
rend dies fiir die Regression von B auf A nicht der Fall ist. 

TabeUe 6: Ergebnisse der FKM-Schätzungen für Weser-Ems und Mercovelez 

Wöchentlich 

MV, = -0,0105 + 0,045MM, - O,1013FKT,_, + O,3181dW,_, R2 = 0,128 

dM, = -0,2452 + 0,0864dW, - 0,0675FKT,_, + 0,309MW,_, +O,2485dW,_2 R2 = 0,195 

Monatlich 

dW, = 0,3725 + O,5030dM, - O,3446FKT,_, + O,208MW,_, R2 = 0,516 

dM, = -0,5878+0,686MW, -0,3312FKT,_, +O,3104dM,_, R 2 = 0,559 

Vierteliährlich 

d W, = 1,3318 + O,6573dM, - O,9564FKT,_, R 2 = 0,794 

dM, = -1,0311 + O,942MW, -l,0390FKT,_, R 2 = 0,778 

Quelle: Eigene Berechnungen. FKT = Fehlerkorrekturterm. Fettgedruckte Koeffizienten sind signifikant mit 
5% Irrtumswahrscheinlichkeit 

Um die Ergebnisse fiir die Schätzung des FKM nach dem zweistufigen Verfahren von 
ENGLE und GRANGER zu zeigen, sind die monatlichen, wöchentlichen und vierteljährli
chen Resultate fiir W und M in Tabelle 6 festgehahen. Dabei wurde mit der Schätzung des 
FKM mit nur einer kontemporären ersten Differenz der erklärenden Variable und dem Feh
lerkorrekturterm begounen. Anschließend wurden sukzessive die verzögerten Differenzen 
der eigenen und danach der erklärenden Variable in die Schätzung einbezogen (vgl. Glei
chung 2). Die mit 5% Irrtumswahrscheinlichkeit signifikanten verzögerten ersten Differenzen 
verblieben in der Gleichung. Bereits die Cointegrationstests in Tabelle 5 deuten auf die Exi
stenz einer langfristigen Beziehung zwischen W und M hin. Die geschätzten FKM mit wö
chentlichen Daten weisen zusätzlich auf eine unidirektionale 'lead-lag' Beziehung hin. Zu
nächst ist aber zu bemerken, daß die Koeffizienten fiir die Fehlerkorrekturterme (FKT,_,) 

negative Vorzeichen haben und signifikant sind. Damit wird der Erwartung· an den Mecha
nismus des FKM entsprochen, wonach Abweichungen von der Langfristbeziehung korrigiert 
werden. 

Die Ergebnisse der FKM-Schätzung mit wöchentlichen Daten zeigen einen signifikanten 
Einfluß der verzögerten ersten Differenzen von W auf die Preisänderungen in M an. Anders
herum ist dies aber nicht der Fall Das höhere Bestimmtheitsmaß zur Erklärung der Preisän-
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derungen in M unterstützt die Hypothese, daß W preisfiihrend gegenüber M ist. Dieses Re
sultat stimmt auch mit den apriori Erwartungen überein, wonach die relative Größe der 
Märkte und die geographische Lage eine Preisfiihrerschaft des Kassamarktes in W wahr
scheinlich werden läßt. Dieses Resultat steht auch in Übereinstimmung mit den Ergebnissen 
bei Anwendung des FPE-Kriteriums und des G&S-Verfahrens. Die kontemporären Preisän
derungen in beiden Gleichungen sind nicht signifikant. Dies kann als Indiz dafiir angesehen 
werden, daß wöchentliche Datenerfassung zur Abbildung der Integrationsbeziehungen zwi
schen diesen Märkten genügt. 

Bei den ECMs mit monatlichen und vierteljährlichen Daten werden die kontemporären Preis
änderungen signifikant und zunehmend größer; die verzögerten ersten Differenzen der erklä
renden Variablen gelangen dagegen nicht mehr in die abschließende Schätzung. Ferner steigt 
das Bestimmtheitsmaß mit abnehmender Datenfrequenz. Bei Verwendung von Quartalsdaten 
verwischt die kurzfiistige Dynamik zwischen den Märkten größtenteils. Eine Preisänderung 
um eine Einheit in W fUhrt zu einer 'sofortigen' Preisänderung von 0,94 in Mundjedes ver
bleibende Ungleichgewicht wird in der nächsten Periode durch einen Fehlerkorrekturterm 
von 1,03 nahezu vollständig aufgehoben. 

6 Zusammenfassung 

In diesem Beitrag wurde die Messung und Interpretation von Marktintegration untersucht. 
Der Begriff der Marktintegration ist als die Existenz einer statistisch signifikanten Preisbe
ziehung zwischen Märkten definiert. Es ergeben sich in diesem Forschungsbereich zwei we
sentliche Fragestellungen. Zum einen ist zu prüfen, zu welchem Zweck man die Marktinte
gration bestimmt und wie man diese interpretiert. Zum anderen ist zu klären, welche Metho
den zur Bestimmung statistischer Preisbeziehungen geeignet sind. In beiden Bereichen wur
den in jüngster Zeit zentrale Forschritte erzielt, die mit den Namen BENSON & FAMINOW 
und ENGLE & GRANGER verbunden sind. 

Untersuchungen zur Marktintegration verfolgen generell das Ziel, die Effizienz von Markt
prozessen zu beurteilen. Markteffizienz ist als Teilbereich der ökonomischen Effizienzbe
trachtungen anzusehen. Die bisherigen Definitionen des Begriffs 'Markteffizienz' haben in 
ihrer Mehrzahl eine statische Gleichgewichtsbeziehung hervorgehoben. Es wurde aber ge
zeigt, daß Markteffizienz nicht statisch, sondern dynamisch zu verstehen ist, da ein funktio
nierender Marktmechanismus durch Reaktionen der Akteure aufUngleichgewichte gekennt
zeichnet ist. Demzufolge sind nicht ausschließlich statische Gleichgewichtsbeziehungen, 
sondern zusätzlich dynamische Anpassungsvorgänge zwischen Märkten zu erwarten. 

Die Existenz solcher Anpassungsvorgänge stellt aber nur eine potentielle Ursache fiir das 
Auftreten von Marktintegration dar. Daneben können u.a. gemeinsame Faktoren, institutio
nelle Einflußnahme und Preisabsprachen Integration verursachen. Es ist also notwendig, die 
Art der Integration fiir die Beurteihmg derselben zu bestimmen. Dabei kommt der Preisdy
namik und der verwendeten Datenfrequenz besondere Bedeutung zu, da die Art der Dyna
mik durch den Integrationstypus determiniert wird und die Möglichkeiten zur Untersuchung 
der Preisdynamik durch die verfiigbare Datenfrequenz beschränkt werden. 

Die 'klassischen' Methoden zur Bestimmnng der Marktintegration weisen eine Vielzahl von 
inhaltlichen und statistischen Schwächen auf Die Weiterentwicklung der Theorie integrierter 
Prozesse durch ENGLE und GRANGER hat zur Lösung vieler dieser Unzulänglichkeiten 
beigetragen. Demnach ist aus heutiger Sicht die Cointegrationsanalyse als die leistungsfä
higste Methodik zu bezeichnen. Zum einen wird man hiermit den statistischen Eigenschaften 
von Preisreihen gerecht. Zum anderen steht mit dem Fehlerkorrekturmodell eine Stmktur 
zur Verfiigung, die die theoretischen Vorstellungen über einen funktionierenden Markt
mechnanismus widerspiegelt und gleichzeitig die Daten 'fiir sich' sprechen läßt. Die Anwen-
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dung dieser Methodik liefert ErgebniSse über die Existenz einer langfristigen Gleichge
wichtsbeziehung zwischen Märkten und auch über die dynamischen Reaktionen, die durch 
Abweichungen vom diesem Gleichgewicht hervorgerufen werden. 

Im letzten Abschnitt des Beitrages wurden verschiedene Verfahren zur Bestimmung der 
Marktintegration am Beispiel des EU-Schlachtschweinemarktes illustriert. Dabei wurde ins
besondere dem Einfluß der Datenfrequenz nachgegangen. Es stellte sich heraus, daß die Er
gebnisse der verschiedenen Methoden in systematischer Weise durch die Änderung der Da
tenfrequenz variierten. Durch die Aggregation zu monatlichen und vierteljährlichen Daten 
geht viel Info~tion über kurzfristige Anpassungsreaktionen verloren, so daß die verschie
denen Verfahren wenige und zum Teil widersprüchliche Hinweise auf die Struktur der Inte
gration liefern. Eine wöchentliche FrequeDz reicht aus, um die Integration zwischen spani
schen und nordeuropäischen Schlachtschweinemärkten zu untersuchen. Für die nordeuropäi
schen Märkte werden aber selbst mit wöchentlichen Daten zumeist nur kontemporäre Bezie
hungen ermittelt. 

Insgesamt weisen die Untersuchungen auf die Bedeutung einer geeigneten Datenfrequenz 
hin. Bei Verwendung ungeeigneter temporaler Datenaggregate besteht die Gefahr von 
Fehlinterpretationen hinsichtlich des 'wirklichen' Marktprozesses. Eine erfolgversprechende 
zukünftige Ausrichtung der Forschung im Bereich der Marktintegration stellt nach unserer 
Einschätzung die Analyse stärker disaggregierter realer sowie simulierter Preisreihen dar. 

Summary 

Tbe empirical analysis of market integration: Ademonstration witb EU pork markets 

As govemment interference in agricultural price determination in the EU diminishes, interest 
in the behaviour of unregulated markets increases. The linkages between markets that are 
separated spatially, temporally and/or vertically have been the subject of much study under 
the heading 'market integration'. In this paper, we define the term market integration and 
discuss its relation to the concept of efficiency. Market integration is a necessary condition 
for market efficiency as defined by FAMA and others, and market efficiency is a necessary 
condition for overall economic or PARETO efficiency. However, since integration need not 
be the reSult of competitive arbitrage, it is not synonymous with market efficiency. Hence, in 
our review ofthe empirical methods that economists have used to quantifY market integrati
on, we emphasise the need for tests that can help us differentiate between its different cau
ses. We illustrate the advantages of employing error correction models to study market inte
gration and stress the importance of time series frequency in designing appropriate tests. 
Finally, we illustrate the implications of different test methods and data frequencies using 
weekly slaughter pig prices from Denmark, France, Germany, Holland and Spain for the 
period 1989 to 1992. 

"3Mnl1pl1QeCKl1e MeTogbi aHamt3a PblHOQHOH HHTerpal.l,HH Ha np"Mepe 
pblHKa CBI1HHHbI EBponeHCKoro COI03a" 

ArpapHaJl nonl1TI1Ka EBponeKCKoro COKJ3a _EC? AO CI1X nop xapUTepl130BanaCh 

3Ha'lI1TenhHhlM perynl1pYKJ~I1M BMeUlaTenhCTBOM B phiHOK. C npOBeAeHl1eM 

pe<j>opMhI 1992 rOAa 3TO BMeUlaTenhCTBO 6h1no B 3Ha'lI1TenhHOK CTeneHI1 3aMeHeHO 

npeAOCTaBneHl1eM <j>I1HaHcoBoK nOMo~l1. He CBJl3aHHOK C np0l13BOACTBOM 

npOAYKI.\I1I1. TIOJrOMY. KaK AnJi <j>epMepoB. TU 11 Anll nOnI1TI1'1eCKI1X I1HCTaHl.\l1K 
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ßp06neMantKa pa3BHTHJI cHTyal.\HH Ha HeperynHpyeMblx PYHKaX ßonY'laeT oc06b1ii 

IIHTepec. 

AHanH3 pa3BHTHJI cHTyal.\HII Ha pblHKax CTaHOBIITCJI OAHHM 113 BalKHblX 

HaßpaBneHHii HccneAOBaHHii arpapHoii 3KOHOMH'IeCKOii HaYKH. UenLJ> TaKoro 

aHanH3a JlBnJleTCJI OßHcaHHe, 06"LJlCHeHlle 11 Ol.\eHKa perllOHanLHblX, BpeMeHHblX 11 

BepTHKanLHLlX ßp0l.\eCCOB l.\eHo06pnOBaHIIJI. C noii l.\enLJ> 6L1n pa3pa60TaH 11 

ßplIMeHJleTCJI I.\enblii PJlA TeOpeTH'IeCKHX MOAeneii. OCHOBHblM BOßPOCOM ßpll 3TOM 

JlBnJleTCJI B3aHMOCBJl3L IIHTerpal.\HH PLiHKOB, pa3BHTHJI cllTyal.\HII Ha HIIX, C HX 

3<!><!>eKTHBHOCTLJ>. 

KpOMe Toro, Ha ßepBblii ßnaH BblXOAIlT ßp06neMaTHKa MeTOAII'IeCKOrO ßOAx'OAa K 

aHanH3Y, HnH paC'IeTY, CTeßeHH IIHTerpal.\HII pblHKOB. 3a ßocneAHee BpeMJI B 3TOii 

06naCTH Ha OCHOBe TeppHTopHanLHoii Teopilil l.\eH 11 Ol.\eHKH HeCTal.\HOHapHLIX 

ßp0l.\eCCOB 6b1n AOCTHrHYT pewaJ>w,Hii ßporpecc. B HaCTOJlw,eii pa60Te ßocneAHHe 

AOCTHlKeHHJI CHHTe3HpYJ>TCJI C pe3ynLTaTaMH OTHOCHTenLHO CTapLiX HccneAOBaHllii. 

UeHTpanLHoe BHHMaHIIJI YAenJleTCJI B3aIlMOAeiicTBIIJ> 3MßllpHKH 11 TeopHlI, a TaKlKe 

pe3ynLTHpYJ>III,.HM H3 3Toro B3aHMOAeiicTBIIJI BblBOAaM B OTHoweHHIl aHanH3a 

HHTerpal.\IIH pblHKOB. B pa60Te ßOKa3b1BaeTCJI, '1TO. K HHTerpal.\lI1I PLiHKOB MOlKeT 

ßpHBCeTH l.\enLlii PJlA ßp0l.\eCCOB. CneAOBaTenLHO, IIHTerpal.\HJI PblHKOB MOlKeT ßoe 

pa3HOMY BnHJlTL Ha HX 3<!><!>eKTHBHOCTL. 

"KnaCCH'IeCKHe" MeTOAbi oßpeAeneHIIJI CTeßeHH HHTerpal.\HII PblHKOB HMeJ>T 

MHOlKeCTBO cna6L1x MeCT B CTaTIICTH'IeCKOM ßnaHe H ßO COAeplKaHHJ>. 

AanLHeiiwee pa3BHTile TeopHH HHTerpal.\lIOHHLlX ßp0l.\eCCOB ßOMorno YCTpaHIlTL 

MHorHe H3 3THX HeAOCTaTKOB. IlpH'IeM caMoii nY'lweii MeTOAHKOii, Ha HaCTOJlw,lIii 

MOMeHT, MOlKHO ßpH3HaTL KOHHTerpal.\lIOHHblii aHanll3. BoeßepBblX, ßpll 

HCßonL30BaHHH 3TOii MeTOAHKH AOCTllraeTCJI KoppeKTOHOCTL B OTHoweHll1l 

CTaTHCTH'IeCKHX CBoiicTB l.\eHOBLIX PJlAOB. A, BOeBTOPLlX, KoppeKTHpYJ>W,aJI oWll6KII 

MOAenL, OTpalKaJ>w,aJl HaKOßneHHLle TeOpeTH'IeCKHe ßpeACTaBneHHJI 0 

<!>YHKI.\HOHHpOBaHIlIl PblHO'lHOrO MexaHH3Ma, B pe3ynLTaTe peWeHIIJI AaHHLle, 

KOTopble "rOBOpJlT caMIl 3a ce6J1", T.e. ßPOH3BOAIITCJI HeKOTOpaJl CaM00l.\eHKa 

pe3ynbTaToB peWeHHJI. J'fcßonb30BaHHe 3TOii MeTOAHKH ß03BOnJleT oßpeAenllTb 

HanH'IHe AonrOCp0'lHOrO paBHOBeCHJI MelKAY pa3nll'lHblMH pLiHKaMH, Hnll 

AHHaMH'IeCKHe ßp0l.\eCCbI, JlBnJlJ>w,HeCJI cneACTBHeM OTKßOHeHHJI OT 3Toro 

paBHOBeCHJI. 

Pa3nH'IHbie MeTOAII'IeCKHe ßOAXOAbi paCCMaTpIIBaJ>TCJI Ha ßpHMepe pblHKa CBHHIIHbi 

EBpOßeiicKoro COJ>3a. Oc060e BHIIMaHHe YAeneHO BnHJlHHJ> 'IaCTOTbi c06paHHblx 

AaHHblx. Bblno BblJlBneHO, '1TO C 113MeHellHeM 'IaCTOTbi IICßonb3yeMoii HH<!>opMaI.\IIH 

CHCTeMaTH'IeCKH MeHJlJ>TCJI 11 pe3ynbTaTLI pa3nH'IHblX MeTOAOB. HaßpHMep, ßpll 

arperHpOBaHHH AaHHblx B MeCJI'IHbie IInH KBapTanLHble TepJleTCJI MHoro 

HH<!>opMaI.\HH 0 KpaTKOCp0'lHblX ßp0l.\eCcax ßPllcßoc06neHHJI PblHKOB, 'ITO ßO 

OTAenbHblM MeTOAHKaM ßPHBOAHT K HeßonHblM IInH AalKe K ßPOTHBOpe'lHBblM 

pe3ynbTaTaM ilo CTpYKType HHTerpaI.\HH. HeAenbHaJI 'IaCTOTa AaHHblx JlBnJleTCJI 

AocTaTo'lHoii AnJi HccneAOBaHIIJI HHTerpal.\HII IICßaHCKoro H ceBepoeBpoßeiicKHx 

pblHKOB. AnJi ceBepoeBpoßeiicKHx PblHKOB xapaKTepHO TO, 'ITO AalKe ßpll 

HCßonb30BaHIIH elKeHeAenbHblx AaHHblx MOlK HO oßpeAenHTb TonbKO 0AHOBpeMeHHble 

B3aHMOCBJl3H. 
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B oöw,eM, HCCnep,OBaHHJI nOKa3b1BaI)T Ba>KHOCT~ BblÖOpa nOAxoAJlw,eii '1aCTOTbi 
AaHHblX. npH HCnOnb30BaHHH AaHHblX HenOAXOAJlw,eii '1aCTOTbi paCTeT OnaCHOCTb 
OWHÖO'lHOii HHTepnpeTaL\HH "AeiicTBHTenbHblX" PblHO'lHblX npOl~eCCOB. nO HaWeMY 
MHeHl1l>, HaHÖOnee oöew,al>w,HM ycnex B HccneAOBaHHJlX HHTerpaL\HH PblHKOB JlBe 
nJleTCJI aHanH3 öonee AH3arperltpOBaHHblX peanbHblX H paC'IeTHblX PJlAOB L\eH. 
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KONSEQUENZEN DER EU-AGRARREFORM FÜR DIE 
LANDWIRTSCHAFT IN ÖSTERREICH 

von 

Markus F. HOFREITIffiR" 

1 Ausgangssituation und ProblemsteHung 

Die österreichische Landwirtschaft war jahrzehntelang von einer weitgehenden Isolierung 
gegenüber ausländischen Einflüssen geprägt. Außenhandel steHte eine derivative Aktivität 
dar, deren Hauptzweck in einem mengenmäßigen Marktausgleich lag1• So wurden 1972 
landwirtschaftliche Erzeugnisse aus dem Freihandelsabkommen mit der EU ausgeklammert, 
dasselbe geschah auch im EWR-Vertrag. Inwieweit der hohe Regulierungsgrad und die 
kleinbetriebliehe, von hohem Nebenerwerbsanteil geprägte Agrarstruktur Ursache oder Fol
ge dieser Grundhaltung bildet, sei dahingestellt. Tatsache ist, daß Österreichs Landwirtschaft 
in hohem Maße binnenorientiert ist, was nicht ohne Folgen fiir die Wettbewerbskraft der 
Urproduktion, aber auch der vor- und nachgelagerten Bereiche blieb. Der nationalen 
Selbsteinschätzung eines durch ein strenges Lebensmittelrecht abgesicherten hochwertigen 
Nahrungsmittelangebots fehlt fast durchgehend die internationale Bestätigung. 

Diese Situation der österreichischen Landwirtschaft war in den letzten Jahren ersten Verän
derungen unterworfen: Die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen in den osteuro
päischen Ländern erzwangen ein Überdenken der traditionellen Handelsmuster, die seit 1986 
laufende GATT-Uruguay-Runde bedrohte den traditionell autarken Charakter der Agrarpo
litik und die tiefgreifende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU implizierte indirekt 
über die bestehenden Handelsverflechtungen gravierende Konsequenzen rur die heimischen 
Agrarmärkte. Durch die Einbindung Österreichs in den EWR wurden diese Effekte weiter 
verstärkt, weil sowohl über die vor- und nachgelagerten Sektoren des "Agribusiness" als 
auch über gesamtwirtschaftliche Größen - Budgetentwicklung, Inflationsrate oder Arbeits
markt - Rückwirkungen auf die landwirtschaftliche Urproduktion unvermeidbar sind. 

Österreich hat sich am 12. Juni 1994 mit überwältigender Mehrheit rur einen Beitritt zur EU 
ausgesprochen, . wodurch der Titel dieses Referates schlagartig eine völlig andere Dimension 
bekam: Die bisher bloß indirekt gegebenen Konsequenzen der EU-Agrarreform wurden nun 
durch massive direkte Auswirkungen in Form einer vollständigen Übernahme der GAP er
gänzt, womit die geltenden agrarpolitischen Regeln eine fundamentale Revision erfahren. 
Dennoch wurde der Nettoeffekt aus einem EU-Beitritt vielfach deshalb überschätzt, weil 
man in der einschlägigen Diskussion implizit davon ausging, daß der Nicht-Beitritt den Sta
tus quo abzusichern imstande gewesen wäre. Durch den vermutlich zeitgleich mit dem Wirk
samwerden der GATT-Regeln in Kraft tretenden EU-Beitritt wird aus der subjektiven Sicht 
des einzelnen Landwirtes der Eindruck zementiert, daß jede auftretende Veränderung die 

* Prof. Dr. M. Hofreither, Institut für Wirtschaft, Politik und Recht Universität für Bodenkultur Wien, 
Gregor-Mendel-Straße 33, A-1180 Wien, Österreich 

1 Die vielen wissenschaftlichen Arbeiten der letzen Jahrzehnte, welche sich mit den ökonomischen Vorzü
gen einer Verringerung der Protektion im Agrarbereich befaßt haben (stellvertretend z.B. BALASSA, 
1988 oder TYERSI ANDERSON, 1992), werden allerdings von agrarpolitischen Entscheidungsträgern 
keineswegs nur in Österreich für die praktische Politik als wenig relevant eingestuft, wie die letzte 
GATT-Runde deutlich vor Augen führte. 
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Folge dieses Beitrittes darstellt, auch wenn sie ursächlich eine Auswirkung der erfolgreich 
abgeschlossenen Uruguay-Runde darstellen mag. 

Rückblickend betrachtet ist es jedoch weitgehend irrelevant, wie der Entstehungszusammen
hang fiir die zu erwartenden Verändefllllgen der Rahmenbedingllllgen fiir die österreichische 
Landwirtschaft gelagert ist2• Entscheidend ist der Effekt dieser fundamentalen Veränder\lllg 
des agrarpolitischen Umfeldes auf die betrieblichen, sektoralen und gesamtwirtschaftlichen 
Zielsetzungen. Dieser Beitrag versucht, diese Fragestellung in knapper Form zu beantworten 
und gliedert sich in folgende Bereiche: Nach einem kurzen Überblick über "Landwirtschaft 
und Agrarpolitik in Österreich" (Abschnitt 2) werden die wichtigsten bisherigen Studien der 
Auswirkungen eines österreichischen EU-Beitritts referiert (Abschnitt 3). Im Abschnitt 4 
werden auf Basis einheitlicher Annahmen die Konsequenzen dieses Schrittes mit zwei unter
schiedlichen Simulationsmodellen analysiert. Eine zusammenfassende Evaluier\lllg der Er
gebnisse beschließt diesen Beitrag (Abschnitt 5). 

2 Landwirtschaft und Agrarpolitik in Österreich 

2.1 Produktion, Beschäftigung und Förderung 

Die in Österreich landwirtschaftlich genutzte Fläche beträgt 3,48 MiIl. ha, was 46,2 % der 
Gesamtfläche der Land- und Forstwirtschaft ausmacht. Davon werden 1,4 Mio. ha fiir den 
Ackerbau verwendet, 0,94 Mio. ha entfallen auf Wiesen. Der Forstwirtschaft kommt mit 
einer Fläche von 3,24 MiIl. ha (43,1 %) im internationalen Vergleich hoher Stellenwert zu. 
Von der landwirtschaftlichen Endproduktion von 63,8 Mrd. ÖS entfallen 31 % auf die 
pflanzliche, 69 % auf die tierische Produktion (siehe Anhang, Tabelle Al). Relativ gesehen 
sind Getreide und Gartenproduktion sowie RinderIKälber, Schweine und Milch die bedeu
tendsten Produktionszweige. Die Selbstversorgllllgsgrenze wird lediglich bei "Mehl und 
Nährmitteln" (155 %) und Rindfleisch (149 %) deutlich überschritten, liegt dagegen bei Obst 
(41 %), Gemüse (69 %) und Fett (71 %) deutlich d8f\lllter. 

Die Anteile der Land- und Forstwirtschaft an BIP (ohne Mehrwertsteuer und Importabga
ben) bzw. Volkseinkommen betragen jeweils 2,3 % und sind seit Jahrzehnten parallel zu 
vergleichbaren EU-Ländern beständig rückläufig. Insgesamt wurden in Österreichs Land
und Forstwirtschaft 1993 187.500 (fiktive) Vollbeschäftigte ausgewiesen, was einem ge
samtwirtschaftlichen Beschäftigllllgsanteil von 5,4 % entspricht. Die Betriebszahl betrug 
zum Zeitpunkt der letzten Agrarstrukturerhebung (3. Juni 1993) 267.000 land- und forst
wirtschaftliche Betriebe und zeigte sich damit als relativ stabil. Dieses Phänomen ergibt sich 
primär aus dem Bestreben, auch nach dem Übergang in einen außeragrarischen Hauptberuf 
den Hofnicht aufZugeben. Die logische Folge ist ein mit 29 % (78.000 Betriebe) sehr niedri
ger und weiter sinkender Anteil an Vollerwerbsbetrieben. 

Die Budgetausgaben fiir den Agrarbereich betrugen 1993 17,8 Mrd. ÖS, wovon 
13,11 Mrd. ÖS als (Bundes-)Förder\lllgen (Direktzahlungen, Marktordnung) ausgewiesen 
wurden. Das gesamte Ausmaß der internen Stützungen belief sich im Jahr 1993 auf 
30,4 Mrd. ÖS (produktbezogenes AMS ohne geringfiigige Stützungen) zuzüglich 
2,OMrd. ÖS in Form von produktübergreifenden Stützungen. Ein Blick in die zuletzt veröf-

2 Dies gilt zumindest dann, wenn man davon ausgeht, daß Landwirte ihr Verhalten rational an den ökc>
nomischen und rechtlichen Parametern ausrichten (IRWINtrHRAEN, 1994), ihre psychische Situation 
dabei aber nur marginal bedeutsam ist. 
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fentlichten Zahlen der OECD (1994) bestätigt, daß das Produzentenstützungsniveau (PSE)3 
in Österreich erst in den letzten Jahren über jenes der EU angestiegen ist. Ausgedruckt in 
Prozent der Endproduktion betrug für das Jahr 1993 die Gesamtstützung in der EU 48 %, in 
Österreich dagegen 56 %. Der Durchschnitt über alle OECD-Länder beläuft sich auf 42 %. 
Größere Unterschiede zuungunsten Österreichs zeigen sich bei Ölsaaten mit 63 % (EU) zu 
82 % (Ö), Schweinen (8 % zu 37 %), Geflügel (20 % zu 45 %) oder Eiern (-0 % zu 47 %). 
Im Durchschnitt werden Pflanzenbauprodukte in Österreich und der EU gleich hoch (60 %) 
gestützt, wogegen tierische Erzeugnisse in Österreich mit 55 % deutlich über dem Niveau 
der EU mit 44 % liegen. 

2.2 Agrarischer Außenhandel 

Der Agraraußenhandel 1993 wies 34,47 Mrd. ÖS an Importen und 17,15 Mrd. ÖS an Ex
porten und damit einen Saldo von -17,32 Mrd. ÖS auf Auf der Importseite stellen Gemüse 
und Fruchte (10,2 Mrd.), Kaffee und Gewürze (3,9 Mrd.) sowie tierische und pflanzliche 
Rohstoffe (3,4 Mrd.) die größten Einzelposten dar. Auf der Exportseite ist die Verteilung 
gleichmäßiger, es dominieren Fleisch und Fleischwaren (2,0 Mrd.), Molkereierzeugnisse und 
Eier (2,1 Mrd.), Getreide und Getreideerzeugnisse (2,1 Mrd.), Kaffee (1,8 Mrd.) und Ge
tränke (2,1 Mrd.) (BUNDESMINISTERIUM FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT, 
1993). 

Beim Agrarhandel ist die EU mit 49 % Export- und 60 % Importanteil (Umsätze) der mit 
Abstand wichtigste Außenhandelspartner Österreichs (1993). Absolut gesehen weist Öster
reich gegenüber der EU ein Agrarhandelsdefizit von über 12,3 Mrd. ÖS auf: was 71 % des 
gesamten agrarischen Handelsbilanzsaldos entspricht. In den letzten zwei Jahrzehnten haben 
die Importe aus der EU etwa doppelt so stark zugenommen wie die Exporte dorthin. Darur 
zeichnen sowohl der Drittland-Status Österreichs als auch die Strukturschwächen des öster
reichischen Agrarsektors verantwortlich. Der eingangs erwähnten Abschottungsstrategie des 
österreicliischen Agrarsektors war damit kein sichtbarer Erfolg beschieden. 

2.3 Strukturvergleich EU - Österreich 

Österreichs landwirtschaftlich genutzte Fläche entspricht etwa 2,7 % der agrarischen Nutz
flächen der EU (siehe Anhang, Tabelle AI). Die östlichen Bundesländer (NÖ, Bgld.) weisen 
mit 70 % den höchsten Ackerflächenanteil auf und gleichen damit in etwa den Regionen 
Norditaliens, Deutschlands oder Südostenglands (WAGNER, 1994). Grünlandanteile von 
90 % finden sich in den westlichen Bundesländern (Salzburg, Tiro!, Vorarlberg), die damit 
EU-Regionen wie Nordirland, Asturien oder der Algarve ähneln. Obwohl Österreich bezüg
lich der durchschnittlichen Nutzflächen als auch des Viehbesatzes nahe dem EU-Mittel liegt, 
zeigt die reale Ausprägung der landwirtschaftlichen Regionen in Österreich also eine hohe 
Streuung. 

Berechnet man für die österreichischen Produktionsmengen den Anteil in der EU
Erzeugung, daun liegen die Höchstwerte bei 6 % für Kömermais und jeweils etwa 3 % rur 
Weizen, Gerste und Zucker. Die Fleisch- und Milchproduktion liegt ebenfalls in diesem Be
reich. Die meisten anderen Produkte befinden sich im Bereich von 2 %. Auch ein Blick auf 
die Selbstversorgungsgrade bei ausgewählten Agrarerzeugnissen weist - mit Ausnahme der 
unterschiedlichen Konzepte zur "Entsorgung" der anfallenden Milchüberschüsse - keine fun
damentalen Unterschiede aus. 

3 Das PSE wird etwas vereinfacht dargestel1t so ennittelt, daß der Abstand zwischen Inlands- und Welt
marktpreis mit der Produktionsmenge multipliziert wird und dazu sonstige Stützungen sowie (Netto-) 
Inputsubventionen addiert werden. 
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3 Integrationsfolgen für die österreichische Landwirtschaft -
Bisherige Studien 

3.1 Grundsätzliche Einflüsse 

Die österreichische Land- und Forstwirtschaft weist eine Vielzahl von Berührungspunkten 
mit der EU auf; weil man sich bereits in den 60er Jahren entschloß, die österreichische 
Agrarpolitik soweit wie möglich mit jener der EU abzustimmen. Ein Problem ergibt sich 
durch die seit etwa Mitte der 80er Jahre zunehmend auseinanderklaffende Gewichtung der 
eingesetzten agrarpolitischen Instrumente: Stellt man den oben erwähnten PSE-Zahlen die 
korrespondierenden CSE-Werte4 gegenüber, 'daun liegen letztere im Falle Österreichs prak
tisch durchgehend über jenen der EU als auch der OECD. Das ist ein deutlicher Hinweis 
darauf; daß preispolitische Instrumente in Österreich stärker Verwendung finden als in der 
Union. Auch nach dem Beitrittsantrag im Jahr 1989 erfuhr diese divergierende Entwicklung 
keine spürbare Korrektur. 

Grundsätzlich wird die Integration Österreichs in die EU fiir die Landwirtschaft deutliche 
Veränderungen bewirken, in deren Verlauf Anpassungsprobleme primär dadurch auftreten 
dürften, daß die zum Teil signifikant niedrigeren Preisniveaus der EU mehr oder weniger 
rasch auch fiir Österreichs Landwirte gelten und sich zudem die Förderungsbestimmungen 
von den derzeitigen Gegebenheiten in Österreich unterscheiden werden. Daneben werden 
sich die bestehenden Unterschiede in der Wettbewerbskraft des gesamten Agrarsektors 
deutlicher auswirken und zur Verschiebung von Marktanteilen fUhren. 

3.2 Ergebnis der Beitrittsverhandlungen 

Die Ergebnisse der am I. März abgeschlossenen Beitrittsverhandlungen ergänzen oder ver
ändem die im letzten Unterabschnitt beschriebenen grundsätzlichen Effekte, setzen diese 
jedoch keineswegs außer Kraft. Das Vorliegen dieser Fakten läßt erstmals genauere Aussa
gen bezüglich der Konsequenzen des Übergangs auf das. Regime der EU-Agrarpolitik zu. 
Das vorliegende Verhandlungsergebnis weist folgende Eckpunkte auf 

I. Österreichs Landwirte werden sofort in den Binnenmarkt integriert, das Beitrittsaus
gleichsbeitrags-Modell wurde von der Kommi.Ssion abgelehnt. Allerdings werden über 
die ersten vier Jahre die auftretenden Einkommensverluste degressiv abgefedert. 

2. Bei den durch Produktionsquoten geregehen Erzeugnissen setzt Österreich seine Ziel
vorstellungen bei Rindern mit Prämien fiir 423.400 Stück männliche Rinder bzw. 
325.000 Mutterkühe und 205.651 Stück Schafe vollständig durch. Bei Milch belaufen 
sich die ausgehandelten Quoten insgesamt auf ca. 2,75 Mio. t, was zwar unter der 
Forderung von 2,99 Mio. t, jedoch über der derzeitigen Produktion liegt. Lediglich bei 
Zucker wies die EU die österreichische Forderung von 500.000 t zurück und beharrte 
auf ihrem Vorschlag von 390.410 t, was eine Produktionseinschränkung von 10 -
20 % erzwingt. 

3. Die BergbauernfOrderung wird beinahe verdoppelt (3 Mrd. ÖS), wobei Österreich die 
Wahl zwischen den in der EU bestehenden Modellen offensteht. Dadurch dürften etwa 
50.000 Betriebe neu in die Förderung aufgenommen werden. 

4 Das "Consumer Subsidy Equivalent" drückt aus, wie hoch die "Besteuerung" inländischer Konsumenten 
als Summe aus expliziten Steuerleistungen für die Landwirtschaft sowie implizit durch über dem Welt
marktpreisniveau liegende Nahrunllllmittelpreise liegt. 
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4. Das von Österreich vorgelegte Umweltprogramm versucht bisherige Aktivitäten abzu
sichern. Es wird als mit der Verordnung (EWG) 2078/92 vereinbar eingestuft und gilt 
als vorgenehmigt. Die Kosten dieses Programms werden mit 5,5 Mrd. (+3,7 Mrd.) 
veranschlagt, wobei die EU 2,4 Mrd. ÖS an Fördermitteln pro Jahr beisteuem wird. 

5. Im Bereich der Regionalförderung bringt der EU-Beitritt eine deutliche Verbesserung 
der Situation des ländlichen Raumes; allein fiir das Burgenland als Ziel I-Gebiet stehen 
zwischen 1995/99 etwa 2,5 Mrd. ÖS bereit. Über fiinf Jahre hinweg wird die EU im 
Rahmen der Ziele 2 bis Sb etwa 20 Mrd. ÖS an Regionalförderungsmitteln beisteuern, 
wovon fiir land- und forstwirtschaftliche Projekte jährlich etwa 1,4 Mrd. ÖS bereitste
hen sollen. 

6. Um die Anpassung an die geänderten Bedingungen möglichst reibungsfrei zu gestal
ten, einigte man sich auf eine Reihe von Übergangsmaßnahmen. Für die Landwirt
schaft sind vor allem degressiv gestaltete Ausgleichszahlungen über fiinf Jahre 
(7,25 Mrd. ÖS), einmaligen Beihilfen fiir die Lagerabwertung (5,35 Mrd. ÖS im Falle 
eines Beitritts zum 1.1.95) und Schutzklauseln im Bereich des Handels mit sensiblen 
Erzeugnissen von Bedeutung. 

Dazu kommen dauerhafte Förderungen fiir einzelbetriebliche Investitionen, Erzeugergemein
schaften und vimnarktungsinitiativen sowie spürbare Kostenentlastungen (Entfall der 000-
gemittelabgabe, Verwertungsbeiträge, Weinsteuer, ... ). 

3.3 Bisherige Analysen zur QuantiflZierung der Beitrittseffekte 

Die möglichen Konsequenzen eines EU-Beitritts bzw. einer Rea1isierung des Europäischen 
Binnenmarktes fiir Österreichs Land- und Ernährungswirtschaft wurden in den letzten Jahren 
bereits in mehreren StUdien analysiert. 

Eine sehr umfassende Untersuchung bezüglich der Folgen fiir einzelne Märkte wurde erst
mals 1989 vom Öste"eichischen Institut für Wirtschaftsforschung vorgestellt 
(SCHNEIDER, 1989) und kürzlich in einer aktua1isierten Fassung erneut präsentiert 
(SCHNEIDER, 1993, 1994). Ausgehend von der Situation im Jahr 1991/92 (1995) wird im 
Rahmen einzelner "Marktstudien" festgestellt, daß die Übernahme der landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise der EU fiir Österreichs Landwirte im Beitrittsfall mehr oder weniger starke 
Preiseinbußen bedeuten würde. Besonders ausgeprägt zeigt sich dies bei (Brot)-Getreide mit 
bis zu 45 (53) %, Schlachtstiere bzw. -kühe mit 8 (22) %, Schweinen mit 15 (27) % oder 
Milch mit 23 (26) % Preisreduktion. 

SCHNEIDER (1993, 1994) kalkulierte nun auf Basis dieser Marktstudien die aus den aufge
zeigten Preisveränderungen zu erwartenden Konsequenzen fiir die österreichische Landwirt
schaft, wobei er von einer unveränderten Mengenstruktur ausgeht. Diese statische Abschät
zung der Folgen der Integration fiir Endproduktion und Wertschöpfung erbrachte folgende 
Ergebnisse: Auf der Mengenbasis 1991 berechnet würde sich der Wert der Endproduktion 
bezogen auf das Jahr 1991/92 (1995) um 10,3 (11,7) Mrd. ÖS verringern. Durch die zu er
wartende Verbilligung im Bereich der Betriebsmittel im Ausmaß von 2,5 (2,1) Mrd. ÖS -
wobei der völlige Entfall der HandelsdÜllgerabgabe uilterstellt wurde - und die leichte Ver
besserung in der Forstwirtschaft reduziert sich der Einkommensverlust auf etwa 7,8 
(9,6) Mrd. ÖS bzw. etwa 20 (25) %. 

In dieser Arbeit werden auch auf Expertenschätzungen beruhende Marktanteilsveränderun
gen ausgewiesen, finden jedoch keinen Niederschlag in der zuvor skizzierten Abschätzung 
der Einkommenseffekte. Wesentliche Einbrüche sind demnach bei Obst und Gem~se (-
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10 bis -25 %), Kartoffeln und Wein (-25 %), aber auch im Bereich der tierischen Produktion 
(-20 bis -50 %) zu erwarten. 

Im Zusammenhang mit der Abschätzung der Folgen eines EU-Beitritts Österreichs sind je
doch weitere Argumente zu berücksichtigen, die von dieser auf einem vorgegebenen Men
gengerüst aufbauenden Studie quantitativ nicht erfaßt werden: 

I. Weil nicht alle Produktpreise gleichmäßig sinken, werden die Landwirte die gegebenen 
Substitutionsmöglichkeiten im Bereich der Produktstruktur ausschöpfen. 

2. Als Folge der grundlegend geänderten Einkommenserzielung ("decoupling") speziell 
im Getreidebereich ist auch zu erwarten, daß die Produktionsintensität eine Verände
rung erfährt. 

3. Im Falle eines EU-Beitritts ändern sich nicht nur fiir die Landwirtschaft die unmittelba
ren Rahmenbedingungen, sondern die gesamte Wirtschaft Österreichs wird dadurch 
tangiert. Daraus ergeben sich indirekte Einflüsse über sich ändernde gesamtwirtschaft
liche Schlüsselgrößen (HOFREITHERIPRUCKNERlWEffi, 1991; HOFREIT
HERlWEffi, 1993a, 1993b). 

Eine Studie, die auf einer relativ aktuellen statistischen Grundlage auf diese Punkte detailliert 
eingeht, stammt von der Bundesanstalt für Agrarwirtschaft (NEUNTEUFELIORTNER, 
1993). Unter Verwendung eines dynamischen Angebotsmodells wird fiir die Datenbasis 
1992 ein Basisszenario bis zum Jahr 1999 ermittelt. Dabei werden gängige Annahmen be
züglich der Entwicklung der Agrarpreise und der Gesamtwirtschaft übernommen. Unter 
diesen Voraussetzungen nimmt die nominelle Wertschöpfung der Landwirtschaft bis 1999 
um 0,9 % pro Jahr auf 41,6 Mrd. ÖS zu. Die Zahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft 
sinkt um 3, I % pro Jahr, wodurch die Wertschöpfung je Arbeitskraft in etwa mit der erwar
teten Inflationsrate von 4 % steigt. 

Im EU-Szenario liegen die Preise fiir Agrarprodukte im Jahr 1999 um durchschnittlich 18 % 
niedriger. Das hat zur Folge, daß die reale Agrarproduktion gegenüber dem Basisszenario 
sinkt und 1999 um 12 % unter dem Wert von 1991 liegt. Trotz einer verstärkten Abwande
rung (5 % p.a.) sinkt dadurch auch die nominelle Wertschöpfung je Arbeitskraft um knapp 
4 % unter den Wert von 1991. Der Einkommensabstand der Landwirtschaft zu den übrigen 
Wirtschaftsbereichen würde sich damit ohne ausgleichende Maßnahmen der öffentlichen 
Hand deutlich erhöhen. 

4 ModeUanalysen der Beitrittseffekte 

4.1 ProblemsteUung und ModeUbeschreibung 

In diesem Abschnitt wird versucht, mit den derzeit am Institut fiir Wirtschaft, Politik und 
Recht der Universität fiir Bodenknltur implementierten ökonometrischen Simulationsmodel
len die Beitrittseffekte durch entsprechende Experimente nachzuvollziehen. In Ergänzung zu 
den zuvor dargestellten Analysen sollen damit zwei Zielsetzungen erreicht werden: Zum 
einen soll versucht werden, die vorliegenden Ergebnisse mit den Resultaten der Simulations
läufe zu vergleichen und damit einen Konsistenzvergleich der unterschiedlichen Ansätze 
durchzufiihren. Zum anderen soll anhand dieser Ergebnisse die Komplexität des als fiktives 
Politikberatungsproblems interpretierten Themas dieses Beitrags verdeutlicht werden. 

Zwei Modelle fanden dafiir Verwendung: Ein von 1. PERKTOLD (1989) publiziertes 
"Simulations- und Prognosemodell" fiir die österreichische Landwirtschaft wurde im Rah-
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men eines Forschungsprojektes rekonstruiert und steht in einer upgedateten und teilweise 
inhaltlich adaptierten Version zur Verfügung (HOFREITHERIKNIEPERT/STREICHER, 
1994). Dieses Modell zielt auf eine Abbildung der wichtigsten sektoralen Charakteristika der 
österreichischen Landwirt&chaft auf der Produktebene ab, wie sie in der Ernährungsbilanz 
aufgegliedert werden. Dem Pflanzenbaubereich kommt dabei ein Übergewicht zu, abgebildet 
wird auch der Fleischberei.ch, wogegen die Milchproduktion exogen bleibt. Das Modell um
faßt 41 Verhaltens- und 97 Definitions- und HiIfsgleichungen, der Schätzzeitraum liegt fiir 
die Originalversion zwischen 1960 und 1987. In der upgedaten Version wnrde der Schätz
zeitraum bis zum Jahr 1992 verlängert. 

Das zweite Simulationsmodell ist eine ebenfalls upgedatete Version eines Modellverbundes 
zwischen einem Makro- und einem Agrarmodell (HOFREITHER, 1989; HOFREITHERI 
PRUCKNERlWEIß, 1991). Das Makromodul ist grundsätzlich ein keynesianisches Nach
fragemodell, welches durch neo klassische Elemente auf der Angebotsseite eine über die kur
ze Frist hinausreichende Gleichgewichtsorientierung erhält ("IS-LM-AS-Modell"). Das 
Agrarmodul bildet die Angebotsseite der österreichischen Landwirtschaft ab und verzichtet 
zugunsten einer konsistenten Modellierung des Zusammenhangs zwischen Output und Fak
toreinsatz auf eine detaillierte Berücksichtigung der einzelnen Agrarerzeugnisse. Outputsei
tig wird lediglich zwischen pflanzlichen, tierischen und forstlichen Produkten unterschieden. 
Im Verbund enthält dieses Modell in seiner derzeitigen Form 58 Verhaltens- und 60 Defini
tionsgleichungen, die Schätzperiode liegt zwischen 1956 und - je nach Version - 1987 bzw. 
1992. Dieser "model link" eignet sich in besonderem Maße zur Quantifizierung der zwischen 
Gesamtwirtschaft und Agrarbereich bestehenden "forward" und "backward linkages" 
(HOFREITHERlWEIß, 1993a). Gerade fiir eine Fragestellung wie den bevorstehenden EU
Beitritt kommt diesen Zusammenhängen besondere Bedeutung zu. 

4.2 Simulationsannabmen 

Für den gesamtwirtschaftlichen Bereich wnrden - teilweise in Anlehnung an die Ergebnisse 
des CECCHINI-Reports - folgende Annahmen getroffen: 

a) Die relevanten Importpreise sinken um 4 %. 

b) Das Einkommen in den Ländern mit Außenhandelsbeziehungen steigt um 3 %. 

c) Die Arbeitsproduktivität steigt durch den Beitritt und liegt nach 6 Jahren um knapp 
2 % über dem Vergleichswert. 

d) Das Zinsniveau und der indirekte Steuersatz reduzieren sich um einen Prozentpunkt. 

e) Die Abschreibungsrate steigt um einen Prozentpunkt. 

Bei den ersten drei Annahmen wird eine lineare Anpassung an den ausgewiesenen Endwert 
innerhalb von 6 Jahren, bei den übrigen dagegen eine sofortige Wirksamkeit unterstellt. 
Letzteres gilt auch bezüglich der folgenden Annahmen fiir den Agrarbereich: 

f) Die Preise fiir pflanzliche Produkte sinken im Aggregat um 30 %, jene fiir tierische Pro
dukte um 23 %, was insgesamt eine Preisreduktion um 25.5 % ergibt. 

g) Die Preise rur Vorleistungen im Pflanzenbau (z. B. Düngemittel, Energie) sinken um 5 %, 
jene fiir die tierische Produktion (z. B. Futtermittel) um 17 %, was insgesamt in dieser 
Sparte -10 % ergibt. 
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h) An Unterstützungszahlungen zur Kompensation dieser Preissenkungen stehen 6,5 
Mrd. ÖS (Preisbasis 1992) zur Verfiigung. 

In bezug auf diese Unterstützungszahlungen tritt ein Problem deshalb am: weil apriori nicht 
klar ist, wie die Landwirte diesen Einkommensbestandteil interpretieren. Wenn diese Kom
pensationszahlungen als Preisbestandteil betrachtet werden, dann resultiert das in einer ent
sprechend geringeren Reduktion des Produzentenpreises, nämlich nur 17 % statt 25.5 % 
(Szenario I). Dies läßt entsprechend geringere Mengenreaktion erwarten als im Falle eines 
tatsächlichen "decoupling" der Einkommensentstehung (Szenario 2). Je nach Sichtweise des 
Landwirtes werden die Produktionsentscheidungen anders ausfallen. Aus theoretischer Sicht 
werden mit diesen beiden Szenarien die Eckpunkte der möglichen Verhaltensweisen in der 
Praxis abgesteckt. Aufgrund der praktischen Bestimmungen der GAP ist anzunehmen, daß 
Szenario 1 die reale Entwicklung adäquater erfassen dürfte. 

4.3 Simulationsexperimente 

4.3.1 Konsequenzen auf der Produktebene 

Zur Abschätzung der Konsequenzen einer Übernahme der GAP auf die Produktionsent
scheidungen der Landwirte wird das Perktold-Modell eingesetzt. Die oben angegebenen 
Preissenkungen im Pflanzenbaubereich von 30 % und in der tierischen Produktion von 23 % 
verteilen sich dabei nicht völlig gleichmäßig auf die einzelnen Produktsparten 
(SCHNEIDER, 1993, 1994). Die Flächenprämien fii.r Futtergetreide werden generell den 
Fleischprodukten zugerechnet. Die folgende Tabelle 3 zeigt die Ergebnisse der Simulations
experimente, jeweils getrennt nach Szenario I (Prämien als Preisbestandteil) bzw. Szenario 2 
(vollständiges "decoupling"). Die in der Spake "Basiswerte" ausgewiesenen Zahlen dienen 
lediglich als Orientierungshilfe, weil die Simulationen in den letzten sechs Jahren des Schätz
zeitraumes durchgefiihrt wurden. 

TabeUe 1: Folgen des EU-Beitritts für Österrei~hs Landwirtschaft 
Simulationsergebnisse mit dem Agrar-ModeU 

Bereicb Basiswert Szenariol Szenariol 
(1993) (%) (%) 

Pflanzliche Erzeugung 
Weizen 973.000 t -20,6 -35,1 
Gerste 1001.000 t -4,4 -18,5 
Kömerrnais 1525.000 t -11,9 -29,4 

Erzeugung Getreide (insges.) - -11,4 -25,3 
Produktionswert Getreide (Mrd.) 4.142Mrd. -48,4 -80,7 
Selbstversorgung 122% -8,2 -23,1 
Tierische Erzeugung 

Rinder/-fleisch 201.000 t -1,3 -3,3 
Schweine/-fleisch 413.000 t -7,7 -12,0 
Geflügel 102.000 t -3,0 -4,1 

Erzeugung (insges.) - -5,2 -7,9 
Produktionswert (ohne Milch) 29. 592Mrd -17,9 -26,6 
Selbstversorgung 104% -5,1 -8,7 

Einkommen 35,4Mrd -23,7 -37 

Erläuterungen: Die Werte der beiden Szenarien sind als prozentueller Abstand des Durchschnitts der letz
ten drei Jahre der Anpassungsperiode vom entsprechenden Vergieichswert der Basislösung zu interpretieren. 
Die Angaben zur Änderung der Selbstversorgung entsprechen Prozentpunkten. 

Vergleicht man diese Ergebnisse mit den auf Expertenwissen basierenden Aussagen in 
SCHNEIDER (1989, 1993, 1994) bzw. den Modellsimulationen von NEUNTEU-
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FELIOR TNER (1993), dann läßt sich eine grundsätzliche, wenn auch nicht in jedem Detail 
gültige Übereinstimmung der Veränderungen erkennen. So zeigt sich bezüglich der Verände
rungen der Weizen- und Körnermaisproduktion eine weitgehende Übereinstimmung mit 
NEUNTEUFELIORTNER (1993), während SCHNEIDER (1993) in etwa unveränderte 
Marktanteile ausweist. Auch die geringe Reaktion der Fleischproduktion in dieser Simulati
on ist angesichts der ausgehandelten Referenzmengen nicht unplausibel. Detaillierte Aussa
gen über die Veränderung der Budgetbelastung lassen sich mit dem hier verwendeten Modell 
nicht treffen; dasselbe gilt jedoch auch fiir NEUNTEUFELIOR TNER (1993, 16) 

Die Ergebnisse dieser Simulationsexperimente entsprechen damit zwar im großen und gan
zen den Erwartungen, sind aber dennoch mit Vorsicht zu interpretieren. Zum einen, weil das 
Perktold-Modell wichtige Produktbereiche (z. B. Milch) vernachlässigt, zum anderen, weil 
die Verhaltensgleichungen den Strukturbruch in wichtigen Erzeugungsbereichen nicht voll 
berücksichtigen, der durch den Übergang auf die sogenannte "ökosoziale Agrarpolitik" 
(RJEGLER, 1988) gegen Ende der 80er Jahre bewirkt wurde. So wird der Einfluß produkti
onsdämpfender Maßnahmen (z.B. die Kontingentierung bei Brotgetreide) nicht explizit mo
delliert. Auch werden die Substitutionsbeziehungen in der Flächennutzung, welchen im Ge
folge des EU-Beitritts verstärkte Bedeutung zukommt, nur unzureichend berücksichtigt. 

4.3.2 Konsequenzen fiir Landwirtschaft und Gesamtwirtschaft 

Die Auswirkungen eines EU-Beitrittes auf der Ebene des Wirtschaftssektors 
"Landwirtschaft" unter voller Berücksichtigung der Interaktionen mit der Makroebene wer
den mit dem "model link" (HOFREITIIERIPRUCKNERIWEffi, 1991) untersucht. Wieder 
werden die subjektiven Interpretationsmöglichkeiten der Unterstützungszahlungen durch die 
Szenarien I und 2 getrennt erfaßt. Im Gegensatz zum Perktold-Modell stehen hier jedoch 
die Interaktionen zwischen Gesamt- und Landwirtschaft, nicht jedoch die produktspezifi
schen Veränderungen im Vordergrund. 

Tabelle 2: Folgen des EU-Beitritts für Österreichs Landwirtschaft Simulationsergeb
nisse mit Modell-Verbund 

Variable Basiswert Szenariol Szenario2 
(1993) (%) (%) 

Landwirtschaft 
Gesamtproduktion (Mrd. ÖS, real) 49,2 -5,1 -5,7 
Beschäftigung (1000 Pers.) 187,5 -9,6 -9,3 
Nachfrage (Nahrung + Industrie) 60,1 (2,1) 3,6 
Verfügb. Eink.( Mrd. ÖS, nomin.) 35,4 -20,5 -17,0 
Einkommen, pro Kopf (ÖS) 188.800 -5,2 -1,4 

Erläuterungen: Die Werte der beiden Szenarien sind als prozentueller Abstand des Durchschnitts der letzten 
drei Jahre der Anpassungsperiode vom entsprechenden Vergleichswert der Basislösung zu interpretieren. 
Die verfügbaren Einkommen im Agrarbereich inkludieren die Prämienzahlungen. 

Die Auswirkungen eines EU-Beitritts fiir den Agrarbereich liegen auch in dieser Simulation 
im Bereich der Ergebnisse der anderen bisher dargestellten Studien. Der ausgewiesene Be
schäftigungsrückgang in der Landwirtschaft von knapp 10 % nach der 6-jährigen Anpas
sungsperiode würde eine leichte Erhöhung der Abwanderungsrate auf etwa 5,5 % erforder
lich machen5. Dieses Ergebnis stimmt weitgehend mit den von NEUNTEUFELIORTNER 
ausgewiesenen Resultaten überein, die auf einen Wert von 5 % kommen. Die Absorption 

5 Unter der Annahme einer Fortsetzung der 5%-igen Abwanderungsrate würden im Jahr 1999 statt 
150.000 Personen lediglich 136.000 Personen in der Landwirtschaft tätig sein. Die durchschnittliche 
Abwanderungsrate seit dem Jahr 1951 betrug vergleichsweise 3,8 %, wobei z.B. bereits in der Periode 
1961/71 ebenfalls 5 % verzeichnet wurden. 
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dieser abwandernden Arbeitskräfte dürfte angesichts der modellendogen steigenden außera
grarischen Beschäftigungszahlen kein Problem darstellen (HOFREITHERfWEIß, 1993a). 

5 Zusammenfassung und Kritik 

Der Beitritt zur EU wurde von den österreichischen Landwirten zum größten Teil abgelehnt. 
Diese Ablehnung war nicht zuletzt eine Folge des verstärkten Auseinanderklaffens des 
Agrarpreisniveaus zwischen den angrenzenden deutschen Regionen und Österreich durch die 
GAP-Reform. Die in diesem Beitrag dargestellten Quantifizierungen der Beitrittseffekte las
sen erkeunen, daß dieser Schritt auf der Erzeugerebene tatsächlich zu deutlichen Verände
rungen fUhren dürfte. Gegenüber der Referenzentwicklung ohne EU-Beitritt und ohne 
GATT-Abschluß ergibt sich längerfristig eine ungünstigere Entwicklung sowohl der Pro
duktionsmengen als auch der Einkommen. Allerdings hätten die Folgen des Abschlusses der 
Uruguay-Runde zu ähnlichen, teilweise sogar unangenehmeren Veränderungen gefiihrt 
(HOFREITHER, 1993; ORTNER, 1994). Dieser Umstand fand jedoch kaum Berücksichti
gung in der österreichischen EU-Diskussion der letzten Jahre. 

Diese Simulationsergebnisse lassen überdies erkeunen, daß zum einen die Berücksichtigung 
der zum Teil kräftigen Mengenreaktionen unerläßlich ist, sollen konsistente Aussagen be
züglich der künftigen Entwicklung der österreichischen Landwirtschaft getätigt werden. 
Zum anderen zeigt sich, daß die landwirtschaftlichen Variablen zum Teil deutlich mit ge
samtwirtschaftlichen Größen interagieren. Gerade für eine Fragestellung wie den bevorste
henden EU-Beitritt kommt einer Berücksichtigung derartiger "macro linkages" daher große 
Bedeutung zu. 

Gegen die beschriebenen Simulationen sind eine Reihe von Einwänden möglich: Grundsätz
lich stellt der Beitritt zur EU eine so fundamentale Veränderung der institutionellen und 
marktlichen Gegebenheiten dar, daß die bekannten Argumente von LUCAS (1976) gegen 
die Verwendung ökonometrischer Simulationsmodelle hier zweifellos zum Tragen kommen6. 

Der zweite Einwand bezieht sich auf die fehlende Modellierung der vertikalen Struktur des 
Agrarsektors. Gerade der Wettbewerbsfiihigkeit und der Marktposition des zwischen 
Landwirt und Konsumenten angesiedelten Nahrungsmittelsektors kommt eine entscheidende 
Rolle in diesem Integrationsprozeß zu. Allerdings fehlen diese Inhalte in fast allen agrari
schen Simulationsmodellen, weil die theoretische Basis dafür erst im Entstehen ist 
(ROGERS/SEXTON,1994). 

In diesem Beitrag wurde neben einer Quantifizierung der sektoralen Effekte einer Übernah
me der reformierten GAP auch das damit verbundene Beratungsproblem zu verdeutlichen 
versucht. Nicht nur die gewählte Methode hat Einfluß auf das Beratungsergebnis, auch die 
getroffenen Annahmen sind dafür in einem wesentlichen Umfang verantwortlich. Dies wurde 
durch die exemplarische Unterscheidung in zwei Szenarien verdeutlicht .. Das Politikbera
tungsproblem "EU-Beitritt und Landwirtschaft" ist damit bei weitem komplexer als dies in 
der in Österreich gefiihrten Diskussion zum Ausdruck gekommen ist. 

Auch ohne modelltechnische Analyse ist in diesem Zusammenhang zu erwarten, daß die be
kannten Wettbewerbsschwächen großer Teile des österreichischen Nahrungsmittelsektors 
eines der wesentlichsten Integrationsprobleme darstellen werden. Die erforderlichen Anpas
sungsschritte wurden in vielen Fällen zu spät gesetzt; der Reorganisationsprozeß ist jedoch 
mittlerweile voll im Gange. Von dessen Ausgang hängt viel für die Weiterentwicklung der 
österreichischen Landwirtschaft ab, weun dieser Sektor auch künftig den Hauptteil seines 

6 Ob der alternativen Verwendung von numerischen Gleichgewichtsmodellen per Saldo ein höherer in
formationsWert beigemessen werden kann, ist eine offene Frage. 
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Einkommens aus der Produktion und dem Verkauf von Agrarprodukten erwirtschaften will. 
Die im Rahmen der GAP erweiterten Möglichkeit einer Honorierung von Umwehleistungen 
sowie die stärkere Verzahnung von Agrar- und RegionaIpolitik bedeuten auf jeden Fall einen 
Schritt in eine von der österreichischen Agrarpolitik bereits seit Jahren propagierte Richtung. 

TabeUe Al: Strukturvergleich der Landwirtschaften von EU, Deutschland und 
Österreich 

Quelle: Eurostat (1993), Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1993). 

Zusammenfassung 

In der EU-Volksabstimmung am 12. Juni 1994 hat sich Österreich mit Zweidrittel-Mehrheit 
fiir einen EU-Beitritt ausgesprochen. Das bedeutet, daß die bisher bloß indirekt gegebenen 
Konsequenzen der EU-Agrarreform nun durch massive direkte Auswirkungen in Form der 
voUständigen Übernahme der GAP ergänzt werden. Dieser Schritt hat Folgen auf der be
trieblichen, sektoralen und gesamtwirtschaftlichen Ebene. 

Nachdem in den Beitrittsverhandlungen seitens der EU abgelehnt wurde, der österreichi
schen Landwirtschaft eine schrittweise Angleichung zuzugestehen, treten die Beitrittseffekte 
ffu- Österreichs Landwirte primär in Form deutlicher Preissenkungen auf Dies läßt über die 
Veränderung der Deckungsbeiträge teilweise deutliche Mengenreaktionen erwarten. Dieser 
Beitrag quantifiziert diese Reaktionen auf der Grundlage von zwei unterschiedlich struktu
rierten Simulationsmodellen und vergleicht die Ergebnisse mit jenen anderer Studien. Ge
genüber der Referenzentwicklung ohne EU-Beitritt und ohne GATT-Abschluß ergibt sich 
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längerfristig eine ungünstigere Entwicklung sowohl der Produktionsmengen als auch der 
Einkommen. 

Die wichtigsten Einwände gegen die beschriebenen Simulationen sind - neben den rur jedes 
Modell geltenden Unzulänglichkeiten - die bekannten Argumente von LUCAS (1976) und 
die fehlende ModelIierung der vertikalen Struktur des Agrarsektors. Aber nicht nur die ge
wählte Methode hat Einfluß auf das Beratungsergebnis, auch die getroffenen Annahmen sind 
datfu in einem wesentlichen Umfang verantwortlich. Das Politikberatungsproblem "EU
Beitritt und Landwirtschaft" ist damit bei weitem komplexer als dies in der in Österreich 
gefiihrten Diskussion zum Ausdruck gekommen ist. Trotz der aufgezeigten Probleme bietet 
die durch die Entwicklungen der Uruguay Runde strukturierte GAP-Reform fiir Österreich 
erweiterte Möglichkeiten einer geziehen Honorierung von Umwehleistungen. Dies bedeutet 
grundsätzlich einen Schritt in eine von der österreichischen Agrarpolitik bereits seit Jahren 
propagierte Richtung. 

Summary 

The Referendum of June 12 brought a 2/3-majority for a EU accession of Austria. Hence the 
so far only indirect effects of the CAP reform on Austrian agriculture are extended by the 
formal acceptance ofthe common agricuItural policy. This causes substantial consequences 
on the farm, sectoraI, and macro level. 

From a farmers point of view the most prominent feature of taking over the CAP mIes is a 
sharp drop of producer prices. This may entail a fundamental revision of production decisi
ons. This paper tries to figure out these effects by utilizing two different simuIation models 
and to contrast the results with previous studies. Compared to a "no change"-scenario the 
main resuIt is a decline of production volumes and sector income. Furthermore, it is shown 
that also the given assumptions do have a strong influence on the results. 

The main arguments against the method applied is the weIl known LUCAS critique but also 
the fact of not taking formally into account the processing stages of agricultural products. 
So the problem of policy advice in the given situation is shown to be a very complex one. 
The positive feature of accepting the CAP mIes is the improved possibility for austrain 
agricultural policy makers to remunerate farmers for positive externaIities in a more baIanced 
way. 

PeSDue 
"BnHJlHHe arpaHoA pecl»opMw EBponeAcl:oro COD3a Ha cem.cl:oe 
x03J1ACTBO ABCTPHH" 
nOcneAHHe AecßrHneTHß aBcTpHMcKoe cenbCKoe X03ßMCTBO OTnHqana 
H30nHpoBaHHOCTb OT 3apyGelKHoro BnHßHHß, UO He Morno He OTpa3HTbcß Ha ern 
KOHKypeHTocnocoGHocTH, a TaKlKe Ha KOHKypeHTocnocoGHoCTH OTpacneM 
npOH3BOACTBa cpeAcTB npOH3BOAcTBa H npepaGaTIdBU)~HX OTpacneM arpapHoro 
ceKTopa 3KOHOMHKH. PaAHKanbHaß arpapHaß pelj>opMa nonHTHKH EBponeMCKoro 
COKJ3a (EC) OKa3IdBaeT, GnaroAapß TeCHIdM ToprOBIdM CBß3ßM, orpoMHoe BnHßHHe H 
Ha cenbCKoe X03ßMCTBO ABCTpHH. EnaroAapß BKßlOqeHHIO ABCTPHH B EBponeMcKoe 
:JKOHOMHqeCKOe npocTpaHcTBo 31j>Ij>eKT 3Toro BnHßHHß e~e Gonbwe YCHnHncß, T.K. 
Qepe3 oTpacnH npoH3BoAcTBa cpeAcTB npoH3BoAcTBa H qepe3 nepepaGaTIdBalO~He 

OTpaCJlH, a niKlKe GnaroAapß rnoGanbHIdM 3KOHOMHQeCKHM npoQeccaM - pa3BHTHe 
ölOAlKeTa. HHlj>nßQHIO HnH pa3BHTHe cHTyaQHH Ha pldHKe paGo'{eM cHnld 
npoHCXOAHT H HeH3GelKHoe B03AeMCTBHe Ha cenbcKoe X03ßMCTBO. A nocne npHHßTHß 
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peweHIUI 0 BCTynneml11 B COTaB EC 11, COOTBeTCTBeHHO, C nepeHJlTl1eM arpapHOH 

nOmlTI1KI1 3TO Bnl1J1Hl1e npl106peTaeT 11 HenOCpeACTBeHHblH XapaKTep. 3Ta 

np06neMaTI1Ka YJKe Ha npOTJlJKeHl111 AOBonbHO Aonroro BpeMeHI1 HaXOA"TCJI B 

L\eHTpe BHI1MaHI1J1 <j>epMepOB, npeACTaBI1TeneH arpapHOH nonl1TI1KI1 11 HaYKI1. 

B nOH pa60Te AenaeTCJI nonblTKa nocpeACTBOM 3KOHOMI1KO-MaTeMaTl1'leCKOro 

MOAenl1pOBaHI1J1 npOaHanl1311pOBaTb nocneACTBI1J1 pacnpOCTpaHeHI1H arpapHOH 

nOnl1TI1KI1 EC Ha aBCTpl1HCKOe cenbCKoe X03HHCTBO. I1epBaJl MOAenb npeACTaBnHeT 

C060H aAanTl1pOBaHHYIO K HOBbIM ycnOBI1HM BepC1110 MOAenl1 nporH03a 

(HofreitherlKniepert/Streicher, 1994), ony6nl1KOBaHHoH B 1989 I1epKTOnhAOM 

(Perktold). 3Ta MOAenb HaL\eneHa Ha oTo6paJKeHI1e BaJKHeHWI1X ceKTopanbHblX 

xapaKTep"CTIK cenbCKoro X03HHCTBa ABCTPI1I1 Ha ypOBHe npOAYKTa, Tex JKe, HO 11 

npl1 COCTaBneHHI1 npOAOBonbCTBeHHoro 6anaHca. BTopaJl MOAenb HBnJleTCJI 

coeAHHeHl1eM MaKp03KOHOMH'IeCKOH H '1I1CTO arpapHOH MOAeneH (Hofreither, 1989; 
HofreitherlPrucknerIWeiß 1991), '1TO AaeT B03MOJKHOCTb OTpa311Tb B3al1MOCBJl311 

MeJKAY arpaHblM CeKTOpOM 11 3KOHOMI1KOH B L\enOM . 

.ll.nJl o6~e3KOHOMI1'1eCKOH o6naCT~ 6b1nl1 B3HTbI 3a OCHOBY npeAnOnOJKeHI1J1, 

Onl1palO~l1eCH Ha pe3ynbTaTbi CECCIllNI-Reports, a AnJi 06naCTI1 cenbCKoro 

X03J1HCTBa,- H3MeHeHI1e L\eH, CBJl3aHHOe C BCTynneHl1eM B EC. B03MOJKHble 

Bap"aHTbl peaKL\1111 <j>epMepOB Ha "decupling" (ona3 OT B03AeHCTBHH Ha AOXOAHOCTb 

<j>epMepOB '1epeß. 3aBbiWeHI1e L\eHbI Ha npOAYKL\I1IO) B CHCTeMe nonY'IeHI1H AOXOAOB 

6b1nl1 OTpaJKeHbl B OTAenbHblX CL\eHap"HX. I10cneAcTBHH nepeHeCeHI1H arpaHOH 

nonl1THKI1 EC Ha aBCTpl1HCKOe cenbCKoe X03J1HCTBO BblpaJKalOTCJI no pe3ynbTaTaM 

peWeHI1H MOAenl1 I1epKTonbAa (Perktold) B pe3KOM COKpa~eHI1I1 06beMOB 

np0l13BOACTBa 3epHa, KOTOPblH B HaTypanbHoM BblpaJKeHI1H YMeHbwaeTCJI 

MaKCI1ManbHO Ha 35% (nweHI1L\a, CL\eHap"H N'2). YpoBeHb caMoo6ecne'leHHOCTI1 

CHI1JKaeTCJI Ha 8% (CL\eHapI1H NQI) I1nl1 Ha 23% (CL\eHapI1H N22). I10 npol13BoACTBY 

MHca peaKL\HH HeCKonbKO YMepeHHee - COKpa~eHl1e Ha ypOBHe KOHe'lHOrO npOAYKTa 

Ha 18% H 26%. I10 pe3ynbTaTaM peWeHI1H COCTblKOBaHHOH MOAenl1 (113 MaKpo- 11 

arpOMOAeneH) OJKHAaeTCJI COKpa~eHl1e '1l1cna 3aHJlTblX B cenbCKOM X03HHCTBe nO'lTI1 

Ha 10%, B TOM '1HCne Ha 5,5% 3a C'IeT CMeHbI pOAa AeHTenbHOCTI1 (nepeMe~eHI1H 

pa60'leH Cl1nbl B APyrl1e OTpaCnl1 3KOHOMI1KI1). A6copnI.\I1H 3TOH pa60'leH Cl1nbl no 

pe3ynbTaTaM peWeHI1H MOAenl1 He npeACTaBnJleT TPYAHOCTeH, T.K. B 

HecenbCKOX03HHCTBeHHOH 06naCTI1 OJKI1AaeTCJI POCT npeAnOJKeHHH pa6o'll1x MeCT. 

OCTaIO~HeCJI B paCnOpHJKeH1111 <j>epMepOB AOXOAbl CHI13J1TCJI np"6nH3lTenbHO Ha 

20%, '1TO 6naroAapJl cOKpa~eHHIO 3aHJlTOCTI1 npHBeAeT K CHI1JKeHl11O :.lToro 

nOKa3aTenJi B paC'IeTe Ha '1eJlOBeKa MaKCHMYM Ha 5%. 

Pe3ynbTaTbI peWeHI1H MOAeneH nOKa3b1BaIOT, '1TO npl1 nOCTaHOBKe BonpOCOB, 

CBH3aHHblX C BCTynneHHeM ABCTPI1I1 B EC Heo6xOAI1MO Y'II1TblBaTb, Bo-nepBblX, 

3Ha'lHTenbHoe COKpa~eHl1e np0l13BOACTBa C.X. npOAYKL\I1H B KOnl1'1eCTBeHHOM 

BblpaJKeHI1H H, BO-BTOPbIX, '1TO oco6eHHO BaJKHO, I1HTeHCHBHOCTb B3aHMOCBJl3eH 

cenbCKoro X03HHCTBa C MaKp03KOHOMI1'1eCKHMH npOL\eCCaMI1. 

153 



Literaturverzeichnis 

BALASSA, B. (1988): Agricultural policies and international resource allocation, European 
Review 0/ Agricultural Economics, 15/2,3, S. 159-71. 

BUNDESMINISTERfiJM FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT (1993): Bericht über 
die Lage der österreichischen Landwirtschaft 1992, Wien. 

CECCIllNI, P. (1988): The European Chal/enge 1992. The Benejits 0/ a Single Market. 
Aldershot (Wildwood House). 

EUROSTAT (1993): Statistische Grundzahlen der Geminschaft, 30. Ausgabe, Brüssel. 

HOFREITHER, M. F. (1989): Wissenschaftliche Politikberatung als Problemstellung der 
Ökonomie, Habilitationsschrift, Linz. 

HOFREITHER, M. F. (1993): Zur Relevanz des Agrarkompromisses zwischen der EG und 
der USA, Agrarische Rundschau, 2/93, S. 37-40. 

HOFREITHER, M. F.; PRUCKNER, G., WEIß, CH R. (1991): Ökonomische Interaktio
nen zwischen Gesamtwirtscha/t und Agrarsektor - Eine empirische Analyse für Österreich, 
Kiel (Wissenschaftsverlag Vauk). 

HOFREITHER, M. F.; WEIß, CH. R. (1993a): Makroökonomische Integrationseinflüsse 
auf den agrarischen Arbeitsmarkt,.R. Neck und F. Schneider (ed.): Österreich und Europa 
1993, Schrifteureihe des Ludwig Boltzmann Instituts, Wien (Manz). 

HOFREITHER, M. F.; WEIß, CH R. (1993b): Joining tbe EC: The Relevance ofMacrolin
kages in Austrian Agricu1ture, Soares F. B., Gomes da Silva F., Espada 1. M., (ed.): EC 
Agricultural Policy by the End o/the Century, Kiel (Wissenschaftsverlag Vauk). 

HOFREITHER, M. F.; KNIEPERT, M.; STREICHER, G. (1994): Update und Evaluierung 
des "Simulations- und Prognosemodells" von 1. Perktold, Forschungsbericht, Institut für 
Wirtschaft, Politik und Recht, Universität für Bodenkultur, Wien. 

IRWIN, S. H; THRAEN, C. S. (1994): Rational Expectations in Agriculture? A Review of 
tbe Issue and the Evidence, Review 0/ Agricultural Economics, 16, S. 133-158. 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN (1993): Die Lage der 
Landwirtschaft in der Gemeinschaft, Bericht 1992, Brüssel. 

LUCAS, R.E. (1976): Econometric policy evaluations. a critiqtie, in: K. Brunner and A. 
Meltzer (ed.): The PhiIlips curve and labor markets, Journal 0/ Monetary Economics, 
Supplement No. 1, S. 19-46. 

NEUNTEUFEL, M.; OR TNER, K. M .. (1993): Auswirkungen eines Beitritts zur EG auf die 
österreichische Landwirtschaft, Manuskript, Bundesanstah für Agrarwirtschaft, Wien. 

OECD ( 1994): Agricultural Policies, Markets and Trade, Paris. 

ORTNER, K. M. (1994): GATT-Verpflichtungen für die Landwirtschaft, Der Förderungs
dienst, 43, S. 75 - 78 (Teil I), S.I13- 117 (Teil 2), S. 145- 152 (Teil 3). 

154 



PERKTOLD, J. (1989): AgrarpoIitik 4. Ein Simulations- und Prognosemodell, Forschungs
bericht Nr. 22, Bundesanstalt fiir Bergbauernfragen. 

RIEGLER., J. (1988): Zukunft for die Bauern - Manifest flr eine ökosoziale Agrarpolitik in 
Österreich. Wien. 

ROGERS, R.; SEXTON, R. 1. (1994): Assessing the Importance of Oligopoly Power in 
Agricuhural Markets, Vortragsmanuskript, AAEA Annual Meeting, San Diego, CA, 7-10 
August 1994. 

SCHNEIDER, M. (1989): Österreichs Landwirtschaft und die EG, W1FO-Monatsberichte, 
Heft 6, S. 408-415. 

SCHNEIDER, M. (1993): Österreichs Landwirtschaft auf dem Weg in den EG
Binnenmarkt, W1FO-Monatsberichte, Heft 1, S. 48-57. 

SCHNEIDER, M. (1994): Chancen und Risken der Landwirtschaft im EU-Binnenmarkt, 
W1FO-Monatsberichte, Sonderheft, S46-S61. 

TYERS, R., ANDERSON, K. (1992): Disarray in World Food Markets, A Quantitative 
Assessment, Cambridge (Cambridge University Press). 

WAGNER, K. (1994): Österreichs Landwirtschaft in der Europäischen Union - Größenord
nungen, Monatsberichte über die Österreichische Landwirtschaft, 41, Jän. 1994, 34-74. 

155 





ÖKONOMISCHE EFFEKTE DER EU-INTEGRATION DER EFfA
MITGLIEDSTAATEN SCHWEDEN, FINNLAND, NORWEGEN, ÖSTERREICH 

UND DER SCHWEIZ IM AGRARSEKTOR 

von 

Peter WEHRHEIM* 

Einleitung 

Im März Wld April 1994 wurden zwischen der Europäischen Kommission Wld den vier 
Mitgliedstaaten der EFTA Österreich, Schweden, Finnland Wld Norwegen Abkommen über 
den EU-Beitritt Wlterzeichnet. Nachdem das Europäische Parlament bereits im Mai 1994 
ebenso wie die österreichische Bevölkerung (Juni 1994), die finnische (Oktober 1994) Wld 
die schwedische (November 1994) diesen Verträgen zustimmte, soll die EU-Erweiterung um 
diese drei EFTA-Mitgliedstaaten zum 1. Januar 1995 erfolgen. Der gleichzeitige EU-Beitritt 
Norwegens wurde durch ein erneut - im Jahr 1973 hatte sich Norwegens Bevölkerung schon 
einmal gegen die Mitgliedschaft in der damaligen EWG ausgesprochen - negativ beschiede
nes Referendum verhindert. Ursprünglich stand auch ein EU-Beitritt der Schweiz zur Dis
kussion, doch die eidgenössische Eigenständigkeit wurde durch ein von der Schweizer Be
völkerung abschlägig beschiedenes Referendum über die Mitgliedschaft im EWR im No
vember 1992 bekräftigtl. 

Aufgrund der in allen fiinf größeren EFTA-Mitgliedstaaten bis Ende der 80er Jahre streng 
verfolgten Neutralitätspolitik wurden nicht nur politische Integrationsfonnen, sondern auch 
die gegenseitige Liberalisierung des Agrarhandels weitgehend ausgeschlossen. Der Land
wirtschaft kam in allen fiinfEFTA-Mitgliedstaaten in den vergangenen Jahrzehnten die Rolle 
zu, auch in Krisenzeiten die Selbstversorgung der heimischen Bevölkerung zu gewährleisten. 
Damit verbWlden war eine hohe Subventionierung der Landwirte in den genannten Ländern, 
die durchweg höher lag als in der EU. Insofern waren die VetragsverhandlWlgen über den 
EU-Beitritt insbesondere im Bereich der Landwirtschaft stets konfliktreich, da in den bei
trittswilligen EFTA-Mitgliedstaaten die Furcht vor einer Beschleunigung des landwirtschaft
lichen Strukturwandels infolge des EU-Beitritts wuchs. In Anbetracht dieser Situation war 
die Absicht der diesem Beitrag zugrundeliegenden Studie (WEHRHEIM, 1994), einen 
quantitativen Beitrag zu liefern, mit welchem die Integrationsszenarien fiir alle fiinf größeren 
EFTA-Mitgliedstaaten dargestellt werden können. 

Als Grundlage dieser Diskussion wird znnächst ein kurzer Überblick über die Strukturen der 
Agrarsektoren in den fiinfEFTA-Mitgliedstaaten gegeben (Kapitel 2). In Kapitel 3 wird der 
internationale Agrarhandel der einzelnen EFTA-Mitgliedstaaten Wld dabei vor allem der 
Grad der HandelsverfiechtWlg mit der EU analysiert. Der SchwerpWlkt des Beitrags liegt in 
Kapitel 4 Wld 5, in welchen mit Hilfe eines Mehr-Länder, Mehr-Produkt-Modells,eine Simu
lation der agrarökonomischen Effekte durchgefiihrt wird. 

• Dr. P. Wehrheim, Inst.f. Ernährullg$wirtschaft und Verbrauchslehre, C.-A.-Universität zu Kiel, Olshau
senstraße 40, 24098 Kiel 

1 Die zwei EFT A-MitgJiedstaaten Liechtenstein und Island finden in den folgenden Ausführungen keine 
Berücksichtigung. 
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2 Strukturen und Tendenzen in der Landwirtschaft der EFfA-Mitgliedstaaten vor 
dem EU-Beitritt 

Wenn alle fiinfEFTA-Mitgliedstaaten der EU gemeinsam beiträten, würde dies die Bevölke
rung der EU um 10 % erhöhen, die Fläche allerdings um über 50 % vergrößern. Von der 
Gesamtßäche können aufgrund von ldimatischen und naturräumlichen Einschränkungen in 
NOlWegen lediglich 3,1 %, in Schweden 7,6 % und in Finnland 7,7 % landwirtschaftlich ge
nutzt werden (siehe Tab. 2.1). Der Anteil der landwirtschaftlichen Nutzfläche an der Ge
samtfläche liegt hingegen in der Schweiz mit 48,8 % und in Österreich mit 41,7 % höher, 
aber immer noch deutlich unter dem durchschnittlichen EU-Niveau von 58,9 %. 

TabeUe 2.1: Überblick über die Struktur, die Produktion und die Agrarpolitik in 
den Agrarsektoren der EFfA-Mitgliedstaaten im Vergleich zur EU, ver
schiedene Jahre 

Schweden lI'bmIaad Norw_ Osterrelch Schweiz EU 
"truktur der uDdwlrtscbaft: 

- Landwirtschaftliche NutzOäche 3,4 2,6 1,0 3,5 2,0 133,0 
(LN) in Mio. ba, für 1991 
- LN in % der Gesamtfliche, für 7,6 7,7 3,1 41,7 48,8 58,9 
1991 
- Erwerbstätige in der LW in % der 3,6 7,5 4,7 5,2 3,7 5,5 
gesamteD ErwerbstitigeD, 1992 
- Landw. BIP in % des ges. BIP, 1,5 3,8 2,5 3.6 1,9 2,9 
1990 
- Zahl der Izodw. Betriebe> 2 ba iI 97 172 85 211 94 79* 
Tsd., 1990 
- Durcbsclmittliche B~ebsgröBe 27,0 12,5 8,7 16,6 14,8 32,2* 
inh.,1990 

bpulIDteDlldt UDd PndaktloD: 
- Verbrauch an DilDgemittelD in kg 127 210 242 201 430 255* 
jeh. LN. 1990 
- Traktereaje 1000 ba LN, 1990 64 99 176 229 267 65* 
- Durcbaclmittsertrige für Getreide 42,7 33,4 37,0 53,9 60,9 54,7* 
in dtIba, 1990192 
- Durcbscbnittlichea Milcherträge 6047 5593 5701 3776 4950 6209* 
in kw'Kub. 1990192 
- Selbstversorsungsgrad für Getrei- 103 96 61 126 54 136* 
de in %.1987 
- Selbstversorgungsgrad für Butter 122 153 144 105 84 168* 
in %.1987 

SubveationieruDg der Erzeuger: 
- ErzeugersubveatiODSiquivaleate 2,7 3,4 3,1 2,7 4,6 81,6 
(PSEs) in Mrd. USS, 1992 
- Erzeugersubveationsiquivaleate 34 25 38 13 30 13 
in 1000 USSje Landwirt. 1992 
- ErzeugersubveatiODsiquivaleate 957 1906 3310 913 2410 795 
in USSjeba LN, 1992 
- ErzeugersubveatiODsiquivaleate 57 68 77 49 75 47 
in %.1992 
- ZusammeasetzuDg der Erzeuger-
subventionea in % 
- Elfektive Marktpreisstiitzuni 76 60 37 83 75 72 
- Direkte Zahluogea 17 32 56 8 14 11 

I Um die Vergleichbarkeit der Anpben zu erhöhen, wird in der letzten Spalte in einigen Fällen der Wert 
für Dänemark als kleinerem Mitgliedstaat der EU und nicht detjeinige für die gesamte EU angegeben. Dies 
wird immer durch ein,,·" gekennzeichnet. 

2 Marktpreistützung minus Produktionsabgaben und Futtermittelanpassung. 

Quelle: FAO, Production Yearbook, 1992; FAO, The State ofPood and Agriculture, 1992; OECD, Agricul
tural Policies. Markets and Trade, 1993; OECD, Economic Accounts tbr Agriculture, 1992; OECD, Food 
consumpton Statistics 1978-1988, 1990; OECD, Main Economic lndicators, 1992; Kommission der EG, 
1992. 
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Der niedrige Anteil der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft an allen Erwerbstätigen und 
der niedrige Beitrag des Agrarsektors zum gesamtwirtschaftlichen Bruttoinlandsprodukt 
dokumentiert deren Status als Industrieland. Tabelle 2.1 zeigt zusätzlich die im Vergleich 
zum Durchschnitt der EU geringen durchschnittlichen Betriebsgrößen in den EFT A
Mitgliedstaaten. Die relativ hohe Produktionsintensität in der Landwirtschaft der fiinf EFT A
Mitgliedsaaten wird durch den hohen durchschnittlichen Düngemitteleinsatz und die große 
Zahl an Traktoren je 1000 ha deutlich. Die durchschnittlichen Hektarerträge bei Getreide 
liegen insbesondere in Finnland und Norwegen deutlich unter dem EU-Niveau. Die durch
schnittlichen Milchleistungen kommen hingegen dem in Dänemark beobachteten Niveau sehr 
nahe. Lediglich in Österreich liegt der Durchschnittswert deutlich niedriger. Wichtig fiir die 
weitere Analyse ist die Betrachtung der Agrarpolitiken. Die mit Hilfe der prozentualen Er
zeugersubventionsäquivalente (PSEs) ausgedrückte Subventionierung der Erzeuger war 
1992 mit 75 % in der Schweiz am höchsten. Aber auch in Norwegen (77 %), Finnland (68 
%) , Schweden (57 %) und Österreich (49 %) lag das durchschnittliche Subventionsniveau 
noch über demjenigen der EU (47 %). 

Die Zusammensetzung der Erzeugersubventionen zeigt, daß in allen EFTA-Mitgliedstaaten, 
ähnlich wie in der EU, die effektive Marktpreisstützung das beherrschende agrarpolitische 
Instrumentarium ist. Lediglich in Norwegen ist die Gewährung direkter Zahlungen durch den 
Staat von größerer Bedeutung, wodurch deutlich wird, daß in Norwegen die größere Last 
vom Steuerzahler und in den anderen EFTA-Mitgliedstaaten von den Konsumenten getragen 
wird. 

3 Agraraußenhandel der EFf A-Mitgliedstaaten 

Die Agrarexporte und -importe2 machen nur einen kleinen Anteil des gesamten Warenhan
dels aus. Insbesondere aufgrund naturräumlicher und klimatischer Beschränkungen sind in 
allen EFT A-Mitgliedstaaten umfangreiche Importe notwendig, so daß alle fiinf Länder bei 
Agrarprodukten Nettoimporteure sind. Dennoch sind bei einigen Agrarprodukten in den 
EFTA-Mitgliedstaaten nennenswerte Exporte zu verzeichnen. 1990 war die EU die wichtig
ste Importeurin von Agrarexporten der EFTA-Mitgliedstaaten. Während der Anteil der 
Agrarexporte Österreichs und der Schweiz in die EU bei über 50 % liegt, beläuft er sich rur 
die drei nordischen Länder auf25 -35 %. Von den Agrarimporten der EFTA-Mitgliedstaaten 
liefert die EU in die nordischen Länder zwischen 45 und 55 % und nach Österreich 57 % 
sowie in die Schweiz 69 %. Daraus folgt, daß bereits vor dem EU-Beitritt und trotz der 
vielfachen Importbeschränkungen bei den meisten Agrarprodukten der bilaterale Handel 
zwischen EFTA-Mitgliedstaaten und der EU auf einem sehr hohen Niveau stattfindet. Auf
Billig ist weiterhin, daß die beiden Alpenstaaten Schweiz und Österreich im Agrarhandel eine 
deutlich höhere Handelsverflechtung mit der EU aufWeisen als die drei nordischen Länder] 

WEHRHEIM (1994, S. 69 ff) berechnete den Grad des Intra-Handels4 fiir Agrarprodukte 
auf dem drei- und vierstelligen SITC-Niveau. Dabei wurde die Handelsüberlappung rur die 

2 Darunter werden alle SITC-Kategorien (SITC: Standard International Trade Classification) zusammen
gefaßt, welche die F AO in ihrer Produktionsstatistik unter dem Aggregat ,,Agricultural Products" sub
summiert. 

3 Eine ausführlichere Darstellung des Agraraußenhandels findet sich bei WEHRHEIM (1994). 
4 Mit dem Term Intra-Handel bezeichneten GRUBEL UND LLOYD (1975) eine gleichzeitige Spezialisie

rung der Produktion, des Exports und des Imports von Warengruppen, die enge aber imperfekte Substitu
te in der Produktion, dem Verbrauch oder beidem sind. Der Intra-Handels-Koeffizient mißt entsprechend 
den Exportwert einer Produktkategorie, dem ein entsprechender Wert an Importen gegenübersteht 
Summiert über alle Produktkategorien und in bezug gesetzt zu der Summe aller Exporte und Importe 
ergibt dies einen Wert, der zwischen 0 und 100 % liegt. Je mehr er gegen 100 tendiert, desto stärker ist 
der Handel von intra-industrieller Spezialisierung geprägt. 
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EFTA-Mitgliedstaaten im Handel mit der EU auf dem vierstelligen (dreistelligen) Niveau 
berechnet. Die Werte lagen auch hier fiir Schweden mit 25,5 % (38,6 %), Finnland mit 
20,4 % (28,2 %) und Norwegen mit 16,5 % (21,5 %) deutlich niedriger als fiir die beiden 
südlicheren EFTA-Mitgliedstaaten. Die höchsten Werte des Intra-Handels wurden fiir die 
Schweiz mit 30,4 % (41,8 %) und fiir Österreich mit 32,6 % (41,8 %) berechnet. In einer 
Vergleichsrechnung wurden auch die entsprechenden Werte fiir den Intra-Handel einzelner 
EU-Mitgliedstaaten mit den EFTA-Mitgliedstaaten berechnet. Hier zeigte sich, daß die 
Werte u.a. in Abhängigkeit von der Größe der Volkswirtschaften stiegen. Für Deutschland 
wurden Werte von 48,9 % (55,2 %), fiir das Vereinigte Königreich Werte von 36,4 % 
(55,2 %), fiir Frankreich von 32,7 % (46,7 %) und fiir Dänemark von 33,0 % (30,0 %) er
rechnet. Insgesamt lassen diese bereits vor dem EU-Beitritt relativ hohen Werte des Intra
Handels-Koeffizienten vermuten, daß eine weitere Zunahme des Intra-Handels eine wesent
liche Triebfeder fiir die Zunahme des Agrarhandels darstellen wird. 

Des weiteren berechnete WEHRHEIM (1994, S. 75 ff.) Export-Ähnlichkeits-Indices5 

(ebenfalls auf dem vierstelligen Niveau) fiir die Agrarexporte der EFTA-Mitgliedstaaten in 
die EU. Dabei war u.a. auffällig, daß die Agrarexporte von Finnland und Norwegen in die 
EU (1990) selbst auf dem vierstelligen SITC-Niveau mit 51,8 % eine sehr ähnliche Struktur 
aufWeisen. Nachdem Norwegen der EU zum l. Januar 1995 fernbleiben wird, wird sich auf
grund der ähnlichen Exportstmktur mit Finnland ein gewisses Potential rur Handelsumlen
kung6 ergeben, sofern der EU-Beitritt mit einem Protektionsabbau gegenüber Finnland ein
hergeht, welcher im Rahmen des EWR Norwegen nicht eingeräumt wird. Auch der Wert rur 
den agrarsektoralen Export-Ähnlichkeits-Index fiir Österreich und die Schweiz in bezug auf 
die EU (1990) von 39,5 % zeigt einen relativ hohen Grad an Exportkonkurrenz. Diese Tat
sache könnte sich fiir die Schweizer Agrarwirtschaft nach dem EU-Beitritt Österreichs 
ebenfalls als Handelsnachteil auswirken. Auch der Anteil der Schweizer Agrarexporte, der in 
die bisherigen EFTA-Mitgliedstaaten ging (1990 12,4 %), könnte aufgrund des ab dem 1. 
Januar 1995 gültigen neuen Handelsregimes sinken. 

4 Simulation der agrarsektoralen Beitrittseffekte mit Hilfe eines partial-
analytischen Mehr-Länder-, Mehr-Produkt-ModeUs 

Für die quantitative Analyse agrarsektoraler Effekte des EU-Beitritts der fiinf größeren 
EFTA-Mitgliedstaaten wurde ein Modell entwickeh, welches auf dem SWOPSIM
Modellrahmen des USDA aufhaut (RONINGEN ET AL., 1991). In Anlehnung an dieses 
Akronym wurde das entwickehe Modell EFECSIM (EFta-EC-SIMulation) genannt. Der 
SWOPSIM-Modellrahmen ist insbesondere in der angelsächsischen Literatur in den vergan
genen Jahren von verschiedenen Forschem fiir die Simulation unterschiedlichster Liberalisie
rungsszenarien verwendet worden. Im deutschsprachigen Raum fand der Ansatz bisher nur 
begrenzt Beachtung. Hervorzuheben sind die Arbeiten von HAR TMANN (1992 und 1993). 

4.1 Allgemeine Eigenschaften von SWOPSIM-ModeUen 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß der SWOPSIM-Modellrahmen kein in sich ge
schlossenes Modell ist, sondern viehnehr ein Softwarepaket, mit dessen Hilfe Modelle, die 
speziellen ökonomischen Fragestellungen nachgehen, konstruiert werden können. Wenn-

5 Dieser Index mißt die Ähnlichkeit der Exporte von zwei Ländern (oder Handelseinheiten) in einen ge
meinsamen Exportmarkt (KREININ, FINGER, 1979, S. 905). 

6 VINER (1950) definierte Handelsumlenkung als eine Situtation. in welcher ein Gut. das vor der Bildung 
der Zollunion aus einem Drittland, das unter Berücksichtigung eines nichtdiskriminierenden Zolls der 
kostengünstigste Anbieter war. importiert wurde und nach der Gründung der Zollunion aus dem neuen 
Partnerland, das in Folge des Wegfalls des Zolles der billigste Anbieter ist. eingeführt wird 
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gleich die Anwendungen dieses Modellrahmens sehr unterschiedlich sind, so haben die mei
sten doch die folgenden Charakteristika (RONINGEN et Al. 1991, S. 4 ff), die auch auf das 
fiir diese Studie entwicklete EFECSlM-Modell mtreffen. 

SWOPSlM-Modelle sind komparativ-statisch, indem sie Ergebnisse fiir die Zeit nach der 
vollständigen Anpassung an t;inen exogenen Schock aufzeigen. Die Modelle sind so konstru
iert, daß die ökonomischen Effekte von Politikänderungen berechnet werden können. Dabei 
steht die Modellierung von Liberalisierungsszenarien im Vordergrund. Außerdem ist von 
Bedeutung, daß die Handelsströme einzelner Länder oder Regionen insgesamt dargestellt 
werden und keine bilateralen Handelsströme im Modell abgebildet sind. Damit wird die Ar
mington-Annahme ausgeschlossen, weswegen solche SWOPSlM-Modelle als "non-spatial", 
oder Brutto-Handels-Modelle bezeichnet werden. SWOPSlM-Modelle sind Mehr-Produkt
und Mehr-Länder-Modelle. Das einzelne Modell kann bis m 70 Produkte und 38 Regionen 
einbeziehen. Wichtig fiir die Interpretation der Simulationsergebnisse ist ferner, daß 
SWOPSlM-Modelle partielle Gleichgewichtsmodelle sind7• Wesentliche Parameter innerhalb 
von SWOPSlM, wie die Elastizitäten und technische Koeffizienten, werden nicht in den 
SWOPSlM-Modellen berechnet, sondern entweder aus der Literatur übernommen oder se
parat ökonometrisch bestimmt weswegen sie synthetische Parameter genannt werden. 

4.2 Ökonomische Grundstruktur des ModeUs 

Im ersten Schritt der Modellbildung werden einzelne Produktmärkte in einzelnen Ländern 
mit einer begrenzten Anzahl von Gleichungen fiir Angebot, Nachfrage und den Handel dar
gestellt. Im nächsten Schritt werden weitere Länder in das Modell aufgenommen und mehre
re Produkte einbezogen, so daß letztlich eine Matrix entsteht, deren Umfang mit der Anzahl 
der einbezogenen Länder und Produkte mnimmt. Als nächste wichtige Annahme wird ein 
Mechanismus eingefiihrt, der fiir die einzelnen Produkte auf dem Weltmarkt ein Gleichge
wicht zwischen Angebot und Nachfrage herstellt, so daß weder Überschüsse noch Defizite 
entstehen. Auf diese Art wird ein Weltmarktpreis errechnet, der Rückwirkungen auf die 
heimischen Preise hat, die wiederum Angebot, Nachfrage und den Handel mit dem jeweili
gen Produkt bestimmen. Verknüpfungen zwischen den Produkten werden auf den inländi
schen Märkten über Preis- und Mengenbeziehungen hergestellt. 

Die Gleichungen fiir Nachfrage (N) und Angebot (A) fiir jede Region (i) und jedes Produkt 
(j) haben folgende allgemeine Form (RONINGEN, SULLIV AN, DIXIT 1991, S. 6): 

(4.1) Nir Nij (KPij, KPik, QAih, TNij) 

(4.2) Aij = Aij (PPij, PPik, oder KPik, TAij) 

Dabei sind KPij nnd PPij die heimischen Preise fiir Konsumenten und Produzenten fiir das 

Produkt j im Land i. KPik und PPik sind Konsumenten- beziehungsweise Produzentenpreise 

fiir Güter, die mit Produkt j im Konsum beziehungsweise in der Produktion in einer substi
tutiven oder komplementären Beziehung stehen. In SWOPSlM werden konstante Elastizitä
ten fiir die heimische Nachfrage und das Angebot benutzt, das heißt die Eigenpreiselastizitä
ten werden über alle Preisvariationen beibehahen. 

7 Demgegenüber gibt es jedoch gerade in jüngster Zeit in den USA verstärkte Kritik an partiellen Modell
ansätzen und somit auch am SWOPSIM-Ansatz. Stellvertretend sei in dieser Arbeit auf die Kritik von 
HERTEL (1990) verwiesen, die in der Studie von WEHRHEIM (1994) ausführlich diskutiert wird. Soge
nannte Computable-General-Equilibrium (CGE)-Modelle werden wichtigen theoretischen Erfordernissen 
durch die Berücksichtigung der Rückwirkungen zum Nichtagrarsektor stärker gerecht, weswegen sie in 
neueren Studien der Politikanalyse immer häufiger Anwendung finden. 
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In der Nachfragegleichung bezieht sich QAih auf den Gebrauch von Produkt j als variabler 

Input in dem Produktionsprozeß von Produkt h. Beispielsweise köunte QAih eine fleisch

Angebotsmenge sein, welche in die Nachfragegleichung fiir ein Futtermittel einbezogen 
wird. TNij und TAij stehen fiir Politiken oder ökonomische Faktoren, welche die Funktionen 
im Zeitablaufverschieben, die jedoch in den meisten SWOPSIM-Modellen keine Bedeutung 
haben. Auf der Angebotsseite könnten dies zum Beispiel Produktivitätsänderungen sein, die 
infolge von technischem Fortschritt oder infrastrukturellen Maßnahmen auftreten. Auf der 
Nachfrageseite könnte man mit Hilfe der Shiftvariablen TNij Änderungen der Einkom

mensstruktur in das Modell einbeziehen. Es ist auffallig, daß in der Angebotsgleichung keine 
Technologie-Variable und in der Nachfragegleichung keine Einkommensvariable enthalten 
ist. Für beide Variablen gilt die ceteris-paribus-Klausel, wodurch der komparativ-statische 
Charakter beibehalten wird und in erster Linie der Einfluß von Politikänderungen auf Preise 
gemessen werden kann. Durch die in die Nachfrage- und Angebotsgleichungen eingehenden 
Variablen fiir die Kreuzeffekte zwischen den betrachteten Produkten wird zweierlei model
liert. Einerseits werden Kreuzpreiseffekte durch die Einbeziehung der entsprechenden Ela
stizitäten berücksichtigt. Andererseits werden Mengeneffekte einbezogen, indem der Ge
brauch des jeweiligen Produktes in einem anderen Produktionsprozeß als Input definiert 
wird. Ein Beispiel hierfiir wäre der Anteil eines Futtermittels (zum Beispiel: Weizen), der in 
einem Veredlungszweig (zum Beispiel: Schweinefleisch) eingesetzt wird. Aber auch der 
Anteil an Trinkmilch, der in die Produktion von Käse, Butter oder Magermilchpulver fließt, 
wird auf diese Weise modelliert. Die Angebotsmengen der Veredlungszweige werden somit 
in die Nachfragegleichungen der verwendeten Inputs einbezogen. 

Der Welthandel mit einem Produkt (~ Hij) wird als Differenz zwischen der Summe aller 

heimischen Angebotsmengen (~ Aij) und aller heimischen Nachfragemengen (Li Nij) dar

gestellt: 

Ist ein Gleichungssystem fiir alle Produkte und über alle Länder hinweg programmiert, wird 
das Modell in bezug auf ein Ba~ahr initialisiert, wodurch die Koeffizienten der Gleichun
gen berechnet werden. Im Ergebnis erhält man dann das Welthandelsmodell, das weltweit 
fiir alle einzelnen Produkte im Gleichgewicht ist. Dadurch wird sichergestellt, daß das Mo
dell zunächst die Daten des Basisjahres wiedergibt. 

Die vorherrschende Agrarpolitik wird in den Gleichungen (4.4) und (4.5) definiert, wodurch 
heimische Preise und Weltmarktpreise miteinander verbunden werden. Die heimischen Preise 
sind abhängig vom Niveau der Konsumenten- und Produzentenstützung und von den Welt
marktpreisen. Die Produzenten- und Konsumentensubventionen werden in Form von Diffe
renzbeträgen zum Wehmarktpreis in die Gleichung einbezogen: 

(4.4) KPij = CSWij + F(Wi' WPj) 

Dabei ist Wi der Wechselkurs der Währung des Landes i zum US-Dollar, WPj ist der Welt

marktpreis von Produkt j gemessen in US-Dollar. Die funktionalen Beziehungen F und G 
ermöglichen die Berücksichtigung unterschiedlicher Transmissionselastizitäten der Welt-
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marktpreise auf heimische Märkte, die von den imjeweiligen Land gewählten Politikinstru
menten abhängig sind8• 

Die Variablen CSWij und PSWij sind vergleichbar mit den absoluten Konsumenten- und 

Erzeugersubventionsäquivalenten (Consumer Subsidy und Producer Subsidy Wedges bezie
hungsweise EquivalentslCSEs und PSEs), wie sie aus Berechnungen der OECD bekannt 
sind und werden je Mengeneinheit (t) angegeben. KPij und PPij umfassen somit alle fiir die 

Konsumenten beziehungsweise Produzenten im Inland relevanten Komponenten, weswegen 
sie Anreizpreise genannt werden. 

4.3 Modellsimulationen und Liberalisierungsszenario mit EFECSIM 

In das EFECSIM-Modell wurden neben der EU, dem Aggregat ,,Rest der Welt" die fiinf 
genannten EFTA-Mitgliedstaaten separat aufgenommen. blsgesamt wurden 22 einzelne 
pflanzliche und tierische Agrarprodukte einbezogen, wobei die wichtigsten Produkte der 
gemäßigten Klimazone erfilßt wurden (vgl. WEHRHEIM, 1994). Das Modell wurde in be
zug auf das JIIhr 1989 initialisiert. Damit wurden die diesem Basisjahr zugrundeliegenden 
Daten fiir die Berechnung der Gleichungssysteme verwendet, womit auch alle Ergebnisgrö
ßen auf die Basiswerte des Jahres 1989 rekurrieren. Aufgrund der fiir jedes Land bezie
hungsweise jede Region bestehenden Angaben über Anbebot, Nachfrage, heimische Preise 
und Weltmarktpreise, Elastizitäten und Subventionsmaße wurde ein Welthandelsgleichge
wicht berechnet. 

Die Ergebnisse der Modellsimulationen, beruhen auf der Berechnung eines neuen Welthan
delsgleichgewichts fiir alle Produkte. Ausgangspunkt fiir diese Berechnung ist die Einwir
kung eines exogenen Schocks, der in den hier diskutierten Modellvarianten immer in der 
partiellen Reduktion der in den EFTA-Mitgliedstaaten gewährten Subventionsmargen be
steht. 

Der EU-Beitritt der EFTA-Staaten wurde in diesem ersten Modell unter der Annahme mo
delliert, daß alle EFTA-Staaten die bestehende Agrarpolitik der EU vollständig übernehmen. 
Damit wurden wahrscheinliche Übergangsregelungen im Agrarsektor außer acht gelassen 
und die Effekte des Beitritts nach der vollständigen Anpassungsreaktion simuliert, was dem 
komparativ-statischen Charakter des EFECSIM-Modells entspricht. Da innerhalb des 
EFECSIM-Modells der Einfluß der Agrarpolitik mittels Erzeuger- und Verbrauchersubven
tionsäquivalenten (PSEs und CSEs) gemessen wird, wurde fiir die einzelnen Länder die 
notwendige prozentuale Liberalisierung ihrer Agrarpolitik, ausgehend vom Niveau der Er
zeugersubventionsäquivalente je Hektar im Jahre 1989, berechnet. Bei Zugrundelegung die
ser Differenzen der Erzeugersubventionsä9llivalente wurden folgende Liberalisierungsmar
gen abgeleitet: fiir Schweden 40 %, fiir Osterreich 20 %, fiir die Schweiz 70 % und fiir 
Norwegen und Finnland 80 %. Die Berechnung der Liberalisierungsmargen ausgehend von 
anderen Subventionsmaßen (wie zum Beispiel prozeutualen PSEs) hätte den jeweiligen Wert 

8 Preistransmissionselastizitäten _rden in Handelsmodellen normaleT\WIise dazu vef\WIndet, um die rela
tive Änderung der heimischen Preise in Abhängigkeit einer relativen Änderung der Weltmarktpreise zu 
messen. NormaleT\WIise variieren Preistransmissionse1astizitäten zwischen Null und Eins. Liegt in einem 
Land eine Festpreispolitik vor, nimmt die Transmissionselastizität den Wert Null an, das heißt eine Än
derung des Weltmarktpreises verursacht keine Änderung des entsprechenden heimischen Preises. Würde 
die Protektion des heimischen Marktes hingegen durch einen Wertzoll durchgesetzt, müßte eine 
Preistransmissionselastizität von Eins vorliegen, das heißt eine Änderung des Weltmarktpreises wird 
unter diesen Politikbedingungen vollständig auf die heimischen Preise _itergegeben. 
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der einzelnen EFTA-Mitgliedstaaten geändert, das Gefiige zwischen den EFTA
Mitgliedstaaten wäre jedoch tendenziell gleich geblieben9. 

4~4 Ergebnisse der ModeUberechnungen 

Die mit EFECSIM infolge der partiellen Liberalisierung des Agrarsektors berechneten Ände
rungen der Weltmarktpreise gegenüber dem Referenzszenario sind alle plausibel 
(WEHRHEIM,1994). 

Erwartungsgemäß sind die Effekte, die von der EU-Integration der fiinf EFTA
Mitgliedstaaten und der damit einhergehenden Liberalisierung auf die Weltmarktpreise aus
gehen, im Aggregat aller Produkte niedrig (0,8 %). Für Schweden wurde ein Wohlfahrts
gewinn von insgesamt 223 Mio. US$ berechnet (siehe Tabelle 4.1). 

Der Rückgang des Angebots, aggregiert über alle einbezogenen Agrarprodukte, beträgt 
5,8 %. Der Rückgang der Produzentenrente würde sich nach der Simulation mit EFECSIM 
und im Vergleich zur Referenzperiode von 1989 aufüber 600 Mio. US$ belaufen. Finnland 
gehört neben Norwegen und der Schweiz zu denjenigen EFTA-Mitgliedstaaten, in welchen 
der EU-Beitritt nach der Simulation mit EFECSIM drastische Folgen fiir den Agrarsektor 
nach sich ziehen würde. Die im Rahmen dieser Studie erstellten Berechnungen zeigen einen 
entsprechenden Rückgang des Angebots im Vergleich zu 1989, aggregiert über alle Produk
te, von 22,9 % auf. Für Norwegen wnrden Verluste an Produzentenrente berechnet, die ab
solut gesehen deutlich unter denjenigen von Finnland liegen, sich aber auf über eine Mrd. 
US$ belaufen. Im Unterschied zu den anderen EFTA-Mitgliedstaatenerscheinen aufgrund 
der hohen Subventionszahlungen des Staates die Woh1filhrtsgewinne infolge der partiellen 
Liberalisierung vor allem auf dessen Konto und nur zum geringeren Teil auf dem der Kon
sumenten. Insgesamt wurde fiir Norwegen ein Woh1filhrtsgewinn infolge des EU-Beitritts 
von über 400 Mio. US$ berechnet. Für Österreich ergaben sich infolge des auf diese Art 
simulierten EU-Beitritts niedrige Änderungsraten fiir die wichtigsten Indikatoren. Im Ver
gleich zu allen anderen EFTA-Mitgliedstaaten war das in Erzeugersubventionsäquivalenten 
je ha LN gemessene Subventionsniveau in Österreich bereits 1989 dem der EU sehr ähnlich, 
weswegen die berechneten Änderungen nur moderat ausfallen. Insbesondere der in Öster
reich sensible Milchsektor wäre nach diesen Berechnungen im Vergleich zu den anderen 
EFTA-Mitgliedstaaten von geringen Rückgängen der Erzeugerpreise und einer noch schwä
cheren Schrumpfung des Angebots gekennzeichnet. Insgesamt wird durch die Berechnungen 
fiir die Schweiz deutlich, daß erwartungsgemäß ein Großteil des Anpassungsdrucks infolge 
des EU-Beitritts auf dem Milchviehsektor lasten würde. Ein AngebotSfÜckgang fiir Milch
produkte von ca 17 % und fiir Fleisch von Wiederkäuem von ca 33 % würde insbesondere 
fiir die Berglandwirtschaft einen hohen Anpassungsdruck verursachen. Andererseits stützen 
die Berechnungen das mit der Theorie konsistente Ergebnis, in dem die Konsumenten der 
Schweiz durch die partielle Liberalisierung einen Gewinn an Konsumentenrente von über 2 
Mrd. US$ ereichen könnten. Insgesamt könnte die Woh1filhrt der schw~rischen Gesell
schaftdurch den EU-Beitritt und den damit einhergehenden Subventionsabbau deutlich er
höht werden (710 Mio. US$). 

9 Die von der OECD für 1992 ausgewiesenen prozentualen Erzeugersubventionsäquivalenten (siehe Tab. 
2.1) zeigen z.B. für österreich im Vergleich zur EU ein um lediglich 2 Prozentpunkte höheres Subventi
onsniveau. Diese geringe Differenz kommt unter anderem durch die Nichterfassung verschiedener regio
naler agrarpolitischer Instrumente in Österreich zu stande. 
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TabeUe 4.1: Änderung wichtiger Indikatoren ausgewählter Produkte und Produk
taggregate in den EFfA-MitgUedstaaten auf grund eines EU-Beitritts; 
Vergleich mit der Referenzsituation (1989 ohne Liberalisierung) 

\:odU- I~onsumen-I Staat 1 Wohlfahrt rtto.han-\Angebot rachfrage IIErzeu-. zen- tenrente delsdiffe.. gerprels 
tenrente renz 

inMio. US$ in% 
Schweden 
FLWK' -121 135 20 40 n.v. -10,1 7,7 -21.8 
FLNWK -83 94 30 41 n.v. -3,3 1,8 -11.0 
MIP -42 48 11 17 n.v. -6,0 li,2 -26.7 
GET -207 172 116 81 n.v. -8,4 4,6 -19.2 
ÖLS -41 50 16 26 n.v. -1,1 4,3 -14,? 
ZUK -22 22 5 5 n.v. -6,0 2,2 -14,5 
APRO -648 518 347 223 -325 -5,8 1,1 -14,0 

Finnland 
FLWK' -422 415 177 169 n.v. -34,2 23,1 -60,9 
FLNWK -389 400 187 198 n.v. -23,9 10,3 -51,2 
MIP -99 97 41 39 n.v. -14,4 29,9 -58,3 
GET -813 812 259 258 n.v. -35,0 15,8 -58,S 
ÖLS -58 108 14 64 n.v. -5,8 16,4 -35.6 
ZUK -48 77 19 10 n.v. -22,9 6,9 -43,9 
APRO -2.185 1.964 994 774 -777 -22,9 5,9 -43,4 

No~n 
FLWK -365 243 282 167 n.v. -35,4 17,2 -60.7 
FLNWK -160 219 38 97 n.v. -23,4 11,6 -50,9 
MtP -28 23 11 6 n.v. -11,9 16,9 -39,1 
GET -285 326 73 114 n.v. -40,3 12,7 -62,7 
ÖLS 0 I -I 0 n.v. 0,1 -9,2 -0,1 
ZUK 0 3 -3 0 n.v. -15,2 5,0 -30;9 
APRO -1.116 321 1.221 434 -354 -22,3 4,5 -38.5 

l°sterreich 
FLWK' -74 57 46 30 n.v. -5,1 3,3 -9,4 
FLNWK 46 58 9 . 21 n.v. -2,5 0.9 -5,1 
MIP -7 6 4 3 n.v. -1,7 3,3 -8,3 
GET -35 42 8 15 n.v. -1,2 -0,4 -4,5 
ÖLS 0 -I 0 0 n.v. 0 -1,6 0,3 
ZUK -14 17 1 4 n.v. -5,7 2,0 -12,2 
APRO -183 189 62 67 -93 -2,4 0,3 -4,6 

Schweiz 
FLWK' -587 729 217 341 n.v. -32,7 21,3 -33,6 
FLNWK -378 563 -72 114 n.v. -25,7 8,9 -41,9 
MIP -281 282 138 140 n.v. -16,6 22,3 -48,1 
GET -292 358 12 78 n.v. -12,2 -4,4 -48,8 
ÖLS -25 103 -7 71 n.v. 4,2 19,5 -27.3 
ZUK -17 28 2 8 n.v. -34,7 8,3 -61,2 
APRO -1.931 2.250 408 710 -735 -19,6 3,1 -36,6 

EFI'A -6.063 5.242 3.032 2.108 -2.184 -15,1 3,1 -7,3 

1 Die Abkürzungen der Produkte bedeuten: FLWK=Fleisch von Wiederkäuern; FLNWK=Fleisch von 
Nichtwiederkäuern (Schweine und Geflügel); MIP=Milchproduke; GET=Getreide; ÖLS= Ölsaaten; 
ZUK=Zucker; APRO= Alle Produkte; 

2 die wertmäßige Nettohandelsdifferenz umfaßt die Änderung aller Export und Importe gegenüber der 
Referenzsituation und aggregiert über alle Produkte. 

Quelle: Eigene Berechnungen mit EFECSIM 1 und 2. 
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4.5 Schlußfolgerungen zur ModeUanalyse 

Der Großteil der Studien, die sich mit der EU-Integration der EFTA-Mitgliedstaaten be
schäftigen, untersucht jeweils die Auswirkungen auf einzelne der hier diskutierten Länder (z. 
B. fiir Finnland: TÖRMÄ, RUTHERFORD, 1993 und KETTUNEN, 1993; fiir Schweden: 
JONASSON, 1992; fiir Norwegen RlCKERTSEN, 1991; fiir Österreich: NEUNTEUFEL, 
ORTNER, 1989; SCHNEIDER, 1989 und HOFREITHER, PRUCKNER und WEISS, 
1991). Nur wenige Studien behandelten die EU-Erweiterung um die Mitgliedstaaten der 
EFT A und deren Auswirkungen auf den Agrarsektor aus der Sicht aller fünf EFT A
Mitgliedstaaten (z.B.: ANDERSON, 1993; JOSUNG, (993). 

Mit dem vorliegenden Beitrag wurden deswegen die agrarsektoralen Effekte des EU
Beitritts der EFTA-Mitgliedstaaten auf eine konsistente Art fiir jeden der fünf EFTA
Mitgliedstaaten analysiert. Demgegenüber gibt es auch einige Nachteile des entwickelten 
EFECSIM-Modells, die bei der Interpretation der Ergebnisse berücksichtigt werden müssen. 
Der wichtigste Aspekt ist, daß die Berechnungen auf einem reinen Liberalisierungsszenario 
beruhen und somit z.B. die Effekte auf die nationalen Staatsbudgets, die von den ausgehan
delten Transferzahlungen zwischen EFTA-Mitgliedstaaten und der EU-Kasse ausgehen, 
nicht berücksichtigt werden. Zum zweiten ist die fiir alle Produkte eines Landes pauschale 
Liberalisierungsmarge eine Vereinfachung, die den in der Zwischenzeit vorliegenden diffe
renzierten Verhandlungsergebnissen des EU-Beitritts nicht standhalten. Außerdem ist zu 
berücksichtigen, daß die Basisdaten der Modellberechnungen fiir das Jahr 1989 die heutige 
Situation in den EFTA-Mitgliedstaaten kurz vor dem EU-Beitritt nicht mehr ausreichend 
widerspiegelt. 

5 Diskussion: Die Politische Ökonomie des EU-Beitritts 

In dem vorliegenden Beitrag wurden in einem Querschnittsvergleich die möglichen Effekte 
einer EU-Erweiterung um die fünf größeren EFTA-Mitgliedstaaten diskutiert. Aufbauend 
auf dem SWOPSIM-Modellrahmen wurde dieser Politikwechsel in Form einer partiellen 
Liberalisierung simuliert. Die Ergebnisse deuten fiir alle fünfEFTA-Mitgliedstaaten zum Teil 
drastische Rückgänge der Angebotsmengen fiir die wichtigsten Agrarprodukte infolge der 
sinkenden Erzeugerpreise an. 

Die in der Zwischenzeit feststehenden vertraglichen Vereinbarungen über die Anpassungs
modalitäten im Agrarsektor spiegeln allerdings das Liberalisierungsszenario in dieser StUdie 
nur teilweise wider. Die im Modell unterstellte partielle Liberalisierung in den EFTA-Mit
gliedstaaten wird durch die Übernahme der EU-Marktordnungen und die sofortige Über
nahme des Preisniveaus, des Außenregimes der EU und der Marktöffuung gegenüber den 
Mitgliedstaaten der EU vollzogen werden. Im Unterschied zur Süderweiterung wird damit 
ein aus Sicht der EU einfacheres Übergangsmodell, das sogenannte ,,Binnenmarktmodell", 
umgesetzt. Norwegen, Österreich und Finnland wurden allerdings fiir eine Übergangszeit 
national finanzierte, degressive Beihilfen gewährt. Zusätzliche Regelungen 
(Sicherheitsklausei und Beihilfen fiir Regionen nördlich des 62. Breitengrades) sollen weitere 
Schwierigkeiten, die sich in den EFTA-Mitgliedstaaten aus der Übernahme der GAP erge
ben, abmildern. Die wesentliche Abweichung von dem im Simulationsmodell unterstellten 
Liberalisierungsszenario liegt allerdings in der ,,Fixierung" des Angebots fiir die wichtigsten 
Produkte in den EFTA-Mitgliedsaaten. Im Gegenzug fiir die Aunahme des 
,,Binnenmarktmodells" wurden den EFTA-Mitgliedstaaten vergleichsweise hohe nationale 
Produktionsquoten zugebilligt. Trotz der hohen Überschüsse in den EFTA-Mitgliedstaaten 
bei einigen wichtigen Produkten, welche durch die bisherige Agrarpolitik induziert waren, 
wurden keine Kürzungen der Produktionsmengen in den EFTA-Mitgliedstaaten ausgehan-
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deh. Die Höhe der Produktionsquoten konnnen z.B. dem österreichischen Bedarf weitge
hend entgegen (Österreichisches Landwirtschaftsministerium, 1994). Auch fiir Schweden, 
Finnland und Norwegen orientieren sich die ausgehandehen Produktionsquoten im großen 
und ganzen an den gegenwärtigen Erzeugungsmengen (AGRA-EUROPE, 11/1994). Eine 
niedrigere Festsetzung der Produktionsquoten wäre aus Sicht der EU notwendig gewesen, 
hätte man einen Teil der schon vor der Erweiterung bestehenden Überschüsse der EU-12 auf 
den Märkten der EFTA-Mitgliedstaaten absetzen wollen. Die hier diskutierten Modellbe
rechnungen zeigen zum Beipiel, daß bei einer Nichtfixierung des Angebots der zusätzliche 
Importbedarf der EFTA-Mitgliedstaaten zum Beispiel bei Rindfleisch ca. ein Fünftel und bei 
grobem Getreide über ein Viertel der Exporte der EU (von 1989) ausgemacht hätte 
(WEHRHEIM, 1994, S. 211). Die dadurch mögliche Reduzierung der Ausgaben im Agrar
haushalt der EU wurde offensichtlich anderen nicht-ökonomischen Vorteilen, die sich aus 
der Integration der EFTA-Mitgliedstaaten in die EU ergeben, geopfert. 

Summary 

This article provides a descriptive summary on the structure of the agricultural sector in the 
live larger EFTA-memberstates Sweden, Finland, Norwa, Austria and Switzerland. 
Furthermore, agricultural trade between these countries and the EU is analyzed by using the 
index of export-similarity and an intra-industry trade coefficient. The centerpiece of the ar
ticle is a model, with which some ofthe effects ofEU membership in the agricultural sector 
are simulated. The developped model is based on the SWOPSIM-modelling framework, 
includes the five EFT A-memberstates separately as well as 22 agricultural connnodities. The 
model shows large losses for producers in the EFT A-memberstates, which were highest for 
Finland, Switzerland and Norway. For all EFTA-memberstates substantial welf are gains we
re computed as a result ofthe concomitant decrease in consumer prices. However, the ag
reement between the European Commission and the EFT A-memberstates differ from the 
modelIed scenarios by fudng the supply of important agricultural commodities with fixed 
national production quotas which correspond in general to 1994 production-Ievels. 

PeSIlMe 
"3KOHOMH'IeCKHe nOClIeACTBIUI AlI,. arpapHOro CeKTopa cTpaH 
EBponeiicKoii acco~Ha~HH CBo6oAHOii TOprOBlIH mBe~HH, 

4»HHlI,.HAHH, HopBerHH, ABCTPHH H mBeii~apHH nOClIe HHTerpa~HH 
B Ee" 
B 3TOH pa60Te KpaTKO paccMaTpHBaeTCJI CTpYKTypa arpapHoro ceKTopa 3KOHOMHKI1 
nJiTH KpynHblx cTpaH EBponeHcKoH aCCOI.\Hal.\HH cB06oAHOH ToproBnH (EACr) -
lliBeI.\HH, cIIHHnJlHAHH, HopBerHH. ABCTPHH H lliBeHl.\apHH. KpoMe Toro, 
npoBOAHTCJI aHanH3 ToprOBnH arpapHotl npoAYKLJ;Hetl Me}KAY 3THMH CTpaHaMI1 11 

EC, OCHoBaHHbltl Ha Hcnonb30BaHI1H HHAeKCOB 3KcnopTHblX 3KBHBaneHTOB H Koe.pe 
.pHI.\I1eHTOB BHYTpHOTpacneBotl ToprOBnH (intra-industry trade coefficient). 
UeHTpanbHblM 3BeHOM pa60Tbl JlBnJleTCJI MaTeMaTH'leCKaJl MOAenb. KOTOpaJl 
OTpa}KaeT HeKOTopble nocneACTBHJI BCTynneHHJI B EC AnJi arpapHoro ceKTopa 
3KOHOMHKH Ha3BaHHblX Bblwe CTpaH. 3Ta MOAenb pa3pa60TaHa Ha OCHOBe 
SWOPSIM-MoAenH H paCCMaTpHBaeT B OTAenbHOCTH 5 CTpaH no 22 BI1AaM 
arpapHotl npoAYKI.\HH. B pe3ynbTaTe peWeHHJI MOAenH nonY'lalOTcJI 60nbwHe nOTepH 
AOXOAOB AnJi cenbCKOX03J1HCTBeHHbIX npoH3BoAHTeneH cTpaH EACT, oc06eHHo no 
cIIHHnJlHAHH. lliBeHl.\apl1H H HopBerHH. Ho 6nJIToAapJl CHH}KeHHIO l.\eH nOTpe6enHHJI 
no BceM cTpaHaM EACT Ha6nlOAaeTCJI POCT nOKa3aTeneH 06l1.\ero 6narOCOCTOJlHHJI. 
npH paccMoTpeHHH pe3ynbTaToB peWeHHJI MOAenH He06xoAHMO Y'lHTblBaTb 
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pa3JH1'111J1 MelKAY MOAeßLIO 11 npaBI1ßaMI1 arpapHoit TOprOBßM YCTaHOBßeHHLlMM 
AOrOBOpOM MelKAY CTpaHaMI1 EACT 11 EBpOneHcKoit KOMl1ccl1eit, B KOTOPOM 
3a<!>I1KCl1pOBaHLI Hal\MOHaßLHLle KBOTLI np0I13BOACTBa, 0pMeHTMpOBaHHHLle B 
OCHOBHOM Ha ypOBeHL npoM3BoAcTBa 1994 rOAa. 
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CONSEQUENCES OF TUE EU AGRARIAN REFORM ON TUE FlNNlSH 
AGRICULTURE 

von 

Harri WESTERMARCK* 

1 A sbort bistory of Finland and its agrieulture 

FinIand was connected with Sweden during the period of 1157-1809, then with Tsar Russia 
up to 1917 as an autonomous Grand Duchy with a constitution and legislative organs of its 
OWR. Finland declared her independence in 1917. Dut it was not until the next year, after 
securing the independence by force in a bitter civil war, that Finland could lay the foundati
ons of an independent nation. According to the Constitution Act, which came into force in 
1919, Finland became a republic with a parliamentary government. 

A good idea of Finland's position in relation to other countries is gained from the fact that 
the northernmost part ofFinland lies in the latitudes ofCentral Greenland, the northernmost 
borderlines ofthe Northwest Territories in Canada and Alaska and North ofVerhojansk in 
Siberia. Finland is situated in the transitional zone between the moist Atlantic area with the 
Gulf Stream as a store ofheat and the dry continental climatic area. Finland is a 10ng country 
and the length ofthe growing season varies almost three months from south to north. 

The country's entire arable land constitutes 10% of the total land area while there is 71 % 
forest. In 1888 the population engaged in agriculture was 75% ofthe labour force, in 1920 
65%, in 195042 %, in 197020% and in 1993 8 %. So during 100 years it has been quite a 
large change in the structure ofthe labour force figures. Usual1y a Finnish farm comprises 
three times as big forest area as arable land area. However, still we are one of the most 
agricultural among the industrialized countries in Europe. 

Small farm size is characteristic of Finnish agriculture. As holdings over 2 hectars are inclu-
. ded the average arable land area was in 1993 12,8 hectars (see table). The problem ofsmall 
farms was created after the Second World War"when we lost 11 per cent of our land area to 
the Soviet Union. Over 400.000 people out of which 25 % were farmers migrated to the 
territories still under Finnish sovereignty. The resettlement program meant the splitting of 
middle sized and large farm units so that in the first place farmers from the ceded terriroty 
were entitled to land. 

As mentioned, earlier in 1950 still 42 % ofthe labour force worked in agricu1ture and fore
stry employments. After the war there was a great demand to increase the food production 
in the country. In the 1960-70's when human labour force was more and more substituted 
with capital and modern technology there was a great migration from rural areas to cities. 
The infrastructure bad been built up only in wood and heavy metal industry when paying the 
war debts to Soviet Union. This had given employment opportunities also for unskilled far
mers and workers. However,our industries could not suck out of farming so many hiddenly 
unemployed persons like the more diversfied livelihood structure in Sweden. Thus in the 
1970's 300.000 people left FinIand for work in Sweden. However, the favorable bilateral 
trade relations with the Soviet Union constituted a flourishing textile and food industry. Go-
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vemments on both sides annually agreed on the volume of exports so that there should be a 
parity in values. Russians still owe us 5 bil FIM. As its best over 25% of our export was to 
Soviet that gave employment to over 200.000 people. This situation changed drastically 
when Soviet Union collapsed. In the 1990's our unemployment rate rose to 18% ofthe total 
labour force. 

2 Finnish agrieultural policy support for way of Iife and not entrepreneurship 

Every country supports its agriculture. However, in Finland in the 30-year hegemony of 
Agrarian Party (nowadays Center Party) a very strong pricesupport system has been bnilt 
for farmers and rural areas. When the total support for agriculture in the OECD countries 
was last year 1,8 % ofthe GNP, in Finland it was 4%. In the neighboring country Sweden it 
was only 1 %. 

Farmers have more or less been relieved from marketing problems when guarantee prices on 
milk, grain, meat, and eggs have been set through annual negotiations with govemment . 
The agro-food industry has not been able or in need to develop niche products but exported 
the over production as bulk or in volume to the world market which already has been filled 
with simiIar kind of produets. Finnish agriculture has been able to produce much more food 
than consumed in our own country but the price of the produetion has been very high. The 
fixed prices have natura1ly favored the few !arge farmers who have gained the comparative 
advantage ofbig volumes and automatized production systems. 

Govemment has through prices guaranteed farmers the same average income as average 
industry workers get. Thus much of the agricultural policy has had the charaeter of a social 
policy measure; we have not been able to develop more economically viable' employment 
opportunities and therefore a relatively !arge agricu1tural population has been the only alter
native. Also from the defence policy viewpoint there has been a distinet need to keep the 
whole country settled . The societal, consumer, and quality issues have played a minor role 
to the farmer. He has not reaIly cared what will happen e.g. with his milk after leaving his 
farm gate. In the 1980's government imposed production quotas for milk and pig produeti
on, and also farmers have been oblidged to carry part ofthe export premium burden in their 
prices. 

3 CAP and direct payments for farmers 

lfFiniand becomes a member ofthe EU there will be a drastic collapse in the income level of 
farmers. Even ifthe number offarmers has decreased in the totallabour force (table) the 
agro food industry is still an important livelihood. The whole chain from producer to consu
mer employs over 300.000 people. 

Agriculture in Finland is due to long and cold winter and small Farm size less effective than 
in some EU countries. The transportation costs from farms to dairies and s1aughter houses 
are great because Finland is a long country. Also the geographicallocation far away from the 
European main roads has been a hindering faetor for the development of agriculture and 
rural areas. Yields are only half of those in Central Europe. In milk production the unfavor
able climatical conditions do not have such an impaet on the produce so the milk yields are 
on the same level as in other EU countries. 

lf we are going to be a member of EU indirect price support is not any more aIlowed. hI 
OECD Ministerial meeting in 1987 governments committed themselves to i'educing total 
support system and moving from output related subsidies to other policy measures. Direet 
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income payment can be targeted more specifically to farmers and does not leak into upstre
am downstream from the intended recipients. It is not either wasted in competitive price 
subsidisation between countries. Since direct income payments are financed by national 
budgets they are more transparent than price support hidden in consumer prices. However, 
direct support will have a negative effect on the motivation to make the operations more 
effective. Those who have been effective are punished more severely. 

Finland expects to be allowed to grant national support for farmers during the transition pe
riod in order to compensate the collapse of guarantee prices. How long that transition period 
canbe is an open question. However, as the alternatives are relatively limited, there is strong 
desire to keep the situation unchanged in the Finnish agriculture and therefore toextend the 
national direct support for an undefined time period. Commission in Brussels has not given 
red or green light yet but says that the situation will be confirmed iflwhen Finland becomes a 
member. Finland has a 1300 km long boarder line with Russia. From the security point of 
view it is not probable that EU wants to desolate the easter border areas ofEU. According 
to calculations Finnish farmers need the first year the support of 12 bil. FIM. The EU sup
port will be about 3 bil. FIM out ofwhich LFA support 0.7 bil. FIM, CAP support 1.5-2 bil, 
FIM, and the environment support 0.5 bil. FIM. The national support which the Finnish go
vernment will be paying is 9 bil. FIM which is about 2,7 bil. FIM more than what the 
agriculture nowadays gets through indirect price support. In the year 2000 there is a need 
for 9,4 bil. FIM, out ofwhich 2/3 will be payed from national funds. But still there are many 
uncertainties on the road; e.g. will the Finns after one week vote yes or no for the mem
bership. 

4 Consequences of EU-agrarian reform for thc agriculturc in Finland 

4.1 Production 

Even if over production of milk is one of the biggest problems of the EU agrarian policy 
Finland was granted the right to produce annually almost the existing amount ofmilk i.a. 2,4 
bil. kilos. It represents about 2 per cent ofthe whole milk production in the EU. Which kind 
of quotas are going to be divided among the producers is an open question. If the young 
well-trained farmers who have heavily invested in farming will not get extra quotas their 
motivation to farming will decrease considerably. Milk has been a typical bulk product, and 
the main producing area has been in Central and Northem Finland. Milk products represent 
32 per cent ofthe total income offarmers. Ifthe Southem Finland will not get LFA support 
the production will totally recede there and the markets will at least partially be open to 
Swedish and Danish products. Fresh milk is already now transported daily to Helsinki area 
from a 500 km distance. It seems that farmers are believing in milk production also in the 
future EU setting. It will give employment and the price fall is not more than 40 % of the 
existing support price level. 

EU has stated that 85 % ofthe fieldarea in Finland can get LFA support. This means that 
most of the fields are not favorable for bread grain production. Wheat can be grown only 
200 km north ofHelsinki. Also the acreages at the farms of20-30 hectars are too small that 
economic production of grain with the price level of 1/3 ofthe existing one is not possible. 
However, EU granted the right to produce grain on an area of 1,6 mill. ha out of the total 
field area of 2,3 mill. ha. In 1994 20 % of the field area is in fallow, and farmers get extra 
bonuses up to 2500 FIM Iha for fallowing more than the required 20 %. There is a danger 
that many farmers leave their field area uncultivated because the economic profit gained that 
way is higher than under grain cultivation. Our self suffiency in wheat can be guaranteed 
with a cultivation area of 100.000 ha. Most ofthe grain is thus refined through cows, pigs 
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and hens. Animal production represents together over 60 per cent of farmers' total income. 
Fall in prices will not be sufficiently compensated by the lower price of production inputs 
Iike fertilizers, machinery, and feed stuff. Also the environment aI regulations will restrict the 
efficiency of grain growing. Finnish farmers are now using in average 100 kg nitrogen per 
ha, while the EU directives permit a usage up to 150 kg ha for winter wheat. However, at 
the same time IP production methods are putting new requirements for diminishing leaking 
to lakes and rivers. 

For the pig production the CAP will have very dramatic effects. When there are no special 
arrangements in CAP for pigs the income will drop up to 90 %. The only way to survive is 
to decrease the production costs which is not possible in such an extent. The direct support 
will be paid pig producers according to the land area under cuJtivation and not according to 
the numebr ofpigs in production. Ifpig production is going to continue it will be totally on 
the mercy ofthe national support. 

EU does not have a joint forest policy and therefore EU membership will not have direct 
effects on timber production and the income offorest owners. However, forest industry has 
calculated a gain of 2 bi!. FIM which will also indirectly affect the forest owners. If we stay 
out we would face a danger that EU would increase its own timber production. If the Swe
des go in and we stay out we would loose our relative competitive position on the markets. 

4.2 Number of farmers 

The aim of the negotiations from Finnish side was to guarantee a diversified structure of 
agricultural production in Finland. The goal was to secure the continuity of those farming 
operations which could have the best economic prospects for survivaI. The official estimate 
is that half ofthe farms with over 2 ha cultivated area will cease to operate in the year 2000. 
This means that we will have 50-60.000 farms at the shift ofthe century. How many ofthem 
have an economic production is hard to say because small farms who consider farming as a 
way oflife can with direct income support go on for ever. In the danger zone there are tho
se young farmers who have invested heavily and made recently a generation shift with their 
parents. These farmers should be secured a possibility to continue their operation even under 
the falling price level ofthe commodities. Those who leave farming should mainly go to reti
rement. The average farmer age is 52 years. Thus it is hard to noteably change the occupati
on any more. Also there are very few alternative employment opportunities in which a 
trained farmer could eam his living. 

4.3 Export and product development of Finnish agricultural products 

Finnish agriculture and over production of most of the products have from the economic 
viewpoint been regarded as a burden. It has been a necessity to export the over production 
with high export premiurns. Value of agricultural produce in GNP is only 3 percent. At 
present only Swiss-Emmental cheese is able to compete on the world market without natio
nal export support. The heavy price support system has favored bulk production on milk, 
meat and grain. Finland has been carefully guarded by border customs for the products and 
similarily the EU-markets have not been open for Finnish products. 

If we come into EU we will have a new market of 370 miIl people. At the same time also 
agricuIturai products from the other EU countries will be pouring into Finland when opening 
the border. Of all the foodstuff presently consumed by Finns 81 % is domestic. It will be a 
big question what happens when cheaper and more diversified food is coming in. Is the Fin
nish quality good enough to compete? Yes, it iso 
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However, from the food industry viewpoint we have to develop export products of high 
quality and good image. They have to be able to compete by their own on the world market. 
They must have added value in their image compared to IP-products in other countries. In 
EU no export premiums are paid but from EU to other countries e.g. to the U.S. EU pays 
export support to a certain extent. Fu1filling a niche in Europe will be impossible for Finland 
alone. Therefore we need Scandinavian cooperation under an umberella of "Pure Scandina
vian products grown under midnight sun". Agro-ecological production is now appealing 
only to a relatively narrow segment in Europe but IP production products will have an in
creasing volume and prospect. According to a study made here in Germany consumers are 
willing at least on the symbolic level to pay up to 20 % more of foodstuffs which have been 
produced in "the right way". How committed people are to behave according to their envi
ronmental values and attitudes is a question. In Germany these values are deeper than in 
many other European countries. In bu1k products where margins are very small this increase 
in price is not important to the producer. In highly developed special agro-food products it 
makes areal difference. It is a fact that Finnish products are more pure than those in Central 
Europe; we use less fertilizers, chemicals, and manure problems on relatively small family 
farms are not of the magnitude like in Holland or Denmark. However, restovers are not a 
real issue from the quality point even ifthe consumers believe so. 

5 The Future of Finnish farming 

The future of Finnish farming will be determined by how profitably and etfectively farmers 
can perform. So far this has not been the case. The enlargement of farm sizes through 
acquisition or renting extra land is too lengthy a process, and we cannot change the climati
cal conditions. However, we must find ways how to rationalize the production on the farms. 
The economic priorities at farms must be the developing the managerial ability, joint use of 
machines, division oflabour among farmers in production chain, creating multi-income farm 
and more economical building style. Direct payments, not bound to the arnount or quality of 
production, to farmers will constitute up to 60 % ofthe income on the farms and will lead to 
a more extensive agro-ecological production pattern. Farmers start grinding more of their 
animal feed and stop buying protein food. It is not economically motivated to increase the 
volume and quality of production through increased use of production inputs because direct 
payments are made according to the nurnber of animals and acreage under cultivation. 

The prodUctiOll costs on the farms must be brought down because with the existing cost 
level there are no chances to compete on the European markets. Farmers have to become 
more aware ofthe costs because the narrowing income marginal will decrease the alternati
ves to act, and increase the risks offailure. At the same time when costs have to be dirninis
hed, the demand for the commodities has to be guaranteed. It is probable that vertical inte
gration is going to increase i.a. food industry will make more contracts with farmers which 
will secure the desired volume and quality of produce. More market orientation towards 
consumer's needs and wants is required. 

6 Networlring of research, universities and extension for developing agriculture 
and rural areas in Finland 

Societal interest is increasingly reaching out beyond traditional issues like crop and animal 
production technology. Environmental considerations, the concept of sustainability, food 
safety and food quality issues extend right through the food business chain, while farming 
activities are increasingiy being analysed within wider rural development and natural resour-
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ces management frameworks. A range of consumer acceptabiJity and ethical issues are raised 
by biotechnology development and animal welfare concems. 

Higher education, research and extension -services have responded in various ways to the 
changing economic, environmental, and developmental opportunities facing farm families 
and other rural residents. In contrast to the classicaI model of Technology Transfer 
(scientific and technologicaI knowledge flows in several steps from research to advisory 
services and finally to the end users) the model ofKnowledge and Information system takes 
into account the complexity ofrealities; the muhiple overlappings between research, extensi
on, education as weil as the informal networks, e.g. researchers participating in the imple
mentation and dissemination oftheir findings or farmers contn"buting themselves to the crea
tion of new knowledge. Greater synergy among education, research, and extension in iden
tifYing and addressing various issues could have a powerfully beneficial effect on their con
tributions to significant areas of societaI interest and concem in addition to important tradi
tional areas of agricu1tural production and farm income. 

Zusammenfassung 

Die finnische Landwirtschaft gründet sich auf kleine landwirtschaftliche Familienbetriebe. 
Die durchschnittliche Ackerfläche liegt bei 12,8 ha und die durchschnittliche Waldfläche bei 
36 ha. Die Ineffektivität der landwirtschaftlichen Produktion Finnlands im Vergleich zu eini
gen anderen europäischen Ländem beruht· daraut: dass der Winter kalt und lang ist, die 
Transporte zu den Molkereien und Schlachthöfen kostenspielig sind und Finnland von dem 
großen mitteleuropäischen Markt weit entfemt ist. Auch hat sich die finnische Agrarpolitik 
in erster Linie mehr um die landwirtschaftliche Produktion an sich und die EindäDunung der 
Landflucht gekümmert als um die Förderung der untemehmerischen Tätigkeit. In Fmnland 
beläuft sich der Anteil de Subventionen fiir die Landwirtschaft auf ca. 4% vom Sozialpro
dukt, während er in den OECD-Ländem im Durchschnitt bei 1,8% liegt. 

Wenn Finnland der EU beitritt, werden die Preise fiir die landwirtschaftlichen Produkte er
heblich sioken. Der Getreidepreis wird zum Beispiel um 60% und der Milchpreis um 40% 
fallen. Die landwirtschaftliche Produktion wird in Finnland jedoch auch in zUkunft nicht auf
hören. Die milchwirtschaftliche Produktion kano weitergefiihrt werden, wenn das Kostenni
veau dem niedrigeren Niveau der EU-Länder angeglichen werden kano' Direkte Einkom
mensubventionen werden dennoch an dem Jahreseinkommen von manchen Bauern etwa 
60% ausmachen, und die Anbaualtemativen werden sich diversifizieren müssen. Für das er
ste Jahr als EU-Mitglied ist in Finnland ein nationales Subventionenpaket in Höhe von 12 
Milliarden Finnmark geplant, von dem der finnische Staat fast 9 Milliarden selbst aufbringen 
muß. Nationale Subventionen werden auch nacht Ablauf der Übergangszeit noch nötig sein. 

Die Lebensmittelproduktion - vom landwirtschaftlichen Erzeuger bis zum Verbraucher -
beschäftigt in Finnland rund 300 000 Menschen. Der Export von landwirtschaftlichen Pr0-
dukten ist bislang hauptsächlich Export der Überschußprodukte gewesen. Heute besteht der 
Lebensmittelexport mehr und mehr aus veredehen Ereugnissen, die ohne Exportsubventi0-
nen in die EU verkauft werden können. Wichtige Wettbewerbsvorteile der finnischen Le
bensmittel sind vor allem ihre Reioheit und die umwehfreundliche Produktionsweise. In 
Finnland werden zum Beispiel SO% weniger Düngemittel verwendet als in den mitteleuropäi
schen Ländem. 

Die Zahl der landwirtschatflichen Betriebe wird bis zum Jahr 2000 auf ungefiihr die Hälfte, 
d. h. auf etwa SS 000, sioken. Besonders solche Jungbauem, die stark in die Viehwirtschaft 
investiert haben und hohe Schulden aufgenommen haben, geraten in die Gefahrenzone. Sie 
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müssen erheblich rentabler produzieren, um mit den EU-Preisen kokurrieren zu können. Das 
Durchschnittsalter der finnischen Bauern beträgt 52 Jahre, und etwa 50% von ihnen werden 
in den Ruhestand treten, weil alternative Arbeitsplätze nur in sehr begrenztem Maße angebo
ten werden können. 

Um die landwirtschaftliche Untemehmenstätigkeit zu rordern, muß man unbedingt ein enge
res Netz zwischen der landwirtschaftlichen Forschung und Beratung und der höheren land
wirtschaftlichen Lehre knüpfen. Nur durch die Aufstellung gerneinsamer strategischer 
Schwerpunkte ist es möglich, .die Ressourcen effektiv zu verteilen und den neuen Herausfor
derungen, mit denen die Landwirtschaft konfrontiert wird, gerecht zu werden. 

PeSDMe 

"nOCJleACTBHJI arpapHoA pe4»opMY Be AJI,. ceJII,c~oro x03,.AcTBa 
.IlHJI,.HAIlH" 

OCHOBY ceßbCKoro X03l1iicTBa cIIHHßIIHAHH COCTaBßIIDT MeßKHe ceMeiiHbie 

c!>epMepcKHe X03l1iicTBa. CpeAHli1i nßow,aAb naWHH B paC'leTe Ha X03l1iiCTBO 

COCTaBßlIeT 12,8 ra, a cpeAHli1i nßow,aAb ßeca - 36 ra. npH'IHHOii MeHbweii 

3c!>c!>eKTHBHoCTH ceßbcKOX03l1iicTBeHHoro npoH3BoAcTBa B cIIHHßIIHAHH B cpaBHeHHH C 

HeKoTopblMH eBponeiicKHMH cTpaHblMH IIBßIIDTCIi nßOXHe KßHMaTH'IeCKHe YCßOBHII C 

AßHHHblMH H· XOßOAHblMH 3HMaMH, 60ßee BblCOKHe TpaHcnopTHble pacxoAbi Ha 

nepeB03KH MOßOKa Ha MOßO'lHble 3aBOAbi H YAaßeHHOCTb cIIHHßIIHAHH OT 60ßbworo 

cpeAHeeBponeiicKoro pblHKa. ArpapHali nOßHTHKa cIIHHßIIHAHH 6b1ßa cocpeAOTO'leHa 

Ha ceßbCKOM X03l1iicTBe KaK TaKOBOM H Ha YMeHbweHHH npOl.\eCCOB MHrpal.\HH 

ceßbCKoro HaceßeHHII B ropOAa, a He Ha nOAAeplKKe 3c!>c!>eKTHBHorO 

npeAnpHHHMaTeßbCTBa. Cy6CHAHH ceßbCKOMY X03l1iiCTBY COCTaBßIIDT B cIIHHßIIHAHH 

OKOßO 4 % BaßOBOro COI.\HaßbHoro npoAYKTa, B TO BpeMIi KaK B CTpaHax 

"OpraHH3aI.\HH 3KOHOMH'IeCKOrO COTpYAHH'IeCTBa H pa3BHTHII" (03CP) 3TOT 

nOKa3aTeßb COCTaBßlIeT B cpeAHeM 1.8 %. 

npH BCTynßeHHH cIIHHßIIHAHH B EBponeiicKHii COD3 l.\eHbi Ha ceßbCKOX03l1iicTBeHe 

HYD npOAYKI.\HD 3Ha'lHTeßbHO CHH3I1TCII·. UeHbi Ha 3epHO, HanpHMep, ynaAYT Ha 60 
%, a l.\eHbi Ha MOßOKO - Ha 40 %. Ho H B 6YAyw,eM ceßbCKOX03l1iicTBeHHOe 

npOH3BOACTBO B cflHHßIIHAHH He 6YAeT CBepHYTO. npOH3BOACTBO MOßOKa MOlKeT 

6b1Tb peHTa6eßbHblM, eCßH ypOBeHb 3aTpaT CHH3HTCli AO 60ßee HH3Koro ypOBHII 

CTpaH-'IßeHoB EC. npliMbie Cy6CHAHH npoH3BoAHTeßlIM 6YAYT COCTaBßIITb AßII 

MHorHX c!>epMepoB AO 60 % HX AOXOAOB, npH'IeM npoH3BoACTBeHHali CTpYKTypa 

AOßlKHa CTaTb 60ßee CßOlKHOii H n03BOßlITb HMeTb 60ßbwe aßbTepHaTHB. Ha 

nepBblii rOA 'IßeHCTBa cIIHHßIIHAHH B EC 3anßaHHpoBaH Hal.\HOHanbHblii naKeT 

Cy6CHAHii B 06'beMe 12 MßPA. cjlHHCKHX MapoK, H3 KOTOPblX 9 6YAeT 

c!>HHaHcHpoBaHo 3a C'IeT caMoii cIIHHßIIHAHH. Hal.\HoHaßbHble Cy6CHAHH 6YAYT 

He06xoAHMbi H no HCTe'leHHH nepexoAHoro nepKoAa. 

B cIIHHßIIHAHH, B cc!>epe npoH3BoAcTBa npoAoBoßbCTBHJI, OT npoH3BOAHTeJlll C.-X. 

Cblpbll AO nOTpe6HTeßII, 3aHliTO OKOßO 300 TblCII'I 'IeßOBeK. IhßHWKH C.-X. 

npoAYKI.\HH 3KcnopTHpYDTClI, npH'IeM B HacTollw,ee BpeMIi Bce 60ßbWYD '1aCTb HX 

COCTaBßIIDT npOAYKTbi lKHBOTHOBOACTBa, KOTopble MorYT 6b1Tb npOAaHbi Ha pblHKe 

EC 6e3 3KcnopTHblx Cy6CHAHii. KOHKypeHTHblMH c!>HHcKHe npoAYKTbi IIBJlIIDTCIi 110 

npH'IHHe HX 3KoßorH'IeCKOii 'IHCTOTbi H 6e30nacHblx AßII oKpYlKaDw,ej,j cpeAbi 
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TeXHonorHA npoH3BoAcTBa. 8 cflHHnllHAHH, HanpHMep, npHMeHlIeTClI Ha 50 % 
MeHbwe YAo6peHHA, '1eM B CTpaHax CpeAHeA EBponbl. 

'IHcno cenbCKOX03l1AcTBeHHblX npeAnpHllTHA cflHHnllHAHH 6YAeT cOKpaw,aTbClI H K 

2000 rOAY COKPaTHTClI Ha nonOBHHY HnH AO 55 TblClI'I X03l1ACTB. 8 HaH60nee 

CnOJKHblX cl>HHaHcoBblx ycnoBHlIx OKaJKYTClI Te MonoAbie cl>epMepbl, KOTopble 3a C'IeT 

3aeMHblX cpeACTB CAenanH HHBeCTHl\HH B JKHBOTHOBOACTBO. ItIM Heo6xOAHMO 6YAeT 

3Ha'lHTenbHO nOBbiCHTb 3c1>cI>eKTHBHOCTb npOH3BOACTBa, '1To6b1 YCTOllTb B ycnoBHlIX 

lIeH EC. CpeAHHA B03pacT cl>epMepoB cflHHnllHAHH COCTaBnlleT 52 rOAa, OKono 50% 
HX nepeAAYT Ha neHCHll, T.K. anbTepHaTHBHble B03MOJKHOCTH 3aHlITOCTH O'leHb 

OrpaHH'IeHbI. 

'IT06b1 nOAAepJKaTb cenbCKOX03l1AcTBeHHoe npeAnpHHHMaTenbCTBO Heo6xOAHMO 

C03AaHHe TeCHOB3aHMOCBlI33aHHOA ceTH MeJKAY npOBeAeHHeM C.-X. HaY'IHblX 

HccneAOBaHHA. KOHcynbTal\HOHHblMH cnYJK6aMH H BblCWHM C.-X. 06pa30BaHHeM. 

TonbKO 6narOAaplI pa3pa6oTKe 06W,HX CTpaTerH'IeCKHX KOHl\enQHA MOJKHO AOCTH'Ib 

HaH60nee 3c1>eKTHBHoro pacnpeAeneHHlI pecypCOB H nOMO'lb cenbCKOMY X03l1ACTBY B 

ero KOHcI>poHTal\HH C HOBblMH Tpe6oBaHHlIMH. 
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MEmODEN DER BEWERTUNG ÖKOLOGISCHER ZlELE 





DIE CONTINGENT-V ALUATION-METHODE 
ZUR MONETÄREN BEWERTUNG VON UMWELTQUALITÄT 

von 

Susanne KÄMMERER" 

1 Problemstellung 

Die jüngere agrar- und umweltpolitische Reformdiskussion zeigt immer deutlicher, daß unse
re Landwirte nicht nur Nahrungsmittel und Industrierohstoffe herstellen, sondern auch ein 
öffentliches Gut in Form eines Landschaftsbildes bzw. der Kulturlandschaft fiir uns alle be
reitstellen. Während Sie fiir erstere über den Markt bezahlt werden, erhalten die Landwirte 
fiir die Erstellung der Kulturlandschaft keine Entlohnung. Bislang ist dies nicht weiter aufge
fallen, fiel doch die Kulturlandschaft automatisch mit der Nahrungsmittelproduktion an. 
Seitdem sich die Landwirtschaft aber aus bestimmten Gegenden zurückzieht, verschwindet 
auch ein Teil der Kulturlandschaft und damit ein Stück regionaler Identität, wie viele meinen. 
Andere wiederum begrüßen diese Entwicklung und sehen in der zunehmenden Verbuschung 
und Bewaldung der Landschaft sogar Vorteile. Einer dritten Gruppe schließlich ist diese 
Entwicklung gleichgültig, sie sieht weder Vor- noch Nachteile. 

Für wirtschafts-, agrar- und umweltpolitische Fragestellungen der verantwortlichen Ent
scheidungsträger in unserer Gesellschaft ist es von großer Bedeutung, wie die Bevölkerung 
den Wert von Kulturlandschaft tatsächlich einschätzt. Bevor Fehlentscheidungen getroffen 
oder falsche Erwartungen geweckt werden, sollte nun der "wahre Preis" fiir das nicht am 
Markt verkaufte Gut "Kulturlandschaft" bestimmt werden. Zu diesem Zweck sind Methoden 
entwickelt worden, die eine monetäre Bewertung von Umweltgütern wie Luft, Wasser, Bo
den oder des Landschaftsbilds ermöglichen. 

Gegenstand dieses Beitrags ist die Ermittlung der maximalen Zahlungsbereitschaft der Be
völkerung fiir die Pflege und den Erhalt von Kulturlandschaft durch die Landwirtschaft mit 
Hilfe der Contingent-Valuation-Methode. Datengrundlage bilden hierfiir die Ergebnisse einer 
schriftlichen Befragung, die im Juli 1994 im Lahn-Dill-Bergland durchgefiihrt worden ist. 
Dabei handelt es sich um eine Region, aus der sich die Landwirtschaft immer weiter zurück
zieht. Schon heute gibt es dort nur noch wenige Haupterwerbsbetriebe, und es ist ein erhöh
tes Bracherisiko festzustellen (vgl. MAERTENS, 1993; SCHWAB et al., 1993 sowie 
REGIERUNGSPRÄSIDIUM GIEßEN, 1992). 

Die Intention und der theoretische Hintergrund der zugrundeliegenden Contingent
Valuation-Methode stellen einen Schwerpunkt der vorliegenden Ausarbeitung dar und wer
den im folgenden Kapitel 2 analysiert. Gegenstand des dritten Abschnitts bilden die Konzep
tion und die Durchfiihrung der schriftlichen Befragung im Lahn-Dill-Bergland sowie die Prä
sentation ihrer Ergebnisse. Hierbei soll insbesondere auf die möglichen Determinanten der 
Zahlungsbereitschaft eingegangen werden. Darauf aufbauend soll auf der Basis vorläufiger 
ökonometrischer Schätzungen die Stärke des Einflusses dieser Größen auf die Zahlungsbe
reitschaft untersucht und eine Zahlungsbereitschaftsfunktion (Total-Value-Kurve) fiir Kultur-

Dipl.-Volkswirtin S. Kämmerer, Professur für Agrarpolitik, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften. 
J. W. Goethe-Universität Frankfurt, Zeppelinallee 29, 60325 FrankfurtlM. 
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landschaft ermittelt werden. Eine Zusammenfassung der in den vorangegangenen Kapiteln 
gewonnenen Ergebnisse schließt diesen Beitrag ab. 

2 Theoretische Grundlagen der Contingent-Valuation-Methode 

2.1 Intention und Inhalt 

Die Contingent-Valuation-Methode zählt zu den direkten Methoden der monetären Bewer
tung öffentlicher Güter. Direkte Methoden ermitteln die Zahlungsbereitschaft nach einem 
öffentlichen bzw. Umweltgut unmittelbar durch Befragungen, während die indirekten Me
thoden, wie z.B. die Hedonistische Preisermittlung oder die Reisekostenmethode, die Wert
schätzung fiir ein öffentliches Gut aus beobachtbaren Transaktionen auf dem Markt fiir ein 
privates Gut ableiten (vgl. FREEMAN, 1979, S. 916; POMMEREHNE, 1987, S. 141f und 
PFLÜGNER, 1988, S.252). 

Grundannahme der Contingent-Valuation-Methode ist, daß Individuen wahre, jedoch 
. "versteckte" Präferenzen rur Umweltqualitätsänderungen haben und in der Lage sind, diese 

in monetären Einheiten, sprich in Geld, auszudrücken (vgl. NAVRUD, 1992, S. 177). Mit 
Hilfe einer Befragung wird ein kontingenter, hypothetischer Markt erzeugt, auf dem die Be
fragten Veränderungen der Umweltqualität kaufen oder verkaufen können. Kontingenter 
Markt bedeutet in diesem Zusammenhang, daß die durch die Contingent-Valuation-Methode 
ermittelten Werte abhängig von den Informationen sind, die dem Befragten geliefert werden 
und von der Art und Weise, wie die Informationen in der Befragung präsentiert werden. Um 
möglichst unverzerrte Zahlungsbereitschaftsangaben zu erhalten, sollten deshalb im Rahmen 
der Befragung die Veränderung der Umweltqualität, der Zahlungsmodus und der kontingen
te Markt ausfiihrlich beschrieben werden, so daß sie von den Befragten gut verstanden wer
den können. (vgl. NAVRUD, 1992, S. 177f und MITCHELL und CARSON, 1989, S.2f). 

Die zwei grundlegenden Fragestellungen in der Contingent-Valuation-Methode lauten ent
weder "Was wären Sie bereit, maximal fiir eine Umweltverbesserung zu zahlen?" oder "Was 
müßte man llmen mindestens als Entschädigung zahlen, damit Sie eine Umweltverschlechte
rung akzeptieren? Im ersten Fall wird die sogenannte "Willingness to Pay" bzw. Zahlungsbe
reitschaft erfragt, während die zweite Fragestellung die "Willingness to Accept" oder auch 
Entschädigungsforderung zu ermitteln versucht. Die Bewertungsfragestellungen stehen in 
engem Zusammenhang zu den HlCKSschen Nutzenkonzepten der äquivalenten und kom
pensierenden Variation bzw. dem äquivalenten und kompensierenden Surplus (vgl. KRATZ, 
1989, S. 264 und MITCHELL und CARSON, 1989, S. 23-25). 

Die Contingent-Valuation-Methode unterscheidet sich von gewöhnlichen Befragungen (z.B. 
einer Meinungsumfrage) zum einen dadurch, daß das Gut, das bewertet werden soll und die 
hypothetischen Umstände, unter denen es dem Befragten verfiigbar gemacht wird, sehr aus
fiihrlich beschrieben werden. Dabei wird die höchste Güte einer Contingent-Valuation
Befragung erreicht, wenn professionelle Interviewer die Individuen zuhause befragen und 
dazu visuelle Hilfsmittel benutzen, wie z.B. Photographien und Landkarten. Zum anderen 
wird die Zahlungsverptlichtung, d.h. die Finanzierungsart der Umweltverbesserung, eindeu
tig beschrieben, z.B. in Form einer Steuererhöhung oder genau festgelegten Eintrittsgebüh
ren (vgl. CARSON, MEADE und SMITH, 1993, S. 7). 

Der direkte Bewertungsansatz zeichnet sich vor allem dadurch aus, daß er das einzige Kon
zept darstellt, mit dem Existenz- und Vermächtniswerte erfaßt werden können. Das bedeu
tet, daß auch Präferenzen von Personen berücksichtigt werden können, die fiir Umweltgüter, 
wie z.B. die Kulturlandschaft, eine Zahlungsbereitschaft haben, auch wenn sie selbst nie mit 
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ihnen in Berührung kommen oder sich einfach nur wünschen, daß sie fiir die nachfolgenden 
Generationen erhahen bleiben (MITCHELL und CARSON, 1989, S. 87; PFLÜGNER, 
1988, S. 285ff. und POMMEREHNE, 1987, S. 252). 

Neben der Zahlungsbereitschaft können mit Hilfe der Contingent-Valuation-Methode noch 
Informationen über bestimmte Charakteristika der Befragten ermittelt werden, wie z.B. Ein
kommen, Alter, Bildungsstand oder auch die Einstellung zu Umwelt- und Naturschutz. 
Durch die Einbeziehung dieser zusätzlichen Variablen lassen sich die möglichen Determinan
ten der Zahlungsbereitschaft und die Stärke ihres Einflusses empirisch bestimmen. 

2.2 Die Nutzenmessung mit Hilfe der HICKSsehen Wohlfahrtsmaße 

"Kompensierender und Äquivalenter Surplus" 

Das Ziel einer Contingent-Valuation-Befragung besteht darin, eine akkurate Schätzung des 
Nutzens bzw. der Kosten einer Umwehverbesserung/-verschlechterung zu erreichen. Für 
eine exakte Nutzenermittlung muß die Befragung sowohl methodischen Ansprüchen als auch 
den Erfordernissen der ökonomischen Theorie genügen. Die methodischen Ansprüche wer
den durch ein ausfiihrlich und verständlich beschriebenes Szenario erreicht, das frei von An
reizen ist, die zu verzerrten Ergebnissen fUhren können (Vgl. MITCHELL und CARSON, 
1989, S. 17). Um den theoretischen Erfordernissen zu genügen, muß die Befragung mit 
Hilfe eines angemessenen hypothetischen Marktes zu einer korrekten Nutzenmessung der 
Bereitstellung des Umweltgutes bzw. der Umweltveränderung fUhren. Die theoretischen 
Grundlagen fiir eine exakte Nutzenmessung sind Gegenstand dieses Abschnitts .. 

Da fiir öffentliche bzw. Umweltgüter keine Marktpreise existieren, kann die Nutzenmessung 
bei der direkten Bewertungsmethode nur über den Befragungsweg erfolgen, indem der Kon
sument direkt nach dem Nutzen bzw. seiner Zahlungsbereitschaft fiir Umwehveränderungen 
gefragt und daraus seine individuelle Nachfragefunktion fiir das betreffende Umweltgut bzw. 
die Umweltqualität abgeleitet wird (CANSIER, 1993, S. 87). Die Nutzenbewertung eines 
Umweltgutes bzw. einer Umweltqualitätsveränderung erfolgt somit über die maximale Zah
Iungsbereitschaft (bzw. minimale Entschädigungsforderung). Als monetärer Maßstab bietet 
sie die Möglichkeit, die nicht direkt beobachtbaren Nutzenänderungen zu bewerten (JUST, 
HUETH und SCHMITZ, 1982, S. 76). Wie in Abschnitt 2.1 schon erwähnt, sind hierbei 
grundsätzlich immer zwei Bewertungsfragestellungen möglich, die in engem Zusammenhang 
mit den von mCKS entwickehen Wohlfahrtsmaßen kompensierende und äquivalente Varia
tion bzw. kompensierender und äquivalenter Surplus stehen. Abhängig von den Eigentums
rechten (Property Rights) der Konsumenten an dem Umweltgut beinhaltet jedes der vier 
Maße eine Zahlung oder Kompensation, die ein bestimmtes Nutzenniveau aufrechterhalten. 

Die Auswahl eines adäquaten Nutzenmaßstabs erfordert weitere Überlegungen. Während die 
mCKSschen Variationsmaße fiir den Fall benutzt werden, daß der Konsument zwischen 
beliebig großen Mengen des betreffenden Gutes frei wählen kann, sind die mCKSschen 
Surplusmaße bei fest vorgebenen Mengen die geeigneteren Nutzenkonzepte (vgl. JUST, 
HUETH und SCHMITZ, 1982, S. 136 und MITCHELL und CARSON, 1989, S. 23). Weil 
Umweltgüter in der Regel nicht beliebig teilbar und in der Menge bzw. Qualität nur be
schränkt zur Verfiigung stehen, sind die mCKSschen Surplusmaße die exakten Zahlungsbe
reitschaftsmaße zur Bestimmung des Wertes eines Umweltgutes bzw. einer Umweltquali
tätsveränderung (vgl. RIBAUDO und HELLERSTEIN, 1992, S. 2). 

Die Herleitung des äquivalenten und kompensierenden Surplus fiir eine Mengen- bzw. Quali
tätsänderung ist in Schaubild I dargsteIlt. Hierbei verteih der Konsument sein Einkommen Y 
auf das Gut X, was stellvertretend fiir alle privaten Güter steht, und auf das Umweltgut q. 
Da hier lediglich relative Preise interessieren, wird der Preis fiir Gut X gleich I gesetzt. 
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Somit läßt sich das Einkommen des Konsumenten auf der Ordinate ablesen und der Preis des 
UmweItgutes wird als Steigung der Budgetgeraden gemessen. In der Ausgangssituation be
findet sich der Konsument in Punkt A auf dem Nutzenniveau Uo mit der UmweItqualität 

bzw. -quantität qO. 

Die Menge des UmweItgutes wird nun zum Beispiel durch eine Politikänderung von qO auf 

q I beschränkt bzw. die UmweItqualität verschlechtert sich von qO auf q I, was zum gleichen 

Konsum von q fUhrt, als ob der Preis von Po auf PI gestiegen wäre. Das Nutzenniveau des 

Konsumenten senkt sich von Uo aufU I und die Budgetgerade BO dreht sich nach links un

ten (vergleiche BO' in Schaubild I). Der Konsument befindet sich nun in Punkt D. Um den 

Nutzenentgang des Konsumenten zu kompensieren, wäre ein Einkommenszuschlag in Höhe 
der vertikalen Differenz zwischen den Indifferenzkurven Uo und U I auf der Geraden durch 

q I nötig, um den Konsumenten auf seinem Ausgangsnutzemriveau Uo zu halten. Da in dem 

vorliegenden Schaubild die Indifferenzkurve Uo aber nicht die Gerade durch qO schneidet, 

ist kein Einkommenszuschlag groß genug, um den Konsumenten rur seinen Nutzenentgang 
zu kompensieren, d.h. der Kompensierende Surplus wäre unendlich groß (siehe auch die 
Fläche (a+b+c+d+e) im unteren Graph des Schaubildes I). 

Schaubild 1: Ablettung das Äquivalenten und Kompensl .... nd.n 
Surplus 

X.Y 

y', 

Y. 

y', 
y, 

P 

P, 

p. 

q. q. ca. 

~ __ u. 

B. 

D 

Qualltlt Uw. Quantltlt 
des Umweltgula 

Que"': In Aniehnungan.JUST. HUETH ILSClWITZ.1982, 5.138. 

Konstruiert man jedoch den Fall, daß die Indifferenzkurve der Ausgangssituation die Gerade 
durch q \ schneidet (vergleiche Indifferenzkurve UO' im Schaubild I), so läßt sich durch 

ParalleIverschiebung der neuen Budgetgerade BO' in Punkt C der Kompensierende Surplus 

ennitteln. Er entspricht (Y \'-YO) und ist definiert als der Einkommensbetrag, der einem in

dividuum gegeben (genommen) werden muß, damit es nach einer Reduktion der Um
weItqualität (Steigerung der UmweltquaIität) auf seinem ursprünglichen Nutzenniveau bleibt, 
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auf dem die Umweltqualität nicht angepaßt werden kann. 111 dem unteren Graph des 
Schaubildes I entspricht er der Fläche unterhalb der HICKSschen kompensierten Nachfrage
funktion HO und oberhalb der Preisgeraden PO, d.h. der Fläche (a+b+c+d+e). 

Den Äquivalenten Surplus erhält mau durch ParaUelverschiebung der alten Budgetgerade BO 

bis sie die neue Illdifferenzkurve U I im Schnittpunkt mit der Geraden durch q I (Punkt D) 

schneidet. Er entspricht der Differenz (Y 2'-Y 0) wld ist definiert als der Einkommensbetrag, 

der einem Individuum genommen (gegeben) werden muß, damit es bei Nichteintritt der 
Umweltverschlechterung (Umweltverbesserwlg) auf dem gleichen Nutzenniveau gehalten 
werden kann , als wäre die Äuderung eingetreten unter der Annahme, daß die Qualität bzw. 
Quantität des Umweltgutes nicht angepaßt werden kann. Im unteren Teil des Schaubildes I 
entspricht der äquivalente Surplus der Fläche wlterhalb der HICKSCHEN kompensierten 
Nachfragefunktion H I und zwischen den Preisgeraden Po und P I und der Geraden durch 

qO, d.h. der Fläche -b (vgl. JUST, HUETH und SCHMITZ, 1982, S. 136/f, MITCHELL 

wld CARSON, 1989, S. 24/f sowie RIBAUDO und HELLERSTEIN, 1992, S. 2). 

Schaubild 2 : Ableitung des Äquivalenten und Kompensierenden 
Surplus mit Preis für Umweltnutzung = 0 

X. Y 

y, 

Y. 

Y. 

p 

q, q . 

u. 

Qualität bzw. Quantität 
des Umweltguts 

o 
Qualität bzw. Quantität 
des Umweltguts 

Quelle: In Anlehnung an : CANSIER, 1993, S. 94, .lUST, HUETH u . SCHMITZ, 
1982,5. 138 sowie MITCHELL u . CARSON, 1990, S . 24. 

Im Vergleich zu den Snrplnsmaßen erhält man die HICKSSCHEN Variationsmaße durch 
ParaUelverschiebung der Budgetgeraden bis zum Tangentialpwlkt mit den jeweiligen Nut
zenniveaus. Das bedeutet, daß der Konsum von q so angepaßt wird, daß das entsprechende 
Nutzenniveau Uo bzw. U I aufrechterhalten würde. In dem vorliegenden Beispiel ist die 

Kompensierende Variation somit um die Fläche a kleiner als der Kompensierende Surplus 
und entspricht der Differenz (Y 1-Y 0), entsprechend ist die Äquivalente Variation um die 

Fläche c größer als der Äquivalente Surplus und beträgt im oberen Teil des Schaubilds 
(YO-Y2)· 
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Da öffentliche bzw. Umweltgüter in der Regel den Individuen kostenlos zur VerfUgung ste
hen, ist die in Schaubild 1 dargestellte Ableitung der Surplusmaße noch um einen zusätzli
chen Aspekt zu modifizieren. Bei der kostenlosen Nutzung des Umweltgutes kann der Kon
sument sein Einkommen voll fiir den Konsum privater Güter nutzen. Somit verläuft seine 
Budgetgerade parallel zur Abszisse, was in Schaubild 2 dargestellt ist. In der Ausgangssitua
tion konsumiert das Individuum wieder qO und befindet sich somit in Punkt A mit dem ent

sprechenden Nutzenniveau UO. Wird nun durch eine Politikänderung die Menge bzw. Quali

tät des Umweltgutes auf ql festgesetzt, befindet sich der Konsument auf dem neuen Nut

zenniveau U 1 in Punkt B. Um den Konsumenten fiir diesen Nutzenentgang zu kompensie

ren, wäre wieder ein Einkommenszuschlag in Höhe der vertikalen Differenz zwischen den 
beiden Nutzenniveaus Uo und U 1 auf der Geraden durch q 1 nötig. Da aber auch hier Uo die 

Gerade durch q 1 nicht schneidet, ist die Kompensation rur den Nutzenentgang unendlich 

groß (vergleiche auch die unendlich große Fläche a im unteren Teil des Schaubilds 2). Für 
den Fall, daß die Indifferenzkurve Uo doch die Gerade durch ql schneidet (vergleiche UO'), 

würde sich der Konsument in Punkt C befinden und die Kompensation (Y 1-Y 0) erhalten. 

Der Kompensierende Surplus entspricht damit der Fläche unterhalb der kompensierten 
Nachfragefunktion HO -(a+b+c). Für den Nichteintritt der Umweltverschlechterung bzw. die 

Mengenbeschränkung von qO auf q}. wäre der Konsument (Y 0-Y 2) zu zahlen bereit und 

würde sich auf dem neuen Nutzenniveau U 1 in Punkt D befinden Der äquivalente Surplus 

entspricht somit der Fläche unterhalb der kompensierten Nachfragefunktion H 1 -c (vgl. 

CANSIER, 1993, S. 93 ff.; JUST, HUETH und SCHMITZ, 1982, S. 136ff. sowie 
MlTCHELL und CARSON, 1989, S. 23ff.). 

Der Umweltnutzen wird nun als der Betrad verstanden, den ein Individuum zu zahlen bereit 
ist, um in den Genuß einer Umweltverbesserung zu kommen, ohne sich dadurch schlechter 
zu stellen (Kompensierende/r SurpluslVariation) bzw. als die Forderung, die ein Individuum 
stellt, um trotz Nichteintritt der Verbesserung ein Nutzenniveau wie im Falle der Umwelt
verbesserung erreichen zu können (Äqivalente/r SurplusIVariation). Für die Ermittlung von 
Umweltschäden kehren sich die Aussagen um. 

Bei der Anwendung der Contingent-Valuation-Methode ist die Wahl zwischen der Zah
lungsbereitschaft (Willingness-to-Pay) und der Entschädigungsforderung (Willingness-to
Accept) nicht unproblematisch. Theoretisch müßten sich nämlich die beiden Bewertungs
maßstäbe entsprechen. Viele empirische Untersuchungen haben diese Annahme aber nicht 
bestätigen können (OECD, 1989, S. 39). Einen Erklärungsansatz hierfiir könnte die Diffe
renz zwischen den äquivalenten und kompensierenden Wohlfahrtsmaßen sein, die durch die 
Zugrundelegung unterschiedlicher Nutzenniveaus entsteht. Demnach müßte aber nach 
WILLIG (1976) unter Ausschluß von Einkommens-, Vermögens- und Substitutionseffekten 
eine Annäherung der beiden Werte stattfinden. Im Gegensatz dazu haben aber zahlreiche 
empirische Arbeiten und experimentelle Untersuchungen beträchtliche Unterschiede zwi
schen Willingness-to-Pay und Willingness-to-Accept herausgefunden (vgl. KNETSCH und 
SINDEN, 1984 und OECD, 1989). Somit müssen noch psychologische und politische 
Aspekte eine Rolle spielen. Zum Beispiel wird ein potentieller Verlust immer stärker einge
schätzt als ein potentieller Gewinn. Auch sind die Zahlungsbereitschaftsangaben an die Bud
getrestriktion gebunden, während Entschädigungsforderungen als Ausdruck von Protest 
unendlich hoch sein können. Demnach fällt die Zahlungsbereitschaftsangabe fast immer 
niedriger als die Entschädigungsforderung aus. Untersuchungen haben außerdem festgestellt, 
daß bei der Frage nach der Entschädigungsforderung die Fehleinschätzung unter Unsicher
heit, Risikoaversion und kurzer Entscheidungszeit wesentlich größer ist als beim Zahlungs
bereitschaftsansatz (vgl. CORELL, 1994, S. 2, KRATZ, 1989, S. 62f., MITCHELL und 
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CARSON, 1989, S. 33ff. und WIESE, 1986, S. 88). Die Literatur empfiehlt deshalb, die 
Wahl des Nutzenmaßes von einer Analyse der Rechtslage abhängig zu machen (vgl. 
PFLÜGNER, 1988, S. 264). Überall dort, wo die Eigentumsrechte in der öffentlichen Hand 
liegen und somit jeder Bürger Miteigentümer an der Umwelt ist, wäre somit die Entschädi
gungsforderung bei einer drohenden Umweltverschlechterung ein geeigneter Maßstab zur 
Nutzen- bzw. Kostenmessung. Haben die Betroffenen jedoch keinen Anspruch auf vorteil
hafte Umweltverbesserungen, so ist ihre Zahlungsbereitschaft zu ermitteln (vgl. WIESE, 
1986, S. 85). Da die Bevölkerung offensichtlich kein Anrecht auf eine gepflegte Kulturland
schaft hat und aus den bereits genannten Gründen wird in der vorliegenden Untersuchung 
die Zahlungsbereitschaft (Wi11ingness-to-Pay) als Nutzenmaß verwandt. 

2.3 Die Ermittlung von Zahlungsbereitschaftsfunktionen nach dem Konzept von 

BRADFORD 

Wie aus dem vorangegangenen Abschnitt schon ersichtlich wurde, sind traditionelle Nach
fragekurven nicht geeignet, um die Nachfrage nach einem bestimmten Umweltgut, wie z.B. 
der Kulturlandschaft, aus den direkt ermittelten Nutzenwerten abzuleiten. Zum einen können 
die Individuen nicht bei gegebenem Preis eine beliebig große Menge des Umweltguts frei 
wählen, zum anderen ist bei Umweltgütern häufig die Qualität und nicht die Quantität be
wertungsrelevant. Das bedeutet, daß die Konsumenten in den meisten Fällen nur zwischen 
verschiedenen Umweltpaketen wählen können, die sowohl in der Quantität als auch in der 
Qualität variieren können (vgl. RANDALL, IVES und EASTMAN, 1974, S. 132f). 

In der vorliegenden Untersuchung soll der Nutzen aus der pflege und dem Erhalt von Kul
turlandschaft bewertet werden. Um hierbei verschiedene Niveaus von Kulturlandschaft be
rücksichtigen zu können, muß eine Funktion der Zahlungsbereitschaft in Abhängigkeit der 
Menge bzw. Qualität der Kulturlandschaft geschätzt werden. Da es sich bei der Bereitstel
lung unterschiedlicher Niveaus von Kulturlandschaft wie bei den meisten Umwehgütem nm 
nicht-marginale Änderungen handelt, hat sich bislang das Konzept der Total-Value-Kurven 
als besonders geeignet bewährt (vgl. DlLLMAN und BERGSTROM, 1991, S. 253 und 
MITCHELL und CARSON, 1989, S. 29). 

Eine Total-Value-Kurve setzt die totale Zahlungsbereitschaft in Beziehung zu verschiedenen 
Quantitäten bzw. Qualitäten des betreffenden Gutes. Dabei kann es sich auch um verschie
dene "Pakete" von öffentlichen bzw. Umweltgütern handeln. Aus der geschätzten Total
Value-Kurve (auch "Bid-Kurve" genannt) kann dann eine lllCKSsche kompensierte Nach
fragefunktion abgeleitet werden (vgl. DlLLMAN und BERGSTROM, 1991, S. 253). 

Individuelle Bid-Kurven sind Indifferenzkurven, die durch einen gegebenen Ausgangspunkt 
mit dem öffentlichen Gut auf der Abszisse und dem Numeraire-Gut auf der Ordinate verlau
fen. Es wird angenommen, daß der Grenznutzen mit zunehmender Menge bzw. Qualität des 
Umweltgutes abnimmt und die individuelle Bid-Kurve somit einen degressiv steigenden 
Verlauf annimmt. Es liegt jedoch in der Natur von öffentlichen bzw. Umweltgütern, daß sich 
apriori nichts über den Verlauf einer Bid-Kurve sagen läßt. Ein degressiv steigender Verlauf 
ist somit auch keine Bedingung tUr die Anwendbarkeit des Konzeptes von BRADFORD 
(vgl. BRADFORD, 1970, S. 781ff.). 

Werden die individuellen Bids bzw. Zahlungsbereitschaften über die relevante Bevölke
rungsgruppe vertikal aufsummiert, so erhält man die aggregierte Bid- oder auch Total
Value-Kurve. Sie stellt die Beziehung zwischen totaler Zahlungsbereitschaft und totaler 
Quantität bzw. Qualität eines Gutes dar. Soll die optimale Quantität bzw. Qualität eines öf
fentlichen Gutes ermittelt werden, so ist noch eine Kostenkurve tUr die Bereitstellung des 
Gutes zu ermitteln. Dort, wo die Differenz zwischen totaler aggregierter Bid-Kurve und 
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Totaler Kostenkwve am größten ist, liegt die optimale Menge bzw. Qualitität des öffentli
chen Guts. Das Optimum liegt demnach im Schnittpunkt der marginalen Bid-Kurve mit der 
marginalen Kostenkwve. Die marginale Total-Value- oder auch Bid-Kurve erhält man durch 
die I. Ableitung der totalen aggregierten Bid-Kurve, die der mCKSCHEN kompensierten 
Nachfragekurve entspricht. Die Steigung der marginalen Bid-Kurve würde bei einem de
gressiv steigenden Verlauf der agggregierten Bid-Kurve damit neagtiv sein (vgl. DILLMAN 
und BERGSTROM, 1991, S. 257 und RANDALL, lVES und EASTMAN, 1974, S. 133f.). 

Ziel der diesem Beitrag zugrundeliegenden Untersuchung ist die Schätzung einer Total
Value-Kurve fiir die Bereitstellung von Kulturlandschaft. Für diesen Zweck sind mit Hilfe 
einer schriftlichen Befragung die totalen Zahlungsbereitschaften einer ausgewählten Bevöl
kerungsgruppe fiir drei verschieden große Kulturlandschaftsflächen ermittelt worden. Unter 
Berücksichtigung weiterer, die Zahlungsbereitschaft beeinflussender Variablen, wie z.B. 
Einkommen und Alter der Befragten, soll durch eine multiple Regressionsanalyse auf den 
Verlauf der Total-Value-Kurve geschlossen werden. Theoretisch ist ein mit zunehmender 
Bereitstellung von Kulturlandschaft abnehmender Grenmutzen und damit ein degressiv an
steigender Verlauf der Total-Value-Kurve fiir Kulturlandschaft zu erwarten. 

3 Monetäre Bewertung von Kulturlandschaft 

3.1 Konzeption der schriftlichen Befragung 

Für die Ermittlung des Nutzens aus der Pflege und dem Erhalt von Kulturlandschaft mit 
Hilfe der Contingent Valuation-Metbode wurde das· Lahn-Dill-Bergland als Untersuchungs
gebiet ausgewählt. Diese Region ist vom Rückzug der Landwirtschaft besonders betroffen 
und eignet sich somit gut fiir die vorliegende Untersuchung. 

Das Lahn-Dill-Bergland ist durch eine vielflihige Kulturlandschaft geprägt, die vor allem auf 
die heute noch vorherrschende extensive Landwirtschaft zurückzufiihren ist. Diese meist im 
Nebenerwerb betriebene Wirtschaftsweise konnte sich aufgrund der geographischen Lage, 
dem Klima und der Realerbteilung bis heute erhalten. Die landschaftlich sehr reizvolle Regi
on ist auch ein beliebtes Naherholungsgebiet. 

Durch die in der Einleitung schon angesprochenen veränderten agrarpolitischen Rahmenbe
dingungen hat sich die landwirtschaftliche Struktur vor allem im westlichen und nördlichen 
Teil des Lahn-Dill-Berglandes stark verschlechtert. Vermehrte Betriebsaufgaben und das 
Brachfallen ganzer Gemarkungen haben sowohl das Landschaftsbild als auch das Ökosystem 
wesentlich verändert. Die brachliegenden Felder verbuschen und werden zu Wald. Andere, 
nicht mehr genutzte Flächen werden aufgeforstet. Dadurch nimmt der Waldanteil immer 
mehr zu, und viele der vorhandenen Lebensgemeinschaften, die auf eine extensive Landbe
wirtschaftung angewiesen sind, gehen verloren (vgl. MAERTENS, 1993, S. 7f.; SCHWAB 
et al., 1993 sowie REGIERUNGSPRÄSIDIUM GIEßEN, 1992). 

Die landschaftlichen Veränderungen sind nicht nur von Naturschützern wahrgenommen 
worden, sondern auch von der ansässigen Bevölkerung, so daß ein Projekt zur Erhaltung der 
Kulturlandschaft im Lahn-Dill-Bergland ("Landschaftsprojekt Lahn-Dill-Bergland") gegrün
det wurde. Viele der Bewohner sind somit mit dem Problem vertraut, und es konnte mit 
einer ausreichend großen Resonanz auf die Befragung gerechnet werden. 

Im Juli 1994 wurden Fragebögen an 1000 Haushalte aus elf verschiedenen Gemeinden des 
Lahn-Dill-Berglandes verschickt. Die Auswahl der Gemeinden wurde aufgrund ihrer Sensi
bilität auf die Fragestellung getroffen, so daß zu gleichen Teilen Ortschaften, die unmittelbar 
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vom Brachfallen betroffen sind und solche, die nicht unmittelbar betroffen sind, jedoch auf
grund ihres Fremdenverkehrsaufkommens sensibilisiert sind sowie Gemeinden, die weder 
interessiert, noch direkt von dem Problem betroffen sind, bei det Befragung berücksichtigt 
wurden. Die 1000 Haushalte wurden nach dem Zufallsverfahren (Randomverfahren) ausge
wählt. Dabei wurden die amtlichen Telefonbücher als Datenbasis fiir die Stichprobenauswahl 
zugrundegelegt. Von den insgesamt 1000 verschickten Fragebögen waren 48 aufgrund un
gültiger Adressenangaben nicht zustellbar, so daß 170 auswertbare Fragebögen zur Verfii
gung standen, was einer Rücklaufquote von knapp 18 % entspricht. 

Der Fragebogen ist in vier Abschnitte unterteilt. In dem ersten Teil werden die Naturverbun
denheit und die Einstellung zum Landschaftsbild der Umgebung abgefragt. Dies dient zur 
Bewußtmachung, was die Kulturlandschaft als Landschaftsbild und zur Freizeitnutzung fiir 
den einzelnen bedeutet. Auch werden Fragen zum Thema Natur- und Umweltschutz und 
seinen Stellenwert in der Gesellschaft abgehandelt. Der zweite Abschnitt versucht, die Ein
stellung der Befragten zum Thema Landwirtschaft herauszufinden. Auch wird erfragt, in
wieweit den Probanden die Veränderung der landwirtschaftlichen Struktur aufgefallen ist 
und ob sie von ilmen positiv oder negativ bewertet wird. Der Abschnitt endet mit Fragen zur 
Honorierung der Landwirtschaft fiir die Pflege und den Erhalt von Kulturlandschaft. Damit 
soll die allgemeine B·ereitschaft bzw. Nichtbereitschaft zur Zahlung analysiert und auf die 
Fragen nach der konkreten Zahlungsbereitschaft vorbereitet werden. Der kontingente Markt 
wird im dritten Teil des Fragebogens aufgebaut. Nachdem der Status Quo des Landschafts
bildes mit Hilfe von drei Photographien beschrieben wird und die Befragten mit der Zahlung 
fiir Umweltleistungen vertraut gemacht werden, dienen die weiteren Fragen zur Ermittlung 
der Zahlungsbereitschaft fiir ein Landschaftspflegeprogramm, in das jeweils ein Drittel (bzw. 
zwei Drittel oder die gesamte) der vom Brachfallen bedrohten Fläche eingebunden werden 
soll, damit dort eine naturschonende Bewirtschaftung gewährleistet ist und somit die auf 
dieser Fläche vorhandenen Arten und Biotope erhalten bleiben. Die drei unterschiedlichen 
Szenarien dienen bei der späteren Auswertung zur Schätzung einer Nachfrage nach Kultur
landschaft bzw. einer Total-Value-Kurve fiir Kulturlandschaft in Abhängigkeit der Flächen
größe. Als Finanzierungsmodus ist eine feste Gebühr gewählt worden, die von einem Land
schaftspflegefonds eingezogen wird. Bei dem Fonds handeh es sich um ein zweckgebunde
nes, öffentliches Budget zur Finanzierung von Pflege- und Erhahungsmaßnahmen fiir die 
Kulturlandschaft. Im vierten und letzten Abschnitt werden dann noch Angaben über die Cha
rakteristika der Befragten, wie z.B. Alter, Einkommen, Bildung sowie ihre Einstellung zur 
Zahlung fiir Natur- und Umwehschutz erfragt, um auch ihren Einfluß auf die Höhe der Zah
lungsbereitschaft empirisch überprüfen zu können. 

3.2 Empirische Ergebnisse 

Von den insgesamt 170 Haushahen haben knapp 90 % (152 Haushalte) die Veränderung des 
Landschaftsbildes wahrgenommen. 120 (ca. 80 %) von diesen Befragten empfinden die Ver
änderung als weniger schön und 55 % der Haushalte bewerten die Folgen des Brachfallens 
negativ. Demnach sind die befragten Haushalte mit dem Thema "Veränderung der Kultur
landschaft" vertraut, und es ist nicht zu erwarten, daß die Verzerrungen aufgrund der hypo
thetischen Sitnation ein zu großes Ausmaß annehmen werden. 
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Abt>. 1: Zahlungsbereitschaft differenziert nach dem Anteil der Räche, 
die in ein LandschaftspIIegeprograi1m eingebunden Vtird 
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Wie nach dieser Resonanz zu erwarten war, sind fast 69 % der Befragten der Meinung, daß 
die Landwirtschaft rur die Pflege und den Erhalt der Kulturlandschaft honoriert werden soll, 
um das Brachfallen der Felder zu verhindern. Umso erstaunlicher ist es, daß nur knapp 38 % 
bereit sind, jährlich in einen Landschaftspflegefonds einzuzahlen und fast 41 % dazu nicht 
bereit sind, obwohl die Mehrzahl aller befragten Haushalte die Finanzierung durch einen 
solchen Fonds gegenüber anderen Finanzierungsarten vorziehen. Als Grund rur die Zah
lungsunwilligkeit geben dann auch nur 7 aller befragten Haushalte an, daß die bäuerliche 
Kulturlandschaft nicht zur Verschönerung des Landschaftsbildes und zum Arten- und Bio
top schutz beiträgt. Vielmehr scheint es, daß die Mehrzahl der befragten Einwohner die all
gemeine Steuerlast als zu hoch empfindet. 54 % aller Zahlungsunwilligen sind der Meinung, 
daß sie schon genug Steuern und Gebühren zahlen, die nur besser verteilt werden müßten. 
Die große Anzahl der Personen, die keine Zahlungsbereitschaft rur die Aufrechterhaltung der 
Kulturlandschaft haben, spiegelt somit nicht eine nichtvorhandene Nachfrage fiir das Gut 
Kulturlandschaft wider, sondern eher den Protest gegen weitere Abgaben an den Staat. Des
halb ist es sinnvoll, die sogenannten "Protestwähler" bei der späteren ökonometrischen 
Schätzung einer Zahlungsbereitschaftsfunktion fiir Kulturlandschaft nicht zu berücksichtigen, 
d.h. als fehlende Wertangaben zu zählen (vgl. auch DILLMAN und BERGSTROM, 1991, 
S. 266 und RANDALL, IVES und EASTMAN, 1974, S. 138f.). 

Die Höhe der Zahlungsbereitschaftsangaben wird nach den Flächenanteilen, die in ein Land
schaftspflegeprogramm eingebunden werden sollen, differenziert betrachtet. In dem ersten 
Teil der Frage wurde die Zahlungsbereitschaft als Zahlenintervall abgefragt, in dem zweiten 
Teil wurde dann nach dem exakten Zahlungsbereitschaftsbetrag innerhalb des zuvor gewähl
ten Intervalls gefragt. Hierbei haben die befragten Haushalte fiir ein Drittel Kulturlandschaft 
im Durchschnitt den Zahlungsbereitschaftsintervall größer null und kleiner als 50 DM ge
wählt und eine durchschnittliche exakte Zahlungsbereitschaft von jährlich 38 DM angegeben. 
Für zwei Drittel gepflegte Kulturlandschaftsfläche waren die Probanden ca. 45 DM pro Jahr 
zu zahlen bereit und rur die gesamte, vom Brachfallen bedrohte Fläche, die in ein Land
'schaftspflegeprogramm eingebunden werden soll, hatten die betrachteten Haushalte eine 
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Zahlungsbereitschaft von durchschnittlich 49 DM pro Jahr. Die dnrchschnittliche Zahlungs
bereitschaft nimmt also mit der Größe der in das Pflegeprogramm eingebundenen Fläche zu, 
wie theoretisch schon angenommen wurde. Betrachten wir jedoch die Häufigkeitsverteilung 
der ZahlungsbereitschaftsintervaUe in Abhängigkeit der Flächengröße in Abbildung I, so 
steigt die Zahlungsbereitschaft in den wenigsten FäUen mit der Größe der Kulturlandschafts
fläche. 

Die Determinanten, von denen der größte Einfluß auf die Höhe der Zahlungsbereitschaft zu 
erwarten ist, soUen im folgenden betrachtet werden. Zur besseren Übersicht wird jeweils nur 
die Zahlungsbereitschaft fiir 1/3 Kulturlandschaftsfläche in Abhängigkeit der relevanten 
Größen dargesteUt. Abbildung 2 zeigt die Zahlungsbereitschaft der befragten Haushalte dif
ferenziert nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen. Wie zu vermuten war, steigt die 
Zahlungsbereitschaft mit dem Einkommen an, was auf einen positiven Einfluß des Einkom
mens auf die Höhe der Zahlungsbereitschaft schließen läßt. 

Abb. 2: Zahlungsbereitschaft für 1/3 Kulttrlandschaft differenziert 
nach dem monatlichen HaushaltseinkOl1'1Tlen 
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Auch das Alter der befragten Personen kann einen entscheidenden Einfluß auf die Höhe der 
Zahlungsbereitschaft haben (vgl. z.B. BROOKSHIRE, RANDALL und STOLL, 1980 sowie 
RANDALL, IVES und EASTMAN, 1974). Wie in Abbildung 3 zu sehen ist, steigt die Zah
lungsbereitschaft mit dem Alter zunächst an, sinkt dann aber rapide wieder ab (vgl. die Per
sonen, die 70 Jahre und älter sind). Eine eindeutige Aussage über den Einfluß des Alters der 
Probanden auf die Zahlungsbereitschaft wird erst mit Hilfe der ökonometrischen Schätzung 
möglich sein. 

Wird die Zahlungsbereitschaft differenziert nach dem Bildungsniveau betrachtet (vgl. Abbil
dung 4), so ist auch hier ein Anstieg der Häufigkeiten in den höheren Zahlungsbereitschafts
intervaUen mit zunehmendem Bildungsniveau zu erkennen. Den positiven Einfluß des Bil
dungsniveaus auf die Höhe der Zahlungsbereitschaft haben auch schon vorangegangene 
Studien bestätigt (vgl. z.B. BROOKSHIRE, RANDALL und STOLL, 1980 sowie 
RANDALL, IVES und EASTMAN, 1974). 
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Abb. 3: Zahlungsbereitschaft für 1/3 Kulturlandschaft differenziert 
-- nach dem Alter der Befragten 
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Abb. 4: Zahlungsbereitschaft fü" 1/3 Kultu1andschaft differenziert 
nach dem Bildungsabschluß 
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3.3 Determinanten der Zahlungs bereitschaft: Ökonometrische Schätzung einer To

tal-Value-Kurve 

Obwohl es eine Vielzahl von Anwendungen der Contingent·Valuation-Metbode im Bereich 
von Umweltgütern gUn, sind nur wenige Untersuchungen über die Zahlungsbereitschaft fiir 
Kulturlandschaft bzw. Landschaften durchgefiihrt worden (vgl. z.B. DILLMAN und 
BERGSTROM, 1991 und DRAKE, 1992). Aus diesem Grund basieren die Ausfiihrungen in 
diesem Beitrag zum größten Teil auf Studien, die zwar Umweltgüter, aber nicht die Kultur· 
landschaft als Untersuchungsgegenstand gewählt haben (vgl. BROOKSHIRE, RANDALL 
und STOLL, 1980, RANDALL, IVES und EASTMAN, 1974 sowi$l ROWE, D'ARGE und 
BROOKSHIRE, 1980). In diesen Untersuchungen sind die Menge bzw. die Qualität des 
betreffenden Umweltgutes, das Einkommen, das Alter und das Bildungsniveau sowie die Art 
und Fülle der Informationen, die bei der Befragung mitgeliefert werden, als Determinanten 
der Zahlungsbereitschaft herausgearbeitet worden. 

Die Ergebnisse der schriftlichen Befragung im Lahn·Dill·Bergiand (vgl. Abschnitt 3.2) lassen 
erwarten, daß auch hier die Variablen Einkommen, Alter, Bildungsniveau und der Flächenan
teil, der in das Landschaftsptlegeprogramm eingebunden werden soll, einen Einfluß auf die 
Zahlungsbereitschaft haben und deshalb als Argumente in eine Zahlungsbereitschaftsfunktion 
fiir Kulturlandschaft aufgenommen werden sollten. Hierbei ist ein positiver Einfluß der Va· 
riablen Alter, Einkommen, Bildungsniveau und der Flächengröße auf die Höhe der Zah
lungsbereitschaft anzunehmen. Aber es können auch noch andere Faktoren eine Rolle spie
len, die bei den bisherigen Ausfiihrungen noch nicht betrachtet wurden, wie z.B. die Einstel
lung zu Natur- und Umweltschutz, die Mitgliedschaft in einer Umwelt- und/oder Natur
schutzorganisation oder die Tätigkeit in der Landwirtschaft bzw. in einem der Landwirt
schaft vor- oder nachgelagertem Bereich. 

Die vorhergehenden Überlegungen fiihren somit ~ einer Zahlungsbereitschaftsfunktion fol
gender Art: 

ZB = bO + bl FLAECHE + bZ EINKOMMEN + b3 ALTER 
+ b4 BILDUNG + bS MITGLIED + b6 SPENDE 
+b,LWTÄTIG 

wobei: 

ZB 
FLAECHE 

EINKOMMEN 
ALTER 
BILDUNG 
MITGLIED 

SPENDE 

LWTÄTIG 

Totale Zahlungsbereitschaft tUr Kulturlandschaft (DM/Jahr) 
Anteil der Fläche, die in das Landschaftsptlegeprogramm ein
gebunden werden soll 
Jährliches Haushaltsnettoeinkommen (DM) 
Alter der befragten Person (in Jahren) 
Höchster Bildungsabschluß 
Mitgliedschaft in einer Umwelt- und/oder Naturschutzorgani
sation (1 =ja, O=nein) 
Ob in den letzten Jahren fiir den Natur- und/oder Umwelt
schutz gespendet worden ist (I=ja, o=nein) 
Tätigkeit in der Landwirtschaft oder in einem der Landwirt
schaft vor- oder nachgelagertem Bereich (1 =ja, dort tätig, 
O=nein, in keinem mit der Landwirtschaft verbundenem Be
reich tätig) 
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Erste ökonometrische Schätzungen der Modellparameter weisen auf einen stärkeren Einfluß 
der Variablen Einkommen, Alter und Spendentätigkeit auf die Zahlungsbereitschaft hin. Für 
die anderen Parameter konnte noch kein funktionaler Zusammenhang mit der Zahlungsbe
reitschaft festgestellt werden. Hierfiir sind noch weiterfiihrende Schätzungen notwendig. 

Um eine Total-V alue-Kurve der totalen Zahlungsbereitschaft in Abhängigkeit der totalen 
Quantität bzw. Qualität des betrachteten Umweltgutes schätzen zu können, ist der Anteil an 
gepflegter Kulturlandschaftsfläche in Beziehung zur Höhe der Zahlungsbereitschaft zu set
zen. Die anderen, die Zahlungsbereitschaft beeinflussenden Variablen, wie z.B. Alter und 
Einkommen, sind dann mögliche Shiftfaktoren der Total-Value-Kurve. Ergebnisse vorange
gangener Untersuchungen lassen erwarten, daß die Zahlungsbereitschaft mit Zunahme der 
Kulturlandschaftsfläche in abnehmenden Raten ansteigt, d.h., daß die Total-Value-Kurve rur 
Kulturlandschaft einen degressiv steigenden Verlauf hat und damit die lllCKSsche kompen
sierte Nachfragefunktion eine negative Steigung besitzt (vgl. BROOKSHIRE, RANDALL 
und STOLL, 1980, RANDALL, lVES und EASTMAN, 1974 sowie ROWE, D'ARGE und 
BROOKSHIRE, 1980). 

4 Fazit 

Die Ermittlung der Wertschätzung der Bevölkerung fiir Umweltschutzgüter ist gerade vor 
dem Hintergrund agrar- und umweltpolitischer Diskussion von großer Bedeutung. Der Bei
trag hat gezeigt, daß es sich bei der Contingent-Valuation-Methode um ein zuverlässiges 
Verfahren handelt, mit dem sich der Nutzen von öffentlichen bzw. Umweltgütem ermitteln 
läßt. Nachdem die Intention und der theoretische Hintergund dieses direkten Bewertungs
verfahrens erläutert worden sind, wurde die Anwendung der Methode anhand einer im LaIm
Dill-Bergland durchgefiihrten Untersuchung aufgezeigt. Mit Hilfe einer schriftlichen Befra
gung ist die Zahlungsbereitschaft fiir die Pflege und den Erhalt von Kulturlandschaft durch 
die Landwirtschaft ermittelt worden. Die Ergebnisse der Befragung verdeutlichen, daß die 
Bevölkerung eine positive Zahlungsbereitschaft fiir die Aufrechterhaltung der Kulturland
schaft im Lahn-Dill-Bergland hat und auch der Meinung ist, daß die Landwirtschaft darur 
honoriert werden sollte. ' 

Darüberhinaus ist die Schätzung einer Zahlungsbereitschaftsfunktion rur das nicht auf einem 
Markt gehandelte Gut "Kulturlandschaft" von besonderem Interesse. Zusammen mit den 
Einflußfaktoren auf die Höhe der Zahlungsbereitschaft läßt sich daraus eine Nachfrage nach 
Kulturlandschaft ableiten und ermöglicht somit die Ermittlung der effizienten Bereitstellung 
von Kulturlandschaft. 

Die vorläufigen Schätzungen auf Basis der diesem Beitrag zugrundeliegenden Daten geben 
einen ersten Einblick auf die mögliche Form einer Zahlungsbereitschaftsfunktion rur Kultur
landschaft im LaIm-Dill-Bergland. Wenn die weiterfiihrenden Untersuchungen endgültige 
Ergebnisse geliefert haben, kann somit ein guter Beitrag zur agrar- und umweltpolitischen 
Diskussion geleistet werden. 

Zusammenfassung 

Das Thema der monetären Bewertung von Umweltqualität findet gerade in deragrarpoli
tischen Diskussion zunehmend Aufinerksamkeit. Während bisher von der Landwirtschaft er
stellte Leistungen wie die Gestaltung der Kulturlandschaft als positiver Nebeneffekt der Be
wirtschaftung betrachtet wurden, droht mit dem Rückzug der Landwirtschaft aus einigen 
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Gebieten auch die Kulturlandschaft zurückgedrängt zu werden und einer zunehmenden Ver
buschung und Verwaldung Platz zu machen. 

Aufinerksamkeit besteht aber nicht nur aufgrund des gestiegenen Umwehbewußtseins der 
Bevölkerung und der realen Gefilhr des Verlusts an Kulturlandschaft, sondern auch, weil 
sich auf diese Weise Landwirten möglicherweise neue Einkommensquellen erschließen. 

Soll eine gezielte Erhaltung oder Erstellung eines Umwehgutes gewährleistet werden, ist das 
Optimum der Bereitstellung zu suchen. Dies gilt auch fiir die Kuhurlandschaft. Da aber bis
lang kein "Preis" fiir das Gut Kulturlandschaft existiert und somit die Zahlungsbereitschaft 
nicht auf einem Markt beobachtet werden kaun, muß sie auf andere Weise ermittelt werden. 

Gegenstand des Beitrags ist es, die Zahlungsbereitschaft fiir die Pflege und den Erhah der 
Kulturlandschaft mit Hilfe der Contingent-Valuation-Methode zu ermitteln. Datengrundlage 
bilden hierbei die Ergebnisse einer im Lahn-Dill-Bergland im Juli 1994 durchgefiihrten 
schriftlichen Befragung. Die Ergebnisse der Befragung zeigen, daß die Bevölkerung eine 
positive Zahlungsbereitschaft fiir die Aufrechterhaltung der Kulturlandschaft im Lahn-DilI
Bergland hat und auch der Meinung ist, daß die Landwirtschaft dafiir honoriert weden sollte. 

1m Rahmen der Befragung wird die Zahlungsbereitschaft fiir verschiedenene Niveaus an Kul
turlandschaft abgefragt, um die Grundlage fiir die Schätzung einer Nachfragekurve nach dem 
Gut Kulturlandschaft zu erhalten und somit die Ermittlung der effizienten Bereitstellung von 
Kuhurlandschaft zu ermöglichen. 

Auf Basis der diesem Beitrag zugrundeliegenden Daten werden die möglichen Determi
nanten der Zahlungsbereitschaft fiir Kuhurlandschaft bestimmt. Darüber hinaus wird mit 
Hilfe ökonometrischer Schätzungen die Stärke des Einflusses dieser Größen untersucht und 
eine Zahlungsbereitschaftsfunktion fiir Kulturlandschaft ermittelt. Vorläufige Ergebnisse ge
ben einen ersten Einblick auf die mögliche Form einer solchen Zahlungsbereitschaftsfunktion 
und köunen somit einen Beitrag zur agrar- und umweltpolitischen Diskussion leisten. 

Summary 

Monetary Evaluation of enviroumental quality attracts growing attention in the agricuhural 
policy discussion. Hitherto, public goods like keeping and preserving agricuhural land 
amenity have only been regarded as positive side etfects of agricuhural production. Because 
farming is retreating in some regions, there is a threat ofloss of agricultural land whereas 
fallow land and forest areas are growing. 

Special attention does not only exist because of the increasing enviroumental awareness of 
the population and the real loss of agricuhural land amenity, but also because farmers are 
searching for new sources of income. 

If the ensurement and preservation of an environmental good should be guaranteed, the op
timum amount of supply has to be found. This holds as weil for agriculturalland amenity. 
But, the public good 'land amenity' has no price and a willingness to pay caunot be observed 
on a market. Therefore, willingness to pay has to be determined on another way. 

The aim of this paper is to determine the willingness to pay for keeping and preserving 
agriculturalland amenity with application ofthe contingent valuation method. The data base 
consists ofthe results of a mailing survey in the region "Lahn-Dill-Bergland" Whlch was car
ried out in July 1994. The resuhs show that the population has a positive willingness to pay 
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for the preservation of agricuhural land amenity in that region and that they feel farmers 
should be paid for it. 

In the survey, willingness to pay is being asked for different levels of agriculturalland ameni
ty in order to receive a basis for the estimation of a demand curve for the public good 'land 
amenity' and to determine its efficient provisio~. 

The possible determinants ofthe willingness to pay for agricuhuralland amenity are evalua
ted on the basis ofthe data which has been available for this paper. Furthermore, the level of 
influence of these variables isinvestigated by applying regression analysis. A willingness to 
pay function is determined. Preliminary results of the estimations give a first impression on 
the possible shape of this willingness to pay curve and therefore contribute to the agricu1tu
ral and environmental policy discussion. 

PeSDMe 
" MeToA YCßOBHHX O~eHOIt AM 

lta'leCTBeHHoro COCTOJlHIUI oltpyxanlqeA 

BHpaxeHIUI 

TeMa AeHelKHoil oqeHKH Ka'leCTBeHHoro COCTOJlHHJI oKPYlKalO~eil cpeAbI HaxOAHT 
Bce öonbwe BHHMaHHJI B arpapHonOnHTH'IeCKOil AHCKYCCHH. EcnH AO HeAaBHero 
BPeMeHH TaKHM nOÖO'lHblM 3c!>c!>eKTaM C.-X. AeJlTenbHOCTH, KaK HanpHMep C03AaHHe 

KynbTypHoro naHAwac!>Ta AaBanaCb HCKnlO'IHTenbHO nonOlKHTenbHaJl oqeHKa, TO cere 
OAHJI, C YXOAOM cenbCKoro x03J1ilcTBa H3 OTAenbHblX oönacTeil, H KynbTypHblil 
naHAwac!>T MOlKeT ÖblTb OTOABHHYT Ha BTOpoil nnaH OCTaBnJlJl MeCTO 3aKy~eHHIO 

HnH 3aneceHHIO TeppHTopHH. 

3TO BHHMaHHe Oö ... JlCHJleTCJI He TonbKO B03pOCWHM. 3KOnOrH'IeCKHM C03HaHHeM 
HaCeneHHJI H peanbHoil onaCHOCTblO nOTepH KynbTypHoro naHAwac!>Ta, HO H 
B03MOlKHOCTblO OTKPblTHJI AononHHTenbHblX HCTO'lHHKOB AoxoAa AnJi c!>epMepOB. 

EcnH öYAeT nOCTaBneHa qenb npOH3BOACTBa HnH AOCTHlKeHHJI onpeAeneHHoro 
Ka'leCTBa KaKoro-nHöo "TOBapa" (HnH COCTOJlHHJI) OKpYlKalO~eil cpeAbI, TO BCTaHeT 

Bonpoc H 0 onTHMYMe :Horo npoqecca. 3TO KaCaeTCJI H KynbTypHoro naHAwac!>Ta. 
Ho nocKonbKY AO HaCTOJl~erO BpeMeHH "qeHa" TaKoto TOBapa, KaK KynbTYPHHblil 
naHAwac!>T, He H3BeCTHa H rOTOBHOCTb K onnaTe 3Toro TOBapa He MOlKeT ÖblTb 
npocnelKeHa Ha pblHKe, TO onpeAenJlTbC~ OHa AonlKHa OCOÖblMH cnocoöaMH. 

npeAMeTOM HaCTOJl~eil paöOTbi JlBnJleTCJI onpeAeneHHe rOTOBHOCTH K onnaTe 3a 
YXOA H coxpaHeHHe KynbTypHoro naHAwac!>Ta npH nOMO~H MeTOAa ycnoBHblX 
oqeHOK. Ba30il AaHHblX AnJi HccneAOBaHHJI JlBnJlIOTCJI pe3ynbTaTbI nHCbMeHHoro 
onpoca, npOBeAeHHoro B HlOne 1994 rOAa B Lahn-Dill-Bergland. Pe3YßbTarbl 
onpoca nOKa3b1BaIOT, 'ITO HaceneHHe Lahn-Dill-Bergland "MeeT n03HTHBHYIO 

rOTOBHOCTb K onnaTe nOAAeplKaHHJI MeCTHoro KynbTypHoro naHAwac!>Ta H 
npHAeplKHBaeTCJI MHeHHJI, 'ITO cenbCKoe X03J1ilCTBO AonlKHO AononHHTenbHO 3a 3TO 
Onna'lHBaTbCJI. 

AnJi BblBeAeHHJI KPHBOil cnpoca 

onpeAeneHHJI 3c!>c!>eKTHBHoCTH 
"npoH3BoACTBY", B paMKax onpoca 
ypOBHH KynbTypHoro naHAwac!>Ta. 
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Ha "TOBap" KynbTypHblil naHAwac!>T H 

npOBeAeHHJI TpeöyeMblx paöOT no ern 
BblJlBnJlnaCb rOTOBHOCTb K onnaTe 3a pa3nH'IHble 



~'---

Ha OCHOBe 3TI1X AaHHblX BblllBJleHbl B03MOlKHbie AeTepMI1HaHTbl rOTOBHOCTI1 K 

onJlaTe C03AaHI1R 11 nOAAeplKaHI1R KYJlbTypHoro JlaHAwaqna. KpoMe Toro, C 

nOMo~blO 3KOHOMI1'leCKI1X OL\eHOK onpeAeJlReTC$l 3Ha'lI1MOCTb 3TI1X onpeAeJl$llO~I1X 

<j>aKTOpOB 11 <j>YHKL\I1R rOTOBHOCTI1 K onJlaTe C03AaHI1$l 11 nOAAeplKaHl1$l KYJlbTypHoro 

JlaHAwa<j>Ta. nepBble pe3YJlbTaTbl npoBeAeHHblx paC'leTOB AalOT npeACTaBJleHl1e 0 

B03MOlKHOH <j>opMe TaKOH <j>YHKL\1111 11 TeM caMblM MorYT BHeCTI1 CBOH BKJlaA B 

AI1CKYCCI1IO 0 AaJlbHeHWeM pa3BI1TI111 arpapHoH nOJlI1TI1KI1 H nOJlI1THKI1 oxpaHbl 

oKpYlKalO~eH CpeAbl. 
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MÖGLICHKEITEN UND GRENZEN DER MONETÄREN BEWERTUNG VON 
ARTENVIELFALT 

von 

Frauke PIRSCHER* 

1 Einleitung 

Artenvielfalt ist eine wesentliche Grundlage aller Fortschritte in der Züchtung, Medizin und 
Wissenschaft. Sie ist notwendig fiir die Aufrechterhaltung ökologischer Systemzusammen
hänge und Steuerungsfunktionen. Die Vielfah der Lebensformen liefert Anregungen fiir 
Kunst, Musik oder Architektur. Sie ist Grundvoraussetzung fiir das Überleben heutiger und 
zukünftiger Generationen. Entgegen seiner außerordentlichen Bedeutung geht der Artenbe
stand jährlich um schätzungsweise 17500 Arten zurück (WILSON 1988). In der BRD gilt 
die Hälfte aller Arten als vom Aussterben bedroht (KAULE 1986). Die intensive Landbe
wirtschafiung wird als eine der Hauptursachen dafiir angesehen. Durch den Einsatz von mi
neralischem Dünger und Pestiziden, durch die enge Fruchtfolge, durch Flurbereinigung und 
Meliorationsmaßnahmen werden die Lebensräume der Arten drastisch verändert oder zer
stört, und damit wird ihre Lebensgrundlage vernichtet (SUKOPP et al. 1978). 

Diese intensive landwirtschaftliche Nutzung der Landschaft auf Kosten des Artenbestandes 
ist nach Ansicht der Ökonomen eine Folge davon, daß die von Arten erbrachten Leistungen 
oder umgekehrt die Kosten, die durch ihre Vernichtung entstehen, bisher nur unzureichend 
in den ökonomischen Entscheidungsprozeß integriert worden sind. Arten haben den Charak
ter öffentlicher Güter, d.h., daß niemand von ihrer Nutzung ausgeschlossen werden kann. 
Damit ist auch keine Übertragung von Rechtstiteln möglich. Dies fUhrt zum Versagen des 
Marktmechanismus. Es gibt keinen Ort, an dem die Individuen ihre Präferenzen fiir Arten
vielfalt offenbaren können (WICKE 1989). Daher werden selbst bei Rivalitäten in der Nut
zung von Arten staatliche Eingriffe notwendig. Über Hilfsmethoden soll die Zahlungsbereit
schaft als Ausdruck individueller Präferenzen ermittelt werden. Es soll möglich sein, trotz 
fehlenden Marktes einen monetären Wert fiir den Nutzen von Arten zu erhalten. Die Mone
tarisierung soll es ermöglichen, Arten mit anderen Gütem kommensurabel zu machen und 
unter Einbeziehung der Arten die Wohlfahrt der Gesellschaft als ganzer zu maximieren. Es 
sollietztendllch eine Aussage darüber getroffen werden, wieviel Artenschutz sich die Gesell
schaft heute und in Zukunft leisten kann und will. 

Im Folgenden wird untersucht, inwieweit es gelingt, mittels der Zahlungsbereitschaftsanalyse 
einen aussagekräftigen monetären Wert fiir den Nutzen der Artenvielfalt zu erhalten, um so 
zu der Formulierung eines gesellschaftlichen Optimums an Artenschutz zu gelangen. Die 
wiederholte Forderung nach Erhalt der biologischen Vielfalt in der augenblicklichen umwelt
politischen Diskussion und die Charakteristika von Arten als ökonomischen Gütern machen 
sie sowohl aus politischen als auch aus methodischen Gründen als Untersuchungsgegenstand 
besonders interessant. 

Im anschließenden Kapitel werden die theoretischen Anforderungen an die monetäre Bewer
tung von Artenvielfalt dargestellt, um im Kapitel drei an Hand dreier Beispiele zu diskutie
ren, inwieweit eine monetäre Erfassung der Wertaspekte grundsätzlich gelingen kann. Ab-

Dipl.-Ing. agr. F. Pirscher, Institut für landwirtschaftliche Betriebslehre (4IOA), Universität Hohenheim, 
70593 Stuttgart 
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schließend wird die Aussagekraft eines monetären Gesamtwertes fiir Artenvielfalt beurteilt 
und die sich daraus ergebenden Konsequenzen werden aufgezeigt. 

2 Theoretische Grundlagen der monetären Bewertung von Artenvielfalt 

Zur Bestimmung des gesellschaftlichen Wohlfahrtsmaximums ist es erforderlich, den Nut
zenbeitrag der Arten zur Wohlfahrt zu ermitteln und zu wissen, aufwieviel andere materielle 
Güter zugunsten des Artenerhaltes verzichtet werden nmß. Es müssen die Tauschrelationen 
zwischen den Gütern bekannt sein. Das erfordert einen gemeinsamen Maßstab, auf dessen 
Grundlage Güter unterschiedlicher Menge und Qualität miteinander vergleichbar werden. 
Geld als gemeinsame Basis liefert diesen Maßstab. "Monetarisieren heißt, eine quantitative 
Tauschrelation herzustellen" (HAMPICKE 1989, S.37). 

Die Relation ist abhängig von der individuellen Wertschätzung, die ein Individuum einem 
Gut beimißt. Der Wert des Gutes wird durch den Nutzen bestimmt, den das Gut fiir das 
wertende Subjekt hat. Die Umwandlung der individuellen Wertschätzung in einen einzelnen 
monetären Wert setzt voraus, daß die qualitativen wertbestimmenden Eigenschaften quanti
fiziert und die naturalen Quantitäten bestimmt werden. Die so ermittelten physischen Quanti
täten müssen in monetäre Quantitäten durch das bewertende Subjekt überfuhrt werden 
(BEHRENS-EGGE 199\). 

In der neoklassischen Ökonomie wird davon ausgegangen, daß sich die individuelle Wert
schätzung eines Gutes in der Zahlungsbereitschaft rur das entsprechende Gut äußert. Es wird 
außerdem angenommen, daß die Individuen rational handeln. Bei einem funktionierenden 
Marktmechanismus entspricht der Marktpreis dem Grenmutzen, und Güter werden so ge
tauscht, bis die Grenmutzen den Grenzkosten entsprechen. Dies setzt voraus, daß alle an 
einem Gut Interessierten Marktzugang haben, um ihre Präferenzen zu äußern und sich am 
Tauschprozeß zu beteiligen. 

Gibt es wie bei der Artenvielfalt keinen funktionierenden Markt, so sind auf andere Weise 
monetäre Größen fiir die individuellen Präferenzen zu ermitteln, um auf dieser Grundlage 
den Beitrag der Arten zur gesellschaftlichen Wohlfahrt zu bestimmen. 

2.1 Methoden zur Ermittlung der Wertschätzung von ArtenvielfaIt 

Die individuelle Wertschätzung fiir öffentliche Güter kann mit Hilfe indirekter und direkter 
Methoden ermittelt werden. Die indirekten Methoden beruhen auf der Nachfragekomple
mentarität zwischen einem privaten Gut mit Preis und einem öffentliche Gut. Es wird ein 
schon bestehender Markt gesucht, auf dem private Güter gehandelt werden, in deren Preisen 
sich die individuelle Wertschätzung fiir das öffentliche Gut widerspiegelt. Bei der hedoni
schen Preisermittlung werden z. B. über die Häuser- oder Mietpreisdifferenzen Schlüsse auf 
die Zahlungsbereitschaft rur ein Umweltgut gezogen. Bei der Reisekostenmetbode wird aus 

. den Kosten der Anfahrt zu einem Gebiet mit ökologischen Besonderheiten auf die Wert
schätzung rur die Besonderheiten geschlossen. 

Besonders im Bereich des Artenschutzes ist diese Komplementarität zwischen meßbaren 
privaten Ausgaben und dem Artenschutz häufig nicht sehr stark ausgeprägt. Es wird zudem 
nur die aktuelle Erlebniswirkung von Arten berücksichtigt. Motive, die über das egoistische 
Naturerlebnis hinausreichen, können mit den indirekten Methoden nicht erfaßt werden 
(HAMPICKE 1991). Idee der direkten Methode ist es daher, die Individuen selbst nach ihrer 
Zahlungsbereitschaft fiir ein öffentliches Gut zu befragen und so eine hypothetische Marktsi-
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tuation zu schaffen. Um auf diese Weise zu einem monetären Ausdruck fiir die Gesamtwert
schätzung des Gutes zu gelangen, müssen alle relevanten Wertkomponenten erfaßt werden. 

2.2 Der ökonomische Gesamtwert 

Die relevanten Wertaspekte der Artenvielfalt gehen über den Nutzen, der sich aus dem di
rekten Konsum ergibt, hinaus. Innerhalb der Umweltökonomie wurde daher der Wertbegriff 
um wesentliche Teilbereiche erweitert. Das ökonomische Gesamtwertkonzept (PEARCE, 
TURNER 1990) versucht, die Gesamtheit der unterschiedlichen Wertaspekte in einem Wert 
zusammenzufassen. Die Taxonomie der Teilwerte ist noch sehr uneinheitlich. Dem Folgen
den liegt die Systematik von YOUNG (1991) zugrunde. Danach setzt sich der ökonomische 
Gesamtwert aus einer Gruppe von Gebrauchswerten und einer Gruppe von Nicht
Gebrauchswerten zusammen. Die Zuordnung zu der jeweiligen Kategorie ist davon abhän
gig, ob der Nutzen dem bewertenden Subjekt selbst oder aber anderen zugute kommt. Der 
Gebrauchswert läßt sich weiter in den materiellen und immateriellen Gebrauchswert sowie 
den ökologischen Funktionswert und den Optionswert unterteilen. Der Nicht-Gebrauchswert 
gliedert sich in den Vermächtniswert und den Existenzwert. 

Einen materiellen Gebrauchswert haben Pflanzen und Tiere immer dann, wenn sie als Nah
rung, Rohstoff oder Medizin Verwendung finden. Die einzelnen Individuen der Arten wer
den dabei verbraucht. 

Eine immaterielle Wertschätzung der Artenvielfalt kann auch ohne ihren Konsum gegeben 
sein. Allein der Anblick von Fauna und Flora kann zur Erholung oder zu ästhetischem Erle
ben führen. Arten haben dadurch einen Erholungs-, Freizeit- oder ästhetischen Wert fiir den 
Menschen. 

Der ökologische Funktionswert versucht, den Beitrag der Arten an der Aufrechterhaltung 
bestimmter Aufgaben des Ökosystems zu erfassen, wie z. B. der Aufrechterhaltung der Luft
und Wasserqualität oder der Verhinderung von Bodenerosion und Überschwemmung. 

Der Optionswert (WEISBROD 1964) drückt die Wertschätzung aus, die Individuen der 
Möglichkeit beimessen, auch solche Arten noch in Zukunft nutzen zu können, deren Wert 
sie heute noch nicht erkennen. Er kann als Risikoprämie rur eine veränderte Wertschätzung 
interpretiert werden (BISHOP 1982). Änderung des Wissensstandes, der Präferenzen oder 
unvorhergesehene Ereignisse können zu einer solchen veränderten Wertschätzung führen. 

Der Vermächtniswert berücksichtigt, daß zukünftige Generationen ebenfalls Artenvielfalt 
nutzen wollen, auch wenn uns heute ihre Art der Nutzung nicht bekannt ist. 

Der Existenzwert versucht demgegenüber, völlig von den menschlichen NutzenüberIegungen 
zu abstrahieren. Einen Wert erhalten Arten einfach dadurch, daß sie existieren. In ihm drückt 
sich unsere Sympathie, unsere Verantwortung oder unser Respekt rur nicht-menschliches 
Leben aus (PEARCE, TURNER 1990). 

Aufgabe der monetären Bewertung von Artenvielfalt muß es sein, fiir jeden Teilwert einen 
Geldwert zu ermitteln, um zu einem ökonomischen Gesamtwert zu gelangen. 

3 Monetäre Bewertungspraxis der Artenvielfalt 

An drei ausgewählten Teilwerten soll untersucht werden, wieweit eine monetäre Bewertung 
in der Praxis gelingen kann. Mit der Diskussion dieser Teilwerte kann ein Überblick über die 
wesentlichen Problembereiche der Monetarisierung von Artenvielfalt gegeben werden. Es 
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werden der ökologische Funktionswert, der ästhetische Wert, als ein Beispiel fiir einen im
materiellen VI ert und der Vermächtniswert diskutiert, um zum einen auf spezifische Schwie
rigkeiten bei der Erfassung einzelner Teilwerte hinzuweisen und um zum anderen Probleme 
aufzuzeigen, die auch fiir die hier nicht diskutierten Teilwerte gelten. 

3.1 Ökologischer Funktionswert 

Nur unter Keuntnis der Systemzusaunnenhänge läßt sich der Beitrag der Art zur Aufrechter
haltung des Systems und damit der ökologische Funktionswert bestimmen. Der Beitrag ist 
von der Stellung der Art innerhalb des Ökosystems abhängig. Die Folgen eines Artenverlu
stes köunen je nach der strukturellen und funktionalen Aufgabe der Art und der Reaktions
flihigkeit der verbleibenden Arten sehr unterschiedlich sein (SUKOPP, HAMPICKE 1985). 
Untersuchungen einzelner Arten zeigen, daß die Folgen minimal sein können, weun z.B. eine 
Art an der Spitze der Nahrungspyramide ausflillt. Sie können aber auch weitgreifende Aus
wirkungen haben, die zum Umbau ganzer Bereiche des Ökosystems fUhren (HEYDEMANN 
1985). Häufig fUhrt der Verlust einer Art nicht zum sofortigen Zusaunnenbruch des Ökosy
stems oder zu anderen spürbaren Änderungen. Rückkopplungseffekte und Ausgleichsrege
lungen können Störungen bis zu einem gewissen Grad abpuffem. Das Aussterben einer Art 
erhöht damit nur die Wahrscheinlichkeit, daß das System zusaunnenbricht (EHRLICH, 
EHRLICH 1983). 

Eine umfassende Untersuchung über die Bedeutung der Arten im Ökosystem liegt wegen 
des schnellen Artenrückganges nicht vor. Die bisherigen Ergebnisse lassen sich nur unzurei
chend verallgemeinern und auf andere Systemzusaunnenhänge übertragen. Der eigentliche 
Beitrag der Art zur Aufrechterhaltung des Ökosystems läßt sich in den meisten Fällen erst im 
nachhinein bestimmen, weun der Verlust nicht mehr reversibel ist. Die kausalen Wirkungszu
sammenhänge im System sind damit nicht in dem Umfang bekannt, daß auf dieser Grundlage 
die naturalen Quantitäten hinreichend bestimmt werden könnten. 

Eine Bestimmung des monetären Wertes ist zudem nur dann sinnvoll, weun die bewerteten 
Güter auch getauscht werden können. Sie setzt eine Substitutionalität von Gütern voraus. 
Arten haben aber innerhalb des Ökosystems keine substitutive Beziehung zueinander. Zwar 
können einzelne Aufgaben, wie oben beschrieben, bis zu einem gewissen Grad von den übri
gen Arten übemounnen werden. Generell aber sind die Arten eines Systems komplementär 
zueinander. Nur in ihrem Zusainmenwirken können die Funktionen des Ökosystems auf
rechterhalten bleiben. Eine vergleichende Bewertung einzelner Teile ist daher nicht möglich. 
Der Versuch, einzelnen Arten einen relativen Tauschwert zuzuschreiben, ist, bezogen auf 
ihre ökologischen Funktionen, sinnlos (HAMPICKE 1989). 

3.2 Ästhetischer Wert 

Der ästhetische Wert von Artenvielfalt ist eine Erlebnisqualität. Natur wird dabei "sinnlich -
vor allem visuell - wahrgenounnen und das Wahrgenommene einer gefiihlsorientierten, sub
jektiven Wertung unterzogen" (NOHL 1982, S.20). Ästhetisches Erleben entsteht also dort, 
wo man Natur, losgelöst von ihrer funktionalen Bedeutung, von ihrem Nutzen i.e.S., wert
schätzt und wo man versucht, die komplexen ästhetischen Inhalte der Natur zu entschlüs
seln. 

Nach NOHL findet eine Entschlüsselung auf drei Sinnesebenen statt: 
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1. Perzeptive Sinnesebene 

Hier erfolgt die eigentliche Wahrnehmung des Gegenstandes, gleichzeitig aber auch schon 
die erste Interpretation, denn Wahrnehmung, völlig losgelöst von bisher Gewußtern und Ge
dachtem, ist nicht möglich. Eine freistehende Eiche wird als groß und ausladend gesehen, 
eine Schlüsselblume als gelb, kleinblütig und langstielig. Es werden diese objektiven Eigen
schaften der Gegenstände wahrgenommen. Gleichzeitig wird die Eiche aber auch als behäbig 
oder malerisch, die Schlüsselblumen werden als zart oder zierlich empfunden. Die wahrge
nommenen Eigenschaften werden subjektiv, aus einem Gefiihl heraus, interpretiert. "In die
ser perzeptiven Sinnesschicht werden also Dingqualitäten wie auch Erlebnisqualitäten aufge
nommen .... Ästhetische Freude setzt in dieser Sinnesschicht ein, wenn es etwas zu erkennen 
und zu erleben gibt" (NOHL 1982, S.51f). 

2. Symptomatische Ebene 

Auf der symptomatischen Ebene verweist der ästhetische Gegenstand auf einen anderen 
konkreten Sachverhalt. Er wird damit zum Symptom, zum Anzeichen fiir etwas anderes. 
Eine Trauerweide weist auf eine Flußaue hin, eine Sumpfdotterblume auf ein stehendes Ge" 
wässer. Wissen über die Funktionen der Gegenstände ist Voraussetzung zur Entzifferung der 
Symptome (NOHL 1988). 

3. Symbolische Ebene 

Auf der symbolischen Ebene erhält der Betrachtungsgegenstand den Charakter eines Zei
chens fiir eine Idee oder Utopie. In der ästhetischen Rezeption des Objektes wird die Idee 
einer gelungenen Zukunft antizipiert. So mag fiir den naturentwöhnten Städter das Erlebnis 
einer bunten Blumenwiese ein Symbol fiir Frieden, Harmonie und Geborgcmheit sein. Nach 
ADORNO (1971) ist in der Kulturlandschaft die Idee der Versöhnlichkeit von Mensch und 
Natur, von Subjekt und Objekt und von Individuum und Gesellschaft enthahen. Das Symbol, 
zu dem hier Blumenwiese oder Kulturlandschaft werden, ist nicht das Bessere selbst, aber in 
ihm ist die Hoffuung auf Besseres enthalten. 

Zusammengefaßt entsteht der Wert ästhetischen Erlebens durch das Auslösen innerer Be
findlichkeiten im Betrachter. Er findet keinen direkten Ausdruck in einer Handlung oder 
ökonomischen Aktivität (FREEMAN 1979). Er kann sich je nach Betrachter und je nach 
Betrachtungsgegenstand qualitativ unterscheiden. Es sind weder rationale noch logische 
Kriterien, die zU ästhetischem Erleben fuhren. 

Monetäre Bewertung setzt rationales Verhalten aber gerade voraus, wie in den theoretischen 
Überlegungen dargestellt wurde. Es wird versucht, einen systematischen Zusammenhang 
zwischen Außenwelt und Innenwelt, Makrokosmos und Mikrokosmos herzustellen. Dazu 
muß das Objekt durch objektiv beschreibbare Qualitäten, die ein positives Erleben auslösen, 
charakterisiert werden. Das Subjekt muß die sinnlich erfahrbaren Qualitäten artikulieren und 
quantifizieren (WÖBSE 1984). 

Auf der Objektseite muß der Begriff der Vielfalt konkretisiert werden. Um das Beispiel der 
bunten Blumenwiese aufzugreifen: Sind es Margerite, Storchschnabel und Hahnenfuß, die 
das ästhetische Erlebnis auslösen, oder gehören auch Klee, Schafgarbe und Löwenzahn da
zu? Reichen vereinzelte Margeriten aus, oder müssen es viele sein? Bei welcher Anzahl setzt 
ästhetisches Empfinden ein? Wie würde es sich verändern, wenn Wiesenglockenblumen 
plötzlich genauso häufig vorkämen wie die Margeriten? 
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Auf der Subjektseite müßten Aussagen darüber gemacht werden können, was für ein ästheti
sches Erleben der Anblick der Blumenwiese auslöst. Gelangt die ästhetische Erkenntnis nur 
bis zur per;z;eptiven Sinnesebene, bleibt es also bei einem reinen Gefiih1surteil, oder ist sie rur 
den Betrachter z.B. ein Symbol rur Frieden, Harmonie oder Erinnerung an eine behütete 
Kindheit? Lassen sich Unterschiede der Intensität des ästhetischen Erlebens bei unterschied
lich zusammengesetzten Blumenwiesen ausmachen? Lassen sich die unterschiedlichen ästhe
tischen Empfindungen in ihrer Art und Intensität quantifizieren? 

Erst mit der Beantwortung dieser Fragen hätte man das Gerüst physischer Quantitäten an 
dem die monetäre Bewertung ansetzen könnte. 

Allen bisherigen Untersuchungen gelingt es, lediglich Einzelfragen zu behandeln. Ansätze 
zur isolierten Ermittlung eines ästhetischen Wertes von Artenvielfalt liegen bisher nicht vor. 
Ein Teil der Untersuchungen sieht den ästhetischen Wert als Teil des Erlebnis- , Erholungs
oder Freizeitwertes an. Ein eigener ästhetischer Wert läßt sich auf diese Weise nicht ermit
teln, da der. Einfluß von ästhetischem Erleben auf den Erholungs- und Erlebniswert nicht 
nachträglich zu isolieren ist (GRAVES 1991). 

Ein anderer Teil der Untersuchungen behandelt Arten als prägenden Bestandteil von Land
schaft. Diese landschaftsästhetischen Untersuchungen konzentrieren sich entweder auf die 
Ermittlung quantitativ naturaler Grundlagen des Betrachtungsobjektes (WERBECK, 
WÖBSE 1980) oder auf die Erfassung der subjektiven Erlebniswirkung (BAUER et al. 
1979; FELLER 1979). Bei der Ermittlung der quantitativen Grundlagen wird mit der Vor
gabe normativer ästhetischer Kriterien zur Kennzeichnung von Naturräumen von einer indi
viduellen Wertschätzung durch das Subjekt völlig abstrahiert. Ansätze, die die subjektive 
Erlebniswirkung in den Vordergrund stellen, versuchen diese durch die Vorgabe begriffiicher 
Gegensatzpaare und in Verbindung mit einer Skalierung meßbar und interpersonell ver
gleichbar zu machen. Dieses begriffiiche Vorprägen verhindert aber gerade, daß das indivi
duelle Erlebnis zum Ausdruck kommt (FALTER 1992). 

Was bei der Ermittlung des ästhetischen Wertes versucht wird, ist, einen kausahnechani
schen Zusammenhang zwischen den einzelnen Objekten der Außenwelt und einer entspre
chenden Reaktion der Innenwelt herzustellen, den es so nicht gibt. Der ästhetische Wert 
entzieht sich quantitativer Exaktheit und ist damit ökonomischer Logik nicht zugänglich. Die 
Wertermittlung stößt damit schon vor der eigentlichen monetären Bewertung an Grenzen, 
weil die Umwandlung von Qualität in physische Quantität nur unzureichend gelingt. 

3.3 Vermäcbtniswert 

Der Vermächtniswert versucht, die generationenübergreifenden Konsequenzen unserer heu
tigen Handlungen im Gesamtwert mitzuerfassen. Verantwortung rur zukünftige Generatio
nen ist nicht erst eine neuere Verpflichtung. Sie ist seit Jahrtausenden wahrgenommen wor
den. Neu an der jetzigen Situation ist, daß durch unsere Handlungen zum ersten Mal in der 
Geschichte der Menschheit die Zukunft der Menschheit selbst zur Disposition steht und daß 
die Auswirkungen heutiger Handlungen in immer weitere Zukunftshorizonte hineinreichen. 
Die lrreversibilität der einmal getroffenen Entscheidung und der kumulative Charakter ihrer 
Wirkung gibt der Verantwortung fiir unsere Handlung eine neue Dimension (JONAS 1979; 
BlRNBACHER 1988). 

Nimmt die neo klassische Ökonomie angesichts der Reichweite heutiger Handlungen eine 
temporale Erweiterung des Nutzens in Form des Vermächtniswertes vor, so müßte dies ge
mäß der theoretischen Überlegungen bedeuten, daß die Präferenzen zukünftiger Generatio
nen gleichwertig berücksichtigt werden. Möglicherweise haben nach uns Kommende Interes-
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se an Arten, denen heutige Generationen gleichgültig gegenüberstehen. Eine intergeneratio
nelle Präferenzoffenbarung ist aber logisch unmöglich. Lediglich bei einer Überlappung der 
Generationen können ihre Interessen direkt berücksichtigt werden. Was mit dem Vermächt
niswert in die Entscheidungsfindung einbezogen wird, ist die Verzichtbereitschaft heutiger 
Generationen zugunsten der Interessen Zukünftiger. 

Die Berücksichtigung zukünftiger Interessen auf der Grundlage heutiger individueller Präfe
renzen birgt allerdings die Gefahr der Unterbewertung der Interessen nachfolgender Genera
tionen in sich. Diese Unterbewertung liegt zum einen in unzureichendem Wissen begründet, 
zum anderen in unvermeidbaren, Verzerrungstendenzen bei der Zukunftsbewertung. Mit 
zunehmender zeitlicher Distanz wird unsere Vorstellung von ihren Bedürfuissen und Le
bensweisen, Vorstellungen und Interessen immer unpräziser. Die Bedürfuisse der folgenden 
Generation mögen zum Großteil auch heute bekannt sein, aber, schon bezogen auf die dritte 
oder vierte Generation, reduziert sich das heutige Wissen allein auf die Tatsache, daß sie 
überhaupt Interessen haben werden (FEINBERG 1980). Das unzureichende Wissen fUhrt 
dazu, daß wir den zukünftigen Nutzen- und Schadensgehalt unserer heutigen Handlungen 
falsch einschätzen. 

Verzerrungen bei der Bewertung von zukünftigen Zuständen entstehen auch unabhängig 
vom Wissensstand. Sie lassen sich darauf zurückfiihren, daß wir Nutzen und Schaden, die 
andere treffen, geringer schätzen als die, die uns selber betreffen (Ego-Präferenz). Ist eine 
nahestehende Person betroffen, so gewichten wir Nutzen und Schaden höher als bei einer 
unbekannten Person (moralische Distanz). Allein die Zukünftigkeit des Nutzens oder Scha
dens fiihrt zu einer Minderbewertung (reine Zeitpräferenz). Entsteht sie darüberhinaus auf 
der Grundlage eines anderen, uns fremden Präferenzsystems, so werden wir sie auch aus 
diesem Grund niedriger einschätzen (BIRNBACHER 1988). Diese Minderschätzung der 
Bedürfuisse zukünftiger Generationen ist rational nicht zu rechtfertigen. Da sie als psycho
logisches Phänomen jedocb existiert, wird eine Zahlungsbereitschaft fiir zukünftige Genera
tionen immer heutigen Nutzen höher als zukünftigen Nutzen bewerten. 

Insgesamt kann damit der Vermächtniswert nur eine unzulängliche Annäherung an die Inter
essen der zukünftigen Generationen sein, da die Interessen nicht durch die Betroffenen selbst 
geäußert werden und heutige Generationen ihre Interessen nicht richtig einschätzen können. 

4 Schlußfolgerungen 

Eine Monetarisierung des Nutzens von Artenvielfalt in Form der Zahlungsbereitschaft kann 
somit aus den folgenden Gründen nur unzureichend gelingen: 

1. Zur Beurteilung des Nutzenbeitrages von Arten bei der Aufrechterhaltung ökosyste
marer Funktionen liegen nur unzureichende Kenntnisse über die kausalen Wirkungszu
sammenhänge vor. 

2. Innerhalb des Ökosystems haben Arten eine komplementäre und keine substitutive 
Beziehung. Eine isolierte Ermittlung von Tauschwerten ist daher nicht sinnvoll. 

3. Wesentliche Teilbereiche der individuellen Wertschätzung von Artenvielfalt entziehen 
sich der ökonomischen Logik und können deshalb überhaupt nicht monetarisiert wer
den. 

4. Eine Monetarisierung müßte die Präferenzen zukünftiger Generationen miteinschlie
ßen. Dies ist nicht möglich. Monetarisierung von Artenvielfalt muß sich daher auf die 

205 



Ermittlung der Zukunftsverantwortung heutiger Generationen beschränken. Diese ist 
ihrerseits oft irrationalen Verzerrungen unterworfen. 

Alle angefiihrten Einschränkungen sind grundsätzlicher Art. Sie sind keine methodenspezifi
schen Probleme, die sich durch eine Weiterentwicklung des methodischen Instrumentariums 
beheben lassen könnten. Die tatsächliche Einbeziehung intangibler Werte gelingt trotz der 
theoretischen Erweiterung des Nutzenkonzeptes nur unzureichend. Ein gesellschaftliches 
Optimum läßt sich auf dieser Grundlage nicht bestimmen. Was die Zahlungsbereitschaft hin
gegen leisten kann, ist, Aufschluß darüber zu geben, welchen ökonomischen Stellenwert die 
Gesamtbevölkerung dem Artenschutz augenblicklich beimißt. Ist schon die materielle Wert
schätzung der Artenvielfah höher als die Kosten ihres Erhaltes, so kann die Zahlungsbereit
schaft der Bevölkerung als Aufforderung an Politiker verstanden werden, die notwendigen 
umweltpolitischen Maßnahmen durchzufiihren. Haben Politiker ihrerseits Schutzkonzepte 
entwickelt, ist es rur die Rechtfertigung umwehpolitischer Entscheidungen wichtig, zu wis
sen, ob die Konsumenten bereit wären, die Kosten der damit verbundenen Maßnahmen zu 
tragen (WEINSCHENCK 1993). Die monetäre Bewertung von Artenvielfalt kann damit 
eine Hilfestellung bei der Entscheidungsfindung sein. 

Die Entscheidung selbst ist eine außerökonomische. Sie kann nur auf der Grundlage von 
Werturteilen gefällt werden. In ilmen drückt sich unsere Verantwortung fiir zukünftige Ge
nerationen und, je nach ethischem Standpunkt, unsere Achtung vor nicht-menschlichem Le
ben aus. Damit hat die Entscheidung ethischen Charakter (WEINSCHENCK 1991). Soll sie 
fiir die Gesellschaft als ganze Verbindlichkeit haben, so kann sie nur in einem herrschaftsfrei
en Diskurs zustandekommen. Das Ergebnis eines solchen Diskurses wäre ein begründeter 
gesellschaftlicher Konsens über Ziele und Wertvorstellungen (PIEPER 1990). 

Für den Umgang mit Artenvielfalt könnte der Diskurs zu der Formulierung eines unbeding
ten Schutzgebotes fuhren, wenn sich die Gesellschaft zur Anerkennung der Rechte Zukünf
tiger oder sogar fiir die Zuerkennung eines Eigenwertes an nicht-menschliches Leben ent
schließen würde. Zur Operationalisierung des Schutzgebotes bedürfte es der Festlegung von 
Grenzen und Standards, die den Erhalt der Arten in überlebensfähigen Populationen gewähr
leisten. Sie können nur auf der Grundlage naturwissenschaftlicher Ergebnisse formuliert 
werden. Die vordringliche Aufgabe der Ökonomie läge dann in der Ermittlung der Kosten 
des Artenschutzes, d.h. der kosten optimalen Erreichnung der aufgestellten Standards zum 
Erhalt der Artenvielfalt. 

Zusammenfassung 

Der Erhalt der Artenvielfalt ist Grundvoraussetzung fiir das Überleben heutiger und zukünf
tiger Generationen. Die Hälfte aller Arten in der BRD sind aber vom Aussterben bedroht. 
Hauptursache dafiir ist die intensive Landbewirtschaftung. 

Aus ökonomischer Sicht ist intensive landwirtschaftliche Nutzung auf Kosten des Artenbe
standes nur deshalb möglich, weil die von Arten erbrachten Leistungen oder umgekehrt, die 
durch ihre Vernichtung entstehenden Kosten nur unzureichend in den ökonomischen Ent
scheidungsprozeß integriert sind. Arten haben den Charakter öffentlicher Güter. Es gibt kei
ne Märkte fiir sie und damit keinen Ort, an dem Individuen ihre Präferenzen fiir Artenvielfalt 
offenbaren können. Mittels Methoden der Zahlungsbereitschaftsanalyse soll trotz fehlender 
Märkte ein monetärer Wert fiir den Nutzen bestimmt werden. Dadurch soll es möglich wer
den unter Einbeziehung der Arten die gesellschaftliche Wohlfahrt zu maximieren. Dazu ist es 
zunächst erforderlich alle relevanten wertbestimmenden Komponenten der Arten zu identifi
zieren. Anschließend müssen die qualitativen wertbestimmenden Eigenschaften quantifiziert 
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und die naturalen Quantitäten bestimmt werden. Schließlich erfolgt die eigentliche Bewer
tung, in dem die Quantitäten in monetäre Quantitäten umgewandelt werden. 

An Hand dreier ausgewählter Wertaspekte, dem ökologischen Funktionswert, dem ästheti
schen Wert und dem Vermächtniswert, kann gezeigt werden, daß die Monetarsierung von 
Artenvielfalt nur unzureichend gelingen kann. Wesentliche Teilbereiche der individuellen 
Wertschätzung, die immateriellen Werte, entziehen sich der ökonomischen Logik und kön
nen deshalb überhaupt nicht monetarisiert werden. Kausale Wirkungszusammenhänge im 
Ökosystem sind nicht hinreichend bekannt, um auf dieser Basis den Nutzen der Arten rur das 
Funktionieren des Systems bestimmen zu können. Innerhalb des Ökosystems haben Arten 
eine komplementäre Beziehung und keine substitutive. Substitutionalität ist aber Vorausset
zung rur die Monetarsierung. Eine Montetarisierung setzt zudem voraus, daß die Präferen
zen zukünftiger Generationen mit einbezogen werden. Zukünftige Generationen selbst kön
nen aber ihre Präferenzen nicht äußern. Monetarisierung von Artenvielfalt muß sich daher 
auf die Ermittlung der Zukunftsverantwortung heutiger Generationen beschränken. Diese ist 
ihrerseits irrationalen Verzerrungen unterworfen. Die dargestellten Schwierigkeiten sind 
grundsätzlicher Art und können sich nicht durch die Weiterentwicklung des methodenspezi
fischen Instrumentariums der Zahlungsbereitschaftsanalyse beheben lassen. 

Monetäre Bewertung kann daher lediglich eine Hilfestellung bei der Antwort auf die Frage 
nach dem gesellschaftlich wünschenswerten Umfang an Artenschutz liefern. Die Entschei
dung selbst hat ethischen Charakter. In ihr drückt sich unsere Veran~ortung fiir zukünftige 
Generationen und je nach ethischem Standpunkt unsere Achtung vor nicht-menschlichem 
Leben aus. Soll sie rur die Gesellschaft als ganzer Verbindlichkeit haben, so kann sie nur das 
Ergebnis eines herrschaftsfreien Diskurses sein. Erkennt die Gesellschaft die Rechte zukünf
tiger Generationen als gleichwertig an, so könnte der Diskurs zur Formulierung eines unbe
dingten Schutzgebotes fiir Arten fuhren. Zur Operationalisierung des Schutzgebotes bedürf
te es der Festlegung von Grenzen und Standards, die den Erhalt der Arten in überlebensfähi
gen Populationen gewährleisten. Die vordringliche Aufgabe der Ökonomie läge dann in der 
Ermittlung der Kosten des Artenschutzes, d.h. in der kostenoptimalen Erreichung der auf
gestellten Standards zum Erhalt der Artenvielfalt. 

Summary 

The preservation of biodiversity is the prerequisite for the survival of cliITent and future ge
nerations. But half of all species in Gerrnany are threatened from extinction. One ofthe main 
reasons is intensive farming. 

From an economic point of view, intensive farming on the expense of the stock of existing 
species is solely possible because the species' benefits or, the other way round, the costs of 
their extermination are not sufficiently integrated in the economic decision-making process. 
Species are by their nature public goods. Since there exists no market for them, there is no 
place, where individuals can articulate their preferences for biodiversity. Using methods of 
the willingness-to-pay analysis it should be possible to determine a monetary value regarding 
the benefi.t of species despite of missing markets. Thereby, it should be possible to maximise 
social welfare taking species into consideration. First of all, it is necessary to identifY all re
levant value components of species. Thereafter, the magnitude of qualitative value characte
ristics and the natural quantities must be determined. Finally, the actual valuation is made by 
transforming the natural quantities in monetary terms. 

By means of three selected value aspects, the ecological function-value, the aesthetic value 
and the bequest value, it can be shown that measuring biodiversity in monetary terms can 
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only insufficiently accomplished. Main parts ofthe individual value judgement, the immate
rial values, are beyond the economic logic and, therefore, cannot be monetarised. Within the 
ecosystem, interdependencies are not sufficiently known to determine the species' contribu
tion to the functioning of the ecosystem. In an ecosystem, species have a complementary 
relation not a substitutive one. But substitUtionality is the prerequisite for monetarising. 
Furthermore, monetarising presupposes that the preferences of future generations are inclu
ded. But future generations themselves cannot express their preferences. Therefore, the mo
netarising of biodiversity is restricted to the determination of current generations' responsi
bility for the future. This expressed responsibility is, itself; submitted to irrational distortions. 
The described difficulties are fundamental and cannot be removed by further development of 
the methodical instruments ofthe willingness-to-pay analysis. 

Monetary valuation can, therefore, only partially assist in answering the question of the 
societal desirable extent of species' conservation. The decision itself is an ethical one. It ex
presses our respect for nature and, depending on the ethical position, our respect for non
human life. To be accepted by the whole society, the decision can only be the resuIt of a 
open discourse, free ofpower. Ifthe society accepts the rights offuture generations as equal 
to their own rights, the discourse could lead to the formulation of an absolute protection 
principle for species. To operationalize this principle it would be necessary to establish limits 
and standards, which guarantee the preservation of species within populations capable of 
surviving. Then the most important task for the economic theory would be to identifY the 
costs of conservation of biodiversity, that means optimising cost to reach the standard for 
species conservation. 

Pe31lMe 

"B03MOXHOCTH H rpaHHqhI AeHexHoA oqeHKH MHoroo6pa3HJI BHAOB" 

CoxpaHeHiole MHoro06pa31uI BH/WB lKHBhlX opraHH3MOB .'lBnlleTClI OAHoii 1013 OCHOBHblX 

llIcpnpeAnocbJnoK BbllKHBaHHlI HblHeWHHX 101 6YAY~HX nOKoneHHit. B <l>pr nonOBHHa 

Bcex BHAoB HaxoAHTClI nOA yrp030ii BbIMHpaHHlI. rllaBHoii npH'IHHOii TaKoro 

nOIlOlKeHHlI Aell lIBnlleTClI HHTeHCHBHoe cenbCKoe X0311iicTBO. 

C 3KOHOMH'leCKOii TO"KH 3peHHlI HHTeHCHBHoe cellbCKoe x0311iicTBO B y~ep6 

BHAOBoro MHoroo6pa3HlI B03MOlKHO TonbKO no Toii npH"HHe, "TO B :3KOHOMH"eCKOM 

npOL\eCce npHHlITHlI peweHHM He AOCTaTO"HO y"TeHbl none3Hbie 3<1><I>eKThI OT 

HanH"HlI BOAoBoro MHoro06pa3HlI HnH, APyrHMH cnoBaMH, Mano y"HTblBalOTClI 

3aTpaThI, B03HHKalO~He B CB1I3H C YHH"TolKeHHeM BHAOB. BHAhI lKHBhlX opraHH3MoB 

HMelOT xapaKTep 06~eCTBeHHoro AOCTOllHHlI. PhlHKOB AlIlI HHX He cy~ecTByeT, a 

ClleAOBaTenbHo He cy~ecTByeT 101 B03MOlKHOCTH HHAHBHAyallbHoro BblpalKeHHlI 

OL\eHKH MHoroo6pa3HlI BHAOB. 

Mcnonb3Yll MeTOAhI aHanH3a cornaCHlI K onnaTe Heo6xOAHMO npeACTaBHTb ypOBeHb 

none3HOCTH MHoro6pa3HlI BHAoB B AeHelKHOM BbipalKeHHH. Qepe3 3TO CTaHeT 

B03MOlKHhlM y"ecTb BHAhI lKHBhlX opraHH3MOB npH MaKCHMH3aL\HH ypOBHlI 

06~eCTBeHHoro 6narOCOCTOllHHlI. ,ll,nll 3Toro Heo6xOAHMO CHa"alla 

HAeHTH<I>HL\HpOBaTb Bce OCHOBHble KOMnOHeHThI BHAoB, KOTophle onpeAenlllOT HX 

CTOHMOCTb. A 3aTeM nepeiiTH K KOIIH"eCTBeHHoii OL\eHKe 3THX Ka"eCTBeHHbIX 

oco6eHHOCTeii. B 3aKnlO"eHHH npoH3BOAHTClI AeHelKHoe BhlpalKeHHe KOIIH"eCTBeHHhlX 

nOKa3aTeneii. 
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PYKOBOACTBYJlCb TpeMJI Bbl6paHHblMII CTOIIMOCTHblMII aCneKTaMII, a IIMeHHO: 

L\eHHOCTblO 3KOnOrll'leCKOli CPYHKL\III1, 3CTeTII'IIICKOIi L\eHHOCTblO 11 L\eHHOCTblO 

COXpaHeHIIJI BIIAOB AnJl 6YAY~IIX nOKOneHIlIi, - MOJKHO. CAenaTb BblBOA, 'ITO 

AeHeJKHOe BblpaJKeHlle MHOroo6pa311J1 BIIAOB B03MOJKHO TOnbKO B OrpaHH'IeHHOIi 

CTeneHH. 3TO 06'bJlCHJleTCJI npelKAe BCerO TeM; 'ITO 3Ha'lHTenbHaJl 'IaCTb 

HHAIIBIIAyanbHblx npeACTaBneH1l1i ° HeMaTep"anbHblX L\eHHOCTJlX Boo6~e He 

nOAnaAaeT nOA 3KOHOMII'IeCKYIO norllKY, a cneAoBaTenbHO,- AeHeJKHO HeOL\eHHMa. 

np"'lHHHO-CneACTBeHHble B3allMOCBJl311 3KOCIICTeM e~e HeAOCTaTO'lHO 113Y'IeHbl, 

'IT06bl Ha HX OCHOBe onpeAenllTb none3HOCTb BIIAOB B CPYHKL\HOHllpOBaHIIH 3THX 

CIICTeM. Pa3nll'lHble BIIAbl IIMelOT AOnOnHJlIO~lIe, a He 3aMeHJlIO~lIe B3aIlMOCBJl311. A 
3aMeHJleMOCTb - 3TO npeAnOCblnKa AnJl AeHeJKHOIi OL\eHKII. AnJl npoBeAeHIIJI 3TOli 

OL\eHKII He06xOAIIMO Y'IeCTb 11 CIICTeMY L\eHHOCTeli 6YAY~IIX nOKoneHIlIi. Ho 

6YAY~lIe nOKOneHIIJI, eCTeCTBeHHO, He MorYT celi'lac Bblpa311Tb CBOII npeAnO'lTeHHJI. 

CneAoBaTenbHo, 3Ta AeHelKHaJl OL\eHKa AonlKHa OrpaHII'IIIBaTbCJI TonbKO 

onpeAeneHlleM OTBeTCTBeHHOCTII HblHeIllHIIX nOKoneHll1i nepeA 6YAY~IIMH, KOTOpaJl B 

CBOIO O'lepeAb nOABepJKeHa IIppaL\1I0HanbHoMY IICKaJKeHIlIO. OnHcaHHble Bblille 

cnOlKHOCTII OL\eHKII HOCJlT nplIHL\lInllanbHblli xapaKTep 11 He MorYT 6blTb YCTpaHeHbl 

pa3BIITlleM MeTOA"'IeCKOrO nOAxoAa. 

n03TOMY, npll OTBeTe Ha Bonpoc ° L\eneC006pa3HOCTII 3a~IITbl BIIAOB OT 

BblMllpaHHJI, AeHelKHaJl OL\eHKa MHoroo6pa3HJI BIIAOB MOJKeT IIrpaTb nHillb 

BcnOMoraTenbHYIO ponb. nplIHJlTlle lKe KOHKpeTHblX peilleHll1i HOCIIT 60nbille 

3T1I'IeCKIlIi xapaKTep. B HIIX BblpaJKaeTCJI Hailla OTBeTCTBeHHOCTb nepeA 6YAY~IIMH 

nOKOneHIIJlMII 11, B 3aBIICIIMOCTII OT 3T1I'IeCKOrO YPOBHJI, Haille YBalKeHlle K APyrHM 

cpopMaM lK1I3HII. TonbKO Ha OCHOBe cBo6oAHoro 11 He3aBllclIMoro, OT A"KTaTa 

onpeAeneHHblX MHeHM, 06cYJKAeHIIJI, 3a~IITa MHoroo6pa311J1 BIIAoB MOJKeT 6blTb 

paCCMOTpeHa KaK 3aAOnJKeHHOCTb o6~ecTBa B L\enOM nepeA 6YAY~IIMH 

nOKOneHIIJlMII. Ecnll paCCMaTp"BaTb npan 6YAY~IIX nOKoneHll1i nlOAeli Ha lKII3Hb B 

onpeAeneHHblX 3KoCIICTeMax, KaK paBHble npaBaM HblHeIllHIIX nOKoneHIlIi, TO BCTaeT 

Bonpoc 0 He06xoAIIMOCTII npeAnllcaHll1i no oxpaHe MHoro06pa311J1 BIIAoB, 

pa3pa6oTKII CIICTeMbl OrpaHII'IeHIlIi 11 CTaHAapToB, KOTopble rapaHTllpoBanll 6bl 

coxpaHeHlle lKII3Hecnoco6HblX nonynJlL\1I1i BIIAOB JKIIBblX opraHlI3MoB. B 3TOM 

cnY'Iae 3aAa'leli 3KOHOMII'IeCKOIi HaYKII CTano 6b1 onpeAeneHlle 3aTpaT, CBJl3aHHblX C 

oxpaHoli MHoroo6pa311J1 ·BIIAOB, a cneAoBaTenbHo, 11 onTIIManbHoe, C 3aTpaTHoli 

TO'lKII 3peHHJI, AOCTHJKeHlle YCTaHOBneHHblX CTaHAapTOB no coxpaHHoCTII BIIAOB. 
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MONETÄRE BEWERTUNG EINER UMWELTGERECHTEN NUTZUNG VON 
AGRARLANDSCHAFTEN 

von 

Martina JUNG* 

1 Einleitung 

Eine intensive Landbewirtschaftung beeinträchtigt die Natur in vielfältiger Weise. Zur Ver
minderung dieser Beeinträchtigung werden vielfältige politische Maßnahmen ergriffen. Die 
Implementierung einer umweltgerechten Politik erfordert Informationen über die Kosten der 
Umweltbelastungen und den Nutzen von Umweltverbesserungen. Hierfiir ist die Kenntnis 
der Konsumentenpräferenzen notwendig. Diese Konsumentenpräferenzen werden im folgen
den fiir eine umweltgerechte Landwirtschaft dargelegt. Hierfiir wird der Komplex umweltge
rechte Landwirtschaft in vier Bereiche gegliedert: Trinkwasserschutz, Artenschutz sowie die 
Erhaltung und Verbesserung des Landschaftsbildes. Für jeden dieser vier Bereiche werden 
die jährliche Zahlungsbereitschaft, die Akzeptanz möglicher Finanzierungsarten sowie mög
liche Einflußfaktoren der Zahlungsbereitschaft ermittelt. Ferner werden qualitative Einschät
zungen der Bevölkerung über die Veränderung des Landschaftsbildes und die Zufriedenheit 
mit dem Landschaftsbild beschrieben. Die Wertschätzung wird durch eine direkte Befragung 
(Kontingent er Bewertungsansatz) der Zahlungsbereitschaft bei 455 Haushalten ermittelt. 
Dies erfolgt exemplarisch für das Württembergische Allgäu und den Kraichgaund 

2 Grundlagen zur Ermittlung der Zahlungs bereitschaft 

Die Zahlungsbereitschaft stellt das monetäre Äquivalent der Wertschätzung dar, die einer 
bestimmten Umweltqualität bzw. einer Qualitätsveränderung beigemessen wird. Die theore
tische Ermittlung der Zahlungsbereitschaft kann über verschiedene Maße erfolgen, die auf 
unterschiedlichen Annahmen basieren und daher zu unterschiedlich hohen Zahlungsbereit
schaften führen. Für die hier vorliegende Fragestellung, bei der ein Vergleich von verschie
denen Zuständen einer Maßnahme durchgeführt wird, köunen von den verschiedenen Mas
sen zur Ermittlung der Zahlungsbereitschaft die Äquivalente Variation und die Kompensie
rende Variation als theoretisch exakte Zahlungsbereitschaftsmaße angesehen werden (vgl. 
JUST et al., 1982, S. 92f und APPEL, 1988, S. 145t). Bei der Umsetzung dieser beiden 
Maße auf empirische Fragestellungen ist zu berücksichtigen, daß bei einer Qualitätsverbesse
rung der Umwelt die Kompensierende Variation den Betrag angibt, den die Betroffenen für 
die Qualitätsverbesserung maximal zahlen würden (willingness to pay). Sie würden dabei auf 
dem Nutzenrnveau der Ausgangssituation verbleiben. Dagegen kennzeichnet die Äquivalente 
Variation den Betrag, mit dem die Betroffenen entschädigt werden müßten, damit sie bei 
Nichtdurchfiihnmg der Qualitätsverbesserung auf das Nutzenniveau gelangen, das sie er
reicht hätten, weun die Qualitätsverbesserung durchgeführt worden wäre (willingness to seil) 
(vgl. WIESE, 1986, S. 87). Diese Maße gehen von unterschiedlichen Verfügungsrechten an 
der Umwelt aus. Dies ist bei der Wahl des geeigneten Maßes für eine empirische Unt.ersu
chung zu bedenken. Wird die Entschädigungsforderung (willingness to seil) für eine Um
weltverbesserungermittelt, so wird den Betroffenen das Recht auf eine saubere Umwelt 
zugesprochen. Dagegen wird bei der Ermittlung der Zahlungsbereitschaft (willingness to 

* Dipl.-Ing. agr. M. Jung, Institut für Agrarpolitik und Landwirtschaftliche Marktlehre, Universität Ho
henheim, 70593 Stuttgart 
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pay) fiir eine Qualitätsverbesserung dem Verschmutzter das Recht zugesprochen, die Um
weh zu verschmutzen (vgl. WIESE, 1986, S. 84). Der Sachverständigenrat fiir Umweltfta
gen kommt bei einem Vergleich der Entschädigungsforderung mit der Zahlungsbereitschaft 
zu dem Ergebnis, daß die Entschädigungsforderung nicht geeignet sei, da es ,,Einer wohl
verstandenen Umweltpolitik ... nicht darum gehen [kann], die von Umwehschäden ... Betrof
fenen möglichst hoch zu alimentieren." (SRU, 1988, S. 82). Bei der vorliegenden Untersu
chung kommt die Kompensierende Variation zur Anwendung. 

Es gJ.'bt zwei grundsätzlich verschiedene Ansätze, um die Zahlungsbereitschaft empirisch zu 
erIDjtteln. Es wird unterschieden zwischen dem indirekten (behavioristischen) und dem direk
ten (introspektiven) Ansatz (vgl. SCHUrZ, 1985, S. 76). Die indirekte Richtung geht von 
dem beobachtbaren Marktverhahen der Konsumenten aus. Von diesem wird auf die Wert
schätzungen der Wirtschaftssubjekte geschlossen (vgl. POMMEREHNE, 1987, S. 10). Die 
wichtigsten Methoden des indirekten Ansatzes sind die Reisekostenmethode und die hedoni
sche Preisermittlung. Bei diesen Methoden wird eine quantifizierbare Beziehung zwischen 
der Nachfrage direkt am Markt zu beobachtender. Güter und bestimmter Umwehgüter un
terstelh. Für den indirekten Ansatz spricht, daß die Zahlungsbereitschaft aus realen und nicht 
aus hypothetischen Märkten abgeleitet wird. Gegen ihn spricht, daß nur eine Untergrenze 
der aktuellen Wertschätzung ermitteh wird (vgl. EWERS/SCHUrZ, 1992, S. 40). Ferner 
ermöglicht dieser Ansatz lediglich bei regional bedingten Umwehveränderungen die Be
stimmung der Zahlungsbereitschaft, bei ubiqnitären Umweltveränderungen, die keine gleich
gewichtsverändernden Anpassungsvorgänge auslösen, versagt er jedoch (vgl. 
EWERS/SCHUrZ, 1992, S. 25). 

Bei dem direkten Ansatz zur Ermittlung der Zahlungsbereitschaft (Kontingenter Bewer
tungsansatz) . werden die Konsumenten in einem mündlichen oder schriftlichen Interview 
direkt nach ihrer Zahlungsbereitschaft gefragt. Der Vorteil dieses Ansatzes liegt in seiner 
universellen Anwendbarkeit. Er kann sowohl fiir alle Güterarten als auch fiir verschiedene 
Zustandsstufen der Güter verwendet werden (vgl. MlTCHEWCARSON, 1990, S. 295). 
Auch können bei diesem Ansatz zusätzlich zur aktuellen Wertschätzung noch andere Nut
zenkomponenten wie der Options-, der Existenz- oder der Vermächtniswert berücksichtigt 
werden. Diese können bei bestimmten Fragestellungen bis zu 60 % der Wertschätzung aus
machen (vgl. POMMEREHNE, 1987, S. 186). Problematisch ist hierbei die Konstruktion 
der hypothetischen Marktsituation und das eventuell auftretende strategische Verhahen der 
Befragten. 

3 Konzeption und Durch~hrung der Untersuchung 

Die Ermittlung einer weitgehend unverzerrten Zahlungsbereitschaft erfordert die Berück
sichtigImg möglicher methodischer Probleme des Kontingenten Bewertungsansatzes. Bei 
diesen Problemen handeh es sich im wesentlichen um das Trittbrettfahrerverhahen, die hypo
thetische Fragesituation, die Beeinflussung durch die vorgegebene Finanzierungsmodalität 
und die Beeinflussung durch im Fragebogen eingebaute Hilfestellungen und Informationen. 
Diese Probleme können entweder im Vorfeld der Hauptuntersuchung über entsprechende 
Testverfahren oder durch die Anwendung geeigneter Befragungstechniken minimiert wer
den. 

So wurde bei. einem Pretest versucht, das möglicherweise auftretende Trittbrettfahrerverhal
ten aufZudecken. Hierzu wurde ein von BOHM (1972) entwick.eher Test angewendet. Bei 
diesem Test wird einem Teil der Befragten durch die Formulierung der Frage nach der Zah
lungsbereitschaft der Anreiz gegeben, die Zahlungsbereitschaft zu übertreiben und dem an
deren Teil der Stichprobe wird der Anreiz gegeben, die Zahlungsbereitschaft zu untertreiben. 
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Bei Vorliegen von strategischem Verhalten müßten sich die Zahlungsbereitschaften der 
Stichproben unterscheiden. Dieser Test wurde bei einer Untersuchung über die Zahlungsbe
reit schaft fiir eine verbesserte Trinkwasserqualität angewendet. Aufgrund des Tests konnte 
den Befragten kein strategisches Verhalten nachgewiesen werden. Dieses Ergebnis ent
spricht den Ergebnissen jüngerer Untersuchungen, die feststellen, daß das Freifahrerproblem 
bisher überschätzt wurde (vgl. CUMMINGS et al., 1986, S. 26). 

Mit einem weiteren Pretest wurde versucht, einen geeigneten Anfangsbetrag fiir die Vor
schlagsmethode (bidding game) zu ermitteln. Diese Methode wird als Hilfestellung bei der 
Beantwortung der Frage nach der Zahlungsbereitschaft verwendet. Die Befragten werden 
hierbei gefragt, ob sie bereit seien, einen bestinnnten Betrag z.B. 100 DM pro Jahr zu zah
len. Sind die Befragten bereit, diesen Betrag zu zahlen, so wird der Betrag schrittweise so 
lange erhöht z.B. um 10 DM, bis die maximale Zahlungsbereitschaft erreicht ist, d.h. die 
Befragten nicht mehr bereit sind, einen höheren Betrag zu zahlen. Dieser Anfangsbetrag 
kann die Höhe der Zahlungsbereitschaft beeinflussen. Er kann von der wahren Zahlungsbe
reitschaft des Befragten zu weit entfernt liegen oder der vorgegebene Betrag suggeriert dem 
Befragten eine vermeintlich vom Interviewer erwünschte Zahlungsbereitschaft (vgl. BOYLE 
et al., 1985, S. 188t). Um dies zu vermeiden, wurde durch Vorstudien ein geeigneter An
fangsbetrag ermittelt. 

Bei der Konstruktion des Fragebogens gestaltete sich die Operationalisierung des Begriffs 
umweltgerechte Landwirtschaft schwierig, da dieser Begriff nicht mit eindeutigen Inhalten 
belegt ist. Es erschien wenig erfolgversprechend, die Bevölkerung nach der Zahlungsbereit
schaft rur eine umweltgerechte Landwirtschaft zu fragen, da davon auszugehen ist, daß die 
Mehrheit der Befragten nur recht diffuse Vorstellungen hierüber hat und die Vorstellungen 
weit auseinander liegen. Bei einer so formulierten Frage wäre nicht genau bekannt, wofiir die 
Zahlungsbereitschaft steht. Ein ähnliches Problem tritt aut; wenn die Zahlungsbereitschaft fiir 
abstrakte Maßnahmen z.B. Reduzierung der N-Düngung um 20 % ermittelt würde. Somit 
erschien es sinnvoll, die Zahlungsbereitschaft fiir einzelne Umweltmedien getrennt zu ermit
teln. Bei diesen Umweltmedien handelt es sich um den Boden, die Luft, das Wasser und die 
belebte Natur (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMELF, 1992, S. 2). Da in einer solchen 
Befragung nicht die Zahlungsbereitschaft fiir alle Umweltmedien erfragt werden kann, wer
den die Medien Trinkwasser, belebte Natur und Gestalt des Landschaftsbildes herausgegrif
fen. Die Zahlungsbereitschaft wird fiir eine Veränderung des Status quo bis zu einer genau 
definierten Umweltqualität dieser Medien erfragt. Es wird angenommen, daß bei einer um
weltgerechten Landwirtschaft das Grundwasser nicht mehr als 25 mg Nitratll aufWeist und in 
ihm keine Spuren von Ptlanzenschiltzmitteln nachweisbar sind. Auch würden alle von der 
Landwirtschaft bedrohten Tier- und Ptlanzenarten erhalten bleiben und wieder zu einer stabi
len Population gelangen. Wie sich das Landschaftsbild bei einer umweltgerechten Bewirt
schaftung verändert, kann nicht genau bestinnnt werden. Dies wird von Naturraum zu Na
turraum unterschiedlich sein. Aus diesem Grund wird den Befragten ein Katalog von acht 
Maßnahmen, die Bestandteil einer umweltgerechten Landwirtschaft sind, zur Auswahl vor
gelegt. Die Befragten sollen hieraus eine Auswahl von drei Maßnahmen treffen und fiir diese 
Kombination ihre Zahlungsbereitschaft angeben. Um die Zahlungsbereitschaft fiir die Ver
besserung des Landschaftsbildes besser einordnen zu können, wird auch die Zahlungsbereit
schaft fiir die Erhaltung des derzeitigen Landschaftsbildes erhoben. 

Die Befragung wurde im Januar und Februar 1994 in den Naturräumen Württembergisches 
Allgäu und Kraichgau durchgefiihrt. Beide Naturräume sind überwiegend landwirtschaftlich 
geprägt, wobei das Landschaftsbild des Württembergischen Allgäus überwiegend durch 
Wiesen, Weiden und Wald geprägt wird, während der Kraichgau eine intensiv genutzte Ak
kerbauregion ist, bei dem das Landschaftsbild in einigen Teilen auch industriell geprägt ist. 

215 



Es wurden insgesamt 455 Personen zu ungefähr gleichen Teilen in beiden Gebieten mündlich 
befragt. Die Zufallsauswahl erfolgte aus den jeweiligen Telefonbüchern der Gebiete. 

4 Ergebnisse der Untersuchung 

4.1 Prinzipielle Zahlungsbereitschaft 

Von den 455 befragten Haushalten sind 167 (36,7 %) nicht bereit, sich finanziell an einer 
umweltgerechten Landwirtschaft zu beteiligen. Ein Viertel dieser Personen gibt an, daß eine 
umweltgerechte Landwirtschaft vom Staat bereitgestellt werden sollte. Ein weiteres Viertel 
dieser Befragten ist der Auffassung, daß die Verursacher der Qualitätsverschlechterung die 
Kosten einer umweltgerechteren Landwirtschaft tragen sollten. Ca. 20 % meinen, sich auf
grund finanzieller Probleme nicht an einer umwehgerechten Landwirtschaft beteiligen zu 
können. Ca. 5 % der Befragten sind der Meinung, die Landbewirtschaftung sei bereits um
weltgerecht. Einige Befragte verweigerten die Angabe einer Zahlungsbereitschaft z.B. des
halb, weil eine umweltgerechte Landbewirtschaftung nicht sichergestellt werden könne, oder 
weil Geld nicht das richtige Mittel sei, diese zu gewährleisten, es bedürfe vielmehr einer ge
nerellen Einstellungs- und Verhaltensänderung. 

Nicht aus allen Angaben kann geschlossen werden, daß die Befragten sich gegen die Not
wendigkeit einer umweltgerechten Landwirtschaft aussprechen. So kann insbesondere nicht 
bei Befragten, die eine Monetarisierung von Umwehgütern ablehnen oder bei Befragten, bei 
denen die Weigerung einer Zahlungsangabe eine Folge von Einkommensrestriktionen ist, 
davon ausgegangen werden, daß sie einer umweltgerechten Landwirtschaft keine positive 
Wertschätzung entgegen bringen. Aus den hier vorliegenden Informationen kann keine ge
naue Aussage über die Höhe der Zahlungsbereitschaft dieser Befragten gemacht werden, 
daher werden diese Haushalte bei der Berechnung der durchschnittlichen Zahlungsbereit
schaft nicht berücksichtigt. 

288 (63,3 %) der 455 befragten Haushalte sind grundsätzlich bereit, eine umweltgerechte 
Landwirtschaft finanziell zu unterstützen. Im Kraichgau sind es 64,41 % und im Allgäu 
62,07 % der Haushalte. Die beiden Gebiete unterscheiden sich nicht signifikant in der prin
zipiellen Zahlungswi1ligkeit. Bei der Befragung wurden nur die prinzipiell zahlungsbereiten 
Haushalte nach der Höhe ihrer Zahlungsbereitschaft gefragt. Diese wird im folgenden rur die 
vier Bereiche dargelegt. 

4.2 Die monetäre Bewertung einer verbesserten Trinkwasserqualität 

Für eine dauerhafte Senkung des Nitratwertes auf 25 mg/l und eine dauerhafte Vermeidung 
von Pestizideinträgen in das Trinkwasser sind die 288 Haushalte im Durchschnitt bereit, 
99,80 DM jährlich zu zahlen. Haushahe aus dem Württembergischen Allgäu sind bereit, 
104,26 DM/Jahr und Haushahe aus dem Kraichgau, \09,90 DM/Jahr zu zahlen. Dieser Un-
terschied ist nicht signifikant. . 

Die geringste angegebene Zahlungsbereitschaft rur diesen Umweltbereich beträgt 0 DM und 
die höchste 1200 DM. Der größte Teil der Befragten gibt eine Zahlungsbereitschaft von 
100 DM an. Die Standardabweichung beträgt 109,31 und der Variationskoeffizient 
100.66 %. Einen Überblick über die Verteilung der Zahlungsbereitschaft gibt Abbildung 1. 
Eine Standardabweichung bzw. ein Variationskoeffizent in dieser Größenordnung ist bei 
diesen Untersuchungen aus der Literatur bekannt (vgl. HANLEY, 1989, S. 123). Es ist an
zWlehmell, daß diese hohen Streuungsmaße kein Indikator fiir eine mangelnde Validität der 
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Untersuchung sind, sondern sie sind viehuehr ein fudiz fiir die große Variationsbreite der 
Wertschätzung, die der ZaWungsbereitschaft zugrunde liegt. 

Abbildung I: Verteilung der Zahlungsbereitschaft für eine Verbesserung der 
Trinkwasserqualität (n=288) 
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4\ % der 288 Haushalte sind der Meinung, daß die Finanzierung der Qualitätsverbesserung 
des Trinkwassers durch höhere Preise rur Agrarprodukte sichergestellt werden sollte. 26 % 
der Befragten sind der Meinung, daß das Land Baden-Württemberg die Finanzierung durch 
Umverteilung des bestehenden Haushalts übernehmen sollte. 18 % der Befragten stimmen 
rur eine privatwirtschaftliche Lösung, bei der die Wasserwerke eine Regelung mit den 
Landwirten finden und die Finanzierung über eine Erhöhung der Wassergebühren erfolgt. 
Nur ca. 4 % sprechen sich rur freiwillige Spenden in einen Fonds aus. Weitere 4 % geben 
eine Kombination dieser Maßnahmen an. Die restlichen 6 % der befragten Haushalte geben 
andere Finanzienmgsmöglichkeiten wie z.B. Erhöhung der Steuern auf Düuge- und Pflan
zenschutzmittel an. 

Abbildung 2: Zahlungsbereitschaft für eine Verbesserung der Trinkwasserqualität 
getrennt nach Finanzierungsarten (n=288) 
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Betrachtet man die durchschnittliche Zahlungsbereitschaft getrennt fur die einzelnen Finan
zierungsarten (vgl. Abbildung 2), so ergeben sich deutliche Unterschiede. Haushalte, die eine 
Erhöhung der Preise fur Agrarprodukte bevorzugen, geben eine Zahlungsbereitschaft von 
durchschnjttlich 125,00 DM pro Jahr an. Demgegenüber geben Haushalte, die fur die Finan
zierung aus Landesmitteln oder fur eine Erhöhung der Wassergebühren stimmen , lediglich 
eine ZaWungsbereitschaft von jährlich 83,24 DM bzw. 86,92 DM an. Die 10 Haushalte, die 
fur eine Finanzierung aus Spenden gestimmt haben, geben eine Zahlungsbereitschaft von 

217 



145,00 DM jährlich an. Dieses Ergebnis bestätigt die Aussage von ARROW (vgl. CUM
MlNGS et al., 1986, S. 183), nach der die Finanzierungsart einen wesentlichen Bestandteil 
des zu bewertenden Projektes darstellt und somit auch die Höhe der Zahlungsbereitschaft 
beeinflußt. 

Es kann aus der nach der Finanzierungsart differenzierten Zahlungsbereitschaft geschlossen 
werden, daß die Befragten sich bei der Angabe ihrer Zahlungsbereitschaft nicht strategisch 
verhalten haben. Da bei der Finanzierungsart mit dem größten Anreiz zur Übertreibung - die 
Umverteilung von Landesmitteln - die Zahlungsbereitschaft niedriger liegt als bei Finanzie
rungsarten, bei denen eine Untertreibung der Zahlungsbereitschaft eher zu vermuten ist, wie 
z.B. die Finanzierung durch Wassergebührenerhöhung. 

4.3 Monetäre Bewertung des Artenschutzes 

Die grundsätzlich zahlungsbereiten Haushalte würden im Durchschnitt 99,81 DM pro Jahr 
fiir den Schutz der durch die landwirtschaftliche Produktion bedrohten Tier- und Pflanzenar
ten ausgeben. Die am häufigsten genannte Zahlungsbereitschaft liegt bei 125 DM pro Jahr 
und Haushalt. Die Spannweite beträgt 1200 DM. Die niedrigste Zahlungsbereitschaft liegt 
bei 0 DM und die höchste bei 1200 DMJJahrlHaushalt. Bei dieser Zahlungsbereitschaft liegt 
mit 133,97 % ein außergewöhnlich hoher Variationskoeffizient vor. 

35 % der 288 befragten Haushalte berurworten die Finanzierung des Artenschutzes über eine 
Erhöhung der Preise rur Agrarprodukte. Ca. 33 % sind der Meinung, daß diese über eine 
Umverteilung des Landeshaushaltes von Baden-Württemberg geschehen soll. Ca. 16 % der 
Befragten berurworten die Einfiihrung von Gebühren zur Finanzierung. Die Einrichtung ei
nes Fonds, der aus freiwilligen Spenden finanziert wird, wird nur von einer Minderheit be
vorzugt. Es zeigt sich, daß die Reihenfolge der gewünschten Finanzierungsarten gleich der 
fiir Trinkwasserschutz ist. 

. Die Betrachtung der Zahlungsbereitschaft getrennt nach den Finanzierungsarten (vgl. Abbil
dung 3) ergibt, daß auch hier die Zahlungsbereitschaft rur eine Erhöhung der Preise rur 
Agrarprodukte mit 142 DM am höchsten ist. Die Zahlungsbereitschaft bei einer Finanzierung 
über die Einfiihrung von Gebühren liegt bei ca. 83 DM. Für eine Finanzierung aus der Um
verteilung von Haushaltsmitteln sind die Befragten bereit ca. 72 DM und rur die Einzahlung 
freiwilliger Spenden in einen Fonds ca. 63 DM zu zahlen. Die Unterschiede in der Zahlungs
bereitschaft sind signifikant. 

Abbildung 3: Zahlungsbereitschaft für Artenschutz getrennt nach Finanzierungsarten 
(n=288) 
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4.4 Bewertung des LandschaftsbUdes und einer LandschaftsbUdverbesserung 

4.4.1 Qualitam:e Bewertung des Landschaftsbildes 

Von den 455 befragten Haushalten hat die Mehrheit (373 Personen, ca. 82 %) in den letzten 
15 Jahren eine Veränderung des Landschaftsbildes beobachtet. Ca. 14 % der Bürger konnten 
keine Veränderung des Landschaftsbildes beobachten; Die restlichen ca. 4 % können hier
über keine Aussage machen, da sie noch nicht lange genug in dem jeweiligen Befragungsge
biet wohnen. 

208 der 373 Personen, die eine Veränderung des Landschaftsbildes beobachtet haben, emp
fanden diese Veränderung als nachteilig. Lediglich 21 Befragte sind der Meinung, daß sich 
das Landschaftsbild zum Vorteil verändert hat und 144 Personen finden, daß sich das Land
schaftsbild weder ausschließlich zum Nachteil noch zum Vorteil verändert hat, sondem daß 
sich einige Bereiche negativ und andere positiv verändert haben. 

Als Ursache fiir die nachteilige Entwicklung wird von den Personen, die eine ausschließlich 
negative Veränderung und von den Personen, die sowohl eine negative als auch eine positive 
Veränderung beobachtet haben, am häufigsten die Erhöhung des Verkehrsaufkommens und 
die Erweiterung des Straßenbaus mit 164 Nennungen angegeben. Am zweithäufigsten mit 
150 Nennungen wird die nachteilige Entwicklung mit der Ausdehnung der Siedlungsflächen 
begründet. An dritter Stelle (72 Nennungen) werden industriell bedingte Veränderungen 
angegeben. Erst an vierter Stelle mit 70 Nennungen werden nachteilige Veränderungen 
durch die landwirtschaftliche Produktion genannt I. 

Nach Meinung der Befragten hat sich das Landschaftsbild hauptsächlich durch Naturschutz 
(38 Nennung\ID) zum Vorteil verändert. 19 Befragte finden, daß sich das Landschaftsbild 
durch die Veränderung der Siedlungsstruktur und nach Meinung von 12 Befragte durch eine 
Veränderung der Verkehrsstruktur positiv verändert hat. 10 Befragte geben an, daß auch die 
veränderte landwirtschaftliche Produktion dem Landschaftsbild einen positiven Impuls gege
ben hat. 

Eine Betrachtung der angegebenen Gründe fiir die Veränderung des Landschaftsbildes nach 
Gebieten ergibt, daß verkehrsbedingte Veränderungen im Württembergischen Allgäu 
(44,8 % der Allgäuer Befragten) von mehr Befragten als negativ empfunden werden als im 
Kraichgau (27,03 % der Kraichgauer Befragten). Dagegen wird die Flurbereinigung häufiger 
im Kraichgau negativ beurteilt als im Württembergischen Allgäund 20,27 % der Befragten 
im Kraichgau finden, daß sich das Landschaftsbild durch die Flurbereinigung zum Nachteil 
verändert hat, aber nur 1,23 % der Befragten im Allgäund Bei den anderen aufgefiihrten 
Gründen lassen sich keine signifikanten Unterschiede zwischen den beiden Naturräumen 
nachweisen. 

Obwohl die Mehrheit der Befragten findet, daß sich das Landschaftsbild zum Nachteil ver
ändert hat, geben 73,33 % der 455 Befragten an, sie seinen sehr zufrieden oder zufrieden mit 
dem derzeitigen Landschaftsbild. Die gebietssPezifische Betrachtung ergibt, daß die Allgäuer 
Befragten signifikant zufriedener sind als die Kraichgauer Befragten. 

1 Bei der Beantwortung dieser Frage konnten die Befragten bis zu zwei Gründe für eine Veränderung des 
Landscbaftsbildes angeben. Die Nennungen müssen sich somit nicht zu 352 addieren. 
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4.4.2 Monetäre Bewertung der Erhaltung des Landschaftsbildes 

Von den 288 Befragten, die grundsätzlich zahlungsbereit sind, sind 135 (ca. 47 %) bereit, fiir 
die Erhaltung des derzeitigen Landschaftsbildes zu zahlen, wobei die Allgäuer Bevölkerung 
signifikant häufiger bereit ist, sich an der Finanzierung zu beteiligen als die Kraichgauer. 
Dies kann dadurch erklärt werden, daß die Allgäuer Befragten mit dem Landschaftsbild zu
friedener sind und somit ihr Anreiz zur Erhaltung der Landschaft größer ist. 

Diese \35 zahlungsbereiten Haushalte sind bereit, fiir die Erhaltung des Landschaftsbildes im 
Durchschnitt 56,12 DM jährlich zu zahlen. Eine gebietsspezifische Betrachtung ergibt, daß 
die Wertschätzung der Haushalte im Württembergischen Allgäu mit 64,27 DM signifikant 
höher ist als die der Bewohner des Kraichgaus mit 47,97 DM. Auch fiir dieses Ergebnis 
kann als Begründung die unterschiedlich hohe Zufriedenheit mit dem Landschaftsbild gese
hen werden. 

4.4.3 Monetäre Bewertung von landschaftsverbessernden Maßnahmen 

Purch eine umweltgerechte Bewirtschaftung von Agrarlandschaften kann sich das Land
schaftsbild verändern. Wie die Landschaft sich verändert, ist jedoch schwer vorherzusagen. 
Um aber dennoch eine Veränderung bewerten zu können, wurden den Befragten acht Maß
nahmen zur Auswahl gegeben (vgl. Abbildung 4), die zu einer umweltgerechteren Landwirt
schaft fuhren können. Die Befragten wurden gebeten, von diesen acht Maßnahmen maximal 
drei Maßnahmen auszuwählen, die ihrer Meinung nach zu einer Verbesserung des Land
schaftsbildes fuhren würden. Von den 288 Haushalten sind 61,8 % der Meinung, daß das 
Landschaftsbild durch die Anlage von verbreiterten Ackerrandstreifen, die mit Büschen und 
Bäumen bepflanzt werden, verschönert werden könnte. Ungefähr genauso häufig wird von 
61, I % der Befragten die Bereitstellung von Ausgleichsflächen gewünscht, auf denen sich 
eine natürliche Vegetation entwickeln kann. Die Anlage von Biotopen wird von 37,2 %, die 
Wiedervernässung ehemaliger Naßwiesen von 32,3 %, eine Erhöhung der Vielfalt an ange
bauten Kulturpflanzen von 31,6 % und eine Verminderung der Schnitthäufigkeit der Wiesen 
von 24,7 % der Haushalte gewünscht. 21,9 % der Haushalte meinen, daß durch die Auffor
stung landwirtschaftlich genutzter Flächen das Landschaftsbild verschönert werden könnte, 
und 13,5 % der Befragten sehen die Verkleinerung der durchschnittlichen Feldgröße als 
sinnvolle Maßnahme zur Verschönerung des Landschaftsbildes an. 

Abbildung 4: Maßnahmen zur Veränderung des Landschaftsbildes getrennt nach 
Gebieten (Befragte konnten bis zu drei Maßnahmen wählen) 
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Die gebietsspezifische Betrachtung der Wahl der Maßnahmen zur Verbesserung des Land
schaftsbildes ergibt, daß die Allgäuer signifikant häufiger eine Verminderung der 
Schnitthäufigkeit der Wiesen bevorzugen. Dieses Ergebnis ist aufgrund des überwiegend mit 
Wiesen und Weiden geprägten Landschaftsbildes des Allgäus einleuchtend. Die Befragten 
aus dem Kraichgau wünschen dagegen häufiger eine Verringerung der durchschnittlichen 
Feldgröße und eine vermehrte Anlage von Biotopen. Auch dies erscheint plausibel, berück
sichtigt man, daß der Kraichgau ein fiir baden-württembergische Verhältnisse relativ groß
räumiges Gebiet ist . 

Die am häufigsten genannte Maßnahmenkombinationen (30 Nennungen) besteht aus der 
Bereitstellung von Ausgleichsflächen, auf denen sich eine natürliche Vegetation entwickeln 
kallll (vgl. Abbildung 5), kombiniert mit der Anpflanzung von Biotopen und der Anlage von 
Ackerrandstreifen, die mit Büschen und Bäumen bepflanzt werden. Die durchschnittliche 
Zahlungsbereitschaft der Haushalte fiir diese Kombination beträgt 94,31 DM pro Jahr. 23 
mal wird die Kombination aus Bereitstellung von Ausgleichsflächen, Anlage von Acker
randstreifen und Wiedervernässung ehemaliger Naßwiesen gewählt. Die durchschnittliche 
Zahlungsbereitschaft fiir diese Kombination beträgt 87,73 DM pro Jahr. Die Kombination 
aus einer größeren Vielfalt an angebauten Kulturpflanzen mit der Bereitstellung von Aus
gleichsflächen und der Anlage von Ackerrandstreifen wird 17 mal genannt. Die durch
schnittliche Zahlungsbereitschaft hierfiir liegt bei 83 ,53 DM pro Jahr. Die Maßnahmenkom
bination, bestehend aus der Bereitstellung von Ausgleichsflächen, der Anlage von Acker
randstreifen Wld der Aufforstung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen, wird von 10 
Befragten genannt. Ihre durchschnittliche Zahlungsbereitschaft hierfiir liegt bei 54,0 I DM 
pro Jahr. Die Höhe der Zahlungsbereitschaft fiir die Maßnahmenkombinationen unterschei
den sich nicht signifikant. 

Abbildung 5: Zahlungs bereitschaft für die wichtigsten Maßnahmenkombinationen 
zur Veränderung des Landschaftsbildes (n=80) 
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Die Entscheidung fiir eine bestimmte Finanzierungsart fallt in diesem Umweltbereich nicht 
eindeutig aus und unterscheidet sich geringfiigig von der fiir die anderen Umweltbereiche. 
29 % der befragten Haushalte sprechen sich fiir eine Finanzierung aus dem baden
württembergischen Landeshaushalt aus. 25 % sind fiir eine Finanzierung über erhöhte Preise 
fiir Agrarprodukte und weitere 25 % fiir eine Landschaftspflegegebühr, die von der Gemein
de bei Bürgern und Urlaubern erhoben wird. 10 % halten die Gründung eines Landschafts
pflegefonds, der aus freiwil1igen Spenden finanziert wird, fiir sinnvoll. Der hohe Anteil der 
"Sonstigen" mit II % setzt sich hauptsächlich aus Kombinationen der bereits genannten Fi
nanzierungsarten zusammen. Einige befragte Haushalte geben z.B. an , daß die Finanzierung 
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über die Einfiihrung einer Autobahngebühr sichergestellt werden kann oder durch den Ar
beitseinsatz von Arbeitslosen. 

5 EinOußfaktoren der Zahlungsbereitschaft 

5.1 EinOußfaktoren der prinzipieUen Zahlungsbereitschaft 

Die prinzipielle Bereitschaft, sich an der Finanzierung der umwehgerechten Landwirtschaft 
zu beteiligen, wird signifikant durch die folgenden sozio-demographischen Merkmale der 
Befragten beeinflußt: die Ausbildung, die berufliche Situation, das Jahresnettogehalt des 
Haushahes und das Alter. So läßt sich feststeUen, daß 77 % der Befragten mit Hochschulab
schluß prinzipiell zahlungsbereit sind, aber nur 42 % der Befragten mit Hauptschulabschluß. 
Weiter kann festgesteUt werden, daß AngesteUtelBeamte und leitende Angestellte/leitende 
Beamte mit 75 % überdurchschnittlich häufig zahlungsbereit sind. Bei Arbeitern sowie Rent
nem und Pensionären, die zu 45 % bzw. 42 % zahlungsbereit sind, ist nur eine geringe Be
reitschaft, sich an der Finanzierung zu beteiligen, festzustellen. Daneben sind Haushahe mit 

einem Jahresnettoeinkommen, das größer ist als 40'000 DM, signifikant häufiger bereit, sich 
an der Finanzierung zu beteiligen als Haushahe mit einem geringeren Jahreseinkommen. Ei
nen weiteren Einflußfaktor steUt das Alter dar. Das Durchschnittsaher der prinzipieU zah
lungswilligen Befragten liegt bei 45 Jahren, während das, der nicht zahlungswilligen Befrag
ten bei 55 Jahren liegt. 

Diese vier sozio-demographischen Merkmale wurden auch in vergleichbaren Studien (vgl. 
SCHUIZ, 1985, HOLM-MÜLLER et al., 1991, CORELL, 1994) als Determinanten der 
Zahlungsbereitschaft identifiziert. Diese Einflußfaktoren sollten jedoch im Zusammenhang 
gesehen werden, da sie sich gegenseitig beeinflussen. So ist die Tatsache, daß Pensionäre 
und Rentner häufiger nicht zahlungsbereit sind, vermutlich nicht unbedingt auf ihre berufli
che Situation zurückzufiihren, sondern eher auf ihr Alter. Die geringere Zahlungswilligkeit 
älterer Menschen ist wahrscheinlich auf eine kürzere - ihnen verbleibende - Lebenszeit zu
ruckzufiihren, in der sie von einer verbesserten Umweltqualität profitieren köunen. Ähere 
Menschen, vor allem Senioren, rechnen eher mit ahersbedingten als mit umweltbedingten 
Krankheiten, so daß ihr gesundheitliches Interesse an einer guten Umweltqualität geringer ist 
als das von jüngeren Menschen. Auch sind jüngere Menschen in der Regel idealistischer als 
ältere. Der Einfluß der Schulausbildung und der beruflichen Situation ist vermutlich auf eine 
höhere Sensibilität und einen besseres Verständnis fiir Umweltprobleme zurückzufiihren. 

Auch der Bezug zur Landwirtschaft ist ein signifikanter Einflußfaktor der Zahlungswilligkeit. 
So sind gut 40 % der befragten landwirtschaftlichen Haushahe bereit, sich finanziell an einer 
umwehgerechten Landwirtschaft zu beteiligen. Dagegen sind Personen, die bisher schon fiir 
den Umweltschutz gespendet haben und Befragte, die Mitglied in einer Umweltschutzorga
nisation sind, signifikant häufiger bereit, sich finanziell an einer umweltgerechten Landwirt
schaft zu beteiligen. 

5.2 EinOußfaktoren der Höhe der Zahlungsbereitschaft 

Zur Identifizierung der Determinanten der Höhe der Zahlungsbereitschaft werden nur die 
288 befragten Haushalte berücksichtigt, die prinzipiell bereit sind, sich an der Finanzierung 
einer umweltgerechten Landwirtschaft zu beteiligen. 

Auch die Höhe der Zahlungsbereitschaft fiir eine verbesserte Trinkwasserqualität wird unda. 
durch das Aher der Befragten beeinOußt. Bei einer Einteilung der Befragten in Altersgrup-
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pen ist festzustellen, daß die Zahlungsbereitschaft bis zu der Gruppe der 40-jährigen steigt 
und bei jeder folgenden Altersgruppe geringer wird. So liegt z.B. die Zahlungsbereitschaft 
von Haushalten bei denen der Befragte zwischen 30 und 40 Jahre alt ist, bei 130,00 DM 
jährlich und bei Haushalten, bei denen der Befragte zwischen 70 und 90 Jahren alt ist, bei 
66,63 DM pro Jahr. Die Höhe der Zahlungsbereitschaft wird auch durch die berufliche Si
tuation des Befragten beeinf1ußt. So haben leitende Angestellte/leitende Beamte mit 
137,57 DM/JahrlHaushalt eine überdurchschnittlich hohe Zahlungsbereitschaft. Gleiches 
kann auch fiir Selbständige mit einer Zahlungsbereitschaft von 150,68 DM/JahrlHaushalt 
festgestellt werden. Dagegen haben Arbeiter eine Zahlungsbereitschaft von nur 
79,55 DM/JahrlHaushalt. Da davon auszugehen ist, daß die berufliche Situation eng mit dem 
Einkommen verbunden ist, ist auch das Einkommen als Determinante der Zahlungsbereit
schaft zu sehen. Ferner wird die Höhe der Zahlungsbereitschaft durch die Mitgliedschaft in 
einer Umweltschutzorganisation beeinf1ußt. Haushalte, bei denen der Befragte Mitglied in 
einer solchen Organisation ist, haben eine Zahlungsbereitschaft von 150,67 DM/Jahr. Dage
gen sind die nicht organisierten Haushalte bereit, 94,79 DM/Jahr zu zahlen. 

Die Mitgliedschaft in einer Umweltschutzorganisation beeinf1ußt die Höhe der Zahlungsbe
reitschaft fiir Artenschutz. So sind Haushalte, bei denen der Befragte in einer Umweltschutz
organisationen Mitglied ist, bereit, 150,08 DM/Jahr zu zahlen und Befragte, die nicht orga
nisiert sind, sind bereit, 81,97 DM/Jahr zu zahlen. Weiter sind die Haushalte, die schon ein
mal einen Betrag fiir den Umweltschutz gespendet haben, mit 135,28 DM/Jahr bereit, mehr 
zu bezahlen, als befragte Haushalte, die noch nie fiir den Umweltschutz gespendet haben. 
Ihre Zahlungsbereitschaft liegt bei 82,60 DM/Jahr. 

Die Zahlungsbereitschaft fiir die Erhaltung des derzeitigen Landschaftsbildes wird signifikant 
durch den Ort, in dem der befragte Haushalt lebt, beeinf1ußt. 

Aus den Ergebnissen ist zu erkennen, daß es keine pauschalen Einflußfaktoren fiir die Höhe 
der Zahlungsbereitschaft gibt, sondern daß eine differenzierte Betrachtung fiir die verschie
denen Bereiche einer umweltgerechten Landwirtschaft sinnvoll ist. 

6 Schlußbemerkung 

Nicht bei allen 167 Haushalten, die nicht bereit sind, sich finanziell an einer umweltgerechten 
Landwirtschaft zu beteiligen, kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, daß sie keinen 
Nutzen von einer umweltgerechten Landwirtschaft haben. Über den Nutzen dieser Befragten 
kann aufgrund der vorliegenden Informationen keine nähere Aussage gemacht werden. 

Die von den 288 prinzipiell zahlungsbereiten Haushalte am häufigsten präferierte Finanzie
rung über höhere Agrarproduktpreise ist vermutlich darauf zurückzufiihren, daß durch den 
Kaufvon Agrarprodukten die gesamte Bevölkerung an der Finanzierung beteiligt wird. Da
bei wurde von den Befragten nicht berücksichtigt, daß diese Mittelaufbringung nicht den 
Präferenzunterschieden der Konsumenten fiir eine umweltgerechte Landwirtschaft ent
spricht. Es ist auch zu bedenken, daß durch höhere Agrarproduktpreise eine umweltgerechte 
Landwirtschaft erst dann erreicht wird, wenn zusätzlich Restriktionen z.B. in Fonn von 
Umweltnormen vorgegeben werden. Ferner ist bei der Beurteilung der Zahlungsarten zu 
berücksichtigen, daß nicht alle Finanzierungsmöglichkeiten, die in Frage kommen könnten, 
von den Befragten bedacht worden sind. 

Da die negative Veränderung des Landschaftsbildes von den Befragten nicht maßgeblich auf 
die landwirtschaftliche Produktion zurückgefiihrt worden ist, sind bei Maßnahmen zur Ver-
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bessenmg des Landschaftsbildes auch andere Bereiche wie die Verkehrsplanung und die 
Siedlungsstruktur zu berücksichtigen. 

Insgesamt ist zu bedenken, daß die Ergebnisse der Untersuchung eine Momentaufuahme 
darstellen und nur fiir die hier untersuchten Gebiete Gültigkeit haben. Sie können sich bei 
veränderten Rahmenbedingungen wie z.B. Veränderung der Umweltqualität verändern. Au
ßerdem ist zu bedenken, daß fiir die Bewertung der hier vorgestellten umwehgerechen 
Landwirtschaft die Agrarpolitik des Jahres 1993 als Referenzsystem angenommen wurde. Es 
ist auch zu berücksichtigen, daß eine umwehgerechtere Landwirtschaft auch auf hier nicht 
bewertete Umwehbereiche wie z.B. die Luft- und Bodenqualität positive Auswirkungen hat. 
Femer ist zu bedenken, daß Befragte dazu neigen, bei der Bewertung eines einzelnen Um
wehmedinms dessen Wert höher einzuschätzen als bei einer simultanen Bewertung aller 
Umwehbereiche. Weiterhin ist nicht bekannt, ob die Befragten die Wechselwirkungen zwi
sehen den hier bewerteten Umwehbereichen berücksichtigt haben. 

Zusammenfassung 

In diesem Betrag werden die Ergebnisse einer Befragung von 455 Haushahen im Kraichgau 
und Württembergischen Allgäu vorgestelh. Es wurde mittels Kontingenter Bewertungsme
thode die Wertschätzung der Bevölkerung fiir eine umwehgerechte Landwirtschaft in den 
Befragungsgebieten ermitteh. Etwa ein Drittel der befragten Haushahe ist nicht bereit, sich 
an der Finanzierung einer umwehgerechten Landwirtschaft zu beteiligen. Etwa zwei Drittel 
der befragten Haushahe sind bereit, sich finanziell zu beteiligen. Diese Haushahe sind im 
Durchschnitt bereit, 108,59 DM pro Jahr fiir die Verbesserung der Trinkwasserqualität und 
99,81 DM pro Jahr fiir den Artenschutz zu zahlen. Etwa ein Drittel der Befragten würde fiir 
die Erhahung des derzeitigen Landschaftsbildes im Durchschnitt 56,12 DM pro Jahr zahlen. 
Ein großer Teil dieser Haushahe ist bereit, fiir Maßnahmen zur Verbesserung des Land
sehaftsbildes im Durchschnitt 77,52 DM pro Jahr auszugeben. Die Finanzierung fiir die 
Qua1itätsverbesserung dieser vier Umwehbereiche soll nach Meinung eines großen Teils der 
Befragten über eine Erhöhung der Preise fiir Agrarprodukte oder durch eine Umverteilung 
des Landeshaushaltes von Baden-Württemberg erfolgen. 

Summary 

Tbe monetary valuation of ecologicaUy-sound use of fannland 

this paper deals with the resuhs of a survey covering 455 households in Württembergisches 
Allgdu and Kraichgau (both are regions in Germany). The households were asked about 
their wiUingness to pay for ecologically-sound landuse. Two thirdsofthe interviewees were 
wiUing to pay for a agricu1ture improving the environment and one third was not wiUing to 
contribute financially. Former were wiUing to pay about 109 DMlyear for quality improve
ment of drinking water and about 100 DMlyear the protection ofbiodiversity. One third of 
the households was wiUing to pay about 56 DMlyear for the conservation of the present 
status ofthe landscape. Furthermore, two third ofthe households would agree are wiUing to 
pay on average 78 DMlyear for varius measures that improve the landscape. Most intervie
wees were of the opinion that to finance thei environmental improvements it will be 
necessary either through an increase of prices for agricu1tural products or to redistn'bute the 
budget ofthe state of Badell-WürttembergiGermany. 
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Pe31lMe 
",l1;eHeIHaB OI~eHKa 3KOnOrH'IeCKH 6e3BpeAHOrO HCIIonb30BaHHB 

arpOnaHAmacl>ToB" 

B :HOH CTaTbe npeACTaBneHbl pe3ynbTaTbi onpoca nOCB"UJ,eHHOrO 3KOHOMIt~eCKOH 

0lleHKe 3KOnOrlt'IeCKIt 6e3BpeAHOrO CenbCKOrO X03"HCTBa C TO'lKIt 3peHIt" 
nOTpe6ltTeneH. Onpoc 6b1n npOBeAeH B 455 ceMb"X B BIOpTTeM6eprcKoM Anbroe It 
B KpaHxray. Oplt6nlt3ltTenbHO TpeTb onpoweHHblX ceMeH He rOTOBa npltHItMaTb 
Y'laCTIt" B ~ItHaHCltpOBaHItIt 3KOnOrlt'leCKIt 'IItTCOrO cenbCKOX03"HCTBeHHoro 
npOIt3BOAcTBa. OKono ABYX TpeTeH onpoweHHblX ceMeH BblCKa3anlt CBOIO rOTOBHOCTb 
npltH"Tb Y'laCTlte B TaKOM ~ItHaHCltpOBaHItIt. B cpeAHeM, 3TIt CeMblt 6bInlt rOTOBbl 
nnaTItTb 108,59 HeM. MapoK (HM) B rOA 3a yhY'lweHlte Ka'leCTBa nltTbeBOH BOAbl 
It 99,81 HM 3a COXpaHeHlte BItAOB lKltBblX OpraH1t3MoB. Oplt6nlt3ltTenbHO TpeTb 
onpoweHHblx 6bInlt 6bl rOTOBbl elKeroAHO nnaTItTb, B cpeAHeM, 56,12 H M 3a 
coXpaHeHlte ceroAH"wHeH KapTItHbl naHAwa~ToB. Oplt'leM, 60nbWltHCTBO 1t3 HItX 
C'IItTaeT, 'ITO ynY'lwltTb :HY KapTItHY MOlKHO 3a c~eT C03AaHIt" nonoc no Kpa"M 
noneH, 3acalKeHHblX KycTapHItKoM Itnlt AepeBb"MIt, 3a C'IeT BblAeneHIt" Y'laCTKOB, Ha 
KOTOPblX Morna 6bl pa3BItBaTbC" eCTeCTBeHH" BereTalllt" Itnlt 3a C'IeT C03AaHIt" 
onpeAeneHHbIX 61t0TOnoB. Ha 3TIt ynY'lwalOUJ,lte MepOnplt"TIt" onpoweHHble CeMblt 
rOTOBbl elKeroAHO BblAen"Tb B cpeAHeM no 77,52 HM. Eonbwa" '1aCTb onpoweHHblx 
npltAeplKltBaeTC" MHeHIt", 'ITO 3TO ~ItHaHCltpOBaHlte AonlKHO npOXOAItTb nlt60 ~epe3 
nOBblWeHlte lieH Ha cenbCKOX03"HCTBeHHYIO npOIWKlIltlO, nlt60 'Iepe3 
nepepacnpeAeneHlte 610AlKeTHblX cpeACTB 3eMnlt EaAeH-BlOpTTeM6epr. 00 
Ka'leCTBeHHOH 0lleHKe naHAwa~TOB npe06naAaeT HeraTItBHOe MHeHlte 06 
1t3MeHeHIt"X, npolt30weAwltX 3a nocneAHlte 15 neT. OAHaKo, nplt'lItHY TaKoro 
HeraTItBHOrO pa3BItTIt" onpoweHHble BItA"T He CTonbKO B cenbCKOM X03"HCTI~e, 

CKonbKO B pa3BltTItlt AopOlKHoro It lKltnltUJ,Horo CTp0ItTenbcTBa. Ho, B lIenOM, 
60nbWltHCTBO onpoweHHblx AOBonbHbl naHAwa~THoH KapTItHOH B 06eltx o6nacT"x, 
XOT" onpoweHHble perltOHa AnbroH 0lleHItBaIOT MeCTHblH naHAwa~T 60nee 
nOnOlKltTenbHO, ~eM onpoweHHble perltOHa KpaHxray. 
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MIKROÖKONOMISCHE THEMENBEREICHE 

AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM AUF LANDWIRT
SCHAFTLICHE BETRIEBE 





AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM IN BETRIEBEN MIT 
MARKTFRUCBTBAU UND RINDFLEISCHERZEUGUNG 

von 

Wemer KLEINHANß* und Hans KÖGL .. 

1 Einleitung 

Die Refonn der gemeinsamen Agrarpolitik zielt in erster Linie darauf ab, das Marktgleichgewicht 
bei Getreide, Ölsaaten, Eiweißfiüchten und Rindfleisch wieder hermstellen. Dam wurden in die
sen Produktbereichen einschneidende Maßnahmen getroffen. Im Prinzip handelt es sich stets um 
eine deutliche Senkung der Erzeugerpreise, verbunden Dnt ßächen- und tiergebundenen Preis
ausgleichszahlungen sowie quasi-obligatorischer FIächenstillegung und Begrenzung der Zahl 
prämienbegünstigter Tiere. 

Diese Maßnahmen wirken sowohl auf die Wutschaftlichkeit des Einsatzes von ertragssteigemden 
Vorleistungen, die Betriebsorganisation und die Betriebsentwickhmg als auch auf die betriebli
chen Einkommen. Da wichtige Produktbereiche wie Zuckerrüben, Gemüse und Milch noch nicht 
in die Refonn einbezogen wurden, neigen auf Sektorebene angestellte Berechnungen dam, die 
Betroffenheit einzelner Betriebe m unterschätzen. Zwar wird eine Refonn der Refonn von den 
politisch Verantwortlichen mm jetzigen Zeitpunkt bestritten, jedoch besteht dennoch ein großes 
Interesse daran, möglichst frühzeitig, das heißt noch vor der vollständigen Umselmng der Re
fonn im Jahr 1996, m erfuhren, ob nicht doch in einzelnen Bereichen msätzliche Maßnahmen 

. notwendig werden könnten. Dies ist nur anband von Modellrechnungen möglich. 

Zielsetmng dieses Beitrages ist es, die durch die EU-Agrarrefonn m erwartenden Wirkungen auf 
die Einkommen, die Art und Intensität der FIächennutmng und das Angebot der betroffenen 
Produkte abmschätzen. Die Modellrechnungen beschränken sich auf Betriebe, deren Produkti
onsscbwerpunkte der Marktfruchtbau und die Rindfleischerzeugung sind 

2 Modell und Datenbasis 

In jüngst vorgelegten Arbeiten zar Wtrkungsana1yse der Agrarrefonn auf einzelbetrieblicher Ebe
ne (lANDWIRTSCHAFIUCHE RENTENBANK, 1994) wurden sowohl SimuIati~ als auch 
Optimierungsrechnungen eingesetzt. HANF und KOESTER (1980) diskutieren ein noch breite
res Methodenspektrum und kommen zu dem Schluß, daß bei disaggregierter Betrachtung einzel
betriebliche lineare Modelle vorzuziehen sind Dies trifft im vorliegenden Fall um so mehr zu, als 
im Unterschied zu der vomer praktizierten Agrarmarktpolitik viele der in der Refonn beschlosse
nen Regelungen an betrieblichen Merkmalen anknüpfen. Diese machen unter Umständen eine 
Anpassung der Intensität, der Betriebsorganisation und der Faktorausstattung erforderlich, die 
wiederum von den standörtlichen und betriebsstrukturellen Bedingungen abhängen. Zweitens 
steht uns durch die Möglichkeit der Nutmng von Buchfiihrungsdaten der Land-Data auch eine 
entsprechende empirische Datenbasis zar Verliigung, womit ein bisheriger Nachteil der einzelbe
trieblichen Modellierung vermindert werden kann. Aus diesem Gnmd wurde ein aufEinzelbetrie
ben bzw. nach Homogenitätskriterien gebildeten Betriebsgruppen ausgerichteter Modellansatz, 

* Dr. W. K1einhan1l, Institut für Betriebswirtschaft der BtmdesforschUDgl!llDStalt für Landwirtschaft Braun
schweig-VöIkenrode (FAL), Bundesallee 50, 38116 Braunsch\Wig 

.. PD Dr. H. Kögl, Institut für Agrarökonomie und Agrarraumgesta1 Martin-Luther-Universität HaII~ 
Wittenberg, Ludwig-Wucherer-Str. 2, 06108 Halle 
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basierend auf Linearer Programmierung, gewähh. Ein solcher ModeDansatz ermöglicht die Mo
dellierung komplexer Entscheidungssituationen und die modellmäßige Berucksichtigung ver
schiedener Anpassungsalternativen. 

Kernstück des Modelles ist eine Standardmatrix fiir einen Einzelbetrieb, in der alle fiir die analy
sierten Betriebe relevanten Verfahren sowie Marktregelungen und Anpassungsalternativen spezi
fiziert sind. Durch Einlesen und Verrechnung einzßlbetrieblicher Daten werden mittels eines Ma
trixgenerators betriebsspezifische Matrizen generiert. Die Buchfiihrungsdaten werden mvor einer 
Plausibilitätsprüfung unterzogen und um Daten aus der Kreisstatistik bzw. den regionalen Refe
renzerträgen fiir die Berechnung der Flächenbeihilfen ergänzt. 

Bei dern Modell handeh es sich bislang um einen komparativ-statischen Ansatz, in dern Rahmen
bedingungen und Preise entsprechend der Agrarreform (BML, 1994) verändert und Intensitäten 
angepaßt werden köunen. Die Faktorausstattung der Betriebe wird jedoch als konstant ange
nommen. Arbeitszeitbedarf und variable Maschinenkosten werden auf Basis von Normdaten 
berechnet und in Abhängigkeit vom Produktionsumfang der Verfahren zugeordnet. In der pflanz
lichen Produktion erfolgt beim Mineraldüngereinsatz und PftanzenschutzmittelaufWand eine lei
stungsabhängige Differenzierung und - einschließlich Saatgut - Konsistenzrechnung mit den 
betrieblichen AufWandskonten. Variable Maschinenkosten und Futterbedarf in der Rinder
und Schweinehaltung sind ebenfalls leistungsabhängig formuliert. Bei den Rindermastverfahren 
werden zum einen unterschiedliche Verfahren der Bestandsergänzung und zum anderen neben 
den derzeit üblichen Mastverfahren stets auch besonders intensive und extensive Varianten be
rücksichtigt, um den seitens der PrämienregeIung vorgegebenen Anpassungsmöglichkeiten Rech
nung zu tragen (HElNRlCH und KÖGL, 1992). 

Es werden zwei Szenarien betrachtet, und zwar als Referenzsituation die Preisbedingung vor der 
Agrarreform und als GAP-Szenario die Preisbedingungen von 1995/96. Die zugrundeliegenden 
Preise sind in Tabelle 1 zusammengefaßt. Im Rahmen des GAP-Szenarios werden auf Betriebs
ebene bei den einzßlnen Feldfiüchten mit Ausnalune VOll Zuckerrüben AnpassungsspieIräume in 
Form einer Erhöhung der tatsächlichen Ackert1ächenanteile um je 10 % der Ackert1äche 2l1gelas
sen. Höchstgrenzen fiir Wintergetreide und Kreuzblütler sowie Vorfiuchtbedingungen bietben 
davon unberiihrt. Die Möglichkeit des Anbaues nachwachsender Rohstoffe auf Stillegungsflächen 
wird auf den Anbau von Raps beschränkt. Die im Sommer 1994 beschlossene Begrenmng der 
Ölsaatenbasisfläche auf Ebene der Bundesländer, die eine drastische Einschränkung der Ölsaa
tenßäche in den neuen Ländern zur Folge haben dürfte, bleibt hier unberucksichtigt. Zur Anpas
sung der speziellen Intensität im Ackerbau werden alternativ jeweils Verfahren mit niedriger in
tensität definiert. Die Intensitätsanpassungen beim Stickstoffeinsatz wurden in Anlehnung an 
RAUMIS (HENRlCHSMEYER et al., 1992) beim PftanzenschutzmittelaufWand auf Basis von 
Landessortenversuchen spezifiziert. 

Die einzelbetrieblichen Daten stammen von landwirtschaftlichen Betrieben, die B~chfiihnmg 
und Jahresabschlnß mit Unterstützung der Land-Data erstellen. Für etwa 40 000 anonymisierte 
Betriebe wurde dem Institut fiir Betriebswirtschaft ein Satz von maximal bis zu 193 Kennzahlen 
je Betrieb fiir die Jahre 1989/90 bis 1992/93 zur Verfiigung gestellt, der neben anderen Quellen 
die einzßlbetriebliche Grundlage fiir die angestellten Berechnungen bildet. Für die Modellrech
nungen wurden Betriebe ausgewähh, die die Bandbreite der betriebsstrukturellen und standörtli
chen Bedingungen in Deutschland weitgehend abdecken. Eine regionale Eingrenmng wird durch 
die Auswahl von Betrieben in Bayem, Niedersachsen und den neuen Bundesländern vorgenom
men. Marktfiuchtbetriebe wurden auf Grundlage der Betriebsklassifizierung Marktfiuchtbau, die 
Betriebe mit Rindermast nach Erlösanteilen aus der Rindfleischerzengung ausgewähh. Um den 
Einfluß preis- und witterungsbedingter Schwankungen auszugleichen, wurden fiir die Messung 
der Effizienz und der Organisation der Betriebe aus den alten Ländern die Durchschnitte der 
Wirtschaftsjahre 1989/90 bis 1992/93 2l1grunde gelegt, fiir die Betriebe der neuen Bundesländer 
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mangels ausreichend langer Datenreihen die Durchschnitte von 1991/92 und 1992/93. Insgesamt 
wurden bisher 184 Betriebe fiir die Modellrechnungen herangezogen, und zwar jeweils 30 bis 40 
Betriebe je Region und Betriebssystem. 

Tabelle 1: Preisannahme rur Szenarien 

Referenzsituation I) GAP 1995196" 

Körnerfrüchte 
Weizen DM/dt 38,3 26,4 
Futtergerste DMidt 35,7 24,6 
Körnermais DM/dt 37,6 25,9 
Sonstiges Getreide DM/dt 35,0 24,1 
Raps 2) DM/dt 77,2 38,2 
Hülsenfrüchte DM/dt 46,7 29,4 

Kraftfutter Rinder DM/dt 41,3 29,8 

Fleckvieh Schwarzbunte Fleckvieh Schwarzbunte 

Rindfleisch 
Jungbullen DM/dtLO ') 381,2 349,6 324,0 297,1 
Ochsenl Altbullen DM/dtLO 377,0 339,4 291,6 267,4 
Mastflirsen DM/dtLO 307,3 276,4 261,2 234,9 

Kälber-Verkaufspreis ') 
Kuhkälber DM/Stück 297,6 221,3 252,8 188,1 
Bullenkälber DM/Stück 781,7 " 287,3 664,5 244,5 

I) Preise inkl. MwSt 
2) Non-food-Raps auf Stillegungsflächen 30 DMidt 
3) Lebendgewicht 
4) Zukaufspreis weib!. Kälber +50 DM, männl. Kälber +60 DM 
5) höheres Verkaufsgewicht von 80-85 kg 

Quelle: KJeinhanß, Kögl (1994) 

Durchschnittliche Flächenausstattung, Betriebsorganisation und Einkommen in der Referenzsi
tuation - als Ergebnis von Optimierungsrechnungen unter Preisbedingungen der Referenzsituati
on - sind in Tabelle 2 ausgewiesen. Die untersuchten niedersächsischen und bayerischen Betriebe 
mit Rindennast unterscheiden sich vor allern hinsichtlich des durchschnittlichen Flächenumfan
ges, der natürlichen Lage und der Intensität. Bei den bayerischen Betrieben handeh es sich über
wiegend um intensiv bewirtschaftete Ackerbaubetriebe, bei denen die Rindennast auf einem um
fangreichen Silomaisanbau (ca. 45 % der Ackerßäche) beruht. Bedingt durch eine hohe spezielle 
Intensität und hohe Kapitalintensität erreichen diese Betriebe, obgleich sie etwa ein Viertel weni
ger Fläche bewirtschaften und auch einen absolut um 40 % niedrigeren Viehbesatz haben als die 
niedersächsischen, einen etwa gleich hohen Deckungsbeitrag. Die niedersächsischen Betriebe 
werden standortbedingt deutlich extensiver bewirtschaftet, was sich in einern niedrigeren Viehbe
satz ausdrückt. Die Verfahren basieren zum Teil aufWeidehahung. Die Spanne der bewirtschaf
teten Fläche reicht in Bayern von ca. 19 bis 88 ha landwirtschaftlich genutzer Fläche (LF) und in 
Niedersachsen von 20 bis 153 ha LF. 

Bei den Marktfruchtbetrieben weisen die Betriebe in den neuen Bundesländern mit durch
schnittlich 136 ha LF eine mehr als doppeh so hohe Flächenausstattung auf als die in Bayern und 
Niedersachsen ausgewähhen Betriebe. Die Betriebe in Niedersachsen weisen höhere Anteile an 
Kartoffeln und Zuckerrüben auf In den neuen Bundesländern ist der Umfang der Viehhahung mit 
Ausnahme von Mastflirsen unbedeutend. Die durchschnittlichen Deckungsbeiträge liegen in Bay
ern bei 107000 DM, in Niedersachsen bei 113 000 DM und in den neuen Bundesländern bei 
135 000 DM. Die Deckungsbeiträge steigen tendenziell mit der Betriebsgröße, in den flächen
stärkeren Betrieben bestehen jedoch ausgeprägte Unterschiede, die in Bayern und Niedersachsen 
zum Teil aufungünstige Standortbedingungen zurückzufiihren sind (vgl. Abbildung 3). 
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TabeUe 2: Durchschnittliche Flächenausstattung, Betriebsorganisation und 
Deckungsbeitrag in der Referenzsituation 

Rindermastbetriebe Marktfruchtbaubetriebe 

Bayern Niedersachse Bayern Niedersachsel NBL" 

LF ha 49,4 64,7 58,2 59,7 136,0 

FlächennutZlD1g 
AF %LF 85,7 60,4 87,1 89,9 91,3 
Getreide %AF 39,7 32,6 69,5 63,6 78,0 
Wintergetreide %AF 25,5 16,8 32,7 52,5 53,9 
Sommergetreide %AF 14,2 15,8 36,8 11,1 24,2 
Zuckerrüben IDld KartoffebYlo AF 5,8 4,6 8,2 25,5 5,9 
Raps %AF 15,2 9,3 13,8 8,2 16,0 
Hauptfutterfläche %LF 41,8 55,0 14,2 8,4 1,4 
Silomais %AF 36,4 48,2 6,2 1,5 0,1 

RindviehhaltlDlg 
Milchkühe Stück 2,5 7,1 6,2 2,8 1,4 
Mutterkühe Stück 0,0 0,0 0,0 0,5 0,0 
Mastfiirsen Stück JP " 5,9 0,0 1,9 0,0 4,0 
MastbuUen (MB) Stück JP 61,2 68,5 9,6 4,6 0,2 
Mastbullen Intensivmast %MB (100,0) 

Schweine 
(79,0) (100,0) (58,8) (100,0) 

Zuchtsauen Stück 0,9 0,8 10,9 2,7 0,2 
Mastschweine Stück JP 9,2 23,4 132,9 85,1 2,4 

VorieistlUlgen 
MineraldiingeraulWaod DMlhaLF 280,7 188,8 284,7 276,8 154,2 
Pflanzenschutz DMlha LF 168,6 94,2 223,7 304,7 167,0 
Rinderkraftfutter dt 469,3 670,4 147,3 95,1 29,1 
Schweinekraftfutter dt 27,1 60,9 471,8 141,0 5,9 

ErzeuglDlg 
Getreide dt 1.147,9 807,1 2.376,8 2.032,0 4.557,7 
Raps dt 216,2 108,7 228,0 142,0 670,2 
Bullenfleisch dt 354,4 417,2 55,3 27,5 1,4 
F ärsenfleisch dt 29,7 0,0 9,4 0,7 20,1 
Mastschweinefleisch dt 10,1 24,9 144,2 90,5 2,6 

DecklDlgsbeitrag' DM 82.299 84.223 107.011 113.016 134.767 

I) Neue BlDldesländer 2) Jahresproduktion 

Quelle: Kleinhanß, KÖgJ (1994) 

3 Veränderungen durch die GAP-Reform 

Die Veränderungen in bezug zur Referenzsituation werden im folgenden sowohl fiir die einzelnen 
Betriebe als auch fiir den Durchschnitt der nach Ländern und Betriebsformen differenzierten Be
triebsgruppen dargestellt. In den graphischen Darstelhmgen werden die Betriebe innerhalb der 
fiinf Gruppen nach LF in aufsteigender Reihenfolge sortiert I. 

3.1 Änderung der Flächennutzung 

Flächenbezogene Preisausgleichszahlungen fiir Getreide, Ölsaaten und Eiweißpßanzen werden 
nur dann gewährt, wenn Betriebe einen bestimmten Anteil ihrer Basisfläche stillegen; ausgenom
men von der Stillegungsverpflichtung sind sogenannte KleinerzelJger oder fiir als Kleinerzeuger 
optierende Betriebe. In den untersuchten Betrieben nutzen 6 bis 7 % der Rindermastbetriebe in 
Bayern sowie der Marktfiuchtbetriebe in den neuen Bundesländern die Kleinerzeugerregehmg; in 
den anderen Gruppen beträgt der durchschnittliche Anteil 10 bis 13 %. Marktfiuchtbetriebe in 
Bayern und Niedersachsen realisieren die Stillegungsverpflichtung zu etwa 70 % durch Anwen-

I Die graphische Darstellung erfolgt aus didaktischen Gründen rillt SäiJlen und Punktdiagrammen. Wegen der 
besseren Übersichtlichkeit werden die einzelnen Meßwerte durch Linien verbunden. 
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dung der Rotationsbrache mit Stillegungsraten von 15 bis 20 % der Basisfläche. Die Dauerbrache 
wird von 46 % der in den neuen Bundesländern liegenden Betrieben angewendet und mit 38 bzw. 
58 % in hohern Maße in den Rinderrnastbetrieben in Bayern und Niedersachsen. Gründe sind 
ungünstige Standortbedingungen und eine zum Teil niedrige GrenzvelWertung fiir die Ackerfut
terlläche. 

1. Änderungen der Betriebsorganisation sind zu elWarten aufgrund 

2. der durch Preissenkungen induzierten Intensitätsanpassungen; 

3. veränderter Wettbewerbsverl1ä1tnisse in der Bodenproduktion durch die Flächenprämien; 

4. der Begrenzung des Flächenumfanges durch die obligatorische Stillegung. 

Die GetreideOäche wird mit Ausnahme von fiinf der untersuchten Betriebe eingeschränkt. In 
Extremfällen verkleinern sich die Ackerllächenanteile von Getreide um bis zu 25 % (Abbildung 
I). Im Durchschnitt der Betriebsgruppen wird die Getreidefläche in den Rindermastbetrieben um 
14.% verringert, in den Marktfiuchtbetrieben um 12 % in Bayern, 15 % in Niedersachsen und 

Abb.1: Veränderung der AckerßächenanteUe von Oetrelde, Rap. und Sllomai~ 
.. Betriebe mit Rlnd.Fm.et .. 

~oL-__ ~~~~~~~~~~~~~~~~··~'~~~~~-~35~~ 
: ~ ;:::; ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ :g =: ; : ~ !F h: ::; ~ ~ !;: : ~ ~ ~ I ~ ~ : e e ~ 
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11 % in den neuen Bundesländern (Tabelle 3). Während in den Rindennastbetrieben der ohnehin 
relativ geringe F1ächenumfimg von Sonnnergetreide etwas mehr als halbiert wird, nimmt der F1ä
chenanteil von Wintergetreide durchschnittlich um 9 % in Bayern bzw. um 20 % in Niedersach
sen zund In Marktfiuchtbetrieben in Bayern wird der Wintergetreideanbau zu Lasten von Som
mergetreide ausgeweitet, in Niedersachsen sowohl Winter- als auch Sonnnergetreide einge
schränkt. In den neuen Bundesländern flillt die Flächeneinschränkung von Sonnnergetreide hin
gegen deutlich geringer aus als bei Wintergetreide. 

Die Wettbewerbsstellung des Silomaisanbaues wird durch die optionale Gewährung von F1ä
chenprämien verbessert. Die Vorzüglichkeit der Inanspruchnahme von Bullen- oder Flächenprä
mien fiir Silomais hängt vor allern vom Viehbesatz ab. Von den einbezogenen Betrieben wählen 
in Bayern alle, in Niedersachsen 97 % die Bullenprämie. In den Marktfiuchtbetrieben beanspru
chen 5 bis 8 % der Betriebe Flächenprämien fiir Silomais. Der Silomaisanbau wird in den bayeri
schen Rindennastbetrieben um durchschnittlich 10 % ausgeweitet und in den niedersächsischen 
um 4 % eingeschränkt. 

Tabelle 3: Veränderungen GAP versus Referenzsituation im Durchschnitt der 

Betriebsgruppen 

Rindermastbetriebe Marktfruchtbaubetriebe 

Bayem Niedersachser Bayern Niedersachser NBL I)+P53 

Flächenstillegung %AF 11,7 10,6 15,6 12,9 19,4 

Getreide insgesamt -13,4 -14,7 -12,2 -15,3 -11,0 
W intergreide % 8,6 20,2 16,7 -10,8 -13,8 
Sommergetreide % -53,1 -57,1 -38,2 -65,4 -6,1 

Zuckerrüben lDld Kartoffeln % 0,0 10,0 -3,1 -0,5 -10,7 
Raps insgesamt % 0,1 3,1 6,4 11,5 -14,8 
NR Raps % Stillegungsfläche % (33,8) (0,0) (18,4) (13,3) (27,7) 
Hauptfutterfläche % 6,8 -1,8 -1,5 -3,9 17,3 
Silomais % 10,0 -3,8 -4,1 -11,1 69,4 

RindviehhalllDlg 
Milchkühe % 0,0 0,0 -0,7 -4,4 0,0 
Mutterkühe SlÜck (0,0) (0,0) (0,4) (0,9) (1,0) 
MastbuUen % 8,1 4,3 -1,4 -14,6 258,5 
Mastbullen Intensivrnast % 8,1 -2,4 -1,4 -4,0 258,5 
Mastfarsen % -16,5 0,0 -57,9 0,0 -40,0 

Schweine 
Zuchtsaueo % 0,0 0,0 0,0 4,1 0,0 
Mastschweine % 0,0 0,0 0,0 -0,1 0,0 

Vorleis!1Dlgen 
MineraldiingeraufWand % -16,2 -18,2 -16,9 -12,1 -15,0 
PflanzeoschutzaufWand % -16,7 -14,8 -22,6 -15,3 -29,4 
Rinderkraftfutter % 12,1 13,2 -3,3 -7,0 -6,8 
Schweinekraftfutter % -6,9 0,0 -18,1 5,7 2,5 

Angebotseffekte 
Getreide % -17,1 -22,2 -20,8 -16,6 -11,4 
Raps insgesamt % -3,1 -3,7 3,7 7,3 -12,5 

NR Raps % Raps insg. % (27,7) (0,0) (17,3) (22,1) (35,1) 
Bullenfleisch % 8,6 3,6 -1,5 -15,5 212,0 

BuUenfleisch Intensivrnast % 8,6 -3,2 -1,5 -5,5 212,0 
F ärsenfleisch % -16,5 0,0 -52,7 0,0 -33,4 
Mastschweinefleisch % 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

DecklDlgsbeitrag % 0,2 2,8 -7,7 -6,0 3,2 

1) Neue BlDldesländer 

Quelle: Kleinhanß, Kögl (1994) 
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Der Anbau von Raps für Food- und Non-food-Zwecke gewinnt unter den mgrundeliegenden 
Betriebsbedingungen und Annahmen über Preise und Aächenprämien tendenzien an Wettbe
werbskraft. In den Marktfiuchtbetrieben Bayerns nimmt seine Anbaufläche um durchschnittlich 
6 %, in Niedersachsen um durchschnittlich 12 % zund In den die Kleinerzeugerregelung in An
spruch nehmenden Betrieben wird kein Raps mehr angebaut, da hier nur die wesentlich niedrige
ren Aächenprämien fiir Getreide gewährt werden. Im Gegensatz mr bisherigen Anbauentwick
lung wird der Rapsanbau in den neuen Bundes1ändern um 15 % eingeschränkt, was auf eine un
günstige Ertragssituation in den vor allern in Sachsen liegenden Betrieben mruckmfiihren sein 
dürfte. Durchschnittlich werden 18 % der Stillegungsfläche in den Marktfiuchtbetrieben Bayerns 
mm Anbau von Non-food-Raps herangezogen, in Niedersachsen 13 % und in den neuen Bundes
ländern 28 %. 

3.2 Veränderungen im Bereich der Rindermast 

Bei der Rindermast kann als grundsätzliche Tendenz von einer leicht positiven Entwicklung ge
sprochen werden. Die Veränderungen auf einzelbetrieblicher Ebene sind in Abbildung 2 darge
stelh. Die Zunahme der Gesamtproduktion ist die Folge einer insgesamt größeren Anzahl von mr 
Mast awgestalhen Kälbern bei gleichzeitig erhöhter Umtriebsgeschwindigkeit. Dadurch steigt 
auch die durchscbnittliche Produktivität je Mastplatz. Bei diesen intensiven Verfahren können 
Jungbullen bereits nach 15 Monaten und Ochsen nach 20 Monaten die Schlachtreife erreichen. 
Diese Mastverfilhren werden heute von inehreren Vermarktungsunternehmen vor allern aus 
Qualitätsgründen propagiert (HEINRICH und KÖGL, 1992), ohne jedoch in der Praxis bereits in 
größerem Umfimg Eingang gefunden mhaben. Im Durchschnitt aller Marktfiuchtbetriebe sinkt 
dagegen die gesamte Rindßeischproduktion. 

Abb. 2: \Mränderung der R1ndftelscherzeugung in BetrIeben mit RIndermast 
60 

............... S4 

..... -KLBNHANSS (1884) 

Relativ am stärksten nimmt in den rindviehhaltenden Betrieben die Ochsenmast m, wobei in Bay
ern die intensive Variante und in Niedersachsen zwei extensivere Verfahren mm Zuge kommen. 
Die Färsenmast, die auch nur in Bayern in der Referen.z9ituation wettbewerbstlihig gewesen war, 
geht mangels Prämienanreize weiter mruck. Die Bullenintensivmast gewinnt in Bayern noch an 
Bedeutung (+8 %), wogegen sie in Niedersachsen um 2,4 % mruckgeht. Mastverfabren mit Ab
setzern aus der Mutterkuhhaltung sind dagegen im Vergleich m Verfuhren, die die Kälber aus der 
Milchviehhaltung be2iehen, in den untersuchten Rindermastbetrieben nicht wettbewerbsfiihig. 
Das bedeutet in den hier erfiIßten Situationen jedoch nur, daß die Produktionssysterne der Mut
terkuhhaltung nicht die bestehenden Mastverfabren verdrängen können. Aufgrund des wirtschaft
lichen Anreizes durch die Mutterkuhprämie erlangt die Mutterkuhhaltung in Marktfiuchtbetrie
ben mr Nutmng vorhandener Sta11plätze und marginaler Grünlandtlächen eine gewisse Bedeu
tung (Tabene 3). 
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3.3 AngebotsetTekte 

Auf das Angebot von Getreide und ÖIsaaten wirken Änderungen des Anbauumfanges, der F1ä
chenanteile zwischen ertragsstärkeren und ertragsschwächeren Fruchten sowie Intensitätsanpas
sung ein. In den Rindermastbetrieben geht das Getreideangebot um durchschnittlich 17 % in 
Bayern bzw. 22 % in Niedersachsen ZIIlÜck (Tabelle 3). In den Marktfruchtbetrieben liegt die 
Angebotsänderung mit -11,4 % in den neuen Ländern bzw. -16,6 % in Niedersachsen in der 
Größenordnung der durchschnittlichen Änderung der Getreideßäche. In Bayern hingegen wird 
das Angebot mit -20,8 % deutlich stärker eingeschränkt als die Fläche. Nach diesen Ergebnissen 
kann also mit einer deutlichen Entlastung auf dem Getreidemarkt gerechnet werden. 

Bei Raps ergibt sich in Rindermastbetrieben eine relativ geringe Einschränkung der Erzeugung 
von 3 bis 4 %. In Marktfruchtbetrieben nimmt das gesamte Rapsangebot um durchschnittlich 4 % 
in Bayern und 7 % in Niedersachsen zu, während es in den neuen Bundesländern unI 13 % zu
ruckgeht. Der Anteil von Non-food-Raps an der gesamten Rapserzeugung bewegt sich in einer 
Spannweite von 17 bis 35 %. Ohne die Möglichkeit des Anbaues von Raps fiir Non-food
Zwecke auf Stillegungsflächen könnte deshalb eine Einschränkung der Rapserzeugung erwartet 
werden. 

3.4 Vorleistungseinsatz 

Der Minderaldüngeraufwand verringert sich im Durchschnitt der BetriebsglUppen um 12 bis 
18 % (Tabelle 3). Niedersächsische Marktfiuchtbetriebe schränken den MineraldÜllgereinsatz mit 
12 % nur unterdurchschnittlich ein, was auf den dort höheren Anteil an Zuckerruben - bei denen 
bisher noch keine Reformmaßnallmen ergriffen wurden - sowie des höheren Anteiles von Non
food-Raps aufStillegungsftächen ZIIlÜckzufiihren ist. 

Beim Pflanzenschutzmittelaufwand unterscheiden sich die durchschnittlichen Anpassungsmaß
nalmlen in den BetriebsglUppen noch stärker als beim MineraldÜllgereinsatz. So wird in den Rin
dermastbetrieben der PßanzenschutzmittelaufWand um 15 bis 17 % eingeschränkt; in einzemen 
Betrieben ergeben sich sogar Intensitätsanpassungen um bis zu -40 %. Marktfruchtbetriebe in 
Niedersachsen schränken wen PßanzenschutzmittelaufWand nur um 15 % ein, in Bayern hinge
gen um 23 % und in den neuen Bundesländern um 29 %. Das Ergebnis fiir Niedersachsen dürfte 
maßgeblich auf den erwähnten Zuckerrubenanteil sowie Non-food-Rapsanbau ZIIlÜckzufUhren 
sein. Der Anbau nachwachsender Rohstoffe auf Stillegungsftächen wirkt desilalb der durch die 
Agrarreform erwarteten Extensivierung tendenziell entgegen. 

3.5 Einkommenseffekte 

Die Veränderung der ökonomischen Rahmenbedingungen verursacht Einkomenseffekte, die we
gen der unterschiedlichen Betroffenheit der Betriebszweige erst bei einer Differenzierung nach 
Betriebsformen und Produktionsstandorten zutage treten. Differenzierend wirken z. B. Begren
zungen der Bullenprämien, Kleinerzeugerregelung und die nach regionalen Durchschnittserträgen 
bernessenen Flächenprämien sowie die Anpassungsspielräume in Abhängigkeit von Betriebs- und 
Standortbedingungen. 

Absolute Deckungsbeiträge der Referenzsituation sowie Deckungsbeitragsänderungen durch die 
GAP-Reform sind in Abbildung.3 dargestellt. Bei den Rindermastbetrieben in Bayern weisen 
Betriebe mit kleiner bis mittlerer Flächenausstattung überwiegend Deckungsbeitragszuwächse 
auf Diese bewegen sich in einer Spannweite von I bis 27 %. Flächenstärkere Betriebe mit relativ 
hohen Deckungsbeiträgen in der Referenzsituation weisen fast durchweg Deckungsbeitragsein
bußen bis zu 18 % auf Diese resultieren zum Teil aus der Bullenmast, und zwar durch die Be
grenzungen der Bullenprämie auf 90 Mastbullen, und zum Teil aus der Färsenmast, bei der nied-
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rigere F1eiscbpreise nicht durch Prämien kompensiert werden. Sie gehen aber auch zu einern w~ 
sentlichen Teil auf den Ackerbau ZUIÜck, der in den ßächenstärkeren Betrieben durchschnittlich 
70 % der Flächennutzung ausmacht. Im Durchschnitt der Rindermastbetriebe in Bayern erglDt 
sich ein marginaler Deckungsbeitragszuwachs von 0,2 % (Tabelle 3). Daran wird auch die Pr0-
blematik der Verwendung von Gruppemnittelwerten zur Darstelhmg von Einkommenseffekten 
deutlich. 

Abb. 3: DeckungsbeIträge In der Rel'erenzsituaUon und realtlve DeckunllS
beitragsänderung durch GAP - BetrIebe mit RIndermast -
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In den Rindermastbetrieben Niedersaehsens stelh sich die Einkommenssituation etwas günsti
ger dar. Etwa ein Drittel der Betriebe weist Einkommensverluste zwischen 1 und 15 % auf F1ä
chenstärkere Betriebe·mit relativ niedrigen Deckungsbeiträgen in der Referenzsituation erzielen 
hohe relative Deckungsbeitragszuwächse. Dies ist ZUIÜckzufiihren auf die geringe Aw.weitung 
der Bullenmast, zum Teil zu Lasten der Färsenmast, und die Umstelhmg aufVerfilhren mit läng~ 
rer Mastdauer, fiir die eine zweite Prämie gewährt wird. Im Durchschnitt erzielen die Rinder
mastbetriebe in Niedersachsen somit einen Deckungsbeitragszuwachs von 2,8 %. Die diskutierte 
Abschaffung der zweiten Prämie und eine geringere als hier angenommene Preissenkung fiir 
Bullenkälber würde ~ einer ungünstigeren Einkommenssituation fiihren. 

In den Marktfruehtbetrieben in Bayern und Niedersaehsen treten in der Mehr7ahl der Betri~ 
be Einkommensverluste auf In Bayern bewegen sich die Deckungsbeitragseinbußen in einer 
Spannweite von 2 bis 25 %. Andererseits weisen Betriebe mit relativ niedrigen Deckungsbeiträ
gen in der Referenzsituation relative hohe Deckungsbeitragszunahmen auf Im Durchschnitt er
geben sich fiir die Betriebe in Bayern Deckungsbeitragseinbußen von 7,7 %, in Niedersachsen 
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von 6 %. Betriebliche AnpasSlUlgen können die politikinduzierten Einkommensverluste deshalb 
nur teilweise abfangen. In den neuen Bundesländern ist die Zahl der Gewinner größer als die 
der Verlierer; im Durchschnitt ergeben sich Deckungsbeitragszunahmen von 3,2 %. Dies ist auf 
verschiedene Ursachen zurückzufiihren. Erstens werden ungiinstigere Produktionsstandorte 
durch die nach Ländern differenzierten Flächenprämien begiinstigt. Zweitens wurden die regiona
len Referenzerträge politisch oberhalb des fiüheren Ertragsniveaus festgelegt, woraus relativ hohe 
F1ächenprätnien resuhieren, also hohe Deckungsbeiträge im GAP-Szenario. Andererseits wurden 
in den Modellrechnungen die Durchschnittserträge von 1991/92 und 1992/93 zugrunde gelegt. 
1991/92 - die Phase der Umstrukturierung - waren die Erträge aber deutlich niedriger als 1992/93 
und 1993/94. Deshalb werden die Deckungsbeiträge fiir die Referenzsituation tendenziell unter
schätzt. Ungeachtet dieser Einflußfaktoren ist aber darauf hinzuweisen, daß die beschlossene 
Verringerung der Basisftäche fiir Ölsaaten signifikante Einkommensverluste bewirkten dürften. 

Die Einkommenseffekte erscheinen im Durchschnitt der Betriebsgruppen als relativ moderat. Die 
einzelbetrieblichen Auswirkungen sind je nach Lage, Größe und Ausrichtung der Betriebe zum 
Teil gravierend, so daß zumindest von einer Einkommensneutralität der GAP-Reform nicht ge
sprochen werden kann. 

4 Zusammenfassung 

Den Modellergebnissen zufolge könnte die mit der Agrarreform angestrebte Angebotsreduzie-
. nmg bei Getreide durchaus eintreten. Ursache dafiir sind sowohl die F1ächenstillegung als auch 
die Verringerung des Einsatzes von ertragssteigemden Vorleistungen. Beim Ölsaatenangebot 
ergl"bt sich ein etwas differenzierteres Bild. In denjenigen Betrieben, die die Kleinerzeugerrege
Jung in Anspruch nelunen, ist die Ölsaatenerzeugung nicht mehr wettbewerbsflihig. Größere Be
triebe gehen teilweise dazu über, aufStillegungsflächen Raps fiir den Non-food-Bereich anzubau
en. In den neuen Bundesländern dürfte diese Entwicklung durch die drastische Kürzung der Öl
saatenbasisfiäche noch verstärkt werden. Die im Rahmen der Agrarreform erwartete Verringe
rung des Vorleistungseinsatzes wird durch den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen auf 
Stillegungsflächen abgeschwächt. 

Bei der Rindtleischerzeugung zeichnet sich in den süddeutschen Betrieben tendenziell eine Inten
sivienmg, in Norddeutschland jedoch eine Extensivierung der Produktion ab. Die Ursache ist in 
den unterschiedlichen Standortbedingungen, vor allen den verwendeten Rassen (Fleckvieh bzw. 
Schwarzbunte) und der vorherrschenden Futtergrundlage (Silomais bzw. Grünland) zu sehen. In 
Süddentschland erweisen sich kurze und intensive Mastverfahren als wirtschaftlich, in Nord
deutschland dagegen Mastverfahren, bei denen unter Umständen auch noch die zweite Bullen
prämie in Anspruch genommen werden kann. Die spezialisierte Färsenmast verliert dagegen an 
Wettbewerbsflihigkeit. Die Mutterkuhhaltung und darauf aufbauende Mastverfahren werden nur 
in geringem Umfang in einigen Marktfruchtbetrieben realisiert, ohne daß sie in nennenswertem 
Umfang zum betrieblichen Einkommen beitragen. 

Die Wirkung der Agrarreform ist in bezug auf die Einkommen der hier untersuchten, direkt be
troffenen Betriebe unterschiedlich. Betriebe tnit Rindtleischerzeugung haben unter den ange
nommenen Preisbedingungen im Durchschnitt kaum Einkommensverluste zu erwarten. In flä
chenstarken Betrieben tnit großem Umfang der Bullenmast treten aufgrund der Tierbestands
grenzen fiir die Bullenprätnie und Preissenkungen fiir pflanzliche Produkte Einkommensverluste 
auf In Marktfruchtbetrieben der alten Bundesländer muß mit Einkommensverlusten gerechnet 
werden. Flächenschwache und unter ungiinstigennatürlichen Bedingungen wirtschaftende Be
triebe sind die relativen Gewinner. Andererseits werden diese Betriebe auf Dauer von Prämien 
abhängig blel"ben, da nicht zu erwarten ist, daß sie zum herrschenden Marktpreis .kostendeckend 
produzieren können. Marktfruchtbetriebe in den neuen. Bundesländem dürften einen geringen 
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Einkommenszuwachs realisieren können, was vor allem auf die über den tatsächlichen Erträgen 
festgelegten Referenzerträge fiir die Bemessung der F1ächenprämien zurückzufiihren ist. Durch 
die dynamische Anpassung vor allem in der Bodenproduktion zeichnet sich in den neuen Bundes
ländern schon jetzt eine Überschreitung der Basisfläche ab, die mit Kürzungen der Flächenprämi
en und Erhöhung der Stillegungsanteile geahndet werden dürfte. 

Inwieweit sich die administrativ aufWendige Durchfiihrung der in der Agrarreform beschlossenen 
Regelungen auch auf die Betriebsentwickhmg und die Wettbewerbsstellung der deutschen 
Landwirtschaft auswirkt, kann im Rahmen der bisher erfolgten Modellrechnungen noch nicht 
analysiert werden; dies ist jedoch Gegenstand weiterer Forschungsarbeiten. 

5 Summary 

Under conditions of the CAP-reform in 1995/96 production of cereales will considerably be re
duced by set aside of arble land and lower use of fertilizer and pestizides. Oilseed production will 
not be competitive in small farms which are excluded from the set aside obligation anymore. Part 
of medium and large sized farms will grow rapeseed for non food uses on set aside areas. The 
impact of CAP-reform on the use of fertilizer and pesticides will be reduced by non-food pro
duction on set aside areas. 

The impact of CAP-reform on cattIe farms is quite different. Reasons are local natural and 
structural conditions, the race ofbeef(Simmental ego Holstein Fresian) and the feedstock base, 
which is mainly maize silage in the South and grass silage in the North. Intensive beefproduction 
systems with relatively short periode of fattening are more favorable in the South, whereas more 
extensive production systems are stimulated in the North by the second headage premium. Pro
duction ofheifers will be reduced. A relatively small number of sucIder cows will only be hold in 
some cropping farms. 

Income effects of CAP-reform are different between regions, farm types and the size of farms. 
Under price conditions to be assumed for 1995/96 cattle farms will no have income losses on the 
average. Large drystock farms will have income losses by \imitations of headage preminms and 
the price derease for cereals and oilseeds. Cropping farms of Bavaria and Lower Saxony will 
have income losses on the average. Small sized farms and less favomble regions are the relative 
winners ofthe CAP-reform. Since production costs are often higher than market prices, profits 
willlargely depend on direct income transfers. Cropping farms ofthe New Länder will be favou
red too. In the short run they will get relatively high compensatory payments because reference 
yields after German unification were fixed at relatively high level On the other hand there is a 
dynamic process of farm restruction. Therefore production will go beyond the fixed base areas. 
This will lead to lower compensatory payments. 

The impact of administmtive measures of CAP-reform on farm development and international 
competitiveness of German agriculture can not be assed within OUT paper. This will be studied in 
future research projects. 

Pe31lMe 

"BnHJIHHe arpaHoii pe4>opMLI Ha 3aBHC1I~He OT rrno~aAeii oTpacnH 
cenhcKoxo311iicTBeHHoro rrpoH3BoAcTBa: TOBapHoe pacTeHHBoAcTBO H 
OTKOPM KpyrrHoro poraToro CKOTa (KPC)" 

Taute OTpaCnJ.1 cenbCKoro X03J1licTBa, KaK 3epHonpml3BogcTBO, B03genbIBaHJ.1e 
MaCnJ.1'1HbIX KynbTYP J.1 MJlCHOe CKOTOBOgCTBO HaJ.16onee CJ.1nbHO OIl1,Yll\aIOT Ha ce6e 
nocnegcTBJ.1J1 pe<j>opMJ.1pOBaHJ.1J1 arpapHoH nOnJ.1TJ.1KJ.1 EBponeHcKoro COI03a. MHOrJ.1e 
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3neMeHTbl 3TOK pe<j>OpMbl HenocpeAcTBeHHO CBJl3aHbI C ycnoBHJlMIl X03J1KCTBOBaHIIJI 
npeAnplIJlTIlK (HanpIlMep, TeppllTOpllanbHOe paCnOnOlKeHl'le X03J1KCTBa, ypOBeHb ype 
OlKaKHOCTII, nnOTHOCTb nOrOnOBbJl, TeXHonorllJl npOIl3BOACTBa), TaK 'ITO CTeneHb 
B03AeKCTBIIJI pe<j>opMbI Ha oTAenbHoe npeAnplIJlTl'le AO ee 3aBepWeHIIJI MOlKHO 
onpeAenllTb nl'lWb O'leHb rpy60 11 ycpeAHeHHO. n03TOMY, C caMoro Ha'lana pe<j>opMbI 
npeAnonaranaCh B03MOlKHOCTb npOBeAeHIIJI, TaK Ha3b1BaeMblX, <j>naHroBlfl,l MepOnpl'lJlTIlK 
C l..\enblO 1'l36elKaHI'lJl HelKenaTenbHblX pe3ynbTaTOB. AnJi Hall60nee paHHero pacn03HaHIIJI 
np06neM npllcnoca6nllBaeMOCTil oTAenbHblX npeAnpl'lJlTIlK K HOBbIM ycnoBI'lJlM 6b1na 
pa3pa60TaHa MOAenb, OTpalKalOl.I\aJI BeCh KOMnneKC nYTei.i npllcnoc06neHIIJI OTAenbHoro 
npeAnplIJlTI'lJl (HanpIlMep, AnJi MenKI'lX npOIl3BOAIlTenei.i, npeAnplIJlTI'li.i 113MeHJlIOl.I\I'lX 
I'lHTeHCIIBHOCTb IInll TeXHOnOrl'l1O npOI'l3BOACTBa) B paMKax ero IIHAIIBIlAyanbHblx 
B03MOlKHocTei.i. B cl'lny OTHoclITenbHo KOpOTKOro npoMelKYTKa BpeMeHII, oCTalOl.I\erOCJI 
npeAnplIJlTIIJIM Ha npllcnoc06neHlle K ycnoBIIJlM HOBOi.i arpapHOK nonllTIIKII, nOKa3aTenll 
OCHal.l\eHHOCTII npeAnplIJlTIIK pa60'lei.i CllnOK, nnOl.l\aAJlMIl 11 Kanl'lTanOM 6bml'l nplIHJlTbI 
nOCTOJlHHblMI'l, a AnJi onpeAeneHIIJI ypOBHJI 113MeHeHIIJI AOXOAOB 6bm B3J1T nOKa3aTenb 
o6l.1\ei.i OTHOCIITenbHoi.i AOXOAHOCTII (Gesamtdeckungsbeitrag)I npeAnpl'lJlTI'lJl. 
I1cnonb30BaHI'le 3TOK MOAenll CTano l..\eneC006pa3HblM TonbKO npll Hanll'lllll AaHHblX no 
60nbWOMY 'IlIcny npeAnpIIJlTI'li.i, OCTalOl.I\lIXCJI IIAeHTII'IHblMIl AOCTaTO'lHO Aonrlle 
nepl'lOAbI BpeMeHII. 

Ao CIIX nop 6bmll o6cneAoBaHbI 116 npeAnplIJlTIli.i TOBapHoro paCTeHlleBoAcTBa I'l 65 
npeAnpl'lJlTIli.i cnel..\IIanll311pOBaHHblX Ha OTKopMe KPC. 113 'Il'lcna npeAnpl'lJlTI'li.i 
cnel..\IIanll311pYlOl.I\IIXCJI Ha TOBapHOM paCTeHl'leBOACTBe - 49 pacnonolKeHo B EaBaplIl'l, 
39 B HlIlKHei.i CaKCOHl'l1l 11 28 113 HOBbIX <j>eAepanbHblX 3eMenb, B OCHOBHOM 1'l3 
CaKCOHI'lIl. 113 'Il'lcna npeAnplIJlTIIK no OTKOPMY KPC - 34 npeAnplIJlTIIJI B EaBapl'l1'l I'l 
31 113 HlllKHei.i CaKcoHIIII. Ho nepeA pacnpoCTpaHeHlleM pe3ymTaToB Ha Bce 
npeAnplIJlTIIJI 3TI'lX OTpacneK, He06xOAIIMO ynY'llllllTb CIICTeMY oT60pa npeAnpl'lJlTIli.i 11 
arperllpOBaHIIJI AaHHblX. Ho YlKe cei.i'lac MOlK HO cAenaTb BblBOA 0 TOM, 'ITO 
BbIJlBneHHble 3Ha'lIlTenbHble OTnll'lIlJl MelKAY pa3nll'lHbIMII npeAnplIJlTIIJlMII B 
113MeHeHIIJlX AOXOAHOCTI'l, B c<j>epe npOll3BOAcTBa 11 B nnaHe IIcnonb30BaHI'lJl 
~KOnOrll'leCKII 6e3BpeAHbIX cpeACTB npOI'l3BOACTBa, He OlKl'lAanllCb. TaK, HanplIMep, no 
rpynne 6aBapcKIIX npeAnplIJlTIli.i, cnel..\I'lanll311pYlOl.I\IIxcli Ha npOl'l3BOACTBe TOBapHoi.i 
npOAYKl..\lI11 paCTeHlleBOACTBa, cpeAHIli.i nOKa3aTenb 113MeHeHI'lJl CYMMbI 06l.1\IIX AOXOAOB 
paBeH -6%, nplI'leM Kone6aHIIJI no rpynne COCTaBnJlIOT OT +17% AO -25%. 
AllcnepclIJI, paC'II'lTaHHaJl no 3T0i.i 'rpynne no nOKa3aTenlO cTaHAapTHoro OTKnOHeHIIJI, B 
paC'IeTe· Ha cpeAHlO1O Benll'lIlHY no rpynne, COCTaBnJleT 160%. AHanOrll'lHaJl clITyal..\lIJ1 
Ha6nlOAaeTCJI 11 B APyrllx rpynnax npeAnplIJlTIlK. TaKlKe 60nbwaJl Bapl'lal..\lIJ1 
113MeHeHIli.i nonY'leHa 11 B c<j>epe npoll3BoAcTBa, rAe Hawnll CBoe OTpalKeHlle Bce 
BapllaHTbI CTpaTerlli.i: OT I'lHTeHCII<j>IIKRI..\III'l AO 3KcTeHclI<j>IIKal..\l'll'l, OT pacWllpeHIIJI AO 
CBOpa'lIlBaHIIJI npoll3BoAcTBa. 

KOHe'lHO, nonyqeHHble pe3ynbTaTbI BO MHorOM 06ycnoBneHbI I'l Bbl6paHHblM MeToAoM 
(onTIIMllpOBaHI'lJl), 11 cAenaHHblMIl npeAnOnOlKeHIIJIMII' B OTHOWeHlI1'l 6YAYl.l\I'lX l..\eH, 
113MeHeHIIK IIHTeHCIIBHOCTII 11 TeXHonorllll. Ho paccMOTpeHl'le B MOAenll IIMeHHO 
OTAenbHbIX, a He arperl'lpOBaHHblX, npeAnpl'lJlTIli.i n03BonJleT BblJlBI'lTb Te npo6neMbI, 
KOTopble BpJlAnll npOJlBllnllCb npll 60nee ycpeAHeHHblx paC'IeTax. n03TOMY, AaHHaJl 
pa3pa6oTKa MOAenl'l JlBnJleTCJI l..\eneC006pa3HblM AononHeHlleM 60nee arperllpOBaHHblx 
MOAeneK npll aHanl'l3e 113MeHeHIIJI nOnI'lTII'IeCKIIX ycnoBI'li.i. 
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AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM AUF DIE 
UMWELlVERTRÄGUCHKEIT DER LANDWIRTSCHAFfLlCHEN PRODUKTION 

von 

Clemens FUCHS' und Wolfgang TRUNK* 

1 Einleitung 

Die Ziele der nationalen wie der EU-Agrarpolitik und damit der EU-Agrarreform schließen auch 
den Umwehschutz mit ein: "Zentrales Ziel ... ist eine leistungs- und wettbewerbsfiihige, marktori
entierte und umwehverträgliche Landwirtschaft" und "Die 'flankierenden Maßnahmen' zur um
wehgerechten landwirtschaftlichen Produktion sind ein wichtiger Schritt der EU, .. , ,,1. Bei den 
flankierenden Maßnahmen der EU-Agrarreform wird "die Förderung ... von umwehgerechten 
und den natürlichen Lebensraum schützenden landwirtschaftlichen Produktionsverfuhren,,2 aus
drücklich genannt, jedoch sind auch bei anderen Maßnahmen Auswirkungen auf die Umwehver
träglichkeit der landwirtschaftlichen Produktion zu erwarten. Als Hauptrnaßnahmen der EU
Agrarreform sind diesbezüglich die Preissenkung wichtiger Agrarprodukte, die Flächenstillegung 
und der Viehbesatz als Fördergrenze zu nennen. 

1.1 Zielsetzung 

Die Zielsetzung dieses Beitrages ist es, die Auswirkungen der EU-Agrarreform auf die Umwelt
verträglichkeit der landwirtschaftlichen Produktion in Marktfruchtbetrieben und in Futterbaube
trieben zu analysieren. Zunächst soll dabei die ökologische Ausgangssituation dargestellt werden. 
Daran anschließend sollen die Maßnahmen der EU-Agrarreform auf ihre ökologischen Wirkun
gen hin beurteilt werden. Für den Bereich Ackerbau soll insbesondere untersucht werden, inwie
weit bei veränderten Preis-Kosten-Relationen nach der EU-Agrarreform eine reduzierte Bewirt
schaftungsintensität zu erwarten ist. Für das zweite Betriebssystem, die Milcherzeugung auf 
Grünlandstandorten, sollen vor allem die Veränderungen bei den Futterkosten infolge der Agrar
reform als Auslöser fiir betriebliche Anpassungen mit Umwehwirkungen analysiert werden. 

1.2 Vorgehensweise und Methoden 

Die bei einer Beurteilung von Umwehwirkungen anzusprechenden Umwehmedien sind Boden, 
Wasser, Luft, Artenvielfah und die Gestaltung der Landschaft. Als Umwehprobleme treten bei 
diesen Medien die Bodenerosion, die Kontamination des Wassers mit Nitrat und Pflanzen
schutzmitteln, die Kontamination der Luft mit Staub, Ammoniak, Pflanzenschutzmitteln und kli
marelevanten Gasen sowie der Artenschwund und die Veränderung der Kuhurlandschaft auf 
Eine umfassende Beurteilung alI dieser Faktoren ist schwierig, deshalb sollen hier vorrangig die 
Probleme des Nitrats und der Pflanzenschutzmittel im Grundwasser sowie die Emission k1imare
levanter Gase betrachtet werden. 

Bei der Beurteilung der Maßnahmen der EU-Agrarreform ist zunächst zwischen direkt wirken
den und indirekt wirkenden Maßnahmen und ihren Wirkungen auf die Umwehmedien zu unter
scheiden. Die direkt wirkenden Maßnahmen (Öko-Prograrnme) umfassen zum Großteil die f1an-

PD Dr. C. Fuchs. Dipl.-Ing.agr. W. Trunk, Institut fur landwirtschaftliche Betriebslehre, Universität Hohen
heim, 70593 Stuttg;u't 

I BML: Der künftige Weg - Agrarstandort Deutschland sichern. Agrarpolitische Mitteilungen Nr. 4/93, S. 6 und 
S.15. 

2 BML: Die europäische Agrarrefonn. Neuauflage April 1994, S. 33. 
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kierenden Maßnahmen der EU-Agrarreform. Bei diesen Maßnahmen ist die erwartete Wirkung 
durch die Programmbeschreibung vorgegeben, da zumeist umwehschonende Produktionsverfah
ren angewandt werden sollen. Ist der Landwirt in seiner Entscheidung frei, wird er sich aus öko
nomischen Griinden an einem solchen Programm beteiligen, wenn die dabei erziehen Prämien 
höher sind als der entgangene Nutzen oder die entstehenden Kosten. Die Umwehwirkung dieser 
Programme ist zumeist um so klarer definiert, je weniger das Instrument gleichzeitg der Ein
kommensstützung dienen soll. Die Beurteilung unter Effizienzgesichtspunkten fii1lt um so günsti
ger aus, je mehr finanzielle Anreize und zusätzliche Kosten aufeinander abgestinnnt sind und 
damit Free-rider-Effekten vorgebeugt wird. 

Im Gegensatz dazu sind die Umwehwirkungen indirekt wirkender Maßnahmen, wie z.B. die der 
Preissenkung wichtiger Agrarprodukte, abzuleiten aus der veränderten Produktionsintensität oder 
aus einer veränderten relativen Wettbewerbsfiihigkeit der Produktionsverfahren untereinander. 

Die Analyse wird getrennt fiir den Ackerbau und die Grünlandbewirtschaftung mit Milcherzeu
gung durchgefiihrt. Die Untersuchung basiert zum Großteil auf den Arbeiten des Sonderfor
schungsbereiches 183 "Umwehgerechte Nutzung von Agrarlandschaften" an der Universität Ho
henheim (SFB 183), in dessen Rahmen Versuche in der Ackerbauregion Kraichgau und auf dem 
Grünlandstandort Allgäu durchgefiihrt werden. Für den Ackerbau liegen umfangreiche Schlag
karteierhebungen aus dem Kraichgau vor. Die daraus abgeleiteten Produktionsfunktionen dienen 
der Berechnung der optimalen Intensität bei der N-Düngung und des Einsatzes von PHanzen
schutzmitteln. Mit sinkenden Produktpreisen geht die optimale spezielle Intensität des F aktorein
satzes zwück. Die Veränderung der Produktionsintensität wird abgeschätzt und mit Hilfe von 
einfachen Bilanzierungsansätzen die Umweltwirkung beurteih. Ein geringerer N-Überschuß und 
zwückgehende AufWendungen fiir PHanzenschutzmittel werden als positive Trendwende fiir die 
Umweh eingeschätzt, da zumindest das Potential fiir eine Verlagerung dieser Stoffe z.B. in das 
Grundwasser geringer wird. Neben der Entwicklung des Einsatzes von N-Düngung, PHanzen
schutzmitteln und der Emisson klimarelevanter Gase sollen weiterhin die ökologischen Effekte 
der Flächenstillegung diskutiert werden. Es folgt dann ein Vergleich mit empirischen Beobach
tungen über die Veränderung der Produktionsintensität. Dieser Vergleich kann nur ansatzweise 
erfolgen, da die EU-Agrarreform noch nicht abgeschlossen ist und Anpassungsreaktionen in der 
LandwirtSchaft zum Großteil erst noch erfolgen werden. 

Die ökologischen Wirkungen der EU-Agrarreform fiir die Milchproduktion in Grünlandregionen 
resuhieren in der Hauptsache indirekt aus den Veränderungen in der pflanzlichen Produktion und 
den Viehbesatzgrenzen. Da die indirekten Wirkungen nur schwer greifbar sind, werden zunächst 
zwei Haupthypothesen bezüglich der Milchleistungsentwicklung und der Bewirtschaftungsin
tensität des Grünlands herausgearbeitet. Sie zeigen auf; wie die einzelbetrieblichen Anpassungen 
an die Veränderungen durch die Agrarreform aussehen könnten. Im Anschluß daran werden die 
Umwehwirkungen dieser Anpassungsreaktionen mit Hilfe von einzelbetrieblichen ökonomisch
ökologischen Linearen Programmierungsmodellen dargelegt. Dabei stehen die Problembereiche 
Nitratauswaschungen und Schadgasemissionen im Vordergrund. Zur Optimierung der ökologi
schen Parameter wurden in den jeweiligen TeiImodulen des LP-Modells die Ergebnisse der ent
sprechenden, mehr naturwissenschaftlichen ausgerichteten TeiJprojekte des SFB 183 integriert. 
Die Bilanzierung der klimarelevanten Gase erfolgt auf der Basis von COrÄquivalenten. Die Um
rechnung der Lachgas- und Methanemission erfolgt anhand der Trnohauskoeffizienten fiir einen 
Betrachtungshorizont von 100 Jahren. Die bei der Mineraldünger- und Kraftfutterproduktion 
außerhalb des modellierten Betriebes entstehenden COrEmissionen sind in die Bilanzierung inte
griert. Diese Vorgehensweise ist ausfiihrlich bei TRUNK (1994) dargestellt. 

244 



2 Ackerbau 

2.1 Ausgangssituation 

Das vor der EU-Agrarreform hoch subventionierte Agrarpreisniveau fiihrte in der Vergangenheit 
zu einer hohen Bewirtschaftungsintensität und damit zu einer ansteigenden Umwehbelastung aus 
der landwirtschaftlichen Produktion. Schlagkarteiemebungen aus dem Kraichgau zeigen, welches 
Ausmaß an Belastungen entstehen kann, wenn die landwirtschaftliche Produktion im einzelbe
trieblich ökonomischen Optimum erfolgt. Auf dem Ackerbaustandort mit mittleren bis guten 
Standorteigenschaften werden durchschnittliche Erträge von 560 dt/ha bei Zuckerrüben, 60 dt/ha 
bei Winterweizen und 78 dt/ha bei Kömermais erzieh. Dieses Ertragsniveau ist nur mit relativ 
hohem Faktoreinsatz von Düngemitteln, z.B. 233 kg N bei Zuckerrüben, 184 kg N bei Winter
weizen und 206 kg Ntha bei Körnermais, und Pßanzenschutzmitteln, z.B. 407 DM/ha bei Zuk
kerrüben, 286 DMlha bei Winterweizen und 81 DMlha bei Körnermais erreichbar (Tab. 1). 

Tabelle 1: Kennwerte der pflanzlichen Produktion zn Faktorintensität, Ertrag, Wirt
schaftlichkeit und Ökologie im Kraichgau (1987-1993) 

Kultur Anzahl F alrtorintensität Ertrag' Ökologie 

Schläge N-Diingung' Pflanzen dtlha Wirtschaft N-Sal Ero-

(Summe 
kg/ha -schutz lichkeit do' sion2 

aufwand' DeckWlgs kg/ha tlha'a 
1987-93) 

DMJha beitrag' 

DMJha 

Zuckerrüben 255 233 407 560 4402 +85 20,5 

Winterraps 79 161 241 27 1252 +70 --

Sonnenblumen 40 78 136 29 1456 +33 --

Körnererbsen 46 22 245 37 991 +83 --
Winterweizen 558 184 286 60 1482 +38 6,0' 

Wintergerste 165 141 236 59 1217 +6,7 6,0' 

Braugerste 129 80 102 44 1204 +5,5 9,0'· 

Hafer 40 76 40 46 815 -6,2 9,0" 

Körnermais 105 206 81 78 1288 +68 19,9 

Silomais 124 279 108 475 -1047 +94 19,9 

Quelle: I) ScWagkartei SFB 183 - Durchschnitt aus den Jahren 1987-1993 
2) MURSCHEL (1991) - • Wintergetreide, •• Sonunergetreide, -- keine Angaben 

Als Kehrseite der hohen Produktionsintensität ist eine relativ starke Belastung der Umwelt zu 
beobachten, Dies zeigt sich zum einen im positiven Stickstoffsa1do, welcher als einfache Differenz 
zwischen Stickstoff düngung und Stickstoff entzug in den Emteprodukten berechnet wird. Der N
Überschuß beträgt im Durchschnitt bei Zuckerrüben +85 kgtha, bei Winterweizen +38 kgtha und 
bei Körnermais +68 kgtha. Die ebenfalls sehr hohen AufWendungen fiir Pßanzenschutzmittel 
weisen auf einen starken Einsatz chemischer Produkte hin. Untersuchungen im SFB 183 haben 
ergeben, daß es beim Hackfiuchtanbau im Kraichgau zu Bodenerosionen von durchschnittlich 20 
ttha und Jahr und darüberllinaus kommen kann. Somit belastet der intensive Ackerbau auch auf 
diese Weise die Umwelt. 

2.2 Auswirkungen im Ackerbau 

Der Preisrückgang fiir Marktordnungsprodukte durch die EU-Agrarreform bedeutet zunächst 
eine kräftige Verschiebung der Faktor-Produkt-Preisrelationen. Als Anpassungsreaktion wird ein 
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verringerter Faktoreinsatz erwartet. Diese Anpassungsreaktion hängt in starkem Maße von der 
angenommenen Produktionsfunktion ab. 

2.2.1 Normative Ermitthmg der AnpasSWlgsreaktionen 

Zunächst wird die Veränderung der Produktionsintensität in der Qualitätsweizenerzeugung dar
gestelh. Die Auswertungen basieren auf exakten Ertrags- und Proteingehaltsmessungen auf vier 
Betrieben bei insgesamt ca. 150 MeßsteIlen. Aus diesen Daten wurden Produktionsfunktionen fiir 
Kornertrag und Proteingehalt abgeleitet (ZEDDIES et al 1994a). Als Ergebnis der Berechnun
gen kann festgehalten werden, daß sich bei der Qualitätsweizenproduktion nur marginale Verän
derungen in der Produktionsintensität ergeben, da ein Teil der Bezahlung an die Proteingehahe 
geknüpft ist und deshalb weiterlrln hohe N-Düngungsgaben wirtschaftlich sind (Tab. 2). 

Lediglich bei der Massenweizenproduktion kann mit einem stärkeren Rückgang der N-Düngung 
und des Einsatzes von Pf1anzenschutzmitteln gerechnet werden. Dies entlastet die Umweh in 
stärkerem Maße, weil der Rückgang. des N-Überschuß noch weiter absinkt. 

Tabelle 2: Ökologische und ökonomische Auswirkungen der EU-Agrarreform auf die 
Weizenproduktion (Produktionsfunktion nach Exaktversuchen) 

Qualitätsweizenpreis 
N-Düngung (N-Saldo) 
PlIanzeIischutz 
Ertrag 
Deckungsbeitrag 

I) Einschließlich 593,- DM Hektarprämie; 

QueUe: ZEDDIES et al. (1994a) 

Einheit 
DMiha 
kgNiha 
DMiha 
dtiha 

DMiha 

1992 
34,49 

253 (+29) 
410 
90,4 
1885 

1995 Differenz 
25,35 -9,14 

223 (+7) -33 (-22) 
367 -43 
86,7 -3,7 

1651 1) -234 

Auch bei anderen Kuhuren läßt sich die umwehschonende Wirkung der Preissenkung darstellen. 
So solhe im Kömermaisanbau unter durchschnittlichen Verhältnissen bei einer Preissenkung von 
10 DMldt die N-Düngung um ca. 50 kgiha und der Pflanzenschutz um 14 DMiha reduziert wer
den (Tab. 3). 

Tabelle 3: Ökologische und ökonomische Auswirkungen der EU-Agrarreform auf die 
Körnermaisproduktion (Produktionsfunktion nach Schlagkarteierhebungen 

. von 84 Schlägen) 

Körnermaispreis DMJha 35 25 -10 

N-Diingung (N-Saldo) kgNIha 169 (+44) 117 (-2) -52 (-42) 
PfIl11lZE11Sdtutzl ) DMJha 71 57 -14 

Ertrag dtA1a 69 66 -3 

~beitrag DMJha 1313 12232) -90 

I Die Au1\wndungen fiir Pflanzenschutz sind zu niedrig, weil die Datenerhebung erfolgte als Atrazin noch nicht 
vetboten \WI'. 

2 Einschließlich 593,- DM Hektarprämie 

Quelle: FUCHS und SCHANZENBÄCHER (1992) 

Neben den Belastungen aus landwirtschaftlicher Produktion auf das Grundwasser in Form von 
Nitrat und Pflanzenschutzmittelrückständen wird zunehmend die Emission umwehre1evanter Ga
se diskutiert. Für den Ackerbau sind hier vor allem die C<h-Emissionen aus der Verbrennung 
fossiler Energie und die N20-Emissionen von Bedeutnng. Da die genaue Höhe der N20-
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Emissionen noch nicht bekannt ist, wurden für die Berechnungen zwei unterschiedliche Werte 
angenommen: Zum einen wird davon ausgegangen, daß 0,4 % der N-Düngung als N20 emitiert; 
zum anderen wird diese N20-Emissionsrate auf2 % erhöht. Den Berechnungen liegen wiederum 
Schlagkarteierhebungen zugrunde. 

Auffallend bei den Ergebnissen zur Weizenproduktion ist vor allem, daß bei einer Produkt
preissenkungung in Höhe von 11,50 DMidt der AufWand an Pf\anzenschutzmitteln sehr stark 
zuriickgefahren wird3• Parallel dazu sinkt die N~Düngung zunächst von 177 auf 120 kgtha (Tab. 
4). Ausgehend von 68 dtlha wird ein Ertragsriickgang auf ca. 55 dtlha zu erwarten sein. Durch 
die reduzierte Intensität und bei Umstellung auf Minimalbodenbearbeitung werden, je nach Be
rechnungsansatz zwischen 300 und 730 kg/ha COrÄquivaiente weniger emittiert. 

Tabelle 4: Auswirkungen der EU-Agrarreform auf Wirtschaftlichkeit und Gasemission 
im Weizen- und Winterrapsanbau (Produktionsfunktion nach Schlagkartei
auswertungen) 

Jahr 1991 1995 Differenz 

Winterweizenpreis DMidt 35,- 23,50 11,50 

N-Düngung (N-Saldo) kgN/ha 177 (+14) 120 (-10) -57 (-24) 

Pflanzenschutz DMlha 300 50 -250 

Weizenertrag dtlha 67,79 54,24 -13,55 

Deckungsbeitrag DMlha 1272 11923 -80 
CO2-äquival. Emission 1) kg/ha 1150 842 -308 
COräquivaL Emission2) kg/ha 2333 1599 -734 
--------------------------------------------------------
Winterrapspreis DMidt 83,- 33,- -50 
N-Düngung (N-Saldo) kgN/ha 190 60 c130 
pflanzenschutz DMlha 300 0 -300 

Rapsertrag dtlha 32,58 18,83 -13,75 

Deckungsbeitrag DMlha 1687 11604 -527 
C~-äquivaL Emission1) kg/ha 1213 616 -597 
C~-äquival. Emission2) kgtha 2522 1008 -1514 

Von der N-Düngung emittieren (N20-Emissionsrate): 

0,4 % als N20; 
2 2 % als N20; gleichzeitig wird von wendender Bodenbearbeitung aufDirektsaat umgestellt. 
3 Einschließlich 593,- DM Hektarprämie. 4) Einschließlich 1096,- DM Hektarprämie. 

Quelle: FUCHS et al. (1994) 

In der Rapsproduktion sind bei sinkenden Preisen von 83,- auf 33,- DMidt zunächst ähnliche 
Entwicklungen wie in der Weizenproduktion zu beobachten. Die N-Düngung geht von ursprüng
lich 190 kg/ha auf zunächst 60 kg/ha ZUIÜck. Während bei den Preisverhä1tnissen von 1991/92 
noch ca. 300 DM für Pflanzenschutzmittel im Rapsanbau lohnend waren, wird unter den Bedin
gungen nach der EU-Agrarreform weitgehend auf chemische Pflanzenschutzmaßnahmen verzich
tet. Die Ertragswirkungen im Rapsanbau fallen wegen der reduzierten Produktionsintensität ent
sprechend drastisch aus: Der Rapsertrag sinkt von ca. 33 dtlha auf 19 dtlha ab. In der Folge sind 
hier noch höhere Einsparungen an Gasemissionen festzustellen. Je nach Berechnungsansatz wer
den zwischen 600 und 1500 kg COrÄquivaiente weniger emittiert. 

3 Mangels einer besseren Datengrundlage wird auf die Darstellung dieser Ergebnisse nicht verzichtet; weitere 
Datenerhebungen und Auswertungen scheinen notwendig, um realistischere Werte zu erhalten. 
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2.2.2 Vergleich der normativen Ergebnisse mit empirischen Beobachtungen 

Der theoretisch ermittelte Rückgang der speziellen Intensität läßt sich auch empirisch nachwei
sen. Eine Befragung bei 633 Betrieben in Baden-Württemberg, Rheinland-Pralz und Westfalen
Lippe untersuchte die bereits erfolgten und weiterhin beabsichtigte Anpassungsreaktionen 
(ZEDDIES et al. 1 994b ). Über die Hälfte der befragten Betriebe haben denmach von 1992 auf 
1993 keine Intensitätsveränderungen im Getreidebau durchgefiihrt. Die übrigen Betriebe haben 
ihre Intensität in den verschiedenen Bereichen Saatgut, N-Düngung, Grunddüngung, Pflanzen
schutz, Hagelversicherung und Bodenbearbeitung veringert. Bis mr vollständigen Umsetzung der 
Agrarrefonn wollen 38 % der befragten Betriebe die N-Düngung, 39 % den Fungizideinsatz und 
32 % der Betriebe den Herbizideinsatz reduzieren. Da die Intensitätsanpassung teilweise sehr 
gering ist und in nächster Zukunft auch von den noch vorhandenen Bodenvorräten gezehrt wer
den kann, erwarten lediglich 24 % der Betriebe einen Rückgang im Ertrag. 

Auch im Rapsanbau wird eine verringerte N-Düngung als Anpassungsreaktion an erster Stelle 
genannt. Im Anbauzeitraum 1992/93 haben 41 % der befragten 255 Betriebe den N-Einsatz re
duziert. Zusätzlich wird von 35 % der befragten Betriebe der Herbizideinsatz, von 30 % der 
Fungizideinsatz und von 21 % der Insektizideinsatz im Rapsanbau eingeschränkt. Damit ist die 
Intensitätsanpassung im Rapsanbau voraussichtlich abgeschlossen, da die Umsetzung des Ölsaa
tenbeschlusses bereits seit 1992 vollzogen ist. Mit der reduzierten Produktionsintensität im 
Rapsanbau erwarten 31 % der Betriebe geringere Erträge. 

Auch Auswertungen von Arbeitskreisen deuten auf eine reduzierte Intensität hin4. In gleicher 
Weise wie sich die Verwendung ertragssteigernder und -sichernder Mittel verändert, wird auch 
der Absatz dieser Produktionsfilktoren beeinflußt, was sich wiederum an der Umsatzentwicklung 
des Landhandels abzeichnet. 

Neben der reduzierten Intensität der bewirtschafteten Flächen bedeutet die Flächenstillegung 
ebenfhl1s eine radikale Reduktion der Bewirtschaftungsintensität, soweit diese nicht mr Produkti
on nachwachsender Rohstoffe eingesetzt wird. Umweltpolitisch wird diskutiert, ob Rotations
oder Dauerbrache anzustreben ist. Die Dauerbrache bietet zunächst fiir den Artenschutz Vorteile, 
während der spätere Umbruch ökologisch belastend sein kann, wenn z.B. erhebliche Mengen an 
Stickstoff rnoblilisiert werden und damit die Gefahr der Nitratverlagerung ansteigt. Zusammenge
nommen weisen Produktpreissenkung und Flächenstillegung auf eine nicht unerhebliche Entla
stung der Umwelt hin. Dieser Effekt könnte durch eine starke Akzeptanz der flankierdenden 
Maßnahmen noch unterstüzt werden. 

Bei den "flankierenden Maßnahmen" werden die Aufforstung, die Extensivierung und der Vorru
hestand gefordert. Die Regehmg zum Vorruhestand bringt keine Veränderung zur bisherigen 
Situation. Die anderen beiden Maßnahmen sind bislang nur in wenigen Bundesländern teilweise in 
abgewandelter Fonn angelaufen, z.B. in Baden-Württemberg das Marktentlastungs- und Kultur
landschaftsprogramm (MEKA). Die Aufforstung und die Extensivierung mit dem Verzicht auf 
chemische Düngung und PBanzenschutzmittel sowie die Begrenzung des Viehbesatzes auf unter 
1,4 GVEiha sind in ihren Umweltwirkungen übe1Wiegend positiv zu beurteilen. Es stellt sich nur 
die Frage, ob diese Angebote auch in großem Maße von den Landwirten angenommen werden. 
Wegen der bislang fehlenden Umsetzung soll hierzu aufdie Ergebnisse einer Befragung von 214 
Betrieben in Rheinland-Pralz und Westfalen-Lippe zurückgegriffen werden. Die Aufforstung wird 
lediglich von 11 % der Betriebe in Erwägung gezogen. Der Verzicht auf chemische Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel im RaInnen von Extensivierungsprogrammen wird von den Betrieben sehr 
unterschiedlich beurteilt. Eine grundsätzlich ablehnende Haltung nehmen 44 % der Betriebe ein. 

I GOLD. G.: Immer _niger POanzenschutzmi!tel- Ackerbauern reagieren auf die Agrarreform. LW BW 27/94. 
S.9. 
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Nur sehr wenige Betriebe wollen grundsätzlich daran teilnehmen. Bis zur Hälfte der Betriebe ist 
jedoch bereit, an solchen Progrannnen teilzunehmen, falls die dabei gewährten Ausgleichszahhm
gtl!l Wettbewerbsfiihigkeit garantieren und die extensiven Verfuhren rentabel werden. Die Bereit
schaft hierzu ist bei den Griinlandbetrieben, die relativ wenig chemischen Dünger und Pßanzen
schutzmittel einsetzen erwartungsgemäß am höchsten. Auch bei Betrieben, die auf alternative 
Landbewirtschaftung umstellen wollen, ist ein gewisser Mitnahmeeffekt nicht ausgeschlossen, 
Damit kann den "flankierenden Maßnahmen" der EU-Agrarrefonn noch keine große zusätzliche 
Urnwehentlastung zugerechnet werden, weil die Breitenwirkung fehh. Nachdem die Auswirkun
gen fiir den Ackerbau dargestellt wurden, sollen nachfulgend die Umweheffekte der EU
Agrarrefonn auf Griinlandwirtschaft und Milcherzeugung aufgezeigt werden. 

3 Grünlandwirtschaft und Milcherzeugung 

3.1 Ausgangssituation 

Neben den Problembereichen Artenschwund und Nitratauswaschung treten die landwirtschaftli
chen Schadgasemissionen zunehmend in den Vordergrund. In diesem Zusannnenhang ist das 
vornehmlich aus der Tierhaltung stannnende Ammoniak (NH3) zu nennen. Außerdem ist die 
deutsche Landwirtschaft mit etwa 7 bis 9 % am anthropogen verursachten Treibhauseffekt betei
ligt. Besonders bei den Emissionen der Treibhausgase Methan (C~) und Lachgas (N20) hat die 
Landwirtschaft maßgebliche Anteile. Vor diesem Hintergrund sind intensiv wirtschaftende Fut
terbaubetriebe mit Rinderhaltung eine bedeutende Verursachergruppe. 

Für twische allgäuer Milchviehbetriebe liegen die ermittehen Nitratauswaschungen in einer Grö
ßenordnung von etwa 11 bis 55 kg N03--N je ha und Jahr. Die entsprechenden NH3-Emissionen 
schwanken zwischen 27 und 34 kg je GV. Bezogen auf ein kg erzeugte Milch ergeben sich 
NH3-Emissionen von knapp 7 g. Die Emissionen klimarelevanter Gase betragen in der Summe 
etwa 3 500 bis 4000 kg COrÄquivalentje GV. Dies entspricht 0,7 bis 0,9 kg C~-Äquivalentje 
kgMilch. 

3.2 Folgen der Agrarreform für Futterbaubetriebe 

Im Bereich Milch- und Milchprodukte waren im Rahmen der EU-Agrarrefonn keine gravieren
den Eingriffe notwendig, da die Marktordnungskosten in den letzten Jahren nicht nur relativ son
dem auch absolut sanken. Als einzige Maßnahme in diesem Bereich wurde eine 6 %ige Senkung 
des Butterinterventionspreises beschlossen. Die daraus resuhierende Milchpreissenkung auf Er
zeugerebene von etwa 3 % (ca. 2 Mg Milch) hat auf die Betriebsorganisation hinsichtlich der 
Umwehverträglichkeit keinen größeren Einfluß. Ein indirekter Einfluß auf milcherzeugende Be
triebe ergibt sich aus folgenden Änderungen im Bereich der pflanzlichen Produktion: 

1. Senkung der Getreidepreise; dadurch sinken die Kraftfutterkosten und die Grenzkosten
kurve der Milchleistungssteigerung wird flacher (HOFFMANN 1993). 

2. Flächenprämie fiir Silomais; damit wird die relative Vorzüglichkeit des Grundfuttennittels 
Silomais erhöht. 

3. Direkte Beihilfen bei Unterschreiten eines Viehbesatzes von 1,4 GV je ha Hauptfutterflä
che. 

Mit Blick auf die Umwehverträglichkeit werden im Rahmen dieses Beitrags folgende zwei ein
zelbetriebliche Anpassungsmaßnahmen genauer analysiert: 

a) Milchleistungssteigerung: In Abbildung 1 ist die durchschnittliche jährliche MilchleistWlgs
steigerung in Deutschland in verschiedenen Zeiträumen dargestellt. Es wird deutlich, daß 
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die EIhöhung der Milcbleistung 1993 im Vergleich zu den davor liegenden Jahren beson
ders ausgeprägt war. Dies ist unda. im Zusammenhang mit den veränderten Futterkosten 
durch die EU-Agrarreform zu sehen. Im Rahmen dieses Beitrags soD weniger die Ökono
mik der Milcbleistungssteigenmg analysiert werden (s. dazu HOFFMANN, 1993), sondern 
mögliche Auswirkungen auf die Umweh. 

b) Senkung der Bewirtschaftungsintensität des Griinlands: Bei einer fixen natiOnalen Milcher
zeugungsmenge und steigenden Milchleistlmgen sinkt zwangsläufig der Viehbesatz, zumal 
diese Entwicklung nicht durch eine entsprechende Ausdehnung der Fleischrinderhaltung 
ausgeglichen wird. Da im Zuge der Agrarreform der Silomaisanbau und die Gampftan
zensilage von Getreide an Wettbewerbskraft gewonnen haben, geht der sinkende Grundfut
terbedarf fast voDständig zu lasten des Griinlandertrages. Die ahernativen Nutzungsmög
lichkeiten von Griinland sind in der Regel sehr eingeschränkt, so daß sich die AnpaSSWlg 
überwiegend in einer extensiveren Griinlandnutzung voRzieht'. Diese Entwicklung wird 
forciert durch die reformbedingte Beihilfez.ahlQng an Betriebe mit einem GV-Besatz kleiner 
1,4 GVIha Hauptfutterlläche. 

Abbüduug 1: Durchschnittliche jährliche Mllcbleistuugssteigerung in Deutschland (kg 
MllclllKub und Jahr) 
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Die Extensivienmg betrifft zunächst den Einsatz von Handelsdünger. Durch die Agrarreform 
wird der sinkende Trend bei den Nährstoffinengen je ha seit Ende der achtziger Jahre unterstützt 
(Abb. 2). Die Ergebnisse einer Ethebung der Betriebsdaten von 131 Futterbaubetrieben belegen, 
daß besonders im Griinland in Verbindung mit einem besseren OiiDemanagement und Extensivie
nmgsprämien der Handelsdüngereinsatz sinkt (TRUNK 1994). Infolge der niedrigeren Auf
wuchsmenge wird die Nutzungsfrequenz entsprechend vermindert. 

> Nach LANG (1994) ist der Einsatz von extensiv erzeugtem GrünlandauI\.wc in der Milchviehfiitterung aus 
Sicht der Tieremäluung mit keinen sig/IifikanteD Nachteilen verbunden. 
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Abbildung 2: Einsatz von HandelsdÜBger 
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3.2.1 Auswirkungen einer Milcbleistungssteigerung 

Die durchscbnittliche Milchleistung je Kuh IDld Jahr in Deutschland hat 1992 erstmals die 
5000-kg-Grenze überschritten. In den BereclmlDlgen wird zunächst lDltersucht, wie sich in einem 
Futterbaubetrieb mit 8 000 kg Milchkontingent je ha Futterfliiche eine EthöhlDlg der Milch1ei
st\Dlg von 5 000 auf 6 000 kg je Kuh IDld Jahr auswirlrt (Tab. 5). Dem Betriebsmoden ist eine 
Futterfliiche von 34 ha vorgegeben, die zu 10 % fiir Silomaisanbau genutzt werden kann. Das 
Grünland wird mit mittlerer Intensität bewirtschaftet. 

Der Betrieb Nr. 1 erzieh mit 55 Milchkühen einen Deckungsbeitrag von 140000 DM bei 2,7 GV 
je ha. Das GrIDldfutter ist sehr knapp, so daß nicht die gesamte Bestandsergänzung im eigenen 
Betrieb nachgezogen wird. Durch den Silomais in der Futterration beträgt der Eiweißüberschuß 
bei den Kühen nur 7 %. Deshalb sind auch die StickstoffausscheidWlgen je Milchkuh mit 87. kg 
auf einem relativ niedrigen NlVealDld Insgesamt entstehen in diesem Betriebssystem 7,4 g NH)" 
IDld 0,72 kg COräquivalente Emissionen je kg Milch. Die NitratauswaschlDlgen betragen etwa 
33 kg NO:J"-N je ha. 

Bei einer Milchleistung von 6 000 kg (Moden Nr. 2) erzieh der Betrieb einen um 4 500.- DM . 
höheren Deckungsbeitrag. 46 Kühe reichen aus, um das Milchkontingent zu erfii1Ien. Die Ha1tmJ.g 
von Nachzuchtfiirsen kann gegenüber Betrieb Nr. 1 leicht ausgedehnt werden, weil 9 Kühe weni
ger gefiittert werden müssen. Der Zukauf von Minera1düngerstickstoff steigt an, da weniger 
p1lanzenverliigbarer Gü1lestickstoff anflilh. Die verbesserte GrIDldfutterversorgung der Tiere 
fUhrt dazu, daß fast die gesamte Milchleistungssteigerung durch eine stark verbesserte GrIDldfut
terleistung erreicht wird. Dadurch kommt es im Moden Nr. 2 zu einer Verminderung des betrieb
lichen Kraftfutterzukau1S, denn einem leichten Anstieg des Kraftfuttereinsatzes je Kuh steht ein 
starker Rückgang der KulmIhl gegenüber. 

Die StickstoffausscheidWlgen je Tier steigen bei Betrieb Nr. 2 an, womit auch etwas höhere 
NH)"Emissionen je GV verbWlden sind. Je kg erzeugter Milch sinken die NH3-Emissionen ge
genüber dem Betriebssystem mit 5 000 kg Milcbleistung um 13 %. Infolge des kleineren Viehbe
standes sinkt die Summe der Stickstoffemissionen, wohingegen in erster Linie wegen des ver
mehrten Einsatzes von Minera1düngerstickstoff der Hoftorbi1anz,.Überschuß ansteigt. Auch die 
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Erhöhung der C~-Ausscheidungen je Tier wird durch die Verkleinenmg des Viehbestandes 
überlagert, so daß die C~-Emissionen je kg erzeugter Milch im Betriebsmodell Nr. 2 um 9 % 
unter dem Wert bei niedriger Milchleistung liegen. In der Addition ergibt sich bei den 
COrÄquivalenten eine Verminderung um 10 %. Die NÜJAuswaschungen bleiben auf dem sel
ben NIVeau, weil sich bei der Bewirtschaftungsintensität nur geringe Ändenmgen ergeben. 

Tabelle 5: . Ergebnisse der Berechnungen bei verschiedenen Milchleistungsniveaus für 
einen .LaufstaDbetrieb (geschloSsenes GijIleiager) mit 272 t Milchkontingent, 
34 ha Fläehenausstattung und mittlerer Bewirtschaftungsintensität 

Betriebsmodell Nr. 1 2 3 

Futterl1äche [ha] 34 34 32 

Milchkontingent [tl 272 272 272 . 
5000 Milchleistung [kgFEKMIKuh+Jahrl 6000- 7000 

Deckungsbeitrag [DM] 140038,- 144 551,- 143 080,-

Arbeitszeitbedarf [AKb/Jahr] 3948 3564 3073 

Milchkühe [Stück] 55 46 39 

Vi~~~~lQY~ _______________ 2,7 2,4 2,2 
------ ------ ------

ZukaufMineraldünger-N [kgtha] 33 40 35 

Nettoertrag Grünland [dt TMIha] 83 82 75 

Silomais [ha] 3,4 3,4 3,4 

Zukauf Kraftfutter [dt] 546 479 521 

durchschn. XP-Überschuß der Kiihe [%] 
7 5 2 

~~~~B~l __________ 3152 4080 4313 
------ ------ ------

N-AuSscheidungen Milchkuh [kwTier] 87 94 101 

NH3'"N-Verluste insgesamt [kgIGV] 24,8 26,2 27 

NH3'"N-Verluste je kg Milch [g] 6,1 5,3 4,7 

NÜ]'"N-Auswaschungen [kgtha] 32,8 33,0 32,0 

N20-N-Emissionen [kgtha] 
3,9 3,9 3,6 

N-Emissionen insgesamt [kg] 
3552 3419 3074 

Hoftorbilanz-Überschuß [kg N] 
289 450 494 

CIlt-Ausscheidungen Kiihe [kgITier] 92 103 109 

CIlt-Emissionen insgesamt [kg] 8849 8583 7706 

CIlt-Emissionenje kg Milch [g] 23,1 21,0 19,1 

COrEmissionen aus fossiler Energie [kg] 31779 29194 25420 

COrEmissionen Kniftfutterprod. [kg] 15976 14003 15249 

COrEmissionen Mineraldüngerprod [kg] 2923 3564 2925 

COrÄquivalente (100 J.) insgesamt [kg] 275221 266570 240080 

COrÄquivalente (100 1.) je kg Milch [kg] 0,72 0,65 0,59 

Das Betriebsmodell Nr. 3 zeigt die Situation, wenn die Milchleistung auf 7 000 kg erhöht wird. 
Dann reichen 39 Kiihe aus, um das Milchkontingent m erfiiIlen. Die Nachzucht wird im maxima
len Umfang betrieben. Das Grünland wird im untersten Bereich der mittleren Intensitätsstufe be
wirtschaftet. Obwohl im Modell keine Nutmngskosten fiir die Fläche anfiillen, werden 2 ha Fut
terfläche freigesetzt, da sich der Grundfutterbedarfbei mittlerer Bewirtschaftungsintensität mit 32 
ha optimal decken läßt. Die Grundfutterleistung steigt um gut 200 kg gegenüber einer Milchlei
stwJg von 6 000 kg. Dennoch steigt der Kraftfutterzukauf leicht an, da der Kraftfuttermkauf je 
Kuh stärker ansteigt als die Kuhzahl abnimmt. 
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Die NH3-Emissionen bezogen auf die Milchmenge sinken nochmals gegenüber Betriebsmoden 
Nr. 2 auf 5,7 gje kg Milch, wie auch die gesamten Stickstoff emissionen durch die Veningerung 
des Viehbestandes abnehmen. Die C~-Emissionen je kg erzeugter Milch sinken unter die 20 
g-Grenze. Somit ergibt sich mit 0,59 kg C02"Äquivalenten je kg erzeugter Milch bei 7 000 kg 
Milchleistung eine Emissionsmenge, die um 9 % niedriger ist als bei 6 000 kg Milchleistung und 
um 19 % als bei 5 000 kg Milchleistung, 

3.2.2 Auswirkungen einer Senkung der Bewirtschaftungsintensität 

Die ökonomischen und ökologischen Auswirkungen der Extensivierung werden fiir einen bisher 
intensiv· bewirtschafteten Milchviehbetrieb mit 2,7 GV je ha Futtert1äche und 6 000 kg Milchlei
stungje Kuh und Jahr untersucht (Tab. 6). Der Betrieb (Moden Nr. 4) verfUgt über 34 ha Grün
land, das zusätzlich zum Güllestickstoff noch durchschnittlich 85 kg je ha Mineraldüngerstickstoff 
erhält. Bei einem Nettoertrag von 94 dt TM je ha und einer mittleren Energiedichte im Grun<ffi!t
ter von 5,9 MI NEL je kg TM wird eine Grundfutterleistung von knapp 3 900 kgje Kuh und 

Tabelle 6: Ergebnisse der Modellberechnungen zur Senkung der Bewirtschaftungs
intensität in einem intensiv wirtschaftenden Laufstallbetrieb (geschlossenes 
Güllelager) mit Grassilagefütterung 

BetriebsmodeU Nr. 4 5 6 
Bewirtscbaftungsintensität bocb mittel niedrig 
F utterfläche [ha) 34 34 34 
Milchkontingent [t) 300 300 300 
Milchleistung [kg FEKMlKuh+ Jahr) 6000 6000 6000 

Deckungsbeitrag [DM] 153259,- 152289,- 148100,-
Arbeitszeitbedarf [AKh/Jahr) 3985 3736 3431 
Milchkühe [Stück) 50 50 50 
V~!~~~L~~~~ ________________ 2!L ____ F~----- 2~ _____ 
ZukaufMineraldüttger-N [kg/ha) 85 42 0 
Nettoertrag Grünland [dt TMlha] 94 83 75 
Zukauf Kraftfutter [dt] 565 709 764 
durcbscbn. XP-ÜberscbuB der Kübe [%) 19 9 4 
G!Uy~~~~~~~~n~l~u~l __________ 3865 ~~!1 __ .,.._ 2796 ------ ------
N-Ausscheidungen Milchkuh [kgiTier] 112 100 94 
NH3"N-Verluste insgesamt [kg/GV] 29,5 26,8 24,2 
NH,-N-Verluste je kg Milcb [gI 5,9 5,4 4,9 
NOJ'-N-Auswascbungen [kgIba) 38,7 11,1 1,8 
N.O-N-Emissionen [kglba) 5,6 3,3 1,9 
N-Emissionen insgesamt [kg] 4193 2815 2066 
Hoftorbilanz-Überschuß [kg N] 1909 718 -347 
C~-Ausscheidungen Kühe [kgiTier) 103 97 IOD 
C~-Emissionen insgesamt [kg] 9846 8777 7980 
~-Emissionen je kg Milcb [gI 21,7 20,3 20,3 
C02"Emissionen aus fossiler Energie [kg] 37946 30822 34923 
COz-Emissionen Kraftfutterprod. [kg] 16499 20684 22331 
CDz-Emissionen Mineraldüttgerprod. [kg) 7525 3676 0 
COz-Äquivalente (100 J.) insgesamt [kg] 331 113 269040 235317 
CO.-Äquivalente(100 J.)je kg Milcb [kgl 0,73 0,62 0,59 

Jahr erreicht. Die NÜJ'-Auswaschungen betragen 39 kg NÜJ'-N je ha. Aus der hohen Bewü;t
schaftungsintensität resultiert ein durchschnittlicher Eiweißüberschuß in den Futterrationen von 
19 % und demzufolge Stickstoffausscheidungen je Milchkuh von 112 kg. 
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Die Ergebnisse für die mittlere Bewirtschaftungsintensität sind im Betriebsmodell Nr. 5 ausge
wieseIl. Der Deckungsbeitrag des Betriebes sinkt um rund 1 000,- DM. Das zeigt zum einen, daß 
durch die Einschränkung bei der Färsenaufrucht kein großer Einkommensverlust entsteht. Au
ßerdem ist der Preis für das vermehrt einzusetzende Kraftfutter infolge der Agrarreform schon 
fast auf das Kostenniveau des Grundfutters gesunken. 

Bei den NH3-Emissionen je GV ergibt sich gegenüber dem Betriebsmodell Nr. 4 eine Verminde
rung um 9 %, weil die Tiere infolge des niedrigeren XP-Überschusses in den Futterrationen we
niger Hamstickstoff ausscheiden. Noch größer ist die Reduzierung bei den N();'-Auswaschungen 
(71 %) und denN20- Emissionen (41 %). Insgesamt verringem sich die Stickstoffemissionen um 
rund ein Drittel Die C~-Emissionen sinken ebenfalls, da der Kraftfutteranteil in den Futterratio
nen im Betriebsmodell Nr. 5 höher ist. In der Summe sind die C<h-äquivalenten Emissionen ge
genüber der hohen Bewirtschaftungsintensität um 18 % reduziert. Bezogen auf ein kg produzier
te Milch ergibt sich mit 0,62 kg C<h ein um 15 % niedrigerer Emissionswert. 

Die Bewirtschaftung des Griinlandes auf der niedrigen Intensitätsstufe reduziert den Deckungs
beitrag um mehr als 5 000.- DM. Im Betriebsmodell Nr. 6 wird die Färsenhaltung auf das vorge
gebene Mindestmaß6 zurückgefiihrt. Die Futterknappheit dokumentiert sich auch in dem ausgie
bigen Kraftfutterzukauf Bezüglich der StickstofIjJroblematik erscheint dieses Betrlebsmodell in 
einem sehr positiven Bild. Durch die niedrigeren Stickstoffausscheidungen je Kuh in Verbindung 
mit einem niedrigeren Anteil an Hamstickstoff sinken die NH3-Emissionen gegenüber der intensi
ven Bewirtschaftungsweise um 17 % auf 6 g je kg Milch. Auch bei den N03--Auswaschungen 
und den N20-Emissionen werden minimale Werte erreicht. Somit kommt es bei den gesamten 
Stickstoffemissionen gegenüber dem Betriebsmodell Nr. 4 etwa zu einer Halbierung. Dieses po
sitive Ergebnis wird auch beim Vergleich des Hoftorbilanz-Überschus,ses deutlich. Bei den 
C~-Emissionen ergIbt sich produktionsbezogen gegenüber der mittleren Intensität keine weitere 
Verminderung, da zwar der Kraftfutteranteil in der Futterration nochmals höher ist, aber die 
Grundfuttermittel beim Modell Nr. 6 rohfaserreicher sind, Je kg erzeugter Milch werden bei der 
niedrigen Bewirtschaftungsintensität nur 0,59 kg CÜ:z-Äquivalente emittiert. Das sind 5 % weni
ger als bei der mittleren und 19 % weniger als bei der hohen Bewirtschaftungsintensität. 

Abschließend kann festgestellt werden, daß der intensiv wirtschaftende Betrieb Nr. 4 zwar den 
höchsten Deckungsbeitrag erzielt, er verursacht aber auch die meisten Schadgasemissionen. 
Durch die Senkung der Bewirtschaftungsintensität auf die mittlere Stufe gehen die Schadgase
missionen stark zurück, wohingegen der Deckungsbeitrag nur leicht sinkt. Derartig flach verlau
fende Schadensfunktionen sind aus umweltökonomischer Sicht besonders interessant, weil die 
Venninderung der negativen Umwelteffekte mit wenig Einkommensverlusten verbunden ist. 

4 Zusammenfassung 

Die Ziele der EU-Agrarreform schließen auch den Umweltschutz mit ein. Die Auswirkungen der 
EU-Agrarreform auf die Umweltverträglichkeit der landwirtschaftlichen Produktion in Markt
fiuchtbetrieben und in Futterbaubetrieben werden analysiert. Zunächst kann festgestellt werden, 
daß in der Ausgangssituation bei der Produktion im ökonomischen Optimum durchaus ökologi
sche Belastungen durch die Landwirtschaft vorlagen. 

Für den Bereich Ackerbau wird bei sinkenden Produktpreisen nach der EU-Agrarreform eine 
reduzierte Bewirtschaftungsintensität erwartet. Der Einsatz von N-Düngemitteln und von Pflan
zenschutzmitteln wird auch nach Angaben von befragten Landwirten und Arbeitskreisauswertun
gen zurückgehen. Damit wird die Umwelt entlastet, nicht zuletzt, weil auch Flächen stillzulegen 

(, Mindestens 75 % eigene Nachzucht, maximal 25 % Zukauf 
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sind, soweit diese nicht zur Produktion nachwachsender Rohstoffe eingesetzt werden. Die bei 
den "flankierenden Maßnahmen" mögliche Extensivienmg der landwirtschaftlichen Produktion 
könnte weitere positive Umweheffekte bewirken, deren Umfilng jedoch bislang schwer abzu
schätzen ist. 

In der Milcherzeugung wird durch die EU-Agrarreform angesichts sinkender Kraftfutterkosten 
der ökonomische Anreiz fiir Milchleistungssteigenmgen erhöht. Erste Anzeichen fiir eine derarti
ge Anpassungsreaktion der Milcherzeuger lassen sich in den neuesten Leistungszahlen erkennen. 
Ökologische Auswirkungen ergeben sich hauptsächlich bei den Schadgasemissionen. Sowohl die 
Ammoniakemissionen als auch die Emissionen klimarelevanter Spurengase gehen bei einer Erhö
hnng der Milchleistung deutlich 2lIIÜCk. Weiterhin zeichnet sich infolge der Agrarreform eine 
Senkung der Bewirtschaftungsintensität von Griinland ab. Die Schadgasemissionen erreichen 
hierbei nicht ganz die Einspanmgsrate wie bei der Milchleistungssteigenmg, aber es ergibt sich 
infolge der Extensivienmg der zusätzliche Effekt verminderter Nitratauswaschungen. Insgesamt 
können damit die Auswirkungen der EU-Agrarreform auf die Umwehverträglichkeit der Milch
erzeugung in Griinlandbetrieben positiv beurteih werden. 

Summary 

Environmental Side EtTects of the CAP Reform due to Agricultural Production 

The Goals ofthe CAP reform include the protection ofthe environment. In this artic1e the envi
ronmental side effects of the CAP reform for crop production and milk production are discussed. 
In the initial situation the production in the economic optimnm resulted in consideral ecological 
stress by agricu1ture. 

In crop production a reduced factor input intensity is expected due to decreasing product prices. 
According to questionaired farmers and consultants the N fertilization level and the input of 
chemical pesticides will be considerable lower than before. Therefore the environmental pollution 
will be reduced, also because of the set-aside land, as long as this land is not used for the pro
duction ofrenewable resources. 

The "accompanying measures" in principle yield additional environmental side effects by the ex
tensification and conversion to organic methods, but the acceptance levelofthis part ofthe CAP 
reform is jet not known. 

The reduced concentrate feed costs in the grasland farming and milk production are an economic 
incentive to increase milk yields. First signs for such an adoption by milk producers are shown in 
the newest statistical numbers. Ecological side effectsare mostiy expected by gas emissions. The 
emission of ammonia gas as weil as the green house gases will be significantly decreased due to 
the increased milk yiled. Additional a reduced intensity in the use of grasland is expected. The 
environment al side effects are a lower rate of emissions of green house gases and a reduced level 
of nitrate leaching. In summary the environmental side effects of the CAP reform can be positive 
judged grasland farming and milk production. 

Pe3DMe 

" BmUlHHe arpapHoA pe.popMIoI BBponeAcKoro COD3a (BC) Ha 
3KonorH~HoCTb cenbCKoxo3RAcTBeHHoro npoH3BoACTBa" 

0AHOH 113 L\eneH arpapHoH pe<j>opMhI EC IIsnlleTCIi 11 oxpaHa oKpYJKalOIl.\eH cpeAhl. B 
nOH pa60Te aHanl1311pyeTcli Bnl1l1Hl1e arpapHoH pe<j>0pMhI EC Ha :JKOJlOl·J.1'IHOCTh 
cenhCKox0311HCTseHHoro np0l13s0ACTsa Ha npeAnpl1l1Tl1l1X cneL\l1aJll13l1pYIOIl.\I1XCII Ha 
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TOBapHOM paCTeHHeBOAcTBe H Ha CKOTOBOA'IeCKHX npeAnpIIJITHJlX. M3Ha'lanbHO, 6b1no 

onpeAeneHO, 'ITO B HCXOAHbltl MOMeHT BpeMeHH (AO pe4>opMbI) npH AOCTHlKeHHH 

3KOHOMH'IeCKOrO onTHMYMa npeAnpH.IITIIJI pafiOTanH C 3arpJl3HeHHeM OKpYlKaKl~etl 
CpeAbI. 

llocne npOBeAeHIIJI arpapHotl pe4>opMbI Ha npeAnplIJITHJlX TOBapHoro paCTeHHeBOACTBa 

OlKHAaeTCJI CHHlKeHlle HHTeHCHBHOCTH npOH3BOAcTBa. AaHHble onpoca 4>PMepoB 

nOABeplKAaKlT, 'ITO A03b1 BHeCeHIIJI alOTHblX YAo6peHlltl H IIcnonb30BaHlle neCTlIl..\lIAOB 

6YAYT COKpa~aTbCJI. HapJlAY C 3TIIM, nonOlKlITenbHoe BnllJlHlle Ha 3KOnOrH'IeCKYKl 

CroPOHY C.X. npOH3BOACTBa OKalKeT 11 BblBeAeHHe nno~aAetl 3epHOBblX H MacnH'IHbIX 

KynbTYP 113 060pOTa (B TOM cnyqae, KOHe'lHO, ecnll 3TH nno~aAH He 6YAYT 

Hcnonb30BaTbCJI AnJi Bhlpa~HBaHHJI paCTHTenbHoro ronnllBa), 'ITO JlBnJleTC.II ycnoBlleM 

nonyqeHIIJI Cy6CHAHtl. TaK Ha3bIBaeMble "4>naHroBble MepOnpIIJITIIJI" arpapHotl pe4>opMbI 

TOlKe 6YAYT cnocofiCTBOBaTh 3KcTeHcH4>IIKaI..\IIH npOll3BOACTBa 11, TeM caMbIM, CHlIlKeHHKl 

HeraTHBHoro BnllJlHIIJI cenbCKOX03J1tlcTBeHHoro npOll3BOACTBa Ha OKpYlKalO~YKl cpeAY, 

XOTJI Ol..\eHIITh 3TH nonOlKHTenhHhle 34>4>eKTbI nOKa cnOlKHO. 

Ha npoll3BoACTBO MonOKa arpapHaJl pe4>opMa 6YAeT BnHJlTh 'Iepe3 CHHlKeHlle l..\eH Ha 

KOM611KopMa, Bbl3hIBa.ll 3KOHOMH'IeCKYIO 3allHTepeCOBaHHOCTb B öonhweM IIcnonb30BaHIIII 

KOMfiHKOPMOB B pal..\HOHe, 'ITO np"BOAHT K POCTY npOAYKTIIBHOCTH. 3KOnOrH'IeCKHe 

34>4>eKTbI npOJlBnJlIOTCJI 3AeCh 'Iepe3 3aMeTHoe CHlIlKeHlle 3MIICCIIII aMMllaKa 11 APyrHx 

3arpJl3HJlIO~HX aTMoc4>epy ra30B. 

KpOMe TOro, BCneACTBlle pe4>opMbI, npoHcxoA"T CHHlKeHHe IIHTeHCIIBHOCTII 

Hcnonh30BaHIIJI nyroB H nacT611~. l103TOMY AnJi npeAnplIJlTHtl MOnO'lHOrO 

HanpaBneHHJI pacnonOlKeHHhIX B lOHe C npeo6naAaHHeM nyroBoro 11 nacTfill~Horo 

X03J1tlcTBa BnHJlHlle arpapHotl pe4>opMbI Ha 3KOnOrll'lHOCTh npOll3BOACTBa MOlKHO 

Ol..\eHIITh nonOlKlITenhHO. AnJi Bcex o6cneAOBaHHbIX npeAnpHJlTHtl nonOlKHTenbHOCTh 

34>4>eKTa npOBeAeHIIJI arpapHotl pe4>opMbI 3aKnlO'IaeTC.II B CHHlKeHIIH BhIMblBaHHJI 

HIITpaTOB, o6ycnoBneHHOM 3KcTeflclI4>IIKal..\lIetl npOIl3BOAcTBa. 
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KOSTEN DER LANDWIRTSCHAFfUCBEN PRODUKTION IN ABHÄNGIGKEIT 
VON BETRIEBSGRÖOE UND MANAGEMENT 

von 

Bianca HELMCKE', Torsten REIMERS' und Cay lANGBEHN' 

1 Einordnung und Vorgehen 

Vor dem .tIintergrund der sich wandelnden agrarpolitischen Rahmenbedingungen sowie des 
strukturellen Umgestaltungsprozesses der Landwirtschaft in den nenen Bundesländern nimmt die 
Frage nach den die Wettbewerbsfiihigkeit landwirtschaftlicher Unternehmen bestimmenden Fak
toren in der Diskussion um die weitere Entwicklung der Landwirtschaft einen breiten Raum ein. 
Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es, einen Beitrag zur Klärung dieser Frage zu leisten. 
Hierbei erfolgt eine Beschränkung der Betrachtung auf den Marktfiuchtbaund 

Nach einem kurzen Literaturiiberblick und einigen Überlegungen zur Methodik von DTK
Vergleichen erfolgt die Analyse der Daten von 92 flächenreichen Marktfiuchtextensivbetrieben. 
Zur Ermittlung der erfolgbestimmenden Variablen kommen zunächst Mittelwertvergleich ood 
Korrelationsanalyse zur Anwendung. Insbesondere um die EinfJußgröße Management zu erfus
sen, wird eine Faktorenanalyse durchgeführt. 

In einem zweiten Schritt wird daran anschließend die Fragestellung mit Hilfe einer Modellkalku
lation ootersucht. Dabei werden die aktuellen Preis- und Rahmenbedingungen sowie die besonde
ren Bedingungen bei der Neneinrichtung von Unternehmen berücksichtigt. 

Die Ausfiihrungen schließen mit zusammenfassenden Überlegungen zur Frage der Größe land
wirtschaftlicher Unternehmen. 

2 Literaturübersicht 

In der Vergangenheit wurden zahlreiche Untersuchungen mit dem Ziel vorgenommen, die Ein
fiußfaktoren fiir EIfolgsunterschiede in der Landwirtschaft zu identifizieren ood zu quantifizie
ren 1. Nach diesen Analysen kommt dem Betriebsleitereinfiuß, der Betriebsgröße und dem Stand
ort ein hoher Erklärungswert ZU2. Die Ermittlung der quantitativen Auswirkung des Manage
mentfaktors auf den Unternehmensenolg erweist sich als ausgesprochen schwierig. Die bisheri
gen Versuche, eine geeignete Variable als Indikator fiir die Betriebsleiterqualität zu finden, be
fiiedigen ebensowenig wie die Interpretation der unerklärten Restvarianz von EIfolgskennzahlen 
als Betriebsleitereinfiuß3. 

Zur Kostenwirkung steigender Betriebsgröße sind in jüngster Zeit verschiedene Meiten durch
geführt worden. Sie erstrecken sich auch auf Größenbereiche, die in der Landwirtschaft der alten 
Bundesländern (und auch der EU) bisher nur sehr schwach bzw. gar nicht vertreten sind. Bei den 

Prof Dr. c. Langbehn. Dipl.-Ing. agr. B. Helmcke, Dipl.-Ing. agr. T. Reimers, Lehrstuhl für Ange\Wlldte 
Landwirtschaftliche Betriebslehre im Institut für Agrarökonomie der Christian-A1brechts-Universitäl zu Kiel, 
Olshausenstr. 40-60, 24098 Kiel 

1 siehe hierzu ÜbeIblick bei COROTS et a1. (1983, S. 71ff). 
2 besonders COROTS et a1. (1983), ORT (1971), ORT et a1. (1972). 
3 vgl. HANF/HEITZHAUSEN (1977). 
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Arbeiten handeh es sich entweder um Engineering-Ansätze" oder es konnte nur auf eine ver
gleichsweise schmale Datenbasis von Betrieben in den neuen Bundesländern zurückgegriffen 
werden. Da diese Unternehmen sich überwiegend im Umbruch oder Aufbau befinden und hier 
darüber hinaus derzeit noch viele Sonderbedingungen vorliegen, ist eine Verwendung der Daten 
problematisch. Unter diesen Bedingungen miissen viele Aussagen aufFaDbeispielen oder Exper
tenmeinungen basierens. Übereinstimmend stellen die Antoren - wie auch entsprechende Unter
suchungen aus dern angelsächsischen Ra~ - fiir den derzeit im Marktfruchtbau relevanten Be
triebsgrößenbereich einen IAormigen Verlauf der DTK-Kurve fest. 

3 Datengrundlage 

Die Klärung der aufgeworfenen Fragen erfordert im Grunde die Analyse empirischen Materials. 
Basis der vorliegenden Untersuchung sind die Daten von 92 flächenreichen spezialisierten 
Marktfiuchtbetrieben des Östlichen Hügellandes Schleswig-Holsteins. Bei einer Durchschnitts
größe von 364 ha umfassen die Unternehmen ein Größenspektnun von 130 bis 770 ha LF. Sie 
befinden sich auf fiir den Ackerbau gut geeigneten Standorten. Die Flächennutmng erfolgt im 
Betrachtungszeitraum weitgehend durch den Anbau von Winterraps, -weizen und -gerste. Der 
Zuckerrübenanteil beträgt im Mittel 7 v.H. Die Unternehmen werden aufgrund ihrer langjährigen 
Zugehörigkeit 11l einern privaten Beratungsring intensiv betriebswirtschaftlich beraten. Deshalb 
kann von einern insgesamt hohen, vergleichsweise einheitlichen Managernentoiveau ausgegangen 
werden. Bei der Jnteq>retation der Wtrkung der Einßußgrößen auf die Produktionskosten ist dies 
ebenso 11l beachten wie der begrenzte Betriebsgrößenbereich. 

Seitens der Berater wurden die Buchfiibrungsdaten der Unternehmen fiir den Betriebsvergleich 
einheitlich aufbereitet und konigiert7• Pro Betrieb und Jahr werden über 100 Kennzahlen gebil
det. In die hier vorgestelhe Untersuchung gehen die Werte des Wntschaftsjahres 1991/92 ein, die 
somit noch nicht durch die Agrarreform beeinflußt sind. Für viele Kennzahlen stehen dariiber 
hinaus me1ujährige Durchschnitte mr VertUgung. Im Rahmen der Bearbeitung wurden die Daten 
aufbereitet und nochmals auf Plausibilität geprüft. Sofern sich Klärungsbedarf ergab, erfolgte 
entsprechender Kontakt 11l den Beratern. 

4 Zur Durchiuhrung des DTK-Vergleiches 

Bei vergleichenden Betrachtungen werden häufig als Maßstab fiir die relative Wettbewerbsfiihig- . 
keit die Durchschnittskosten pro Produkteinheit herangezogen. Dieser methodische Ansatz 
kommt auch im folgenden mr Anwendung. Dabei wird neben dern Gesamtniveau auch die .wir
kung der untersuchten Einßußfilktoren auf die DTK ermitteh. Bevor einzelne Punkte hinsichtlich 
der Errechnung der DTK erläutert werden, erscheint es notwendig, einige grundsätzliche Aspekte 
m deren Verwendung im vorgesehenen Zusammenhang anmsprechen8• Bei der Inteq>retation 
der in Abhängigkeit von der Ausprägung einer Variablen empirisch ermittehen DTK kann es zu 
Problernen kommen. Am Beispiel der Variablen "Betriebsgröße" sei dies kurz erläutert. Eine 
eindeutige Aussage ist nur gegeben, wenn die fiir eine bestimmte Betriebsgröße ermittehen DTK 
auf der umhüllenden langfristigen DTK-Kurve liegen. Dies wird aber bei existenten, gewachsenen 

4 z.B. PETER (1994) und weitgehend auch OOLUSCHlTztrRUNK (1993). 
5 beispielsweise v. d BUSSCHE (1992) und KOCH (1993). 
6 siehe hierzu Überblick bei PETER (1994, S. 18tJ) sowie EPPLIN (1986), JENSEN (1984) und MILLER et a1. 

(1981). 
7 z.B. AIbeitszeitkorrektur für Gebäudeumbauten o.ä. mehrjährige Verteilung von Buchgewinnen und Saldie

nmg zu Netto-Afil etc .. 
8 ÜbeIblickzu D1'K-Vergleichen siehe ISERMEYER(1988. S. 45ff) undBRANDESIODENING(I992. S. 

58tJ). 
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Unternehmen regelmäßig nicht der Fall sein. Zum einen können die Betriebe aufgnmd von Be
triebsgrößenveränderungen auf einer kurzfristigen DTK-Kutve produzieren, die die Umhüllende 
bei einer anderen als der nun realisierten Betriebsgröße tangiert. Ferner kann die betriebliche 
kurzfristige DTK-Kutve wegen Ineffizienzen von der bestmöglichen abweichen. Schon aus den 
genannten Griinden werden die beobachteten Kosten von den bei dieser Betriebsgröße möglichen 
minimalen DTK abweichen9• Falls dieser Unterschiedsbetrag sich systematisch mit der betrachte
ten Variablen, hier der Betriebsgröße, verändert, resultiert hieraus eine verzerrte Einschätzung 
der KostenWirkung dieser Variablen. Die bei der Datenaufbereitung gewonnenen Informationen 
lassen dies hier jedoch nicht erwarten. 

Eine weitere Schwierigkeit kann sich hinsichtlich der Bestimmung der relativen Wettbewerbsfli
higkeit anhand der DTK aus der Knappheit des Faktors Boden ergeben. In der Konkurrenz um 
diesen begrenzenden Faktor hat bei einern gegebenen Produktpreis nicht der Betrieb mit den 
niedrigsten realisierten DTK, sondern deJjenige mit der höchsten erzielten Grundrente die höchste 
Wettbewerbskrafl. Wie sich leicht zeigen läßt, muß die Rangfolge in bezug auf diese beiden Kri
terien nicht stets übereinstimmen. Dies gilt unabhängig davon, ob ein fester Ansatz fiir den Boden 
in die DTK-Ermittlung eingeht oder nicht. Die Problematik wird um so größer sein, je stärker 
sich die Produktions- und damit auch dieKostenfunktionen der einzelnen Unternehmen unter

. scheiden. Hier wirkt sich die vergleichsweise hohe Einheitlichkeit von Standort und Management 
positiv aus. Insgesamt erscheint trotz der genannten Punkte und möglicherweise verbleibender 
Unschärlen fiir das vorliegende Datenmaterial ein DTK-Vergleich durchfiihrbar. 

Zur besseren Nachvollziehbarkeit folgen im weiteren Erläuterungen zum Vorgehen bei der Be
rechnung der DTK: Da es sich um Melnproduktbetriebe handeh, ist die Bildung einer gemeinsa
men Bemgsgröße erforderlich. Die Umrechnung erfolgt mit Hilfe der vorliegenden Preisrelatio
nen in Weizeoäquivalente (WÄ). Die Einnahmen aus Wohnungsvermietung werden nicht be
rücksichtigt, gleichzeitig werden die Kosten um die der Vermietung zuzurechnenden Positionen 
vermindert. Die so korrigierten DTK weisen keine Korrelation mehr zu den Mieteinnahmen auf: 
Einnahmen aus Lohnarbeiten werden hingegen in W Ä umgerechnet. 

Bei der Kostenermittlung bleibt der Boden unberücksichtigt. Als begrenzt verfiigbarer Produkti
onsfhlrtor hat die Entlohnung des Bodens Rentencharakter und ist somit stark vom Produktpreis 
abhängig. Ein Einbeziehen eines Pachtansatzes würde den Aussagewert der ermittehen Produkti
onskosten in Hinblick auf sinkende Produktpreise und zu beobachtende unterschiedliche Pacht
preise vermindern. 

Die wegen der hohen relativen Vorzüglichkeit des Zuckerrübenanbaus zunächst auftretende ne
gative Korrelation zwischen DTKIW Ä und Zuckerrübenanteil wird durch einen einheitlichen 
Pachtansatzvon 1,75 DMidt Zuckerrüben bereinigt. Ebenfiills einheitliche kalkulatorische Ansät
'ZI: werden fiir nicht entlohnte Arbeitskräfte (65.000 DMlAK) und das durchschnittlich gebundene 
Kapital (7 PrO'Zl:nt) vorgenommen. 

5 Erfolgsgruppen- und Korrelationsanalyse 

Als erster Schritt erfolgt eine Rangierung und Gruppenbildung der 92 Unternehmen nach der Hö
he der entsprechend der oben gescbilderten Vorgehensweise errechneten Produktionskosten je 
Weizeoäquivalent. I!,t der die mittleren 80 v.H der Betriebe umfassenden Gruppe betragen die 
Kosten 32 DMlWA, fiir die Gruppe der oberen bzw. unteren 10 v.R sind es 26 bzw. 38 
DMlWÄ Bei einern erziehen durchschnittlichen Wei'Zl:npreis von 38,50 DMidt und einem Er-

9 zu \Witeren Problemen des DTK-Vergleiches siehe KOurSOYlANNIS (1919), JOHNSTON (1960, S. 26ft) 
sowie Fußnote 8. 
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tragsniveau von knapp 85 W ÄIha konnte der Durchschnitt der mittIeren Gruppe die gesamten 
Kosten decken, sofern der Entlohnungsanspruch des Bodens nicht mehr als 550 DMIha betrug. 
Trotz relativ einheitlichem Standort und intensiver Beratung sind zwischen den Betrieben erhebli
che Stremmgen in den Produktionskosten festzustellen, auf deren Ursachen im folgenden näher 
eingegangen wird. 

Zunächst wird fiir ausgewähhe Kenn7llhJen untersucht, inwieweit sich deren Ausprägungen in 
den gebildeten Erfolgsgruppen gegeneinander abgrenzen lassen. Hierm werden die Kennzahlen 
einer einfilchen Varianzana1yse unterzogen. Eine Kennzahl wird als trennend angenommen, wenn 
die Irrtumswahrscheinlichkeit im F-Test kleiner als 0,05 ist. 

Übersicht 1 gibt die Kennzahlen und ihre Oruppenmitte1werte an. Besonders ausgeprägt sind die 
Unterschiede in den AIbeitserledigungskosten. Hier beträgt die Differen:z zwischen guten und 
abfiillenden Betrieben etwa 350 DMIha. Ebenfiills trennend wirken Flächenausstattung und Rap
sertrag, während Vergleichswert und Winterweizenertrag nicht signifikant differieren. Die Grup
pen weichen in den erzielten Produktpreisen kaum voneinander ah. Da in nahem allen Betrieben 
Trocknungs- und Lagermöglichkeiten vOIbanden und Sondereinßüsse bereinigt sind, konnnen in 
den unterschiedlichen Preisen im wesentlichen Verhandlungseffekte im Verkauf zum Ausdruck, 
die aher nur beschränkte Wtrkung hahen. 

Übersicht 1: KennzahJenmittelwerte der Erfolgsgruppen 

Kennzahl ahfallende mittlere 
Betriebe Betriebe a 

1) bereinigt um Leistungen bzw. Kosten aus Vermietung sowie einem Pachtansatz fdr das 
Zuckettübenkontingent. 

Quelle: Eigene Berechnung 

Aus den in Übersicht 1 dargestellten Ergebnissen sind nur begrenzte Aussagen darüber möglich, 
inwieweit Unterschiede in Kenn7llhlen, von denen eine Wtrkung auf die Stückkosten erwartet 
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wird, aufUnterscbiede im Management ZUlÜCkzufiihren sind. Ein wichtiger Bereich sind die Ar
beitserledigungskosten. Die Differenzen können nur teilweise auf die Flächenausstattung ZUlÜCk
gefiihrt werden. Ferner ist ein begrenzter Einfluß des Managements in den erziehen Naturalerträ
gen und in der Düngung zu vernruten. 

Um die Zusammenhänge zwischen einzelnen Kennzahlen und der Betriebsgröße sowie dern 
komplex einwirkenden Faktor Management zu erhenen; werden fiir 100 Variable jeweils Ein
fachkorrelationen berechnet. Hinsichtlich der durch die Variable "Flächenausstattung" eindeutig 
zu messenden Betriebsgröße ist dies auch eine Vorarbeit fiir eine Regressionsanalyse. Bezüglich 
des Managements besteht das Ziel darüber hinaus im Auffinden von zur Messung geeigneten 
Indikatoren. 

Als wichtigste Ergebnisse der Korrelationsanalyse sind hervorzuheben: 

1. Die in ha gemessene Betriebsgräße weist nur zu den Grundkosten eine hoch signifikante 
Korrelation auf 

2. Die Naturalerträge sind hoch mit dem Vergleichswert korreliert, nicht jedoch mit den Diin
gungskosten. Letzteres ist vor dem Hintergrund der nur geringen Varianz beim Stickstoff
düngereinsatz zu sehen. Ferner besteht eine geringe Korrelation zwischen Weizenertrag 
und dem vergleichsweise wenig streuenden AufWand fiir Pflanzenschutz. Einfachregres
sionen mit den genannten Variablen zeigen eine erhebliche nicht erklärte Reststremmg der 
Naturalerträge. 

3. Managementindikatoren lassen sich nicht durch einzelne Variablen oder mit Hilfe von Kor
relationsketten und Plausibilitätsüberlegungen bilden. Vielmehr ist zu vernruten, daß der 
Managementeffekt in einer Vielzahl von Variablen zum Ausdruck kommt. 

Während fiir den Faktor ,,Management" keine geeignete Meßvariable vorliegt, ist eine solche fiir 
die Betriebsgröße mit der ,,Flächenausstattung in ha" votbandenlO• Die Schätzung einer Ein
fachregression zwischen Flächenausstattung und DTKIW Ä ergJ.Dt bei Annahme einer einfachen 
linearen Beziehung ein r von 0,045 und einen hoch signifikanten Regressionskoeffizienten von 
minus 0,0045. Bei den ebenfalls in Frage kommenden quadratischen oder inversen Funktionen ist 
das r geringfiigig niedriger. Der im betrachteten Größenbereich eindeutig gegebene Einfluß der 
Flächenausstattung auf die Stückkosten bleibt in seiner Auswirkung jedoch vergleichsweise ge
ring. Die Streuoogen in den Produktionskosten werden wesentlich stärker durch andere Ursachen 
bestimmt. 

6 Faktorenanalyse 

Durch die bisher angewandten Methoden konnte der Managementeintluß nicht aus den Variablen 
extrahiert und in seiner isolierten Wirkung betrachtet werden. Im folgenden son dies mit Hilfe der 
Faktorenanalyse versucht werdenlI. Die Faktorenana1yse geht davon aus, daß die beobachtete 
Ausprägung der Variablen durch wenige dahinterstehende Faktoren erldärbar ist. Somit könnte 
der vernrutete komplexe Einfluß des Managements auf die einzelnen Variablen - md über diese 
auf den Erfolg - durch die Faktorenana1yse aufgedeckt werden. 

Aus Übersicht 2 sind die in die Faktorenana1yse eingehenden Variablen ersichtlich. Die Variablen 
müssen das Unternehmen hinsichtlich der FragesteRung gut beschreJ.'ben, aber gleichzeitig in ihrer 

10 zur Grö/lenmessungvgl. PETER(1994, S. 1111) unddortangefiihrte Autoren. 
11 zur Faktorenanalyse vgI. BACKHAUS et al. (1990, S. 67ft), ÜBERLA (1972) sowie HANF (1967, S. 219-254). 
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Anzahl begrenzt bleiben. Femer sollten die erforderlichen Korrelationen zwischen den Variablen 
möglichst nicht daraus resultieren, daß die Variablen sich auseinander errechnen. Dadurch würde 
die Bildung eigener Faktoren fiir diese Variablen hervorgerufen, ohne daß damit eine Aussage
kraß fiir die Analyse verbunden wäre. 

Übersieht 1: Ergebnisse der Faktorenanalyse 

BeohaehtunlS
variable Y. 

Beroiniste Kosten der 
Arbeit.orlodigung 

Stückkoatan I) 

Lohn und 

u. 

dt/ha 
dt/ha 

DMiha 8 

DMlha 

DMiha 

DMiha 
DMlha 17 

DMlha -6 

Bindungsprozente ",2 an den Faktor Fj in v.H. 
(negatives Vorzeichen gibt dio Wirkungsrichtung an) 

82 

7 -5 
-5 -5 5 14 

29 

-8 

69 9 

15 57 

73 
6 37 

4 

6 

70 

I) bereinigt um Leistungen bzw. Koatan .... Venniatung .owie einem Pachtanlatz far d •• Zuckenllbenkontingent; 
weitere Edluterungen sieh. Text. 

QueUe: Eigene Berechnung 

Bei der Schätzung der Kommnnatitäten kommt die Hauptkomponentenmethode zur Anwendung. 
Die Faktorextrakti.on erfolgt anhand des Kaiser-Kriteriums. Damit sind also nur Faktoren mit 
Eigenwerten größer 1 ausgewählt. Zur besseren Intel])fetationsOOrlgkeit wird die Faktormatrix 
nach dem Varimax-Ver&hren rotiert. Die Ergebnisse der Faktorenanalyse sind ebeufiill.s der 
Übersicht 2 zu entnehmen. Die KonmmnaIitäten hi2 geben den durch alle Faktoren erklärten An
teil an der Gesamtvarianz der Variablen Vi an, die Faktorladungen aij die WnirungsstiiIke und
richtung der Beziehung zwischen der Variablen Vi und dem Faktor Fj- Bei der Ititetpretation der 
Faktormatrix zur Identifizierung und Benennung der Faktoren werden nur Faktorladungen von 
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absolut größer 0,2 berücksichtigt. In Übersicht 2 sind die quadrierten Faktorladungen aij' aufge
fiihrt. Diese hier als Bindungsprozente bezeichneten Werte stellen den von dem Faktor Fj erklär
ten prozentualen Anteil an der Gesamtvarianz der Variablen Yi dar. Die negativen Vorzeichen 
stehen lediglich fiir die Wirkungsrichtung. Im Ergebnis der inhahlichen Interpretation der Faktor
ladungen werden die Faktoren wie ersichtlich bezeichnet. In Hinblick auf die Identifikation von 
Management- sowie Betriebsgrößeneinfluß und deren Wirkung auf die Produktionskosten wer
den nachfolgend die wichtigsten Ergebnisse zusammengefußt. 

Der Faktor 3 läßt sich eindeutig als Betriebsgröße identifizieren. Seine Auswirkung auf die 
Stückkosten entspricht der erwarteten Richtung, erklärt aber die Streuung nur zu einem geringen 
Teil Der Faktor "Betriebsgröße" wird nicht in nennenswertem Ausmaß durch die bereinigten 
Arbeitserledigungskosten, Naturalerträge oder Produktpreise geladen. Eine vergleichsweise hohe 
Bedeutung kommt ilunbezüglich der verbleibenden sonstigen Kosten zund Dies sind im wesent
lichen die um Gebäudekosten und Sachversicherungen bereinigten Gnmdkosten. Diese Variable 
geht in ihrer unkorrigierten Form ein, d.h. auf die Vermietung zurückzufiihrende Elemente sind 
nicht herausgerechnet. Der Einfluß der Betriebsgröße auf die dem Ackerbau zuzuordnenden all
gemeinen Wirtschaftskosten ist also noch wesentlich größer als dies im ausgewiesenen Wert von 
11 V.H. zum Ausdruck kommt. 

Dem Faktor 2 kommt mit einem Erklärungsanteil von 38 v.H. die größte Bedeutung fiir die 
Stückkosten zund Er erklärt 82 v.H. der Varianz der um die geleistete Fremdarbeit bereinigten 
Arbeitserledigungskosten. Eine Ladung durch Flächenausstattung, Vergleichswert oder Natura
lerträge etfolgt nicht. Daher kann vermutet werden, daß die beobachtete Streuung auf die unter
schiedlichen Betriebsleiterfiihigkeiten bei der Gestaltung dieser zwar ertragsunabhängigen, aber 
beeinflußbaren Kostenposition zurückzufiihren ist. Analog ist der Faktor 6 zu interpretieren. Die
ser wird im wesentlichen durch die ertragssteigernden Betriebsmittel positiv geladen, ohne daß 
eine Verbindung zu den Naturalerträgen besteht. Hier kommen somit die produktionstechnischen 
Fähigkeiten des Betriebsleiters zum Ausdruck. In ähnlicher Weise ist der Faktor 1 zu sehen. Er 
wird zwar auch durch den Vergleichswert als Maßstab fiir die Standortgüte h09h geladen. Eine 
partielle Regression zwischen Vergleichswert und Naturalerträgen ergibt aber fiir Weizen nur ein 
r von 0,32 und fiir Raps sogar nur ein r von 0,08. Da der Faktor die Varianz der Naturalerträge 
aber wesentlich stärker erklärt und auch die vergleichsweise geringe Ladung durch den Pf1anzen
schutzaufWand hierfiir nicht Ursache sein kann, ist hier ebenfalls von einem hohen Anteil der Be
triebsleiterfiihigkeit als erklärender Variablen auszugehen. Insgesamt kann geschlossen werden, 
daß die Faktoren 2 und 6 sowie teilweise der Faktor 1 den Einfluß des Managements angeben. 

Die Faktoren 4, 5 und 7 sind relativ einfach zu identifizieren und fiir die weitere Analyse von un
tergeordneter Bedeutung. Zu erwähnen bleibt, daß die Produktpreisunterschiede weitgehend 
gemeinsam mit den in der Variablen "Afa bauliche Anlagen" enthaltenen Kosten fiir Trocknung 
und Lagerung durch den Faktor 4 erklärt werden und ein Betriebsleitereinfluß hier nicht erkenn
bar ist. 

Da die quadrierten Faktorladungen aij2 den Erklärungsanteil des Faktors F' an der Gesamtvarianz 
der Variablen Yi angeben, kann die relative Bedeutung der Faktoren fiir die Unterschiede in den 
Produktionskosten ebenfiills der Übersicht 2 entnommen werden. Der Erklärungsanteil der als 
Management identifizierten Faktoren an der Variablen "Stückkosten" beträgt 62 v.H., der der 
Betriebsgröße 5 v.H.. Die differenzierende Wirkung des Betriebsleiters ist zu einem großen Teil 
auf Fähigkeiten im Bereich des Kostenmanagements zurückzufiihren. Die Beschränkung der be
trachteten Betriebsgröße auf den Bereich von 130 bis 770 ha ist allerdings zu beachten. Anderer
seits muß auch das im Vergleich zur Gnmdgesamtheit hohe Managementniveau hervorgehoben 
werden. . 
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Nachfolgend wird die Kostenwirkung der einzelnen Faktoren verdeutlicht und das mögliche Ko
stenspektrum abgebildet. Hierzu erfolgt eine Darstellung der Stückkosten, wie sie sich fiir einen 
Betrieb ergeben würden, der gerade die oberen bzw. unteren 10 v.R der Ausprägungen eines 
bzw. der jeweils kombinierten Faktoren erreicht. Eine derartige Betrachtung ist möglich, da die 
Faktoren als unabhängig voneinander anzusehen sind. 

Ausgegangen wird von den Faktorwerten. Diese sind standardnormalverteih mit dem Mittelwert 
=0 und der Standardabweichung = 1. Die oberen bzw. unteren 10 v.R der Ausprägungen be

ginnen bei dem Faktorwert von etwa +/- 1,25. Da die Faktorladungen einer Variablen den stan
dardisierten multiplen Regressionskoeffizienten der Regression der Faktoren auf die Variable 
entsprechen, können aus den Faktorladungen und der Varianz der Variablen die multiplen Re
gressionskoeffizienten ennitteh werden. Die Konstante stelh jeweils den Mittelwert aller Betriebe 
dar. Auf diese Weise ergeben sich die Ergebnisse aus Übersicht 3 fiir die partielle Wirkung der 
Faktoren sowie aus Übersicht 4 fiir die verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten der Ausprä
gung von Betriebsgröße und Management. Hierbei umfaßt die Einflußgröße Management die 
Faktoren I, 2 und 6. 

Übersicht J: Partielle Wirlamg der in der FaktorEIIanalyse 
ermitteltw Faktoren auf die StiickkostEll 

Stüddwstm in DMlWÄ 
40 

35 

30 

25 

FmIg(FI) Q-älo(F3) 

''Durchschnitt'' Ertragsuuabhiine &trag8ste&emde 

K"",. (1'2) """""' .... 1 (F") 

lIIIIIIl "dw"chschnittliche"Auspriigu.J:E _ pc8äive AusprägwJg 

D negativeAusprägung 

Übersicht 4: Kombinierte Wirlamg der in der Faktoreoanalyse 
ennittelteu Faktor81 auf die Stiickkosten 

Stückkoskn in DMlWÄ 
40~~~----~~--------, 

C).ielle: Eigene Berechmmgen 

Insgesamt werden der hohe Managementeinfluß und eine große mögliche Streubreite (25,4 bis 
37,8 DMlWÄ) deutlich, die auch mit den tatsächlich beobachteten Einzelwerten im Einklang 
steht. Die Besonderbeiten der Stichprobe sowie die nicht enthahene Bodenentlohnung sind bei 
der Interpretation zu beachten. 

7 Modellkalkulation 

Im folgenden wird der Einfluß von Management und Betriebsgröße auf die Produktionskosten 
mit Hilfe einer Modellkalkulation bestimmt. Ziel ist eine Anpassung der Daten und Aussagen an 
die jetzigen Preis- und Rahmenbedingungen und an eine Situation, in der sich die Kapazitätsaus
stattung bei derzeitigem Stand der Technik auf das funktional Notwendige beschränkt. Damit 
wird auch das mögliche Produzieren auf einer fiir die jeweilige Betriebsgröße nicht optimalen 
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Übersicht 5: Produktionskosten im Druschfruchtbau in Abhängigkeit von Betriebsgröße 

und Management 1) 

Angaben in DM/W Ä 
11J!!.!!!~u:2h: ackerbaulich genutzte Fläche, 

ngsberücksichtignng 

1) Rahmenbedingungen 1994, guter Ackentandort, ohne Pachtanlatz; 2) bei Neuanschaffung im Mittel 
im Jahresdurchschnitt gebundenes Anlage- und Umlaufkapital, ohne Boden. 

QueUe: Eigene Berechnung 

Produktionsfunktion oder eine von der Gewinnmaximierung abweichenden Verhaltensweise aus
geschlossen. Andererseits besteht bei derartigen Engineering-Ansätzen - auch wenn sie auf einer 
breiten empirischen Datengrundlage basieren - stets die GefiIhr, in der Wirtschaftswiddichkeit 
relevante Aspekte nicht angemessen m berücksichtigen. Gnmdlage der Berechnungen sind außer 
den bereits vorgestellten Untersuchungsergebnissen Auswertungen der Beratungsringe fiir 
Marktfiuchtbetriebe in Schleswig-Holstein, Buchfiihnmgsergebnissel2 sowie zahlreiche Einzel
beobachtungen, die insbesondere in den nenen Bundesländern gemacht werden konnten. Darüber 
hinaus gehen zWangsläufig auch kalkulatorische Elemente mit ein. 

Zunächst werden fiir Betriebsgrößen von 200, 600 und 1.000 ha ackerbaulich genutzter Fläche 
Modellbetriebe gebildet. Unterstellt ist eine Fruchtfolge mit je einem Drittel Winterraps, -weizen 
und -gerste. Bei Festlegung der Produktionsverfahren und der vergleichsweise knapp bemessenen 
Maschinenausstattung wird auf die Vedlähnisse eines küstennahen, guten Ackerstandortes abge
hoben. Eine termingerechte Arbeitser1edigung an den mr VerfUgung stehenden Feldarbeitstagen 
(FAT) ist unter Berücksichtigung der notwendigen Flexibilität gewährleistet. 

Zur Berechnung von Feldarbeitszeiten und Maschinenkosten (durchweg variable Abschreibung) 
wird das KTBL Programm VERKOST (KTBL 1992) eingesetzt. Die Kosten der Maschinenun
terhaltung sind gegenüber den DurchschiJittswerte darstellenden KTBL-Angaben um 20 v.R 
reduziert. Hinsichtlich des Arbeitszeitbedarfes fiir Betriebsfiihnmgs- und allgemeine Betriebsar
beiten wird auf die Ergebnisse einer jüngst durchgetiihrten KTBL-StudieI3 mrückgegriffen. Die 

12 LANDWIRTSCHAFTSKAMMER Schleswig-Holstein (1992-1994), LANDWIRTSCHAFTLICHER 
BUCHFÜHRUNGSVERBAND Schleswig-Holstein und Hamburg in Kiel (versch. Jg.). 

13 HELMCKElRÖDERS (1994). 
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Ermittlung der Arbeitskosten erfolgt unter Beachtung der FAT durch Vorgabe des Betriebsleiters 
als feste, unteilbare Arbeitskraft (65.000 DM Lohnanspruch) und eines Stundensatzes von 25 
DMiAKh fiir variable zukaulbare Arbeit. Für die Entlohnung von Kapital und Arbeit wird ein 
einheitlicher kalkulatorischer Ansatz unterstellt, wodurch dIe Vorteile steigender Betriebsgröße 
tendenziell überschätzt werden. 

Auf Basis des genannten Datenmaterials wird ein "durchschnittliches" Managementniveau festge
legt. Die positive und negative Ausprägung des Managements ergibt sich davon ausgehend an
hand der Erkeuntnisse der vorangegangenen Faktorenanalyse. Dort konnte der Managementein
fluß in den Faktoren 1,2 und 6 identifiziert werden. Für diese Faktoren werden jeweils die Rela
tionen des Gruppemnittels der oberen bzw. unteren 10 v.R zum Durchschnitt der Betriebe bei 
den fiir den Faktor relevanten Kennzahlen ermitteh. Hierzu erfolgt jeweils eine Rangierung nach 
den Faktorwerten. Die so erhaltenen relativen Unterschiede werden auf die Modellrechnung 
übertragen. Die folgenden Punkte sind dabei zu beachten. Da in dem Faktor "Ertrag" auch der 
Standorteinfluß enthalten ist, werden die Naturalerträge der Gruppen bei der Relationsbildung mit 
Hilfe von Einfachregressionen zwischen den Hektarerträgen und dem Vergleichswert korrigiert. 
Die wie beschrieben ermittelten Arbeitserledigungskosten stellen bereits die positive Ausprägung 
dar und werden fiir den ungünstigen Fall um 30 v.R erhöht. Die jeweilige Abweichung vom 
Mittel fiir die positive bzw. negative Ausprägung des Managements beträgt fiir den Naturalertrag 
8 v.R., fiir die Kosten fiir Düngung und Pflanzenschutz 15 v.H.. Ferner wird fiir die Produktprei
se eine Abweichung von +/- 4 v.H. angenommen. 

Übersicht 5 gibt die wichtigsten Ergebnisse der unter diesen Annahmen durchgefiihrten Modell
kalkulation wieder. Die folgenden Punkte sind besonders hervorzuheben: 

1. Der hier betrachtete "Durchschnittsbetrieb" (600 ha, guter Ackerbaustandort) könnte ohne 
Erhalt von Flächenprämien nur bei Vemachlässigung der Bodenkosten zu den derzeitigen 
Produktpreisen kostendeckend produzieren. 

2. In bezug auf die Produktionskosten wird eine große Spannbreite deutlich. Mit einem Un
terschied von rund 7 DM/WÄ zwischen dem 200 ha- und dem 1.000 ha-Betrieb ist die 
Wirkung der Betriebsgröße stärker als bei den zuvor analysierten Daten. Der Einfluß des 
Managements ist mit etwa 10 DM/W Ä jedoch noch bedeutsamer. 

3. Unter Berücksichtigung einer Flächenprämie von knapp 10 DM/WÄ werden Grundrenten 
zwischen minus 200 DMiha und 1.200 DMiha ermittelt. Bei den zugrundeliegenden An
nahmen können in Untemehmen mit hoher Effizienz derzeit erhebliche kalkulatorische 
Gewinne erzieh werden. Ebenso deutlich wird aber auch, daß bei "geringer Effizienz" 
selbst in sehr großen Einheiten keine vollständige Entlohnung der eingesetzten Faktoren zu 
erreichen ist. 

Die Werte in Übersicht 5 beziehen sich ausschließlich auf die ackerbaulich genutzte Fläche. Er
gänzend sei deshalb auf den Effekt der Stillegungsverpflichtung hingewiesen. Die hierfiir im Mo
dell errechneten Grundrenten sind mit knapp 400 DMiha fast durchgehend deutlich niedriger als 
die Renten aus dem Verkau1Sfruchtbau und senken somit, außer in den Betrieben mit "geringer 
Effizienz", die durchschnittlich erziehen Grundrenten. 

An dieser Stelle seien noch zwei ergänzende Hinweise'zu nicht im Modell betrachteten Wettbe
werbsfaktoren gemacht: Aufgrund des hohen Anteils von ertragsunabhängigen Kosten kommt 
der Qualität des natürlichen Standortes auch weiterhin eine hohe Bedeutung zund Standorte mit 
hohem Ertragspotential und - zunehmend wichtiger - günstigen Voraussetzungen fiir das Errei
chen niedriger Arbeitserledigungskosten behalten ihre Wettbewerbsvorteile. Renten aus dem An
bau von quotierten oder durch begrenzte Verfiigbarkeit von Anbauverträgen limitierten Produk-

268 



ten können die Wettbewerbsfiihigkeit eines Unternehmens deutlich verbessern. So vermag z.B. 
eine aus einem Zuckenübenanteil von 20 v.H. an der Fruchtfolge resuhierende Rente von etwa 
200 DM/ha genutzter Fläche einen Produktionskostennachteil von 2,50 DMIW Ä auszugleichen. 
Dieser Effekt ist stärker als die oben ermittelte Produktionskostensenkung beim Übergang vom 
600 ha- zum l.000 ha- Betrieb. 

8 Scblußbetrachtung 

In der vorgestellten Untersuchung wird der Einfluß von Betriebsgröße und Management auf die 
Produktionskosten im Marktfruchtbau analysiert. Von beiden Faktoren gehen emebliche Effekte 
auf die DTK aus. Im einzelnen zeigt sich, daß geringe Effizienz im Produktionsmanagernent nicht 
durch steigende Betriebsgröße ausgeglichen werden kann. 

In diesem Zusammenhang kommt auch der Wechselbeziehung zwischen Betriebsgröße und Or
ganisationsform und deren möglicher Rückwirkung auf die Produktionseffizienz hohe Bedeutung 
zund Bei der untersuchten Stichprobe handelt es sich Um Betriebe, in denen der Unternehmer 
weitgehend das Eigenkapital bereitstellt und mit einer überschaubaren Zahl von Lohnarbeitskräf
ten selbst wirtschaftet. Hiervon wurde auch in den Modellkalkulationen ausgegangen. Sofern es 
zu einern Auseinanderfallen von Management und Kapitalverantwortung und/oder kooperativ 
gefiihrten Unternehmen kommt, erwachsen hieraus unter den spezifischen Produktionsbedingun
gen der Landwirtschaft vielfiiltige Probleme, die an dieser Stelle jedoch nicht weiter diskutiert 
werden können l4. Speziell zu dieser Frage besteht weiterer Forschungsbedarf: In bezug auf den 
Einfluß der Betriebsgröße auf die Produktionskosten kann aus den vorgestellten Untersuchungs
ergebnissen gefolgert werden: Wesentliche Größeneffekte werden im spezialisierten Marktfrucht
bau bereits :frühzeitig erreicht. Es ist von einem weiten Optimumsbereich auszugehen, der etwa 
bei 400 bis spätestens 600 ha beginnt und sich in den Bereich von über l.000 ha ackerbaulich 
genutzter Fläche erstreckt. 

Für Unternehmen mit deutlich geringerer Betriebsgröße ist es für die Höhe der Produktionsko
sten im Marktfruchtbau von entscheidender Bedeutung, ob das Problem der begrenzten Teilbar
keit der Arbeitskapazität des Betriebsleiters gelöst und gleichzeitig das für eine erfulgreiche Pro
duktion zwingend notwendige hohe Maß an spezifischem know-how bereitgestellt werden kann. 
Gelingt dies durch die Kombination mehrerer Betriebszweige und/oder die Aufuahme einer au
ßerlandwirtschaftlichen Beschäftigung, so kann auch bei wesentlich geringeren als den betrachte
ten Betriebsgrößen ein kostengünstiger Marktfruchtbau betrieben werden. 

Zusammenfassung 

In dern Beitrag wird der Einfluß von Management und Betriebsgröße auf die Produktionskosten 
im landwirtschaftlichen Marktfruchtbau untersucht. Empirische Basis der vorliegenden Analyse 
sind die Daten von 92 tlächenreichen spezialisierten Marktfruchtbetrieben des Östlichen Hügel
landes Schleswig-Holsteins. Bei einer Durchschnittsgröße von 364 ha umfassen die Unternehmen 
ein Größenspektrum von 130-770 ha LF. Die Flächennutzung erfolgt weitgehend durch den An
bau von Wintergetreide und Winterraps, der ZuckeITÜbenanteil beträgt im Mittel 7 v.H. Die un
tersuchten Unternehmen unterliegen durch ihre langjährige Zugehörigkeit zu einern privaten Be
ratungsring einer intensiven betriebswirtschaftlichen Beratung, so daß von einem vergleichsweise 
hohen und einheitlichen Managementniveau ausgegangen werden kann. In den vorgenommenen 
Betriebsvergleich gehen einze1wirtschaftliche Kennzahlen des Wirtschaftsjahres 1991/92 ein, für 
viele Kennzahlen stehen darüber hinaus mehIjährige Durchschnittswerte zur Verfugung. 

14 hierzu z.B. LANGBEHN (1990) und KÖHNE (1990). 
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Im Rahmen einer vergleichenden Kostenana1yse werden zunächst die t9talen Durchschnittsko
stenlProdukteinheit ermitteh. Da es sich um Mebrproduktbetriebe handeh, ist die Bildung einer 
gemeinsamen Bezugsgröße erforderlich. Die Umrechnung erfolgt in Weizenäquivalente anband 
der vorliegenden Preisrelationen. Zur näheren Untersuchung der gebildeten Erfolgsgruppen wer
den KorreJationsanalyse und Faktorenana1yse angewendet. In die sich anschließenden einzelbe
trieblichen ModellkalkuJationen gehen neben den Ergebnissen der Faktorenanalyse (Wirkung der 
in der Faktorenanalyse ermittelten Faktoren auf die Stückkosten) auch Auswertungsresultate von 
Spezialberatungsringen und Buchfiihrungsstatistiken ein. 

Die Untersuchung fiihrt insgesamt m folgenden Ergebnissen: 

I. Der hier vorgestellte ''Durchschnittsbetrieb'' des Marktfiuchtbaus (günstige Betriebsgröße, 
gnter Ackerbaustandort, mittleres Management) produziert bei heutigen Produktpreisen 
ohne Erllalt von F1ächenprämien nicht kostendeckend. 

2. In bezug auf die Produktionskosten besteht zwischen den Betrieben eine große Streuung. 
Mit einem Unterschied von rd. 7 DMldt Weizenäquivalent zwischen einem 200 ha- und ei
nem 1.000 ha-Betrieb bei gleichem Management erweist sich die Betriebsgröße als wesent
licher kostenbestimmender Faktor. Dieser wird jedoch übertroffen von dem Einfluß des 
Managements (10 DMldt Weizenäquivalent Kostenunterschied zwischen gntem und 
schlechtem Management bei gleicher Betriebsgröße ). 

3. Unter Beriicksichtigung einer F1ächenprämie von knapp 10 DMldt Weizenäquivalent wer
den in Abhängigkeit von den unterschiedlichen Betriebssituationen Grundrenten zwischen 
minus 200 DMIha und 1.200 DMIha ermittelt. In Untemehmen mit günstiger Betriebsgrö
ße und sehr effizientem Management können heute auf guten natürlichen Standorten hohe 
Reinerträge erzielt werden. Ebenso deutlich wird aber auch, daß bei schwachem Manage
ment selbst in sehr großen Einheiten keine vollständige Entlohnung der eingesetzten Fakto
ren m erreichen ist. 

Summary 

In this articel, the influence of management and size of firm on production costs in crop pro
ducion is investigated. Empirical basis for thepresent analysis is data from 92 fimns specialised in 
crop production in Si:h1eswig-Holstein. Wrth an average size of364 ha, the fimns range in size 
from 130 to 770 ha ofagricultural land. Land use is dominated by winter cereats and winter oil
seed rape, and the total sugar beet area averages 7 %. Due to long-standing membership in a 
private consulting organisation, the fimns investigated have received intensive business manage
ment advice. Thus a comparatively high and unifonn management level can be assumed. In the 
comparison ofthe fimns' perfonnance, fimn data from the year 1991/92 is used as the basic sour
ce of information. This is supplemented for many characteristic numbers. by an average of PIe
viousyears. 

At the beginning of the comparativ cost anaIysis, the total average costs per unit of production 
are determined. Because the analysis is concemed with multi-product fimns, the selection of a 
common numeraire is necessary. In this anaIysis, whurt equivalents calculated on the basis ofthe 
price relations are used. Correl8tion and factor analysis are then applied to examine the perfor
mance of selected groups of farms. In a subsequent model calcuJation the results of the factor 
analysis are incorporated along with the results of special consulting organizations and book
keeping statistics. 

The major results ofthe analysis are the following: 
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I. The investigated ,,average" specialized crop fium (favourable size, good agriculturallocati
on, average level of management) is not profitable at today' s product prices without recei
ving acreage premiums. 

2. There is a large variation between fanns with regard to production costs. Finn size is 
shown to be a basic cost determining factor. For example, a cost'difference ofroughly 7 
DM per dt ofwheat equivalent is found between a 200 ha and 1,000 ha fium under the sa
me management level. However, this difference is surpassed by a managerial influence of 
10 DM per dt ofwheat equivalent between same-sized fanns with good and bad manage
ment. 

3. When farms receive an acreage premium ofjust under lO DM per dt ofwheat equivalent, 
land rent are found to vary between minus 200 DM and plus 1,200 DM per ha depending 
on the varying fium scenarios. High net returns can be realized nowadays by businesses 
with a more favourable firm size, very efficient management and a good location. Howe
ver, it is dear that no positiv net return can be achieved by fanns which are characterized 
by bad mangement, even when large units are concemed. 

Pe3DMe 

"3aTpaTY B ceßbcKOXo31liicTBeHHoM npoH3BoAcTBe B 3aBHCHMOCTH OT 
pa3Mepa npeAnpJUlTJUI H ynpaBßeHJUI" 

B HaCTO"IIl~eli pa60Te aHanll311pyeTCJI BnllJlHlle pa3Mepa npeAnp"JlTIIJI 11 MeHeAJKMeHTa 
Ha npOll3BoACTBeHHhle 3aTpaTbl npeAnplIJlTll1i cne~lIanll3l1pOBaHHhlX Ha TOBapHOM 
paCTeHlleBoAcTBe (6e3 OBOI.l.\eBOACTBa). 06a <jJaKTopa CIIßbHO BnllJlIOT Ha ce6eCTOIIMOCTb 
npOAYK~III1. B 'IaCTHOCTIl nOKa3hIBaeTCJI. 'ITO HeAOCTaTKIl MeHeAJKMeHTa He MorYT 6hlTh 
KOMneHCllpoBaHbl 3a C'IeT YBenll'leHIIJI npeAnp"JlTIIJI. J.1cxOAJI 113 3Toro MOJKHO CAenaTb 
BhlBOA 0 60nbIllOM 3Ha'leHIIII B3allMOCBJl3eli MeJKAY pa3MepaMil npeAnp"JlTIIJI 11 ero 
opraHlI3a~1I0HHoli <jJOPMOM. a TaKJKe IIX BnllJlHIIJI Ha 3<jJ<jJeKTIIBHOCTh npOIl3BOAcTBa. B 
Bhl60pKe o6cneAOBaHHhlX npeAnplIJITIlM npeACTaBneHhl Te npeAnp"JlTIIJI. B KOTOPhlX 
npeAnp"HIMaTenb IIcnonh3yeT B OCHOBHOM co6CTBeHHhlii KanllTan 11 C He60nhIllilM 
'IlIcnOM HaeMHoli pa60'leM Cllnhl caM 3aHilMeTCH X03HMCTBeHHoli AeJlTenhHOCThlO. J.1cxOAJI 
113 3Toro pa3pa6oTaHHhl 11 MaTeMaTII'IeCKlle MOAenll. KaK TonhKO npOllcxOA"T 
oTAeneHlle MeHeAJKMeHTa OT OTBeTCTBeHHOCTII 3a KanllTan 1I/lInll KoonepaTIlBHoe 
BeAeHlle X03HMCTBa. TO B CBH311 CO Cnel\II<jJII'IHOCTblO ycnoBIIM C.-X npOll3BoAcTBa 
nOHBnJleTCJI Macca npo6neM. 3AeCh Heo6xOAIIMbl e~e AanbHeliIlllle IIccneAOBaHIIJI. 

Ha OCHOBe pe3ynbTaToB IIccneAOBamlH MOJKHO CAenaTb cneAYIO~1I1i BhlBOA B 
OTHOIlleHll1l 3aBllCilMOCTil npoll3BoAcTBeHHhlx 3aTpaT OT pa3MepoB npoll3BoAcTBa: 
3<jJ<jJeKThI OT YBenll'leHIIJI pa3MepOB npOll3BOAcTBa AOCTllraIOTCJI, Ha 
Cnel\lIanll3l1pOBaHHhlX Ha TOBapHoli npOAYK~1I11 paCTeHlleBOACTBa npeAnp"HTIIJlX. 
AOBonhHO paHO. OnTIIManhHhlM pa3Mep nno~aAeM Kone6neTCH AOCTaTO'lHO IllllpOKO.
Ha'lIlHaJI OT 400 MaKclIMYM 600 ra 11 3aKaH'IIIBaJI nno~aAblO 60nee 1000 ra naIllHII. 
,l],nH npeAnplIJlTll1i 3Ha'lIlTenbHO MeHbIllero pa3Mepa OCHOBHhlM JlBnHeTCJI peIllIITb 
npo6neMY Hall60nee nonHoro IIcnonb30BaHIIJI IIMelO~erocH B Hanll'lllll o6~ero pa6o'lero 
BpeMeHII 11 oAHoBpeMeHHo ocy~ecTBIlTh Heo6xoAilMoe BHeApeHlle B npoll3BoACTBO 
Cnel\lIanbHOro know-how. Ecnll 3TO YAaCTbCH. IInll 'Iepe3 ycnOJKHeHlle oTpacneBoli 
CTPYKTYPhl IInll 'Iepe3 3aHJlTOCTh BHe cenbCKoro lf03HMcTBa, TO 11 Ha He60nbIllIIX 
npeAnp"JlTIJlX B03MOJKHO npOll3BOACTBO npOAYK~1I11 TOBapHOro paCTeHlleBOAcTBa C 
MIIHIlManbHhlMII 3aTpaTaMII. 
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AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM AUF DAS 
AGRIBUSINESS 





DIE EINFÜHRUNG VON QUALITÄTSMANAGEMENI'SYSTEMEN IN DER DEUT
SCHEN ERNÄHRUNGSWIRTSCBAFf: N01WENDIGKEff, PROBLEME, KO

STEN-/NUfZENANALYSE 

von 

Hannes WEINDLMAIER * 

1 Einleitung 

Über die Bedeutung einer Qualitätsstrategie fiir die Wettbewerbsposition der deutschen Emäh
nmgswirtschaft wurde in den letzten Jahren viel geschrieben und diskutiertl. Die große Bedeu
tung des Faktors Produktqualität fiir den Unternebmenserfolg wird auch aus den Ergebnissen der 
internationalen Erfolgsfhldorenforschung deutlich. Dieser Zusammenhang wird in der neueren 
PIMS-Forschung eingehend untersucht. Als Ergebnis läßt Sich ein eindeutiger kausalanalytischer 
Zusammenhang zwischen Produktqualität und Unternehmenserfolg feststellen2• Welche Bedeu
tung wehweit heute dem Faktor Qualität mgeordnet wird, kommt unter anderem auch in der 
Vergabe von hochangesehenen Qualitätspreisen in mehreren Ländern zum Ausdruck. 

Einen entscheidenden Schub hat die Auseinandersetzung mit Qualitätskonzepten und mit Quali
tätsmanagementsystemen (QM-Systemen) in Europa und in der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Veröffentlichung der DIN ISO Normen 9000-9004 im Jahre 1987 erlangt. Durch diese 
Normen wurde eine von einer wehweit großen Zahl von Ländern anerkannte einheitliche Basis 
fiir die Einfiihrung von Qualitätssicherungs- bzw. QM-Systemen geschaffen3• 

Im vorliegenden Beitrag werden zunächst die Gründe näher erläutert, welche die Einfiihrung von 
Qualitätsmanagementsystemen in der deutschen Emähnmgswirtschaft nach Auffassung des Au
tors notwendig machen. Anschließend werden die existenten Formen der Qualitätssicherung in 
der deutschen Ernähnmgswirtschaft unter besonderer Berücksichtigung von QM-Systemen nach 
DIN ISO 9000ffund des TQM - Konzepts einer Analyse unterzogen. Am Schluß des Beitrages 
werden Kosten-lNutzenaspekte des Qnalitätsmanagements gegenübergestellt. 

2 NotWendigkeit von Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement 

Aus unserer Sicht gibt es mehrere Gründe dafiir, daß Aspekte der Qualitätssicherung und des 
QM in der Emähnmgswirtschaft während der vergangenen Jahren so stark an Bedeutung ge
wounen haben. 

• Prof Dr. H. Weindlmaier, Institut für BetriebswirtschaftsIehre, FML Weihenstephan, TU München, Vöttin
gemralle 41, 85350 Freising 

1 Vgl. 'z.B. die Beiträge bei der GEWISOLA-Tagung 1990 in Frankfurt am Main in SCHMITZ und 
WEINDLMAlER (1991) und TÖPFER undHÜNERBERG (1990) 

2 Vgl. dazu beispie1S\\eise die Studien von HlLDENBRAND (1992) und FRlTZ (1994) und die dort angegebe
nen Litetatur sowie für die Bundesrepublik die Untersuchung von DlLLER und LÜCKING (1993) 

3 Auch die Bundesregierung mißt der Einfiihrung von QM-Systemen einen hohen Stellenwert bei. Dies wird u.a 
dadurch unterstrichen, daß das Bundesministerium für Forschung und Technologie (BMFT) eine umfangrei
ches Fördetprogramm "Qua1itätssicherung 1992-1996" aufgelegt hat. Das Institut des Autors bearbeitet zur Zeit 
ein Teilprojekt dieses Vetbunds, bei dem es um die "Umsetzung der DIN ISO Normen für die Einfiihrung von 
QM-Systemen im mittelständischen Nahrungs- und Genußmittelgewerbe" geht. 
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a) Veränderung und Erweiterung des Qualitätsbegriffs 

Trotz der großen Bedeutung der Qualitätsproblematik hat sich bisher kein eindeutiger lUld ein
heitlicher Qualitätsbegriff durchgesetzt. So wie auch in anderen Branchen wurde in der Emäh
rungswirtschaft lUlter Qualität bislang vor allem Produktqualität verstanden. 

Abb. 1 zeigt, daß jeder Kunde bestimmte Wünsche und ElWartungen an das Produkt hat, die sich 
aus einer Vielzahl von Einzelelementen rekrutieren. Je nach Ansprüchen, Konsumerfahrung, 
verfiigbarer Konsumsumme etc. resultiert eine bestimmte Anspruchsklasse, die durch das Pro
dukt erfiillt werden sollte. Femer bestehen bestimmte Vorstellungen hinsichtlich des zu zahlenden 
Preises lUld des Liefertermins. Nur dann, wenn die von den Lieferanten bereitgestellte Beschaf
fenheit des Produktes den Anforderungen und ElWartungen der Kunden entspricht lUld zusätzlich 
Kosten und Preisvorstellung sowie die Termine in Übereinstimmung gebracht werden können, 
wird der Lieferant in der Lage sein, den Kunden ein Produkt einer bestimmten Produktqualität zu 
verkaufen. 

Abb.l: Interaktion zwischen Kunden und Lieferanten bei Lebensmitteln 

KUNDE 

~ 
I Anspruchsklasse I 

.- ""l 
I Termin I- Anforderungen / Erwartungen r---1 Preis I 

t!! 
J!l t: J. t: 

1 Gi .c ! .ct: .ct: ! Ut: 
~ ~ § ~ ~ ~ ::s .c c ~ ~ 

... .0 
:8 z GI GI 

" " " I Termin I- Beschaffenheit f---I Kosten I 
L .J 

I Lieferant I 
~ 

Quelle: Eigene Darstellung In Anlehnung an MASING (1994. S. 4) 

Unter den heute maßgeblichen Bedingungen auf den Märken bedeutet Qualität jedoch mehr als 
die Erfiillung definierter Mindestforderungen an die Produkte. WITZIG und BREISIG (1994, S. 
6-7) weisen darauf hin, daß sich sowohl in der Betriebswirtschaftslehre wie in der betrieblichen 
Praxis ein signifikanter Wandel im Qualitätsbegriffvollzieht. Neben den technizistischen Aspekten 
Produkt- und evtl. Prozeßqualität wird Qualität zunehmend vom KlUlden und seinen Forderun
gen hinsichtlich Funktion, Preis, Lieferzeit, Sicherheit, Zuverlässigkeit, Umweltverträglichkeit, 
Beratung etc. her definiert. Modemes Qualitätsmanagement, insbesondere das Konzept des Total 
Quality Management (TQM), trägt dieser geänderten Auffassung von Qualität Rechnung und 
geht von diesem umfassenden Qualitätsbegriff aus. 

Ein wichtiges Element des modernen Qualitätsmanagernents ist es daher auch, durch systemati
sche und standardisierte Kundenbefragungen die Qualitätseinschätzungen der Abnehmer des 
Unternehmens laufend zu eruieren. Schon in. der Neuproduktplanung und -entwickhmg wird an
gestrebt, die KUlldenanforderungen und die Produktmerkmale unter Beachtung betriebswirt-
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schaftlicher Zwänge bestmöglich in Übereinstimmung zu bringen. Hilfsmittel wie etwa das In
strumentarium des Quality Function Deployment (QFD) werden dabei mit gutem Erfolg einge
setzt (KAMISKE et al, 1994; STAUSS, 1994). 

b) Die Realisierung des EU-Binnenmarktes bzw. die generelle Vergrößerung und Ver-
flechtung der Märkte 

Die Realisierung des EU-Binnenmarktes bzw. die generelle Vergrößerung und Verflechtung der 
Beschaffungs- und Absatzmärkte ernährungswirtschaftlicher Untemehmen fuhrt dazu, daß s0-

wohl die Vielfah im Angebot als auch die Anforderungen der Kunden an die Qualität weiter stei
gen. STAUSS (1994, S. 149) führt femer aus, daß im Rahmen von ,,Lean-Strategien" das 
"outsourcing" an Bedeutung gewinnt. Dadurch kommt es zu einer Verlagerung fiüher intem 
erzeugter Leistungen auf exteme Anbieter, die in den unternehmerischen Systemverbund inte
griert werden müssen. Sowohl die zunehmende Intemationalisierung als auch die Verflechtung 
mit anderen Untemehmem machen es immer wichtiger, sich auf die Qualität der Geschäftspart
ner, insbesondere der Vorlieferanten, verlassen zu können. Speziell beim Export wird daher in 
Zukunft das Vorliegen eines QM-Systemzertifikats mit großer Sicherheit eine Voraussetzung 
darstellen (KASSEBOHM und MALORNY, 1994, S. 700). 

Diese Notwendigkeit wird dadurch verstärkt, daß die Realisierung des EU-Binnenmarktes mit 
einem weitgehenden Wegfall von Kontrollen beim grenzüberschreitenden Verkehr verbun
den ist. Dies bedeutet aber auch, daß die Verantwortung der Hersteller fiir die Erstellung, Erltal
tung und Kontrolle einer hohen Produktqualität zunimmt. Wir müssen daher auch davon ausge
hen, daß die Hauptaufgabe der amtlichen Lebensmittelüberwachung in Zukunft nicht mehr 
in der Untersuchung von Warenproben liegen wird, sondem darin, die Umsetzung betrieblicher 
Konzepte im Bereich Qualitätsmanagement zu übetprüfen (PAULUS, 1993). 

c) Veränderung rechtlich-administrativer Rahmenbedingungen 

In ihrem "Globalen Konzept für die ZertiflZierung und das Prüfwesen" von 1989 hat die 
EG-Konnnission der Einrichtung von Qualitätsmanagementsystemen gemäß der Nonnenserie 
EN 2900011: entsprechend DIN ISO 900011: einen wichtigen Platz zugewiesen. In Verbindung 
mit den Richtlinien zur Lebensmittelüberwachung und 2lIlD Hygienebereich4 wird die Einrichtung 
von QM-Systemen entsprechend den DIN ISO 9000ffNonnen explizit nahegelegt. 

Auch das Inkrafttreten des Produkthaftungsgesetzes 2lIlD 01.01.l990 ist als weiteres Argu
ment fiir die Einfiihnmg von QM-Systemen zu nennen. KASSEBOHM und MALORNY (1994, 
S. 705) weisen daraufhin, daß ein QM-Systemzertifikat grundsätzlich dafiir geeignet ist, im Fall 
eines Haftungsfalles eine Beweiserleichterung dafiir zu schaffen, daß dem Unternehmen kein 
Vorwurfim Sinne eines Organisationsverschuldens gemacht werden kann, wenngleich die Haf
tung selbst dadurch nicht eingeschränkt wird. 

d) Konzentration und Internationalisierung des europäischen LebensmitteIhandeIs 

Bereits heute gibt es im europäischen Lebensmittelhandel Unternehmen und/oder Kooperationen 
mit Umsätzen von 80 - 100 Mrd. DM pro Jahr. Diese Unternehmen kaufen zunehmend große 
Mengen der Produkte von den Lieferanten mit den günstigsten Konditionen zentral ein. Einkauf 
und Distnbution werden dadurch aber wesentlich anonymer. Diese Großunternehmen des Le-

4 In Artikel 3 der Lebensmittelhygiene-Richtlinie (Richtlinie Nr. 93/43/EWG) wird verbindlich die Anwendung 
des HACCP-Konzepts und damit praktisch die Einrichtung eines QM-Systems fiir den hygienisch relevanten 
Teil der Unternehmen gefordert. Artikel 6 geht noch über diese Forderungen hinaus: die Mitgliedsstaaten kön
nen den Lebensmittelunternehmen empfehlen. zur Durchführung der allgemeinen Lebensmittelhygienevor
schriften und der Leitlinien der gute Hygienepraxis die DIN ISO 9000ff zugrunde zu legen. 
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bensmittelhandels müssen daher systembedingt auf eine hervorragende und nachgewiesene Quali
tät der Produkte einen ganz besonderen Wert legen. Die Existenz eines QM-Systems beim liefe
ranten erlaubt es ferner, die eigenen, teuren Wareneingangskontrollen zu reduzieren. 

Der Druck, der insbesondere von solchen Großunternehmen auf die Einfiihrung von Qualitäts
managernentsysternen schon jetzt ausgeht, wird sich in den nächsten Jahren enorm verstärken. 
Bereits heute wird erwartet, daß in Zukunft nur noch die Produkte solcher HersteUer vom 
Handel gelistet werden, die ein QM-System vorweisen können. 

Dieser Druck wird sich von Unternehmen, die den Lebensmittelhandel und damit indirekt die 
Letztverbraucher beliefern, scbneeballartig auch auf die Anbieter von Rohstoffen, Hilfsstoffen 
und Halbfabrikaten fortpflanzen. Auch für die Landwirtschaft als wichtigem Glied in der Pro
zeßkette der Emährungswirtschaft wird diese Entwicklung Konsequenzen haben. Mit Sicherheit 
wird es 2ll einer verstärkten Einbindung der Landwirtschaft durch Anbau- und lieferverträge 
oder durch sonstige Formen der vertikalen Kooperation kommen müssen. Es deutet sich aller
dings auch eine Entwicklung dahingehend an, daß die landwirtschaftlichen Betriebe selbst ein 
QM-System einrichten, wie dies zum Teil in Dänemark bereits realisiert wurde (ANDERSON; 
1994). 

e) Minimierung der Qualitätskosten 

Eine Uteraturauswertung von KANDAOUROFF (1994, S. 768-769) kommt zum Ergebnis, daß 
die Qualitätskosten in der deutschen Industrie etwa 4 - 8 % vom Umsatz betragen. In jenen Un
temehmen, welche ihre Qualitäts- und Fehlerkosten schätzen, werden diese im allgemeinen we
sentlich unterschätzt. 

Aufgrund unserer Recherchen kann davon ausgegangen werden, daß die Situation in der deut
schen Ernährungswirtschaft diesbezüglich nicht besser ist. Durch die besondere Empfindlichkeit 
und Qualitätsgetahrdung von Lebensmitteln durch mikrobiologische und toxikologische Einflüsse 
stellt sich dieses Problern jedoch eher noch kritischer dar als in anderen Industriebranchen. 

Eines der wesentlichen Ziele der modernen Qualitätssicherungs- und Qualitätsmanagementme
thoden ist daher die Fehlerprävention. Im Hinblick auf die Höhe der Fehlerkosten besteht erfah
rungsgemäß ein wesentlicher Unterschied, ob potentielle Produktfehler bereits im Stadium der 
Produktentwicklung, etwa im Zusammenhang mit einer suboptimalen Rohstoffspezifikation fest
gestellt werden oder erst beim Kunden. Die sogenannte Zehnerregel der Fehlerkosten bringt zum 
Ausdruck, daß die Folgekosten, die ein Fehler vemrsacht, exponentiell ansteigen, je später ein 
Fehler in der Kette Entwicklung => Fertigung Kunde entdeckt wird (PFElFFER, 1993, S. 9) 

3 Konzepte der Qualitätssicherung und des Qualitätsmanagements in der deutschen 
Ernährungswirtschaft 

3.1 Entwicklungspfad der verschiedenen Qualitätskonzeptionen 

In Abb. 2 sind die Entwicklungspfade der verschiedenen Qualitätskonzeptionen dargestellt, die in 
Untemehmen der deutschen Wirtschaft umgesetzt sind. Die Grafik. bringt die Tatsache zum Aus
druck, daß in der deutschen Emährungswirtschaft in den letzten Jahrzehnten und bis heute das 
Konzept der Qualitätskontrolle eindeutig im Vordergrund stand. Obwohl die Methoden bereits 
seit längerer Zeit verfiigbar waren, wurde erst in den 80er Jahren sporadisch begonnen, Konzepte 
der systematischen Qualitätssicherung zu realisieren. Erst in den letzten Jahren wird in der deut
schen Emährungsindustrie über Konzepte eines umfassenden Qualitätsmanagements intensiv 
diskutiert Wld werden entsprechende Konzepte in Unternehmen realisiert. 
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Abb. 2: Entwicklung der Qualititskonzeptionen in der Bundesrepublik 

a) Entwicklung und generelle Umsetzung 
der Konzepte 

1950 1960 1970 1960 1990 

b) Umsetzung der Qualititskonzepte in der 
Emihrungswirtschaft 

c QualItätskontrolle 

1950 1960 1970 1960 1990 

Quelle: Eigene Darstellung 

3.2 QualititskontroUe als Qualititssicherungskonzept 

Das traditioneUe Konzept der QualitätskontroUe von Lebensmitteln ist im wesentlichen dadurch 
charakterisiert, daß die hergesteDten Endprodukte nach Abschluß des Produktionsprozesses 
durch betriebsinterne oder -externe Labors oder Prüfeinrichtungen auf die EnuUung von defi
nierten Qualititskriterien überprüft werdens. Sensorische, chemiscb/physikalische und mikro
biologische Parameter stehen im Vordergrund dieser Prüfungen. Im Prinzip handelt es sich um 
eine AusscblußkontroUe, d. h. es wird versucht, fehledtafte Produkte zu finden und diese auszu
sondern. Falls es darum geht, Qualitätsverbesserungen zu realisieren, werden bei diesem Konzept 
die PriilParameter verändert6. 

Es ist augenfiillig, daß das Konzept der QualitätskontroUe verschiedene Schwächen aufWeist. Zu 
nennen ist beispielsweise die beschränkte Aussagekraft der KontroUen aufgnmd kleiner Stichpro
ben und damit die GefiIhr, daß unentdeckte, fehledtafte Produkte in die Distribution gelangen. 
Von besonderer Bedeutung ist jedoch, daß aUeine die Produktqualität am Endprodukt geprüft 
wird. Spezifische Maßnahmen der präventiven FehlerverlJinderung sind in diesem System nicht 
realisiert. Die aus heutiger Sicht essentielle systematische betriebliche Untersuchung der Kunden-

s Vgl. auchDEUrSCHEGESELLSCHAFfFoRQUALITÄTe.V(1992, S.27-28) 
6 Die stu1'emwise VerschäIfung der zulässigen Keim- und Zellzah1en in der EG-Milchhygienerichtlinie 46/92 

vom 16.06.1992 ist ein typisches Beispiel fiir dieses Prinzip. 
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anfurdenmgen lDld die Berücksichtigung des erwiiImten umfassenderen QualitätsbegriflS liegt 
diesem Prinzip nicht mgrunde. 

Das .Konzept der Qualitätskontrone liegt auch den verschiedenen Gütezeichenkonzepten des 
deutschen GemeinschaftsmarketiDgs mgrunde, beispielsweise den Gütezeichen der CMA lDld 
der regionalen Gütezeichenverbände. Gütezeichen haben in den letzten Jahrzehnten einen wichti
j!;en Beitrag fiir die sukzessive Qualitätsverbesserung des deutschen Lebensmittelangebots gelei
stet. Der Wert von Gütezeichen als Marketinginstrument ist dennoch umstritten. Neuere Unter
suchungen zeigen (v. AL VENSIEBEN und GERTKEN; 1993; SA TILER; 1991), daß Gütezei
chen fiir den aktueHen Kaufentscheid nur eine marginale Bedeutung haben, daß beispielsweise das 
CMA-Gütezeichen sowie das Gütezeichen ,,Hergestent und geprüft in Schleswig-Holstein" von 
den Verbrauchern weniger als Qualitätszeichen, denn als Herkunftszeichen verstanden wird, und 
daß bei Gütezeichen die genereHe Gefilhr der NivelIierung auf einem mittleren Niveau besteht. 
Ntcht zuletzt erscheint uns das Argument bedeutsam m sein, daß die generene Bedeutung·von 
Gemeinschaftszeichen im Wege der mnehmenden Konzentration der Ernährungswirtschaft ab
nehmen wird, da diese sich nicht fiir die Profilierung einzehter Unternehmen eignen. 

3.3 Das Konzept der systematischen Qualitätssicherung 

Das Konzept der systematischen Qualitätssicherung geht über die Endproduktkontrone wesent
lich hinaus. Für die Erziehmg von Qualität weJden hier KontroDen im gesamten BersteDungs
prozeß durchgefiihrt, beginnend bereits beim Prozeß der Produktentwickhmg. Primäres Zielob
jekt der Kontronen ist hier nicht mehr ausschließlich das hergestente Produkt, sondern sind Pr0-
zesse und Arbeitsabläufe. Durch die Analyse der Vimubeitungsprozesse soDen mögliche Fehler
quellen frühzeitig aufgespürt und damit die Entstehung von Fehlern vetbindert werden. Eine sy
stematische Datenerfassung und -verknüpfung über EDV leistet dabei eine wertvone Hilfestel
hmg. 

In der Emähnmgsindustrle haben in den letzten Jahren verschiedene Untemehmen den Weg von 
der Qualitätskontrone zur systematischen Qualitätssicherung beschritten, zum Teil mit, zum Teil 
auch ohne dem expliziten Ziel der Einrichtung eines zertifizierten QM-Systems. Dies ist insofern 
positiv m bewerten, als diese prozeßorientierten Konzepte eine Basis fiir jegliche Qualitätssiche
rungs- bzw. QM-Systeme darsteDen. Systematische Qualitätssicherung hat im Gegensatz m um
filssendem Qualitätsmanagement ihren Schwerpunkt gleichwohl nach wie vor im technischen 
Bereich der Produktion. 

Diesem Konzept der systematischen Qualitätssicherung lassen sich auch die Prüfsiegelpro
gramme der CMA mordnen. Diese stellen unzweifelhaft einen großen Schritt in Richtung um
filssender QM-Systeme dar. Dennoch werden damit die Anfurderungen an modernes Qualitäts
management nicht voJlstiindig erliiIlt, so daß eine Weiterentwickhmg bzw. Ergänzung erforder
lieh erscheint. Es steDt sich allerdings die Frage, ob fiir Prü1SiegeJprogramme in Ergänzung m 
zertifizierten QM-Systemen und m HersteDer- und Handelsmarken unter Marketinggesichtspunk
ten übeIbaupt eine Notwendigkeit besteht. 

3.4 Umfassendes Qualitätsmanagement entsprechend der Normenserie DIN ISO 
9OOOft' als Basis für die Realisierung eines Total Quality Management - Konzepts 

In den Ländem der Europäischen Union hat während der letzten Jahre insbesondere die Einrich
tung von QM-Systemen nach den DIN ISO 9000ffNormen Bedeutung erlangt'. Diese Normen 
setzen allgemein anerkannte Maßstäbe fiir die Gestaltung eines innerbetrieblichen Qualitätssiche
rungs- bzw QM-Systems. Wichtige Elemente anderer Konzepte, etwa des Total Quality Mana-

, Für eine allgemeine Darstellung vgI. PFEIFFER (1993, S. 333-380) 
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gements oder des in der Emähnmgsindustrie wichtigen HACCP-Konzepts, können dabei ohne 
weiteres integriert werden. 

Worin bestehen nun die inhaltlichen Merkmale von QM-Systemen nach den DIN ISO Nor
men 9000 ff ? Ein grundsätzlicher Unterschied zu den bisher erwähnten Konzepten besteht auf 
jeden Fall darin, daß bei diesen Systemen nicht mehr ausschließlich die Produktion und die Pro
duktkontrolle im Vordergrund stehen, sondem daß Managementaspekte ein großes Gewicht 
haben. Unter einem Qualitätsmanagementsystem nach DIN ISO 9000ff ist dementspre
chend ein integratives Führungs- und Managementkonzept eines Unternehmens zu ver
stehen, hei welchem die Qualität der Produkte und Diensdeistungen ein zentrales Unter
nehmensziel darstellt. 

In einem Untemehmen mit einem QM-System nach DIN ISO 9000ff ist es die Aufgabe der 
obersten Unternehmensleitung, die Qualitätspolitik und die Qualitätsziele des Unternehmens zu 
formulieren. Damit wird die zentrale Verantwortung des Top-Managements für die Qualitätspro
duktion dokumentiert. 

Nach den bisherigen Erfahrungen hängt der Erfolg eines QM-Systems eng damit zusammen, in
wieweit sich die oberste Unternehmensleituog voll mit der Einfiihrung eines solchen Systems 
identifiziert und dafür engagiert. Probleme treten hingegen nach unseren Erfahrungen immer dann 
auf; wenn das Bewußtsein, damit ein umfassendes neues Managernentkonzept zu realisieren, 
nicht besteht (vgl. auch WITZlGund BREISIG, 1994). 

QM-Systerne nach DIN ISO 9000ff erfordern die genaue Beschreibung und Dokumentation 
des betrieblichen QM-Systems. Dieses beinhaltet sowohl eine schriftliche Fixierung der Quali
tätspolitik als auch der Aufbau- und Ablauforganisation des Unternehmens. Dariiber hinaus ist es 
notwendig, alle Verfahrens- und Arbeitsanweisungen sowie alle Zuständigkeiten und Kompeten
zen schriftlich niederzulegen. 

Die Erstellung einer derartigen Dokumentation ist zwar mit großern zeitlichen und personellen 
AufWand verbunden. Teile dieser Dokumentation sind jedoch nicht nur für den externen Nach
weis (gegenüber Kunden) der Art des QM-Systems bedeutsam Durch die intensive Durchdrin
gung aller betrieblichen Details zeigte sich viehnehr, daß eingefahrene Ineffizienzen aufgedeckt 
und innerbetriebliche Rationalisierungsreserven mobilisiert werden können. Die Qualitätsdoku
mentation kann allerdings ihren Zweck nur dann erfüllen, wenn diese nicht Top down sondern 
unter Einbeziehung aller betroffenen Mitarbeiter vor Ort erstellt wurde. 

Ein weiteres Kemelement von QM-Systemen ist die enge Einbindung aller Mitarbeiter des 
Unternehmens in die Systementwicklung und -durchfiihrung. Dem liegt die Überlegung zugrun
de, daß konstante Qualitätsproduktion nur möglich ist, wenn alle Mitarbeiter ihren Teil zur Erzie
lung von Qualität beitragen. 

Voraussetzung für diese Bewußtseinsäoderung und Neufestsetzung der Arbeitsinhalte ist eine 
kontinuierliche Durchfiihrung von Schulungsmaßnahmen für die Mitarbeiter des Unternehmens 
auf allen hierarchischen Ebenen. Bewährt hat sich ferner die Einrichtung von Qualitätszirkeln und 
Gesprächskreisen, weil durch diese Form der partizipativen Mitarbeit die Mitarbeitermotivation 
erheblich gesteigert werden kann8. 

Durch die Normen 9000ffwird für die Gestaltung eines Qualitätsmanagernentsystems ein Min
deststandard gesetzt. Ein zertifiziertes, betriebliches QM-System auf Basis der Mindestforderun
gen erscheint zwar geeignet, kurzfiistig den Druck abzufangen, der zur Zeit von außen auf die 

8 Die PrcbIeme der Einbindung und Motivation der MitaJbeiter werden u.a von WITZIG und BREISIG (1994) 
analysiert. 
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Unternehmen hinsichtlich der Einfiihnmg von QM-Systemen ausgeübt wird9. Sowohl das Ziel 
einer kontinuierlichen, konsequenten Orientierung des Unternehmens an den Wünschen der Kun
den als auch die umfassende Realisierung der internen Gründe fiir Qualitätsmanagement 
(Reduzierung der Fehlerkosten, Steigerung der Mitarbeitermotivation etc.) scheinen hingegen nur 
dann erreichbar zu sein, wenn Qualitätsmanagement nach DIN ISO 9000tr als formale Basis und 
Zwischenschritt hin zur Umsetzung des Konzepts des Total Quality Management gesehen 
wird lO• 

TQM kann als eine übergeordnete Managementphilosophie bezeichnet werden, bei der die Um
setzung von Kundenforderungen in Spitzenqualität im Vordergrund steht. Das Führen mit Zielen, 
die konsequente Kundenorientierung des gesamten Untemehmens, die Berücksichtigung der 
intemen und externen Kunden-Lieferantenbeziehungen, Null-Fehlerprogramme, das Arbeiten in 
Prozessen, die kontinuierliche Verbesserung mit Meßgrößen (KAIZEN), die Einbeziehung aller 
Mitarbeiter, kontinuierliche Schulung und Weiterbildung sowie regelmäßige Managernentaudits 
sind die wesentlichen Bausteine des TQMII. 

4 Kosten-lNutzenaspekte von Qualitätsmanagementsystemen 

Für eine modellhafte Durchfiihrung quantitativer Kosten-lNutzenvergieiche von QM-Systemen 
fehlen zur Zeit sowohl die Vergleichsbasis (vergleichbare Untemehmen mit und ohne QM
System) als auch ausreichend Daten. Darüber hinaus ändem sich die relevanten Rahmenbedin
gungen des Lebensmittelmarktes zur Zeit mit einer Dynamik, die solche Vergleiche nicht sinnvoll 
erscheinen lassen. Als realistische Hilfe fiir die Entscheidung Pro oder Kontra Einfiihrung eines 
betrieblichen QM-Systems soll daher eine qualitative Außistung und Bewertung einzelner Ko
sten-lNutzenaspekte vorgenommen werden. 

Die Einfiihnmg eines QM-Systems ist mit erheblichem Zeit aufWand und nicht zu unterschätzen
den Kosten verbunden. Kosten sind zu veranschlagen fiir den erforderlichen PersonalaufWand im 
Zusammenhang mit der Konzipierung und betrieblichen Umsetzung des QM-Systems, insbeson
dere fiir die Erstellung der Qualitätsdokumentation. Erfahrungsgemäß sind dafiir ein Zeitraum 
von ein bis zwei Jahren und ein ArbeitszeitaufWand von 20 - 30 Mannmonaten zu veranschlagen. 
Kosten fallen schließlich an fiir die erforderlichen externen und internen Schulungsmaßnahmen, 
gegebenenfalls fiir externe Berater, fiir den Kauf der CAQ-Software sowie nicht zuletzt fiir die 
Zertifizierung und die in jährlichern Abstand folgenden Nachaudits. Kosten in Höhe von einigen 
100.000 DM fiir ein mittelständisches Unternehmen der Ernährungswirtschaft sind daher auf 
jeden Fall einzukalkulieren. 

Noch schwieriger als eine konkrete Angabe der Kosten ist es, den potentieUen Nutzen von 
QM-Systemen exakt zu quantifizieren. 

Für die Verbraucher dürfte Qualitätsmanagement sowohl zu einer generellen Qualitätsverbesse
rung als auch vor allem zu einer größeren Qualitätssicherheit führen. Damit würde auch die 
Chance steigen, daß das durch verschiedene Lebensmittelskandale in den letzten Jahren verloren-

'J Sowohl unsere eigenen Erfahrungen in der Ernährungswirtschaft als auch wissenschaftliche Untersuchungen 
zeigen, daß dieser externe Druck tatsächlich das zur Zeit wichtigste Motiv für die Einfiihrung von QM
Systemen nach DIN ISO 9000ff darstellt. Vgl. z.B. BAETHGE-KINSKY et al. (1994) und ENGELKE und 
PFOHL (1994). 

I ]l I n diesem Zusammenhang erscheint der Hinweis von Interesse, daß die Japaner den Aufbau von QM-Systemen 
nach DlN ISO 9000ff mit der Begründung ablehnen, daß die dort verlangten Anforderungen für den Welt
markt ungenügend sind (KASSEBOHM und MALORNY, 1994, S. 695). 

11 Für eine Darstellung' und Analyse von TQM vergleiche u.a OESS (1991), FREHR (1993) und STAUSS 
(19'U). 
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gegangene Vertrauen in die Güte der von der Ernährungsindustrie angebotenen Lebensmittel 
wieder ZUlÜckgewonnen werden kann. 

Der Lebensmittelhandel erwartet von QM-Systemen mehrere Vorteile, wie bereits oben ausge
fUhrt wurde. Im Vordergrund steht insbesondere die größere Sicherheit, nur qualitativ einwand
freie Ware geliefert zu bekommen. Damit würde es fiir den Handel möglich werden, sowohl seine 
eigenen Kontrollen zu reduzieren als auch sein Haftungsrisiko zu vermindern. 

Die Vorteile der verarbeitenden Unternehmen des Ernährungsgewerbes und damit indirekt 
auch der landwirtschaftlichen Rohstoftlieferanten sind etwas differenzierter zu sehen. In ErfiIh
rungsberichten bereits zertifizierter Unternehmen (z.B. O.V. 1994b) wird beispielsweise auf in
nerbetriebliche Effizienzverbessernngen und Kostenreduzierungen hingewiesen. 

Desweiteren wird hervorgehoben, daß Qualitätsmanagement sowohl zu einer Steigerung der 
Kundenzufriedenheit als auch zu einer Bevorzugung gegenüber unzertifizierten Konkurrenten 
fUhrt. 

Unmittelbar entscheidend dürfte allerdings die Tatsache sein, daß Unternehmen ohne zertifizier
tem QM-System es in naher Zukunft schwer haben werden, überhaupt Abnehmer fiir ihre Pro
dukte zu finden. Dies gilt zunächst insbesondere fiir Unternehmen, die exportieren wollen und fiir 
solche, die Halbfabrikate an Weiterverarbeiter liefern. Wie erwähnt, wird das Vorlumdensein ei
nes QM-Systerns aber zunehmend auch zu einem Kriterinm fiir die Listung im Lebensmittelhan
del Fragen zum Stand der Zertifizierung gehören bereits heute zum Gegenstand der Jahresge
spräche des Handels. Ein wirksames QM-System ist damit zu einem entscheidenden Marketing
instrument geworden. 

5 Zusammenfassung 

Das fiir die deutsche Ernährungswirtschaft immer wieder postulierte strategische Ziel der Quali
tätsfiihrerschaft setzt eine herausragende Qualität der Produkte und Dienstleistungen voraus. Als 
wichtigste Grunde fiir die Notwendigkeit der Einfiihrnng von QM-Systernen wurden im vorlie
genden Beitrag die Erweiterung des relevanten Qualitätsbegriffs, die Realisierung des EU
Binnenmarktes und die Vergrößerung und Verflechtung der Märkte, die Änderung rechtlich
administrativer RahmenbedinguiIgen, die Konzentration und Internationalisierung des Lebensmit
telhandels und die Notwendigkeit der Verminderung der Qualitätskosten näher erläutert. 

Die in verschiedenen Unternehmen der deutschen Emährungswirtschaft feststellbare Weiterent
wicklung von der retrospektiven Endproduktprüfung zu einer systematischen Prozeßkontrolle 
stellt unzweifelhaft einen wesentlichen Fortschritt dar. Dennoch werden die Unternehmen der 
deutschen Emährungswirtschaft nicht umhin kommen, die Einrichtung zertifizierter Qualitätsma
nagementsysteme entsprechend der DIN ISO 9000ffNormenserie zu intensivieren. 

Für die Durchfiihrung exakter Kosten-lNutzenvergleiche betrieblicher QM-Systerne sind weder 
die verfiigbaren Daten noch die bisherigen Erfahrungen ausreichend. Viele Indizien sprechen 
dennoch dafiir, daß die Einfiihrnng von QM-Systemen nach DIN ISO 9000ffin Verbindung mit 
der Realisierung des Total Quality Managementkonzepts eine wichtige Voraussetzung darstellt, 
die Wettbewerbsposition der deutschen Emährnngswirtschaft zu erhalten und weiter zu stärken. 

Summary 

The strategic target of quality leadersbip so often postulated for the Gennan food industry requi
res excellent product and service quality. A more extensive definition of the tenn quality, the rea-
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lization ofthe Common European Market, the enlargement and interdependence ofthe markets, 
the changing legal and administrative framework, the concentration and internationalisation of the 
food trade as weIl as the necessity to reduce quality costs have been named in the present report 
as being most important reasons for introducing a quality management system 

German food processing enterprises already took the right direction by further developing the 
retrospective final product control to a systematic process controL Nevertheless will these enter
prises have to intensifY the introduction of certified quality assurance systems according to DIN 
IS09000ff 

Unfortunately do we at present neither dispose of data nor of sufficient experience to set up detai
led comparisons of costs and benefits such quality management systems bear. But we do have 
many indications that the introduction of a quality assurance system according to DIN ISO 9000 
ffin connection with a realised Total quality management system is an important prerequisite to 
further strengthen the competitive position ofthe German food industry. 

Pe31lMe 

"BBeAeHHe CHCTeM MeHeAXMeHTa, HanpaBneHHWX Ha AOCTH:xc:eHHe 

BWCOKoro Ka'leCTBa npOAYKqHH, Ha nepepa6aTWBaDIqHX npeAnpHJlTe 
HJlX nHIqeBOA npOMwmneHHOCTH repMaHHH: Heo6xOAHMOCTh, 

npo6neMW, acneKTW 3aTpaTHOCTH H BwrOAHOCTH" 

Bce '1all\e CTaB.<IlI\a.<lC.<I, cTpaTenl'leCKa.<l L\enb npeBpall\eHII.<I nllll\esotl 

npoMhlwneHHocTII cl>pr B BeAYII\YIO Ha phlHKe npOAYKTOB nllTaHII.<I npeAnonaraeT 
cTa611nbHoe Ka'leCTBO npeAnaraeMhIx TOBapOB 11 ycnyr. Ho Ka'leCTBO, Tpe6yeMoe 

ce tl 'I3C PhIHKOM 11 ToproBhIMII olJl1pMaMII, - :/TO Bonpoc He TonbKO Ka'leCTBa 

npOAYKTa IInll Ka'leCTBa caMoro npoL\ecca npOIl3BOAcTBa. Ka'leCTBO Bce 60nbwe 11 

60nbwe A"KTyeTc.<l ToprOBhIMII napTHepaMII. TaKlle acneKThI, KaK HaAeJKHOCTb, 

rapaHTllpOBaHHOCTb, 3KOnOrll'leCKa.<l '1I1CTOTa, CPOKII nOCTaBKII, L\eHa, Ka'leCTBeHHall 

op"eHTaL\l.<1 nOCTaBlI\lIKOB npllo6peTalOT Bce 60nbwee AononHIITenbHoe 3Ha'leHlle 
npll onpeAeneHlI1I Ka'leCTBa. KOHl\enL\lIl1, IInll CllcTeMhI, MeHeAJKMeHTa 
HanpaBneHHhle Ha AOCTIIJKeHlle BblCOKoro Ka'leCTBa nOCTpoeHhI IICXOA.<I 113 WllpOKoro 

TpaKTOBaHlIlI nOHlITlIlI Ka'leCTBa KaK TaKOBoro. 

Apyrlle npll'lIlHhI pa3BIITIIlI TaKIIX CIICTeM MeHeAJKMeHTa B HeMeL\Kotl nllll\eBotl 
npOMhIWAeHHOCTII o6ycnoBneHhI peanll3aL\lIetl IIAell eAIIHoro EBponetlcKoro phIHKa, 
T.e. CBlI3aHbI C pacwllpeHlleM 11 nepenneTeHlleM YJKe CnOJKIIBWIIXClI PhIHKOB, C 

113MeHeHlleM aAMIIHllcTpaTIIBHo-npaBoBblx paMoK, Hanp"Mep, rapMOHlI3aL\lIetl 

3aKoHoAaTenbCTBa cTpaH EBponetlcKoro COKl3a (EC), perynllpYlOlI\ero npoll3BoACTBO 

nllll\eBblx npoAYKTOB, KOHL\eHTpaL\lIetl 11 IIHTepHaL\1I0HanIl3al\lIetl ToproBnll 11, 
06ycJloBJleHHotl KOHKypeHL\lIetl, Heo6xOAIIMOCTblO CHIIJKeHlIlI 3aTpaT CBlI3aHHblX C 

nOBbllueHlleM Ka'leCTBa npoAYKL\III1. 

BBeAeHlle Ha MHorllX npeAnp".<lTIHX OTpocnll CIICTeMaTII311pOBaHHoro 

peTpocneKTIIBHoro KOHTponll Ka'leCTBa KOHe'lHOrO npOAYKTa 6e3 COMHeHIIH lIBn.<leTC.<I 

npOl·peccIIBHblM. Ho OTHOClIlI\lIXClI K TaKOMY KOHTponlO nporpaMM np"cBoeHIH 
<jlJ.1pMeHHblx 3HaKOB 11 3HaKOB Ka'leCTBa HBHO HeAOCTaTO'lHO An.<l BblnonHeHIIH 

OnJ.1CaHHhlX Bhlwe HOBhIX Tpe6oBaHlltl. Bce '1all\e npeAnp".<lTIH nllll\eBotl 

npOMhllllJleHHOCTII repMaHlI1I 6YAYT CTaBIITClI nepeA npo6neMotl BBeAeHIIH 
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cepU1<pHlIHpOBaHHhlX CHCTeM Ka'leCTBeHHOrO MeHeAlKMeHTa COrnaCHO npH3HaHHhlM, 
no KpaHHeH Mepe, B EBpOne HOpMaTHBaM DIN ISO 9000ff. 

AnJi MOAenbHoro conOCTaBneHHJI BhlrOA H 3aTpaT OT BBeAeHHJI CHCTeM 
Ka'leCTBeHHoro MeHeAlKMeHTa eLl.\e nOKa He XBaTaeT HH onhITa HH 6a3h1 AaHhlX. 
BBeAeHHe nOAo6HhlX CHCTeM CBJl3aHO C 3aTpaTaMH B pa3Mepe HeCKonhKHX COTeH 
ThlCJI'I HeMellKHX MapOK. CIOAa OTHOCJlTCJI: AononHHTenhHhle 3aTpaThI Ha onnaTY 
TpYAa, nOBhlUJeHHe KBanH<pHKallHH pa60THHKOB, nonh30BaHHe KOHcynhTallHOHHhlMH 
ycnyraMH, BBeAeHHe CHCTeM :meKTpOHHOH o6pa6oTKH AaHHhlX H, He B nocneAHIOIO 
O'lepeAh, 3aTpaThI CBJl3aHHhle C cepTH<pHKallHeH npOAYKlIHH. K BhlrOAaM, npH 
nocneAOBaTenhHOM nOAxOAe, MOlK HO OTHeCTH nOBhlUJeHHe BHYTPHX03J1HCTBeHHOH 
3<p<peKTHBHOCTH H 3KOHOMHIO 3aTpaT, a TaKlKe nOBhIUJeHHe Y'laCTHJI H 
3aHHTepecOBaHHOCTH 60nhUJero KOnH'IeCTBa pa60THHKOB B AOCTHlKeHHH nY'IUJHX 
Ka'leCTBeHHhlX pe3ynhTaTOB. 

PeWaIOLl.\HM MOMeHTOM AnJi npeAnpHJlTHH OTpacnH JlBnJleTCJI TO, '1TO 6e3 
cepTH<pHlIHpOBaHHOH CHCTeMhI Ka'leCTBeHHoro MeHeAlKMeHTa B 6YAYLl.\eM 6YAeT 
AOBonhHO cnOlKHO HaHTH nOTpe6HTeneH CBoeH npoAYKlIHH. YlKe CeH'IaC no MOlK HO 
CKa3an B OTHOUJeHHH nOCTaBOK AnJi BTOPH'IHOH nepepa60TKH H 3KcnopTa. 
OlKHAaeTCJI, '1TO 3TO CKOPO pacnpOCTpaHHTCJI H Ha nOCTaBKH npOAYKTOB nHTaHKJI 
ToprOBne. BBeAeHHe CHCTeM Ka'leCTBeHHoro MeHeAlKMeHTa B COOTl~eTCTBHH C 
HopMaMH DIN ISO 9000ff B CO'leTaHHH C peanH3allHeH CKB03HOH KOHlIenllHH 
Ka'leCTBeHHoro MeHeAlKMeHTa CTaHOBHTCJI BalKHeHUJeH npeAnOChInKOH coxpaHeHHJI H 
YKpenneHHJI n03HlIHH HeMellKoH nHLl.\eBOH H nepepa6aThlBaIOLl.\eH npOMhlUJneHHOCTH 
Ha MHPOBOM H BHYTpeHHeM phIHKe. 
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AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM AUF DIE FAKTORMÄRKTE DAR
GESTELLT AM BEISPIEL PFLANZENSCHUTZ 

von 

Klaus HOFF' 

1 Einleitung 

Die EU-Agrarreform hatte auf dem Pf1anzenschutmJittelmarkt der Bundesrepublik Deutschland 
einen Rückgang der monetären Nachfrage um ca. 600 Mio. DM bzw. ca. 33 v.R zur Folge 
(1990/91 bis 1993/94;BMELF; INTERVIEW; eigene Schätzungen). Ein dauetbafterNacbfrage
ausfiill auf einem Faktormarktfiihrt zu erheblichen Konsequenzen auf die künftige Untemeh
menspolil:ik und -entwickhmg einer Vorleistungsindustrie und des Agrarlumde1s. In diesem Refe
rat werden die Auswirkungen der EU-Agrarreform auf das Angebotsverhahen der P1Ianzen
schutzmittelindustrie, die Anpassungsreaktionen des Handels und den Faktoreinsatz in der 
Landwirtschaft analysiert. Das Referat gliedert sich in drei Teile: 

1. Darstelhmg der Marktentwickhmg (Kap. 2). Publikationsfiihiges Datenmaterial liegt fiir 
den Pflanuoschutmlittehnarkt kaum vor. Die hier getroffenen Aussagen basieren zum 
größten Teil auf inhaltsanalytischen Auswertungen diverser Pressemitteilungen sowie auf 
anonymisierten Einzelgesprächen mit Führungskräften und Mitarbeitern der P1Ianzen
schutmlittelindustrie, des Pflanzenschutmlittelgroßhandels und der Primärstufe des Agrar
handels!. 

2. Analyse der zu erwartenden Anpassungsreaktionen der unterschiedlichen Marktstufen auf 
die veränderten Rahmenbedingungen (Kap. 3). Die EU-Agrarreform hat die P1Ianzen
schutmlittelindustrie und den P1Ianzenschutmlittelhandel überrascht; umsetzungsfiihige 
Strategien lagen in den Unternehmen nur bedingt vor. Daher werden die zu erwartenden 
Anpassungsreaktionen auf der Grundlage eines normativen Modells abgeleitet. Eine quanti
tative Bewertung der Modellaussagen ist aufgnmd des unzureichenden Datenmaterials le
diglich eingeschränkt möglich. 

3. Schlußfolgerungen fiir notwendige Maßnahmen zur Kompensation möglicher negativer Al
lokationseffekte (Kap. 4). 

2 Markteotwicldung 

Ein Wertebruch zwischen den Wertvorstelhmgen von Mitarbeitern der Pflanzenschutzmittel
industrie und den Wertvorstelhmgen der Gesellschaft2 bestimmt wesentlich die derzeitige Ent
. wickhmg auf dem P1Ianzenschutmlittehnarkt. Die Mitarbeiter der Pflanzenschutmlittelindustrie 
sind überwiegend technologisch orientiert. In Anlehnung an ein pythagoreisches Weltbild wird 
das technologisch Mögliche realisiert; fiills ad hoc kein gesellschaftlich relevanter Bedarfbesteht, 

• Prof. Dr. Kfiws Hoft; Fachhochschule Rheinland-PfiIIz. Abteilung Bingen, Fachbereich Agnuwirtschaft, Rn
chusallee, 45411 Bingen am Rhein 

! Bei direkten und indirekten Zitaten dieser Gespräche erfolgt die Quellenangabe durch den Begriff 
INTERVIEW. 

2 Vg). hierzu z.B. die Beiträge von KRÄTZER, SCHNEIDER, MATTHIESEN, LAUX und ERNST in BA VER 
(1992), S. 41f.und S. 31 tt: DEICHNER (1994), DORMANN (1994) sowie die diversen Stellungnahmen und 
Thesen des VCI. 

289 



muß ,,Marketing" den Bedarf schaffen. Diese Einstellung äußert sich unter anderem in der regel
mäßigen Feststellung von Fühnmgskräften des Pßanzenschutzmittelbereiches, daß ,. .. 90 v.H. 
aller Probleme im Pßanzenschutz hente gelöst sind (INTERVIEW). Eine Aussage, weIche for
schende Pßanzenschutzmittelindustrie mittel- bis langfiistig überflüssig erscheinen läßt. 

Die Gesellschaft verlangt dagegen von der Wirtschaft eine Wertvorstellung des Dienens, weIche 
zur Befiiedigung bereits bestehender oder zukünftiger Bedürfuisse beiträgt. Nach dieser Wert
vorstellung sind agrarpolitisch bedingte Überschüsse unsinnig, wenn sich eine kostendeckende 
Verwertung der Überschüsse über den Wehmarkt aufgnmd struktureller Kostennachteile aus
schließt. Strukturelle Agrarüberschüsse fUhren zu einem unnötigen Ressourcenverzehr (z.B. 
SCHRADER (1993». Da Emährungssicherung in der EU auch bei deutlich reduziertem pfJan

zenschutzmitteleinsatz realisierbar erscheint (WElNSCHENCK (1994), S. 98), muß der Einsatz 
ertragssteigemder Hilfsmittel heftiger Kritik unterliegen. Diese Kritik entwickeh sich zu massivem 
gesellschaftspolitischem Druck, wenn die Beschränkungen des Pßanzenschutzmitteleinsatzes eine 
scheinbare Zielkongruenz konträrer Politik- und Wertvorstellungen ennöglichen3. 

Abbildung 1: Auswirkungen der EU-Agrarreform auf den Pßanzenschutzmittelmarkt 
(1980/81=100; 1992/93 vorläuiJg, 1993/94 geschätzt) 
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Aus diesem Wertebruch ergibt sich ein Identitätsproblem der Pßanzenschutzmittelindustrie, wel
ches sich durch Regelungen der EU-Agrarrefonn, wie z.B. Kontingentierung der Getreide
anbaufläche, ßächengebundene Faktorsubvention und kontraproduktive Kleinerzeugerregelung4 , 
deutlich verschärft. Die monetäre Nachfrage. nach Pßanzenschutzmitteln sank in Folge dieser 
Regelungen von ca. 1,8 Mrd. im Jahr 1990/91 anf ca. 1,3 Mrd. DM (1993/94). Der monetäre 
Nachfragerückgang resultierte aus einer Verringerung der Wirkstoffuachfrage um ca. 22 v.H. und 
der landwirtschaftlichen Verbraucherpreise fiir Pßanzenschutzmittel um ca. 14 v.H.5 (Abbildung 

3 Z. B. den Erhalt der Kulturlandschaft und des bäuerlichen Familienbetriebes sowie eine Wiederherstellung des 
EU-internen MarldgIeichgewichtes. 

4 Zur umfassenden Darstellung der einzelnen Reformelemente vgl. z.B. SCHRADER (1993), S. 4 fund S. 11 ff 
und die dort angegebene Literatur. 

5 Der in Abbildung I verwendete Preisindex je t Wirkstoff wurde durch Division des Vorleist.ungseinsalZes an 
Pflanzenschutzmitteln und der im Inland abgesetzten Wirkstoffinenge . gebildet. Der Preisindex des 
STATISTISCHEN BUNDESAMTES (1994) weist für die vergallgenen drei Jahre einen Preisanstieg aus, wei
cher den realen Marktgegebenheiten auf der Stufe der landwirtschaftlichen Verbraucher widerspricht 
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(Abbildung I). Der Rückgang der Wirkstoffuachfrage beinhahet auch die Substitution von Wirk
stoffen mit hohen AufWandsmengen durch umwehverträglichere Wirkstoffe mit niedriger Auf
wandsmenge je ha. 

Im Gegensatz zur tatsächlichen Marktentwicklung ging die PBanzenschutzmittelindustrie davon 
aus, daß die negativen Effekte einer Erzeugerpreissenkung und Flächenstillegung durch Preisan
hebungen bei PBanzenschutzmitteln weitestgehend kompensierbar sind (N.N. (1988». Noch im 
Jahr 1992 unterstellte die PBanzenschutzmittelindustrie, trotz warnender Stimmen des Handels, 
nur geringfiigige Absatz- und Preiseinbußen durch die EU-Agrarrefonn. Die Abgabepreise der 
Industrie wurden im Februar 1992 nochmals um durchSchnittlich 2 bis 3 % angehoben (SPURK
SCHÄFER (1992) und Abbildung I). 

Die Bemühungen der PBanzenschutzmittelindustrie, sinkende Absatzmengen durch Preisanhe
bungen zu kompensieren, fiihrten im Handel zu übemöhten Lagemeständen, negativen Brutto
gewinnen bei einzelnen Produkten und liquiditätsengpässen im spezialisierten PBanzenschutz
mittelgroßhandel (INTERVIEW). Verschärfend wirken im Handel drei Faktoren: 

1. Durch die fehlende EU-Hannonisierung der Mehrwertsteuersätze, der PBanzenschutzmit
telpreise6 und -gesetze (PRANTE (1994» sind insbesondere die Agramandelsuntemehmen 
im grenznahen Bereich zu den Benelux Staaten einem extremen Wettbewemsdruck durch 
Reimporte ausgesetzt (KAUS (1994». 

2. Die Sicherheitsvorschriften zur Lagerung von PBanzenschutzmitteln und entsprechende 
Anforderungen der PBanzenschutzmittelindustrie haben zu hohen Investitionen des Han
dels in Lagerkapazitäten gefiihrt. Diese Investitionen erweisen sich als Fehlallokation 
(INTERVIEW), da die durch den rückläufigen Markt entstandenen Kapazitätsüberhänge 
vom PBanzenschntzmittelgroßhandel nicht kostendeckend ahemativ verwertet werden 
können. Denkbar ist, daß die PBanzenschutzmittelindustrie in dem Bemühen um Kosten
senkung fiir Lagerung, Transport und logistische Infrastruktur auf preiswertere Gefuhr
gutspediteure ausweicht. 

3. Sowohl der PBanzenschutzmittelgroßhandel als auch die Primärstufe des AgrarlIandels sind 
den veränderten Wettbewerbsbedingungen nicht gewachsen. Im Großhandel konkurrieren 
in manchen Regionen bis zu 10 PBanzenschutzmittelgroßhändler um das gleiche Ab
satzpotential Preisdisziplin wird damit zum " .. Lippenbekenntnis" (INTERVIEW). In den 
nächsten zehn Jahren erwarten Marktbeobachter auf der Primärstufe des Agramandels ei
nen Rückgang auf bundesweit zweitausend Betriebsstätten, welche das PBanzenschutz
mittelgeschäft aber nur z. T. betreiben werden (INTERVIEW). 

3 Normative Ableitung der zn erwartenden Anpassungsreaktionen 

Da der technische Fortschritt ein wesentliches Merkmal des Pflanzenschutzmittelmarktes dar
stellt, wird in der Analyse der zu erwartenden Anpassungsreaktionen unterschieden zwischen 
kurz- und mittelfristigen Reaktionen, bei gegebenem Technologiestand, und langfiistigen Reak
tionen, mit variablem Technologiestand. 

(INTERVIEW). Der Preisindex fur Pflanzenschutzmittel (STATISTISCHES BUNDESAMr (1994» errechnet 
sich aus den vom IV A gemeldeten und von der Industrie empfohlenen Preisen ausgewählter Pflanzenschutzmit
tel. Dieser Index entspricht der Entwicklung der Industrieabgabepreise, da die Industrie feste relative Spannen 
unterstellt. 

6 Historisch hatte auch das Grenzausgleichssystem fur die landwirtschaftlichen Interventionsprodukte eine er
hebliche differenzierende Wirkung auf die Pflanzenschutzmittelpreise in der EU. Ebenfulls preisdifferenzierend 
wirken die unterschiedlichen Zulassungskosten in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten. 
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3.1 Kurz- und mittelfristig 

3.1.1 Modellanna1nnen 

Zur theoretischen Darstellung der kurz- und mittelfristigen Anpassungsreaktionen sollen vier 
vereinfachende Modellannahmen gehen: 

I. Die Pflanzenschutzmittelindnstrie bewegt sich aufgrund des zeitweiligen Patentschutzes, 
der Mittelvielfillt und der ungenügenden Markttransparenz der Landwirtschaft in einem be
grenzten Oligopol bzw. einem heterogenen Polypol mit finnen-/produktindividnellen Preis
IAbsatzfunktionen (WEBER (1983), S. 202). 

2. Die Firmen bestimmen ihre optimale Preis-lMengenpolitik intuitiv in Anlehnung an die 
klassische Monopohheorie. 

3. Die finnen-/wirkstoffindividuellen Preis-/Absatzfunktionen bzw. Grenzkostenkurven lassen 
sich im untersuchungsrelevanten Bereich linear approximieren. 

4. Die Landwirtschall und der AgrarllandeF verhahen sich als gewinnmaximierende Polypo
listen. 

Die gewinnmaximale Absatzmenge eines Pflanzenschutzmittelherstellers oder eines Wirkstoffes 
wird unter diesen Bedingungen durch den Cournot'schen Punkt bestimmt. Die Nachfrage nach 
Pflanzenschutzmitteln ergibt sich aus dem Produkt der Anbaufläche und des Wirkstoffaufwandes 
je ha. Die Agrarmarktpreisbeschlüsse fUhren aufgrund der flächengebundenen direkten Einkom
mensübertragungen ceteris paribus nicht Zu einer Flächenbrache. Der Anbauflächenumfang re
suhiert aus dem Anbauflächenpotential und den politisch gestimmten. F1ächenstillegungs- und 
Extensivierungsprogrammen. Der Wirkstoffaufwand je ha ist eine Funktion der Preise fiir land
wirtschallliche Endprodukte und Pflanzenschutzmittel sowie diverse Shiftfuktoren 
(Betriebsgrößenstruktur, Anbaustruktur bzw. Anbau1lächenanteil an Intensivkuhuren, Dünge
intensität, insbesondere Stickstoff; in kg!h; AusbildUngsstand bzw. Lernflihigkeit in der Land
wirtschaft). 

3.1.2 Modellergebnisse 

l!nter Berücksichtigung dieser Modellannahmen und funktionalen Zusammenhänge berechnet 
sich der aus der EU-Agrarreform bedingte autonome Nachfrage- und Erzeugerpreisrückgang 
entsprechend den Gleichungen (I) und (2): 

I. 

(I) 

t.: 
N: 
PB: 
L' 

S: 
c: 

"BY: 

Relative Änderung des Wirkstoifangebotes bzw. der Wirkstoffuachfrage (I): 

l'1N e '7E * A PE e * (AL AS) . -= --+ -+- nnt 6>0: 11.>0; '7.<0; Osysl 
N 2e-'7vY P Il 2e-'7vY L S' . 

Änderung gegenüber der Ausgangssituation 
Wirkstoffangebot bzw. -nachfrage 
Preise fiir landwirtschallliche Endprodukte 
Anbaufläche in ha 
Shiftfaktoren (vgl. Kap. 3.1.1) 
Grenzkostenelastizität des Angebotes der Pt1anzenschutzmittelindustrie 
Preiselastizität der Nachfrage nach Pflanzenschutzmitteln in bezug auf den landwirt 
schalllichen Erzeuger- (E) bzw. Pt1anzenschutzmittelpreis ( ) 

7 Diese Annahme gilt fiir den Agrarhandel jedoch nur unter spezifischen regionalen Wettbewerbsbedingungen. 
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'1 

y : Grenzkosten des Pflanzenschutzmittelangebotes der letzten produzierten Einheit im 
Verhältnis zum Pilanzenschutzmittelpreis (Kompliment zur relativen Monopolrente) 

2. 

(2) 

Relative Änderung des Pßanzenschutzmittelpreises (2): 

/!p" 71E(1l"r- e) */!PH ll"r-'e *(llL I!S) 
---p;= 1l"(2e-1l,,r)r --p;+ 1l"(2e-1l,,r) T+s 
Preis fiir Pflanzenschutzmittel je Wirkstoffeinheit 

Entgegen der ursprünglichen Einschätzung der Industrie erfordert ein agrarpolitisch begründeter 
Nachfrageruckgang durch F1ächenstißegungen oder Erzeugerpreissenkungen, bei gewinnmaxi
malem. Verl1alten der Wrrkstofljlroduzenten, eine Senkung der Pilanzenschutzmittelpreise (vgl. 
Gleichung (2». Künstlich überhöhte Preisdifferenzierungen zwischen Commodity Produkten8 der 
furschenden PfIanzmschutzmittelindustrie und Generik.a Produkten nicht furschender Hersteller 
sind durch sogenanntes ,,Marlteting" nur begrenzt aufrecht m erhalten. Ähnliches gih fiir nicht 
marktgerechte Preisdi1ferenzierungen zwischen den EU-Mitgliedstaaten. Das Ausmaß der PfIan
zenschutzmittelpreissenkung ist bei gegebener F1ächenreduktion und Erzeugerpreissenkung ab
hängig von der Höhe der Parameter (Y''',I1.,-7Jy). Die relative Preissenkung nimmt unter folgen
den Marktbedingungen bzw. ParameterkonsteHationen ab: 

Steigende monopolistische AHeinstelhmg des WrrkStofljlroduzenten (y .... o). Commodity 
Produkte sind von einer Preissenkung stärker betroffen als Spezial Produkte. 

Steigende Grenzkostenelastizität des Angebotes der Industrie ( ...... 00). Drittlandsanbieter 
mit geringem. EU-Absatzanteil verringem. ihre Angebotsmenge stärker, als Inlandsanbieter 
mit hohem. Inlandsabsat7Jlnteil und unelastischem. Grenzkostenverlauf (Marktanteilsgewinn 
der Inlandsanbieter seit 1990/91: II Prozentpunkte). Die m erwartende Preissenkung in
ländischer Produzenten ist dementsprechend höher als bei Drittlandsanbietem.. 

Sinkende Preiselastizität der Nachfrage «(llH,-ll,,)~O). Erzeugerpreissenkungen bei 

agrarischen Rohstoffen bedingen bei Fungiziden stärkere Preis- und Nachfrageruckgänge 
(Gleichung (1»(1990/91 bis 1993/94: -57 v.R) als bei Herbiziden (1990/91 bis 1993/94:-
28 vH) oder bei Insektiziden (befiills.../wiedervereinigungsbedingt nicht vergleichbar). 

EIhebliche Unsicherheit besteht hinsichtlich der weiteren Marktentwicklung, da die EU-Agrarre
funn allgemein als langfiistig nicht finanzierbar eingeschätzt wird (IN1ERVIEW). Mögliche Po
litikreaktionen sind eine weitere F1ächenstillegung um real 20 v.R9 oder eine deutliche Senkung 
agrarischer Rohstofljlreise auf das tatsächliche Wehmarktpreisniveau, so daß wachstumsträchtige 
Nachfragem.ärk.te erfolgreich bedient werden können. Sinrulationsrechnungen auf der Grundlage 
der Gleichungen (I) und (2) fUhren m fulgendem. Ergebnis (Tabelle 1): . 

1. Der Leme1fekt in der Landwirtschaft ist erheblich. Die signifikante, diskontinuierliche Än
derung der Erzeugerpreissituation in der Landwirtschaft zwingt, in Anlehnung an das Konzept 
der Erfidmmgsökonomie (HINTERHUBER (1976))10, m einer verstärkten Nutzung von Ra-

8 Commodity Produkte: Produkte mit ausgelaufenem Patentschutz, \'WIche vom ehemaligen Patentinhaber pr0-

duziert und vertrieben werden. Generika Produkte: Produkte, \'WIche von einem nicht forschenden Hersteller 
ohne Patentschutz produziert und vertrieben werden. Spezial ProdukteS: Produkte mit Patentschutz. 

9 Aufgrund des züch~hnischen Fortschritts muß der F1ächenstill~ jährlich um 2 bis 3 v.H. er
höht werden. 

10 Im Gegensatz zum ~schen Konzept der ErliIhrung$kurve wird hier davon ausgeg;mgen, daß nicht die Ku
mulation von Wissen, sondern die Suche nach AItemaIiven zur ex- oder impliziten Definition eines gegenüber 
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tionaJisienmgs- und Kostensenkungspotentialen über bewußtes Lernen in der Landwirtschaft. 
Auswertungen von Schlagkarteien ergeben bei Pf1anzenschutzmitteln gegenüber dem Bundes
durchschnitt ein von Spitzenbetrieben bereits realisiertes Kostensenkungspotential von 20 bis 
50 v.H. (JANINHOFF (1994». 

2. Erzeugerpreissenkungen und F1ächenstillegungen sind für den P1Ianzenschutzmittelabsatz et
wa gleichwertiglI, da die Erzeugerpreissenkung einen höheren Lerneffekt in der Land
wirtschaft zur Folge hat. 

3. Der P1Ianzenschutzmittehnarkt in Deutschland wird, unabhängig vom agrarmarktpolitischen 
Szenario, auf ein Vohunen von ca. 1 Mrd. DM schrumpfen (INTERVIEW). 

TabeUe 1: Preis- und Mengeneffekte der EU-Agrarreform, einer FlächenstiUegung um 20 
v.H. und einer Erzeugerpreissenkung auf 15 DMldt zum Abbau der EU
Getreideüberschüsse 

Verändenmgen ge- 1993/1994 1995/96 Flächenstillegung um SenkWlg der Erzeu-
genüber 1990/91 20v.H gerpreise auf 15 

DMidt 

Anbaufläche in v.H. -7,9 -15,0 -20,0 0.0 

Erzeugerpreis in V.H. -35,2 -44,4 -44,4 -64,1 

PSM Preis in v. H. -14,1 .20,9 -24,0 -16,9 

Lemetfekt in v.H. 7,4 9,3 9,3 13,4 

PSM Absatz in v.H. -21,6 -29,2 -31,1 -33,8 

PSM Umsatz in v.H. -32,7 -44,0 -47,6 -45,0 

Absoluter PSM Um- 1,3 1,1 1,0 1,0 
satz in Mrd. DM 

Ergebnisse eines Simulationsmodells entaprechend den GleichlDlgen (I) Wld (2). Zur SchätZlDlg der Parameter wurde 
die simultane AnpasS\Dlgsgüte des Modells (RLSQ-Methode) fiir die Jahre 1990/91 bis 1993/93 minimiert. Simultanes 
Bestimmtheitsmaß • 100: 98 V.H.. Bei den SimulationsrechnlDlgen wurde IDlterstellt. daß sich der Lernetfekt der 
Landwirtschaft proportional zur jeweiligen Preisänder\Dlg verhäh. 

Unter den oben beschriebenen Modellannahmen setzt einzelwirtschaftliche Rentabilität kom
plementärer Dienstleistungen der Pf1anzenschutzmittelindustrie, wie AbsatzfOrderung, Schu
lungsmaßnahmen und Qualitätsverbesserung voraus (HOFF (1994), S. 72) (3): 

(3) 
1 

-TJv>-
I-y 

Da ein autonomer Nachfragerückgang die firmen-/wirkstoffindividuellen Preiselastizitäten der 
Nachfrage und die Höhe der Monopolrente reduziert, sinkt nach Gleichung (3) für die P1Ianzen
schutzmittelindustrie die einzelwirtschaftliche Rentabilität komplementärer Dienstleistungen. 
Hieraus ergeben sich erhebliche Konsequenzen für die landwirtschaftlichen Printmedien bzw. für 
die Verbandsstruktur der Landesbauemverbände. Da die Offizialberatung sich aufgnmd der ad
ministrativen Überfrachtung mit umwek- und marktordnungspolitischen Aufgaben schrittweise 
aus der P1Ianzenschutzmittelberatung zurückzieht, werden neue privatwirtschaftliche Beratungs
systeme entstehen. Diesen Organisationen kommt in der Informationsvermittlung über den PBan
zenschutzmitteleinsatz künftig eine besondere Bedeutung zu. 

der AUBgIUIgSSituation verringerten E~ors fuhrt. Vgl. hierzu auch HINTERHUBER (1992), S. 34 

ff. 
11 In der regionalen Distribution ergeben sich dagegen je nach Szenario erhebliche Unterschiede. 
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3.2 Langfristig 

3.2.1 ModeDannabmen 

Im Gegensatz zur klassischen und neoklassischen Preistheorie ist technischer Fortschritt kein 
exogenes Ereignis, sondern das Ergebnis zielgerichteter untemehmerischer Entscheidungen, wel
che sich an erwarteten Knappheitsfilktoren ausrichten. Die Forschungs- und Investitionsent
scheidungen der Pflanzenschutzmittelindustrie sind dabei hochgradig in die Zukunft gerichtet und 
orientieren sich an dem erforderlichen Kapitalwert bzw. internen Zinsfuß einer Investition. Wenn 
der Kapitalwert oder interne Zinsfuß der Forschungsinvestition einen kritischen Grenzwert über
steigtl2, wird die Forschungsaktivität realisiert und das Wtrkstoffimgebot nach der Zulassung 
entsprechend erweitert. Die Entwickhmg eines Wirkstoffes erfordert einen Mindestkapitalauf:. 
wand (4), welcher sich :m einern erheblichen Umfang aus gesetzlichen Auflagen ergibt: . 
(4) Imm~LV,*q'-' 

1=1 

I..,: Mindestinvestition zur Entwicklung, Prüfung und Zulassung eines Wirkstoffes 
v, : Erwartete Entwicklungs- und Zulassungskosten eines Wirkstoffes je Periode 
q : Erwartete Opportunitätskosten des Kapitaleinsatzes (Zinsfuß + eins) 
j : Erwarteter Zeitpunkt des Markteintrittes (Entwicklungszeit ) 

Bei zeitlich konstanten Beträgen erl1ä1t man aus den oben beschriebenen Zusammenhängen durch 
Umformung als erwarteten abgezinsten Kapitalwert :m Beginn der Investition (5): 

(5) 
"-j I I-j-j 

Ko=d*x* q - -F*q -q 
q"(q-I) q-I 

I I-j 

v*~>K~~O 
q-I 

K.: Erwarteter abgezinster Kapitalwert zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung 
K.: Kritischer Kapitalwert zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung zur Deckung der 

Gemein- und Verwahungskosten, des Unternehmerlohnes und des Gewinn 
anspruches 

d, : Erwarteter Deckungsbeitrag der WirkstoflProduktion je Wirkstoff einheit zur Dec 
kung der entscheidungsabhängigen (F ,v) und -unabhängigen Kosten 

x: Erwartete Absatzmenge eines Wirkstoffes je Periode 
F: Erwartete Anlagen- und Markterschliessungsinvestition 
n· Erwartete GesamtlaufZeit einer Investition 

3.2.2 Modellergebnisse 

Ein rückläufiger Pflanzenschutzmittehnarkt hat, unter konstanten Rahmenbedingungen, eine ab
nehmende Zahl von neu entwickelten Wirkstoffen/Jahr zur Folge. Unter der Annahme, daß der 
Deckungsbeitrag eines Pflanzenschutzmittelherstellers durch die EU-Agrarreform um z.B. 10 
v.R sinkt, ergibt sich eine Verringerung des Kapitalwertes einer Forschungsinvestition um 17 
v.R. Eine Kompensation dieser Einbußen erfordertjewei1s alternativl3 

eine Reduktion der Entwicklungs- und Zulassungskosten um ca. 25 v.R, 

eine Verlängerung der Patentdauer und Zulassungszeiten um ca. 2 Jabre oder 

12 Die Höhe des GrellZ\lWrteS ist je nach Entschei~tuation variabel und u.a von der Risiko
Nutzeneinschätzung. den Aktivitäten der Wetlbewetber und dem politischen Umfeld abhängig. 

13 Berechnet nach Gleichung (5) und INTERVIEW Angaben. 
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eine Senkung der Entwicklungs- und Prii1Zeiten um ca. 9 Monate. 

Eine Verringerung der Anlagen- und Markterscbliessungsinvestitionen trägt zwar kurzfristig zu 
einer Rentabilitätsverbessenmg bei, kann aber den Iangftistig entstandenen Rentabilitätsverlust 
und die damit verbundene Reduktion des Wlfkstoffimgebotes kaum kompensieren. 

4 Konsequenzen 

Die Senkung der Pßanzenschutmrittelkosten um ca. 600 Mio. DM/Jahr ist, im Rahmen der 
Agrarreform, wobJfilhrtsökonomisch als Nutzen zu bewerten (SCHRADER (1993); GORN, 
HERRMANN, WAGNER (1994), S. 223 ft). Diesem Nutzen stehen aber Allokationsverluste 
entgegen: 

I. Die abrupte, diskontinuierliche Politikänderung hat in der Pßanzenschutmrittelindustrie und 
im Handel Kapazitätsüberhänge verursacht. Die durch einen suboptimalen Anpassungspfad 
bedingte Unterauslastung der Kapazitäten fUhrt je nach Restnutzungsdauer der Anlagen zu 
WobJfilhrtsverlusten. 

2. Die Fehleinschätllmg der Industrie fUhrt zu Allokationsverlusten durch übertliissige Ge
winneinbußen in der Industrie, suboptimale Zusammensetzung des Produktportfolios, Ver
lagerung des Preisanpassungsprozesses auf den Handel und falsche Preissignale an die 
Landwirtschaft. 

3. Das langfiistig sinkende WlI"kstoffimgebot verringert fiir die Landwirtschaft die Möglich
keiten eines effizienten und umwehvertriiglichen Pßanzenschutzes. 

4.1 Kurz- bis mittelfristiger Handlungsbedarf 

Zur Vermeidung dieser Allokationsverluste besteht kurz- bis mittelfristig Handlungsbedarf in 
folgenden Bereichen: 

I. Agmpolitik muß wieder berechenbar werden. Unsicherheiten über die weitere Entwick
hmg der EU-Agrarreform sind durch rechtzeitige Und glaubwürdige Politikankündigungen 
zu vermeiden. 

2. Die Abseokung der Interventionspreise und die Flächenstillegung zwingen - trotz oligopoli
stischer Marktstruktur - zu einer deutlichen Verringerung der Industrieabgabepreise fiir 
Pßanzenschutmrittel gegenüber dern Ausgangsjahr 1990/91. Die von den meisten Herstel
lern verfolgte Politik der Preisanhebung ist, auf den Gewinn bezogen, suboptimal und fUhrt 
zu unnötigen Verlusten im Hande114• 

3. Die sinkende einzelwirtschaftJiche Rentabilität absatztOrdernder Maßnahmen auf dern 
Pßanzenschutzmittelmarkt erfordert eine Reduktion des AnzeigenvoIumens und eine Ver
lagerung der Kommunikation an den POS. 

4. Der notwendige Aufbau eigener Beratungs- und Dienstleistungskompetenz im Handel 
bzw. am POS setzt eine deutliche Reduktion der Handhmgskosten voraus. Kostensen
kungspotential besteht im.EntfaB einer Handhmgsstufe, in der Verlagerung der Lager- und 
Transportfunktion auf kostengünstigere Gefilhrgutspediteure, im Aufbau EDV-gestützter 
leistungsfiihiger Logistiksysteme zur just in time Belieferung der Landwirtschaft und in der 

14 Der Preiskampf zwischen Scbering und steres bei BethanaI und Cobra Duo wurde von den Wettbewerbern 
zunächst mit großer Skepsis beobachtet. Der Erfolg VOll Schering hat aber zu einem Prozeß ~ Neube\wrtung 
von Preissenkungen gefiihrt (INTERVIEW). 
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Konzentration auf wenige tlächendeckende Handlungssysteme. Diese Handlungssysteme 
können in Verbindung mit privaten Beratungsorganisationen ein erhebliches Gegengewicht 
zur gegenwärtigen Marktmacht der Pflanzenschutzmittelliersteller darsiellen 15, sofern die 
Industrie keine verdeckte Beteiligung an solchen Handlungs- und Beratungssystemen ein
geht. 

4.2 Langfristiger Handlungsbedarf 

Aus dem oben skizzierten Identitätsproblem (Kap. 2) resultieren fiir die Pflanzenschutzmit
telindustrie langfristig zwei gegensätzliche Handlungsoptionen: 

1. Der Marktrückzugl6. Eine bereits realisierte volle ,,Problemlösung" im Pflanzenschutzmit
telbereich sowie eine zu Weltmarktpreisen nicht kostendeckend absetzbare Überschußpro
duktion agrarischer EU-Rohstoffe zwingt als logische Konsequenz zum MarktJÜckzug der 
heimischen forschenden chemischen Industrie aus dem Ptlanzenschutzmittelmarkt durch 
Produktionseinstellimg oder Fusion. Diese Entwickhmg wird durch die Gesundheitsreform 
in Europa und den USA, sowie durch die damit verbundenen Konzentrationstendenzen im 
Pharmabereich, zusätzlich gefordert. Der Vertrieb bekannter Wirkstoffe mit ausgelaufenem 
Patentschutz erfolgt dann als Handelsmarken über entsprechende Handelsorganisationen, 
welche die Wirkstoffe auf dem Weltmarkt kostenminimal zukaufen, in eigener Regie for
mulieren, abpacken und distribuieren. 

2. Die aktive Marktbearbeitung. Die Pflanzenschutzmittelindustrie löst das oben skizzierte 
Identitätsproblem (Kap. 2), indem sie sich an den gesellschaftlichen Wertvorstellimgen ori
entiert und z.B. bei schonendem Umgang mit den natürlichen Ressourcen einen positiven 
Beitrag zur Lösung der Wehemährungsprobleme liefert (HEIDHUES (1994); POPP 
(1994». Dies bedingt jedoch eine massive standortbezogene Kostensenkung in der Pßan
zenschutzmittelindustrie und der Landwirtschaft, damit agrarische Rohstoffe aus der EU 
auf dem Weltmarkt konknrrenzfii.hi.g sind. Notwendige Ansatzpunkte fiir solch eine Ko
stensenkung bieten: 

Ein konsequentes Umdenken in der forschenden Pflanzenschutzmittelindustrie. 
Weg vom technologischen Ansatz einer WirkstofiVerwertung durch Werteketten
prüfung - hin zur gezielten, standortorientierten Problemlösung (INTERVIEW)17. 

Eine deutliche Reduktion der Entwickhmgs- und Zulassungskosten durch Grundla
geuforschung und die Entwicklung zeitsparender biologischer . Simulations- und 
PrüfVerfahren l8• 

Administrative und politische Maßnahmen, um eine überflüssige Doppelzulassung 
von Pflanzenschutzmitteln durch die EU und nationale Zulassungsbehörden zu 
vermeiden. 

Aktive Förderung des notwendigen agrarstrukturellen Anpassungsbedarfes in den 
alten Bundesländern, durch die Abkehr von einer impliziten strategischen Allianz 

15 Die Industrie bemüht sich z.Zt. durch vorsichtige Emeiterung des Großhändlerkreises dieser Tendenz entgegen 
zu wirken. Die Aktivitäten von Ratiopharm und anderen HersteUern im Pharmagroßhandel zeigen jedoch, daß 
die hier skizzierte Entwicklung in der Distribution möglichemeise nicht aufzuhalten ist. 

16 Beispiele des Marktrückzuges sind die Fusionen von Ciba Geigy und Dr. Maag, DuPont und Shell USA, Rhone 
Poulance und Union Carbid, ASS und Shell Europa. 

17 Vgl. hierzu auch DORMANN (1994). 
18 Die AIbeit von NÖRTERSHÄUSER (1993) verdeutlicht den zur Entwicklung zeitsparender Simulationsmodel

le notwendigen Forsch~. 
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zwischen strukturkonservierender Agrarlobby und einer an hohen Agrarpreisen in
teressierten Pflanzenschutzmittelindustrie. 

Zusammenfassung 

Die deutsche Pflanzenschutzmittelindustrie ging, im Gegensatz zur tatsächlichen Marktent
wicklung, davon aus, daß die negativen Effekte einer Erzeugerpreissenkung und FIlichen
stillegung durch eine Preisanhebung kompensierbar sind. Die Bemühungen der Pflanzen
schutzmittelindustrie sinkende Absatzmengen durch eine Preisanhebung auszugleichen, fiihr
ten im Handel zu überhöhten Lagerbeständen, negativen Bruttogewinnen bei einzelnen Pro
dukten und Liquiditätsengpässen im spezialisierten Pflanzenschutzmittelgroßhandel. Zur 
Überprüfung der Strategie der Pflanzenschutzmittelindustrie wurde ein normatives Modell 
entwickelt: Flächenstillegungen oder Erzeugerpreissenkungen erfordern, bei gewinnmaxima
lem Verhalten der WirkstoßjHoduzenten, eine Senkung des Pflanzenschutzmittelpreises. Si
mulationsrechnungen fiihren zu dem Ergebnis, daß die Agrarpreissenkung zu einem erhebli
chen Lerneffekt in der Landwirtschaft bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln gefiihrt 
hat. Aufgrund dieses Lerneffektes sind Erzeugerpreissenkung und Flächenstillegung rur den 
Pflanzenschutzmittelabsatz etwa gleichwertig. Der Pflanzenschutzmittelmarkt wird in 
Deutschland mittelfiistig auf ein Volumen von ca. 1 Mrd. DM schrumpfen. 

Ein rückläufiger Pflanzenschutzmittelmarkt hat, unter konstanten Rahmenbedingungen, eine 
abnehmende Zahl von neu entwickelten Wirkstoffen/Jahr zur Folge. Um diesem Effekt ent
gegenzuwirken, ist ein effizientes Kostenmanagement im Forschungs- und Entwicklungsbe
reich erforderlich. Eine Kapitalwertanalyse verdeutlicht, daß die Industrie in leistungsfähige
re Forschungs- und PrüfVerfahren investieren muß. 

Summary 

The price policy ofthe German pesticide industry started from the principle, that negative 
effects ofthe CAP reform may be compensated by increasing the retail price ofpesticides. 
The consequence ofthis policy was an increase ofthe pesticide stocks in the whole sale 
trade, negative cross margins for special products and to some extent problems ofliquidity 
in commerce. Normative calculation shows, that the CAP reform enforces an decrease of 
pesticide price and that the farmers learned to use less pesticides in the same yield of grain. 
The leaming offarmers causes, that a price reduction for agrlcultural products or a grain 
area reduction program will have the same effects on the pesticide market. In the next years 
the German pesticide market will diminish to a value of around 1 milliard DM. 

The resuIt of a decreasing market for pesticides is a numerical reduction ofnew pesticide 
products. This development may be stopped by more efficient R & D management in Ger
man pesticide industry. Investment calculation demonstrates, that the industry has to shorten 
the duration of investigation and of testing a new pesticide. 

Pe 3D Me 

"BnHJlHHe arpapHoA pecl>opMH EBponeAcKoro COD3a Ha pHHKH 
cpep,CTB npoH3Bop,CTBa, Ha npHMepe cpep,CTB 3a~HTH paCTeHHA" 

KOHcj>ilI1KT B3rilJlAOB Ha pa3BI1TI1e np0l13BOACTBa MelKAY pa60THI1KaMI1 

npOMhllUileHHOCTI1 np0l13BOAJlllI,eii cpeACTBa 3alll,I1ThI paCTeHl1ii 11 06ll1,eCTBeHHOCTI1 BO 

MHorOM onpeAeilJleT AailhHeiiwee pa3BI1TI1e CI1TyaL\1111 Ha phlHKe cpeACTB 3alll,I1ThI 
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paCTeHHH. I1POH3BOAHTeJlH CpeACTB 3al.l.\HThI paCTeHHH 0pHeHTHpOBaHhI 

TeXHOJlOrH'leKH, T.e. nhITalOTC.II HCnOJlb30BaTb BCe B03MOlKHOe B paMKaX 

CYl.l.\eCTBYIOl.l.\eH TeXHOJlorHH (B cJlY'Iae OTCYTCTBH.II KOHKpeTHOrO cnpoca - 3aAa'la 

MapKeTHHra ero C03AaTb). OÖl.l.\eCTBeHHOCTb, HanpOTHB, TpeöyeT OT 

npOMblIIIJleHHOCTH opHeHTHp0BaTbC.II TOJlbKO Ha CYl.l.\eCTBYIOl.l.\He HJlH OlKHAaeMhIe B 

öYAYl.l.\eM nOTpeÖHOCTI1. A )TO 03Ha'laeT, 'HO npH OTCYTCTBHH B03MOlKHOCTH 

peaJlH30BaTb (OT 'IaCTH öJlaroAap.ll I1CnOJlb30BaHHIO cpeAcTB 3al.l.\HTbI paCTeHI1H) 

H3ÖblTOK npOH3BOACTBa Ha MHPOBOM phIHKe, AOCTHrHYThIH ypOBeHb HHTeHCHBHOCTH 

CeJlbCKOX03.11HCTBeHHoro npOH3BOAcTBa CTaHOBHTC.II öeCCMhICJleHHhIM. 3Ta 

nepeCTaHOBKa l..\eHHOCTeH B arpapHOH nOJlHTI1Ke EBponeHCKoro COlO3a (EC) ÖhIJla, 

AJl.ll npOMbllllJleHHOCTH cpeACTB 3al.l.\HThI paCTeHHH, AOCTaTO'lHO HeOlKHAaHHoH. K 
MOMeHTY peaJlH3al..\HH pe<J!opMbl MHOrl1e npeAnpH.IITI1.11 He HMeJlH nOAxOA.IIl.l.\eH 

cTpaTerl1H npHCnOCOÖJleHH.II K HOBblM YCJlOBI1.11M. MHorHe <J!HPMhI npOH3BOA.IIl.l.\He 

cpeAcTBa 3al.l.\HTbI paCTeHI1H CAeJlaJlH CTaBKY Ha KOMneHcal..\HIO YMeHbllleHH.II 

OÖOPOTOB 'Iepe3 nOBhIllIeHHe l..\eH, 'ITO npHBeJlO K 'Ipe3MepHhIM oö"eMaM xpaHeHH.II 

HepeaJlH30BaHHOH npOAYKI..\HH, K yöblTKaM H npOÖJleMaM JlHKBHAHOCTH no 

npOH3BOACTBY OTAeJlbHblX BHAOB npOAYKI..\HH. 

HopMaTHBHhIlf aHaJll13 cHTyal..\l1H nOKa3hIBaeT, 'ITO, OÖYCJlOBJleHHOe H3MeHeHl1eM 

nOJlI1THKH, naAeHHe cnpoca Ha cpeACTBa 3al.l.\HTbI paCTeHHIf TpeöyeT CHHlKeHHJI l..\eH 

Ha HHX. B03MOlKHOCTl1 YAeplKaTb I1CKYCCTBeHHO 3aBblllIeHHYIO pa3HHI..\Y MelKAY 

l..\eHaMH Ha cpeACTBa 3al.l.\HTbI paCTeHHIf OÖbl'lHblX npOH3BOAHTeJleH H 

npOH3BOAHTeJleH BeAYl.l.\HX HaY'IHO-I1CCJleAOBaTeJlbCKYIO Ae.IITeJlbHOCTb 3a C'IeT, TaK 

Ha3bIBaeMoro "MapKeTI1Hra" O'leHb OrpaHH'IeHbI. AHaJlOrH'IHhIH BblBOA 

CAeJlaTb H B OTHOllleHI1H pa3J1H'IHH l..\eH npOH3BOAHTeJleH cpeACTB 3al.l.\HTbI 

pa3JlH'IHhIX CTpaH 'IJleHOB EC. I1PH np0'lHX HeH3MeHHblX YCJlOBHJlX 

pe<J!opMa EC npHBeAeT B nepcneKTHBe K COKpal.l.\eHHIO pa3paöOTKH H 

HOBhIX npenapaTOB B rOA. 

MOlK HO 

paCTeHHH 

arpapHa.ll 

BhmYCKa 

,l],Jl.ll npeOAOJleHI1J1 HeraTHBHhlX :J<J!<J!eKTOB Ha phlHKe cpeACTB 3al.l.\HTbI paCTeHHH, 

Bbl3BaHHblX arpapHOH pe<J!opMOH EC, HeoöxoAHMO cJleAYIOl.l.\ee: 

1. ArpapHa.ll nOJlHTHKa EC AOJllKHa CHOBa oöpecTH CBOIO npeACKa3yeMOCTb. 

2. CHH3HTb l..\eHhl npOMhllllJleHHOCTH Ha cpeACTBa 3al.l.\I1Thl paCTeHHH no cpaBHeHl110 

C öa3HcHhiM 1990/91 rOAOM. 

3. CHHlKeHHe BblroAHOCTH nOAAeplKHBalOl.l.\I1X CÖblT MepOnpl1J1THH TpeöyeT 

nepeHeCeHHJI HX ÖJlHlKe K nOTpeÖI1TeJlIO. T.K. o<J!HI..\HaJlbHOe KOHCYJlhTHpOBaHHe Bce 

MeHhllle 11 MeHhllle npeAJlaraeT YCJlyrl1 B OÖJlaCTH npl1MeHeHH.II cpeACTB 3al.l.\HTbI 

paCTeHHH, nOCJleAyeT pa3BHTHe 'IaCTHblX CHCTeM KOHcYJlbTal..\HI1 B )TOH OÖJlaCTH. 3TH 

KOHCYJlhTHpYIOl.l.\I1.e, B OTHOllleHHH HaHöonee pal..\HOHaJlbHOrO HcnOJlh30BaHHJI cpeACTB 

3al.l.\I1Thl paCTeHI1If, opraHH3al..\l1M nOJlY'IaT ÖOJlhlllOe 3Ha'leHHe AJl.ll pacnpoCTpaHeHI1J1 

HH<J!0pMaI..\HI1. 

4. COKpal.l.\eHHe 3aTapaT Ha nYTI1 npOAYKI..\HH OT ·npOH3BOAHTeJl.ll AO nOTpeÖI1TeJl.ll, 

ÖJlarOAapJl BblßaAeHHIO OAHoro 113 3BeHbeB ToprOBOH l..\enO'lKH HJlH npOMelKYTO'lHOrO 

XpaHeHI1J1, KOTopoe MOlKHO nepeHeCTI1 "Ha KOJleCa", OpraH1130BaB, KaK MOlK HO ÖOJlee 

AellleBble, nepeB03KH cnel..\HaJlbHhlM TpaHcnopTOM, COBMel.l.\a.ll )TO C pa3paöOTKOH 

HOBOH JlOrHCTHKH, Öa3I1PYIOl.l.\eHC.II Ha CI1CTeMaX :JJleKTpOHHOH oöpaöOTKH AaHHhlX H 

n03BOJlJlIOl.l.\elf OpraHl130BaTb ÖOJlee KOHl..\eHTpl1pOBaHHYIO TOprOBJlIO no npl1HI..\Hny 

Cp0'lHOrO BhInOJlHeHH.II 3aKa30B CeJlbCKOX03.11HCTBeHHblX npeAnpHJlTHIf. 
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5. HeMe~KaJl npOMLIIuneHHOCn. no npOlll3BOACTBY cpeACTB 3a~IIlTLI pacTeHlIlti, 

3aHIIlMalO~aJlCJI HaY'IHO-IIlCCneAOBaTenbcKoti pa60Toti, AonlKHa 60nLlIJe Y'lIllTLlBan. 

pa3BHTIIle 06~ecTBeHHoro MeHeHHJI. 
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AUSWIRKUNGEN DER VERÄNDERTEN POLITISCHEN RAHMENBEDINGUN
GEN AUF STRUKTUR UND WETfBEWERB IN DER ERNÄHRUNGSINDUSTRIE 

von 

Oswin MAURER* und Klaus DRESCHER* 

1 Einleitung 

Die politischen Rahmenbedingungen des deutschen Agrar- und Emährungssektors haben sich in 
den letzten fiinf Jahren stärker und vielseitiger verändert als jemals in der Nachkriegszeit in einem 
vergleichbaren Zeitraum. Diese Veränderungen betreffen dabei nicht explizit und ausschließlich 
den Emährungssektor sondern die Gesamtwirtschaft, sie weisen jedoch gerade fii.r den Emäh
rungssektor eine besondere Relevanz auf Die wichtigsten Veränderungen können durch folgende 
Schlagworte gekennzeichnet werden: 

Binnemnarkt '93, 

EU-Agrarreform und 

GATT-Abkommen. 

Die genannten politischen Veränderungen sollen hier nicht weiter dargestellt werden, da sie in 
ihren wesentlichen Grundzügen oft diskutiert wnrden und damit wohl hinreichend bekannt sind 
(vgl. Cecchini-Report 1988; wiss. Beirat 1990; GATT 1993; BMELF 1994). Zu diesen Verände
rungen in den EU-Rahmenbedingungen kamen und kommen geopolitische Veränderungen, die 
fii.r die Emährungswirtschaft von vergleichbarer Bedeutung sind. Hier sind vor allern zu nennen: 

die Vereinigung der Bundesrepublik Deutschland mit der DDR, 

die Öffuung des Ostens nach dem Zusammenbruch des So\\jetregimes und 

die vorgesehene Erweiterung der EU um die EFTA-Staaten. 

Da diese Veränderungen sich in einem relativ kurzen Zeitraum abgespielt haben und mehr oder 
weniger gleichzeitig die Entwicklung der wirtschaftlichen Strukturen beeinflußten, ist eine zeitli
che Trennung ihrer Wirkungen nur sehr schwer möglich. Hinzu kommt, daß vorausschauend 
Unternehmen die entsprechenden Konsequenzen antizipiert und notwendige Anpassungen bereits 
im voraus du,rchgefiilirt haben (o.v. 1994). Neben dieser zeitlichen Verquickung sind vor allem 
drei Fakten zu erwähnen, die eine empirische Wirkungsanalyse erschweren: 

l. Die Schaffung eines europäischen Binnemnarktes bzw. dessen Ankündigung und die ge
nannten geopolitischen Veränderungen haben nicht nur den Agrar- und Emährungssektor 
betroffen. Somit sind neben den direkten Wirkungen auch indirekte Veränderungen zu be
achten, die sich aus der Anpassung anderer Wirtschaftsbereiche ergeben. Für die Emäh
rungswirtschaft ist dabei die durch den Binnemnarkt angeregte und verstärkte Konzentrati
on und Internationalisierung des LebensmitteleinzelhandeIs von besonderer Bedeutung. 

• Dr. Oswin Maurer, Dr. Klaus Drescher, Institut für Agrarökonomie der Christian-AIbrechts-Universität zu 
Kiel, Olshausenstr.40-60, 24098 Kiel 
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2. Eine weitere analytische Schwierigkeit ergibt sich daraus, daß nicht alle Bereiche der 
Agrar- und Emährungsindustrie von den Veränderungen gleichmäßig betroffen sind. In 
Einzelfiillen ist sogar eine gegenläufige Wrrkung zu erwarten. So verursacht die EU
Agrarrefonn durch die Quotenkürzung eine Verknappung des Rohstoffs 'Milch' (o.V. 
1993, S.36), wohingegen der Rohstoff'Raps fiir Bio-Diesel' in der Produktion kräftig ange
reizt wird, da er auf stillgelegten Flächen durchgefiihrt werden darf 

3. DaIiiber hinaus ist zu beachten, daß gleichzeitig und unabhängig von den politischen Ver
änderungen sich eine Reihe anderer Faktoren verändern, deren Wirkung jedoch in starkem 
Maße vom politischen Umfeld abhängt. Hier ist insbesondere der technische Fortschritt in 
der Biotechnologie und in der Infonnations- und Kommunikationstechnik zu erwähnen 
(HANF und DRESCHER, 1994) oder die Einfiihrung von TQM (Total Quality Manage
ment), deren Bedeutung fiir die Ernährungswirtschaft von WEINDLMAIER (1994) dis
kutiert wird. 

Ohne den folgenden Ausfiihrungen vorzugreifen, läßt sicb feststellen, daß die genannten Verän
derungen in den Rahmenbedingungen keine grundsätzlich neuen Entwicklungen hetVorgerufen 
haben, sondern viehnehr bereits vothandene Trends verstärkt und eindeutiger ausgerichtet haben. 
Die fiir die Ernährungsindustrie bedeutsamsten Entwicklungstendenzen sind dabei: 

1. Der Abbau nicht tariflirer Handelsbemmnisse innerhalb der EU mit der Konsequenz einer 
zunehmenden Integration des EU-Binnenhandels (CECClflNI 1988). 

2. Eine Ausdehnung der individuellen Wirtschaftsaktivitäten der einzelnen Unternehmen, die 
bei vielen Unternehmen der Ernährungsindustrie heute über das Gebiet der EU hinausgeht. 
Dabei steht zur Zeit noch die Ausdehnung der Aktivitäten nach Osten im Vordergrund, es 
zeigen sich aber auch bereits starke Interessen der Expansion nach Nordeuropa, Fernost 
und Amerika (o.V. 1991,S.J4). 

3. Eine zunehmende Internationalisierung der Ernährungswirtschaft und des Lebensmittel
handels sowohl innerhalb der EU als auch nach Osten durch Auslandsinvestitionen, 
Akquisitionen und internationale Fusionen (DE FRAHON und PARIS, 1993, S.39 11). 

4. Eine Zuna1rrne der Unternehmenskonzentration auf regionaler und internationaler Ebene 
(BUCHHOLZ, 1993, S.1l6), wobei insbesondere eine verstärkte Fusionsbereitschaft im 
Bereich der genossenschaftlichen Ernährungsindustrie und deren umwandlung in Kapital
gesellschaften hetVorzuheben ist (KÜHL, 1990, S.S). 

5. Eine Verschiebung der Machtverhältnisse zugunsten des Lebensmitteleinzelhandels, die vor 
aIlern durch eine stärkere vertragliche Einbindung der Ernährungsindustrie (HANF und 
DRESCHER, 1994) und durch die Zuna1rrne des Anteils von Hande1smarken am Gesamt
lebensmittelangebot deutlich wird. 

Um in dieser komplexen Situation eine Ausgangsbasis fiir die Diskussion des Themas zu schaf
fen, wurde eine Befragung von Mitarbeitern des Instituts fiir Agrarökonomie in Kie~ die sich mit 
Problemen der Ernährungsindustrie und des Ernährungsgüterhandels befassen, durchgefiihrt. 
Diese sollte einen ersten Eindruck vermitteln, ob die subjektiven Beurteilungen des Einflusses 
veränderter politischer Rahmenbedingungen stark divergieren oder ob sich Diskussionsschwer
punkte herausbilden lassen. Dazu sollten 100 Punkte in einer bivariaten Bewertungsmatrix mit 
den sechs vorgenannten Kriterien zur Politikveränderung und den aufgezeigten fünf Entwick
lungstendenzen in der Ernährungswirtschaft verteilt werden. Die in Tabelle 1 wiedergegebenen 
Ergebnisse der Befragung sind keineswegs repräsentativ, sie können jedoch als gedanklicher 
Ausgangspunkt herangezogen werden: 
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Dem "Binnenmarkt '93" wurde eindeutig die größte Bedeutung fiir die Ernährungsindustrie zu
gewiesen, wohingegen der EU-Agrarreform nur ein marginaler Einfluß zugeordnet wurde. Be
züglich der zur Wahl gestelhen Entwicklungstendenzen ergaben sich keine so ausgeprägten Ge
wichtungsunterschiede, wobei der Möglichkeit der individuellen Ausdehnung des untemehmens
bezogenen Handelsbereichs etwas mehr Bedeutung zugemessen und die Machtverschiebung zwi
schen Handel und Industrie als etwas weniger wichtig eingestuft wurde. 

Da die Bedeutung der einzelnen Entwicklungstendenzen von Branche zu Branche variiert, wurde 
zusätzlich gefragt, welche Bedeutung den einzelnen Tendenzen fiir verschiedene Branchen zu
kommt. Für Milchprodukte, Fleisch und Fleischwaren sowie fiir die Brauindustrie wurde der 
Veränderungsdmck als besonders ausgeprägt angesehen, wohingegen die Zucker- und Backwa
renindustrie als nur relativ geringfiigig betroffen bezeichnet wurden. Im allgemeinen wurde den 
verschiedenen Tendenzen ein etwa gleichrangiger Einfluß zugeordnet, lediglich in der Zucker
und Brauindustrie wurde der Internationalisierung und im TeigwarenlNährmittel-Sektor der 
Marktmacht des Einzelhandels eine besondere Bedeutung zugesprochen. Bei einer ergänzenden 
Frage zur Bedeutung dieser Entwicklungstendenzen fiir den Ernährungshandel wurde die Unter
nehmenskonzentration und die Internationalisierung hervorgehoben. 

TabeHe I: Beurteilung der Bedeutung politischer Veränderungen auf Entwicklungsten
denzen in der Emährungswirtschaft durch Mitarbeiter (n=21) des Instituts für 
Agrarökonomie. CAU Kiel 

Entwicklungs- Veränderungen in den politischen 
tendenzen in der Rahmenbedingungen 

Ernährungs-
industrie 

Binnen- EU-
markt Agrar- GATT 

'93 reform 
Ausdehnung d. 

, 
101) _2) -

EU-Handels 
Ausweitung d. 6 - 4 
individ. Wirt-
schaftsraumes 
Unternehmens- 6 - 3 
konzentration 
Internationalisie- 7 - 4 
rung der Unter-
nehmen 
Verschiebung d. 3 - -
Marktmacht z. G. 
des Handels 
Spaltensurnme3) 32 6 13 

I Durchschnittlich zugeordnete Punkte von 100 Punkten 
2 Durchschnittswert< 2.5 
3 Umfaßt auch Wertzuweisungen < 2.5 

Deut. 
Vereini-

gung 

-
4 

3 

-

3 

14 

Ost-Öff-
nung 

-

7 

4 

5 

-

18 

Zeilen-
surnme3) 

EU/ 
EFTA 

4 20 

4 25 

- 20 

5 23 

- 12 

17 100 

In Anbetracht dieser Vorüberlegungen soll die weitere Analyse wie folgt aufgebaut werden. Zu
nächst wird die Intensivierung und die Ausdehnung des intemationalen Handels diskutiert, wobei 
vor allem Milchprodukte und Fleisch untersucht werden. Im nachfolgenden Teil wird auf die 
Konzentration und Internationalisierung eingegangen, wobei die Molkereiwirtschaft, das Brau
wesen und die Zuckerindustrie als Hauptbetroffene herangezogen werden. 
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2 Auswirkungen veränderter Rahmenbedingungen auf den internationalen Handel 

Der intra-europäische Handel mit Emährungsgütern nimmt seit Jahren kontinuierlich zu. Auffal
lend ist dabei nicht nur der wert- bzw. mengenmäßige Zuwachs, sondern vor allem die Tatsache, 
daß der Anteil des intraindustriellen Warenaustausches infolge zunehmender Produktdifferenzie
rung zunimmt (vgl. HARlMANN, 1993, S.239). Bedingt durch unterschiedliche Verbraucher
präferenzen, unterschiedliche Produktionstraditionen und spezi1ische Lebensmittelvorschriften 
haben sich in den einzelnen EU-Ländem unterschiedliche Differenzierungsmuster herausgebildet. 
Solche nationalen Spezialitäten sind besonders häufig durch nicht-tariflire Handelshemnmisse 
betroffen. Hinzu kommt, daß der mit dem Grenzübertritt verbundene administrative Aufwand bei 
diesen Spezialprodukten infolge der im Exportland zu erwartenden, relativ geringen Absatzmen
gen zu einer überdurchschnittlichen Kostenbelastung fiihrt. Die Realisierung des Binneurnarktes 
hat diese Handelshennnnisse weitgehend beseitigt, so daß insbesondere der intra-europäische 
Handel mit Spezialprodukten einen erheblichen Aufschwung zu erwarten hatte. 

Dies bestätigt sich, wenn man die Entwicklung des Marktes fiir Milcherzeugnisse betrachtet. So 
ist beispielsweise der innereuropäische Export von Joghurt und Joghurtprodukten im Jahr 
1991/92 um 86 000 t auf379 000 t angestiegen, wohingegen die Exportzunahme der VOIjahre 
im Zeitraum 1988 - 1991 nahezu. konstant bei nur 40 000 t lag. Entsprechendes ist beim Handel 
mit Käse feststellbar, der wohl die stärkste national orientierte Produktdifferenzierung aufweist. 
Die Importe an Käse nach Deutschland sind beispielsweise in der Periode 1986/88 um 5,2 v.H. 
angestiegen, in 1988/90 um 15,6 v.H. und in 1990/92 um 22,2 v.H. Gleichzeitig haben die deut
schen Exporte zugenommen, wenn auch in wesentlich geringerem Umfange. So zeigt auch eine 
Befragung von 62 Molkereien durch NICKEL (1991, S.122), daß 85,5 V.H. der Befragten davon 
ausgehen, daß die Produktvielfah zunimmt, und daß mehr als die Hälfte mit neuen Konkurrenten 
und zwar vor allem aus dem Ausland rechnen (NICKEL 1991, S.113). Eine ähnliche Konsequenz 
fiir den Milchrnarkt wird von der Norderweiterung der EU erwartet. So gehen BOLIN et al 
(1992, S.llO) davon aus, daß EU-Molkereien versuchen werden, Marktanteile im Käsesegment 
in Schweden zu gewinnen, wobei als besonderer Wettbewerbsvorteil die Qualität und das breite 
Produktsortiment hervorgehoben wird. 

Eine weitere Konsequenz fiir den Milchrnarkt, die sich aus dem Abbau nicht-tariflirer Handels
hemmnisse ergibt, ist die zunehmende Konkurrenz durch Milchimitate, die in vielen europäischen 
Ländem bereits heute stark verbreitet sind. Der Marktanteil von Imitaten bei Streichfetten wurde 
in Schweden auf 30 v.H. und in Großbritannien auf20 v.H. geschätzt (SCHIEß 1988a, 1988b). 
Da die deutschen Verbraucher keine grundsätzlichen Einwendungen gegen Milchimitate haben 
(WElNDLMAlER und MEYER 1988, S.45), ist auch hier mit einem Anwachsen des Marktan
teils zu rechnen. Die von Nickel befragten Personen aus dem deutschen Molkereibereich rechne
ten "vor allem mit einem zunehmenden Druck durch Substitutionsprodukte (83,9 %)" (NICKEL 
1991, S.122). 

Die angefiihrten geopolitischen Veränderungen werden dagegen insgesamt von geringerer Be
deutWlg bleiben. Die Vergrößerung des Handelsraumes durch die deutsche Vereinigung hat zu 
einem verstärkten Handel mit Milchprodukten gefiihrt, der durch den Wegfall von Handelsbe
schränkungen zwischen den jetzigen EU-Mitgliedsländem und Österreich und den skandinavi
schen Ländern weiter verstärkt wird. Die neuen Mitgliedsländer bieten mit insgesamt 25 Mio. 
Einwohnern ein kaufkräftiges Potential fiir den Absatz von Milchprodukten, so daß in den näch
sten Jahren mit weiteren Verschiebungen in den Handelsströmen zu rechnen ist, die infolge der 
dieselI Ländern zugewiesenen Produktionsquoten fiir Milch jedoch ebenfalls prinJär intraindu
striellen Charakter aufweisen und wenig zu einer regionalen Verlagerung der Milchverarbeitung 
beitragen werden. Die Öffuung nach Osten wird wohl in den nächsten Jahren den Handel mit 
Verarbeitungsprodukten von Milch kaum verstärken. Zum einen werden die Exporte von Milch
produkten aus EU-Mitgliedsländem in osteuropäische Länder infolge sinkender Exporterstattun-
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gen, hoher Staatsverschuldung und der geringen Kaufkraft eher zurückgehen als zunehmen 
(HÜLSEMEYER 1992, S.338). Zum anderen ist wegen der bestehenden HandeJsbanieren und 
der geringeren Qualität der Produkte nicht mit wesentlich verstärkten Importen aus diesen Län
dern zu rechnen. 

Die Bedeutung des Handels mit Schlachttieren, fleisch und Aeischerzeugnissen in der EU hat im 
Laufe der vergangenen Jahre ebenfalls deutlich zugenommen. So wurden im Jahr 1991 20 % der 
Produktion außerbalb des Herkunftslandes abgesetzt. Primär exportierten dabei Länder, in denen 
die Erzeugung den inländischen Verbrauch deutlich übersteigt, in Länder mit Zufuhrbedarf 
Durch die Schaffimg des Biunemnarktes wurden die Möglichkeiten zur Ausweitung des EU
Biunenhandels deutlich verbessert, wobei die Angleichung von Lebensmittelvorschriften insbe
sondere den intraindustriellen Handel mit fleisch fördert. So gehört beispielsweise der Nettoim
porteur von Schweinefleisch, Italien, heute zu den bedeutendsten Anbietern von hoch verarbeite
tem fleisch. Darüber hinaus wurde der intra-europäische Handel durch die deutsche Vereinigung 
verstärkt, da mit den neuen Bundesländern ein Absatzmarkt geöffuet wurde, der mit 16 Mio. 
Einwohnern infolge des starken Abbaus der Viehbestände gute Absatzmöglichkeiten bot. Eine 
äbnIiche Entwickhmg wird vielfach als Folge des Beitrittes der nordeuropäischen Staaten erwar
tet. Diese erreichen zwar zur Zeit bei fleisch eine Produktion, die zur Deckung des inländischen 
Bedatfes ausreicht, es ist jedoch zu erwarten, daß die Produktion im EU Biunemnarkt zurückge
hen wird (BOLlN et al., 1992, S.146). Gleichzeitig ist anzunehmen, daß bei einer Angleichung 
der Verbraucherpreise an EU-Niveau, der fleischverbrauch ansteigen wird (BOLlN et al., 1992, 
S.94; KETTUNEN und NlEM, 1994, S.64). 

Im Gegensatz zum Milchmarkt ist bei fleisch den GATT-Vereinbarungen und der EU
Agrarreform eine etwas größere Bedeutung beizumessen. So wurde im Rahmen des GA TI eine 
Zunahme der fleischimporte aus Drittländern vereinbart, die sukzessive bis zum Jahr 2000 auf 
6% des Verbrauches ansteigen sollen. Gleichzeitig wird insbesondere der Absatz von Rindfleisch 
aufDrittlandsmärkten durch die getroffenen Vereinbarungen bezüglich der Rückfiihnmg der Ex
porterstattungen eingeschränkt (NAGEL, 1993, S.165). Dies wird den Wettbewerb iunerhalb der 
EU am Rindfleischrnarkt verschärfen. Eine eher umgekehrte Wirkung ist fiir Geflügel- und 
Schweinefleisch zu erwarten, da deren Wettbewerbskraft auf dem Weltmarkt vor allem durch die 
Futtermittelpreissenkungen tendenziell ansteigt. So erwartet NAGEL (1993, S. 17), daß Geflügel
und Schweinefleisch zwnindest zeitweise ohne Exporterstattungen abgesetzt werden köunen 
(vgl. EU 1993, S.9). Die Zunahme des Handels mit Osteuropa wird sich wie bei Milch nicht be
sonders auswirken, da die Handelsbeziehungen eng reglementiert sind. 

Die fiir die Bereiche Milch und fleisch dargelegten Einflüsse der veränderten politischen Rah
menbedingungen lassen sich mehr oder weniger auf alle Ernährungsgüter ausdehnen. So ist gene
rell von folgenden Wirkungen auszugehen: 

I. Durch den Abbau nicht-tarillirer Handelshemmnisse sind die bereits vorhandenen Tenden
zen zur Zunahme des Intra-EU Handels wesentlich verstärkt worden. 

2. Die Zunahme ist besonders bei den Produkten ausgeprägt, die durch einen hohen Verede
lungsgrad und durch eine starke Produktdifferenzierung gekennzeichnet sind. Hier zeichnet 
sich eine immer deutlichere intraindustrielle Spezialisierung ab. 

3. Die Wirkung auf den Handel mit Drittländern ist insgesamt sehr beschränkt. Bei den relativ 
homogenen agrarischen Rohstoffen behindern restriktive Importbeschränkungen einen 
stärkeren Handel Bei den stark differenzierten konsumfiihigen Gütern ist der hohe Preis 
der EU-Produzenten und die geringe Kaufkraft der osteuropäischen Konsumenten ein be
schränkender Faktor fiir Exporte von West nach Ost. In umgekehrter Richtung wirken vor 
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allem Qualitätsunterscbiede IDld fehlende Produktdifferenzier\Dlg als Hetnmfilktoren neben 
den tarifiiren Hindernissen. 

4. Langfristig können die GATI-Vereinbanmgenjedoch den internationalen Handel beleben. 
Einerseits ist mit einer Zunahme des Imports von agrarischen Rohwaren in die EU zu rech
nen, andererseits verbessern sich die Absatzmöglichkeiten von hoch veredehen Spezialpro
dulden in einkommensstarken Ländern (JENSEN et al., 1994). 

3 Auswirkungen verinderter Rahmenbedingungen auf Unternehmenskonzentration 
und Internationalisierung 

Die Auswirkungen veränderter politischer Rahmenbedingwgen auf Konzentration und Interna
tionaIisienmg werden im folgenden gemeinsam diskutiert, da beide Entwickhmgstendenzen häu
fig in einer engen Beziehung zueinander stehen, obwohl sie keineswegs zwangsläufig verblDlden 
sind. Dabei soll hier der Begriff Internationalisierung die rein handelsfiihige Betätigung in anderen 
Ländern nicht mit wnfilssen. Damit stehen Akquisition, Beteiligung, joint-venture und GründlDlg 
von Tochter\Dlternehmen im Ausland im Vordergrund der Diskussion. Einige Verbindungsglieder 
zwischen Konzentration IDld Internationalisier\Dlg seien kurz angefiihrt: 

KapitalgeblDldene Aktivitäten im Ausland setzen eine gewisse Unternehmensgröße voraus, 
die in der Emährungsindustrie häufig erst durch Fusionen IDld Akquisitionen im Inland er
reicht werden kann. . 

Ein hoher Konzentrationsgrad im Inland erschwert das Unternehmenswachstum IDld fOr
dert damit das Interesse an Auslandsinvestitionen. 

Unterschiede im Konzentrationsgrad zweier Länder bieten einen Anreiz zu grenzüber
schreitenden Investitionen, sofern der Konzentrationsunterschie4 mit entsprechenden Un
terschieden in der Unternehmensgröße einhergeht. 

Beteiligung und Übemahine von Unternehmen durch ausländische Firmen kann ein wichti
ger Impuls zu einer stärkeren Fusionsneigung im Inland sein und damit konzentrationsfOr
dernd wirken. 

Alle eingangs benannten Veränder\Dlgen in den politischen Rahmenbedingungen haben zur Erhä
hoog der Unternehmenskonzentration IDld zur VerstärklDlg der internationalen Verflechtung der 
Unternehmen in der EU beigetragen bzw. wirken noch in dieser Richtung, allerdings auf sehr 
unterschiedlichen Grundlagen. Die Schaffimg eines einheitlichen Binnenmarktes hat vorhandene 
Tendenzen vor allern durch eine Veränder\Dlg des "Investitionsklimas" beeinßußt. "Dementspre
chend wurden die wesentlichen Schritte zur Beschleunigung bereits im Vorfeld der Realisier\Dlg 
des Binnenmarktes eingeleitet. 

Eine nüchterne Betrachtung der ökonomischen IDld rechtlichen Fakten fUhrt zu dern Ergebnis, 
daß die Schaffimg des Binnenmarktes wenig Anreize zur grenzüberschreitenden Investitionstätig
keit bietet. Die rechtlichen Voraussetzungen zur Beteiligung an Unternehmen oder zur Übernah
me wurden gegenüber den 80er Jahren kaum verändert. Die damit verbundene Erleichter\Dlg des 
Exportes reduziert sogar die Notwendigkeit, sich international an Unternehmen zu beteiligen. 
Dennoch zeichnet sich die Periode der VorbereitlDlg zum Binnemnarld '93 durch ein intensives 
Interesse an einer Internationalisier\Dlg aus. Dies kann wohl nur dadurch erklärt werden, daß die 
gedankHche Befassung mit den Möglichkeiten eines Binnenmarktes IDld damit mit den Märkten in 
anderen Ländern gleichzeitig die Möglichkeit von Aus1andsbeteiligungen verstärkt in das unter
nebmerische Gesichtsfeld gebracht IDld psychologische Hemnmisse abgebaut hat. Letzteres ist 
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insbesondere im genossenschaftlichen Teil der Ernährungswirtschaft von Bedeutung gewesen. 
Die Zustimmung der Landwirte zu Auslandsinvestitionen konnte häufig nur durch Hinweis auf 
den "Binnenmarkt" gewonnen werden. 

Im Gegensatz dazu schafften die geopolitischen Veränderungen die rechtlichen und fitktischen 
Voraussetzungen zur Auslandsbeteiligung durch die Privatisierung der Ernährungswirtschaft, die 
Zulassung ausländischer Mehrheitsbeteiligungen und des Rücktransfers von Gewinnen. Aber 
auch hierbei scheint die "psychologische" Komponente eine nicht unwesentliche Rolle zu spielen. 
Angeregt durch ein "Expansionsklima" haben eine Reihe von Unternehmen (z. B. Südmilch, 
März-Gruppe) Akquisitionen vorgenommen, die ihre unternehmerischen und finanziellen Mög
lichkeiten überstiegen. 

Die hier als Hypothesen formulierten Beziehungen zwischen den Veränderungen in den Rahmen
bedingungen und den Konzentrations- und Internationalisierungstendenzen lassen sich durch viele 
Beispiele belegen. Dies würde jedoch den Rahmen dieses Beitrages übersteigen. Im folgenden 
soll daher kurz auf die Entwicklung in den drei Branchen Molkereiwirtschaft, Zuckerverarbeitung 
und Brauwesen eingegangen werden. 

Betrachtet man die Entwicklung der Zahl der Molkereiunternehmen in den alten Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland von 1976 bis 1991, so wird ein ununterbrochener Konzentrations
prozeß deutlich, der jedoch starken Schwankungen in der Intensität unterworfen ist (Tabelle 2). 

Tabelle 2: Veränderung der Zahl der Molkereiunternehmen in den alten Bundesländern 
von 1976 bis 1991 

Jahr 1976 1979 1982 1985 1988 1991 
Zahl der Unternehmen 708 624 562 515 431 315 
Abnahme in Prozent p.a. - 4.1 -3.4 - 2.9 - 5.8 - 9.9 

Quelle: Molkereizeitung-Welt der Milch, 1994/2. 

In der Zeit bis 1985 ist ein sich abschwächender Konzentrationstrend von 3-4 v.R. pro Jahr fest
zustellen, der sich in der Periode 1985/88 auffast 6 v.H. p.a. erhöhte. Dies wird vor allern der 
durch die Quotenregelung verursachten Reduzierung der Milchanlieferung zugeschrieben 
(HÜLSEMEYER, 1988, S.24). Die konzentrationsfördemde Wirkung der Quotenregelung geht 
sicher über 1988 hinaus, sie kann aber die in der Periode 1988/91 festzustellende Beschleunigung 
auf 10 v.R. p.a. nicht erklären. NICKEL (1991, S.161) sieht diese Beschleunigung des strukturel
len Wandels der deutschen Molkereiindustrie in der notwendigen Anpassung an die Strukturen 
der europäischen Milchwirtschaft, um dem verschärften intemationalen Wettbewerb bei Milch
produkten standzuhalten. Entsprechende Argumente werden auch von Fachleuten aus dem Mol
kereisektor angefiihrt (vgl. o.v. 1993 und o.V. 1994). 

Im Hinblick auf den Wettbewerb im gemeinsamen Binnenmarkt weist die deutsche Milchwirt
schaft nach wie vor Nachteile auf. So war 1992 unter den größten 15 europäischen Molkereien 
kein deutsches Unternehmen vertreten (RABOBANK, 1994, S.56). Neben der Unternehmens
größe kommt jedoch im europäischen Wettbewerb anderen Faktoren, wie Sortimentsgesta1tung, 
Forschung und Entwicklung sowie der Auslandsmarktbearbeitung große Bedeutung zu 
(WEINDLMAlER, 1992, S.224). Im Gegensatz zur deutschen Milchbranche, verfolgen die gro
ßen dänischen, französischen und niederländischen Molkereien systematische Europäisierungs
konzepte, wobei die jeweiligen Aktivitäten sowohl grenzüberschreitende Akquisitionen als auch 
Kooperationen umfassen (MAURER und DRESCHER 1994). 
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Tabelle 3: Entwicklung der Zuckerindustrie in den EU-Ländern 

1952/53 1962/63 1972/73 1982/83 1991/92 
Anzahl der Unternehmen 263 251 150 117 85 
Abnahme in % pro Jahr 0,5 5,0 2,5 3,5 
Anzahl der Fabriken 444 423 313 247 215 
Abnahme in % pro Jahr 0,5 3,0 2,3 1,5 

Quelle: Zuckerwirtschaft 1992/93, S.41 

Die Zuckerindustrie gehört zu den Branchen, die infolge einer umfassend fiirsorglichen Agnupo
litik nur einem minimalen Wettbewerbsdruck ausgesetzt war und ist. Der Absatz des homogenen 
Produktes Zucker ist innerhalb der Quoten durch die IntetVention gesichert, die auch weitgehend 
den Marktpreis determiniert. Der Wettbewerb auf der Rohwarenseite wurde durch die "Nicht
Handelbarkeit" der Quoten ausgeschaltet. Die einzige Möglichkeit zur Vergrößerung der Roh
stoftbasis, um positive Skaleneffekte nutzen zu köunen, besteht in der Fusion bzw. Akquisition 
von Untemehmen. Dementsprechend hat in allen westeuropäischen Ländern ein friedlicher, aber 
kontinuierlicher Konzentrationsprozeß stattgefunden (Tabelle 3), der sich ausschließlich innerhalb 
der jeweiligen Landesgrenzen abspielte und in den kleineren Ländem zu nationalen Monopolen 
und in den größeren zur Existenz dominanter Unternehmen fiihrte. 

Tabelle 4: Internationale Unternehmensübernahmen und -beteiligungen m der Zukker
industrie 

Jahr Übernehmer Ubernommen Verarbeitungs-
kap azität in t/ d 

1986 F erruzzi (I) Beghin-Say (F) 104000 
1990 Südzucker (D) Tirlemontoise (B) 47000 
1991 Danisco (DK) Anklam(D) 7000 
1991 Danisco (DK) Stralsund (D) 2000 
1991 Ferruzzi (I) Sucreries du Nord Est (F) 16000 
1991 Ferruzzi (I) Lesaffre Fnlres (F) 6000 

1991/92 CIA und SGAE (SP) Ponteco Zuccheri (I) 7000 
1991/92 CIA und SGAE (SP) Saccarifera Italo Thero (I) 17000 
1991/92 CIA und SGAE (SP) S.F.I. Romagnola (I) 13000 
1991/92 CIA und SGAE (SP) U. S. Emiliana (I) 9000 

1992 Danisco (DK) Sokkerbolaget (S) 27000 
1993 Ferruzzi (I) Matra C. (H) 8000 
1993 F erruzzi (I) Szerencsi C. (H 5000 
1993 Ferruzzi (I) Szolnoky C. (H) 5000 
1993 Agrana (A) Kaposcukor (H) 4000 
1993 Agrana (A) Petöhazi C. (H) 4000 
1993 Tate & Lyle (GB) Jukocukor (SR) 4000 
1993 Südzucker (D)/Agrana (A) Aktientausch -

Quelle: Zuckerwirtschaftliches Taschenbuch, versch. Jahrgänge 

Dieser eher beschauliche Strukturwandel wurde durch zwei politische Veränderungen in den 
Ralunenbedingungen wesentlich gestört. Zunächst kamen in der zweiten Hälfte der 80er Jahre im 
Zusammenhang mit den Diskussionen um den Binnenmarkt '93 die Frage der Handelbarkeit der 
Quoten in das politische Gespräch. Verstärkt wurde die dadurch verursachte Verunsicherung 
kleinerer Zuckerunternehmen durch die ersten internationalen Akquisitionen der Ferruzzi-Gruppe 
und der Südzucker. Damit wurde die Phase der Intemationalisierung der europäischen Zuckerin
dustrie eingeleitet und gleichzeitig die Tendenzen zur regionalen Konzentration intensiviert. Die 
Gründung der Zuckerverband Nord AG ist dafiir ein Beispiel Den stärksten Anstoß erhieh die 
Internationalisierung jedoch durch den Zusammenbruch der kommunistischen Herrschaft und den 
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damit verbundenen Privatisienmgen. So übernahm die dänische Danisco Zuckerfabriken in 
Mecklenburg. In Ungarn akquirierten die österreichische Agrana und die Fenuzzi-Gruppe, die 
britische Tate & Lyle in der slowakischen Republik (Tabelle 4). Zur Zeit sind viele Zuckerunter
nehmen vor allern in der tschechischen Republik, in der slovakischen Republik und in Polen aktiv 
und bereiten 'Joint venture" und Übernahmen vor, so z.B. die Fenuzzi-Gruppe, die Südzucker 
über die Agrana, an der sie zu 41,9 v.R beteiligt ist, die Britisch Sugar, die französische Sucreries 
de l'Aisne, aber auch kleinere deutsche Unternehmen wie die ZVN und die ZAG Ue1zen
Braunschweig. 

Innerhalb der europäischen Brauindustrie hat in den letzten Jahren sowohl der Konzentrations
als auch der Internationa1isienmgsgrad erheblich zugenommen. ZUTÜckzufiihren ist dies vorwie
gend auf die europaweiten Akquisitions- und Beteiligungsaktivitäten der großen europäischen 
Brauereiunternehmen. Seit 1985 findet ein - durch die Ankündigung des Binnenmarktes induzier
ter - rapider Strukturwandel in der Brauindustrie aller europäischen Länder statt, mit Ausnahme 
der deutschen Brauindustrie. Dieser Prozeß hat länderweise betrachtet zu einer massiven Erhö
hung des Konzentrationgrades beigetragen, so daß in den Brauindustrien der einzelnen Länder 
Teilmonopole vorliegen (NL, DK) bzw. Oligopole (I, F, S, B) die vorherrschende Marktform 
darstellen. Die starke Zunahme der Konzentration der Brauindustrie in den Ländern der EU in 
den Jahren 1988-1993 ist im wesentlichen eine Vorwegnahme der durch die Vollendung des Bin
nenmarktes erwarteten Ändenmgen. Mit diesem Konzentrationsprozeß war ein ausgeprägter 
Internationalisienmgsprozeß von großen Unternehmen verbunden, der vor allern auf die westeu
ropäischen Wachstumsmärkte konzentriert war (Tabelle 5) und der sich nach der Ostöffuung in 
den Transitionsländern fortsetzt. 

Tabelle 5: Beteiligungsverhältnisse internationaler Braugruppen in Italien, Frankreich 
und Spanien 

LandlUnternehmen Beteiligt Beteilgungs- inländischer 
grad Marktanteil 

Italien: Peroni BSN 20% 39% 
Dreher Heineken 85 % 32 % 
Moretti & Prinz Labatt 100 % 9% 
Poretti Carlsberg 50 % 7% 
Wunster Stella-Interbrew 100 % 7% 

Frankreich: Francaise de Brasserie Heineken 100 % 29% 
Artois Interbrew Stella-Interbrew 100% 7% 

Spanien: Cruz dei Campo Gniness / Stroh 75 % /25 % 20% 
EI Aguila Heineken 51 % 17% 
Mahou BSN 61 % 16% 
Damm Oetker 18% 15 % 
San Miguel San Miguel Co. 50% 13% 
Union Cervecera Carlsberg 60% 7% 

Eine völlig andere Situation, sowohl bezüglich der Marktverhä1tnisse als auch der Entwick
lungstendenzen, liegt in der deutschen Brauindustrie vor, die im internationalen Vergleich als 
äußerst fragmentiert und regional bzw. lokal geprägt zu bezeichnen ist (MAURER und 
HOLZAPFEL, 1994). Zwar haben die mit dem Binnenmarkt 93 verbundenen Änderungen der 
wirtschaft1ichen Rahmenbedingungen ebenfalls zu einer Förderung des Konzentrationsprozesses 
im Brausektor beigetragen, jedoch nicht in dern Maße, wie das in den anderen europäischen Län
dern feststellbar ist. Innerhalb der letzten 20 Jahren hat sich die Zahl der Brauereien zwar halbiert, 
jedoch ist dieser Konzentrationsprozeß nicht mit den Entwicklungen in anderen europäischen 
Ländern vergleichbar. Als Hauptgründe fiir die im internationalen Vergleich wenig ausgeprägte 
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Tendenz mr Konzentration und Internationalisierung in der deutschen Brauindustrie können an
gefiihrt werden (MAURER und HOIZAPFEL, 1994): 

die wertk.onservative Einstelhmg deutscher Biertrinker und die damit verbundene hohe 
Loyalität m lokal gebrauten Bieren, 

, das Reinheitsgebot, das europäischen Großbrauereien, im Gegensatz m anderen Ländern, 
den Eintritt in den deutschen Markt erschwert, 

die, bedingt durch die Wiedervereinigung und die Etablierung von neuen Marken im Pre
mium-Segment ausreichend hohen Marktwachstumsraten. 

Da der Wettbewerb vorwiegend am In1andsmarkt stattfindet, wird mit einer Intensivierung der 
Allslandsaktivitäten deutscher Brauereien, trotz geänderter Rahmenbedingungen, nicht gerechnet 
(DIETZSCH 1994, S.76). Eine Intensivierung ,der Auslandsaktivitäten in Ländern der EU ist 
aufgrund der hohen Konzentration der Brauindustrie in diesen Ländern, von deutschen Unter
nehmen ebenfiills nicht m erwarten. Anders gestaltet sich die Situation in den Transitions\ändem 
des Ostens. Hier ist ein starkes Engagement internationaler, als auch deutscher Brauuntemehmen 
feststellbar, wobei sich die Auslandsaktivitäten deutlich vom Export hin mr Direktinvestition in 
Form von Beteiligungen verschoben haben. HauptzieDänder fiir deutsche Unternehmen stellen 
Polen und Ungarn dar, denen aus Sicht der Brauereien eine Art BlÜckenkopffunktion mkommt. 

4 Zusammenfassung 

Die letzten fiinf Jahre waren durch erhebliche Veränderungen in den politischen und wirtschaftli
chen Rahmenbedingungen fiir die deutsche Emährungswirtschaft gekennzeichnet. Binnen
marlrt '93, EU-Agrarreform, GATI-Abkommen, die deutsche Wiedervereinigung, die Öffuung 
des Ostens und die vorgesehene Erweiterung der EU um die EFTA-Staaten stellen die wichtig
sten Schlagworte in diesem Zusammenhang dar. Eine empirische WtrkungsanaIyse dieser Verän
derungen gestaltet sich schwierig, da sie sich in einern relativ kurzen Zeitraum abgespielt haben 
und mehr oder weniger gleichzeitig die Entwicklung der wirtschaftlichen Strukturen beeinßußt 
haben. Hinm kommt, daß neben den direkten Wrrkungen auch indirekte Veränderungen m be
achten sind, die sich aus der Anpassung anderer Wrrtschaftsbereiche ergeben und daß nicht alle 
Bereiche der Emährungsindustrie von den Veränderungen gleichmäßig betroffen sind. 

Die stärkste Wirkung auf Unternehmen der Emährungsindustrie scheint die Schaffimg eines ein
heitlichen europäischen Binnenmarktes m haben. Der Binnenmarkt hat in vielen Branchen der 
Emährungswirtschaft eine deutliche Intensivierung des Wettbewerbs vemrsacht. Der verstärkte 
Wettbewerbsdruck bzw. dessen Antizipation hat die Konzentration in der deutschen Emäh
nmgswirtschaft erhöht und ist vielfach als Anstoß genommen worden, sich auf ausländischen 
Märkten durch Akquisition, Beteiligungen und Fusionen eine günstigere Ausgangsposition m 
schaffen. Gleichzeitig haben sich aber auch die Aktivitäten ausländischer Unternehmen in der 
deutschen Emährimgsindustrie verstärkt. 

Summary 

l1uoughout the last years, developments in the GCnnan food industries have been considerably 
influenced by changes in the political and economic environment. Key words as Single market 
'93, EU-Agrarian Reform, GA TI, German reunification, transition in Central Eastern Europe and 
EU-enlargement are the terms describing the most important changes. Analyzing the impact of 
these changes on the structure and competitiveness of the food industry is somewhat difficult. 
Main reasons are simultaneous appearance of these changes within a relatively short period of 
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time and the interreIated nature of the factors under investigation. Furthermore, besides the direct 
effects of the factors changed on the different branches of the food industty, indirect effects have 
to be considered as weIl 

The realization of the Single Market seems to be the most important driving force, wbich has 
intensified competition among food finns. As a resuh, the increased as weil as anticipated com
petitive pressure entailed an ongoing process of concentration within the food industries. Addi
tional1y, it led to intemationalization activities, mainly through mergers, acquisitions and joint 
ventures, aimed to achieve a favorable starting position in foreign markets. At the same time, 
foreign finns have intensified their activities within the German food industty. 

Pe3DMe 

"BnHJlHHe H3MeHeHHBWHXCJI 0611\HX ßonHTH'IeCI:HX ycnoBHH Ha 

CTPYI:TYPY H I:OHl:ypeHU;HD B ßHlI\eBOH ßpOMhlwneHHOCTH" 

nOcneAHl1e nllTb neT Anll HeMel.\Koti nl1~eBoti npOMbIUlneHHOCTI1 xapaKTepl130BanKCb 

3Ha~KTenbHbIMI1 113MeHeHI111MK 06~l1x nonI1TK~eCKKX 11 3KOHOMK'leCKKX ycnoBKti. 

06~l1ti PLIHOK - 93, arpapHall pe<j>opMa EBponeticKoro COI03a (EC), cornaUleHI1JI B 

paMKax rATT, BoccoeAKHeHKe repMaHI1I1, AeMOKpaTI13al.\KII BOCTO~HOti EBponbI K 

nnaHl1pyeMoe BCTynnHl1e B EC cTpaH-~neHoB EBponeticKoti acc0l.\Kal.\KlI cB060AHOti 

ToproBnK (EACT) 3TO nepe~eHb Hal160nee BaJKHbIX C06LITKti nocneAHero 

BpeMeHK. 3Mnl1pK~eCKl1e KccneAOBaHKIl nocneAcTBKti 3TKX C06bITKti OCnOJKHeHLI 

TeM, HO Bce OHI1 np0l130Ulnl1 3a AOCTaTO~HO KOPOTKKti npOMeJKYTOK BpeMeHK 11, B 

OCHOBHOM, I1MeIOT OAHOBpeMeHHoe B03AeticTBI1e Ha X0311tiCTBeHHble CTpYKTypLI. K 
TOMY JKe, He06xOAKMO y~eCTb K KOCBeHHoe Bnl1l1HKe K3MeHeHKti APyrKx ceKTopOB 

3KOHOMKKK, KOTopble B HeOAKHaKoBoti CTeneHK B03AeticTBYlOT Ha pa3nK~Hble 

nOAOTpacnl1 nK~eBoti npOMbIUlneHHOCTI1. 

Hal160nee Cl1nbHoe B03AeticTBKe Ha npeAnpKIITI1JI nl1~eBoti npOMblUlneHHOCTK 

I1Meno, nO-BI1AI1MOMY, 06pa30BaHI1e eAI1HOrO pblHKa EC, ICOTOPblti BO MHorOM 

cnoc06CTBOBan YCl1neH111O KOHKypeHl.\1111 BO MHOrl1X nOAOTpacnllX nl1~eBoti 

npOMbIUlneHHOCTI1. YCl1neHl1e KOHKypeHTHoti 60Pb6LI I1nl1 ero npeAyraAblBaHKe 

I,Ipl1BenO K' nOBbIUleHI1IO KOHl.\eHTpal.\1111 HeMel.\Koti nK~eBoti npOMblUlneHHOCTI1 K 

cnoco6CTBOBano CTpeMneHKIO C03AaTb Hal160nee 6narOnpl111TKHble I1cxoAHble U1aHCbI 

Ha 3apy6eJKHbIX PLIHKaX '1epe3 npl106peTeHI1e npeAnpKJITKti, Y'laCTKe B ~anKTane 
KnK cnKIIHKe. 0AHOBpeMeHHO K Ha HeMel.\KOM pblHKe 3aMeTHO B03pocna aKTKBHOCTb 

3apy6eJKHbIX npeAnpKHKMaTeneti. 
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AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM AUF DIE BERATUNG 
UND UNTERNEHMEN UNTERSCHIEDLICHER RECHTSFORM 





ZU BETRlEBSWIRTSCIlAFfUCHEN WIRKUNGEN DER EU-AGRARREFORM 
AUF PRODUKTIONSINTENSITÄT UND WAHL DER RECHfSFORM LANDWIRT

SCHAFTLICHER UNTERNEHMEN IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN 

von 

Dietmar JAHNKE' , Petra MAlER * und Katrin PUCHERT* 

1 Problemstellung 

Die gegenwärtige Situation der europäischen Landwirtschaft ist gekennzeichnet durch Übetpro
duktion an Nahrungsgütem, sinkenden Produktpreisen, Rückgang der Brutto-Wertschöpfung 
und Rückgang der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft. 

Mit diesem Hintergrund fand der Umbau der Landwirtschaft in den nenen Bundesländern statt. 

Der enorme Anpassungs- und Zeitdruck durch die marktwirtschaftlichen Bedingungen einerseits 
sowie durch die Agrarpreisregehmgen der Europäischen Union (EU) andererseits bedingten 
ständige Anpassungen seitens der landwirtschaftlichen Betriebe und Unternehmen. 

Ziel der Agrarpolitik ist es, in den nenen Bundesländern eine leistungsfiihige, marktorientierte und 
umweltverträgliche Landwirtschaft aufZubauen. 

Die Landwirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern vollzieht sich auf einer Fläche von ca. 
1.462.000 ha. Infolge des Agrarstrukturwandels entstanden insgesamt 3.655 landwirtschaftliche 
Haupterwerbsbetriebe (Stand 1993) unterschiedlicher Rechtsformen, die vorwiegend mit Pacht
flächen, Lohnarbeitsverfassung und einem vergleichsweise hohen Fremdkapital wirtschaften. 

Rund 80 % der Betriebe sind als Einzelunternehmen ( 63 % ) oder Personengesellschaften (ca. 
17 %) entstanden, die allerdings nur knapp 40 % der LF insgesamt bewirtschaften. Die juristi
schen Personen nutzen ca. 60 % der LF des Landes, sind zahlenmäßig als eingetragene Genos
senschaften allerdings nur mit ca. 6,5 % sowie als GmbH mit rund 9,5 %, gernessen an der Ge
samtzahl der Betriebe, vertreten. Ihre durchschnittliche Betriebsgröße beträgt bei den Genossen
schaften 1.450 ha LF und bei den GmbH rund 920 ha LF. 

Die Futterbaubetriebe mit 47 % sowie die Marktfiuchtbetriebe mit 42 % stellen zahlenmässig die 
am häufigsten vorkommenden Betriebsformen dar. 

Alle anderen Betriebsformen sind in geringem Umfang vertreten: 4,6 % Veredlungsbetriebe, 
4,9 % Gemischtbetriebe und nur 0,38 % Dauerkulturbetriebe. 

Durch die europäische Agrarreform sowie die Erweiterung des europäischen Binnenmarktes 
werden sich Organisationsform und Aufgabenspektrum von Betrieben der Primärproduktion 
hinsichtlich der Erweiterung der Produktionspalette ( z.B. Anbau nachwachsender Rohstoffe), 
einer engeren Beziehung zu den Kaufinärkten sowie der Übernahme von Dienstleistungen im 
ländlichen Raum verändern. Ergänzend kommt hinzu, daß auch die Landwirte Mecklenburg
Vorpommern's sich mit Aufgaben des Tourismus sowie Maßnahmen des Landschaftsschutzes 
zunehmend zu beschäftigen haben. 

• Doz. Dr. agr. habil. D. Jahnke, PD Dr. agr. P. Maier, Dr. agr. K. Puchert, Universität Rostock, Fachbereich 
Agrarökologie, Institut fiir Agrarökonornie und Verfahrenstechnik, Justus-von-Liebig-Weg 6, 18051 Rostock 

319 



Damit deutet sich ein Wandel im Charakter landwirtschaftlicher Betriebe und Unternehmen an, 
der nicht ohne Auswirkungen auf deren Wirtschaftlichkeit bleIben wird. 

Insbesondere die externen Bedingungen, vor alletn die EU-Agrarrefonn und die daraus ab
geleiteten agnupolitischen Maßnahmen fiir Deutschland haben einen entscheidenden Einfluß auf 
diesen Wandel 

Die Frage ist daher, ob die Refonn eine Basis fiir die Entwicklung wettbewerbsflihiger Be
triebsstrukturen darstelh. Für die Wirtschaftlichkeit der Agraruntetnehmen ist dabei ent
scheidend, ob und wie die Produktionsintensität aus einzelbetrieblicher Sicht durch die Refonn 
beein1lußt wird. 

Durch die neuen Rahmenbedingungen wird der pflanzliche Bereich am stärksten beriihrt. Auf die 
Maßnahmen der Preissenkung bei Getreide, Ölsaaten und Hülsenfiüchten durch Ausgleichszah
hmgen reagierten die Agrarunternehmen bisher in stärkeretn Maße durch Anpassung, oftmals 
auch durch Verlassen der Grundsätze einer guten landwirtschaftlichen Praxis. 

Da Buchfiihrungsergehnisse erst von zwei Wirtschaft!liahren vorliegen und das Testbetriebsnetz 
sich noch im Aufbau befindet, ist die BeIJrteihmg der Wirkungen auf Struktur und Wirtschaftlich
keit der Betriebe, besonders unter Beachtung des zu kurzen Betrachtungszeitraumes schwierig. 

Außerdetn sind betriebliche Vergleiche durch eine Reihe von Störfaktoren beeinträchtigt. Somit 
können fiir die neuen Bundesländer, speziell fiir Mecklenburg-Vorpommetn noch keine vera11ge
meinerungswiirdigen Aussagen getroffen werden. 

Die Rücknahme der Produktionsintensität wird bei den gegenwärtigen Rahmenbedingungen vor
rangig den einzelnen Betrieben überlassen, wobei allerdings differenziert spezifische Regehmgen 
diese Maßnahme auch fördern. 

Das Reagieren auf diese differenziert wirkenden Fördermaßnahmen und ein gewachsenes Um
weltbewußtsein finden ihren praktischen Niederschlag in der Tatsache, daß sich bis Ende 1993 in 
Mecklenburg-Vorpommern 378 Betriebe des ökologischen Landbaus herausgebildet haben (siehe 
Tabelle 1). Das sind 8,5 % der Agrarbetriebe, die 5,4 % der LF des Landes bew4tschaften. 

Tabelle 1 : Anzahl und Charakteristik der Betriebe des ökologischen Landbaus in Meck
lenburg-Vorpommern (1993) 

Verband Gründungsjahr Mitglieder in M-V Gesamtßäche in ha 
(Betriebe) 

Bioland 1971 22 ca. 2.500 
GM ( Arbeitsgemeinschaft 1989 6 ca. 500 
fiir ökolog. Landbau) 
Demeter 1924 13 ca. 1.200 
Bioj)ark 1990 330 65.700 
Naturland 1962 7 1.944 

Die bisher vomehmliche einzelfuktorielle Betrachtung sowie die Tatsache der oben ange
sprochenen Entwicklung des ökologischen Landbaus unterstreicht die Notwendigkeit einer ganz
heitlichen und damit gesamtbetrieblichen Betrachtung der Auswirkungen der agrarpo-litischen 
Regehmgen auf die Produktionsintensität. 

Obgleich es außerordentlich schwierig ist, die Komplexität der Wechselwirkungen zwischen Pro
duktionsbedingungen, Produktionsfaktoren sowie strukturellen Gesichtspunkten zu quantifizieren 
und zu bewerten, wird derzeit im Rahmen eines von der DFG gefOrderten Forschungsvorllabens 
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an der Entwickhmg eines betriebswirtschaftlichen Instrumentariums geaJbeitet, um zunächst 
schrittweise zn modeßhaften Lösungen zn gelangen und um Auswirkungen der EU-Agrarreform. 
aufBetriebsstruktur sowie -ergebnis bestimmen zn können. 

2 Instrumentarium sowie ModeDuntersuchungen zur Beurteilung der Produktionsin
tensitit 

Das Instrumentarium baut aufBetriebsmodeBen, die als computergestützte Analyse-, Planungs-, 
Kontroll-, sowie Steuermechanismen entwickeh wurden auf; so daß eine quantitative Durchdrin
gung wesentlicher Bereiche der Betriebswirtschaft ermöglicht wird Damit wird das Ziel verfolgt, 
zur Entscheidungsfindung des Unternehmers bzw. Beraters beizutragen, dh. mittels mehrerer 
KaIkulationsdurchläufe nach einer Was-Wäre-Weun-Analyse zn einer effizienten betriebswirt
schaftIichen Lösung zn gelangen. Dies bedingt ein gleichzeitiges Durchdenken der Prozeßverläufe 
bzw. Input-Outputströme und bedarf somit der Festlegung betriebswirtschaftlicher Ziele sowie 
der Bestimnnmg von Faktor- und Kapazitätsgreozcn. 

Die BetriebsmodeBe umfassen, wie der Darstellung 1 zn entnehmen ist, zwei wesentliche Be
standteile: 

ein KaIkulationsmodell, in dem Deckungsbeiträge der wichtigsten Verfidtren der Pßanzen
und Tierproduktion kalkuliert und zn einem Gesamtbetriebsergebnis hochgerechnet und fiir 
einen Variantenvergleich abgelegt werden (Satz verknüpfter EXCEL-Ka1kula
tionstabeBen); 

ein Optimienmgsmodell, welches die Ergebnisse der Verfidtrenska1kulation übernimmt und 
hinsicbtlich der Produktionsstruktur optimiert; Variantenvergleiche sind durch auto
matische Ablage möglich. (Satz verknüpfter EXCEI.,-KaIkulationstabeBen, wobei die Op
timienmgsaufgabe sowohl mit dem Optimienmgsprogramm XA als anch in EXCEL gelöst 
werden kann). 

DarsteDung 1: Zusammenwirken der Modellbausteine 

KalkulationsmodeD 

" Verfidtren 

PPMA 

I BETR. XLS Variantenvergleich ~_A"'" 
i 1 • 

VerfiIhren VerfiIhren Verfidtren 

PPFU TPBO TPNB 

Das Ka1kulationsmodeD ermöglicht aufgrund seines flexiblen Nutznngsprinzips eine mebnnalige 
Korrektur bereits getroffener Festlegungen solange, bis eine abgestimmte, bilanzierte Produkti
onsstruktur gefimden ist. 

Bausteine des Ka1kulationsmodeDs sind die einzelnen Verfidtren der p1lanzlichen und tierischen 
Produktion, die Verfilhrensgruppen zugeordnet wurden, die wiederum die Basis fiir die Kombi
nation dieser Bausteine zur Gesamtbetriebsstruktur bilden. 
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OotimierungsmodeD 

• Verfahren 

Vorgaben : 
BETR.XLS 

I 

OPTLWKl 

} 

Verfahren 

t Ergebnis Ablage 
PLAN.XLS ~ Variantenvergleich 

PPMA- Marktftuchtbau, PPFU-Futterbau, TPBO-bodengebundene Tierprod, TPNB-nichtboden-gebundene Tier
prod. 

Im Gegensatz dazu enthäh das Optimierungsmodell eine simuhane Berücksichtigung aller mögli
chen Aktivitäten und Ausschöpfung aller vorllandenen Kapazitäten und exogenen Be
schränkungen. 

Die Hauptziele der Optimierungsläufe bestehen in : 

einer optimalen Kombination der Produktionszweige im landwirtschaftlichen Betrieb, 

einer ökonomischen Bewertung von Entscheidungsalternativen zur Gestaltung innerbe
trieblicher Bilanzen bzw. zum Reagieren auf die Änderung exogener Produktions- und 
Marktbedingungen sowie 

der Durchfiihrung von Modellexperimenten fiir die weitere betriebswirtschaftliche For
schungsarbeit zu den Auswirkungen agrarpolitischer Regelungen auf Stabilität und Effizi
enz landwirtschaftlicher Unternehmen in den neuen Bundesländern. 

Erste Testrechnungen wurden am Beispiel einer Agrargenossenschaft, die seit 1991 als Nachfol
geeinrichtung einer LPG besteht, vorgenommen ( siehe Betriebsspiege~ Darstellung 2 ). 

Darstellung 2: Befriebsspiegel Agrargenossenschaft (Stand 1994) 

Betriebsform: Marktfiuchtbau 
Standortfaktoren: vorherrschende Bo- - sandige Lehmböden 

denart: - mittlere Ackerzahl 4 
- Küstenklima Klimagebiet 11 

Produktionsfaktoren: Betriebsgröße: 1530 ha LF: 1400 ha AF 
130haGL 

AK-Besatz: I,OAK/I00ha 
Bruttowert der tech-
nischen Anlagen und 
Maschinen: 2.081 DMiha 
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Anbaustruktur : 

Fruehtart Anb8UUlllfaog Anbamnnfang 
haLF % derAF 

Winterweizen 403 29 
WinteJ'2erste 125 9 
Sommen!erste 145 10 
Hafer 45 3 
ROI!I!en • 45 3 
Winterraps 320 23 
Zuckerrüben 70 5 

Stille2l11l2 197 14 

Um zunächst einige grundlegende Auswirkungen ausgewäbher Regelungen der EU-Agrar
reform in ihrer Tendenz 21lwtersuchen, wurden folgende Ansätze fiir die Durchrechnwg der 
Betriebsstruktur festgelegt : 

Erhöhwg der Stillegungsftäche auf max. 33 % Marktordnwgsfiüchte sowie Redu7ierung 
des Anbauumfimges von Wmterraps auf 17 % der AF ( Var. I); 

Variation des Stickstoffeinsatzes pro Hektar in fiinfJntensitätsstufen ( Var. 11 ). 

Die Einschräukung des Rapsanbaus ( Var. I ) geht auf den Beschluß der EU ZUlÜCk, der Anfang 
1994 die Garantiefläche fiir die Gewährung von Ölsaaten-AusgleichS7llbbmgen fiir Deutschland 
auf790.000 Hektar festlegt. Für Mecklenburg-Vorpommem bedeutet dies eine Anbaueinschrän
kung auf 17 % AF. 

Die Redu7ierung der Rapsftäche wd die Erhöhwg der Stillegungsftäche in Variante I erfolgte 211 

Lasten des Winterweizenanbaus sowie des Anbauumfimgs von Sommergerste. 

Für die AusgleichS7llh1ungen sowie Stillegungsprämie wurden die derzeit gehenden Regelungen 
mgnmde gelegt. 

Da das Kalkulationsprogramm vorwiegend mit KTBL-Richtwerten aIbeitet, sind die ge-. 
wonnenen Ergebnisse zunächst nur von ihrer Tendenz her 211 beurteilen. 

Der Gesamtdeckungsbeitrag 11 reduziert sich im Vergleich der Variante I mit der Ausgangs
situation um 165 lDM Damit verringert sich der Gewinn von 270 DM / ha LF auf 163 DM je ha 
LF wd damit um ca. 14 %. 

Der Gewinn pro Hektar ist ein ka1kul8torischer Gewinn wd wurde von dem Beispielsbetrieb im 
untersuchten Wutschaft~ahr nicht erreicht. Ursache dafiir ist einerseits die Berechnung der FIX
kosten, die in einer Summe kalkuliert werden. Grundlage hierfiir sind die in den KTBL
Standarddeckungsbeiträgen mittels Treodfimktion berechneten Ergebnisse der festen Spezial- und 
Gemeinkosten. Andererseits sind die Be1astungen mit Ahschulden sowie Krediten in den kalku
lierten Werten nicht mit enthahen. 

Die finanziellen Einbußen durch die Rednzienmg des Anbauumfimges von Winterraps können 
durch die Erweiterung der Stillegungs8äche wd die dafiir gezahlten Stillegungsprämieo nicht 
kompensiert werden. 
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In der Variante 11 wurde eine Verändenmg der Intensitätsstufen vorgenommen. Diese haben ei
nen Einßuß auf die im Modell- in Abhängigkeit von der Höhe der Stickstoffgabe und der Acker
zahl - geschätzte Ertragsfunktion. 

Um den Einßuß der MineraIdüngergabe und der Ackerzab1 auf den Ertrag zu modellieren, wurde 
nach KLEINHANSS das Prinzip der Schätzung von Produktionsfunktionen mittels N
Düngerstufen und Ertragsangaben genutzt und ein Kalkulationsrahmen für Parameter von Pro
duktionsfunktionen entwickelt. Dabei wird davon ausgegangen, daß die Konvexität und damit 
der Grad der Abnahme des Grenzertrages bei steigendem N-Einsatz aus den Funktionsschätzun
gen auch für die Bedingungen Mecklenburg-Vorpommern' s zutrifR, während andere ertragsbe
einflussende Faktoren die Lage des Maximalpunktes der Kurve verschieben. 

In der Tabelle zwei sind die für die konkreten betrieblichen Bedingungen anhand der Funktion 
ermittelten und für die Kalkulation des Deckungsbeitrages unterstellten Ertragshöhen und N
Gaben dargestellt (siehe Tabelle 2). 

Tabelle 2: N-Düngung (kg N/ha) und Erträge (dtlha) bei unterschiedlichen In
tensitätsniveaus (Berechnung anband der ProduktionsfunktioiI) 

Fruchtart 60% 80% 100% 120% 140% 
dt/ha kg dtlha kg N/ha dt/ha kg N/ha dt/ha kg N/ha dt/ha kg N/ha 

Winterweizen 52,25 57,55 60,00 59,62 56,40 

Wintergerste 48,81 52,79 55,00 55,43 54,09 

Winterraps 22,28 24,68 25,00 23,21 19,33 

Sommergerste 43,17 44,19 45,00 45,60 45,99 

Hafer 46,02 48,65 50,00 50,06 48,82 

Zuckerrüben 400,98 417,44 430,00 438,64 443,42 

Roggen 55,84 59,30 60,00 61,85 60,91 

Bei Ändenmg des Intensitätsniveaus um 0,1 ändert sich die Höhe der N-Gabe um 10 % und der 
Ertrag entsprechend des Funktionsverlaufes. 

Wie die Tabelle 3 zeigt, ist eine Steigenmg des Deckungsbeitrages bei den Kalkulationen mit 
reduziertem Stickstoffdüngereinsatz zu verzeichnen. Insbesondere wird bei 20 %iger N
Reduzienmg ein Anstieg des Deckungsbeitrages dentIich. Ursache dafür sind die nur ver
hältnismäßig gering sinkenden Erträge bei allen angebauten Fruchtarten, aber die um 20 % ge
minderten variablen Kosten für den Stickstoffaufivand. 

TabeBe 3: Deckungsbeitrag ß und Gewinn bei Änderung des Intensitätsniveaus 

Intensitätsniveau DBß(TDM) Gewinn ( DM I ha ) 

0,6 1.232 286 
0,8 1.257 302 

1,0 1.209 270 

1,2 1.092 194 
1,4 903 71 

Eine weitere Rücknahme der Intensität (auf 60 %) fiihrt zu einem stärkeren Ertragsabfall und 
somit höheren Erlöseinbußen, die von den eingesparten Kosten für den N-Aufivand gerade noch 
kompensiert werden können. 
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Eine Erllöhung der Intensität um 20 % fiihrl in Abhängigkeit vom VerIauf der unterstelhen Pro
duktionsfunktion bei den einzelnen Fruchtarten entweder zu einem minimalen Ertragsverlust bzw. 
-anstieg. Der Gesamtdeckungsbeitrag ist bei dieser Intensitätsstufe aus diesem Grund und den 
höheren variablen Kosten rd. 117 TDM niedriger als bei der Stufe 1, der Ausgangssituation. 

Diese mit einer solchen Variantenrechnung erziehen Ergebnisse tragen vorläufigen Charakter. 
Wechselwirkungen mit dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln blelDen hier zunächst unberück
sichtigt. Erste Wirkungen der EU-Agrarreform werden jedoch sichtbar. Schon jetzt läßt sich 
schlußfolgern, daß eine Erhöhung der Intensität dem Untemehmen nicht zu empfehlen ist. Eine 
Reduzierung der AuiWandmengen an Stickstotfdünger wirkt sich positiv auf das finanzielle Er
gebnis aus und läßt eine verbesserte Umwehwirkung erwarten. 

3 Einßußfaktoren auf die Vorzüglichkeit der Rechtsformen in den neuen Bundeslän
dern 

Da die bisberigen Buchfiihrungsergebnisse kaum eindeutige Aussagen über die Vorzüglichkeit 
einer Rechtsform landwirtschaftlicher Untemehmen bringen, sollen ausgewähhe logische Argu
mente über die Vor- und Nachteile juristischer Personen gegenübergestelh und bezüglich ihrer 
Quantifizierung beurteih werden (siehe Darst. 3). 
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DarsteUung 3: Gliederung der Vor- und Nachteile juristischer Personen in der Landwirt
schaft in GegenübersteUung zu natürlichen Personen und PersonengeseU
schaften 

Höherer Publiziertheits
grad der Wirtschaftser
gebnisse und der Vermö
genssituation 
Erarbeitung von Infor
mationen fiir agrar
politische 
Entscheidungen 
Einbindung in regionale 
Planungen 

Zusätzliche Steuern 
Höhere Einkonunens
besteuerung 
Begrenzungen bzw. 
Ausschluß bei 
einigen Fördermaß
nahmen im Investi-
tionsbereich 

- Kostendegression infolge 
Konzentration 

- Anwendung des wissenschaft
lich-technischen Fortschritts 
durch schneneren Umschlag 
des Vermögens 

- Hohe Qualität der Produkte 
durch einheitliche Partien 

Fehlende Trennung zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber
interessen 
Geringe Bonität fiir die 
Kapitalbeschaffimg 
Begrenzte Haftung steht im 
Wiederspruch zu den 
Besonderheiten in der Land
wirtschaft 

Agrarsoziologie 

Geringes persönliches 
und fiuniliäres Risiko 
durch beschränkte 
Haftung 
Urlaubs- und Freizeit
gestaltung durch ein fest
gelegtes Arbeitszeit
regime 
Tarifliche Einkonunens
sicherung durch Risiko
ausgleich 

Eingegrenzte Entschei
dungsfreiheit 
Mangelnde Vielseitigkeit 
in der Beschäftigung und 
fehlende Möglichkeit zur 
Realisierung eigener 
Interessen 
Gefilhr der Motivations-

Die angefiihrten Argumente standen vorrangig in Veröffentlichungen von ROST, KÖRNE sowie 
ISERMEYER im Mittelpuukt der Diskussion. Die Autoren resümierten, daß die gravierenden 
Nachteile der juristischen Personen kompensierbar seien und ein langfristiges Bestehen juristi
scher Personen in der Landwirtschaft wahrscheinlich ist. Auch die zitierten Autoren konnten die 
Überlegenheit bestimmter Rechtsformen an Hand von Buchfiihrungsergebnissen nicht belegen. 
Datenmaterial mit unzureichender statistischer Sicherheit dürfte die Hauptursache fiir ungenü
gende betriebswirtschaftliche Aussagen sein. Es muß auch berücksichtigt werden, daß juristische 
Personen in der freien Marktwirtschaft des Landbaues in größerern Umfang erst seit einern histo
risch kurzen Zeitraum bestehen und in diesem Zeitraum keine Stabilität in den ökonomischen 
Bedingungen bestand. Ursachen und Wrrkungen unterliegen somit seit der politischen Wende 
einern vielfliltigen Einflußfilktorenkomplex. 

Prüfberichte einzelner juristischer Personen bescheinigen vielen Unternehmen Stabilität. Dieser 
Fakt beweist, daß jedes Unternehmen als ein individueUer Organismus anzusehen ist und begrün
det somit die Anwendbarkeit differenzierter Rechtsformen in der Landwirtschaft. Die Vorzüg
lichkeit einer Rechtsform erscheint schwer quantifizierbar. 

Nach den ausgewerteten Buchfiihrungsergebnissen steHt offenbar die GbR die größte Effizienz in 
Anssicht (5. Tab. 4). Der Arbeitskräftebesatz ist in den juristischen Personen relativ hoch. Infolge 
einer konsequenten technischen Erneuerung konunen die Einzelnnternehmen mit weniger Be
schäftigten aus. In engem Zusammenhang mit diesem Fakt steht der geringe Gewinn in den juri-
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stischen Personen. In den Ertrags- und Einkonnnenskennziffem sind nur geringe Differenzen 
zwischen den juristischen Personen und Einzehmternehmen nachweisbar. Auffiillend ist der hohe 
Gewinn in den PersonengeseDschaften (überwiegend GbR). Diese Aussage kann bisher nur als 
Tendenz gewertet werden. Argumente mr Begründung dieser Tatsache (z.B. Nutzung aller Kon
zentrations- und Spezialisiemngsvorteile) können wiederum zahlreiche Störlilktoren im Betriebs
vergleich entgegengestelh werden (fehlende Vergleichbarlreit der Standortbedingungen, der Kapi
talausstattung, der Erzeugnisstrukt, Mängel in der Datenbasis usw.). 

TabeRe 4: Gegenüberstellung ausgewählter ökonomischer Kennziffern juristischer und 
natürlicher Personen in Meddenburg-Vorpommern - Marktfruchtbetriebe 
(festbetriebe) 1992/93-

Kennziffer ME Juristische Natürliche Personen 
Personen Einzelunter- Personen-

nehmen gesell-
schaften 

Anzahl der Betriebe 38 63 15 
Fläche halBetrieb 1.945 288,2 775,5 
Arbeitskriiftebesatz AKl100ha 2,1 1,0 0,9 
Betriebseinkonnnen DMß1a 830 
Roheinkonnnen DMß1a 826 1.027 
Gewinn DMß1a 6 569 826 
Ertrag Wmterweizen dtIha 54,3 55,3 
DB Wmterweizen DMß1a 1.160 1.254 
Ertrag Winterraps dtIha 26,3 23,1 
DB Wmterraps DMIha 1.624 1.592 
Ertrag Wmtergerste dtIha 46,4 49,8 
DB Wmteraerste DMß1a 889 1.017 

QueUe: LMS Landwirtschafts M-V/8oH, Bad Doberan 1994 

Wenn die verbal beschriebenen Vor- und Nachteile (Darstellung 3) der juristischen Personen in 
Gegenüberstellung m den natürlichen Personen (Einzehmternehmen und GbR) beziigliCh ihrer 
Quantifizierbarkeit betrachtet werden, müssen die meisten Fakten als nur indirekt bzw. gar nicht 
quantifizierb~ eingestuft werden. Quantitative Einzelaussagen liegen über die 
,,betriebswirtschaftlichen Vorteile" vor (z.B. Wrrkung der Kostendegression bei einern abge
grenzten ProduktionsverfiJh). 

Einzelunternehmen in den neuen Bundesländern können diese Vorteile infulge ihres Strukturvor
teils, der sich aus der besonderen historischen Situation ergeben hat (durchschnittliche Flächen
ausstattung je Unternehmen 130 ha), eben&IIs nutzen. Die Zusammenstellung der 
,petriebswirtschaftlichen Nachteile" weist jedoch auf die Fakten bin, die bestimmend fiir die Exi
stenz sein können. In Industrie und Gewerbe spielen ähnliche Fakten offenbar nur eine geringe 
RoBe. 

Es verbleiben die ,,agrarpolitischen bzw. juristischen Nachteile" der juristischen Personen als 
quantifizierbare und in jedem Unternehmen wirksame Größe. 

Eigene Kalkulationen beziffern den Vorteil der Finanzienmgsbedingungen durch günstigere Dar
lehen und Zuschüsse bei den natürlichen Personen mit ca. 40 DMß1a. Diese Größenordnung wird 
durch eine ausfiihrliche Analyse des Investitionsgeschehens in den neuen Bundesländern belegt. 
SCHMIDT errechnet einen durchschnitt6chen Kapitaldienst fiir Einzehmternehmen von 8,7 0/0, 
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GbR 9,1 % und in den Kapitalgesellschaften sowie eingetragenen Genossenschaften (e.G.) von 
11,5%. 

Bezüglich der Besteuerung ist eine Quantifizierung eben1lills sehr problematisch. Rein formal 
bedingen die gesetzlichen Regelungen eine höhere Besteuerung der juristischen Personen. Eigene 
Kalkulationen beziffern den Nachteil der juristischen Personen mit 50 bis > 100 DMiha in Ab
hängigkeit von der Eigenkapitalbildung. Stabile Betriebe, als juristische Personen organisiert, 
können einen hohen AufWand fiir die Steuerberatung einsetzen, so daß die Steuerpraxis immer 
günstigere Werte fiir die Betriebe ergibt als Vorkalkulationen. Steuerberatungskosten und kom
plizierte Verfilhren, wie die Methode der vollständigen Gewinnausschüttung mit folgender Wie
derzufiihrung zum Unternehmen müssen auch als Nachteile juristischer Personen gewertet wer
den. Dennoch kann durch die Nutzung vieler Wahlrechte in der Besteuerung und bestimmter 
Konstruktionen in den Rechtsfonnen der Steuernachteil der juristischen Personen begrenzt blei
ben. Entscheidend dürfte letztendlich die Gewerbesteuer sein, falls sie fiir alle juristischen Perso
nen im Bereich der Landwirtschaft zur Anwendung kommt. 

4 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Mit der Zielsetzung einer vielzweigig strukturierten, wettbewerbsfiihigen, einkommensstabilen 
und umwehverträglichen Landbewirtschaftung geraten die landwirtschaftlichen Unternehmen 
Mecklenburg-Vorpommern' s in das Spannungsfeld zwischen der von der EU 1992 in Gang ge
setzten Agrarrefonn zur Marlrtentlastung einerseits und den aus ökologischer Sicht gestelhen 
Anforderungen an die Landnutzung andererseits. 

Da fiir die Wirtschaftlichkeit der Agrarunternehmen maßgeblich die Produktionsintensität mit 
entscheidend ist, wurden hierzu ModeDkalkulationen an einem ausgewählten Beispiel einer 
Agrargenossenschaft vorgenommen. Die Berechnungen, die gleichzeitig fiir den Nachweis der 
praktischen Anwendbarkeit eines von den Autoren entwickelten betriebswirtschaftlichen Instru
mentariums dienen, fiihrten zu ersten Ergebnissen. 

Die ab Aussaat 1994 geforderte Reduzierung des Öisaatenanbaus auf 17 % der AF fiihrt be
zugen auf den einzelnen Betrieb zu deutlichen finanziellen Einbußen. Eine Reduzierung der Auf:. 
wendungen bei Stickstoff dünger beeinfiußt das finanzielle Ergebnbis positiv, hinzu kommt, daß 
längerfiistig eine günstige Umweltwirkung zu erwarten ist. 

Diese Ergebnisse lassen sich durch das Zugrundelegen von nur einem Wirtschaftsjahr nicht ver
allgemeinern, es sind jedoch bestimmte Tendenzen erkennbar. 

Die EU-Agrarrefonn ist in ihrer Wirkung differenziert zu beurteilen. Im Rahmen der ein
zelbetrieblichen Entscheidungsvorbereitung ist entsprechend der konkreten betrieblichen Situati
on mit Hilfe geeigneter betriebswirtschaftlicher Instrumentarien die effiziente Betriebsstruktur zu 
finden, um· so einerseits die agrarpolitische Regelung auszuschöpfen und andererseits dem ge
wachsenen Umwe1tbewußtsein Rechnung zu tragen. 

In Mecklenburg-Vorpommern bewirtschaften die juristischen Personen etwa zwei Drittel der LF. 
Seitens des Landwirtschaftsministeriums werden keine prinzipiellen Unterschiede in der Fördeung 
der Rechtsfonn vorgenommen. Alle landwirtschaftlichen Unternehmen sind trotz Ausnutzung der 
Degressionseffekte bei den Produktionseinheiten auf die Ausgleichszahlungen im Rahmen der 
EU-Agrarrefonn angewiesen. 

Ein Betriebsvergleich der juristischen und natürlichen Personen ist durch ungenügende Datener
'hebungen gestört. Gesicherte Aussagen sind erst nach Abrechnung mehrerer Wrrtschaftsjahre 
möglich. Jedes Unternehmen ist einzeln bezüglich Stabilität und Rentabilität zu beurteilen. Mehr 
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als die Rechtsform entscheiden bei weiteren Umstrukturierungen die konkreten Bedingungen. 
Laut Betriebsvergleich der Testbetriebe in Mecklenburg-VoIponnnern haben die GbR die besten 
Produktionsergebnisse. 

Wenn juristische Personen Gewinn erwirtschaften, die notwendigen Eigenkapitalerhöhungen 
vornehmen und Gewerbebetrieb kraft Rechtsform werden, haben sie erheblich höhere Steuern zu 
entrichten, als vergleichbare Unternehmen natürlicher Personen. 

Summary 

The target of agriculture in Mecklenburg- VOIponnnern consists in keeping the traditional 
agriculturallocation and the development of competitive and income securing farm businesses, 
which are able to realize the income on the market in order to secure a living for the people in the 
rural areas. 

The question, wether or how the production intensity of a agricultural business is influenced by 
the EEC Reform plays a substantial role for the economic efliciency. 

The presented article analysed by means ofmodel- calculations the effect ofthe 1992 EEC Price 
Reform on a farm- cooperative in Mecklenburg- VOIponnnern. 

The used instrument is a calculation mode~ where gross margins for the most important 
tecbniques of animal and plant production be culcultated as weil as be prepared for a comparison 
of variants. 

It further consists of an optimization- mode~ which takes over the results of the technique
calcutation and optimized it regarding the production structure. A comparison ofvariants is pos
S1ble too. 

The efliciency of the use of mineral fertilizer is the main emphasis of the technique- calculation 
and the finding of the most favourable intensity level - adapted to the existing conditions. 

The model- calculation consists of two variants: 

I. The reduction of oil-seed-rape cultivation to 17% of arable land as weil as increasing of 
set-aside area to 33%. 

2. Calculation of cultivation structure with live different intensity levels regarding the use of 
nitrogen fertilizer. 

The gross margin, the profit lind the labour costs per variant will be determined and compared 
with the initial situation. It shows, that the resu1ts from just one production year and leaned on 
just one practical case can not be generalized. But trends about the effects of the EEC- Reform 
on the farms are obvious. 

Since the reorganisation in the New Länder and the Introduction ofthe EEC- Reform went du
ring the same time, is it diflicult to get to proofed staternents, wether and how the reform had an 
influence ofthe choice ofthe legal form ofagricu1tural businesses. 

The Agricultural Ministry of Mecklenburg- VOIponnnern does not make any differences in sup
porting different legal forms. So far presented business comparisions show, that under present 
conditions all legal forms of agricultural companies are dependent on the EEC- Payments in order 
to secure their income. 
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Pes.,ye 

"BJlJUIHHe arpapHoA pec)opMII BBponeAcltoro COD3a Ha 
q,OPM HHTeHCHBHOCT& npOH3BOAcTBa H BII60p npaBOBIIX 

X03JIACTBOBaHHJI npeAnpHJITHA HOBlIX 4»eAepan.HIIX 3eMen." 

UenbD cenbCKoro x03RiicTBa 3eMnH MemeHöypr-cf>opnoMMepH RBnReTCR 
TpaAHqHoHHoro npoH3BOAcTBa 14 pa3BHTHe KOHKypeHTocnoc06HLlx 14 
cenbCKoX03RiiCTBeHHLlX npeAnpHRTHii, KOTOplde ÖLi MornH nOMO'lb 
AaIIbHeiiwee pa3BHTHe CenbCKoii MeCTHOCTH 14 rapaHTHpOBaTb TeM caMIdM 
yp0BeHb önarococTORHHR cenbCKoro HaCeneHHR perHoHa. 

coxpaHeHHe 
cTaÖHnbHldx 
OÖeCne'lHTb 

AOCTaTO'lHLlii 

AnR 3IPIPeKTOBHOrO BeAeHHR x03RiicTBa Ha oTAenbHOM npeAnpHRTHH O'leHb BIUKHO 
OTBeTHTb Ha BOnpoc, nOBßHReT nH arpaHaR pe.popMa BBponeiicKoro COD3a (BC) Ha 
yp0BeHb HHTeHCHBHOCTH cenbCKOX03RiicTBeHHOrO npOH3BOACTBa 14 ecnH Aa, TO KaK. 

B HaCTOR~eii paöOTe HccneAYDTCR nocneACTBHR Ha'laTOii B 1992 rOAY arpapHoii 
peIPOpMLI BC Ha npHMepe arpapHoro TOBapH~eCTBa B 3eMne MemeHöypr
cf>opnoMMepH C Hcnonb30BaHHeM MeTOAa MareMaTH'IeCKOrO MOAenHpOBaHHR. B OCHOBY 
nerna KaII·bKynRqHoHHaR MOAenb paC'IHTIdBaD~aR OTHOCHTenbHYD AOXOAHOCTbI no 
HaHöonee BalKHblM OTpacnRM AeRTenbHOCTH npeAnpHRTHR, cBOAHMlde 3aTeM B OÖ~Hii 
pe3ynbTaT. PaC'IeTId CAenaHLI C Y'!eTOM pa3ßH'IHbIX BapHaHTOB, C qenbD AaIIbHeiiwero 
COnOCTaBßeHHR pe3ynbTaTOB. 3aTeM, pe3ynbTaTId peWeHHR KaIIbKynRqHoHHoii MOAenH 
npeXOART B MOAenb onTHMH3aqHH npOH3BOACTBeHHOii CTPYKTYPbl npeAnpHRTHR, B 
KOTOpoii TaKlKe paCCMaTpHBaDTCR pa3ßH'IHlde BapHaHTbI. 

OCHOBHIdM MOMeHTOM KanbKynRqHoHHoii MOAenH RBnReTCR onTHMH3aqHR cneqHanbHoii 
HHTeHCHBHOCTH B paCTeHHeBOACTBe, 'ITO AaeT B03MOlKHOCTb onpeAenHTb HaHöonee 
BbICOKYD 3KOHOMH'IeCKYD 3IPIPeKTHBHOCTb BHeceHHR YAoöpeHHii. 

PaC'IeTbi npoBOAHnHCb no TpeM BapHaHTaM: 

BapHaHT 1:0rpaHH'IeHHe nno~aAH B03AenLlBaHHR 03HMoro panca Ha ypOBHe 17% 
nno~aAH nawHH 14 YBenH'IeHHe AonH KynbTypHoro lIapa AO 33% OT nno~aAeii 

TOBapHldx KynbTYP, 'IaCTb KOTOPLIX nOAnelKHT oöR3aTenbHoMY BIdBOAY 143 
o6opoTa. 

BapHaHT 2:PaC'IeT npOH3BOACTBeHHOii CTPYKTYpbl C nRTbD BapHaHTaMH no ypOBHD 
HHreHCHBHOCTH BHeCeHHR a30THblX YA06peHHii. 

BapHaHT 3:3KcreHCHBHoe HCnOnb30BaHHe nyroB 14 nacT6H~ AnR Bblpa~HBaHHR Te 
nOK 

OÖ~Hii nOKa3arenb OTHOCHTenbHoii AOXOAHOCTH2, npHöLlnb ·14 oöeCne'leHHOCTb paöo'leii 
cHnoii paCC'IHTLIBaDTCR no KalKAOMY BapHaHTY 14 CpaBHHBaDTCR C HCXOAHOii cHTyaqHeii. 
KOHe'lHO, Ha npHMepe OTAenbHO B3RToro npeAnpHRTHR 14 OAHoro roAa Henb3R AenaTb 
oöoö~aD~HX BLlBOAOB, HO TeHAeHqHH BßHRHHR arpapHoii peIPOPMId BC Ha oTAenbHoe 
npeAnpHRTHe npORBHnHCb no pe3ynbTaTaM HccneAOBaHHR AOBOnbHO OT'leTnHBO. 

I1poBeAeHHe pe.popMLI arpaHoii nonHTHKH BC npaKTH'IeCKH COBnaIIO C npoqeccoM 
nepexoAa cenbCKoro x03RiicTBa HOBbIX 3eMenb cf>pr, CBR3aHHOrO C 061>eAHHeHHeM 
repMaHHH, Ha ycnOBHR pblHKa BC. I103TOMY, 'IeTKHX BIdBOAOB 0 BßHRHHH arpaHoii 
pe.popMId BC Ha BLlÖOP npaBOBOii IPOPMbI X03RiiCTBOBaHHR OTAenbHLlX 
cenbCKOX03RiiCTBeHHbIX npeAnpHRTHii CAenaTb Henb3R. 

I ~trag _ Blipyua :Ja BliqeTl)M npRM"x nepeMeHH"x :JaTPaT B pacqere Ha 

npoH.BOACI1IeHHYJ) eAeHH'1Y (ra. CKOTOMeCTO H T.n.) 
2 ~trag _ 06~R Blipyua :Ja BliqeTOM npRMlix nepeMeHHhlx :JaTPaT B pacqere Ha 

npeAnpHRTHe 
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Co CTOPOHbi MHHHCTepCTBa CenLCKOrO X03RlicTBa 3eMnH MeKneH6ypr-4>opßOMMepH 

HHKaKHX ßpeAßO'lTeHHIi OTAeJlLHblM ßpaBOBbiM cj>opMaM ßO BblAeneHHD tjlHHaHcoBOIi 

ßOMOlL\H He AenaeTCR. Ao CHX ßOP ßpOBeAeHHble cpaBHeHHR pe3ynLTaTOB AeRTenLHOCTH 

ßpeAßpHRTHIi pa3nH'IHblX tjlOPM c06cTBeHHoCTH CBHAeTenLCTBYDT 0 TOM, 'ITO B 

HacroRlL\HX ycnOBHRX ßpeAßpHRTHR BCex ßpaBOBblX cj>opM 3aBHCRT OT KOMßeHcall,HOHHblX 

cy6cHAHIi, BLlAeJ\$leMblX B paMKax ßp0BeAeHHR petjlopMbI arpapHoli ßonHTHKH BC C 

lI,enLD ßOAAeplKaHHR AOXOAHOCTH. 
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EU-AGRARREFORM UND BETRIEBLICHES MANAGEMENT - EN1WICKLUNG 
DES PRODUKTIONS PROGRAMMS IN AUSGEWÄHLTEN BETRIEBEN SACH

SEN-ANHALTS UND THÜRINGENS 

von 

Jürgen HEINRICH* 

1 Zielstellung 

Anhand einiger komprimiert zusannnengestellter Ergebnisse der vom Autor in den Jahren 1991 
bis 1994 vorgenommenen Feldstudien und Analysen zur Umstrukturierung der Landwirtschaft in 
Sachsen-Anhah und Thüringen sollen der Entwicklungsstand und sich abzeichnende Trends kurz 
dargestellt werden. Ausgewählte Familienbetriebe bzw. juristische Personen (nachfolgend: Be
triebe)bilden die Grundlage fiir eine deskriptive Analyse zum Umfang und Charakter der Anpas
sungsreaktionen auf die EG-Agrarreform. Für die differenzierte Vorgehensweise von Inhabem 
der Familienbetriebe bzw. des Managements der juristischen Personen bei der Entwicklung be
trieblicher Anpassungsstrategien soll unter Nutzung methodischer Ansätze der Entscheidungs
theorie der Versuch einer Gruppierung vorgenommen werden. 

2 Untersuchungsgrundlagen und -methode 

Seit 1991 analysiert der Autor im Auftrag des Agrarministerinms von Sachsen-Anhalt die Ent
wicklung der Umstrukturierung der Landwirtschaft auf der Grundlage der Anträge auf Anpas
sungshilfu. Außerdem wurden durch den Autor von 1991 bis 1993 im Auftrag der FAL Braun
schweig, Institut fiir Betriebswirtschaft, jährlich z.T. sogar mehrfach ca. 40 bis 70 Betriebsleiter 
bzw. Geschäftsfiihrer befragt in während des Untersuchungszeitraumes identischen Regionen der 
Länder Sachsen-Anhah und Thüringen. Zusätzlich zu den von KÖNIG (1992) abgeforderten 
Daten konnte dabei ein Teil der nachfulgend dargelegten Zusannnenhänge analysiert werden. Im 
Jahr 1994 dienten Nachfragen in den fiir die vorliegende Zusannnenstellung ausgewählten Betrie
ben der AktuaIisierung des Datenstandes. Das Untersuchungspanel wurde noch ergänzt durch 
weitere Betriebe mit denen eine längerfiistige Forschungszusannnenarbeit besteht. 

Auf der Grundlage der in den Interviews gewonnenen Informationen sowie der aus den Analysen 
zusannnengestellten Daten wurden fiir die nachfolgende Darstellung Betriebe ausgewählt die 
jeweils eine größere Gruppe ähnlich agierender Untemehmen repräsentieren. 

3 Situation der Landwirtschaft in den Ländern Sachsen-Anhalt und Thüringen 

3.1 Erreichter Stand der Umstrukturierung 

Nach einem örtlich recht furiosen Auftakt der Wiedereinrichtung und des Rechtformenwechsels 
in den Jahren 1990 und 1991 verringerte sich in den Jahren 1992 und 1993 der Zuwachs an um
strukturierten Betrieben doch recht deutlich. Tabelle I gibt Auskunft über die 1993 erreichte Be
triebsstruktur in Sachsen-Anhalt und Thüringen. Zu der Gegenüberstellung ist unter anderem 
folgendes anzumerken: 

• Dr. 1. Heinrich, Institut für Agrarökonomie IUld Agrarraumgestaltung der Landwirtschaftlichen 
Fakultät an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, PF 1,06015 Halle (Saale) 
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Obwohl Sachsen-AnbaIt mit 1.040.100 ha LF über 275.400 ha LF mehr verfiigt als 1hü
ringen, ist die Anzahl der Betriebe annähemd gleich. Demzufolge muß die Durchschnitts
größe der Betriebe in Sachsen-AnbaIt höher sein. 

Bei etwa vergleichbarer Anzahl natürlicher Personen entfiillt in Sachsen-AnbaIt nahezu der 
doppehe F1ächenanteil auf diese Betriebe. 

Die Einzehmtemehmen in Sachsen-AnbaIt (Haupt- IDld Nebenerwerbsbetriebe insgesamt) 
bewirtschaften durchschnittlich 83 ha, in Thüringen dagegen nur 38 ha. Bei den anderen 
Rechtsformen sind die Größen recht ähnlich. 

Der Anteil der Personengesellschaften an der BetriebsanzahllDld an der Fläche ist in Sach
sen-AnbaIt deutlich höher, wohl eine Folge diverser Förderbedingungen aber auch des 
Strebens nach wettbewerbsfiihigen Betriebsgrößen. 

Tabelle 1: Betriebe nach Rechtsformen in den Ländern Sachsen-Anhalt und Thüringen 
im Herbst 1993 

Rechtsfonn Sachsen-AnbaIt Thüringen 

Anzahl Anteil Anteil Anzahl Anteil Anteil 
Betriebe an der Betriebe an der 

v.R Fläche v.R Fläche 
v.R v.R 

Natürliche Personen 3489 86,4 41,2 3574 87,683,5 21,8 

Einzehmtemehmen 2946 72,9 21,8 3405 4,1 14,7 
Personengesellschaften 543 13,5 19,4 169 7,1 

Juristische Personen 550 13,6 58,8 505 12,4 78,2 
eingetragene 
Genossenschaften 313 7,8 42,4 251 6,2 48,1 
GmbH 166 4,1 10,7 170 4,2 17,9 
andere Körperschaften 26 0,6 0,5 40 1,0 5,6 
GmbH&Co.KG 45 1,1 5,2 44 1,0 6,6 

Insgesamt 4039 100 100 4079 100 100 

QueUe: KRUSE (1994) und eigene Berechnungen 

3.2 Differenzierung der Betriebsformen 

Regionale AutarkiebestreblDlgen im Emährungsbereich fiihrten in den Bezirken der eh~en 
DDR zu relativ vereinheitlichten Produktionsstruktmen. Nachdem die Landwirtschaftsbetriebe im 
Zuge der Umstrukturienmg der Landwirtschaft in den neuen BlDldesländem wieder mehr Ent
scheidungsspielräume fiir die Gestahung ihres Produktionsprogramms nutzen konnten IDld sich 
gleichzeitig den scharfen Bedingungen des Marlrtes zu steHen hatten, entwickehen sich rasch 
deutlichere Bezüge zur regionalen Ertragsfiihigkeit IDld zum traditionen entwickehen Know-how, 
typisches Beispiel dafiir ist die Konzentration der Rinderzucht in der Ahmark (Sachsen-AnbaIt). 

Sachsen-AnbaIt verfUgt mit ca. 37 v.R Löß-Standorten gegenüber ca. 24 v.R in Thüringen über 
erheblich mehr potente Ackerbaustandorte. Dagegen erreichen die ackerbaulich weniger attrakti
ven Verwiltenmgsstandorte der Mittelgebirge in Thüringen ca. 58 v.R, in Sachsen-AnbaIt betra
gen sie nur etwa 6 v.R Diese lDlterschiedlichen natürlichen Bedingungen wirken sich auch auf die 
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Ausprägung der Betriebsfonnen aus, wie aus Tabelle 2 ersichtlich wird So findet NutztierllaItung 
in Sachsen-Anhalt nur in 2.713 Betrieben (67 v.lI.) statt, in Thüringen dagegen noch in 3.265 
Betriebe (80 v.II.). Während der Anteil der Betriebe mit Beständen zwischen 20 und 100 Vie
heinheiten sowie über 500 Vieheinheiten abnimmt, stabilisiert sich der wirtschaftlich fiir Perso
nengeseßschaften und juristische Personen interessante Größenbereich zwischen 100 und 500 
Vieheinheiten. Der mittlere Viehbesatz erreichte 1993 in Sachsen-Anhalt einen Wert von 44,9 
VElI00 ha LF und in Thüringen von 62,9 VElI00 ha LF. Weitaus unterschiedlicher ist die Situa
tion in einzelnen Regionen und bei den verschiedenen Tierarten. 

TabeDe 2: Anten der Betriebsformen in den Lindern Sachsen-Anhalt und Thüringen 
bezogen auf die Betriebe der Betriebsform "Landwirtschaft" 

Betriebsform Sachsen-Anhalt Thüringen 

Anteil Anteil Mittlere Anteil Anteil Mittlere 
Betriebe Fläche Fläche Betriebe Fläche Fläche 

v.1I. v.1I. ha v.1I. v.1I. ha 

Marktfiucht 53,8 64,8 385 31,7 39,7 279 
Futterbau 31,6 20,9 210 55,4 48,5 195 
Veredhmg 3,9 0,9 78 3,1 1,6 116 
Dauerkuhur 4,1 0,5 37 1,4 0,5 81 
Gemischtbetriebe 6,6 12,9 624 8,4 9,7 259 

Anteil der 

Betriebform"Landwirt-

schaft" an den 85,8 98,9 319 84,9 98,7 223 

Betrieben insgesamt 

Quelle: Eigene Berechnungen nach KRUSE (1994) 

In Sachsen-Anhalt dominieren die Marktfruchtbetriebe sowohl bei der Betriebsanzahl als auch in 
der Flächennutzung. In Thüringen liegt dagegen der Schwerpunkt auf den Futterbaubetrieben. 

Auch innerhalb der einzelnen Länder ergeben sich standortbezogen recht differenzierte Nutzung
scharakteristika, deshalb wurden fiir Sachsen-Anhalt sechs und fiir Thüringen acht Agrargebiete 
ausgewiesen, vgl. dam TMLF (1994), HEINRICH, HÜWE, GERSONDE (1993). 

3.3 Charakteristische Ausprägung des Arbeitsbedarfs nach Rechtsformen 

Die wohl erheblichsten Veränderungen haben sich mit der Umstrukturierung bei der Anzahl und 
der Struktur der Beschäftigten ergeben. Gegenwärtig sind im Bereich Landwirtschaft in Sachsen
Anhalt noch ca. 33.000 (von ursprünglich 180.000) und in Thüringen ca. 30.000 (von ursprüng
lich 122.000) Personen b~. Viele Betriebe sind auf dem Weg 711 schlanker Produktion 
und schlankem Management. 

Für die Gewährung der Anpassungsbilfe wird nach Richtwerten ein kalkulatorischer Arbeitsbe
darf ermittelt. Auch wenn sich an diesen Kennzahlen wegen ihrer Höhe im Einzelfiill erhebliche 
Diskussionen entzünden, steRen sie doch insgesamt eine brauchbare Basis fiir die überschlägige 
KaIku1ation des Arbeitsbedarfs in den Landwirtschaftsbetrieben dar. Bei einer Gruppierung der 
Arbeitsbedarfswerte zeigen sich charakteristische Dichteverteilungen fiir die einzelnen Rechts
formen. So fUhrt z.B. ein der Melnheit der Einzehmtemelnilen im Haupterwerb entsprechender 
durchschnittlicher Arbeitsbedarfdazu, daß die Kategorie 2.000 bis 10.000 Stunden Arbeitsbedarf 
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je Betrieb am stärksten besetzt ist: Zweitstärkste Gruppe ist die Kategorie unter 1.000 Stunden, 
hier wirkt sich der hohe Anteil Einzehmternehmen im Nebenerwerb aus. 

Bei den Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbR) dominiert in den marktfiuchtorientierten Be
trieben der Bereich zwischen 5.000 und 15.000 Stunden, bei stärkerer Ausrichtung auf die Nutz
tierhaltungiGemischtbetrieb werden jedoch auch deutlich höhere Werte erreicht. 

In den eingetragenen Genossenschaften (e. G.) wird gegenwärtig noch der größte Anteil der 
Nutztiere gehalten. Um das Risiko zu vermindern oder aus Tradition werden neben Marktfiucht
anbau und Nutztierha1tung auch noch andere Produktionszweige betrieben, das fiihrt dazu, daß 
bei den e.G. der Gemischtbetrieb eindeutig vorherrscht. Hier verschiebt sich der Bedarf auf die 
höheren Bereiche zwischen 30.000 und 100.000 Stunden, ein erheblicher Teil der Betriebe benö
tigt noch mehr. 

Bei einern kalkulatorisch ennittelteri Bedarf von 60,1 Mio Arbeitskraftstunden entfiillen in Sach
sen-Anhalt je Hektar LF knapp 53 Stunden Arbeitszeitbedarf Daraus ergibt sich fiir Pflanzenbau 
und Nutztierha1tung ein durchschnittlicher kalkulatorischer Besatz von knapp 3,13 Arbeitskräften 
je 100 ha LF, fiir Thüringen wurden 3,3 Arbeitskräfteje 100 ha LF ermittelt (TMLF, 1994). Mit 
zunehmender Flächenausstattung geht - regional z. T. stark differenziert - ein abnehmender AK
Besatz je 100 ha in den Betrieben fast aller Agrargebiete einher. Trotzdern arbeiten z.B. in Thü
ringen mehr als die Hälfte der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen in Betrieben mit mehr 
als 1000 ha LF (TMLF, 1994). 

4 Wirkungen der EU-Agrarreform 

4.1 Ziele und Instrumentarien 

Die 1992 durch die Agrarminister der EU beschlossene Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) hat vor allern folgende Ziele: 

Gleichgewicht der heimischen und internationalen Märkte, 

Sicherung der Finanzierbarkeit der Agrarpolitik, 

Stabilisierung der Agrareinkommen und Erhaltung einer ausreichenden Anzahl von 
Landwirten, 

Verbesserung der Wettbewerbsfiihigkeit der europäischen Landwirtschaft, 

gerechtere Umv~eilung der Beihilfen, 

umweltverträglichere Ausrichtung der Landbewirtschaftung (Landschaftspflege), 

Förderung der Verwendung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Nichtnahrungs
mitte1sektor. 

Neben Marktordnungspreisen sind die wichtigsten Instrumente Prämien, BeihiIfun, Preisaus
gleichszahhmgen und Sanktionen die an spezifische Bedingungen, z.B. an die Einhaltung vorge
gebener Stillegungsanteile, regionaler Basisflächen oder von Besatzdichtefaktoren gebunden sind. 
Die grundsätzlichen Regehmgen werden als bekannt vorausgesetzt und hier nicht weiter erläutert 
(s. dazuBMLF, 1994). 
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4.1 Strukturwirkungen der EU-Agrarreform-

4.2.1 Wirkungen auf die Wettbewetbskraft der Fruchtarten 

Aus der EU-Agrarrefurm ergeben sich neue Wirkungen, welche die mehr oder weniger natürlich 
bzw. traditionell bedingte DifIerenzierung der Produktionsstrukturen überdecken können. Die 
wesentlichsten Auswirkungen auf das Produktionsprogramm der Marktfruchtbetriebe ergeben 
sich aus der veränderten Wettbewetbskraft der Fruchtarten und aus der konjunkturellen F1ä
chenstillegung, dam wurden durch verschiedene Autoren Kalkulationen vorgelegt. Besonders fiir 
Marktfruchtbetriebe wird aus diesen Berechnungen erkennbar, daß niedrige Marktpreise die Wir
kung der Marktleistung m Gunsten der Ausgle;chS71lhhmg reduzieren. Gleichzeitig wird deutlich, 
wie z. T. erheblich nivellierend die AusgleichS7Jlbbmgen auf die Kömerfiüchte wirken. Damit er
furdern die relativ sicheren F1ächenprämien auch ein verstärktes Nachdenken über die notwenmge 
Aubauintensität. Bei einheitlichen F1ächenausgleichS7Jlhhmgen in der Erzeugungsregion, z.B. 
Bundesland, können sich vergleichbare Auswirlrungen auch zwischen besseren und schlechteren 
Standorten ergeben. 

Aus betriebswirtschaftlicher Sicht müssen die Unternehmen alle externen Rahmenbedingungen 
voll nutzen und sich den Förderungen anpassen. Allerdings sollten bei der Anpassung und dem 
sich ergebenden Zwang mr Spezialisierung acker- und pflanzenbaulich begründete Aubaugreozen 
nicht überschritten und die Vielfil1t so weit als möglich beibehalten werden. Gerade die allgemeine 
Forderung nach umwehgerechter Landbewirtschaftung und die in absehbarer Zeit anstehenden 
Umwehauflagen mit ihren Wirkungen auf die Intensität werden nur dann mit erträglichen Er
tragsdepressionen m überstehen sein, wenn auch die Effekte der Fruchtfulge nutzbar bleiben. 

4.2.2 Auswirkungen der Stillegungspßicht 

Die relativ große Vielfillt bei der möglichen Gestahung der Stillegung erfurdert betriebsspezifi
sche Überlegungen. In diesem Zusammenhang wird weniger die unternehmende und mehr die 
unterlassende Tätigkeit honoriert. Die d.ifferenzierte Situation in den einzelnen Regionen wird 
durch die recht erheblich voneinander abweichende Ertragsfiihigkeit der Böden verstärkt. 

Nachdern eine Vielzahl von Betrieben in Ostdeutschland im ersten Jahr der konjunkturellen Still
legung die Flächen weitgehend der extensiven Selbstbegriinung überlassen hat, ist nach den damit 
häufig verbundenen Negativerfilhnmgen, insbesondere die den Kostenvorteil aufz.ebrende ver
stärkt erfurderliche Ungras- und Unkrautbekämpfung im Folgejahr, nun überwiegend mit geziel
ter Begriinung m rechnen. 

Die relativ, große regional differenzierte Bewirtschaftungsvielfillt der Bracheßächen 
(UntersaatIBlanksaat, Herbst- oder Friihjahrsansaat) läßt nur näherungsweise Aussagen zn den 
Kosten zn. Für BodenbearlJeitung, Saatgut, Bestellung, Pflege und Umbruch köunen bei Rotati
onsbrache Beträge zwischen 150 und 330 DMIha angesetzt werden. Es fiilltjedoch nicht schwer, 
insbesondere bei häufigeren Pflege-(Schröpf-)schnittendiese Werte zn überbieten. Dauerbrache 
wird durch die anteilige Anrechnung der Ansaatkosten je Jahr billiger. 

Durch die stillmlegende Fläche kann die fiir den Betrieb erfurderliche Anzahl Maschinen und 
Arbeitskräfte beeinflußt werden. Meist ergibt sich eine so erhebliche Aubaureduzierung, die m 
einer ganmohligen Freisetmng von Maschinen und/oder Arbeitskräften fUhrt, nur in größeren 
Betrieben. Hier lohnt es zn prüfen, welche Wirkung von einer Erweiterung des Stillegungsanteils 
auf die erfurderliche Arbeitskapazität ausgeht und ob die Reduzierung der Maschinen- und/oder 
Lohnkosten durch eventuell geringere Marktleistuilgen/Deckungsbeiträge kompensiert wird. 

Die gegenwärtig absehbaren Wirkungen der konjunkturellen Stillegung sind recht unterschiedlich, 
je nach Betriebsgröße und Region. Es ist m erwarten, daß zukünftig in den größeren Betrieben 
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mit differenzierteren Standortbedingungen der Trend bin zur Dauerbrache mit Anteilen um 20 
v.R gehen wird. Diese Entwickhmg ist nach ersten Schätzungen bereits fiir das Jahr 1993/94 
abzusehen. So beträgt der Stillegungsanteil an der Marktordnungsfläche in der Europäischen 
Union ca. 13,1 v.R, in Deutschland werden etwa 15,0 v.H erreicht und Sachsen-Anhalt ver
zeichnet knapp 17,5 v.R 

4.2.3 Wirkung in der Nutztierhaltung 

Die Wertschöpfung in Futterbaubetrieben wird außer durch Tierprämien vor allem durch die Bes
serstellung des im eigenen Betrieb verfiitterten Getreides infolge der Gewährung von Flächen
beihilfen und durch die optional einwerbbare Beihilfe zu Mais beeinfiußt. 

4.3. Veränderungen in der Anbaustruktur Beispiel: Sachsen-Anhalt 

Im Land Sachsen-Anhalt ist nach der politischen Wende zunächst die natürliche und ökonomi
sche Standortgunst mit ausgeprägtem Süd-Nord- und West-Ost-Geflille und maßgeblichem Ein
fluß auf die Struktur und Effizienz der landwirtschaftlichen Produktion wieder voll wirksam ge
worden. Bis 1992 entwickeh sich eine Anbaustruktur ~ hohem Anteil Druschfiuchtflächen, 
insbesondere in den größeren Betrieben aller Rechtsfonnen. Die Ackerfutteranteile liegen bei den 
juristischen Personen am höchsten - eine Folge der bei ihnen anzutreffenden höheren Tierbestän
de. Kleinere Einzelunt!l1llehmen (EU) und Personengesellschaften widmen sich verstärkt dem 
Anbau von Spezialkulturen und dem Gartenbau. Stillegungsflächen - 1992 noch freiwillige Stille
gung - sind verstärkt bei größeren Einzeluntemehmen im Haupt- und Nebenerwerb 
(Haupterwerb bis 11,2; Nebenerwerb bis 17, I v.R) festzustellen. 

Nach dem Wirksamwerden der EU-Agrarrefonn ändert sich 1993 die Situation. Besonders deut
lich wird dies an dem sprunghaften Anstieg der Stillegungsfläche vor allem zu Lasten der 
Druschfiucht- und der HackfruchtIlächen auch in den größeren Betrieben der juristischen Perso
nen. Bezogen auf die Ackerfläche verändert sich der Stillegungsanteil z. T. erheblich. Die hohen 
Stillegungsanteile vor allem bei den größeren Einzeluntemehmen (Haupterwerb bis 16,7; Ne
benerwerb bis 20,6 v.R) lassen jedoch den Schluß zu, daß die Betriebsinhaber nur in geringem 
Maße von der Option zur Kündigung der freiwilligen Dauerbrache Gebrauch gemacht haben. 

Besonders gravierend änderte sich die Situation bei den Marktfruchtbetrieben. Diese Betriebe 
wirtschaften in der Regel auf grünlandannen besseren Ackerbaustandorten mit erheblich höheren 
Ackerflächenanteilen (z.B. Börde!Querfurter Platte). Die Gesellschaften konnten ihren 
Druschfiuchtanteil noch erweitern alle anderen Rechtsfonnen verzeichnen rückläufige 
Druschfiuchtanteile. Für die Stillegung wurden darüberhinaus anteilig Flächen beim Hackfrucht
und beim Ackerfutteranbau reduziert. Außerdem haben vor allem die juristischen Personen ihre 
freiwillige Dauerstillegung weitgehend aufgekündigt. 

Der hohe Stillegungsanteil der natürlichen Personen fiihrte dazu, daß bei den Marktfruchtbetrie
ben 1993 insgesamt mehr als 15,5 v.H der LF stillgelegt waren. Bezogen auf die Marktord
nungsfiuchtfläche waren es in diesen Betrieben sogar knapp 22 v.R Es bleibt zu fragen, ob das 
betriebliche Management hier die richtigen Prioritäten gesetzt hat. 

5 Einzelbetriebliche Entscheidungen zur Entwicklung des Produktionsprogramms 

5.1 KurzvorsteUung der Untersuchungsbetriebe 

Auf der Grundlage persönlicher Erfahrungen aus den Feldstudien wurden elf Einzelunternehmen 
und acht juristische. Personen aus Sachsen-Anhah und Thüringen als typische Vertreter von Ver-

338 



hahensnrustem ausgewähh, um anhand der bei ihnen beobachteten Managemententscheidungen 
einige symptomatische Anpassungsreaktionen an die EU-AgrarrefOlDl darzustellen. . 

Als charakteristische Größen :rur Gegenüberstelhmg der Betriebe wnrden Ackert1äche, Arbeits
kräfte- und Viehbesatz ausgewähh. Ergänzend kamen noch hinzu der Rapsanbauanteil als Hin
weis auf die AnpassungstleXlbilität des Betriebes an die im Jahr 1993 günstigen Rahmenbedin
gnngen fiir den Rapsanbau, der Winterweizenertrag als Indikator fiir die Ertragsfiihigkeit des 
Standortes sowie die Belastung mit langfiistigen Verbindlichkeiten (bezogen auf den Hektar LF). 
Die Zuordnung einzelner Kennzahlenbereiche zu Wertestufen geht aus Tabelle 4 hervor, die 
Eckwerte fiir die Betriebe sind in Tabelle 5 zusammengestellt. 

Die Tabellenwerte zeigen, daß die Betriebe hinsichtlich der ausgewähhen Kennzahlen recht diffe
renziert sind, damit wird ein breites Spektrum der vorhandenen Betriebe repräsentiert. 

EinVergleich zwischen den Einzeluntemehmen und denjuristischen Personen zeigt recht t)pische 
Abweichungen. Erwartungsgemäß erreichen die juristischen Personen meist die höchste Stufe bei 
der Ackert1äche. Auch der Anteil viehloser Untemehmen ist hier geringer. Die Einzeluntemeh
men sind dagegen fast durchweg günstiger hinsichtlich des Arbeitskräftebesatzes. 

TabeUe 4: Zuordnung einzelner Kennzahlenbereiche zu Wertestufen für die Gestaltung 
von Sternsymbolgraflken 

Kennzahl Maßein- Wertestufen 

heit 

I 2 3 4 5 

Ackert1äche ha <100 100-300 301-600 601-1500 >1500 

Arbeitskräfte AKI <0,5 0,5-1,0 1,1-2,0 2,1-3,0 >3,0 
besatz 100 ha 

Viehbesatz VE/ 0 <30 30-60 60,1-100 >100 
100 ha 

Rapsanteil v.R. 0 <5 5-10 10,1-15 >15 

Winterweizen- dt/ha <45 45-50 50,1-55 55,1-60 >60 
ertrag 

Langfiistige DMiha 0 <100 100-200 201-400 >400 

Verbindlich-

keiten 

QueUe: Eigene Festlegung 

5.2 Gruppierung der AnpassungsmaOnahmen - entscheidungstheoretischer Ansatz 

Seit dem Vorlegen des Grundsatzpapiers über die Ziele der Agrarreform bzw. der künftigen GAP 
durch die EG-Kommission im Frühjahr 1991 riß die Berichterstattung und die Diskussion in den 
Medien und Berufsverbänden nicht mehr ab und verstärkte sich zum Einfiihrungstermin 1993/94 
hin deutlich. Trotzdem kann nicht davon ausgegangen werden, daß das betriebliche Management 
(Betriebsinhaber bzw. Geschäftsfiihrer) fiir jede Handlungsa1ternative das entsprechend eintreten
de Ergebnis kannte, also unter Sicherbeit entscheiden konnte. So war zB. die Preisentwicklung 
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der Marktordnungsfrüchte nicht im Vorfeld zu kalkulieren. Damit tendierte die Entwicklung zu 
Entscheidungen unter Unsicherheit oder sogar Ungewißheit. So war zwar eine Wahrscheinlich
keitsverteilung der eintretenden Produktpreise und der damit verbundenen Wirkungen auf die 
betrieblichen Ergebnisse kalkulierbar (Entscheidung unter Unsichetheit), über die Entwicklung 
der Faktorpreise (vor allem der Dünge- und Pßanzenschutzmittel) konnten bis weit in das Jahr 
1993 hinein nur Vemrutungen zu möglichen Ahernativen angestellt werden (Entscheidung unter 
Ungewißheit). 

Das zweckgerichtete Handeln des Homo oeconomicus, egal ob als Individuum oder als Gruppe, 
ist geprägt von einer Vielzahl von Vethaltensmöglichkeiten, die vereinfacht in den drei Kategori
en: 

risikofreudig (optimistische Einstellung) 

risikoneutral (emotional indifferent) oder 

risikoavers (pessimistische Einstellung) 

zusammengefußt werden können. Landwirte werden gemeinhin als risikoavers charakterisiert. 
Nachfulgend soll an Beispielen dargestellt werden, wie das Management der einzelnen Betriebe 
sich bei der Anpassung an die Regelungen der EU-Agrarreform vethieh. 

TabeDe 5: Wertestufen ausgewählter Kennzahlen der Beispielbetriebe 

Kurz- Acker- Arbeits- Vieh- Raps Weizen- Langfristig 
bezeich- fläche besatz anteil ertrag kräfte-nung Verbind-

besatz lichkeiten 

EU-A 4 1 1 3 4 5 
EU-B 2 2 1 4 5 3 
EU-C I 2 5 1 2 3 
EU-D 2 3 3 3 2 4 
EU-E 2 1 1 5 3 3 
EU-F 4 2 I 1 5 2 

EU-G 2 1 2 5 4 4 
EU-H I 3 1 1 1 2 

EU-I 3 2 1 5 4 2 
EU-J 2 3 3 5 3 3 
EU-K 3 I 1 3 5 3 

JP-A 5 5 1 3 3 1 
JP-B 5 5 1 4 4 3 
JP-C 4 2 1 4 5 4 
JP-D 4 4 2 4 4 1 
JP-E 4 3 I 4 4 1 
JP-F 5 5 5 3 2 5 

JP-G 5 4 4 5 5 5 

JP-H 4 3 1 3 1 5 

Quelle: Eigene Ennittlung 
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5.3 Risikoaverses Management 

Angst vor Fehlentscheidungen und den daraus folgenden Verlusten war in einigen Unternehmen 
m spüren. So litten die Inhaber der Betriebe EU-B und EU-C sichtliCh unter dem Zwang, sich 
der neuen Situation stenen m miissen. Während EU-B ahersbedingt kaum gewilh war große 
Veränderungen vommebmen ("Erst mal sehen ob sich alles so entwickeh, wie es heute diskutiert 
wird!"), konnte EU-C aufGnmd fehlender Qualifikation die Tragweite der Veränderungen nicht 
abschätzen. EU-C steht damit fiir eine ganze Reihe von z. T. kleinen Betrieben, die durch Inhaber 
gefiihrt werden, denen die erforderliche Ausblldung bzw. die notwendige Flexibilität fehh, um 
sich schnen an die aktuenen Anforderungen anmpassen. Leider sind diese kleinen Betriebe oft 
auch fiir gute Berater nicht attraktiv. Fehlende Informationen oder Scheu vor dem ausmfiillenden 
Antragsfonnular fiibren nicht selten m unnötigen Verlusten. So berichtete der Betriebsinhaber 
von EU-lI, daß er "m spät" über die Anpassungshilfe infonniert worden wäre, ein anderer hatte 
nie etwas von der in Sachsen-Anhalt ausgereichten Dürrebeihilfe gehört. 

Recht risikoscheu verllalten sich einige Geschäftsfiihrer juristischer Personeil, wenn es um die 
Veränderung der Intensität geht, dafiir steht z.B. der Betrieb JP-D. Dieser Betrieb auf einem der 
fruchtbaren Standorte in Mitteldeutschland leidet vor allem unter fehlendem Niederschlag. Im 
langjährigen Durchschnitt liegt die Niederschlagsmenge nur bei 467 mm. Olm kommt noch eine 
fiir den PflanWlanbau relativ ungünstige Verteilung mit geringem Wasserangebot während der 
Hauptwachstumsphasen vieler Ackerfiüchte und vergleichsweise höheren Niederschlägen in 
Herbst und Wmter, die jedoch in den meisten Jahren nicht ausreichen, um das standorttypische 
hohe Wasserspeichervermögen aufz.ufiillen. Deshalb sollten auf diesem Standort vor allem die 
engen Zusammenhänge, die zwischen Wasser- und Nährstoffirersorgung bestehen, beachtet wer
den. Bei Wasserknappheit können hohe Düngergaben nicht ausreichend verwertet werden, vege
tative Pflanzenteile werden meist nicht aRm stark ausgebildet und die Reifeperiode ist in der Re
gel kürzer. Vorrangiges Ziel des Pflanzenbaumanagements sollte deshalb in einem angemessenen 
Bestandesautbau bestehen, bei geringeren Niederschlägen können Einzelpftanzen nur dann er
tragreich sein, wenn sie weniger Konkurrenzstreß ertragen miissen. Das bedeutet z.B. bei Win
terweizen geringe Aussaatmengen und relativ niedrige erste Düngungsgaben im Friihjahr. lnsbe
sondere durch richtige Wahl der Sorte und Aussaatstärke läßt sich die Ertragserwartung weiter 
velbessem, allerdings wirken sich unter besagten Bedingungen pftanzenbauliche Fehler besonders 
gravierend aus. Da niedrige Aussaatstärken z.B. das Auswinterungsrisiko edlöhen, muß die Aus
saat termingerecht erfolgen und durch bessere Saatbettbereitung ein gleichmäßiger Feldaufgang 
gewährleistet werden. Obwohl diese Zusammenhänge dem Geschäftsfiihrer nicht unbekannt wa
ren, beharrte er weitedlin aufhohen Saatstärken und intensiver Düngung. Seine Begründung: 
"Da weiß ich was komint, die neuen Varianten sind mir m unsicher!" 

Insgesamt wurden jedoch im Hinblick auf die mit der EU-Agrarreform anstehenden Veränderun
gen relativ wenig risikoaverse Manager angetroffen. 

5.4 Risikoneutrales Management 

Eine größere Anzahl von Betriebsleitem läßt sich durch den Drang charakterisieren, alle Ent
scheidungen griindlich abmwägen und möglichst wenig m riskieren. Die Geschäftsfiihnmg des 
Betriebes JP-H vertrat die Auslebt, daß die Wahrscheinlichkeit des Eintritts positiver oder negati
ver AuSwirkungen der EU-Agrarreform etwa gleich wäre. Deshalb wone man das Auspruchsni
veau nicht m hoch ansetzen, um die möglichen Verluste gering m haken. Die dann vorgenom
menen Kalkulationen zeugten durchaus von Sachkenntnis, die jedoch gepaart war mit einer ge
hörigen Portion Skepsis (''Wer sagt denn, daß im Verkauf aus der Ernte die Interventionspreise 
wirklich erreicht werden?!"). 
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Ganz anders das Mangement im Betrieb JP-C. Dort wird bewußt auf Diversifikation der ~ 
schäftsbereiche gesetzt, um die Risiken :m minimieren. Landbewirtschaftung findet mit dem ge
ringsten personeßen AufWand unter Nutzung modemer Maschinen statt. Viel Wert wird auf einen 
ausreichenden Versichenmgsschutz gelegt. Hofllächen und Gebäude sind teilweise an verschie
dene Nutzer verpachtet. Um nicht in Konflikte mit den EU-Förderkonditionen :m kommen, wur
de die Mi1chproduktion als selbständiger Betrieb ausgegliedert, im Untemehmen verbleibt nur die 
Mutterkuhhaltung. 

Auch die Inhaber der Betriebe EU-F, EU-G, EU-J und EU-K zeigten sich risikoindi1ferent. EU-F 
glaubt durch die erreichte Betrlebsgröße die meisten Unwägbarkeiten abfangen m können. Der 
Inhaber von EU-G kommt aus den alten Bundesländern, seine ErfiIhrungen mit der Vermarktung 
der Körnerfiüchte veranlaßten ihn als erstes eine Laged1alle m errichten. Außerdem setzt er auf 
Risikoausgleich durch verschiedene Produktionszweige und baut deshalb eine Milchproduktion 
auf 

Im Betrieb EU-J wird darauf vertraut, daß durch spezielle Produktionszweige mehr Einkom
menssicheIheit erreicht wird. Hier werden mit Erfolg Pferde gezüchtet. Daneben ist aber auch 
noch eine vergleichsweise erhebliche Anzahl Schweine :m Mast aufgestalh, bei den gegenwärti-
gen Preisverhähnissen wirkt dieser Zweig günstigenfiills erfolgsneutral. . 

EU-K wird in ZUlÜCkhaltender Art und Weise geführt. Emeuerung der Maschinen nach dem ~ 
bot äußerster Sparsamkeit, durchaus umfimgreiche Einbeziehung von Leistungen des MaSchi
nenringes, keine Experimente in der Produktion, möglichst wenig AIbeitsaufWand je Hektar. 

5.5 Risikofreudiges Management 

Der weitaus größere Anteil der Betriebsleiter ist - allen Voraussagen mm Trotz - risikofreudig 
eingeste1lt. 

Der Betrieb EU-A ist mit über 1000 ha recht f1ächenstark. Jede sich bietende Chance mr Ver
größerung wurde und wird durch den Inhaber genutzt. Bei der insgesamt recht arbeitsextensiv 
ausgerichteten Bewirtschaftung finden neue Erkenntnisse der Wtssenschaft sehnen Eingang. Re
lativ große finanzieRe Mittel werden im Betrieb konsequent mr Modernisienmg des Maschinen
parkes eingesetzt. Mit der Sch8ffimg geeigneter Lagermöglichkeiten sonen die durch terminge
rechte Vermarktung erzielbaren Wertschöpfimgsmöglichkeiten ndoinftig besser ausgenutzt wer
den. 

Im Betrieb EU-D setzt der Inhaber von auf die Mi1chviehhaltung mit eigener Reproduktion. Um 
die Übernahme einer alten LPG-StaDanlage wurde verbissen gekämpft. Nun steht die Rekon
struktion der Anlage an. Zukunftsgewiß nahm der Betriebsinhaber eine erhebliche finanzieRe Be
lastung auf sich. Nicht:mletzt die geklärte Hofuacbfolge läßt ihn so zielstrebig handeln. 

Nahem ohne fremde Hilfe erledigt der Inhaber des Betriebes EU-E alle anfhllenden AIbeiten in 
seiDem knapp 300 ha großen Betrieb. Um das m schaffen, hat er seine Technik mit Bedacht nach 
arbeitsextensiven Gesichtspunkten ausgewählt. Die sich bietenden StiBegungSlllÖglichkeiten wer
den in die Anbaustrategie von einbezogen. So kommen fiir die Dauerbrache ertragsschwache 
Flächen mit überdurchschnittlen Arbeitserledigugskosten in Betracht, insbesondere da sie eine 
hohe Steinigkeit, ungünstige Bearbeitbarkeit und schlechte Wassedlaltefiihig aufWeisen und 
z. T. relativ weit entfemt liegen. Anch Felder mit erheblicher Hangneigung, Schläge in Waldnähe 
(häufige Wildschäden), Äcker mit hohem Venmkrautungspotential bzw. m kleine oder ungünstig 
geformte Flächen werden, im Betrieb EU-E über längere Frist stillgelegt. 

Die Tabene 6 zeigt ein KalkuIationsbeispiel fiir unterschiedliche StiBegungsstrategien bei ver
schiedenen Anteilen besserer und schlechterer Standorte. Etwartungsgemäß ergeben sich fiir den 
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besseren Standort die höheren Deckungsbeiträge. Die sich aus der Kombination der unterschied
lichen Standorte ergebenden Deckungsbeiträge ohne Stillegung sind erst bei höherem Anteil des 
besseren Standorts B annähemd mit dem Deckungsbeitrag dieses Standorts B vergleichbar. 

Bei Rotationsbrache (Zeile 15 v.R -schattiert-) werden die Standorte anteilig einbezogen, die 
Dekungsbeiträge sinken aufWerte zwischen 837 und 1009 DMJha. 

Geht man davon aus, daß bei den weiteren Stillegungsvarianten nur noch der ungünstigere 
Standort anteilig stillgelegt wird (Dauerbrache ) und daß auf dem besseren Standort ohne Stille
gung ein durchschnittlicher DB von 1190 DMJha erzieh werden kann, so ergibt sich gegenüber 
der Rotationsbrache eine veränderte Situation. Bereits bei einem Anteil günstigerer flächen von 
10 v.R ist in unserem Beispiel diese Stillegungssplittung der Rotationsbrache über den gesamten 
Betrieb ebenbürtig. Je höher der Anteil guter Standorte im Betrieb wird, desto günstiger rechnet 
sich die Dauerbrache von 20 v.R auf den schlechteren flächen im Vergleich zur Rotationsbra
che. 

Solhen Bewirtschaftungserschwernisse dafiir sprechen, größere flächen stillmlegen, so zeigen 
die Kalkulationen, daß je nach Anteil besserer Standorte der Grenznutzen, d.h. der zur Rotati
onsbrache vergleichbare Deckungsbeitrag, erst mit immer größerem Dauerbracheanteil erreicht 
wird. 

Der Inhaber des mit 460 ha schon recht großen Betriebes EU-I hat die Erfahrung gemacht, daß 
sich die Fixkosten auf der genutzten fläche erhöhen, wenn sie bei flächenstillegung nicht anteilig 
reduziert werden können. Um dem entgegenzuwirken will er durch den Anbau nachwachsender 
Rohstoffe die negative Belastung je ha mit Fixkosten verhindem. 

TabeHe 6: Ermittlung der Erwartungswerte für Deckungsbeiträge bei unterschiedlicher 
Stillegungsstrategie und abweichender Standortqualität (Standort: Sachsen
Anhalt, Preisbasis 1994, Werte gerundet) 

Stillegungs DB(A) DB(B) Erwartungswerte der Deckungsbeiträge (DMJha) 

geringe hohe bei Variation von A 

anteil Standort- Standort-

güte güte 
DMJha DMJha 

A=0,9 A=0,7 A=0,5 A=0,33 
B=O,1 B=0,3 B=0,5 B=0,77 

0 835 1190 871 941 1012 1073 

15 807 1109 837 897 958 1009 

20 775 1016 838 909 980 1041 

24 723 866 832 903 974 1034 

28 687 764 825 869 967 1028 

33 666 702 817 888 959 1020 

QueUe: Eigene Berechnung 

Als Vorteil der nachwachsenden Rohstoffe unterstelh er, daß z B. fiir die Maschinenausstattung 
ein besserer Ausnutzungsgrad erzieh wird als bei Stillegung und daß sich damit die fixen Maschi
nenkosten auch auf den anderen Betriebsfiächen reduzieren. Die mit dem Anbau von nachwach-
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senden Rohstoffen verbundenen z. T. bürokratischen Regehmgen geht der Betriebsleiter recht 
gelassen an. 

Viele der untersuchten juristischen Personen haben sich relativ fiiihzeitig mit den Rahmenbedin
gungen der EU-Agrarreform auseinandergesetzt. Nicht zuletzt die Möglichkeit, im Kreis der mit 
der Geschäftsfiihrung beauftragten Personen geplante Maßnahmen auch kontrovers diskutieren 
zu können, macht in gut gefiihrten Unternehmen die Managemententscheidungen recht plaUSIbel 
Neben den Veränderungen in der Anbaustruktur, die oft ausgerichtet am Produktnutzen oder der 
zu erwartenden Höhe der Ausgleichszahhmg dem allgemeinen Trend folgen, z.B. Ölfiuchtboom, 
werden jedoch häufig auch weitreichende Entscheidungen im investiven Bereich getroffen, an 
denen durch den Beobachter strategische Überlegungen abzuleiten sind. 

Der Geschäftsfiihrer des Betriebes JP-A hat bereits seit längerem wiederhoh betont, daß bei zu
nehmender Größe der Betriebe die Ermitthmg der relativen Vorzüglichkeit mit Hilfe der De- . 
kungsbeitragsrechnung nicht mehr ausreicht, weil auch erhebliche Wirkungen im Fixkostenbe
reich zu erwarten sind, deshalb präferiert er die Vollkostenrechnung. 

Anhand von Kalkulationen zur zweckmäßigsten Stillegungsstrategie konnte BRÜCKNER (1994) 
nachweisen, daß der lohn- und kapitalkostenfreie Deckungsbeitrag in der 33 v.H.-Variante sogar 
leicht ansteigt. Während der traditionell kalkulierte Dekungsbeitrag im Betrieb um 102.617 DM 
zurückgeht, lassen sich die Fixkosten bei 33 v.H. Stillegung sogar um 124.000 DM mehr senken 
als bei 15 v.H. Nachwachsende Rohstoffe auf der Stillegungsfläche erlauben diese Lohn- und 
Kapita1kostenreduzi~g kaum, deshalb müßten sie im Vergleich zur "normalen" Stillegung ca. 
160 DMiha höhere Dekungsbeiträge erbringen, um diesen Einspareffekt abzufedern. 

Größere Betriebe sollten deshalb - wie der Betrieb JP-A - bei Strategieentscheidungen die Wir
kungen der Stillegung auf ihren Fixkostensokel im Auge behahen. Ein Teil des verbietbenden 
Arbeitsanspruches könnte eventuell durch Saisonarbeitskräfte gedeckt werden, so daß die Wir
kungen auf die Lohnkosten noch stärker ausfallen. Auch beim AnIagevermögen kann die Fixko
stenbelastung gesenkt werden indem anstelle nicht voll ausgelasteter Maschinen Leistung, z.B. 
von Lohnunternehmen, zugekauft wird. Die damit erreichte höhere fleXibilität kann auch dann 
von Vorteil sein, wenn sich das gegenwärtig hohe Politikänderungsrisiko auswirkt und neue 
Rahmenbedingungen geschaffen werden. 

Weitere Folgen sollten komplex abgeschätzt werden, einfuche ökonomische Vergleiche reichen 
da meist nicht aus. So verringert sich mit der verstärkten Stillegung nicht nur das Angebot an 
Arbeitsplätzen, auch der Produktionswert der Landwirtschaft in der Region nimmt ab. Damit 
sinkt die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft im ländlichen Raum. 

Der Betrieb JP-B errechnet sich Chancen auf der Basis einer forcierten kundenorientierten Di
rektvermarktung im Fleisch- und Wurstwarenbereich. Außerdem werden teilweise Aufgaben des 
Landhandels übernommen (Saatgut-, Dünger- und PHanzenschutmlittelbezug) sowie über den 
eigenen Bedarfhinausgehende Lager- und Trocknungsleistungen angeboten. Viel Wert legt der 
Geschäftsfiihrer aufMarktbeobachtung und clevere Vertragsgestahung beim Ein- und Verkauf: 
Gemeinsam mit Nachbarbetrieben setzt der Betrieb leistungsfiihige Giilleausbringetechnik ein. 

Arbeitssparende Mastmethoden sollen dem Betrieb JP-E helfen, Kosten zu sparen. In einer ko
stengünstig übernommenen vomandenen Bauhülle wurde ein Tiefstreu-Schweinernaststall mit 
fiinf200er-Großbuchten eingerichtet, der die Vorteile einer weitgehend tiergerechten Hahung mit 
geringstem ArbeitsaufWand vereint. 

Das Management des Betriebes JP-F, der nach der Klärung der Eigentumsfragen schuldenfrei in 
die Marktwirtschaft gestartet ist, hat erhebliche Anstrengungen unternommen, um die vomande
ne Bullenmastaulage weiter bewirtschaften zu können. Dabei wurde auf ganzheitliche Qualität 
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des unternebmerischen Handelns gesetzt. Heute sind Tierzukaufund Absatz vertraglich gesichert. 
Für die Bewirtschaftung des ßachgriindigen Verwittenmgsstandortes wurde ftühzeitig neue 
Technik fiir die konservierende Bodenbearbeitung angeschafR. Ein Teil der Beschäftigten ist in 
betriebseigenen HandeIseinrichtungen tätig (Baumarkt, Lebensmitte1markt). 

Im Betrieb JP-G wird auf traditionelle Landwirtschaft gesetzt Der Futterbaubetrieb ist mit hohern 
finanziellen AufWand dabei, die vorhandenen StaDanlagen schrittweise m modernisieren. Dabei 
werden· arlJeitssparende Ausrüstungen (Melktechnik) bzw. Stallkonzepte (Schweinemast im 
Tiefstall) verwirklicht. Der Geschäftsfiihrer sieht sich auch in der Verantwortung fiir die Land
schaftspßege im Tenitorium, deshalb werden die z. T. verliillenen Weidemelkstände wieder er
neuert,um die Weidehahung der Kühe wieder stärker m aktivieren. Trotz relativ hoher Ahschul
den soll so erfolgreich gewirtschaftet werden. 

6 Fazit 

Die Betriebe in Ostdeutschland haben sich mit unterschiedlicher Intensität auf die mit der EU
Agrarreform einhergehenden Veränderungen eingestellt. Anhand der Iängerftistigen Erfidmmgen 
mit verschiedenen Betrieben in Sachsen-Anhah und Thüringen läßt sich einschätzen, daß jeder 
Betriebsleiter oder Geschäftsfiihrer .eine andere Strategie mr Minimierung des mit der EU
Agrarreform in einigen Bereichen verstärkten Wagnisses der landwirtschaftlichen Produktion hat. 
Es wird allerdings auch deutlich, daß die Betriebsleiter, die sich auf ein ausreichendes Rech
nungswesen und eine möglichst umfassende Marktbeobachtung stützen können, eIheblich risik0-
freudiger strategische Entscheidungen fiir die Weiterentwicldung ihres Betriebes treffen. 

Zusammenfassung 

Anhand einiger komprimiert lJ1sammengesteDter Ergebnisse der vom Autor in den Jahren 1991 
bis 1994 vorgenommenen Feldstudien und Analysen mr Umstrukturierung der Landwirtschaft in 
Sachsen-Anhah und Thüringen werden der Entwickhmgsstand und sich abzeichnende Trends 
kurz dargesteDt. 

Ausgehend vom erreichten Stand der Umstrukturierung in der Landwirtschaft wird die Differen
zierung der Betriebsformen diskutiert. Unter BelJ1gnabme auf rechtsfOtmenspezifische Dichte
verteilungen der Arbeitsbedarfswerte erfolgen Aussagen m arbeitswirtschaftlichen Aspekten der 
Strukturentwickhmg. 

Die Erläuterung von Strukturwirkungen der EU-Agrmefurm konzentriert sich auf die Beein
flussung der Wettbewerbskraft der Fruchtarten sowie auf die Auswirkungen der Stillegungs
pflicht. 

Am Beispiel von Sachsen-Anhah werden die mit der EU-Agrarreform einhergehenden Verände
rungen derAnbaustruktur anhand von Analysedaten detailliert dargestellt. 

Ausgewähhe Familienbetriebe bzw. juristische Personen bilden die Grundlage fiir eine dann fol
gende deskriptive Analyse m Umfimg IUld Charakter der betrieblichen Anpassungsreaktionen auf 
die EG-Agrarreform. Für die differenzierte Vorgehensweise von Inhabern der Familienbetriebe 
bzw. des Managements der juristischen Personen bei der Entwickhmg betrieblicher Anpassungs
strategien erfolgt IUlter Nutmng methodischer Ansätze der EntscheidlUlgstheorie der Versuch 
einer Gruppierung. 

Zunächst werden die einze1nen Entscheidungssituationen - unter SicheIheit, UnsicheIheit bzw. 
Ungewißheit charakterisiert, dann erfolgt eine Einschätzung von Handlungsahernativen. Das 
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zweckgerichtete Handeln des Homo oeconomicus, egal ob als Individuum oder als Gruppe, ist 
geprägt durch eine Vielzahl von VeIhaltensmöglicbkeiten, die vereinfacht in den drei Kategorien 

risikofreudig (optimistische Einstelhmg) 

risikoneutral (emotional indifferent) oder 

risikoavers (pessimistische Einstelhmg) 

zusammengefaßt werden können. Landwirte werden gemeinhin als risikoavers charakterisiert. 
Nachfolgend wird an Beispielen dargestellt, wie das Management der einzelnen Betriebe sich bei 
der Anpassung an die Regelungen der EU-Agrarrefonn verhieh. Dabei erfolgt die Zuordnung 
von Entscheidungsträgem aus 19 Betrieben hinsichtlich ihrer gewähhen Anpassungsstrategie zu 
den Gruppen risikoaverses, risikoneutrales oder risikofreudiges Management. Es zeigt sich, daß 
der größere Anteil der Landwirte - abweichend von ihrem Leumund - recht risikofreudig ist. 

Summary 

On the basis of some resuhs of field studies and analyses on the restructuring of agricuhure in 
Saxony-Anhalt and Thuringia carried out by the author from 1991 to 1994, which are compiled 
here in a condensed fonn, the stage of development and trends to be seen are ilInstrated briefly. 

The differentiation in the forms of enterprises is discussed considering the level of restructuring in 
agricuhure reached. Referring to density distributions ofthe labour-demand values specific ofthe 
different legal forms, labour-economic aspects ofthe structural development are presented. 

The explanation of structural effects of the EC agrarian refonn will concentrate on the influence 
on the competitive force of crop species and on the consequences of the obligation to lay fallow 
tilled land. On the example of Saxony-Anhalt changes in the cuhivation structure going on with 
the EC agrarian refonn are ilInstrated in detail based on analysis data. 

Selected family-run enterprises or juristic persons fonn the basis for a following descriptive ana
lysis of the range and character of adaptive responses of enterprises to the EC agrarian reform. 
Applying methodological approaches of the decision theory, an attemp is made to group the dif
ferentiated actions ofthe owners offamily enterprises or ofthe management ofjuristic persons in 
developing adaptive enterprise strategies. 

First, several decision situations are described from the point of view of certainty, doubtfulness 
and uncertainty, then an evaluation of action alternatives follows. The purpo~oriented action of 
the Homo oeconomicus, no matter if as an individual or as a group, is characterized by a muhitu
de ofbehavior options which, in simple terms, could be summarized by the following three cate
gories: 

risk-willing (optimistic attitude) 

risk-neutral (emotially indifferent) 

risk-averse (pessimistic attitude). 

Agriculturists are commonly characterized as being risk-averse. In the following, examples are 
presentet to show how the management of several enterprises reacted in adapting to the regulati
ons of the EC agrarian reform. Decisions-makers from 19 enterprises are related to the groups 
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risk-willing, risk-neutra1 or risk-averse with respect to their adaptive strategics chosen. It tums 
out that the major part of the farmers, in contrast to their reputation, is fairly risk-willing. 

Summing-up 

The enterprises in East Germany have been adjusting ti the changes going on with the EC agrari
an reform with different intensity. Based on long-term experiences with several enterprises in 
Saxony-Anhalt and Thuringia, it can be stated that each works manager or managing director has 
developed bis own strategy to minimize the risks in agricultural production increased in some 
areas by the EC agrarian reform. However, it also becomes evident that managers relying on a 
sufficient accountancy and a relatively comprehensive market-observation are fiIr more risk
willing in making strategie decisions for the further development of their enterprises. 

Pe31lMe 

"Pe~opMa arpaHoA nOßHTHKH EBponeAcKoro Con3a H MeHeAIMeHT Ha 
npeAnpHJITHH - pa3pa6oTKa npoH3BoAcTBeHHHX nporpaMM Ha 
BH6opO'lHHX npeAnpHJITHJlX 3eMem. CaKceH-AHxaßLT H TnpHHreH" 

Ha OCHOBe npoBeAeHHblx aBTopoM C 1991 no 1994 rOA IIccneAoBaHllü, aHanll30B 11 
pa60T no npo6neMaTIIKe 113MeHeHIIlI CTPYKTypbI cenbCKOX03l1ycTBeHHoro npoll3BOACTBa B 
3eMnllX CaKcKeH-AHxanbT 11 TIop"HreH 6blno cAenaHo o606w,eHlle BbIJIBneHHblX 
TeHAeH~lIü 11 npo6neM. 

B Ha'lane HacTollw,eü pa60Te AlcKYT"pyeTclI KnaCcIlIj>IIKa~lIl1 1j>0pM· npegnplIJITIIÜ, 
IICXOA" 113 ypoBeHlI npOll30weAwerO 113MeHeHI1lI CTPYKTypbl cenbcKoro X03l1ÜCTBa. Ha 
OCHOBe pa3nll'lIlÜ B npo~ecce 113MeHeHI1lI o6eCne'leHHOCTII pa60'leü cllnoü 11 
nOTpe6HocTII B Heü Ha npeAnpl1llTlIlIX pa3nll'lHblX npaBOBblX Ij>OPM AenalOTClI BblBOAbI 0 
acneKTax 113MeHeHIIlI CTPYKTYpbl cenbCKOX03l1ÜCTBeHHoro npOIl3BOAcTBa, CBlI3aHHblX C 
TpygOBblMII pecypcaMII. 

AHanll3 BnllllHIIJI pelj>opMbI arpaHOÜ nonllTIIKII BC Ha CTPYKTypHble 113MeHeHIIJI 
·cenbCKoro X03l1ÜCTBa OrpaHII'IIIBaeTClI, B 3TOÜ pa60Te, BonpocaMII BnllllHI1lI Ha 
KOHKypeHTocnoco6HOCTb oTAenbHblX cenbCKOX03l1ÜCTBeHHblX KynbTYP 11 BnI1llHlleM, 
OKa3b1BaeMblM 06l13aTenbHblM BblBeAeHlleM nnow,aAeü HeKOTopblX TOBapHblX KynbTYP 113 
060pOTa (Stillegungsptlicht). Ha np"Mepe 3eMnll CaKceH-AHxanbT Hall60nee nOAP06HO 
aHanll311pyeTclI 113MeHeHlle CTPYKTYPbl noceBHblX nnow,aAeü, KOTopoe o6ycnoBneHo 
arpapHoü pelj>opMoü BC. 

Ha OCHOBe Bbl60pO'lHbIX AaHHblX no lj>epMepcKIIM X03l1ÜCTBaM 11 npeAnpl1llTI1lIM B 
lj>opMe IOpIA"'IeCKOrO nll~a npoBOAIITClI onllcaTenbHblü aHanll3 CTeneHII 11 xapaKTepa 
pearllpoBaHlIlI npegnplIllTllü Ha BnI1llHlle arpapHOü pelj>opMbI BC. Pa3nll'lHble 
cTpaTerll1l npllcnoco6neHIIlI lj>epMepoB IInll MeHegJKMeHTa KpynHblx npegnpl1llTllü K 
HOBbIM ycnoBlIlIM paCCMaTp"BaIOTClI nocpeACTBOM MeTOAa rpynnllpOBOK. 

Bce clITya~1I11 npllHlITlIlI CTpaTerll'leCKIIX peweHllü pa3611BalOTClI CHa'lana Ha: 
ysepeHHocTb, HeYBepeHHOCTb IInll HeIlHIj>0pMllpoBaHHoCTb, a 3aTeM YJKe npollcxOAIIT 
aHanll3 pa3nll'lHhlX anbTepHaTlIBHblX nYTeü. lI,eneHanpaBneHHble nOAxOAbI 
IHA"BIAyanbHoro IInll rpynnoBoro Homo oeconomicus BblpaJKalOTClI gocTaTo'lHO 
MHoroo6pa3Ho. Ynpow,eHHo IIX MOJKHO pa36I1Tb Ha Tpll KaTerop"l: 

onTIIMIICTII'IHble (OXOTHO PIICKYIOw,lIe) 
HeüTpanbHble IInll 

neCCIIMIICTII'IHble (cnIlWKOM ocropOJKHble) 
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4>epMepbl, HanpKMep, OTHOClITCli KaK npaBKnO K neCCKMKCTK'IHO HaCTpOeHHblM. Aanee 

onKCblBaeTClI, KaK pearKpyeT· MeHeAlKMeHT npeAnpKllTKli Ha arpaHYIO pecpopMY EC. 
ITPK nOM PYKOBOAll~Ke nKl.\a KnK opraHbi 19 o6cneAoBaHHblx npeAnpKllTKK 
pa36KBalOTCli OTHOCKTenbHO Bbl6paHHblx KMK CTpaTerKK Ha YKa3aHHble Bblwe rpynnbl 

MeHeAlKMeHTa. ITo pe3ynbTaTaM o6cneAOBaHKli 60nbwKHCTBO PYKOBOJ::VI~KX 
cenbCKOX0311KCTBeHHblMK npeAnpKllTKlIMK nKI.\ KnK rpynn nKI.\ MOlK HO OTHeCTK, B 

npOTKBOBec penYTaI.\KK, K OXOTHO KAY~KM Ha pKCK. 

BYBOA: 
ITpeAnpKllTKli BOCTO'lHOK '1aCTK repMaHKK C pa3HOK CTeneHblO KHTeHCKBHOCTK pearKe 

PYIOT Ha K3MeHeHKlI, npKBHeceHHble arpapHOK pecj>opMOK EC. Oco6eHHO OXOTHO KAYT 

Ha PKCK (KnK onTKMKCTK'IHO HaCTpoeHbI) npll npKHlITKK CTpaTera'leCKKX peweHKK Te 

PYKOBOAKTenK X0311KCTB KnK ynpaBnlllO~Ke npeAnpKllTKK, KOTopble onKpalOTCli Ha 

60nee KBanKcpKI.\KpOBaHHYIO CKCTeMY Y'!eTa K KHCPOpMKpOBaHHOCTb 0 pa3BKTKII 

cKTyal.\KK Ha pblHKe. 
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VERWALTUNGSAUFWAND DURCH EU-AGRARREFORM - BETRIEBUCHE RE
AKTiONSMÖGUCHKElTEN UND BERATUNGSSCHWERPUNKTE 

von 

Ludwig PAHMEYERo 

Die vor zwei Jahren in der Europäischen Union begonnene Agrarreform sieht PreissenkJmgen, 
F1ächenstillegungen und AusgleicbSlJlbbmgen vor. Inzwischen sind zur Durchfiihrung alle Acker
sch1äge und Flurstiicke, alle Mastbullen, Mutterkühe und Schafe systematisch mit EDV erläßt. 
Jede Veränderung im Betrieb wird registriert und weiterverarbeitet. ARe Flächen werden jährlich. 
abgeglichen, um sichermstellen, daß fiir kein Flurstück der Ausgleich doppelt gezahlt wird. Die 
TIere müssen gekennzeichnet sein. Flächen und Tiere bzw. die Angaben der Landwirte werden 
stichprobenweise im Betrieb nach EU-Vorschriften kontrolliert. 

Im Land NRW werden die Beschlüsse der Agrarreform in den beiden Landesteilen durch die 
Landwirtschaftskammern Westfhlen-Lippe und Rhein1and umgesetzt. Der Bereich der Landwirt
schaftskammer WestmIen-Lippe erstreckt sich über zwei Drittel des Landes. Hier wirtschaften 
zwei Drittel der landwirtschaftlichen Betriebe von NRW. Über 70 % der Anträge zur Agrarre
form entfidlen auf die Landwirtschaftskammer Westfiden-Lippe. 

Wie andere Förderungsmaßnabmen werden die in der Agrarreform beschlossenen Ausgleichszah
hmgen in den NRW-LK's vom Direktor der Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragten ab
gewickelt. Insofern besteht kein Unterschied zu den staatlichen Verwaltungen in anderen Län
dem. Ein Unterschied ist nur, daß die Landwirtschaftskammern mit ihrem Personal gleichzeitig 
Selbstverwaltungsaufgaben, wie z. B. Beratung, durchfiihren. 

Gnmdsatz dieser Landwirtschaftskamm"l' muß deshalb sein: 

1. Wegen ihrer Doppelfimktion personelle Trennung von Beratung und Verwaltung, damit 
Beratungsaufgaben bei zunehmendem VerwahungsaufWand nicht vernachlässigt werden. 
Diese Trennung ist bei der Landwirtschaftskammer Westfiden-Lippe durch unterschiedliche 
Arbeitsbereiche mit organisatorisch getrenntem Personal der Kreisdienststenen gewährlei
stet. 

Die Kreisstelle besteht aus 

- Arbeitsbereich 1 = Verwaltung 

- Arbeitsbereich 2 = Beratung 

- Arbeitsbereich 3 = Fachschule IDld EtwachsenenbildlUlg 

2. Die EU-Vorschrift verlangt personelle IDld auch organisatorische Trennung von Verwa1-
tIDlg der Maßnahmen der Agrarreform IDld der vorgeschriebenen Kontrollmaßnahmen im 
Rahmen der Agrarreform, bei denen 5 bis 10 % der Anträge örtlich zu prüfen sind. 

Dies wird erreicht durch eine sogenannte ''Neutrale Stelle" in einem direkt beim Kammerdi
rektor als Landesbeauftragten eingerichteten Referat, das die Kontrollaufgaben ständig 

° Dr. L. Pahmeyer, Abteilungs\eiter für Beriebsfiiluung, Markt WId Beratung der Landwirtschaftskammer West
fälen-Lippe, 48143 Münster 
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durchfiibrt. Für die zeitlich befristeten F1ächenkontrollen werden diesem Referat zeitweise 
MitarlJeiter aus anderen Organisationseinheiten zugeordnet. Dabei wird 

- nur auf Personal zurückgegriffen, das nicht mit der Verwaltung der Maßnahmen der 
Agrarrefonn betaßt ist, um der EU-Forderung zu genügen. 

- nur auf Personal zurückgegriffen, das nicht mit Beratung betaßt ist, um Beratungs
personal nicht durch Kontrollaufgaben in Konfliktsituation zu bringen und um die Ver
trauensbasis zwischen Klient und Beratern nicht zu belasten. 

AntragsOut 

Tabelle 1 verdeutlicht die starke Zunahme der Antragsmaßnahmen um 143 % bei gleichzeitiger 
Abnahme der Anzahllandwirtschaft1icher Betriebe um 20 % in den letzten 10 Jahren. 

TabeUe 1: Entwicklung von Ausgleichs- und Fördermaßnahmen in Westfalen-lippe 

1984 1990 1993 

Betriebe in Westfalen-lippe 51800 46400 41700 

Anträge Landesmaßnahmen 2281 2129 3307 

Anträge Bundesmaßnahmen 51802 82110 75812 

Anträ2e rUr EU-Maßnahmen 4112 42020 62657 

Quelle: LK-Westfalen-Lippe 

Die EU-Agrarmaßnahmen sind von 1984 bis 1993 um das 15-fache gestiegen. 

Die EU-Agrannaßnahmen erfordern im Gegensatz zu den Bundes- und Landesmaßnahmen ho-
hen ArbeitsaufWand bei der durchfiihrenden Stellen (Tabelle 2). . 

TabeUe 2: Geschätzter anteiliger Arbeitsaufwand zur Abwicklung von Fördermaßnah
men 

verteilte Mittel in Mio. DM Arbeitsaufwand in % 

EU-Agrarreform 187,8 58,78 

sonst. EU-Maßnahmen 46,9 13,88 

Bundesmaßnahmen 201,0 7,76 

Maßnahmen des Landes 39,9 6,94 

iWll~quotenre2elun2 0 12,65 

Quelle: LK-Westaflen-Lippe, Referat 200 

In der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe entfallen fast 60 % des fiir Fördennaßnahmen 
notwendigen ArbeitsaufWandes auf EU-Maßnahmen, obwohl nur 44 % der gesamten Antrags
maßnahmen diesem Bereich zuzuordnen sind 
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Personalbedarf 

Für die Abwickhmg der Maßnahmen zur EU-Agrarreform ist in Westfalen-Lippe folgender Per
sonalbedarf erforderlich: 

90 AK an 18 Außenstellen in den 18 Kreisen 

15 AK im zentralen Förderungsreferat der Landwirtschaftskannner 

15 AK in der Neutralen Stelle, mn die EU-Kontrolhnaßnahmen durchzufiihren, davon bestehen 
7 AK rechnerisch, die sich aus 1.369 Priiftagen von zeitweise zugeordnetem Personal 
bei F1ächenkontrollen ergeben 

10 AK im zentralen EDV-Referat der Landwirtschaftskannner zur Entwickhmg vonErfas 
sungs-, Berechnungs-, Auszahlungs- und Bewilligungsprogrammen fiirdie Maßnahmen 
der Agrarreform, fiir die inzwischen insgesamt 789 Pro-gramme entwickeh, gepflegt 
und ständig angepaßt werden. 

130AK 

Außerdem wurden mit abnehmender Tendenz 1993 fiir I Mio. DM und 1994 fiir 0,5 Mio. DM 
Aushilfskräfte beschäftigt. 

Festzustellen ist: 

Es werden pro 10.000 EU-Anträge rd. 20 AK benötigt 

Pro AK werden 480 EU-Anträge erledigt 

Hinzu kommen die Fördermaßnahmen vom Bund, Land und andere VerwaItungsmaßnahmen. 

Bei Einführung der EU-Agrarreform erfolgte zu deren Abwickhmg in NRW keine personelle 
Verstärkung. 

Durch Verlagerung von Aufgabenschwerpunkten aber auch durch Überlastung verschiedener 
Mitarbeiter werden die zusätzlichen Arbeiten der EU-Agrarreform erledigt. 10 % der Mitarbeiter 
der Landwirtschaftskannner arbeiten inzwischen voll fiir diesen Bereich. 

Gleichzeitig Beratungsbedarf 

Zusätzlich haben die durch EU-Agrarreform veränderten Rahmenbedingungen fiir die Landwirt
schaft zu einem zusätzlichen Beratungsbedarf gefiihrt, der von den Beratungskräften als neuer 
Schwerpunkt erledigt wird. Dies ist keine Besonderheit, da Beratungsbedarf ständig durch neue 
wirtschaflliche Rahmenbedingungen, die oftmals durch politische Beschlüsse bewirkt werden, 
entsteht. 

Es ist erforderlich, daß eine Beratungsorganisation bei Änderung der wirtschaftlichen Rahmen
bedingungen mit ihrem Beratungsangebot fleXIbel und schnell reagiert. Im Falle der EU
Agrarreform ist es vorteilhaft, wenn Durchfiihrung der Maßnahmen und Beratung der Klienten 
unter einem Dach und, wie im Falle der Landwirtschaftskannner Westfalen-Lippe, sogar in der 
gleichen Abteilung erfolgt, weil damit Schnelligkeit und termingerechte Abstimmung möglich 
siod. 

In Arbeitskreisen, in denen sich aufgeschlossene Landwirte zusammenschließen, mn ihre speziel
len Beratungswiinsche zu behandeln, können diese Betriebsleiter ihre Produktionskosten und 
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Erzeugungsdaten vergleichen, um sie zu verbessern. Durch diese Beratungsform können die Be
triebe ihre Existenz am ehesten festigen, wenn in den Arbeitskreisen versierte Berater verfiigbar 
sind, Erfidmmgsaustausch stattfindet und die betriebseigenen Daten verglichen werden. Dann ist 
Betriebsanpassung schneller möglich. 

Zur Beratung der Menschen, die bei den Eckdaten der Agrarreform keine haupt- oder nebenbe
rufliche Chancen zur Landbewirtschaftung haben, ist eine Beratung zur Einkommens- und Ver
mögenssicherung durch SpeziaIberatungskräfte unabdingbar, um einer Verelendung, totalen Ver
schuldung, dem Gebäudeverfall usw. durch Umwidmung von Gebäuden, Verwertung von Be
wirtschaftungsrechten, Risikoabsicherung, Beantragung von Transferleistungen usw. vorzubeu
gen. 

Verwaltungsdruck sinkt nicht 

Der zu hohe VerwaltungsaufWand bei EU-Maßnahmen ergibt sich vor allem durch zu kurzfiistige 
Verabschiedung der Rechtsgrundlagen zum Teil erst nach Maßnahmenbeginn. Die verwaltungs
mäßige Umsetzung einschließlich der EDV-Entwicklung erfolgt deshalb ständig unter Zeitdruck. 

Ursachen fiir Schwierigkeiten: 

1. Arbeit mit ungeklärten Grundlagen 

Entwurf von Antragsunterlagen ohne endgültige EU-vas 

Programmierung der Erfassungs- und Berechnungsprograrnme ohne abschließende rechtli
che Regelungen 

Anpassung der verschiedenen EDV-Maßnahmen an logische Zusammenhänge bei verspä
teter Klärung einzelner Maßnahmen 

2. AUS7ahlungstermine der EU miissen trotz der o. g. Schwierigkeiten eingehalten werden, 
um Empfinger zu befriedigen und Anlastungsrisiken der EU auszuschließen. 

3. Die Bearbeitung von Rückläufen (fehlerhafte Anträge, Nachzahhmgsverfahren, Rückforde
rungen) und Widersprüchen erfordert hohen Sachverstand und ZeitaufWand. 

4. Die Informationsflut ist kaum zu bewältigen. Sie setzt sich zusammen aus EU-, Bundes
und Landes-VO's, Interpretationen aufgrund von Länderanfragen, Merkblättern, Ergeh
nisprotokollen der Länderreferenten und Interpretationen der obersten Landesbehörden. 

Der Landwirt erwartet rechtzeitige, präzise und richtige Auskünfte. Zu den Einzelmaßnahmen 
können wegen der Komplexität oft nur die speziell damit beschäftigten Sachbearbeiter Auskunft 
erteilen. Arbeitsblockaden durch Telefonanrufe können die Folge sein. 

Am Beispiel der Ölsaaten wird in der folgenden Aufstellung verdeutlicht, wie durch EU
Verordnungen Termindruck erzeugt wird und Übersichtlichkeit fiir die betroffenen Landwirte 
ver1orengeht. 

Tabelle 3: Abwicklung der Ölsaatenregelung nach INVEKOS 1993 

vorgezogener Vor- Vorschuß AbschluOzahiung 
schuß 

Antragsannahme Ende Febr. 1993 bis 15.05.1993 bis 15.05.1993 
Antragserfassung März 1993 31.08.1993 bis 31. 08.1993 
Verarbeitung April 1993 September 1993 Mitte Nov. 1993 
Auszahlung 30.04.1993 30.09.1993 31.03.1994 
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Mehrere Zahlungen während einer Antragsperiode fiir die gleiche Maßnahme verkomplizieren die 
EU-Maßnahmen ebenso wie die im Zusammenbang mit Ausgleichszahhmgen bestehenden Vor
schriften fiir Sanktionen. Wenn z. B. in einem BuIlen-Prämienantrag fiir 30 oder 100 verkaufte 
Tiere 1 Tier nicht prämienberechtigt war, müssen die Prämien der anderen Tiere entsprechend 
gekürzt werden. Das veranlaßt BuIlenmäster natürlich, fiir jedes Einzeltier einen Antrag zu stel
len, um diese Sanktionen auszuschließen. 

Vereinfachung der Agrarreform 

Im Zweiten Deutschen Memorandum an die EU vom 21.06.1994 werden die bisherigen Erfah
rungen mit der Agrarrllform vom Bundeslandwirtschaftsminister wie folgt beschrieben: 

Die VielZJlhl der Prämienvoraussetzungen ist teilweise nicht mehr überschaubar. 

Die Nichteinhaltung der Voraussetzungen führt zu erheblichen - oft fiir den Landwirt nicht 
nachvollziehbaren Sanktionen. 

Die Durchfiihrungen der einzelnen Regelungen ist äußerst verwaltungsaufWendig. 

Bestimmte Regelungen sind nur mit unvemältnismäßig hohem AufWand durchfiihrbar bzW. 
kontrollierbar. 

Die Suche nach praktikablen Lösungen - auch in Zusammenarbeit mit der Kommission -
erfordert viel Zeit. 

Aufgrund von Interpretationsschwierigkeiten erhöht sich das Anlastungsrisiko fiir die 
Mitgliedsstaaten. 

Den Mitgliedsstaaten bleibt wenig Entscheidungsspielraum bei der Durchfiihrung der Maß
nahmen. Auch alternative Möglichkeiten werden nicht angeboten. 

Unterschiedliche einzelstaatliche und innerstaatliche Verwaltungsstrukturen finden kaum 
Berücksichtigung. 

Deshalb müssen die bestehenden Regelungen grundlegend vereinfacht und die regionalen Spiel
räume erweitert werden. 

Eine "Reform der Reform" lehnt die Bundesrepublik Deutschland entschieden ab wie auch andere 
Mitgliedsstaaten. 

Vereinfachungen bei der Durchfiihrung der Maßnahmen der Agrarreform werden von den Ver
waltungen und den betroffenen Landwirten gewünscht. Der Teufel steckt jedoch im Detail 

Die fiir die Praxis einfachere Handhabung z. B. der Stillegung durch Einfiihnmg differenzierter 
Maßnahmen verkompliziert Antragsverfahren und Kontrollen emeut. 

Wenn Vereinfachung der EU-Maßnahmen angestrebt wird, sollte die einfachste Alternative bei 
den Überlegungen nicht ausgeschlossen werden. Diese könnte wie folgt aussehen: 

Jeder Betrieb bekommt z. B. nach 1995 die Summe aller 1995 angefiillenen Ausgleichszahhmgen 
bis auf weiteres. Inflation kürzt den Betrag ohnehin. Voraussetzung ist die anteilige Stillegung im 
Betrieb, sofem keine Kleinerzeugerregelung greift. 
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Wenn die Ausgleichszalihmg \Dl8bhängig von Bewirtschafhmgsform und Produktionsumfang 
erfolgt, wären die Zahhmgen produktionsneutral. Der VerwaltungsaufWand würde sinken. 

Wer Bullen ab- oder aufstockt, bekommt nicht weniger oder mehr Prämie. Wer Flächen mpach
tet, bekommt keine msätzlichen AusgleicbsubJungen. Auch der Verpächter von Flächen hätte 
noch Anspruch auf die betrieblich 1995 festgestelhe Ausgleichssumme. Das Problem der Ah
pacht8ächen, die bei Aufgabe der Bewirtschaftung zurückfallen und prämienlos neu verpachtet 
werden müßten, wäre dabei gesondert zu lösen. 

Der pachtpreistreibende Effekt der jetzt flächengebundenen AusgleichS71lhlungen wäre beseitigt. 
Der Strukturwandel würde erleichtert, weil Vtehabstockung und Landabgabe keine Prämienkür
zung der Ausgleichszablug zur Folge hätte. Zupacht würde über niedrigere Pachtpreise möglich 
sein. Extensivierungsziele der EU wären bei dieser Verbilligung des Produktionsfilktors Boden 
leichter zu erreichen. 

AutStockungsbetriebe würden nicht wie bisher in immer größere Abhängigkeit von Direktzahlun
gen hineinwachsen. Die Ausgleichsubbmgen würden nicht in ständig wachsendem Umfang den 
Aufstockungsbetrieben angelastet. 

Wenn aufGrenzstandorten ohne Ausgleichsubbmg an den Bewirtschafter keine Pachtinteressen
ten vorlumden sind, könnte hier eine Bewirtschaftungsprämie gewährt werden, fiills Bewirtschaf
tung öffi:ntlich gewünscht wird. 

Der VerwaltungsaufWand würde bei dieser ''Vereinfacltung'' wegen der Stillegung auch nicht 
ganz zurückgefilhren weroen können. Auch Lösungen fiir Ahpachtvertröge und fiir Bewirtschaf:. 
tungsprämien auf besonderen Standorten würden VerwaltungsaufWand verursachen. Es gäbe 
jedoch weniger und einfachere AntragsverfiIhr 

Reaktionen auf Einkommenseinschnitte' 

Die EU-Agrarreform hat 

die verschiedenen landwirtschaftlichen Produktionsschwerpunkte in ihrer Rentabilität un
terschiedlich getroffen. 

die großen Betriebe mehr getroffen als kleine, die Kleinerzeugerregehmgen nutzen. 

beim Ackerbau und bei der Bullenmast vor allem die ertragsstarken Betriebe getroffen. 

Die EU-Agrarreform 

festigt nicht die Existenzmöglichkeit aller landwirtscbaftlicher Betriebe 

ist insgesamt sehr teuer, wenn auch noch die Einkonnnenseinbußen der Betroffenen und 
der VerwaltungsaufWand mitgerechnet werden. 

Von 1991 bis 1995 verändem sich die Einkommen typischer Betriebe durch Einkommens-
EU-Agrarreform in folgender Gi-ößenordnung: veränderung 

75 ha-Marktfiuchtbetrieb mit 84 % der AF als Basisftäche - 36 % 

40 ha-Bullenmaszbetrieb mit 150 gehahenen Mastbullen - 20 % 

40 ha-Schweinemastbetrieb mit jährlich 1 400 verkauften ·Mastschweinen -15 % 
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40 ha-Milchviehbetrieb in GrünJandregion mit nur 28 Kühen 

40 ha-Milchviehbetrieb mit Acker- wd GrünJand mit 32 Kühen 

±O% 
+15% 

Betriebliche Anpassungen einerseits wd marlrtbedingte Preiseinbrüche andererseits bei Schwei
nefleisch oder Milch sind bei diesen Berechnwgen nicht beriicksichtigt, weil sie nicht durch EU
Agrarrefurm verursacht sind. 

Sinnvolle Reaktionsmöglichkeiten sind 

bei wgenügender Produktionsgrundlage Verwert\Ulg der Produktionsrechte, Flächen wd 
Gebäude durch Kooperationsbildung, Verpachtung oder Verkauf 

nebenberuffiche Bewirtschaftung des Betriebes eigentlich nur bei bisher hoher Produkti
onsqualität, fimktionsfiihigen StaIlplätzen wd Maschinen wd freier Arbeitskapazität. Un
terdurchschnittlche Produktionsqualität, Verschuldung wd hoher Investitionsbedatf 
schließen die Ahemative des Nebenerwerbs aus. 

nur in Betrieben mit ausreichender jährlicher Eigenkapitalbildung (20.000 bis 30.000 DM) 
ist hauptberuffiches Wachstum sinnvoll. Das gilt unabhängig von der ProduktionsrichtWlg 
Milch, Veredhmg oder Ackerbau. Durch Verbesserung der Produktionstechnik kann nach 
der EU-Agrarrefurm ebenso wie vorher noch in manchen Betrieben der Gewinn wd die 
Eigenkapitalbildung verbessert werden. 

Weitere betriebliche Reaktionsmöglichkeiten sowie Beratungsschwerpunkte sind: 

Das Wachstum im Ackerbau wird auf ertragsgünstigen Standorten in Westdeutschland 
durch zu hohe Pachten &st ausgeschlossen. Trotzdem müssen größere Flächen mit moder
nen Maschinen schlagkräftig bewirtschaftet werden. Hierzu bieten sich Kooperationsfor
men an. In den neuen Bwdesländern ist betriebliches Wachstum mit Ackerl1ächen eher ab
hängig von Rechtsansprüchen wd FmanzierungStnÖglichkeiten. 

Die größer werdenden Schweinemastbetriebe, die ihre Gülle düngungsgerecht von 2 bis 
2,5 DEtha ausbringen, wter Umständen auch über eine Güllebörse, werden bei Erweite
nmgsbauten wegen notwendiger Kostenseokung größere Stallabteile bauen. Sie benötigen 
entsprechend große Partien Qualitätsferkel 

Das geschlossene System (Ferkel wd Mastschweine in einem Betrieb) hat fiir die Mast 
wegen der Hygiene Vorteile. Es müssen dann im Betrieb aber mindestens 20 Ferkelje Sau 
aufgezogen werden, um Vorteile bei der Mast nicht im Sauenbereich durch wterdurch
schnittliche Leistungen einzubüßen. 

Nur mit 150 bis 250 Sauen je Betrieb können Ferke1partien erzeugt werden, die von zu
künftigen erfolgreichen Mastbetrieben gewünscht werden. Auch die Aufmcht von System
ferkeln sollten solche Sauenhaher selbst übernehmen wd dazu mit Berufskollegen koope
rieren, um den Ferkehnarkt aktiv gestalten zu können. Die Gleichschaltung von Ferkel- wd 
Mastschweinep1ätzen bei DE-BerechnWlgen muß beseitigt werden, um vernünftige Ent
wicklungen nicht durch wvernünftige Verordnungen zu blockieren. 

LaufStallbetriebe mit ~chvie1t können ihre Produktion bei Quotenerwerb durch Nutzung aller 
Plätze, 15 bis 20 % Uberbelegung der Boxen wd Steigerung der Milchleistung auch ohne zu
sätzliche Baumaßnahmen erheblich steigern. 
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Milchviehhahung im Anbindestall wird zukünftig Auslaufinodell Bevor unüberlegt investiert 
wird, sollten Landwirte mit bisher kleineren Beständen in Anbindeställen die Veräußerung von 
Milchkühen und Quoten oder Kooperationsmöglichkeiten überlegen. In vielen Fällen wird die 
Veräußerung der Quote vorteilhafter sein als zu teure Investitionen fiir zu wenig KuhpIätze. 

Wenn EIWeiterungs- und Neubauten erforderlich werden, müssen diese, da gleichzeitig Milch
quoten erworben werden müssen, preiswert sein. Es empfiehh sich, zunächst den Futtertisch mit 
Liegeboxen auszustatten und den Futterbereich aus dem Stall auszuIagern. 

Im erfolgreichen Milchviehbetrieb wird die Herdenleistung nicht bei 6.000 oder 7.000 kg ste
henblet"ben, sondern diuiiber hinausgehen, weil die EU-Agrarreform nicht die extensive Milch
viehhahung, sondern eine Milchproduktion mit Hochleistungskühen favorisiert durch niedrige 
Kraftfutterpreise. 

Die geringe Rendite der Bullenmast wird in den nächsten Jahren selten zu Investitionen und häu
fig zur Abstockung anregen, aber dort, wo der Betriebszweig bet"behaIten wird, zu ausgefeilter 
Produktionstechnik, Prämienoptimierung und versiertem Ein- und Verkauf zwingen. Die Redu
zierung des Viehbesatzdichte-Faktors bis 1996 auf2 GVElha fiihrt, abgesehen von der Kleiner
zeugerregelung, wohl zukünftig dazu, daß fiir Silomais die Getreideprämie beantragt wird und in 
diesen Betrieben die komplizierten Prämienanträge fiir Bullen dann der Vergangenheit angehören. 

Mutterkuhhaltung liefert trotz der Tierprämien ohne Direktvermarktung zu geringes Einkommen 
fiir den Haupterwerb. In Verbindung mit ßächengebundenen Extensivierungsprämien bzw. Zah
lungen fiir Landschaftspflege kann dieser Betriebszweig bei großer Flächenausstattung hauptbe
ruflich, sonst nur im Nebenerwerb oder als ein Nebenbetriebszweig betrieben werden. 

Nachwachsende Rohstoffe bieten insbesondere bei Veredlung Vorteile auf Stillegungsflächen. 
Ansonsten bringen nachwachsende Rohstoffe bisher kein zusätzliches Einkommen wie oft flilsch
lich verstanden wird. Außerdem bleibt der Markt fiir nachwachsende Rohstoffe vorerst begrenzt, 
weil fossile Energien vermutlich preiswert blet"ben, sofern sie nicht über Steuern verteuert werden. 

Die Kombination von Produktion und Dienstleistungen wie Landschaftspflege, Direktvermark
tung, Urlaubsangebote, Altenpflege, Reitbetrieb usw. im Unternehmen kann bei entsprechenden 
Ideen und Kenntnissen auch eine HaupterwerbsIösung sein. 

Zusammenfassung 

Die vor zwei Jahren in der Europäischen Union begonnene Agrarreform sieht Preissenkungen, 
FlächenstiIlegungen und Ausgleichszabhmgen vor. Inzwischen sind zur Durchfiihrung alle Acker
schläge und Flurstücke, alle Mastbullen, Mutterkühe und Schafe systematisch mit EDV erfußt. 
Jede Veränderung im Betrieb wird registriert und weiterverarbeitet. Alle Flächen werden jährlich 
abgeglichen, um sicherzustellen, daß fiir kein Flurstück der Ausgleich doppelt gezahlt wird. Die 
Tiere müssen gekennzeichnet sein. Flächen und Tiere bzw. die Angaben der Landwirte werden 
stichprobenweise in Betrieben nach EU-Vorschriften kontrolliert. 

Trotz Abllahme der Betriebe um 20 % in den letzten 10 Jahren ist die Anzahl der Anträge, die 
Landwirte stellen müssen, im gleichen Zeitraum um 140 % gestiegen. 

Nach vorliegenden Erfahrungen werden fiir die Erfassung, Bearbeitung, EDV-Unterstützung, 
Auszabhmg, Kontrolle und Bearbeitung von Rückläufen und Widersprüchen pro 10.000 EU
Anträgen auf Flächen- und Tierprämien 20 Verwahungs-, EDV- und Kontrollkräfte benötigt. 
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Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt unter ständigem Zeitdruck, weil die EU fiir die ver
schiedenen Maßnahmen Auszahlungstermine festsetzt, die dafiir gültigen Rechtsgrundlagen je
doch oftmals zu spät verabschiedet. Im Zweiten Deutschen Memorandum an die EU hat der 
Bundeslandwirtschaftsminister Vereinfachung der Verfahren in etlichen Teilbereichen gefordert. 

Eine weitergehende Vereinfachung wäre die FestschreIbung der z. B. 1995 gezahhen Aus
gleichsbeträge pro Betrieb ohne Einzelanträge und damit ohne Rücksicht auf Ab- oder Auf
stockung von Flächen, Bullen, Mutterkühen . oder Schafen. Der Strukturwandel würde erleichtert, 
weil mit Abstockung kein Prämienverlust verbunden wäre und Aufstockung dann nicht mehr in 
eine immer größere Prämienabhängigkeit fiihrt. 

Die Pachtpreise würden bei dieser Vereinfachung entlastet. Die bodengebundene Vered
lungsproduktion würde erleichtert. Im Ackerbau wäre extensivere Bewirtschaftung wettbe
werbsflihiger als bisher, weil der Produktionsfaktor Boden preiswerter würde. 

Die Agrarreform senkt die Einkommen der landwirtschaftlichen Familien in verschiedenen Be
triebsformen unterschiedlich stark. Die Schwankungsbreite reicht von 0 bis 35 %. Leistungsstarke 
Betriebe werden dabei stärker getroffen als leistungsschwache. 

Die betriebliche Anpassung muß zügig erfolgen, um nicht bei unterdurchschnittlichem Gewinn 
und steigendem Privatverbrauch die Existenz zu geflihrden. Einkommen und Vermögen sind je 
nach Ausgangssituation zu sichern durch rechtzeitigen Ausstieg mit Vermögensumschichtung, 
durch Nebenerwerb, wenn sich Betrieb und Familie dazu eigenen oder durch Wachstumsschritte 
im Vollerwerb. 

Existenzwillige auf die Zukunft ausgerichtete Betriebe sollten rationell und intensiv über Ar
beitskreise beraten werden. Die positiven Effekte der Datenerfassung, des Datenvergleichs, Er
fhlrrungsaustausches und der Gruppendynamik werden dabei genutzt. 

Den vielen Familien der im Wandel befindlichen Betriebe sollte eine Beratung zur Einkommens
und Vermögenssicherung angeboten werden, die Möglichkeiten des Nebenerwerbs, der Ein
kommenskombination, der Vermögensumschichtung, Umwidmung der Gebäude, Risi
koabsicherung etc. sorgfliltig prüft und durch diese umfassende Beratung zukunftsgerichtete Ent
scheidungen der betroffenen Familien erleichtert. 

Summary 

With its agricultural reform, which has begun two years ago, the European Union plans price 
reduktion, fallow land and compensation payments, Meanwhile, all arable areas and cadastral 
registered parcels, all mast-bulls, mother-cows and sheep are registrated by electronic data 
processing systelllatically. Each changement ofland use system is registrated and continued to be 
processed. All agricultural areas are equalised once a year to guaratee that compensation is not 
payed double for any cadastral registered parceL Animals must be marked. Area and animals or 
information of fimners, respectively, are controlled according to regulations of the European 
Union by random samples. 

Despite a 20 % decrease of fimns in the last ten years, the number of applications to be applied 
for by famers increased to 140 % in the same period. 

According to experience, there ist a need of 20 employees of administration, electronic data 
processing and controlling for registration, processing, EDP-support payment, controlling and 
treatment of contradiction per 10.000 applications for area- and animal-compensation payments 
ofthe European Union. 
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Since the European Union fixes payment dates for different measures but often passes its legal 
basis too late, the realiration ofthese measures is pressed for time. In bis "Second German Me
morandum" the Minister of Agriculture has asked the European Union for a simplification of the 
procedure. 

A further simplfication would be the fixing of compensation per fann, for example payed in 1995, 
without individual application and therefore regardless of any fall or raise of arable areas, bulls, 
mother-cows or sheep. The structural change would be facilitated, because a fall is not connected 
with a loss ofthe compensation payments and a raise does not lead to an increasing dependence 
on the compensation payments. 

With this simplification the level ofrent would decrease. The grafting production would be facili
tated. Since the produktion factor land becomes more cheap, more extensive cultivation would be 
more competitive in agriculture. 

The agricultural reform 10wers incomes of agricultural families differently in carying forms of 
farms. The range of cariation reaches from 0 to 35 %. 

The adaptation offarms has to make rapid progress in order to prevent the endangering of exi
stence with profit below average and increasing private consumption. According to the starting 
situation, income and fortnne are to be secured by a punctual opting out including regrouping of 
fortnne by subsidiary earnings when farm and family are suitable, or by expansion in case of full 
time farming. 

Future-oriented furms should be advised rationally and intensively on working groups. As a re
sult, positive effec>s of data collection, data comparison, exchange of experience and group dy
namics can be used. 

Consultation concerning securing of income and fortnne should be o1fered to the large number of 
families of farms in change, which checks regrouping of fortnne, change of using the farm buil
dings, covering of rises etc. thoroughly and which facilitates future - oriented decisions of the 
families concemed. 

PeSIlMe 

"AAMHHHCTpaTHBHlile 3aTpaTIiI CBjJ3aHHlile C arpaHoA pecl>opMoA 
EBponeAcKoro COD3a - B03MOXHOCTH pearHpOBaHHji npeAnpHjiTHA H 
rnaBHlile HanpaBneHHji KOHcyn~TaqHoHHlilx ycnyr" 

ABa rOAa Ha3aA Ha'laTlUI arpapHlUI pe4>opMa EBponeHcKoro COlO3a (EC) 
npeAYCMaTpJotBaeT CHJotJKeHJote l.\eH, BbiBeAeHJote noceBHblX nnOlI\aAeH Jot3 060poTa Jot 
BbinnaTY KOMneHcal.\JotOHHblX Cy6CJotAJotH. 3a 3TO BpeMJI CJotCTeMOH 3neKTpOHHOH 
06pa60TKJot AaHHblX OXBa'leHbi Bce nnolI\aA" noneH, BCe noronOBbe OTKOPMO'lHblX 
6b1'1KOB, Bce nneMeHHble KOPOBbi Jot OBl.\bI. KaJKAOe Jot3MeHeHJote AaHHblx no npeAnPI1JlTe 
I1JIM perl1CTpJotpyeTCJI Jot 06pa6aTbiBaeTcJI. nnOlI\aAI1 Bcex noneH eJKerOAHO YTO'lHJlIOTCJI, 
'1T06b1 JotmeJKaTb ABOHHOH BbinnaTbi KOMneHCal.\110HHblX Cy6CJotAJotH. Bce c.-x. JKJotBOTHble 
nOAneJKaT MapKJotpoBKe. no nnolI\aAJIM 11 noronOBblO npoJotcxOAJlT Bbl60pO'lHble 
npOBepKl1, cornaCHO npeAnJotcaHI1JIM EC. 

HeCMOTpJl Ha COKpalI\eHl1e '1Jotcna npeAnpJotJlTI1H 3a nocneAHJote 10 neT 'Ha 20%, '1l1cno 
BCeB03MOJKHblX 3lU1BOK, KOTopble AOnJKHbl nJotcaTb 4>epMepbl, B03pocno Ha 140%. 

3lU1BKJot Ha BbinnaTY pa3nJot'lHblX cy6CI1AI1H 11 KOMneHCal.\l1H, CBJl3aHHble C npoBeAeHJoteM 
arpaHOH pe4>opMbI, 3aHJotMaIOT· 60% pa60'lero BpeMeHJot 06pa60TKJot Bcex 3lU1BOK 
4>epMepoB B cooTBeTcTBYIOlI\I1X rocYAapcTBeHHblx yqepeJKAeHl1JIx. 
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Ilo YlKe HaKOnneHHOMY OnbiTY MOlKHO nOAC'IHTaTb, 'ITO Ha 10 000 3aJ1BOK B BC, 
CBII3aHHblX C BbmnaTOA KOMneHcaqHoHHbIX cy6CHAHA no nno~aA"M HnH noronOBbD, 
Tpe6yeTcli OKono 21 cnYlKa~ero, Ha 06pa60TKY, yqeT, npoBepKY, BTOPH'IHYD 06pa60TKY 
H pa3peweHHe cnopHblX cHTyaqHA. 

PeanH3aqHll MeponpHliTHA B paMKax arpapHoA pecjlOpMbI npOHcxOAHT npH nOCTOIiHHOM 
AecjlHqHTe BpeMeHH, T.K. BC 'IaCTO YCTaHasnHBaeT lKeCTKHe CpoKH BbinnaT, a C 
npHBeAeHHeM B COOTBeTCTBHe 3TOMY npaBOBblX AOKYMeHTOB 3ana3AblBaeT. Bo BTOPOM 
MeMopaHAYMe MHHHCTpa cenbCKoro X03l1AcTBa repMaHHH, nocnaHHoro B aApec BC, 
Tpe6yeTcli 3Ha'lHTenbHoe ynpa~eHHe npoqeAYP BO MHorHX 06nacTlix. 

HanpHMep, npH BbinnaTe KOMneHcaqHoHHblX cy6cHAHA MOlK HO 6b1no 6b1 3apaHee 
npeAnHCaTb CYMMY BbinnaTbi B paC'IeTe Ha npeAnpHliTHe, He 3aBHCHMO OT TOro, 
npOH30wno nH H3MeHeHHe nno~aAeA HnH noronOBbll, He 06113b1BaJI cocTasnllTb 
OTAenbHble 3aJ1BKH. 3TO, C OAHOA CTOPOHbI, BO MHorOM ynpOCTHnO 6b1 caMY npoqeAYPY 
BbinnaTbi KOMneHcaqHoHHblX cy6CHAHA, a C APyroA CTOPOHbI, 06ner'lHno 6b1 npoqecc 
H3MeHeHHlI CTPYKryPbl cenbCKOX03l1AcTBeHHOrO npOH3BOAcTBa, T.K. CBOpa'lHBaHHe 
npOH3BOACTBa He npHBOAHno 6b1 K nOTepe cy6CHAHA, a paCWHpeHHe - K BCe 60nbweA 
3aBHCHMOCTH OT HHX. 

UeHbi apeHAbi 6b1J1H 6b1 CHHlKeHbI. Pa3BHTHe TOBapo-npe06pa3YD~ero nprut3BOACTBal , 
KOTopoe YBlI3aHO Y nnO~aA"MH, 6b1ßO 6b1 06ner'leHo. B TOBapHOM paCTeHHeBOACTBe 
3KCTeHCHBHoe npoH3BOAcTBO 6b1no 6b1 60nee KOHKypeHTocnoc06HblM, T.K. TaKoA cjIaKTop 
npOH3BOACTBa KaK 3eMnll 6bIß 6b1 Aewesne. 

BcneACTBHe arpapHoA pecjlopMbI CHHlKaDTClI AOXOAbi ceMeA cjIepMepoB, HO 3TO 
npOHcxOAHT no pa3HOMY Ha npeAnpHliTHliX pa3ßH'IHblX THnOB. lliHpoTa Kone6aHHA 
cocTasnlleT OT 0 AO 35% CHHlKeHHlI rOAOBOro AoxOAa. KpoMe Toro 60nbwe CTPaAaDT 
60nee npoH3BOAHTenbHble npeAnpHliTHlI, 'IeM MeHee npoH3BOAHTenbHble. 

QT06b1 YBenH'IHTb waHCbI OTAenbHoro npeAnpHll'lTHli Ha 6YA~ee, He06xOAHMO KaK 
MOlK HO 6b1CTpee npOBeCTH Heo6xOAHMbie H3MeHeHHlI B CTpYKrype npoH3BOACTBa, 
CBlI3aHHble C arapHoA pecjlopMoA BC. He HMeD~HM oc06b1x nepcneKTHB Ha pa3BHTHe 
npeAnpHliTHliM He06xOAHMO nH60 CBOeBpeMeHHO npeKpaTHTb npOH3BOACTBO, coxpaHHB 
HaKonneHHblA KanHTan HnH nepepacnop"AHBWHCb HM. Anll Tex, KOMY B03MOlKHOCTH H 
cornaCHe ceMbH n03BOnllDT, - He06xOAHMO HCKaTb APyroA HCTO'IHHK nocrynneHHlI 
AOXOAOB B Ka'leCTBe OCHOBHoro, OCTaBHB cenbCKOX03l1AcTBeHHOe npOH3BOACTBO TOnbKO 
BO BCnOMoraTenbHOM 06'beMe. Anll HMeD~HX CHnbi H B03MOlKHOCTH pa3BHTHli X03l1ACTB 
He06xOAHMO HcnOnb30BaTb HCnOnb30BaTb cHryaqHD Aß" pacwHpeHHlI npOH3BOACTBa, 
oCTasnllll cenbCKOX03l1AcTBeHHOe npOH3BOACTBO rnaBHblM HCTO'IHHKOM AoxOAa ceMbH. 

Pa3BHBaD~HeClI H lKH3Hecnoc06Hble npeAnpHliTHli AonlKHbI nonyqaTb HHTeHCHBHble H 
paqHoHanbHble KOHcynbTaqHH 'Iepe3, TaK Ha3b1BaeMble, pa60'lHe rpynnbl Ha MeCTax. 
IlpH 3TOM AonlKHbI HCnOnb30BaTbClI nonOlKHTenbHble 3cj1cj1eKTbi yqeTa H 3neKTpoHHoA 
06pa60TKH AaHHblX npoBOAHMblX B paMKaX arpapHOU pecjlopMbI, T.e. AonlKHbI 
npeAocTasnllTbclI AaHHble AßlI conocTasneHHlI C pe3ynbTaTaMH A"renbHOCTH H pa3BHTHli 
OTAenbHblX X03l1ACTB HnH HX rpynn. 

CeMbliM cjIepMepoB, KOTopble HaH60nee CHnbHO HcnblTbiBaDT nocneACTBHlI arpapHoA 
pecjlopMbI, Heo6xOAHMO nOMO'lb B nonyqeHHH KBanHcjlHqHpoBaHHblX KOHcynbTaqHA B 

nOHCKax anbTepHaTHBHblX HCTO'lHHKOB AoxOAa, npH nepe06opYAOBaHHH H 
peKOHCTpYKqHH nOMe~eHHA AM HecenbCKOX03l1AcTBeHHOrO HCnOnb30BaHHlI, B 

I Veredlll11gSpl"Qduktion - B OCHOBHOM CBHHOBOACTBO H nTH~BOACfBO, rAe Hcnonb3YeTClI Ha KOPM YlKe 

roroBU K peanH3al\HH Ha ßlyrpe6H'renbCKOM pWHKe npOAY"l\HJI (3ePHO) 
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aJlbTepHaTI{BHhlX B03MOlKHOCTJlX paCnOpJllKeHI{JI I{MYlI.\eCTBOM I{ nOMell.\eHI{JI KanI{TaJla, 

'1T06h1 OHI{ CMorJlI{ 6e3 60JlbWOrO pl{CKa npl{HJlTb BalKHhle CTpaTerl{'1eCKl{e peWeHI{JI. 
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MIKROÖKONOMISCBE MODELLE ZUR ANALYSE DER WIRKUNG 
.. VON POLITIKÄNDERUNGEN 





EIN MODELL ZUR ANALYSE DER WIRKUNG VON POLlTlKÄNDERUNGEN 
AUF DIE ENlWICKLUNG VON INNOVATIONEN 

von 

Heinrich HOCKMANN° 

1 Einfiibnmg 

Während bei der Analyse makroökonomischer Effekte von Innovationen in der Landwirtschaft. 
nicht zuletzt durch die Anwendung dualitätstheoretischer Ansätze erhebliche Fortschritte erzieh 
wurden!, sind diese bei der Analyse der mikroökonomischen Aspekte der Entwickhmg, Diffusion 
und Adoption von Innovationen nur im geringen Umfang zu beobachten. 

In den letzten Jahren sind einige Ansätze entwickeh worden, um die Adoption und Diffusion mi
krotheoretisch zu untermauern (JUST und ZILBERMAN, 1983; GUTKIND und ZILBER
MAN, 1985; LINDNER et al., 1979). Auch steht mit der 'Theorie der induzierten Innovationen' 
(HA Y AMI und RUTTAN, 1985) ein Ansatz zur Verfiigung, auf dessen Basis eine Beschiiftigung 
mit der Entwickhmg von Innovationen erfolgen könnte, Arbeiten hierm liegen mit Ausnahme der 
Modelle von B1NSWANGER (1978) und EVENSON und KISLEV (1975) nicht vor. Diese 
Modelle stellen in Anlehnung an SCHMOOKLER (1966) vor allem die Bedeutung der Nachfta
gebedingungen fiir die Entwickhmg der Innovationen in den Vordergnmd. 

In dieser Arbeit wird diesen Modellen eine ahemative Vorgehensweise gegenübergestelh. Dabei 
erfolgt eine Integration von Argumentationslinien, denen in der industrieökonomischen For
schung eine große Bedeutung zugemessen wird Dies sind erstens der Einfluß der Konkurrenz, 
der Schutzrechte fiir geistiges Eigentum IDld der technologischen OpportunitäteD fiir die privaten 
Anreize zur Durchfiibrung von Innovationen IDld zweitens die Wissensassimilation zur Bestim
nnmg der unternehmensspezifischen ForschlDlgstechnologie2. Das Ziel ist es, zu zeigen, wie sich 
verschiedene Aspekte der Entwickhmg von Innovationen strukturieren lassen und so einer kom
parativ statischen Analyse zugänglich werden. 

Das l<apitel 2 beschäftigt sich mit den theoretischen Grundlagen des Modells. In Kapitel 3 wird 
die komparative Statik erläutert, die in Kapitel 4 auf Effekte, die aus der Reform des Sorten
schutzgesetzes resultieren, angewendet wird Kapitel 5 fußt die Argumentation zusammen IDld 
diskutiert Erweiter\Dlgen sowie Möglichkeiten der empirischen Implementier\Dlg. 

2 ModelIierung der Forschungsaktivitäten 

Im folgenden werden die Annahmen über die FIDldE-Aktivitäten, dh. über die Wissensassimilati
on IDld die eigentliche Durchfiihrung des Forschungsprojektes, diskutiert. Aus Gründen der ein
facheren Darstellung wird von einem Sektor mit zwei Untemehmen ausgegangen. 

o Dr. H. Hockrnann, Institut tiir Agtariikonomie der Universität Göttingen, PIaIz der Göttinger Sieben 5, 
37073 Göttingen 

1 Dieae Analysen betreffen vor allem die Wirkung des technischen Fortschritts, d h. sein Einftuß auf die Produk
tivität des gesam\en Faldoreinsatzes und auf die relative Vorzüglichkeit des Einsatzes einzelner Faktoren. Vgl. 
ANrLE und CAPALBO(1988). 

2 Vgl. die Überblicke in REINGANUM (1989) und COHEN und LEVIN (1989). 
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2.1 Wissensabsorption 

Die Unternehmen tätigen AufWendungen (t) fiir die WISSensassimilation zur Beeinflussung der 
Wissensbasis (z). Sie bestimmen damit ihre technologischen Opportunitäten entsprechend der 
folgenden Beziehung (COHEN und LEVIN1HAL, 1989): 

(2.1) Zi = B(j;)(,u'Pj + T) + 'Pp mit i,j = 1,2. 

Dabei bezeichnet T das außerhalb des Sektors vorhandene, öffentlich zugängliche Wissen. Dieses 
resuhiert aus dem Transfer von Wissen zwischen verschiedenen Institutionen und Organisationen 
in der Volkswirtschaft3 . Die Größen Y I und Y 2 repräsentieren das in den Unternehmen zur Ver

fUgung stehende Wissen. Der Koeffizient m, mit 0 ! m;( I, gibt an, wieviel des untemehmensin
ternen WISsenS diffundiert und repräsentiert damit den Öffentlichkeitsgrad dieser Art des Wis
sens. Dieser Koeffizient wird durch institutionelle Regelungen (Forschungsvorbehalt im Pa
tentrecht), durch das Verhalten der Unternehmen (Lizenzen) und durch die Art der Innovation 
(Prozeßinnovationen, Produktinnovationen) beeinflußt. Der Ausdruck mY 2 + T gibt das außer
halb des Unternehmens bestehende Wissen (unternehmensex.temes WISsen) wieder, das ein Un
ternehmen potentiell fiir die eigenen Forschungsaktivitäten nutzen kann. Der Absorptionskoeffi
zient q, mit 0 ;( q;( I repräsentiert in Anlehnung an COHEN und LEVINTHAL (1989, S. 571t) 
die Beeinflußbarkeit der eigenen FundE-Anstrengungen durch extern vorhandenes Wissen. Die
ser Koeffizient wird neben der Komplexität des zu assimilierenden Wissens und dem Umfang zu 
dem das extern bestehende Wissen auf die Bedürfuisse des jeweiligen Unternehmens zugeschnit
ten sind von den getätigten AufWendungen fiir die Wissensassimilation bestimmt. Es wird unter
stellt, daß die Funktion q steigend und konkav in fist, d. h. (jf' 0 und 1Jff;( o. 

2.2 Kosten und Erträge einer Innovation 

Die Unternehmen stehen in einem Forschungswettbewerb um eine Innovation, die durch ein Pa
tent und eine andere Möglichkeit zur exklusiven Nutzung der Erträge in einem bestimmten Um
fang geschützt werden kann. Die Nachfragebedingungen, denen sich ein Unternehmen gegenüber 
sieht, fUhren dazu, daß es nach Beendigung der Forschungsaktivitäten einen Gewinn in Höhe von 
R erwarten kann4, fhlls es die Innovation zuerst entwickelt. Aufgrnnd der Unvollständigkeit des 
Schutzes der Innovation erhält das Konkurrenzunternehmen die Möglichkeit, durch sofortige 
Imitation, einen Ertrag von d R zu erzielen5• Der Koeffizient d stellt eine weitere Komponente 
des Öffentlichkeitsgrades einer Innovation dar. 

Die Unternehmen investieren in Forschung und Entwicklung (c) und detenninieren damit in Ver
bindung mit der Wissensbasis (z) eine Wahrscheinlichkeit fiir den Erfolg der Forschungsaktivitä
ten (x), d. h. Ci = c(Xj,Zj). Die Kostenfunktion ist steigend in x und fallend in z (Cx ' 0 und cz ;( 0). 
Bezüglich der Krümmungseigenschaften der Kostenfunktion wird davon ausgegangen, daß sie 
konvex in den beiden Variablen ist, d. h. Cxx' 0 und czz ' 0 sind. Weiterhin wird unterstellt, daß 
sich das verwendete WISSen und die Forschungsintensität komplementär zueinander verhalten 
(Cxz'O). 

Es wird davon ausgegangen, daß sich der stochastische Charakter der Forschung hinreichend mit 
Hilfe eines POISSON Prozesses beschreiben läßt6. Dieser stochastische Prozeß ist dadurch ge-

3 Als Beispiele hiertUr können die Ergebnisse öffentlicher Forschungsaktivitäten (staat1iche Forschung.wtStalten, 
Universitäten) angefiihrt werden. 

4 Die Grölle von R ergibt sich aus den Bedingungen auf dem Procluktmarkt. Vgl. HOCKMANN (1993, S. 11f). 
5 MANSFIELD et aI. (1981) fanden, daß in mehr als 50 % der Fälle eine Imitation um ein Patent herum erfolgt. 
6 Zur Diskussion von POISSON Prozessen vgl. TA YLOR und KARLIN (1986, S. 173ft). 
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kennzeichnet, daß die einzelnen Ereignisse unabhängig voneinander und unabhängig vom jeweils 
betrachteten Zeitpunkt eintreffen. Bezeichnet t den Zeitpunkt des Eintreffens des Ereignisses, so 
ist die Wahrscheinlichkeit, daß es bis m einem Zeitpunkt t nicht eingetroffen ist, durch 

(2.2) Pr{'l"~t}=jfw,('l")d'l"=e-xt 
t 

gegeben. Die Wahrscheinlichkeit fiir das Eintreten des Ereignisses in einem Zeitintervall dt unter 
der Bedingung, daß es vorher nicht stattgefunden bat, ethäIt man aus der BA YES Formel: 

(2.3) 

Hat bis zu einen Zeitpunkt t kein Unternehmen das Forschungsprojekt beendet, ethäIt ein Unter
nehmen eine Rente R, fiIlls es gerade zu diesem Zeitpunkt die Forschungsaktivitäten als erstes 
beendet und eine Rente von d R, fiIlls der Konkurrent zu diesem Zeitpunkt erfolgreich ist. Die 
Kosten und die aktuenen Gewinne (M) fiIIlen nur solange an, wie kein Unternehmen das For
schungsprojekt beendet hat. Da die Forschungsaktivitäten der Unternehmen stochastisch unab
hängig sind und ein unendlicher Planungshorizont unterstelh wird, ethäIt man unter Verwendung 
von (2.2) und (2.3) fiir die erwarteten Gewinne der FundE-Aktivitäten: 

Nach Integration ergJ.Ot sich8: 

(2.4) 

2.3 Optimale Forschungsanstrengungen 

Da die Unternehmen in Konkurrenz um die Entwicklung einer Innovation stehen, werden sie bei 
der Festlegung des Niveaus ihrer Entscheidungsvariablen die jeweilige Entscheidung des Konkur
renten beliic~chtigen. Dementsprechend läßt sich zur Bestimmung der optimalen Forschungsin
tensität (x) und der optimalen Wissensbasis (z) auf das spieltheoretische Konzept des NASH 
Gleichgewichts 71IIÜCkgreifen9. Danach ist die optimale Strategie eines Unternehmens (x1*' zl*) 

dadurch gegeben, daß es keine Veranlassung sieht, seine Strategie m ändern fiIlls der Konkurrent 
seine optimale Strategie (x2*' ~*) gewähh hat. Für risikoneutraie Entscheidungsträger ethäIt 
man als Optimierungsvorschrift: 

{ li * *}. Ll-I( ZI - 'PI ) max E1i X2 =X2,Z2 =Z, ,mtt II =", ---

x,.', p'P, + T 

7 Dieses Ergebnis folgt aus einer Reihenentwicklung für e-xdt. Hierdurch wird auch die Beziehung zum 
POISSON Prozeß deutlich: Die Wahrscheinlichkeit des Auftretens eines Ereignisses hängt allein von der Län
ge des Intervalls ab. Vgl. TAYLOR undKARLIN (1986, S. 181). 

8 Diese Fonnulierung des Modells entspricht im wesentlichen der von LOURY (1979) und LEE und WILDE 
(1980). In deren Modellen bleibt die WissensassimiIaton unberücksichtigt. 

9 Zu diesem Lösungskonzept vgl. FUDENBERG und TIROLE (1992). 
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Die Bedingungen erster Ordnung fiir ein NASH Gleichgewicht lauten: 

(2.5) 

(2.6) (lr,)'_I_=O. 
,lf!2 +T 

Die Gleichungen (2.5) und (2.6) geben eine implizite Formulierung der optimalen Forschungsin
tensität und Wissensbasis wieder. Das NASH Gleichgewicht der optimalen Forschungsintensitä
ten und der optimalen Wissensassimilation (xJ, zl, x2, 21) läßt sich mit Hilfe des Theorems über 
implizite Funktionen (SILBERBERG, 1990, S. 144ft) aus den Bedingungen erster Ordnung bei
der Untemehmen ermitteln 

3 Komparative Statik 

Im folgenden wird darauf eingegangen, welche Effekte Politikänderungen auf die Forschungsin
tensitäten ausüben. Die Betrachtungen bleiben auf die optimale Forschungsintensität beschränkt, 
fiir die Wissensbasis gelten die entsprechenden Überlegungen. 

3.1 Konkurrenz 

Zunächst werden die Bedingungen (2.5) und (2.6) verwendet, um die Reaktionsfunktionen des 
Unternehmens zu diskutieren lO• Unter der Voraussetzung, daß die sonstigen Parameter konstant 
sind, kann dies mit Hilfe der üblichen komparativ statischen Analyse erfolgen. Bildet man das 
totale Differential von (2.5) und (2.6), so eIhält man: 

(3.1) 

Wegen der in den Kapiteln (2.1) und (2.2) diskutierten Kriimmungseigenschaften folgt aus der 
Anwendung der CRAMERschen Rege~ daß die Steigung der Reaktionsfunktion durch 

(3.2) 

gegeben ist. Ist der Ausdruck positiv, dann handelt es sich um strategische Komplemente im um
gekehrten Fall um strategische Substitute (Vgl. TIROLE, 1988, S. 207f). 

Das VeIhaiten der Reaktionsfunktionen wird wesentlich von 

(3.3) 
(l-o)R-rc 

Etr!x = x~ 
" r(x, +x2 +r) 

10 Diese Funktionen geben darüber Auskunft, wie sich die anzupassenden Größen (x I und zl) !RJfgnmd der Än

derung der entsprechenden Variablen des Konkurrenten (x2 und zv anpassen. Vgl. auch SHAPIRO (1989, S. 

334ft). 
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und damit von der Höhe von d beeinflußt. Sind die Imitationsmöglichkeiten sehr beschränkt, dann 
ist zu elWarten, daß die Forschungsintensitäten wie strategische Komplernente reagieren und der 
Ausdruck in (3.2) größer als Null ist. Mit steigenden d reduziert sich der Zähler von (3.3), so daß 
sich die Forschungsaktivitäten ab einem bestimmten Niveau des Imitationskoeffizienten wie stra
tegische Substitute verhalten 11. 

Die Höhe der Forschungsintensitäten setzen sich aus zwei Komponenten zusammen (BEATH et 
al., 1989, S. 77)12. Die erste Komponente ist das reine Gewinnmotiv und entspricht den For
schungsanreizen eines Monopolisten, d.h. der Forschungsintensität bei Abwesenheit von Konkur
renten. Durch die Konkurrenz wird ein zusätzliches Forschungsmotiv, das Wettbewerbsmotiv, 
induziert. Im Falle strategischer Komplemente ist dieses Motiv positiv und man erhält eine Situa
tion, die als Patentrennen bezeichnet wird. Ist dagegen der Imitationskoeffizient ausreichend um 
strategische Substitute zu detenninieren, so verhalten sich die Akteure wie in einem 'waiting ga
me'. 

3.2 Parameteränderungen 

Den Eioßuß der Änderung irgendeines Parameters q auf die Forschungsintensitäten erhält man 
aus dem totalen Differential der Bedingungen erster Ordnung beider Unternehmen: 

E7r~I:tl E7r~I:1 E7(~1:t2 0 

~'1 Eff:, 1 
E7r~IXI E1l!\z\ E7r~IX2 0 dz! Elf! 

(3.4) + ;,. dq = O. 
E;r;2 Jt \ 

0 E1C;2X2 E1f;lZ2 dx2 Elf x,. 
E7r~2Xl 0 E;r!lX2 E7r!2Z 2 dz2 Elf;,. 

Unterstellt man, daß die Forschungsintensitäten und die AufWendungen fiir die Wissensabsorpti
on sich in einem stabilen Gleichgewicht befinden, d. h. aufgrund von Störungen langfiistig wieder 
zu einem Gleichgewicht konvergieren, so muß die Determinante der Matrix der zweiten Ablei
tungen des Gewinns positiv sein (SHAPIRO, 1989, S. 334f). Nach Anwendung der CRAMER
schen Regel und anschließender LAPLACE Expansion folgt aus (3.4), daß die Vorzeichen der 
komparativ statischen Effekte durch: 

(3.5) Elf:", IIElf!,x, 
E7r~2:2 EJT!\x\ 

gegeben sind. 

Eine Parameteränderung induziert nach (3.5) zwei Anpassungsreaktionen. Ein erster, direkter 
Effekt resultiert aus der Veränderung der eigenen Reaktionsfimktion. Der zweite Effekt wirkt 
indirekt über die mit der Steigung der Reaktionsfunktion gewichteten Anpassung an die Verände
rung der Reaktionsfunktion des Konkurrenten. Da, wie gezeigt werden kann, die Steigung der 
Reaktionsfunktion im NASH Gleichgewicht immer kleiner als 111 ist und die beiden Unternehmen 
als identisch unterstellt wurden, ist es fiir die Bestimmung der Richtung der aus einer Parameter
änderung resultierenden Anpassung ausreichend,' allein die Veränderung der Reaktionsfunktion 
eines Unternehmens zu analysieren. 

11 Analog zum Vorgehen bei der Analyse der Steigung der Reaktionsfunktionen lassen sich auch die Effekte einer 
Parameteränderung auf die Lage der Reaktionsfunktionen analysieren. Hierauf wird in Kapitel (3.2) zurückge
griffen. 

12 Auf die Diskussion weiterer Effekte, wie den Verdrängungseffekt (fIROLE, 1988, S. 393 und HOCKMANN, 
1994, S. 398) wird hier verzichtet. Dieser Effekt resultiert aus der Tatsache, daß die Unternehmen sich selbst 
vom Markt verdrängen, sobald das Forsch~ekt beendet ist. 
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Entsprechend der Ausfiihrungen zu (3.1) gilt fiir die Richtung der Veränderung der Reaktions
fimktion: 

(3.6) (a. ) [IE1r~q E1r~, I] sign - =sign (-1)' ". 
tq I., .• ,=fix E1r!,q E1r!", 

Mit Ausnahme des Zinssatzes (r) sind die Parameter nur in jeweils einer Bedingung erster Ord
nung enthalten. Bei Komplementarität von WlSSenSIlssimilation und Forschungsintensität 

(E1r~,., ~ 0) \3 sowie aufgrund der in den Kapiteln (2.1) und (2.2) diskutierten Krümmungsei-

genschaften (E1r!", :!> 0) gilt, daß die Richtung der Änderung der Forschungsintensität allein 

durch das Vorzeichen von E1t~,q bzw. E1t~,q determiniert ist. Für die komparativ statischen Ef

fekte erl1ält man aus (3.6): 

(3.7) (a) (b) 

fiirq=R,m, Y" Y2> T fiir q = M, r, d. 

4 Diskussion: Reformbestrebungen im Bereich des Sortenschutzes 

Die Diskussion über eine Reform der bestehenden Gesetze zur Regelung des Sortenschutzes und 
des Saatgutverkehrs findet auf zwei Ebenen statt. Die erster Ebene steht im Zusammenhang mit 
der Schaffung des EU Binnemnarlrtes und der hierdurch erforderlichen Harmonisierung der ge
setzlichen Regelungen. Die Effekte auf die Forschungsintensitäten lassen sich einerseits in einer 
Vergrößerung des Marktes und andererseits in einer Zunahme der Marktteilnehmer sehen. Die 
Vergrößerung des Marktes wird sich gemäß (3.7) positiv auf die Forschungsintensitäten auswir
ken. Die WIrkung der Ethöhung der Marktteilnehmer auf die Forschungsintensität ist davon ab
hängig, ob es sich bei den Forschungsanstrengungen um strategische Komplemente oder Substi
tute handelt. Entsprechend (3.2) wird sich im ersten Fall eine Ethöhung, im zweiten eine Verrin
gerung der Forschungsintensitäten ergeben. Empirische Hinweise, wie eine hohe Anmeldefre
quenz fiir neue Sorten lassen vermuten, daß sich die Forschungsintensitäten eher wie strategische 
Komplemente verhalten und somit ein positiver Effekt auf die Forschungsintensitäten ausgeübt 
wird14• 

Ein weiterer Diskussionspunkt in der Neuregelung des europäischen Sortenschutzgesetzes be
steht in der Regelung des Landwirtevorbehaltes (V gI. NEUMEIER, 1990, S. 160f und HÜPPE, 
1993, S. 44ft). Das deutsche Saatgutrecht erlaubt im Rahmen des Landwirtevorbehahes den 
Nachbau des Saatgutes aus eigenem Anbau und der Weitergabe des Saatgutes im Rahmen der 
Nachbarschaftshilfe. Eine engere Fassung dieser Regelung würde dazu fUhren, daß die Landwirte 
verstärkt Saatgut zukaufen müssen. Dies würde in Folge der Vergrößerung des Marktes eine 
Ethöhung der Erträge aus FundE und somit steigende Forschungsintensitäten induzieren. 

Die zweite Ebene der Diskussion um eine Reform der Sortenschutzbestimmungen steht im engen 
Zusammenhang mit der wachsenden Bedentung gentechnischer Fortschritte und bezieht sich vor 

13 Dies ist beispielsweise bei multiplikativer Sepanölität der Kostenfunktion gegeben 
14 Weiterhin ist zu beachten, daß durch einheitliche europäische Regelungen zum Sortenschutz und Saatgutver

kehr die Konkurrenz auf den Produktmarld zunehmen wird, mit der Folge. daß eine Verringerung der mit einer 
neuen Sorte verbundenen Erträge auftreten kann. Welcher der beiden Effekte überwiegen wird, die erhöhte 
Konkurrenz oder die Vergrößenmg des Marktes.1äßt sich nicht vorhersagen. 
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allem auf die Frage, inwieweit ein patentrechtlicher Schutz fiir Pflanzenzüchtungen möglich istiS. 

Diese Diskussion dreht sich vor allem um die Vor- und Nachteile des Züchtervorbehahes, und 
damit um den Wissenstransfer zwischen den Zuchtuntemehmen. Der Züchtervorbehah erlaubt 
den Züchtern, die Sorten von Konkurrenten fiir eigene Züchtungen zu verwenden, diese sogar 
nachzuziehen, ohne ein entsprechendes Entgeh hierfiir zu zahlen. Im Patentrecht existiert eine 
ähnliche Regehmg, der Forschungsvorbehah, diese ist jedoch weit enger als der Züchtervorbehah 
gefaßt (Vgl. NEUMEIER, 1990, S. 161ft)16. 

In dem Modell werden die Effekte, die aus einer möglichen engeren Fassung des Züchtervorbe
hahes resultieren an zwei Parametem deutlich. Eine restriktivere Interpretation des Züchtungs
vorbehah reduziert den Transfer von Wissen und beeinflußt damit die technologischen Oppor
tunitäten fiir die Durchfiihrung von Forschungsaktivitäten. Hierdurch wird eine Reduktion des 
Öffentlichkeitsgrades (m) erfolgen, was einen geringeren Transfer untemehmensexternen WlSsellS 
fiir die Durchfiihrung des aktuellen Forschungsprojektes bedingt. Gleichzeitig wird der verstärkte 
Schutz eine Verringerung des Imitationsparameters (d) induzieren, da Folgeinnovationen nur 
unter weitaus erhöhten AufWendungen entwickeh werden könnten. 

Die komparativ statischen Effekte dieser Parameter weisen nach (3.7) unterschiedliche Vorzei
chen aus. Dies bedeutet, daß im Gegensatz zum traditionellen Verständnis, nach der sich die 
Überwälzungseffekte negativ auf die Forschungsaktivitäten auswirken, sie unter den hier disku
tierten Annahmen eine nicht eindeutig zu bestimmende Wirkung haben. Einerseits fUhrt ein An
stieg des Öffentlichkeitsgrades zu einem Anstieg des absorbierbaren WissenspotentiaIs fiir das 
Unternehmen, und damit zu einer höheren Forschungsinteusität. Die hierdurch gleichzeitig ver
besserten Möglichkeiten zur Imitation (Entwickhn1g von Folgeinnovationen) wirkt sich dagegen 
negativ auf die Forschungsintensität aus. Welcher der beiden Effekte überwiegt, kann nicht von 
vornherein bestimmt werden. Für den Bereich der Pf1anzenzüchtung ist allerdings zu vernnrten, 
daß 'die Bedeutung des zuerst genannten Effekts überwiegt und damit von diesen Unternehmen 
eine wenig restriktive Handhabung des Züchtervorbehahes präferiert wirdi? 

5 Ausblick 

In diesem Papier wird die Bedeutung der verstärkten mikroökonomischen Analyse von For
schungs- und Entwickhn1gsaktivitäten herausgestellt. Aufbauend auf der Annahme, daß For
schungsaktivitäten sich mit Hilfe von POISSON Prozessen hinreichend beschreiben lassen, wird 
ein Modell fiir die Anreize der Entwickhn1g von Innovationen entwickeh, in dem vor allem auf 
die Bedeutung der technologischen Opportunitäten fiir die Entwickhn1g von Innovationen und 
den Einfluß der Konkurrenz auf die Forschungsaktivitäten hingewiesen wird. Aufbauend auf ei
ner komparativ statischen Analyse werden Effekte auf die Forschungsintensitäten diskutiert, die 
aus Refonnbestrebungen des Sortenschutzes resultieren. 

Abschließend ist auf Erweiterungen des Grundmodells hinzuweisen. Diese sind die Dynamisie
rung des Modells, so daß sowohl die Wissensakkumulation während der Durchfiihrung des Fun
dE-Projektes (KAMlEN und SCHWARTZ, 1972; REINGANUM, 1981 und 1982) als auch 
Folgeinnovationen (REINGANUM, 1985) und intermediäre Forschungsanstrengungen berück
sichtigt werden können (GROSSMAN und SHAPIRO, 1987). Weitere Erweiterungen bestehen 

15 Aus rechtlicher Sicht bestehen kaum Probleme eines patentrechtlichen Schutzes. V gL NEUMEIER (1990, S. 
245ft). 

16 Der ZüchtervoIbehalt gilt auch dann, \W1lD durch gentechnische Veränderungen eine Eigenschaft in eine Sorte 
eingezüchte! wurde. Jeder Züchter kann die gentechnisch veränderte Sorte verv.enden, um daraus eine neue 
Sorte, die diese Eigenschaft auch enthält, zu erzeugen. Würde die gentechnische Veränderung aufgrund des 
Patentrechtes erfolgen, w.ire diese Art der Weiterzüchtung ohne Lizenzvergabe nicht möglich. 

17 Vgl. hierzu WIESE ( 1993, S. 83). 
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in der Analyse der ForschlUlgsorganisation (Gemeinschaftsforschung), das Verhahen der Unter
nehmen bei sukzessiven ForschlUlgsanstrengungen zur Beeinflussung der Diffusion des Wissens 
(intennediäres Patent, ForschlUlgslizenzen) (GROSSMAN und SHAPIRO, 1987), die Subven
tionierung von FlUldE (BEATII et al, 1989), die Endogenisierung der Erträge einer Innovation 
(EVENSON lUld KISLEV, 1975; BINSWANGER, 1978), der Konkurrenz nach Beendigung 
der Forschungsaktivitäten (REINGANUM 1985) lUld letztlich die Berücksichtigung der Unsi
cherheit der Forschung lUld Forschungsergebnisse (SCOBIE und JARDINE, 1988). 

Aufuauend auf den komparativ statischen Ergebnissen des Modells lUld der oben diskutierten 
Erweiterungen läßt sich eine zu schätzende Funktion spezifizieren, um die relevanten Aspekte fiir 
die Entwicklung landwirtschaftlicher Innovationen zu ermitteln. Empirische Untersuchungen pri
vater Innovationstätigkeiten außerhalb der Landwirtschaft bestätigen im wesentlichen die aus 
dem obigen Modell hergeleiteten (lUld ableitbaren) komparativ statischen Effekte (BERNSTEIN 
lUld NADIR1, 1988; JAFFE, 1986; COHEN und LEV1NTIIAL, 1989; LEVlN lUld REISS, 
1984). Das grundsätzliche Problem einer empirischen Implementierung betriffi die Erfassung der 
relevanten Daten (FlUldE-Ausgaben lUld Personal, Patente, .. ). Die einzige Möglichkeit der Erstel
lung einer geeigneten Datenbasis ist die Befragung der Untemehmen über ihre Forschungsaktivi
täten. Da hierdurch aber ein sensibler Bereich der Unternehmen berührt wird, ist diese Möglich
keit einer empirischen UntersuchlUlg, sehr skeptisch zu beurteilen. Als Ausweg bleIbt, in Form 
von Fallbeispielen auf empirische Tatbestände hinzuweisen und diese auf ihre Konsistenz mit der 
hier vorgestellten Theorie zu überprüfen. 

Zusammenfassung 

In dem Beitrag wird die Bedeutung der verstärkten mikro ökonomischen Analyse von For
schungs- und Eniwicklungsaktivitäten herausgestellt. Aufbauend auf der Annahme, daß For
schungsaktivitäten sich mit Hilfe von POISSON Prozessen hinreichend approximieren lassen, 
wird unter Berücksichtigung von verschiedenen Möglichkeiten der Wissensdiffusion ein Modell 
fiir die Anreize der Entwicklung von Innovationen entwickelt, in dem vor allem auf die Bedeu
tung der technologischen Opportunitäten, des Aneignungsvennögens sowie der Nachfragebedin
gungen und den Einfluß der Konkurrenz auf die Forschungsaktivitäten hingewiesen wird. Auf.. 
bauend auf einer komparativ statischen Analyse werden einige Effekte auf die ForschlUlgsintensi
täten diskutiert, die aus einer restriktiveren Fassung des Sortenschutzes, etwa in Form einer Pa
tentierung von neuen Züchtungen, resultieren. 

Im Gegensatz zum traditionellen Verständnis, nach der sich Überwälzungseffekte negativ auf die 
Forschungsaktivitäten auswirken, haben sie in dem hergeleiteten Modell eine nicht eindeutig zu 
bestimmende Wirkung. Einerseits fUhrt ein Anstieg des Öffentlichkeitsgrades des lUlternehmens
spezifischen Wissens zu einem Anstieg des absorbierbaren Wissenspotentials fiir das Unterneh
men, und damit zu einer höheren Forschungsintensität. Die durch die erhöhten spillover-Effekte 
verbeSserten Möglichkeiten zur Imitation bzw. der Entwicklung von Folgeionovationen wirken 
sich dagegen negativ auf die Forschungsintensität aus. Äußerungen von Pßanzenzüchtern, derart, 
daß sie eine hohe Varianz in ihren Genpool fiir eine erfolgreiche Neu- bzw. Weiterzüchtung be
nötigen, lassen vermuten, daß in diesem Bereich die Bedeutung des zuerst genannten Effekts 
überwiegt und damit von diesen Unternehmen eine wenig restriktive Handhabung des Züchter
vorbehaltes präferiert wird. 
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Summary 

1bis paper ptesents a microeconomic model of incentives for private research and development. 
Assuming that the stochastic character of research activities can be described by a POISSON 
process, the model shows the impact of technological opportunities, demand and appropriability 
condition and the diffusion ofknowledge among firms on the research incentives. In a comparati
ve static ana1ysis the model is applied to the discussion whether new seed varieties should be 
sbielded against imitation by patent law or by a seed protection act, which implements much we
aker possibi1ities for appropriating the retwns ofresearch and development. 

Contrary to the traditional wisdom which states that tighter appropriabiIity conditions reduce 
spillovers, and therefore, increase the incentives for research and development, the model shows 
that two conflicting forces are present. On the one hand, tighter appropriabiIity conditions increa
se the incentives of research activities by reducing imitation. On the other hand, the transfer of 
knowledge among the firms will decrease. 1bis induces a negative impact on the research incenti
ves by reducing the technological opportunities of the firms. Which of these effects dominates is 
an empirical question and could not be answered in advance. However, statements made by the 
seed breeding industry - such as that they need a high variance in their gene pool for breeding 
new seed varieties successfuDy - indicate that the decrease in technological opportunities may 
overcompensate the increase ofthe incentive through high appropriabiIity on the product market. 

"B03MOlitHOCTH H rpaHHU;1II MOAeßHpoBaHIUI npH aHaßH3e BßIUIHIUI 

H3MeHeHHB nOßHTHKH Ha pa3pa6oTKY HOBmeCTB" 

B HaCTO'IIl~eii pa60Te nOKa3aHO 3Ha'leHlle MIIKP03KOHOMII'IeCKOrO aHaßII3a 'IaCTHblX 

IIccßeAoBaTeßbcKllx pa60T 11 pa3pa6oToK. Ha OCHOBe npeAnOßOlKeHlllIrTB 'ITO SCli 

cOBoKynHocTb IIccneAoBaTenbCKIIX pa60T MOlKeT 6b1Tb onllcaHa npll nOMO~1I 

npOl~eCCOB nyaccoHa (Poisson PrOzessen)rTB 6b1na pa3pa6oTaHa MOAeßb cTIIMynoB K 

pa3pa6oTKe . HOBIIIeCTB. npelKAe BCerOrTB BHIlMaHlle 6b1ßO YAenHO MOMeHTaM 

KOHKYP"pOBaHllI B pa3BIITilil HOBIIIeCTB 11 3Ha'leHIlIO npOAOßlKllTenbHOCTIl 

IIcnOßb30BaHilli onpeAeneHHblX TeXHonorllii. C nOMO~blO cpaBHIlTenbHoro 

CTaTIICTII'IeCKOrO aHanll3a aHanll311pYlOTCli BßlIlIHlle 113MeHeHilii nOßIITIIKIl Ha 

cTIIMynbl K HOBaTopCKIlM IIccßeAoBaHllliM 11 AanbHeiiIIlIlM YCOBepIIleHCTBOBaHllliM. B 
Ka'leCTBe np"MepOB B3l1TbI BnllllHlle arpapHoii peejlopMbI EBponeiicKoro COlO3a (EC) 

11 BBeAeHllli npaBIIß. naTeHTOBaHllli reHeTII'IeCKIl 113MeHeHHblX COpTOB paCTeHllii. 

B 3aKnlO'IeHIlIl paCCMaTp"BaIOTCli B03MOlKHOCTil paCIIIllpeHllli 11 AononHeHllli MOAenll: 

B03MOlKHOCTil A"HaMI3al\11 MOAeßllrTB AßlI Y'leTa KaK nOCßeAOBaTenbHblX 

pa3pa6oTOK HOBIIIeCTBrTB 'l"aK 11 pa3BIITilli IIX Ha onpeAeneHHOM npOMelKYTKe 

BpeMeHII; 

aHanll3 opraHlI3al\1I11 IIccneAOBaHllii; 

npOl\eCC pacnpOCTpaHeHllli IIHejlOPMal\1I11 OT ejlllpMrTB npoBoA"~IIX 

IIccneAOBaHllli (naTeHTOBaHllerTB ßIIl\eH3I1pOBaHlle npoBeAeHllli IIccneAOBaHllii); 

BblAeßeHlle cy6cIIAilii Ha npoBeAeHlle HaY'lHblX IIccneAOBaHllii; 

0l\eHKa 3ej1ej1eKTilBHOCTil IIHHOBal\lIii; 

KOHKypeHTHoCTb oTAenbHblX IIccneAOBaTenbCKIIX npoeKTOB; 

Y'leT HeHaAelKHOCTIl pe3ynbTaToB IIccneAOBaHllii. 
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AHCKYCCHJI 0 B03MOlKHOCTH 3MmtpH'IeCKoi! npOBepKH npOrH030BrTB CAenaHHblX Ha 6a3e 

MOAenHrTB 3aBeprnaeT AaHHYIO pa60TY· 
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STRATEGIEWECHSEL IN LANDWIRTSCHAFfUCHEN BETRIEBEN- HAND
LUNGSMÖGUCHKEITEN UND pRÄDISPOSmON DER 

UNTERNEBMENSFÜBRUNG 

von 

Christian NOELL* 

1 Einleitung I 

Aus der Perspektive landwirtschaftlicher Betriebe stellen die Auswirkungen der EU-Agrarreform, 
der GATT-Verhandhmgen, der Wiedervereinigung, der Öffuung Osteuropas etc. Änderungen 
ihrer wirtschaftlichen und administrativen Umweh dar. Für die Unternehmensfiihrung ergibt sich 
daraus die Aufgabe, die betrieblichen Aktivitäten entsprechend den eigenen Zielvorstellungen 
diesen Umwehänderungen anzupassen. Im Vordergrund der Diskussion möglicher Anpassungs
reaktionen stehen dabei sowohl Veränderungen der Produktionsintensität und Betriebsorganisati
on als auch Wachstums- und Rückzugsentscheidungen als Reaktion auf veränderte Faktor- und 
Produktpreise bzw. gesetzlicher Rahmenbed.ingungen. Alle diese Anpassungsmöglichkeiten set
zen implizit voraus, daß sich ein landwirtschaftlicher Betrieb auf das Aktionsfeld landwirtschaftli
cher Produktion konzentriert und sich dort - erfolgreich oder erfolglos - adaptiv verhäh. Diese 
Annahme ist in vielen Fällen zutreffend und berechtigt, insbesonders dann, weun die wirksamen 
Umwehänderungen aus Sicht des Betriebs relativ gering sind bzw. langsam vonstatten gehen. 

Angesichts der Dimension des bereits eingetretenen und auf absehbare Zeit hinaus anhaltenden 
Wandels im Agrarsektor und seinem Umfeld liegt die Frage nahe, ob die Annahme überwiegend 
oder ausschließlich adaptiven Verhahens noch angemessen ist bzw. inwieweit diese Anpassungs
strategie fiir landwirtschaftliche Betriebe ausreichend ist. Der Begriff Strategiewechsel wird daher 
in diesem Beitrag in seiner engeren Bedeutung gebraucht und auf den Wechsel der grundsätzli
chen Art und Weise (Strategie) bezogen, in der ein Betrieb aufUmwehänderungen reagiert, oh
ne daß damit bereits konkrete unternehmerische Entscheidungen determiniert wären. Die grund
sätzlichen Handhmgsmöglichkeiten und vor allem die Prädisposition der landwirtschaftlichen 
Unternehmensfiihrung zur diesbezüglichen Strategiewahl stehen dabei im Vordergrund. Strategi
en im (engeren) Sinne definierter Rahmenplanungen zur Erreichung unternehmerischer Ziele sind 
demgegenüber nachgeordnet. 

Der folgende Abschnitt (Abschnitt 2) behandeh überblickshaft grundsätzliche Strategien zur An
passung an sich ändernde Umwehbedingungen und die Vorraussetzungen ihrer Umsetzung. Im 3. 
Abschnitt werden theoretische Grundlagen und erste, deskriptive Ergebnisse einer aktuellen em
pirischen Untersuchung zur Ausprägung bestimmter Unternehmereigenschaften (Vision, strate
gisches Denken) bei landwirtschaftlichen Betriebsleitern in Norddeutschland diskutiert, die fiir 
spezifisches Anpassungsverhahen als charakteristisch angesehen werden. 

2 Prinzipielle Strategien der Anpassung an Umweltänderungen 

Spricht man im weitesten Sinne von Anpassung als betriebswirtschaftlichem Prozeß, so sind vier 
grundsätzliche Reaktionen auf Umwehänderungen möglich, nämlich Ignoranz, Stabilisierung, 
Anpassung [im engeren Sinn] und Neuorientierung. Die vier Anpasssungsreaktionen unter-

• Dr. C.Noell, Institut für Agrarökonomie der Cbristian-A1brechts-Universilät zu Kiel, Olshausenstr. 40, 24118 
Kiel 

I Der Autor dankt der Deutschen Forschungsgemeinschaft für die finanzielle Unterstützung der Untersuchung 
sowie Herrn Peter Schulz für die Org;misation und Durchführung der Datenetfassung. 
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scheiden sich vor allem in ihrer Umfassenheit bzw. ihrem relativen Änderungsgrad bezüglich des 
Untemehmensmstands. Eine strikte Beziehung zwischen dem Ausmaß der Umwehänderung und 
der Änderungswirkung der Anpassung besteht aber nicht. 

Die Ignoranz einer Umwehänderung impliziert keineswegs das Ausbleiben einer Anpassung im 
Untemehmen. Sie bedeutet lediglich den Verzicht auf eine geziehe Anpassung. Reagiert bei
spielsweise ein Milchproduzent auf nachhahig sinkende Milchauszahlungspreise und unter Um
ständen gleichzeitig steigende Kraftfutterpreise nicht mit einer Anpassung seiner Produktionsin
tensität bzw. Produktionsstruktur. so erfolgt bei unveränderter Produktion die Anpassung als 
ungedämpfte Reduktion des Untemehmensgewinns. Der wesentliche Unterschied zu den übrigen 
Anpassungsfonnen - insbesondere zur Anpassung im engeren Sinn - ist, daß keine explizite Aus
wahl aus ahemativen Reaktionsmöglichkeiten getroffen wird. 

Stabilisierung ist die typische Anpassungsfonn, wenn der optimale Ablaufund die Struktur eines 
Stabilisierungssysstems feststehen. Umwehänderungen werden in gewissen Grenzen durch vorab 
festgelegte steuemde oder regelnde Maßnahmen ausgeglichen. Die Aktivität an sich bleibt prin
zipiell unverändert, d.h. adaptiv stabil Steuerungs- und Regelungsprozesse sind in der Landwirt
schaft vor allem in den späten 70er und frühen 80er Jahren untersucht worden. Die in der Regel 
aufkybemetischer Systemtheorie beruhenden Prozeßsteuerungssysteme hatten in erster Linie die 
optimale Prozeßfiihrung unter "störenden" Umwehbedingungen zum ZieL 

Anpassung - im engeren Sinn - als Reaktionsfonn bei Umwehänderungen beschränkt sich nicht 
darauf; Umwehänderungen einer festgelegten Bandbreite auf definierte Weisesteuemd auszu
gleichen. Einerseits kann die Umwehänderung ein Ausmaß annehmen, das die Ausgieichsflihig
keit eines etwaigen Steuerungs- bzw. Regelungssystems überschreitet, so daß Veränderungen der 
Kontrollgrößen oder des gesamten Systems erforderlich werden. Andererseits kann es auch aus 
ökomischen Gründen sinnvoll sein, eine Anpassung einer betrieblichen Aktivität im Sinne einer 
Veränderung durchzuführen. 

Zwischen Neuorientierung zum einen und Stabilisierung und Anpassung zum anderen besteht 
ein qualitativ bedeutsamer Unterschied: Während Stabilisierung und Anpassung im wesentlichen 
passiv aufUmwehänderungen reagierende Anpassungsarten sind, reagieren Prozesse der betrieb
lichen Neuorientierung aktiv. Gegenstand dieser Fonn der Anpassung ist die Entscheidung über 
die additive oder substitutive Neueinfiihrung einer betrieblichen Aktivität als Reaktion auf eine 
Umwehänderung. Die Neuorientierung kann in der Adoption einer Innovation bestehen. Sie kann 
aber auch sehr weitreichende Änderungen der Untemehmensfiihrung beinhahen, z.B. den konse
quenten Wechsel der Wirtschaftweise von konventioneller Produktion auf ahemative Produktion 
mit Selbstvennarktung, oder die Erweiterung des Spektrums betrieblicher Aktiviäten über den 
landwirtschaftlichen Kembereich hinaus in andere Wirtschaftsbereiche. 

Klammert man die Ignoranz, in der die Anpassung von der Umwehänderung selbst veranlaßt 
wird, als Sonderfall aus, so kann man davon ausgehen, daß Landwirte die drei echten Anpas
sWlgsfonnen in spezifischer Weise einsetzen werden. In bezug auf die hier behandehen Anpas
sungen an Änderungen in den längerfiistigen wirtschaftlich-administrativen Rahmenbedingungen 
sind die Anpassungen engeren Sinn und die Neuortientierung relevant. Dabei ist die Anpassung 
im engeren Sinn, also die mehr oder weniger passive Reaktion auf erwartete oder eingetretene 
Umwehänderungen zur Zeit noch die vOIherrschende Fonn der Anpassung, während aktive 
Neuorientierungen, vor allem solche, die die untemehmerische Tätigkeit des Landwirts über die 
landwirtschaftlichen Produktion hinausfuhren von geringerer Bedeutung sind. 

Die steigende Zahl ausgeschiedener und zukünftig ausscheidender Betriebe macht aber deutlich, 
daß die reagierende Anpassung allein fiir viele Betriebe offensichtlich nicht mehr ausreicht. Wäre 
eine Umorielltierung vom "Produzenten" zum "Ländlichen Untemehmer", also eine stärkere Be-
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tonung der unternehmerischen Aktivitäten auch jenseits der Landwirtschaft fiir diese Betriebe ein 
eIfolgversprechender Weg ihre Wettbewerbsflihigkeit und ihren Bestand langfristig zu sichern? 
Welche Betriebe solhen sich fiir einen derartigen Strategiewechsel sowohl im Anpassungsverhal
ten als auch in der Unternehmensaktivität entscheiden? Welche unternehmerischenFähigkeiten 
und spezifischen Wettbewerbsvorteile müssten diese Betriebe aufWeisen? Dies sind Fragen, die 
sicherlich zukünftig als ahernative Option zum Rückzug aus der Landwirtschaft und zur Betriebs
aufgabe in Forschung und Beratung behandeh werden. 

Die im folgenden Abschnitt dargestelhe Untersuchung befaßt sich im Vorfeld dieses Problemkrei
ses mit der Prädisposition landwirtschaftlicher Betriebe bzw. Betriebsleiter fiir diesen Strategie
wechsel Sie versucht in einer Fallstudie Vorstellungen über das unternehmerische Potential von 
Landwirten nach Kriterien moderner Managernenttheorie m gewinnen. Zur Kennzeichnung die
ses Potentials wird das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von unternehmerischer Vision 
und strategischern Denken bei Landwirten als Ausdruck der längerfiistigen Orientierung und An
passungsbereitschaft herangezogen. 

3 Prädisposition zum Strategiewechsel 

Unternehmerische Visionen sind die Hauptquelle fiir strategische Ziele in Unternehmungen, ob
wohl diese selbst (im operationalen oder planerischen Sinn) keine Ziele sind. Visionen sind Bilder 
oder Vorstellungen zukünftiger Zustände der unternehmerischen Wirklichkeit. Ein Landwirt kann 
sich beispielsweise vorstellen innerhalb von fiinf Jahren zum größten Hähnchenmäster in seinern 
Landkreis m werden, oder der erste Landwirt zu sein, der in Deutschland eIfolgreich Emus 
(Strauße) züchtet und deren Fleisch vennarktet. Visionen geben einern landwirtschaftlichen Be
trieb Richtungen fiir den Weg in die Zukunft vor. Sie geben Anhahpunkte fiir Zielsetzungen, 
Strategieentwickhmg und langfristige Planung. Unternehmerische Visionen übersetzen auch per
sönliche und private Ambitionen in Ausgangspunkte fiir wirtschaftliche Aktivitäten. Obwohl Vi
sionen recht klare Bilder zukünftiger Realitäten liefern können, sind sie keineswegs Anleitungen 
zu konkreten Handlungen. Zu ihrere Verwirklichung benötigen Visionen Strategien und Strate
gieentwickhmg. 

Strategisches Denken spieh daher sowohl als allgemeine Denk.hahung als auch im Prozeß der 
Strategieentwickhmg eine wichtige Rolle. Strategisches Denken ist eine Fähigkeit, die Landwirte 
zur Entwickhmg von Zielen und Strategien aus Visionen benötigen. Je d)1lamischer und unsiche
rer die wirtschaftliche Umweh landwirtschaftlicher Betriebe z.B. durch Subventionsabbau und 
Marktöffuung wird, desto größer wird die Notwendigkeit fiir den Einzelbetrieb seine Wettbe
werbsflihigkeit zu erhöhen und nach neuen Geschäftsfeldern zu suchen. Visionen und strategi
sches Denken legen die Grundlage fiir zukünftige Wettbewerbsvorteile und wirtschaftlichen Er
folg des Betriebs. 

Zwei Fragen erwachsen hieraus: Zum einen, ob Landwirte über Visionen verfUgen und strate
gisch denken und zum anderen, ob Vorhandensein oder Abwesenheit von Visionen und strategi
schem Denken einen Einfluß auf den wirtschaftlichen Erfolg von landwirtschaftlichen Betrieben 
haben. Im weiteren wird vornehmlich die erste Frage behandeh. Dazu werden ausgewähhe Er
gebnisse einer ersten, deskriptiven Auswertung der Untersuchung einer Zufallsstichprobe von 
153 landwirtschaftlichen Betrieben in Nordeutschland dargestelh und diskutiert. Die Untersu
chung wurde im Sommer 1994 in Form einer Befragung durchgefiihrt. 

3.1 Theoretische Grundlagen: Unternehmerische Vision und Strategisches Denken 

Die empirische Untersuchung der Anwesenheit oder Abwesenheit von Visionen und strategi
schem Denken bei Landwirten machte es eIforderlich einige Begriffseingrenzungen vorzuneh-
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men. Eine Untersuchung der maßgeblichen Literatur hat gezeigt, daß untemehmerische Visionen 
fiinf grundsätzliche Anforderungen erfiillen müssen und daß strategisches Denken aus fiinf Kom
ponenten besteht. Der Hauptunterschied zwischen den beiden Begriffen besteht darin, daß Visio
nen keinerlei Ansätze zur eigenen Realisierung enthalten. Eine Vision ist eine mehr oder weniger 
statische bildhafte oder plastische Vorstellung, wohingegen sich strategisches Denken mit den 
Möglichkeiten und Wegen zur Realisierung der antizipierten Zukunftslage befaßt. 

Untemehmerische Vision 

Die fiinfVoraussetzungen, die untemehmerische Visionen (siehe dazu z.B. HARTING, 1992; 
CHAKRAVARTHY UND LORANGE, 1991; HERSTATT UND KÖPE, 1991; OLIVIER, 
1991; PÜMPIN UND PRANGE, 1991; MAGYAR, 1990; HINTERHUBER, 1989; MINTZ
BERG UND WESTLEY, 1989; SlllRLEY, 1989; MCNEIL, 1987; HUNSICKER, 1985; 
GLUCK, 1984) erfiillen müssen sind: 

1. Visionen müssen Bilder nachhaltiger Veränderungen sein 

2. Visionen müssen einen eindeutigen Zukunftsbezug aufWeisen 

3. Visionen müssen den Anspruch auf außerordentliche Leistungen beinhalten 

4. Visionen müssen realisierbar sein 

5. Visionen müssen an eine einzelne Person gebunden sein 

Sind bei einer untemehmerischen Idee eine oder mehrere dieser Bedingungen nicht erfiillt, so sind 
die Voraussetzungen fiir "Vision" nicht erfiillt. Die Idee erweist sich dann als "Dlusion", "Utopie" 
oder einfach als "normal". Ist ein Idee oder eine Vorstellung z.B. nicht realisierbar, d.h. die 4. 
Voraussetzung ist nicht erfiillt, so handeh es sich um eine Utopie statt um eine Vision. Ist die 3. 
Voraussetzung nicht erfiillt, so muß es sich um eine unschwer zu verwirklichende Durchschnitts
idee handeln. Der Bedeutungsinhah von Vision überschneidet sich auch mit denjenigen von wei
teren Begriffen wie "Untemehmenskuhur", "Ziel", "Mission", "Szenario" oder "Strategie". Visio
nen sind von entscheidender Bedeutung als Orientierungsmarken fiir die zukünftige Entwicklung 
eines Untemehmens. 

Strategisches Denken 

Strategisches Denken ist eine Denkweise, die es einem Landwirt erlaubt seine Visonen in Strate
gien umzusetzen. Es hand~h sich um eine spezifische Art und Weise über das WIE der Errei
chung zukünftiger Zustände und Wettbewerbspositionen nachzudenken. Die fiinfGrundelemente 
des strategischen Denkens (siehe z.B. ZABRlSKIE UND HUELLMANfEL, 1991; WÜTH
RlCH, 1990;HINTERHUBER, 1989;HENZLER, 1988;GÄLWEILER, 1987;MASON, 1986; 
WEBER, 1984; SKIPTON, 1985; MINTZBERG, 1973) sind: 

I. Strategisches Denken ist problemorientiert 

2. Strategisches Denken ist zukunftsorientiert 

3. Strategisches Denken ist umfassend 

4. Strategisches Denken ist eine Kombination aus analytischem und ganzheitlichem Denken 

5. Strategisches Denken ist eine Kombination aus rationalem und intuitivem Denken 
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Strategisch zu denken bedeutet, über die augenblickliche und zukünftige Wettbewerbsflihigkeit 
einer Unternehmung nachzudenken. Wie bei der Vision, so wandeh sich strategisches Denken in 
andere Arten und Weisen des Denkens, wenn einzelne Grundelemente fehlen. Sind beispielsweise 
die Elemente 4. und 5. nicht gegeben, so handeh es sich um langfiistiges u.u. operatives Denken. 
Es ist offensichtlich, daß es wesentlich problematischer ist strategisches Denken in der Praxis zu 
identifizieren und zu messen als Visonen. 

3.2 Konzeption und Durchrtihrung der empirischen Untersuchung 

Im Sommer 1994 wurde eine Zufiillsstichprobe von 153 Landwirten aufihren Betrieben inter
viewt. Zu diesem Zweck wurde ein Fragebogen entwickeh, der auf der in Abschnitt 3.1 zusam
mengefassten theoretischen Grundlage basiert. Die Interviews nahmen jeweils I bis 2 Stunden in 
Anspruch. Die Einzelfragen wurden so formuliert, daß sie in ihrer Summe die unterschiedlichen 
Dimensionen von Vision und Strategischem Denken abdeckten. Dabei wurde die Annahme zu
grunde gelegt, daß sowohl Landwirte eindeutig mit Visionen bzw. strategischem Denken existie
ren als auch solche eindeutig ohne diese Attnbute. Zwischen diesen gegensätzlichen Positionen 
wurden auch Landwirte mit "Teil-Visionen" bzw. Ansätzen zu strategischem Denken in unter
schiedlicher Ausprägung erwartet. Der Fragebogen umfasste 26 Fragen zu allgemeinen Angaben 
über Betrieb, Betriebsleiter und Betriebsfiihrung, sowie 28 teils umfangreiche Fragen zu Vision 
und strategischem Denken. 

In der Stichprobe waren im wesentlichen Milchvieh-, Ackerbau-, Schweinemast- und Mischbe
triebe vertreten. Die durchschnittliche Betriebsgröße betrug 86 ha mit einern Pachtanteil von 
36%. Von den Befragten führten 30% Dirtektvermarktungsaktivitäten durch, 75% hatten einen 
oder mehrere Produktionskontrakte und 31 % verfugten über ein (außerlandwirtschaftliches) Zu
satzeinkommen. Siebzehn Prozent der Landwirte gaben an deutlich unterdurchschnittliche Ge
winne aufZuweisen (im unteren Drittel), 49% ordneten sich im mittleren Drittel ein und 34% ga
ben an deutlich überdurchschnittliche Gewinne zu erzielen (im oberen Drittel). Einen Personal 
Computer, bzw. eine computergesteuerte Anlage besaßen 42% der Landwirte. Das Durch
schnittsaher der Betriebsleiter betrug 44 Jahre, mit einer mittleren "Dienstzeit" von 18 Jahren. 
Lediglich 41 % der Landwirte gingen zu diesem Zeitpunkt davon aus, einen Betriebsnachfolger 
zu haben. 

3.3 Untemehmerische Visonen bei Landwirten 

In der vierundfiinfZigsten und letzten Frage des Fragebogens wurden die Landwirte direkt nach 
ihren persönlichen Visionen (und Strategien) befragt. Es stelhe sich heraus, daß 33.3% der Be
fragten ihrer Ansicht nach über keinerlei Visionen verfugten, nichts in ihrem Betrieb ändern 
wolhen oder daran dachten, aus .. der Landwirtschaft auszuscheiden. Dagegen gaben 17.6% an 
eine Vision zu haben, d.h. sie planten zukünftig außerordentliche Leistungen zu erzielen, wie 
überdurchschnittliches betriebliches Wachstum, Wechsel zu ökologischem (umwehschonendem) 
Landbau oder Vervollkommnung ihres Betriebs. Die übrigen 49% der Stichprobe wiesen zumin
dest Teilvisionen auf wie Erhah des Betriebs, Übergabe des Betriebs an den Nachfolger, oder 
allgemeines Wachstum. Obwohl den Landwirten keine Vorgaben oder Definitionen zum Begriff 
der Vision gegeben wurden, spiegeh diese Antwortstruktur recht genau die Ergebnisse der de
taillierten Befragung wider: Einerseits existiert eine recht große Gruppe von Landwirten im we
sentlichen ohne nach diesen Kriterien feststellbaren ''untemehmerischen Geist", andererseits exi
stiert eine kleinere Gruppe, die offensichtlich über Visionen im oben dargestelhen Sinn verfugt 
oder dem zumindest sehr nahe kommt. Die dritte und größte Gruppe umfaßt Landwirte die sich 
in unterschiedlicher Entfernung zwischen den heiden ersten Gruppen bewegen und quasi ein ak
tivierbares Potential darstellen. 
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Tabelle I zeigt, daß nachhahige und zukunftsorientierte Veränderungen hauptsächlich im Pro
duktions- und Managementbereich angestrebt werden. Etwa zwei Drittel der Befragten (69.3 bis 
62.7 %) erwarten innerllalb der kommenden 5 Jahre mit mittlerer oder hoher Wahrscheinlichkeit 
überdurchschnittliche Fortschritte bei Leistungssteigerungen, Produktqualität, Organisation und 
Betriebsfiihnmg und Zuchtfortschritten zu machen. Mehr als 55% (58.2 bis 57.5%) erwarten 
gleiches fiir Umsatz, Gewinn und Betriebsvermögen. Etwas mehr als 50% (52.9 bis 51.6%) ge
hen von überdurchschnittlichen Verbesserungen in den Bereichen Technikeinsatz Arbeitseinspa
rungen, sowie bei der Steigerung des Privatvermögens, Ertragssteigerungen und Verkaufsmarke
ting aus. In bezug auflangfristige Veränderungen wie Flächenwachstum, Kostensenkungen, Er
höhung des Viehbestands sowie der Kapitalverzinsung sind deutlich weniger als die Hälfte der 
Befragten (49.0 bis 39.2%) optimistisch. 

TabeUe 1: Subjektive Wahrscheinlichkeiten beabsichtigter nachhaltiger Veränderun
gen mit Zukunfts bezug 

"Halten Sie es für wahrscheinlich in einem 
der nachstehenden Bereiche innerhalb der Geringe * Mittlere ** Hohe *** 
nächsten 5 Jahre Überdurchschnittliches Wahrschein- Wahrschein- Wahrschein-
zu erreichen?" Iichkeit lichkeit lichkeit 
(n = 153) 

%vonn %vonn %vonn 
1 Leistungssteigerung 30.7 22.9 (2) 46.4 
2 QuaIitätssteigerung 33.3 23.5 (3) 43.2 
3 Verbess. von Organisation und Leitung 34.0 15.7 (1) 50.3 
4 Zuchtfortschritte 37.3 22.2 40.5 
5 Umsatzsteigerung 41.8 19.0 39.2 
6 Gewinnsteigerung 42.5 24.2 33.3 
7 Erhöhung des Betriebsvermögens 42.5 (2) 24.8 32.7 
8 Technikeinsatz 45.7 20.3 34.0 
9 Arbeitseinsparung 47.1 18.3 34.6 
10 Erhöhung des Privatvermögens 47.7 20.3 32.0 
11 Ertragssteigerung 47.7 (1) 26.2 26.1 
12 Vermarktung und Vertrieb 48.4 21.5 30.1 
13 Flächenwachstum 51.0 17.0 32.0 
14 Senkung der Beschaffimgskosten (3) 56.2 (2) 24.8 19.0 
15 Vergrößerung des Tierbestands (2) 57.5 9.8 32.7 
16 Erhöhung der Kapitalverzinsung (1) 60.8 15.7 23.5 

Durchschnittswerte 45.3 20.4 34.3 

• Geringe Wahrscheinlichkeit = 1 bis 3 auf einer Skala von 1 bis 7, 

** Mittlere Wahrscheinlichkeit = 4 auf einer Skala von 1 bis 7, 

*** Hohe Wahrscheinlichkeit = 5 bis 7 auf einer Skala von 1 bis 7 

Die übeJWiegende Mehrzahl der Landwirte ist offensichtlich bereit, große Anstrenungen zu ma
chen um in naher Zukunft außerordentliche Resuhate zu erzielen. Gleichzeitig gehen sie aber 
offensichtlich davon aus, daß daraus resuhierende wirtschaftlichen Erfolge nicht im gleichen 
Umfang auftreten werden. Sie sind sich auch dessen 'bewußt, daß längerfristige Verbessenmgen 
mehr als 5 Jahre zu ihrer nachhahigen Veränderung benötigen. 

Die in Tabelle 2 dargestellten Ergebnisse geben einen Eindruck von der Intensität des Strebens 
nach außergewöhnlichen Leistungen durch die Landwirte der Stichprobe und zu einem gewissen 
Grad auch von ihrer WettbewerbseinsteUung. Die Landwirte wurden zunächst gebeten, ihre der
zeitigen Positionen im Vergleich zu anderen Landwirten in verschiedenen visionsartigen Aspekten 
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der Landwirtschaft zu bestimmen. Danach wurden sie gebeten, die von ihnen erwarteten Verän
derungen dieser Positionen im Verlauf der nächsten 10 Jahre abzuschätzen. Widerum zeigte sieb, 
daß Aspekte der Produktion am höchsten bewertet wurden (Nr. I bis 4 in Tabene 2). 

TabeHe 2: Streben nach außergewöhnlichen Leistungen in unterschiedlichen EinzeI
bereichen 

"Können Sie sich vorsteHen mit ihrem Verteilung der der- Verteilung der 
Betrieb innerhalb der nächsten 10 Jah- zeitigen relativen Positionsänderungen 
re im Vergleich zu heute etwas Beson- Positionen innerhalb der 
deres zu erreichen?" nächsten 

10 Jahre 
a b-d e-g a b-d e-g 

(n = 153) %von %von %von %von %von %von 
n n n n n n 

I Betrieb mit den qualitativ besten 28.8 49.0 22.2 -2.6 -9.2 +11.8 
Produkten 

2 Betrieb mit den "glücklichsten" Tie- 37.2 43.8 19.0 -0.7 -8.5 +9.2 
ren 

3 Betrieb mit der umwehfreundlich- 47.1 40.5 12.4 -8.5 +2.0 . +6.5 
stenProd. 

4 Betrieb mit den höchsten Erträgen 47.7 39.9 12.4 -3.3 -1.3 +4.6 
5 Erfolgreichster Landwirt 52.9 37.9 9.2 -2.0 -4.6 +6.6 

'''',6 Modernster Betrieb 56.9 30.7 12.4 -2.6 -3.9 +6.6 
7 Bester Betrieb 60.1 36.6 3.3 -3.9 -3.3 +7.2 
8 SchönSter Betrieb 62.7 28.1 9.2 -3.9 -0.7 +4.6 
9 Größter Betrieb 64.1 33.3 2.6 -3.3 -3.3 +6.6 
10 Betrieb mit der größten Produktpa- 71.9 20.9 7.2 -3.9 +3.3 +0.6 

lette 
11 Betrieb mit der einzigartigsten Pro- 71.9 22.2 5.9 -0.7 +0.7 0.0 

duktion 
12 Reichster Landwirt 74.5 24.2 1.3 -3.9 +0.6 +3.3 
13 Mächtigster Landwirt 79.1 18.3 2.6 -3.3 +3.3 0.0 

Durchschnittswerte 58.1 32.7 9.2 -3.3 -1.9 +5.2 

a = Nichts Besonderes, b = in unmittelbarer Nacbarschaft, c = Im Ort, 

d = In der näh~ren Umgebung, e = Zu den obersten 10"10 gehörend im Kreis, 

f= Zu den obersten 10% gehörend in der Region, 

g = Zu den obersten 10"10 gehörend im Bundesland 

Diese waren auch die einzigen Bereiche in denen mehr als die Hälfte der Landwirte angab auf 
einer der räumlichen Ebenen eine Spitzenposition einzunehmen (71.2 bis 52.3%) oder diese in der 
Zukunft anzustreben bzw. zu verbessern (73.8 bis 61.4%). Je abstrakter (z.B. größte Produktpa
lette) oder ehrgeiziger (z.B. mächtigster Landwirt) die Visonen werden, desto zwückhaltender 
werden die Landwirte qesamt in ihren AnsplÜChen wd desto weniger wettbewerbsorientiert 
stellen sie sich dar. Im Durchschnitt nehmen derzeit 9.2% der Landwirte nach eigenen Angaben 
eine Spitzenposition aufKreis-, Regions- oder Landesebene ein. Im Verlauf der nächsten 10 Jah
re glauben (durchscbnittlich) zusätzliche 5.2% eine dieser Positionen zu erreichen, was fiir diese 
Kategorie einer Steigerung von 57% entspricht. 

Die Ergebnisse wterstützen die Vermutung, daß eine kleinere Gruppe von Landwirten mit hohen 
aktuenen wd zukünftigen LeistungsansplÜChen existiert. Ebenso herrscht ein ausgeprägtes QuaIi-
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tätsbewußtsein vor: Die drei höchsten Nennungen beziehen sich auf Qualitätsaspekte der Pr0-
duktion ood erst die 4. Nennoog bezieht sich aufMengeoziele. Das Betreiben von Landwirtschaft 
als solches scheint fiir die Stichprobe insgesamt bedeutsamer zu sein als die ErzielWlg außerge
wöhnlicher ökonomischer ood sozialer Erfolge. 

Gewinn ist mit einer Nennhäufigkeit von 29.4% der wichtigste Motivationsfllktor fiir Landwirte 
zur Erreichoog überdurchschnitcher Ergebnisse in ihrem Betrieb, gefolgt von Arbeitsfreude 
(13.7%) ood betrieblichen Notwendigkeiten (11.1%). Ein Teil der Landwirte (34.0%) scheint 
vorwiegend außenmotiviert zu sein (Faktoren 3, 4, 6, 800d 11 in Tabelle 3). Eine zweite Gruppe 
von 40.5% der Stichprobe scheint dagegen besonders durch eigene Ambitionen motiviert zu sein 
(Faktoren 1,5, 10). Die Freude Landwirt zu sein (Faktoren 2,7 ood 9) ist die Hauptmotivations
quelle fiir die übrigen 25.5%. Obwohl viele Landwirte hoclnnotiviert scheinen, wird offensichtlich 
nur ein kleiner Teil von 11.1% vorwiegend vom Streben nach persönlichem Erfolg zu überdurch
schnittlichen Leistungen motiviert (Faktoren 4 ood 5). Ebenso schätzen lediglich 18.3 der Land
wirte die Stärke ihrer Motivation als wesentlich höher ein als die anderer Landwirte (Tabelle 3 
Wlten). 

Insgesamt läßt sich schhlußfolgem, daß das visionäre Potential von landwirtschaftlichen Famili
enbetrieben wahrscheinlich recht hoch ist. Auch wenn viele Iangfiistige Orientienmgen nicht strikt 
alle Voraussetzungen fiir Visionen erfiillen, so scheinen sich die Betreibsleiter durchaus der Not
wendigkeit von visionären Vorstellungen fiir zukünftigen wirtschaftlichen Erfolg bewußt zu sein. 

Tabelle 3: Wichtigste Motivationsraktoren und deren Motivationsstirke 

"Was motiviert Sie überdurchschnittliche Leistungen zu erzielen?" 
!(n= 153) %n %n 

1 Gewinn 29.4 7 Leben auf dem Lande 5.9 
2 Arbeitsfreude 13.7 8 Kein einzelner Motivationsfak- 5.9 

tor 
3 Betriebliche Notwendiakeiten 11.1 9 Andere Motivationsfaktoren 5:9 
4 ErhaltWlg, Uberleben des Be- 8.5 10 Selbstbestätigoog, Anerkennoog 3.3 

triebs 
5 Ehrgeiz, Spitzenleistungen 7.8 II Arbeitserleichter\UlJ!; 1.3 
6 An anderen Landwirten 7.2 Summe lOO.(] 

"dranblet"ben" 
"Wie stark bewerten Sie diese Motivation im Verxleich zu anderen Landwirten?" 

Keine Sehr Geringer Gleich Höher Sehr Am 
(n = 153) 2erinJ!; hoch hoch höchsten 
%vonn 2.6 0.0 3.3 41.8 34.0 17.0 1.3 

3.4 Strategisches Denken bei Landwirten 

Direkt nach ihren Untemehmensstrategien befragt, nannten die Landwirte Strategien der Ko
stenminimienmg (43%) oder der Produktdi1ferenzienmg (5%). fu 20% der Fälle wurden Art ood 
Vorhandensein von Strategien nicht deutlich ood 32% der Landwirte scheinen überhaupt keine 
Strategie zu verfolgen. Wie oben bereits erwähnt, ist die Feststellung von Strategischem Denken 
schwieriger als die Identifikation von Vtsionen. Daher werden im weiteren die Bewertung von 
strategischen Zielen, das (subjektiv empfimdene) Vorhandensein von Wettbewerbsvorteilen s0-

wie die SelbsteinschätzWlg von Stärken ood Schwächen als approximative Meßgrößen fiir das 
Vorhandensein von strategischem Denken in der Stichprobe herangezogen. 
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TabeUe 4: Bedeutung strategischer Ziele in der Betriebsführung. 

"Welche Bedeutung messen Sie den folgen Geringe * Mittlere ** Große *** 
Zielen bei der Führung Ihres Betriebes Bedeutung Bedeutung Bedeutung 
bei?" 

%vonn %vonn %vonn 
(n = 153) 

1 ProduktQualität 0.7 5.2 (1) 94.1 
2 Produktivität 3.9 8.5 (2) 87.6 
3 Gewinn 4.6 9.1 (3) 86.3 
4 Uberleben des Betriebes 4.6 9.8 85.6 
5 Finanzielle Unabhänlti.deit 5.9 12.4 8l.7 
6 LiQuiditäts"llolster" 3.9 17.0 79.1 
7 Kostensenkung 8.5 12.4 79.1 
8 Flexibilität 9.8 (3) 20.3 69.9 
9 Kreativität und Innovationen 17.7 (Zf 24.8 57.5 
10 Wachstum 19.6 (1) 35.9 44.4 
11 Marktanteil (3) 39.9 18.9 4l.2 
12 Täti.deiten außerhalb des Betriebs (2) 60.1 17.7 22.2 
13 Existenz außerhalb der Landwirtschaft (i) 68.6 16.4 15.0 

Durchschnittswerte 18.9 16.1 65.0 

* Geringe Bedeutung = I bis 3 auf einer Skala von I bis 7, 

.* Mittlere Bedeutung = 4 auf einer Skala von I bis 7, 

* ** Große Bedeutunl!; = 5 bis 7 auf einer Skala von I bis 7 

Am höchsten wurden solche strategischen Ziele bewertet, die in engem Zusammenhang mit der 
betrieblichen Prduktion stehen (Ziele 1 und 2 in Tabelle 4), gefolgt von Finanzzielen (Ziele 3 bis 
7). Abstraktere oder ehrgeizigere Ziele (Ziele 8 bis 11) wie FleXIbilität, Innovation und Marktan
teil wurden sehr viel niedriger eingestuft. Nichtlandwirtschaftliche Aktivitäten oder eine neue 
Existenz außerhalb der Landwirtschaft wareu lediglich fiir 22.2 bis 15.0% der befragten Landwir
te von großer Bedeutung in ihrer Betriebsfiihrung. Es zeigt sich, daß das strategische Denken der 
Landwirte zwar umfassend ist, sich aber vorwiegend auf die Sicherstellung der zukünfigen Exi
stenz des Betriebes konzentriert. Die strategische Einstellung der Stichprobe insgesamt weist eher 
defensive als offensive Züge auf 

TabeUe 5: Wettbewerbsvorteile gegenüber anderen Landwirten und Betrieben 

"Besitzen Sie oder ihr Betrieb Betriebs-
irgendeinen besonderen Vor- Person ausstattung Standort 
teil, der sie von anderen Be-
trieben unterscheidet?" 

I(n = 153) %vonn kum. % %vonn kum. % %vonn kum.% 
Keinen Vorteil 54.8 - 44.4 - 54.8 -
In unmittelbarer Nachbarschaft 7.8 45.2 9.2 55.6 7.8 45.2 
Im Dorf 9.2 37.4 14.4 46.4 13.7 37.4 
In der UmgebunS?; 15.0 28.2 18.3 32.0 11.4 23.7 
Im Kreis 9.2 13.2 7.8 13.7 7.2 12.3 
In der ReS?;ion 3.3 4.0 3.9 5.9 3.9 5.1 
Im Bundesland 0.7 - 2.0 - l.2 -
Summen 100.0 - 100.0 - 100.0 -
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Das Ausmaß von Wettbewerbsvorteilen wurden an der größten räumlichen Ausdehnung gemes
sen, innethalb derer die Landwirte sicher waren Vorteile gegenüber anderen (nicht notwendiger
weise gegenüber allen) Landwirten und Betrieben zu besitzen (siehe Tabelle 5). 

Etwa die Hälfte gab an, über keinerlei besonderen Vorteile bezüglich persönlicher Fähigkeiten, 
der Betriebsausstattung oder des Standorts zu verfUgen. Dreißig bis vierzig Prozent nahmen fiir 
sich entsprechende Vorteile auf Nachbarschafts-, Dorf- oder Umgebungsebene an. Weniger als 
15% der Landwirte gehen von besonderen Vorteilen aufKreis-, Regions.., oder Landesebene aus. 

Tabelle 6: Subjektive Bewertung von Stärken und Schwächen 

"Welche der folgenden Fähigkei- Mittlere ...... 
ten halten Sie für ihre persönliche Schwäche ... Fähigkeiten Stärke ......... 
Stärke oder Schwäche?" 

%vonn %vonn %vonn 
(n = 153) 

1 Geistige Fitness 3.3 31.4 (3) 65.3 
2 Einkaufsverhalten 5.2 33.4 61.4 
3 Tierhaltung 5.9 19.6 (1) 74.8 
4 Betriebsmitteleinsatz 5.9 32.0 62.1 
5 Finanzen 5.9 (3) 34.6 59.5 
6 Fähigkeit zur Analyse 7.8 28.1 64.1 
7 Verkaufsverhalten 9.1 32.7 58.2 
8 Körperliche Ausdauer 9.8 22.9 (2) 67.3 
9 Handwerkliche Fähgigkeiten 11.1 27.5 61.4 
10 Technisches Können 13.7 27.5 58.8 
11 Ackerbau 17.7 (1) 37.9 44.4 
12 Entscheidungsfreudigkeit (3) 19.6 28.8 51.6 
13 Marketing (2) 26.8 (2) 37.2 36.0 
14 Risikofreudi~eit (1) 34.0 28.8 37.2 

Durchschnittswerte 12.6 30.1 57.3 

• Schwäche = 1 bis 3 auf einer Skala von 1 bis 7, 

•• Mittlere Fähiglreiten = 4 auf einer Skala von 1 bis 7, 

••• Stärke = 5 bis 7 auf einer Skala von 1 bis 7 

Die interviewten Landwirte gaben recht selbstkritische Einschätzungen ihrer individuellen Stärken 
wd Schwächen ab, wie die Ergebnisse in Tabelle 6 zeigen. Sie sehen sich selbst eher als Produ
zenten, denn als Unternehmer: Ihre Hauptstärken stehen im unmittelbaren Produktionsbezug, 
während sie ihre Hauptschwächen eindeutig im unternehmerischen Bereich lokalisieren. Eine 
mittlere Stelhmg nehmen administrative und technische Fähigkeiten ein. 

Tabelle 7: Wichtigster Faktor für zukünftigen Unternehmenserfolg 

"Was ist Ihrer Meinung nach der wichtigste Faktor für den zukünftigen Erfolg Ihres 
Betriebs?" 

I (n = 153) %n %n 
1 Agrarpolitik 20.3 7 Andere Faktoren 5.~ 

2 Eigene Betriebsleiterfihigkeiten 18.3 8 Produktionskosten 5.2 
3 Gesundheit 13. 9 Vernuqktung 3.9 
4 Betriebliche Organisation 11.1 10 Spezialisierung 3.9 
5 Faktor- und Produktpreise 7.9 11 Kein einzelner Faktor 3.3 
6 Wachstum 6.5 SUMMME 100.0 
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Die Ergebnisse aus Tabelle 7 weisen wiederum auf die Tendenz vieler Landwirte zum adaptiven 
Ved!aIten hin. Insbesonders die Nennung von AgnupoIitik als Antwort auf diese oftenen Frage 
ohne vorgegebe Antworten als wichtigstem Einftußfilktor des lukjinftigen Untemehmenserfolgs 
deutet daraufhin. 

Einerseits ließe sich dies als reine Feststelhmg eines (subjektiv empfimdenen) Sachvetbalts inter
pretieren, andereseits kann man diese Nennung auch so auslegen, daß die Landwirte mit dieser 
Nennung sich überwiegend darauf verlassen, daß die AgnupoIitik zukünftig über ihren Erfolg 
oder Mißerfolg entscheidet und sie selbst dies nicht in entscheidendem Maße beeinflussen kön
nen. Die nächstfolgenden Faktoren Betriebsleiterflihigkeiten, Gesundheit, und betriebliche Orga
nisation deuten auf einen hohen Grad der Eigenverantwortung fiir den zukünftigen Erfolg. 

5 Schlußfolgerungen 

Votbehaltlich weiterer Auswertungen läßt sich aus dem vorliegenden Material zunächst der ten
denzielle Schluß ziehen, daß ca. 10 bis 15% der untersuchten Landwirte über eine Vision verfU
gen, ca. 50% zumindest Teilvisionen aufWeisen und weitere 30 bis 40% über keine Vtsion verfU
gen. Dabei erscheint der Bemg der Vision bzw. der Zukunftsorientierung auf die Person eine 
besondere Stärke der Landwirtschaft zu sein, ebenso die Verfolgung realistischer Ziele. Auch der 
Zukunftsbezug der untemebmerischen Tätigkeit ist oft gegeben. Schwächer ausgeprägt ist ver
mut1ich die Entwickhmg von Vorstellungen nacbhaltiger Veränderungen und das Streben nach 
ausgeprägten Spitzenleistungen. Im Bereich des strategischen Denkens kann der vorläufige 
Schluß gezogen werden, daß ca. 70% der Landwirte in unterschiedlicher Ausprägung und In
tensität in dieser Art denken, während ca. 30% der befragten Landwirte nicht über diese Fähig
keit zu vertilgen scheinen. Problemorientiertes Denken, Zukunftsbezug und eine Mischung von 
rationalem und intuitivem Denken scheint weit verbreitet zu sein, während die Umfassenheit und 
die Kombination von analytischem und gan7heitlichem Denken weniger stark ausgeprägt ist. Ins
gesamt ist der aktuelle Bestand an "Untemehmergeist" im Sinne der angelegten Maßstabe etwas 
höher als apriori erwartet. Vor allem das durch geeignete Beratungs- und Ausbildungsmaßnah
men aktivietbare Potential 'zeigt an, daß viele Betrieb in der Lage oder im Begriff sind, einen 
Strategiewechsel von Anpassungsvetbalten im engeren Sinn hin zu mehr von Neuorientierung 
geprägtem Vetbalten durchzufiihren. 

Zusammenfassung 

Angesichts der Dimension des bereits eingetretenen und auf absehbare Zeit hinaus anhaltenden 
Wandels im Agrarsektor und seinem Umfeld liegt die Frage nahe, ob die Annahme überwiegend 
oder ausschließlich adaptiven Vetbaltens der Untemebmensfiihrung angemessen ist bzw. inwie
weit diese Anpassungsstrategie fiir landwirtschaftliche Betriebe ausreichend ist. Der Begriff 
Strategiewechsel wird aufden Wechsel der grundsätzlichen Art und Weise (Strategie) bezogen, 
in der ein Betrieb aufUmweltänderungen reagiert. Es werden zunächst grundsätzliche Strategien 
zur Anpassung an sich ändernde Umweltbedingungen unterschieden und die Vorraussetzungen 
ihrer Umsetzung behandelt. Danach werden theoretische Grundlagen und Ergebnisse einer ak
tuellen empirischen Untersuchung zur Ausprägung untemebmerischer Vision und strategischem 
Denken bei landwirtschaftlichen Betriebsleitern in Norddeutschland diskutiert, die fiir spezifisches 
Anpassungsverhalten als charakteristisch angesehen werden. Vorbehaltlich weiter differenzierter 
Auswertungen wird zunächst der Schluß gezogen, daß ca. 10-15% der untersuchten Landwirte 
über eine Vtsion vertilgen, ca. 50% zumindest Teilvisionen aufWeisen und weitere 30-40% über 
keine Vtsion vertilgen. Im Bereich des Strategischen Denkens kann der vorläufige Schluß gez0-

gen werden, daß ca. 70% der Landwirte in unterschiedlicher Ausprägung und Intensität in dieser 
Art denken, ca. 30% dagegen nicht. Insgesamt erscheint der aktuelle Bestand an 
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"Untemehmergeist" im Sinne der angelegten Maßstäbe etwas höher als a priOli eIWartet. Vor 
allem das durch geeignete Beratungs- und Ausbildungsmaßnahmen aktivierbare Potential zeigt 
an, daß viele Betrieb in der Lage oder im Begriff sind, einen Strategiewechse1 von Anpassungs
verhalten im engeren Sinn hin zu mehr von Neuorientierung geprägtem Verhalten durchzufiihren. 

Pe3DMe 

"B03MOIHOCTH H npeApacnonoIeHHocTb MeHeAIMeHTa 
npeAnpHT1IHA" 

B OITyaL\IHt Ha'laBUHtXCJI JoI!'TB Ha 0603pJolMOe 6YAYll.\eerTB npOAOnlKalOll.\JoIxcJI 

nepeMeH B arpapHOM ceKTope 3KOHOMJoIKJoI JoI npJolMhJKalOll.\JoIX K HeMY OTpaCJlJlX 

BCTaeT Bonpoc 0 AOCTaTO'lHOCTJoI BhJ6paHHoi.\ CTpaTerJolJol ynpaBneHJoIJI npeAnpJolJlTJoIeM 

no npJolcnOC06neHJoIIO K HOBhJM ycnOBJoIJlM. nOHJlTJoIe "JoI3MeHeHJ.lJI CTpaTerJolJ.l" 

paCCMOTpeHO B nJlaHe KapAJoIHaJlbHOrO J.l3MeHeHJ.lJI pearJolpOBaHJ.lJI npeAnpJ.lJlTJ.lJI Ha 

JoI3 MeHJI 1Oll.\J.leCJI HOBble YCJlOBJ.lJI. CHa'lana npOBOAJoITCJI BhJAeneHJoIe OCHOBHblX 

CTpaTerJoli.\ npJ.lcnOC06neHJ.lJI K MeHJlIOll.\J.lMCJI BHelIlHJoIM YCJlOBJ.lJlM JoI 

paCCMaTpJolBalOTCJI npeAnOCbJnKJ.I J.lX peaJl JoI3aL\JoI JoI. 3aTeM AJoICKYTJ.lpYIOTCJI 

TeOpeTJ.I'IeCKJoIe OCHOBhJ JoI pe3YJlbTaTbl aKTyaJlbHOrO 3MnJolpJol'leCKOrO JoICCneAOBaHJoIJI B 

ceBepHblX 3eMnJlX <l>prrTB OCHOBHblM HanpaBJleHJoIeM KOToporo JlBJoInOCb BblJlBneHJ.le 

npeACTaBneHJoIi.\ JoI CTpaTerJoli.\ PYKOBOAJoITenei.\ C.-X. npeAnpJolJlTJoIi.\ no npJolcnOC06neHJoIIO 

np0Jol3BOACTBa K HOBblM YCJlOBJoIJlM. npelKAe '1eM npOBeCTJ.I COOTBeTCTBYIOll.\J.le OL\eHKJoI 

6bJnO YCTaHOBneHorTB '1TO OKOJlO 10-15% lflepMepoB JoIMelOT '1eTKoe npeAcTaBneHJ.le 

o CTpaTerJol'leCKOM pa3BJoITJoIJoI npeAnpJolJlTJoIJI!'TB OKOJlO 50% - JoIMelOT KaK MJoIHJoIMYM 

'1aCTJoI'IHOe npeACTaBJleHJoIe JoI 30-40% lflepMepOB He JoIMenJol onpeAeneHHoi.\ 

KOHL\enL\JoIJoI pearJolpOBaHJoIJI npeAnpJolJlTJoIJI Ha JoI3MeHJoIBlIlJoIeCJI YCJlOBJoIJI. 'ho KacaeTCH 

ctpaTerJol'leCKOrO MhJlIlneHJ.lJI!'TB TO MOlK HO nOABeCTJoI cneAYIOll.\JoIi.\ npeABapJolTenbHbli.\ 

JoITor OKono 70% lflepMepoB o6naAalOTrTB KOHe'lHO B pa3Hoi.\ CTeneHJoI 

JoIHTeHCJoIBHOCTJ.lrTB 3TOi.\ cnoco6HoCTbIO JoI 30%rTB HanpOTJoIB!'TB- HeT. B OCHOBHOM 

MOlK HO CKa3aTbrTB '1TO "AYX npeAnpJolHJoIMaTenbcTBa" OKa3aJlCH 60Jlee IIlJo1POKO 

pacnpocTpaHeH cpeAJoI lflepMepoBrTB '1eM :HO olKJoIAaJlOCb CHa'lana. nplKAe Bcero 

6J1arOAapH KOHcynbTaL\JoIJoI JoI o6pa30BaTeribHblM MepaMrTB aKTJoIBHbli.\ nOTeHL\JoIaJl 

nOKa3bIBaeTrTB '1TO MHOrJole npeAnpJolHTJoIJI B COCTOJlHJoIJoI nepei.\TJoI OT cTpaTerJolJol 

npJolcnOC06neHJoIJlrTB B Y3KOM CMblcne 3Toro CJlOBarTB K npeAnpJ.lHJoIMaTenbcKoMY 

nOBeAeHJoIIO HOBOi.\ 0pJ.leHTaL\JoIJoI. 
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KONSEQUENZEN FÜR DIE PROJEKTION VON POLITIKMAßNAHMEN BEI AN
NAHME UNTERSCHIEDUCBER PRODUKTIONSFUNKTIONEN 

von 

Peter WAGNER * 

Überlegungen zur optimalen speziellen Intensität werden üblicherweise auf der Basis von Pro
duktionsfunktionen angestellt. Darauf aufbauend werden vielfach Modelle entwickeh, die Aussa
gen zu produzierten Mengen, zum Umfang eingesetzter Produktionsfaktoren, zum Ausmaß der 
Urnwehwirkung von Landbewirtschaftung oder auch zur Einkommenswirkung zulassen. Ihnen 
allen gemein ist, daß durch Variation der Faktor- und/oder Produktpreise versucht wird, das 
Ausmaß der Veränderungen des jeweils betrachteten Kriteriums zu bestimmen. Dabei wird zu
meist von Ertragsfunktionen ausgegangen, die einen abnehmenden Ertragszuwachs bei zuneh
mendem Einsatzumfang eines einzelnen Produktionsfaktors unter Konstanthahung aller übrigen 
implizieren. Hieraus leitet sich ab, daß steigende (sinkende) Faktorpreise eine Senkung 
(Erllöhung) der Einsatzmenge dieses Faktors bewirken. Analoge Überlegungen gehen auch für 
Veränderungen des Produktpreises. 

Vergleicht man empirische Ergebnisse - was leider nur sehen möglich ist - mit dem oben skizzier
ten theoretischen Bezugsrahmen, stellt man eine mehr oder weniger gute Übereinstimmung fest, 
solange es sich um "makroökonomische" bzw. sektorale Fragestellungen handeh. Gemeint sind 
hiermit Fragestellungen, die Gesamterzeugung (Gesamtverbrauch) bestimmter Produkte 
(Produktionsfaktoren) beleuchten. 

Exemplarisch seien die Erfahrungen der Länder Österreich und Finnland angefiihrt, die eine Dün
gemittelabgabe bzw. Düngemittelsteuer zur Reduktion des Düngeniveaus einsetzen. 

Österreich fiihrte 1986/87 eine Düngemittelabgabe ein, die Stickstoffdünger um etwa 24 %, 
Phosphate um 12 % und Kali um 17 % verteuerte. Daraufhin wurde im ersten Wirtschaft!!iahr 
nach Einflihrung der Abgabe um rund 1/5 weniger Handelsdünger abgesetzt als in den V OIjahren. 
Danach stagnierte die Nachfrage auf dem niedrigen Niveau. Nach einer weiteren Anhebung der 
Abgabe im Juli 1991 zeichnete sich ein weiterer leichter Nachfragerückgang ab (SCHNEIDER, 
1992, S. 167). Genauere Analysen ergaben jedoch, daß der doch recht starke Einbruch aufmeh
rere Faktoren zurückzufiihren ist. Die Verteuerung der Abgabe erkläre maximal 1/5 des Nachfra
gerückganges. Der große Rest ist anderen Einflüssen zuzurechnen (SCHNEIDER, 1992, S. 167). 
Dennoch erscheint evident, daß ein steigender Faktorpreis die Einsatzmenge dieses Faktors senkt. 

In Finnland fiihrte eine Steuer von 10-12 % auf alle mineralischen Düngemittel 1976 zu einem 
leichten Verbrauchsrückgang im Frühjahr. Innerhalb des Jahres wurde jedoch das VOIjahresni
veau wieder erreicht (ASHFORD, 1992, S. 111). 

Vennutlich weniger gute Übereinstimmung als bei makroökonomischen bzw. sektoralen Betrach
tungen würde man erzielen, betrachtete man das Verllalten von Individuen, sprich einzelnen 
Landwirten, bezüglich Faktorpreiserllöhungen bzw. Produktpreissenkungen. Aufgrund dieser 
Überlegung sei als zentrale Hypothese dieses Beitrags formuliert: Landwirte handeln bei ihrer 
Düngeplanung mehr oder weniger bewußt nach .der LIEBIG-Funktion. Obwohl empirische 
Befimde dazu dem Autor bisher nicht bekannt sind, sollen mögliche Folgen dieser Annahme dis-

PD Dr. Peter Wagner, Institut für landwirtschaftliche Betriebslehre der Justus-Liebig-Universität Gießen, 
Senckenbergstr. 3, 35390 Gießen 
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kutiert werden. Triffi diese Hypothese zu, dann hat dies gravierende Konsequenzen auf die 
Auswirkungen bzw. die Abschätzung von Politikmaßnahmen, die sich zur Erreichung bestimmter 
Ziele der Preissteuerung bedienen. Gerade das individuelle Verhahen ist oftmals wichtiger fiir die 
Bewteilung bestimmter dirigistischer Maßnahmen als die sektoralen Auswirkungen, wie weiter 
unten gezeigt werden wird. 

Dieser Beitrag will die aufgestellte Hypothese untermauern, eine mögliche Begriindung fiir das 
Phänomen des von der Theorie abweichenden Individualverhahens liefem und aufZeigen, welche 
Folgen dies fiir die Abschätzung von "Politikfolgemaßnahmen" haben kann. Zuvor sei als 
Grundstein auf einige Produktionsfunktionen eingegangen. 

Produktionsfunktionen in der Landwirtschaft 

Einen historischen Überblick über landwirtschaftliche Produktionsfunktionen liefem HEADY und 
DILLON (1961, S. 9 f). Der Überblick reicht von der "LlEBIG-Funktion" (1885), die der erste 
Versuch war, die fundamentalen Beziehungen zwischen Nährstoffen bzw. Wachstumsfilktoren 
und Erträgen zu erklären, über die Produktionsfunktionen von MITSCHERLICH (1909), bis hin 
zur SPILLMAN-G1eichung. Darüber hinaus werden noch einige andere Produktionsfunktionen 
angefiihrt, die vom Prinzip her allerdings alle den gleichen kurvenartigen Verlauf aufWeisen, wie 
die letztgenannten. Nicht unerwähnt bleiben darf die "dritte Annäherung des Ertragsgesetzes" von 
v. BOGUSLAWSKI (v. BOGUSLAWSKI, 1981, S. 46 f) der übrigens auch einen umfassenden 
Überblick über historische Ertragsfunktionen liefert. 

Da insbesondere das in letzter Zeit wieder zunehmend beachtete (vgl. KUHLMANN, 1992, 
BERG 1993, aber auch PARIS und KNAPP, 1989) LIEBIG'sche "Gesetz des Mininrums" auch 
fiir diesen Beitrag eine maßgebliche Rolle spieh , sei es hier ausfiihrlicher dargestellt. 

Die hinter dem "Gesetz des Mininrums" stehende LIEBIG-Funktion ist eine linear-limitationaJe 
Produktionsfunktion. Für den Ertrag Y gih in Abhängigkeit von den Faktoreinsatzmengen X; die 
Funktion 

Y = ai.Xi 

mit aj > 0, i = I ..... n. 

Die aj stellen konstante Produktions- bzw. Inputkoeffizienten - und damit die Faktoreffizienz
dar. "Da solche Funktionen auch in der von LEONTIEF entwickehen Input-Output-Analyse 
verwendet werden, nennt man sie auch Leontiejsche Produktionsfunktionen. " (SCHUMANN, 
1976, S.85) 

Jeder Ertrag Y wird mit genau einer Kombination der X; erreicht. Die LIEBIG-Funktion beginnt 
im Ursprung, denn fiir ein beliebiges X; = 0 ist auch Y = o. "Lassen wir zu, daß nicht nur Faktor
kombinationen auf dem Strahl, sondem beliebige Kombinationen eingesetzt werden können, so 
können wir die lineare-limitationale Produktionsfunktion auch in der Form 

Y = Min(X/ X2 x.) 
, J , •• , 

a/ a2 a. 

schreiben, die aussagt, daß die produzierte Menge gleich der kleinsten der VerhähnisVlhJen in der 
Klammer ist und der Produktionsfilktor, fiir den diese Zahl gih, die Rolle des Engpaßfaktors 
spieh, während der andere Faktor im Überfluß eingesetzt wird." (SCHUMANN, 1976, S. 86) 
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"Das 'Gesetz des Minimums' unterstelk einen proportionalen Anstieg des Ertrages bei Variation 
eines Wachstumsfaktors, bis ein anderer der übrigen in bestimmter Menge vomandenen Wachs
tumsfilktoren ins Minimum gerät. Ab diesem Punkt wird bei weiterer Ausdehnung des variierten 
Wachstumsfaktors keine Ertragssteigerung mehr erreicht, die Ertragsfunktion 'knickt' ab." 
(KUHLMANN, 1992, S. 224) Für diesen Beitrag gilt stets Stickstoff als zu variierender Wachs
tumsfilktor. 

Abbildung 1: LIEBIG-Funktion 

y 

N-Angebol 

Die LIEBIG-Funktion als gebrochen lineare Produktionsfunktion läßt sich wie in Abbildung 1 
graphisch darstellen. In algebraischer Notation läßt sich formulieren: 

Y = ci • N JA r N < N opt Y m ax JA r N ~ N opt 

wobei Y den Ertrag bzw. Y mox den erzielbaren Maximalertrag, N die Faktorangebotsmenge bzw. 
Nopt die optimale Faktorangebotsmenge und a die Faktoreffizienz (Steigung der Geraden) dar
stelk. 

Warum es so wichtig ist, welcher Funktionstyp für die Prognose von Politikstrategien un
tersteHt wird 

Für die Abschätzung der Konsequenzen von Po1itikmaßnahmen ist das "Antwortverlla1ten" der 
betroffenen Individuen - sprich der Landwirte - zu prognostizieren. Dabei ist es wichtig zu unter
scheiden, welches Ziel mit einer bestimmten Maßnahme (etwa Anhebung des Faktorpreises fiir 
Stickstofl) erreicht werden soll. Liegt das Ziel beispielsweise in einer Mengenrückfiihrung von 
Getreide, ist es hinreichend, das Konglomerat der betroffenen Gruppe zu betrachten. Hier spieh 
das Verlla1ten des Einzelnen, etwa, ob er pro Flächeneinheit weniger produziert oder ob er weni
ger produziert, indem Grenzflächen aus der Produktion genommen werden, keine Rolle. Ledig-
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lich das Gesamtergebnis ist von Bedeutung, jedeo1iills solange keine weiteren, msätzlichen Ziele 
verfolgt werden:. 

Liegt das Ziel hingegen darin, die ausgebrachte Menge an Stickstoff pro Flächeneinheit - etwa in 
Wassersch~eten - m reduzieren (als Politilcmaßnahme sei auch hier die ErhöhWlg des N
Preises wrterstellt), so ist die BetrachtW1g des Konglomerates nicht mehr hinreichend, sondern es 
ist notwendig, das individuelle Antwortverhalten eines jeden Landwirts m Wltersuchen. Schließ
lich kann die Reaktion der Landwirte aufverschiedenen Wegen erfolgen. Bei der Reduktion der 
Stickstoffinenge pro Flächeneinheit wäre das Ziel erreicht. Bei der Herausnahme von GrenzOä
chen aus der Produktion Wld Beibehaltung des Diingeniveaus auf den übrigen Flächen hingegen 
nicht. 

Im allgemeinen wird WltersteDt, daß der Landwirt im Bewußtsein des Ertragsgesetzes bei einer 
FaktorpreiserhöhWlg die optimale spezielle Intensität ZIIlÜCkfiihrt. Dadurch erscheint das Errei
chen des Ziels selbstverständlich. 

Eingangs wurde im Kontrast dam die gegenteilige Hypothese formuliert. Ist diese richtig, so 
wirtschaftet der Landwirt auch nach einer FaktorpreiserhöhWlg mit der gleichen Intensität wie 
zuvor. Er handelt damit, wie m zeigen sein wird, aus seiner Sicht vernünftig. 

Warum es sein kann, daß die "Praxis" der gängigen Theorie nicht folgt 

Zunächst muß die Frage beantwortet werden, aufweiche Art Wld Weise (die meisten) Landwirte 
ihre Diingestrategie Wld damit auch die Diingermenge festlegen. BeobachtWlgen in der Praxis, 
die AuswertW1g einer über 20 Jahre auf dem Lehr- Wld Versuchsbetrieb Marlenbom
Heldenbergen der Justu&.Liebig-Universität Gießen gefiihrten Ertrags- Wld Diingestatistik Wld 
die Befragung einzelner Landwirte lassen darauf schließen, daß Landwirte mittels mehr oder we
niger komplizi.erter VerJ3hren einen (gewünschten) Ertrag fiir das folgende Emtejahr schätzen 
Wld darau1hin ihre Düngestrategie bzw. Diingermenge festlegen. Dies geschieht schlagspezifisch, 
u.U. sogar, insbesondere bei größeren Schlägen, mebnnals pro Schlag. Dieser vom Landwirt 
geschätzte Ertrag liegt nahe dem "Systempotential" oder ist sogar mit ihm identisch. Das System
potential als erreichbarer Maximalertrag eines Standortes ergibt sich u.a. aus dem genetischen 
Potential der .angebauten Sorte Wld dem Potential der natürlichen Standort1hlctoren, also bei
spielsweise aus Wärmesumme, Niederschlagsmenge Wld Feldkapazität. Bei (allerdings nicht re
präsentativen) Befragungen von Landwirten erhärtete sich die VermutW1g, daß der von den 
Landwirten geschätzte Ertrag nicht dem Erwartungswert entspricht, der sich aus dern Durch
schnitt der Erträge der zurückliegenden Jahre errechnen würde. Der von den Landwirten ge
schätzte Ertrag entspricht auch nicht dem Ergebnis, das man aus einer Trendextrapolation Wld 
somit der Berücksichtigung der Ertragssteigerungen im Laufe der Zeit, erhalten würde. Vielmehr 
sind die von den Landwirten geschätzten Erträge, um es salopp m formulieren, Wunschvorstel
hmgen, die auch von psychologischen Faktoren gesteuert werden. Dam zählt die Selbstbestäti
gung, die durch hohe Naturalerträge erreicht werden kann genauso wie der "Wettbewerb" mit 
dem Nachbarn. Die Landwirte haben aber sehr wohl auch ein Gefiihl dafiir, welche Erträge auf 
den verschiedenen Schlägen m erzielen sind Sie gehen dabei in Unkenntnis der 7ldcijnftigen Be
gebenheiten davon aus, daß dieser Ertrag weitgehend dem Systempotential entspricht. Natürlich 
ist auch die Abschätzung des Systempotentials fiir den einzelnen Landwirt ein äußerst schwieri
ges Untedimgen, da er kaum fiir jeden Einzelfiill das genetische Potential der Sorte bzw. die tat
sächlichen Standort1hlctoren fiir jeden einzelnen Schlag kenut. Und schon gar nicht kennt er die 
Erträge, die sich aus den verschiedenen Konstellationen der Standort1hlctoren Wld insbesondere 
ihres Zusammenspi.els ergeben könnten. Daher orientiert sich die Schätmng des Systempotentials 
an den höchsten bzw. dem höchsten Ertrag, der in der Vergangenheit in einem "guten" Jahr er
zielt worden ist. Dieser Ertrag ist fiir die allermeisten Landwirte der fiir sie m erreichende Wld 
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damit auch anzustrebende Ertrag, auf den auch die Düngung, insbesondere, die Stickstoffdiin
gung, ausgerichtet wird. Dabei liegt fiir den Landwirt die Düngennenge, d.h. also die optimale 
spezielle Intensität fiir Stickstoff; notwendigerweise bei der Menge, die verspricht, das Systempo
tential auch zu erreichen. Der Landwirt wird nicht weniger düngen, wie er das bei Unterstelhmg 
des Ertragsgesetzes zur Erreichung des ökonomischen Optimums eigentlich tun müßte. Mit an
deren Worten, er geht von dem Modell der LIEBIG-Funktion aus. 

Die Gründe fiir dieses Verhahen der Landwirte liegen - neben den bereits genannten - durchaus 
auch im ökonomischen Bereich, sie sind aber weniger in der Betrachtung der melujährigen 
Durchschnitte von Grenzleistung und Grenzkosten zu suchen, als im Bereich der Streuung, also 
des Risikos. Das Kemproblem hierbei ist der Umstand, daß, wenn der Landwirt "zu wenig" 
düngt, er in Gefuhr läuft, das Systempotential nicht auszuschöpfen. Ihm würden also in "guten" 
Jahren mit "zu geringer" Düngung der Einkommensbeitrag entgehen, den er bei Düngung auf das 
Systempotential erreicht hätte. 

Abbildung 2: Kosten- und Erlösverläufe bei verschiedenen Umwelten 
(Wasserangebot) und Strategien (Düngeniveaus) nach der LIEBIG
Funktion 

DM W = Wassmngebot 
L = Lcisblng 
K =1CoaI:. 
KIfK(~!) 
Kif K(_bbänsig) 
G=Gewi .. 
N.M.H = oiedrig. nilld. hoch 

Zur Veranschaulichung sei Abbildung 2 herangezogen. Hier sind zum einen die Leistungen abge
tragen, die aufgrund unterschiedlicher Umweltzustände und Düngestrategien zu erreichen seien. 
Dazu wird unterstellt, daß die Umwehen als limitierender Faktor einzig durch das Wasserangebot 
charakterisiert seien, das in drei Ausprägungen, nämlich niedrig (WN), mittel (WM) und hoch 
(WH), vorliegen kann. Die unterstellte LIEBIG-Funktion ist dadurch geprägt, daß der jeweilige 
"Knickpunkt" bei einem um so niedrigeren Ertrag liegt, je niedriger das Wasserangebot ausfiillt. 
Die Strategien, die der Landwirt fuhren kann, unterscheiden sich in der Höhe des Düngungsni
veaus, nämlich niedrig (NN° 120 kgNtha), mittel (NM ° 160 kgNtha) und hoch (NHo 200 kgNtha). 
Auch hier ist klar, daß die "Knickpunkte" um so niedriger liegen, je niedriger das Düngeniveau 
ist. Den Erlösen gegenüber stehen die Kosten. Sie sind unterteik in ertragsunabhängige Kosten 
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(Ku) und ertragsabhängige Kosten <KE). Für dieses Beispiel ist es hinreichend, einzig die Dünger
kosten als ertragsabhängig anzusehen. Aus der Differenz zwischen den Kosten, beispielsweise fiir 
das niedrige Düngeniveau (KI), und den korrespondierenden Erlösen (LI) ergibt sich der Gewinn
bzw. Deckungsbeitrag GI. Es ist ersichtlich, das der Gewinnbeitrag bei hohem Düngeniveau (G3) 

beträchtlich höher ausfii11t als bei den anderen Niveaus. Selbst wenn eine Kostensteigenmg fiir 
Düngemittel die Kostenkutve von ~ nach ~' schwenken läßt, ändert sich daran nichts. Ab ei
nem bestimmten Punkt der Kostensteigerung sogar bleibt dem Landwirt gar nichts anderes übrig, 
als ein hohes Düngeniveau zu fahren, möchte er überhaupt noch Aussicht auf einen positiven 
Gewinnbeitrag haben. Diesen kann er allerdings nur erhalten, wenn tatsächlich eine hohe Wasser
versorgung eintritt. 

Übersicht 1: Erträge bei verschiedenen Umwelten (Wasserangebot) und Strategien 
(Düngeniveau) 

Umwelten 

Strategien WN WM WH 

NN 60 60 60 

NM 60 80 SO 
NH 60 80 100 

Die Übersichten 1 und 2 unterlegen die in Abbildung 2 dargestellten Sachverhalte mit Zahlen. Die 
erste Übersicht zeigt zunächst die erzielbaren Naturalerträge bei den verschiedenen Umwehzu
ständen und Düngeniveaus. Als Faktoreflizienz wurde 0,5 unterstellt, d.h. mit zwei kg Dünger 
läßt sich eine dt Emtegut erzeugen. Der höchste Ertrag kann erreicht werden, wenn günstige 
Wasserverhähnisse einhergehen mit einem hohen Düngeniveau. Andererseits fiihrt ein hohes 
Düngeniveau nicht zu hohen Erträgen, wenn die Was8elVerhähnisse schlecht sind. Ein Ertrag von 
60 dtlha ist bei einem niedrigen Wasserangebot auch durch hohe Düngergaben nicht zu über
schreiten. 

Übersicht 2: Entscheidungsmatrix mit Deckungsbeiträgen und Erwartungswerten 
zur Übersicht 1 

Strategien Umwelten Erwartungs-
werte! 

WN WM WH 

NN 380 380 380 380,00 

NM 340 840 840 673,33 

NH 300 800 1300 800,00 

I) gleiche Eintritts\whrscheinlichkeiten fiir das Eintreten der Um\\eltzustände unterstellt 

Dies hat Auswirkungen auf die Deckungsbeiträge, die aus der monetären Bewertung der Konse
quenzen aus den Umwehen und Strategien resultieren. Sie sind in Übersicht 2 gezeigt. Unterstellt 
sind als Preis fiir das Emtegut 25 DM/dt und fiir Dünger 1 DMikg. Neben den ertragsabhängigen 
Kosten existiere ein vom Ertrag unabhängiger Kostenblock in Höhe von 1000 DM. Mit diesen 
Angaben sind die Deckungsbeiträge der Übersicht errechnet. Es zeigt sich, daß beispielsweise bei 
niedrigem Wasserangebot und einer intensiven Düngestrategie der Deckungsbeitrag wegen der 
höheren Düngerkosten bei niedrigem Naturalertrag niedriger ausfii11t als bei niedrigem Wasseran
gebot und einem eben1hlls niedrigen Düngeniveau. Dies läßt sich ebenso aus Abbildung 2 ablei
ten. Eben1hlls in der Übersicht ausgewiesen sind die Erwartungswerte der drei Strategien. Zu 
deren Berechnung ist von einer Wahrscheinlichkeit von jeweils 1/3 fiir das Eintreten der verschie
denen Umwehzustände ausgegangen worden. 
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Aufgnmd der in Übersicht 2 dargestellten Entscheidungsmatrix wähh der Landwirt nun seine 
Düngestrategie. Dazu existieren in der Literatur (vgl. KUHLMANN, 1978, S. 293 f) viele ~ 
geIn, etwa die MaxiMax-, MaxiMin- und die Regret-Regel oder das Erwartungswert-Prinzip. 
Nach der oben fommlierten Hypothese orientiert sich der Landwirt eher am Systempotential als 
am Erwartungswert. Das Systempotential liegt im hier geschilderten Beispiel bei 100 dttha. Er 
wird also die Strategie des hohen Düngeniveaus filhren, verspricht sie ihm doch, bei Eintreten des 
Umweltzustandes "Wasserversorgung hoch", den mit Abstand höchsten Deckungsbeitrag von 
1300 DM. Mit der Reduziernng des (geringen) Risikos zuviel zu diingen, ginge ein 
(beträchtlicher) Verzicht auf Chancen einher: Würde eine niedrige Wasserversorgung eintreten, 
läge der Deckungsbeitrag trotz hoher Düngung nur bei 300 DM. Dieser ist 80 DM niedriger als 
detjenige, der sich bei der niedrigen Düngestrategie eingestellt hätte; ma.w. die "Reuekosten" 
betrügen 80 DM. Dem gegenüber steht das Risiko, wegen niedriger Düngung bei eingetretener 
guter Wasserversorgung auf 920 DM (Reuekosten bei niedriger Düngung) verzichtet zu haben. 
In der Tat folgt das Verl1a1ten vieler Landwirte der Regret-Regel. Anband der Regret-Matrix in 
Übersicht 3 wird ersichtlich, daß der nach dieser Regel handelnde Landwirt sich ebenfalls fiir ein 
hohes Düngeniveau entscheiden nruß: Für jede Strategie wird der schlechteste Wert, also der die 
größte Reue ausdrückende Wert (fett in der Übersicht), festgestellt und darunter diejenige Stra
tegie gewähh, die den niedrigsten "Reuewert" aufWeist. 

Übersicht 3: Regret-Matrix zur Übersicht 2 

Umwelten 

Strategien WN WM WH 

NN 0 460 920 
NM 40 0 460 
NH 80 40 0 

Selbst wenn sich der Landwirt streng nach den Erwartungswerten orientieren würde, so ist be
reits in Übersicht 2 deutlich geworden, daß er sich ebenfalls fiir ein hohes Düngeniveau entschei
den müßte. Der Erwartungswert fiir diese Strategie, gleiche Eintrittswahrscheinlichkeiten voraus
gesetzt, liegt mit ca. 127 DM bzw. 420 DM deutlich über den beiden anderen Strategien. 

Welche Gründe sonst noch dafür sprechen, sich näher mit der LIEBIG-Funktion zu be
fassen 

Unabhängig von den eben geschilderten Beobachtungen gtbt es Anlaß zur Vermutung, daß die 
LlEBIG-Funktion mindestens mit der gleichen Rechtfertigung zur Erklärung der Ertragsbildung 
hemehmbar ist, wie ein kurvenartiges Ertragsgesetz. PARIS und KNAPP (1989) sehen zumin
dest keine Rechtfertigung dafiir, eine Funktion mit Kurvenverlauf der LlEBIG-Funktion vorzu
ziehen: "The von Uebig response function provides a challenging interpretation ofthe agronomie 
relations between yield and nutrients. Although it is not likely the ultimate agronomic interpreta
tion, it should not be sunnnarily discarded as agricu1tural economists and agronomists have so 
often done." (PARIS und KNAPP, 1989, S. 185) 

Die Gründe dafiir, daß die LlEBIG-Funktion in der Vergangenheit weniger Beachtung gefunden 
hat, geben dieselben Autoren durch folgende Aussage wieder: "When von LlEBIG proposed bis 
model, mathematical and statistical techniques required to estimate and vemy it were not 
available. He therefore contended with bis many critics, using arguments grounded upon bis in
tuition and experience as an agricultural chemist. In the end, bis idea seemed too far fetched to 
the scientilic community; other response functions, immediately plaUSIble and easily estimable, 
relegated von Uebig's h)1Jothesis to the corner of historical curiosities. Recent analytical 
techniques have put von Liebig's idea to an empirical test and many authors have provided evi-
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dence in wor ofit." (PARIS und KNAPP, 1989, S. 178) Neben verschiedenen anderen Beiträ
gen zum Thema sei vor allem ein Beitrag von GRIMM, PARIS und WllLIAMS (1987) hervor
gehoben. Die Autoren funden in ihren Experimenten, daß die LlEBIG-Funktion Funktionen mit 
kurvenartigem Verlauf vorzuziehen ist. 

Auch BERG (I 994) geht davon aus, daß die LlEBIG-Funktion durchaus zur Erklärung des Phä
nomens der Ertragsbildung heranzuziehen ist. Er begliindet dies im wesentlichen mit dem sto
chastischen Einfluß der Witterung. 

Ebenso KUHLMANN (1992), der die LlEBIG-Funktion fiir den Aspekt der genetischen Varia
bilität innerllalb eines Kultmptlanzenbestandes rechtfertigt. KUHLMANNs Ansatz ist darüber 
hinaus in die Zukunft orientiert, wenn er feststellt, daß durch züchterische Erfolge die genetische 
Variabilität unserer Kultmptlanzen weiter zmiickgehen wird und somit die LlEBIG-Funktion 
einen immer besseren Beitrag zur Erklärung des Phänomens der Ertragsbildung leisten wird 
(KUHLMANN, 1992, S. 227). 

Unter der Berucksichtigung dieser Sachverhalte und der oben aufgestellten Hypothese kann der 
Umstand eintreten, daß Maßnahmen der Agrarpolitik nicht die prognostizierte Wirkung zeigen, 
weil bei der Vorhersage ihrer Konsequenzen von Ertragsfunktionen mit kurvenartigem Verlauf 
ausgegangen wurde. Daß dies nicht in allen Fällen von Bedeutung ist und auch keinen Wider
spruch darstellen muß, bedarf noch eingehender Erläuterung. Dazu müssen zwei Fallgruppen 
unterschieden werden. Bei der ersten Gruppe spieh das individuelle Verhalten von Landwirten 
eine Rolle, also beispielsweise bei Betrachtungen fiir Wasserschutzgebiete. Hier kann es möglich 
sein, daß die Unterstellung eines kurvenartigen Verlaufs der Ertragsfunktion zu fehlerhaften Er
gebnissen fiihrt. Für die zweite Gruppe, bei der das individuelle Verhalten nicht diese Rolle spieh 
sondem lediglich das "Ergebnis unter dem Strich" zähh (etwa bei einer allgemeinen Produktions
mengenriickfiihrung), können kurvenartige Produktionsfunktionen durchaus zu plausiblen Resul
taten fUhren. 

Abbildung 3: Normalverteilte Variation der Faktorverwertung (Steigung) und des 
Systempotentials als Grundlage der Monte-Carlo Simulation 
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Wie die Gegensätze in Einklang gebracht werden können 

Es gUn eine Reihe von Ansatzpunkten zur "Auflösung des Widerspruchs zwischen dem 'Gesetz 
vom abnehmenden Ertragzuwachs' und der LIEBIG-Ertragsfunktion" (KUHLMANN, 1992, S. 
225). 

Auf diese Ansätze, die im wesentlichen aufKUHLMANN (1992) und BERG (1994) zuriickzu
fUhren sind, soll hier nicht weiter eingegangen werden. Anstelle dessen sollen die Ergebnisse von 
SimuJationsläufen, die eine LlEBIG-Funktion unterstellen, gezeigt werden. 

Für die SimuJation wurde ein Modell entwickeh, bei dem die Ertragsbildung nach der LIEBIG
Funktion stattfindet. Es wurde fiir das Modell davon ausgegangen, daß zum einen das Systempo
tential in vorzugebenden Grenzen normalverteih schwanken kann und zum anderen die Steigung 
(Faktoreffizienz) der LIEBIG-Funktion ebenfulls normalverteih in gewissen Grenzen schwankt, 
wie in Abbildung 3 dargestellt. 

Die Schwankungen des Systempotentials können auf dern variierenden genetischen Potential 
verschiedener Sorten beruhen. Dariiber hinaus schwanken von Schlag zu Schlag auch die Stand
ortfaktoren, also beispielsweise die Feldkapazität, die Temperatur- oder Niederschlagssumme. 
Dies sind Faktoren, die die Erträge mindestens ebenso beeinflussen wie das genetische Potential. 
Nun datf nicht unterstellt werden, daß fiir die Betrachtung eines Schlages diesbezüglich homoge
ne Verhähnisse vorliegen, sondern es muß davon ausgegangen werden, daß auch kleinsträumig 
schon erhebliche Schwankungen vieler Standortfaktoren auftreten können. Dies kann aber nichts 
anderes bedeuten, als daß von Pflanze zu Pflanze, selbst bei gleichbleibeudem Stickstoffangebot, 
immer andere ertragsbegrenzende Faktoren auf unterschiedlichem Niveau limitierend wirken 
können. 

Die mögliche Schwankung der Steigung der LIEBIG-Funktion kann daraufzuriickzufiihren sein, 
daß bei Pllanzen genauso. wie bei Tieren, - plakativ ausgedrückt - eine unterschiedliche 
"Futterverwertung" zwischen den Individuen bzw. Rassen festzustellen ist. Es scheint also Pflan
zen bzw. Sorten zu geben, die das ihnen zur VerfUgnng stehende Stickstoffangebot besser ver
werten als andere. KEYDEL hat diesen Sachverhah fiir Kartoffeln und Weizen dokwnentiert: 
"Bei den Kartoffeln kennt man innerhalb des Sortiments Unterschiede im Stickstoßbedürfuis der 
Sorten, ... da das Stickstoßbedürfuis der Sorten unter normalen Anbaubedingnngen im ·Bereich 
zwischen 80-160 kgN/ha schwankt. Auch bei Weizen gibt es Anzeichen einer unterschiedlichen 
Stickstoffeffiziefiz der Sorten." (KEYDEL, 1994, S.141) Ebenso bei Einzelpßanzen gleicher 
Sorten scheint eine variable Beziehnng zwischen N-Augebot und Ertrag gegeben. BAEUMER 
begründet dies mit Variationen in der Bodenstruktur: ..... nimmt die Nährstoffinenge, die zur Pro
duktion des Höchstertrages notwendig ist, mit steigender Güte der Bodenstruktur ab." 
(BAEUMER, 1994, S.66) 

Das Ergebnis eines Monte-Carlo-SimuJationslaufes mit zweitausend unterschiedlichen, normal
verteihen Ausprägnngen des Systempotentials und der Faktoreffizienz sind in Abbildung 4 wie
dergegeben. 
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Abbildung 4: Ergebnis von 2000 Simulationsläufen der LIEBIG-Funktion mit nor
malverteilter Variation und des Systempotentials und der FaktorefflZi-
enz 
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Die Funktionsparameter wurden so eingestelh, daß das Systempotential im 3s Bereich (m=lOO 
dtlha, s=IO) schwanken kann und daß der naturale Grenzertrag, also die Faktoreffizienz bzw. 
Steigung der LIEBIG-Funktion ebenfiills im 3s Bereich (m=O,5, s= 0,033) normalverteih 
schwankt. In der Abbildung ist jeweils lediglich der "Knickpunkt" der LIEBIG-Funktion fiir die 
2000 Läufe mit einem Rechteck abgetragen. Es ist sehr schön ersichtlich, daß aus der Abbildung 
auf die eigentlich unterlegte LIEBIG-Funktion nicht mehr zu schließen ist. Vielmehr kann ohne 
große Probleme erkannt werden, daß hinter der geZeigten Abbildung durchaus eine kurvenformi
ge Ertragsfunktion vermutet werden könnte. In der Tat zeigen Regressionsberechnungen weseot
lieh höhere Bestimmtheitsmaße fiir kurvenartige als fiir lineare Verläufe. Wird unterstelh, daß die 
2000 Simulationsläufe 2000 verschiedene Landwirte bzw. verschiedene Landwirte mit 2000 
Schlägen repräseotieren und sich jeder einzelne von ihnen nach der LIEBIG-Funktion verhalten 
hat, so zeigt das Ergebnis, daß fiir das Konglomerat der Landwirte eine gekrümmte Funktion den 
Zusammeohang zwischen N-Angebot und Ertrag besser widerspiegelt. 

Welche Konsequenzen sich f"Ur eine "Politikfolgeabschätzung" ergeben 

Aus dem bisher Gesagten sind die weseotlichen Schlußfolgerungen fiir eine Abschätzung der 
K'Onsequeozeo von Politikmaßnahmen bereits deutlich geworden. Geht es darum, Gesamteffekte 
zu erzielen, etwa Mengenrückfiihrung bei Getreide oder Reduktion der Gesamtmenge des ausge
brachten Stickstoffs, scheint die Annahme kurvenartiger Ertragsfunktionen im allgemeinen un
problematisch. Die gewünschten Effekte scheinen gut mit Faktorpreiserhöhungen und/oder Pro
duktpreisseokungen erreichbar zu sein, selbst dann, wenn es stimmt, daß alle Landwirte fiir sich 
genommen nach Maßgabe der LIEBIG-Funktion wirtschaften. Eine Begründung kann darin zu 
suchen sein, daß zwar nicht die optimale spezielle Intensität auf einem Standort, reduziert wird, 
statt dessen aber Greozstandorte aus der Produktion h~usgenommen werden. Darauf hat be-
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reits KUHLMANN, (1992, S. 230) hingewiesen. Dies muß nicht bedeuten, daß der betrachtete 
Grenzstandort der Brache anheim. fiillt, vielmehr können auch andere, weniger stickstoffintensive 
Früchte angebaut werden. 

Geht es aI1erdings um einzeltlächenbezogene Betrachtungen, so scheinen Prognosen mit kurven
tOrmigen Ertragsfunktionen Grenzen gesetzt. Da der Landwirt, wenn er gemäß der LIEBIG
Funktion handeh, die optimale spezielle Intensität weder bei FaktorpreiserlJ.öhung (etwa Stick
stoftbestenerung) noch bei Preisreduktion fiir Produkte zurücknehmen wird, kommt es nicht zum 
gewünschten Effekt der Reduktion der Faktoreinsatzmenge auf der Einzeltläche. 

Abbildung S: Wirkung einer Faktorpreiserböbung auf GrenzstandQrte 

DM L=Lciswn. 
K_ KosIcn 

"E=K( ..... 'sabhiaPIl 
"tF K( ....... u ...... p" 
G = Ocwinnbeitral 

N - AJI&obot 

Erst ab dem Umsch1agspunkt, wenn die Kosten die Erlöse übersteigen, wird der Landwirt dar
über nachdenken, die Produktion insgesamt auiZugeben. Grenzstandorte scheiden aIso aus. Dies 
son anhand der Abbildung 5. näher erläutert werden. Hier sind zunächst vier verschiedene 
LlEBIG-Funktionen abgetragen. Sie sollen jeweils an einem Standort mit dem damgehörigen 
PHanzenbestand Gültigkeit besitzen. Die Funktionen stenenjeweils die Extremfunktionen dar, die 
mr Begrenzung der Schwankungsbreite fiir die SimuJationsläufe in Abbildung 4 verwendet wur
den. Die vier Kmvenverläufe lassen sich durch die Lage ihres ''Knickpunktes'' im Koordinatensy
stem beschreiben. Durch Multiplikation von Menge mit Preis entspricht der ''Knickpunkt'' der 
maximalen Leistung. LI beschretlrt somit einen Schlag mit hoher Faktoreffizi.enz und einem hohen 
Systempotential, k einen Scblag mit niedriger Faktoreffizienz aber hohem Systempotential, ~ 
steht fiir eine hohe FaktOlVerwertung gepaart mit einem niedrigen Systempotential und 4 
schließlich fiir einen Schlag niedrigen Systempotentials und niedriger Faktoreffizi.enz. Obwohl 
beispielsweise LI und k (gilt aufniedrigerem NIVeau auch fiir ~ und 4) die gleiche monetäre 
Leistung erbringen, so fiillen doch fiir die Realisation der Leistungen Kosten in unterschiedlicher 
Höhe durch ein höheres, fiir die Produktion notwendiges, N-Angebot an. Dies wird durch den 
Verlauf der ertragsabhängigen Koste ~ ersichtlich. Damit variieren auch die m erzielenden Ge
winnbeiträge. Sie nehmen von GI nach G4 kontinuierlich ab. Anhand der Abbildung son verdeut-
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licht werden, weshalb IDlter Annahme der LIEBIG-Funktion bei FaktorpreiserhöhlDlgen bzw. 
Produktpreissenkungen Grenzstandorte aus der Produktion fallen. Dies ist mit der DrehlDlg der 
Geraden fiir die ertragsabhängigen Kosten 14; auf 14;' veranschaulicht. Die Gewionbeiträge wer
den geschmälert auf GI' bis G{ Im Falle des Rückganges von G4 aufG4' wird der Gewinn sogar 
negativ, die Kostenkurve 14;' verläuft über der Leistungskurve L4• Damit scheidet dieser Standort 
aus der Produktion aus, auf den anderen Standorten hingegen wird mit der gleichen Intensität 
weiter gewirtschaftet wie bisher. Betrachtet man jeweils das Konglomerat aus Faktoreinsatz- IDld 
Produktmenge mehrerer Standorte, ergibt sich das bereits in AbbildlDlg 4 gezeigte Bild: Sowohl 
Produkt- als auch Faktoreinsatzmenge gehen zurück, obwohl auf den verbleibenden Standorten 
- trotz F aktorpreiserhöhlDlg - weiter mit IDlverminderter Intensität produziert wird. Eine Faktor
preiserhöhlDlg bzw. ProduktpreissenklDlg mit dem Ziel der Verringer\Dlg der optimalen speziellen 
Intensität aufEinzelflächen hätte IDlter diesen Bedingoogen ihr Ziel verfehh. 

Unter der Prämisse, daß Landwirte nach der LIEBIG-Funktion handeln, können einzelflächenbe
zogene Maßnahmen - etwa mit dem Ziel der Reduktion des Düngeniveaus - nicht über den Fak
torpreis gesteuert werden. Sie erscheinen dennoch, allerdings mit anderen Maßnahmen, erreich
bar. Vier davon seien hier exemplarisch angesprochen. 

I. Denkbar wären HöchstmengenverordnlDlgen bzw. Auflagen (ggf mit AusgleichsWtlun
gen), wobei es praktisch gleichgültig ist, ob Höchstmengen bei Erträgen oder bei Fak
toreinsatzmengen angesetzt werden. 

2. Eine weitere Möglichkeit wäre die Einfiihrung einer Versicher\Dlg gegen Ertragsausfall, 
wie sie beispielsweise BERG (1993) im Zusammenhang mit der Reduktion des PfIanzen
schutzmittelaufWandes bereits vorgeschlagen hat. Solche Versicher\Dlgen wären auch im 
Zusammenhang mit dem Düngoogsniveau vorstellbar. Der Landwirt dürfte lediglich noch 
auf ein bestimmtes Ertragsniveau, beispielsweise den statistischen ErwartIDlgswert düngen. 
Lassen die witter\Dlgsbedingten Umstände im Emt«iahr erkennen, daß in diesem Jahr ein 
Ertrag in der Nähe des Systempotentia1s erzielbar gewesen wäre, müßte fiir diese Fälle eine 
"Ertragsausfallversicherung" die Differenz als Saldo des erzielbaren Mehrertrages abziiglich 
der eingesparten Dünger- IDld Pflanzenschutzmittelkosten bezahlen. Die Diskussion um die 
Probleme und Ausgestaltung einer derartigen Ertragsausfallversicher\Dlg kann hier aller
dings nicht verfolgt werden. 

3. Denkbar sind auch 2U entwickelnde Modelle, die fiir einen jeden Standort durch Eingabe 
der relvanten Standortparameter und ErwartlDlgswerte (die aus langfiistigen Wetterbeob
achtungen stammen könnten) die spezifische Düngermenge bestimmen. Ertragsausfallver
sicher\Dlgen könnten an den Einsatz solcher Modelle geblDlden sein. 

4. Eine gänzlich andere Maßnahme, deren Wirkungserfolg allerdings wesentlich langfiistiger 
zu sehen ist als die der vorgenannten, liegt in der Einflußnahme auf die Qualliikation des 
Betriebsleiters bzw. des oder der verantwortlichen Manager der Betriebe. Diese Maßnah
me könnte auch ebenfalls flankierend 2U anderen eingesetzt werden. Denkbar wäre hier der 
Nachweis einer gewissen Mindestqualifikation, die Voraussetzung fiir den Umgang mit 
Düngemitteln - und auch Pflanzenschutzmitteln - sein müßte. Dieser Vorschlag ist vor dem 
Hintergrund zu sehen, daß es teilweise beträchtliche AbweichlDlgen im Umgang von Dün
ge- IDld Pflanzenschutzmitteln hinsichtlich der Effizienz ihres Einsatzes und somit dem 
Grad ihrer Verschwendung gibt. Der Beweis dieser Behauptung kann hier allerdings nicht 
gefiihrt werden, er wäre Gegenstand eines eigenen Beitrags. 
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Zusammenfassung 

Eine zentrale agrarökonomische Fragestellung ist die Auswirkung von Faktorpreiserhöhungen 
_ etwa der Besteuerung von Düngemitteln - auf den Faktorverbrauch und die Produktion. Damit 
ist unmittelbar die Frage nach der optimalen speziellen Intensität angesprochen. 

Im allgemeinen wird unterstellt, daß der Landwirt im Bewußtsein des Ertragsgesetzes bei einer 
Faktorpreiserhöhung die optimale spezielle Intensität zurückfUhrt. Verhahen sich die Landwirte 
aber tatsächlich so? ln diesem Beitrag wird als zentrale Hypothese hinterfragt, ob Landwirte bei 
ihrer DüngepIanung nicht eher nach der LIEBIG-Funktion als nach dem Ertragsgesetz handeln. 
Ist dies richtig, so wirtschaftet der Landwirt auch nach einer Faktorpreiserhöhungen mit der glei
chen Intensität wie mvor. Es wird versucht 7ll zeigen, daß der Landwirt damit aus seiner Sicht 
vemünftig handeh. Die LIEBIG-Funktion unterstellt - im Gegensatz zum Ertragsgesetz - einen 
proportionalen Anstieg des Ertrages bei Variation eines Wachstumsfaktors, bis ein anderer der 
übrigen in bestimmter Menge vornandenen Wachstumsfilktoren ins Minimum gerät. Ab diesem 
Punkt wird bei weiterer Ausdehnung des variierten Wachstumsfaktors keine Ertragssteigerung 
mehr erreicht, die Ertragsfunktion 'knickt' ab. 

Handeln Landwirte tatsächlich nach der LIEBIG-Funktion, kann der Umstand eintreten, daß 
Maßnahmen der Agrarpolitik nicht die prognostizierte Wirkung zeigen, wenn bei der Vomersage 
ihrer Konsequenzen von Ertragsfunktionen mit kurvenartigem Verlauf ausgegangen wurde. Daß 
dies nicht in allen Fällen von Bedeutung ist und auch keinen Widerspruch 7ll Prognosen mit der 
LIEBIG-Funktion darstellen muß, wird im Beitrag mit Hilfe eines Simulationsmodells gezeigt. Es 
wird herausgearbeitet, daß zwei agrarpoIitisch unterschiedliche Zielsetzungen bei den Überlegun
gen unterschieden werden müssen: Zum einen ist dies die Reduktion der Faktoreinsatzmenge pro 
Flächeneinheit, zum anderen globale Rückfiihrung der Faktoreinsatz- bzw. Produktmengen. Für 
das Erreichen des ersten Ziels spieh das individuelle Verhahen von Landwirten eine Rolle, also 
beispielsweise bei Betrachtungen fiir Wasserschutzgebiete. Bei solchen einzelflächenbezogenen 
Überlegungen scheinen Prognosen mit kurvenformigen Ertragsfunktionen Grenzen· gesetzt. Da 
der Landwirt, wenn er gemäß der LIEBIG-Funktion handeh, die optimale spezielle Intensität 
weder bei Faktorpreiserhöhung (etwa Stickstoffbesteuerung) noch bei Preisreduktion fiir Produk
te zurücknehmen wird, kommt es nicht zum gewünschten Effekt der Reduktion der Faktorein
satzmenge auf der Einzelfläche. Erst ab einem gewissen Umschlagspunkt, wenn die Kosten die 
Erlöse übersteigen, wird der Landwirt darüber nachdenken, die Produktion insgesamt aufZuge
ben. Grenzstandorte scheiden also aus. Dies begründet auch, daß insgesamt gesehen sowohl 
Faktoreinsatz- als auch Produktionsmenge zurückgeht, was fiir die Erreichung des zweiten Zieles 
relevant ist, obwohl die optimale spezielle Intensität auf der in Produktion verbleIbenden Fläche 
nicht zurückgenommen wird. Hier können auch kurvenartige Produktionsfunktionen durchaus 7ll 

plausiblen Resuhaten fiihren. 

Erweist sich die diskutierte Hypothese als richtig - empirische Befunde deuten dies an - und soll 
dennoch Einfluß auf die optimale spezielle Intensität ausgeübt werden, bieten sich beispielsweise 
Höchstmengenverordnungen bzw. Auflagen, Versicherungen und flankierend eine bessere Aus
bildungbzw. der Nachweis einer Mindestqualifikation der Landwirte an. Einzelflächenbezogene 
Ziele im Sinne der Reduktion des Düngeniveaus können dann jedenfulls nicht über das Instrument 
der Preissteuerung erreicht werden. 

Summary 

One ofthe key questions in agricuhural economics is the impact ofprice variations on input use 
and production levels. This immediately raises the question ofthe optimal special intensity ofIand 
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use (with regard to the law of diminisbing returns this is the point where the marginal input equals 
the marginal output). In general, it is assumed that the fiumer being conscious ofthe Iaw of dimi
nishing returns, reduces the special intensity in case of increasing input prices and/ or decreasing 
output prices. But do fiumers actuaIly behave Iike this? This paper assumes as its central hypo
thesis that fiumers act according to the LIEBIG-production-function rather than following the 
Iaw of diminishing returns. If this is true, fiumers will not reduce the special intensity of land use 
after rising factor prices. This paper wants to show that fiumers behave reasonable in doing so. 

The LIEBIG-function assumes, in contrast to the Iaw of diminishing returns, a proportional in
crease ofyield in variation of one growth factor, until another one gets to be the minimum factor. 
Iffiumers do behave according to the LIEBIG-function, it may happen that agricultural policy 
measures do not show the intended effects. This is especially the case, where policy forecasts of 
fiumers' behaviour are based on the law of diminishing returns. Two different objectives of 
agricultural policy measures have to be distinguished. On one hand it is the reduction of factor 
input on a given plot, and on the other hand the global reduction of factor input in the agricultural 
sector. This is shown by means of a simple simulation model. 

As far as the fust objective is concemed, it is essential to watch the individual behaviour of far
mers, e.g. in considerations for water-protection areas. Iffiumers act according to the LIEBIG
function, the desired effect of reducing the factor input on a certain plot is not obtained because 
the special intensity ofland use will not be reduced, neither as a consequence of increasing factor 
prices nor dropping product prices. Only in cases where overall costs top the revenues the far
mers will consider to give up production altogether . Marginal fium land will be given up. This 
explaines why overall production and overall factor input decrease although the special intensity 
ofland use stays the same on the remaining fium land. 

If the discussed hypothesis proves to be right, all efforts to take influence on optimal special in
tensity by means of rising factor prices are not worthwhile. But there are other means to reach 
this goal, e.g. farming restrictions, insurances and, moreover, a better education of the fiumers. 
Proof of a certain minimum qualification by the fiumers would have to be essential. 

PeSI>Me 

"ßocneACTBHJI AnJi npoeICqHH nOnHTH'IeCICHX MepOnpHJlTHArTB 

HCXOAJI H3 pa3nH'IHI>lX npoH3BoACTBeHHI>lX I!»YHICqHA" 

U;eHTpaJlbHotl o6JlacTblO BonpOCOB arpapHotl 3KOHOMI1KI1 !lBJl!leTC!I aHaJll13 BJlI1J1HI1!1 
nOBblWeHI1J1 qeH <j>aKTopoB np0l13BOACTBarTB Hanpl-IMep AOnOJlHI1TeJlbHOe 
HaJloroo6JlOlKeHI1e YAo6peHI1tlrTB Ha 06'LeMbI I1CnOJlb30BaHI1!1 3TI1X <j>aKTopOB 11 Ha 
06'LeMbl np0I13BOACTBa. 3Tl-IM 3aTparl1BaeTC!I Bonpoc 0 OnTl-IMaJlbHotl cneql1aJlbHotl 
I1HTeHCI1BHOCTI1. 

B 061.1.\eMrTB npeAnOJlaraeTC!lrTB '1TO <j>epMep c03HaTeJlbHO pearl1pyeT Ha 
nOBbJUJeHl1e qeH <j>aKTopOB np0l13BOACTBarTB OpraH113Y!I np0l13BOACTBO C 
OnTl-IMaJlbHblM ypOBHeM cneql1aJlbHotl I1HTeHCl1BHOCTl1. nOATBeplKAaeTC!I Jll1 3TO Ha 
npaKTI1Ke? B HaCTO!ll.l.\etl pa60Te paCCMaTp"BaeTC!I rl1nOTe3a 0 TOMrTB '1TO npl1 
nJlaHl1pOBaHI1l1 A03 YAo6peHl1tl <j>epMepbl I1CXOAJlT CKopee He 113 3aKOHa pOCTa ype 
olKaiiHOCTl1rTB a l13 <j>YHKql111 nl16I1ra. ECJll1 OHa BepHarTB TO AalKe npl1 
nOBbl1lleH1111 qeH Ha <j>aKTopbl np0l13BOACTBa <j>epMep 6YAeT X03!1tlcTBOBaTb Ha TaKOM 
lKe ypOBHe l1HTeHCl1BHOCTl1rTB KaK l1 npelKAe. Mbl nblTaeMC!I nOKa3aTbrTB '1TO C 
TO'IKI1 3peHI1!1 <j>epMepa 3TOT nYTb Hal160Jlee pa3YMeH. <I>YHKql1!1 nl16l1rarTB B 
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OTJI",H111 OT 3aKOHa POCTa YPOlKatiHoCTl1rTB I1CXOAI1T 113 npJlMOnpOnOpl.\110HaJIbHOrO 

POCTa YPOlKatiHoCTl1rTB B 3aBI1CI1MOCTI1 OT Bapl1al.\1111 OAHOrO 113 <j>aKTOpOB pOCTarTB 

AO TOrO MOMeHTarTB nOKa KaKoti-JII160 113 APyrl1x <j>aKTOpOB pOCTa He OKalKeTCJI B 

MI1HI1MYMe. Ha'lI1HaJl C :Horo MOMeHTa He npOI1CXOAI1T pOCTa YPOlKatiHoCTß npl1 

AaJIbHetiweM YBeJII1'1eHI1I1 Bapl1l1pYlOIlJ,erO <j>aKTopa POCTa 11 npJlMaJl <j>YHKl.\ßß 

"JIOMaeTCJI" . 

ECJII1 <j>epMepbl AeticTBI1TeJ1bHO PYKOBOACTBYIOTCJI B npl1HJlT1111 peWeHl1ti 4>YHKl.\l1eti 

nl1611rarTB TO Mephl arpapHoti nOJII1TI1KI1 npOC'II1TaHHble I1CXOAJI 113 KBaApaTI1'1Hoti 

4>YHKl.\I1ß MorOT He npl1BeCTI1 K OlKl1AaeMOMY pe3YJIbTaTY. TOrTB 'ITO 3TO He BcerAa 

I1MeeT 3Ha'leHl1e 11 He 06J13aTeJIbHO npOTI1BOpe'lI1T nporH03aMrTB CAeJIaHHblM I1CXOAJI 

113 <j>YHKl.\1111 nß611rarTB 6YAeT nOKa3aHO npl1 nOMOlll,11 MaTeMaTI1'1eCKoti MOAeJII1. 

It1CXOAHblM nOJIOlKeHl1eM JlBJIJleTCJI TorTB 'ITO C TO'lKI1 3peHI1J1 arpapHoti nOJII1TI1Kß 

HYlKHO pa3JII1'1aTb ABe l.\eJII1: Bo-nepBblxrTB COKpalll,eHl1e I1CnOJIb30BaHI1J1 Toro I1nl1 

I1Horo 4>aKTopa np0l13BOACTBa B paC'IeTe· Ha eAeHI1l.\Y nJI0lll,aAI1 I1rTB BO-BTophlxrTB 

rJI06aJIbHOe COKpalll,eHl1e I1cnOJIb30BaHI1J1 :Horo 4>aKTopa I1JIß YMeHbWeHl1e 06"beMOB 

np0l13BOACTBa npOAYKl.\I1I1. flpl1 AOCTl1lKeHI1ß nepBoti l.\eJIßrTB BalKHhlM JlBJIJleTCJI 

I1HAI1BI1AyaJIbHOe npl1HJlTl1e peWeHl1ti 4>epMepoMrTB Hanpl1Mep B BOAooxpaHHOM 

perl10He. AJIJI TaKI1X OTAeJIbHhlX perl10HOB I1CnOJIb30BaHI1e B nporH03ax 3aKOHa 

POCTa YPOlKatiHoCTI1 MOlKeT 6blTb nOCTaBJIeHO nOA Bonpoc. T.K. AnJl 4>epMeparTB 

I1CXOAJllll,ero 113 4>YHKl.\1111 nl1611rarTB OnTI1MaJIbHhlti ypOBeHb Cnel.\l1aJIbHoti 

I1HTeHCI1BHOCTI1 He nOHI1311TCJlrTB KaK npl1 nOBhlWeHl111 l.\eH Ha <j>aKTOp 

np0l13BOACTBarTB Hanpl1MeprTB- A03bl a30THblX YA06peHI1ti npl1 ßX nOAopOlKaHl111 

(nocne BBeAeHßJI Ha HI1X AOnOJIHI1TeJIbHOrO HaJIoro06JIOlKeHI1J1)rTB- TaK 11 npl1 

nOHl1lKeHl111 l.\eHbl Ha npOAYKl.\I1IO. flO:HOMYrTB lKeJIaeMhle co CTOPOHbl nOJIßTßKI1 

34>4>eKThI COKpalll,eHßJI BHeCeHI1J1 YAo6peHI1tirTB B paCCMOTpeHHOM CJIY'IaerTB He 

6YAYT AOCTl1rHYThI. TOJIbKO npß AOCTl1lKeHl111 KpI1TI1'1eCKOrO MOMeHTarTB KorAa 

3aTpaThI 6YAYT npeBhlwan BblpY'IKyrTB 4>epMep 6YAeT BblHYlKAeH npeKpaTI1Tb 

np0I13BOACTBO. TaKI1M 06pa30M "npeAeJIbHble" (Hal1MeHee 6JIaronpßJlTHble) perl10Hbi 

6YAYT I1CKJIIO'IaTbCJI 113 np0l.\eCca np0l13BOACTBarTB 'ITO npl1BeAeT K AOCTl1lKeHl11O 

BTOPOti l.\eJIl1rTB T.e. K rJI06aJIbHOMY COKpalll,eHßIO 06"beMOB npOAYKl.\1111 11. 

I1CnOJlb30BaHI1J1 <j>aKTopOB np0l13BOACTBarTB XOTJI Ha OCTaBWI1XCJI B np0l13BOACTBe 

nJIOlll,aAJlx ypOBeHb I1HTeHCI1BHOCTI1 CHl1lKeH He 6YAeT. AJlJI 3TßX perl10HOBrTB 

npaBAonOAo6HO OTpalKan CI1Tyal\111O MorYT 11 Kpl1Bble 3aKOHa POCTa YPOlKatiHoCTI1. 

ECJII1 paCCMOTpeHHaJl rßnOTe3a BepHa (pe3YJIbTaThI 3Mnl1pl1'1eCKI1X I1CCJIeAOBaHl1ti 

YKa3bIBalOT Ha :HO )rTB TO Haß60JIee l\eJIeC006pa3HhlMI1 ßHCTpYMeHTaMI1 arpapHoti 

nOJII1TI1KI1 6YAYTrTB Hanpl1MeprTB Mephl BBeAeHI1J1 KBOTrTB I1JII1 OrpaHI1'1eHl1ti 

MaKCI1MaJIbHOrO 06"beMa np0l13BOACTBarTB a TaKlKe AOnOJIHI1TenbHhle Mephl no YJIye 

'1WeHI1IO 06pa30BaHI1J1 11 nOBhlWel1J1 KBaJIß4>I1Kal\1111 4>epMepoB. Ho B JlI060M 

cJIY'IaerTB l\eHOBble I1HcTpYMeHTbl cOKpalll,eHI1J1 BHeCeHI1J1 YA06peHI1ti Ha OTAeJlbHhlX 

Teppl1TopßJlX (T.e. JIOKaJIbHO) ycnexa I1Men He 6YAYT. 
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DIE EU-AGRARREFORM AUS SICBT DER LÄNDER DER DRITTEN WELT 
SOWIE MITTEL- UND OSTEUROPAS 

von 

Monika HARTMANN* 

1 Problemstellung 

Mit den EU-Reformbeschlüssen vom Mai 1992 hat fiir die Europäische Agrarpolitik ein 
neues Kapitel begonnen. Drastische Preissenkungen auf den Märkten tUr Rindfleisch, Ge
treide, Ölsaaten und Eiweißpflanzen, die Implementierung eines konjunkturellen F1ächen
stillegungsprogramms sowie die Zahlung direkter Transfers zur Kompensation der Einkom
mensverluste stellen die zentralen Elemente der Reform dar1. Diese erheblichen Änderungen 
der agrarmarktpolitischen Rahmenbedingungen in der EU lassen in den nächsten Jahren 
weitreichende Konsequenzen fiir die Produktion und den Verbrauch von sowie den Handel 
mit Agrarprodukten erwarten. Da die Europäische Union ein großes Wirtschaftsgebiet dar
stellt, sind die Effekte dieser Reform nicht auf die Union begrenzt. Vielmehr sind als Folge 
dieser Politikreform auch erhebliche Veränderungen des Preisniveaus, der Preisstabilität und 
der Preisstruktur auf dem Weltmarkt sowie Rückwirkungen auf Drittländer zu erwarten. 
Letzteres gilt insbesondere fiir die Entwicklungsländer und die Länder Mittel- und Osteuro
pas, da in diesen Staaten der Agrarsektor nach wie vor eine große Bedeutung hat. In vielen 
Entwicklungsländern ist er der dominierende Wirtschaftszweig. 

Während eine Vielzahl empirischer Analysen zu den Effekten einer unilateralen sowie multi
lateralen Handelsliberalisierung existiert, gibt es keine empirische Studie, die die Rückwir
kungen dieser 1992 beschlossenen europäischen Reform auf die Entwicklungs- und Reform
länder untersucht. Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel der folgenden Ausfiihrungen, die 
Konsequenzen der EU-Agrarreform auf die Länder der Dritten Welt sowie Mittel- und Ost
europas abzuschätzen. 

Hierfiir werden zunächst die zu erwartenden Auswirkungen der EU-Agrarreform auf die 
Weltagrarmärkte und auf die Entwicklungsregionen sowie die Reformländer Mittel- und 
Osteuropas theoretisch aufgezeigt (Abschnitt 2). Auf Basis des Trade and Environmental 
Policy Simulation Model TEPSIM werden in Abschnitt 3 die Weltmarktpreiseffekte der EU
Agrarreform simuliert und die sich hieraus ergebenden Rückwirkungen auf die Entwick
lungsländer sowie die Reformländer ermitteh. Hierbei finden interne Politiken sowie Politik
reaktionen in den betrachteten Ländern Berücksichtigung. Die wesentlichen Ergebnisse des 
Beitrags sind im letzten Abschnitt zusammengefaßt. 

2 Theoretische Analyse 

2.1 Weltmarktpreiseffekte der EU-Agrarreform 

Für die Analyse der Konsequenzen der EU-Agrarreform aufDrittländer ist die Kenntnis der 
Weltmarktpreiseffekte dieser Politikänderung Voraussetzung. Betrachtet man zunächst das 
Niveau der Weltmarktpreise, so ist im pflanzlichen Bereich als Folge der drastischen Preis-

Dr. M. Hartmann, Professur für Agrarpolitik, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, J. W. Goethe
Universität FrankfurtlM., Zeppelinallee 29, 60325 FrankfurtlM. 

1 Eine detaillierte Darstellung der Reformmaßnahmen ist in BMELF, 1993, zu finden. 
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senkung und der Implementierung des konjunkturellen Flächenstillegungsprogramms in der 
EU mit einem erheblichen Anstieg der hitemationalen Preise zu rechnen. Dies gilt insbeson
dere dann, wenn sich die gewährten Preisausgleichszahlungen als produktionsneutral erwei
sen. Die Reform im Getreidesektor wirkt indirekt über die Futtermittelpreise auch auf die 
Veredlungsprodukte. Während in der Europäischen Union die Veredlungsproduktion durch 
sinkende Getreidepreise tendenziell ansteigt und damit einen Druck auf die Wehmarktpreise 
ausübt, fUhren in der restlichen Welt die steigenden Getreidepreise auf den Weltmärkten zu 
einer Verringerung der tierischen Produktion und damit zu einem Anstieg der Wehmarkt
preise auf diesen Märkten. Vor allem in der bodenunabhängigen Veredlungsproduktion ist 
somit die qualitative Ausrichtung der Wehmarktpreiseffekte nicht eindeutig zu bestimmen. 
Da im Rahmen der EU-Agrarreform im Rindßeisch- und Milchsektor2 zusätzlich preissen
kende Maßnahmen ergriffen wurden, ist auf diesen Märkten netto mit einem Anstieg der 
internationalen Preise zu rechnen. Generell gilt, daß der Wehmarktpreisanstieg bei den ein
zelnen Produkten um so höher ist, jel 

höher die Preissenkung auf dem betrachteten Markt in der EU ist; 

geringer (stärker) die EU die Preise auf denjenigen Märkten seukt, die enge Substitu
tenmärkte des betrachteten Produkts in der EU (Restwelt ) sind; 

höher (geringer) der absolute Betrag der Eigenpreiselastizität des Angebot und der 
Nachfrage auf dem betrachteten Markt in der EU (Restwelt) ist; 

kleiner (größer) der absolute Betrag der Kreuzpreiselastizitäten im Angebot wid in der 
Nachfrage zwischen dem betrachteten Produkt und seinen Substituten in der EU 
(Restwelt ) ist; 

größer der Handelsantei1 der EU auf dem betrachteten Markt ist. 

Neben den Preisniveaueffekten fUhrt die spezifische Ausgestaltung der EU-Agrarreform 
auch zu Veränderungen in der Preisstruktur. Während auf einigen Märkten ein bedeutender 
Protektionsabbau erfolgt, bleiben mit dem Zuckermarkt bzw. mit dem Milchmarkt hochpro
tektionierte Märkte in der EU vollkommen bzw. weitgehend von der Reform verschont. Die 
EU-bedingten Preisstrukturverzerrungen auf den intemationalen Agrarmärkten werden 
somit durch die Reform voraussichtlich noch verschärft. 

Keine entscheidenden Veränderungen sind im Bereich der absoluten Wehmarktpreisinstabili
tät zu erwarten, da die Beibehaltung des Abschöpfungs- imd Erstattungssystem weiterhin 
eine Quasi-Preisfixierung in der EU ermöglicht4• Wegen des zu erwartenden Anstiegs der 
Weltmarktpreise auf den meisten Agrarmärkten ist jedoch mit einer Verringerung der relati
ven Preisinstabilität auf den intemationalen Agrarmärkten zu rechnen. 

2 Im Milchsekor wurde eine zweiprozentige Quotenkürzung sowie eine Senkung der Interventionspreise 
für Butter um 5% beschlossen. Tatsächlich ist die beschlossene Quotensenkung bisher nicht umgesetzt 
worden. 

3 Dabei wird davon ausgegangen. daß die Preisslützungsmaßnahmen in der Ausgangssituation gleicher
maßen im Angebot und in der Nachfrage gegeben sind und auch auf beiden Marktseiten reduziert wer
den. 

4 Diese Aussage hat nur Gültigkeit, wenn·die EU-Agrarreform auch zu keiner Änderung des Lagerverhal
tens in der EU bzw. in der Restwelt führt. Auch wird unterstellt, daß auf dem Weltmarkt weder preisin
duzierte Angebotszyklen vorherrschen, noch daß die Länder, die durch die EU-Agrarreform Zuwachsra
ten in der Produktion verzeichnen, überdurchschnittliche Produktionsschwankungen aufWeisen 
(HARTMANN. 1991, S. I02f.). 
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2.2 Konsequenzen der EU-Agrarreform in den Entwicklungs- und Reformländern 

Welche Auswirkungen induzieren die diskutierten Weltmarktpreiseffekte der EU
Agrarreform in den Entwicklungsländern und den Reformnationen Mittel- und Osteuropas? 
Vor allem für die Länder der Dritten Welt sind kurzfiistig eher negative Implikationen zu 
vermuten, da traditionell bedeutende Exportprodukte der Entwicklungsländer, wie Zucker, 
Obst und Gemüse, von den Reformmaßnahmen ausgenommen sind, dagegen wichtige Im
portprodukte dieser Länder, wie Weizen und Mais, einen besonders drastischen Protektions
abbau in der EU erfahren. Für jedes einzelne Land hängen die Konsequenzen der EU
Agrarreform jedoch von seinem Handelsstatus auf den betrachteten Agrarmärkten, den in
ternen Politiken sowie den verfolgten Anpassungsreaktionen ab. 

Abstrahiert man zunächst von internen Politiken in dem betrachteten Land, so sind die Ex
porteure von ptlanzlichen Produkten der gemäßigten Zone, und hier vor allem die Exporteu
re von Getreide und Ölsaaten, die klaren Gewinner der Europäischen Reform. So erfahren 
diese Länder als Folge der veränderten Weltmarktpreise sowohl einen Realeinkommensge
winn als auch eine Zunahme ihrer Nettoexporterlöse. Auch ursprüngliche Nettoimporteure, 
die bedingt durch die gestiegenen Weltmarktpreise und die hierdurch induzierten technischen 
Fortschritte ihren Handelsstatus ändern, können Wohlfabrtsgewinne erzielen. Darüber hinaus 
erfahren diese Länder eine eindeutige Verbesserung ihrer Devisenbilanz. Demgegenüber 
müssen die Länder, die auch nach der Implementierung der EU-Agrarreform die betrachte
ten Produkte importieren, möglicherweise einen doppelten Verlust hinnehmen. Neben Real
einkommenseinbußen erleiden diese Länder eine Verschlechterung ihrer Devisenbilailz, wenn 
die Importnachfrageelastizität auf den betreffenden Märkten absolut kleiner als Eins ist'. 
Generell gilt, daß die Verbesserung (Verschlechterung) der Devisenbilanz mit zunehmender 
Preiselastizität der Handelsfunktion zunimmt (abnimmt). Gleichzeitig sind die Wohlfahrts
gewinne (Wohlfabrtsverluste) eines extern induzierten Weltmarktpreisanstiegs um so bedeu
tender,je 

größer die Weltmarktpreistransmissionselastizität des Entwicklungslands ist; 

umfangreicher das Nettohandelsvolwnen in der Ausgangssituation ist; 

preiselastischer (preisunelastischer) Angebot und Nachfrage in dem betrachteten Land 
reagieren. 

Weit vielschichtiger sind die Rückwirkungen der EU-Agrarreform im Bereich der tierischen 
Produktion für die Entwicklungsländer. Unterstellt man auf diesen Märkten steigende Welt
marktpreise, so impliziert dies einen eindeutigen Wohlfabrtsverlust für Nettoimporteure die
ser Produkte. In diesem Fall müssen die Länder der Dritten Welt auf deu Märkten für Fleisch 
und andere tierische Produkte neben einen Terms-of-Trade Verlust zusätzliche Einbußen im 
Form gestiegener Futtermittelpreise hinnehmen. Aber selbst Nettoexporteure unter den Län
dern der Dritten Welt und Osteuropas können Realeinkommensverluste als Folge steigender 
Weltmarktpreise auf den Märkten für Veredlungsprodukte erleiden. Dies ist dann der Fall, 
wenn der Terms-of-Trade Gewinn durch den EU-induzierten Anstieg der Futtermittelkosten 
überkOinpensiert wird. 

, Die Verteilunp!ffekte der EU-Agrarreform sind unabhängig vom Handelsstatus in Import" ~nd Export
Iändern gleich. Konsumenten in den Entwicklungsländern müssen Wohlfahrtsverluste infolge steigender 
Weltmarktpreise hinnehmen, während die Produzenten eine Realeinkommenssteigerung erfahren. Für 
eine ausführliche Diskussion der Bewertung dieser Effekte vgl. HARTMANN, 1991, S. 13lff. sOwie die 
dort zitierte Literatur. 

409 



Bei Existenz interner Agrarpolitiken sowie makro ökonomischer Verzerrungen in den Ent
wicklungsländern wird das Bild noch komplexer (vgl. HARTMANN, 1991, S. 137ff.). So 
können selbst auf den Märkten fiir Getreide und Ölsaaten auch Nettoagrarimporteure 
(Nettoagrarexporteure) unter den Entwicklungsländern tatsächlich zu den Gewinnern 
(Verlierern) der Europäischen Reform gehören, wenn das Land seinen Agrarsektor durch 
eine Importsubventionspolitik (Exportsubventionspolitik) protektioniert (diskriminiert). 
Schließlich hat die Europäischen Union den Entwicklungsländern in einer Reihe von Ab
kommen Handelskonzessionen im Agrarbereich gewährt. Auch wenn diese Zugeständnisse 
fiir die traditionell hochgeschützten Produkte in der Union gering sind, haben sie dennoch in 
einzelnen Entwicklungsländern eine gewisse Relevanz. Da die EU-Agrarreform tendenziell 
zu einer Absenkung der Schwellenpreise und zu einem Anstieg der Wehmarktpreise fUhrt, 
ergibt sich hieraus eine Präferenzerosion fiir die begünstigten Länder. Die Vernachlässigung 
dieses Aspekts fUhrt somit zu einer Überschätzung (Unterschätzung) der möglichen Wohl
fa.brtsgewinne (Wohlfa.brtsverluste) in den Entwicklungsländern. Vor dem Hintergrund der 
vielfältigen Einflußfaktoren ist eine Antwort zu der qualitativen Ausrichtung der Nettowohl
fa.brtseffekte der.EU-Agrarreform in den Entwicklungs- und Reformländern im Ralunen ei
ner theoretischen Betrachtung nicht möglich. Daher erscheint es sinnvoll, im folgenden die 
Auswirkungen der EU-Agrarreform auf die Länder der Dritten Welt und Mittel- sowie Ost
europas im Ralunen einer empirischen Analyse zu untersuchen. 

3 Empirische Analyse zu den Auswirkungen der EU-Agrarreform 

3.1 Das WelthandelsmodeU TEPSIM 

Für die J;<:rmittlung der internationalen Auswirkungen simuhaner Politikänderungen auf meh
reren EU-Agrarmärkten ist eine partialanalytische Betrachtungsweise nicht ausreichend. 
Vielmehr verlangt die Analyse einer solchen Politik einen Ansatz, der die vielfältigen hori
zontalen und vertikalen Interdependenzen zwischen den Agrarprodukten berücksichtigt. Aus 
diesem Grund fand fiir die Simulation der Wehmarktpreiseffekte der EU-Agrarreform das. 
Muhi-Output Multi-Input Trade and Environmental Policy Simulation Modell TEPSIM An
wendung. Substitutive und komplementäre Beziehungen zwischen dem im Modell betrachte
ten 15 Output- und 12 Inputmärkten6 finden explizit Berücksichtigung. Der Simulationslauf 
bezieht sich auf das Jahr 19897 und basiert auf den folgenden agrarpolischen Reformen in 
der EU. Auf den hochprotektionierten Getreidemärkten reduziert die EU ihre administrati
ven Preise im Durchschnitt nm 30%, während es auf den Ölsaatenmärkten zu einer voll
kommenen AbschaffUng der Preisstützung kommt. Gleichzeitig findet im Modell die kon
junkturelle Flächenstillegung Berücksichtigung. Im Bereich der tierischen Produktion wird 
die Senkung der administrativen Preise fiir Rindfleisch um 15% unterstellt sowie die Verrin
gerung der Milchquoten um 2% simuliert. Annahmegemäß fUhrt die politisch beschlossene 
Reduzierung des Butterpreises um 5% zu einer Milchpreissenkung um 2%. Die Mutter
schafPrämien bleiben durch die Reform unangetastet. Da diese Prämien jedoch pro Betrieb 
begrenzt sind und sich auf die Bestatldszahlen der Vergangenheit beziehen, wird im Modell 
eine Quasi-Kontingentierung bei Schafileisch unterstellt. Zusätzlich wird in der empirischen 
Analyse berücksichtigt, daß sich als Folge der Getreidepreissenkung, die Futtergetreide
preisinzidenz und damit der Außenschutz auf den Märkten fiir bodenunabhängige Vered
lungsprodukte verringert. Schließlich finden in dem Modell die Preisausgleichszahlungen im 

6 Neben den in Tabelle I aufgelisteten Produkten'findet das Aggregat Sonstige Agrarprodukte zusätzlich 
im Outputbereich Berücksichtigung. Der Inputbereich umfaßt die folgenden Kategorien: Mineralischer 
Stickstoffdünger. Sonstige mineralische Düngemittel. Pflanzenschutzmittel. fünf Futtermittel, Ackerland, 
Grünland. Lohnarbeitskräfte und Sonstige Inputs. 

7 Für eine ausführliche Beschreibung des Modells sowie der Datengrundlage siehe HARTMANN. HOFF
MANN und SCHMITZ. 1993. 
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pflanzlichen und tierischen Bereich ebenso wie die Flächenstillegungsprämie Beachtung. 
Unter der Annahme der Produktionsneutralität sind diese Transfers jedoch fiir die Analyse 
der Weltmarktpreiseffekte der EU-Agrarreform ohne Bedeutung. 

3.2 Preiseffekte der EU-Agrarreform in der Europäischen Union und auf dem 
Weltmarkt 

Gemessen an bisherigen Agrarreformen gehen von den jüngsten Beschlüssen erhebliche Prei
seffekte in der Gemeinschaft aus. 

Tabelle 1: Preiseffekte der EU-Agrarreform in der Europäischen Union und auf dem 
Weltmarkt 

Rindtleisch 

Schweinetleisch 

Schaf- u. Lammtleisch 

Getlügeltleisch 

Eier 

Milch 

Weizen 

Mais 

Sonst. Futtergetreide 

Reis 

Sojahohnen 

Sonst. Öisaaten 

Baumwolle 

Zucker 

EU-Verhraucher
preise 

-8.2 

-2,2 

-0.0 

-2,0 

-2,8 

-1,0 

-2,3 

-2,3 

-1,7 

0,0 

0,3 

1,6 

0,1 

0,0 

Änderung der 

EU·Erzeuger
preise 

-14,1 

-5,4 

0.0 

-4.3 

·5,0 

-4.5 

-23,0 

-23,0 

-16,7 

0,0 

-39,6 

-49,6 

1,3 

0,0 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des TEPSIM-Modells 

Weltmarkt
preise 

4,1 

2,0 

1,2 

4,1 

2,4 

4,5 

19,4 

12,5 

17,9 

1,5 

2,5 

5,9 

1,3 

o,x 

Wie Tabelle I zeigt, sinken die EU-Erzeugerpreise im Getreidebereich um etwa 20 %, die 
Ölsaatenpreise sogar um ca. 40 % und auf dem Rindfleischmarkt kommt es zu einer 
14%igen Preissenkung. Die Erzeugerpreissenkungen auf den anderen Märkten sind demge
genüber relativ moderat, oder die Preise bleiben sogar konstant, wie dies für Zucker, Reis 
sowie Schaf- und Liunmfleisch gilt. Dies weist auf erhebliche interne Preisverzerrungen zwi
schen den Produkten hin. 
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Darüber hinaus wird deutlich, daß die Preissenkungsbeschlüsse von 1992 fiir Getreide von 
30% und fiir Rindfleisch von 15% gar nicht voll zum Tragen kommt. Dies liegt an der Tat
sache, daß sich bei einer Preissenkung um den vollen Betrag die Europäische Union bei 
Weizen, Sonstigem Futtergetreide sowie Rindfleisch von einem Nettoexporteur zu einem 
Nettoimporteur entwickeln würde. Bevor eine solche Entwicklwig tatsächlich eintritt, heben 
sich die Erzeugerpreise zunächst von den Interventionspreisen ab und bewegen sich auf die 
Schwellenpreise zu. Diese Tatsache wird im Modell erfaßt. 

Je nach Höhe der Marktanteile der EU am Wehmarkt sowie der produktspezifischen Ela
stizitätenkonstellationen schlagen sich Erzeugerpreisanpassungen in der EU über die Han
deismengen unmittelbar in Wehmarktpreiseffekten nieder. Bis auf den Getreidebereich fallen 
die Weltmarktpreisänderungen relativ moderat aus. Durchgehend ergibt sich erwartungsge
mäß eine Steigerung der Preise, die bei Weizen mit 19% und sonstigem Futtergetreide mit 
knapp 18% sehr deutlich ausfällt. Die Preiseffekte bei Ölsaaten bleiben recht klein, was zum 
einen mit dem geringeren Wehmarktanteil der EU bei diesen Produkten und zum andereren 
mit dem Deficiency Payment System auf diesen Märkten in der Europäischen Union zu tun 
hat. Ausgehend von diesen muhiplen Weltmarktpreisänderungen lassen sich die Allokations
und Verteilungseffekte8 sowie die Zahlungsbilanzeffekte der EU-Agrarreform in den Ent
wicklungsländern kalkulieren. 

3.3 AUokations- und Verteilungseffekte in den Entwicklungsländern und den Re-
formländern Mittel- und Oste uropas 

Die folgende empirische Analyse ermitteh die Auswirkungen der Europäischen Reform vom 
Sommer 1992 auf 23 Entwicklungsländer bzw. Entwicklungsregionen9 sowie sechs Länder 
Mittel und Osteur{)pas fiir das Jahr 1989. Die Länderzusammensetzung der regionalen Ag
gregate ist in Tabelle 2 dokumentiert. Alle verwendeten Mengen, Preise, Einkommen, Ela
stizitäten und nominellen Protektions- bzw. Diskriminierungsniveaus entstammen der 
SWOPSIM Datenbasis (SULLIVAN, RONINGEN, LEETMAA und GRAY, 1992) und 
entsprechen somit dem Datenmaterial, auf dem die Simulation der Weltmarktpreiseffekte 
beruht. Auf Grund fehlender Daten war die Einbeziehung interner sektorspezifischer Politi
ken in die Analyse nur fiir die folgenden Länder bzw. Ländergruppen möglich: Mexiko, 
Brasilien, Argentinien, Südafrika, Nigeria, Ägypten, China, Südkorea, Taiwan, Indien, Un
garn, ehemalige Tschechoslowakei, Polen und ehemalige Sovietunion. Keine Informationen 
standen zu den tierischen Märkten in den LändemlRegionen Malaysia, Indonesien, Andere 
Länder Südasiens, Nigeria und Afrika südlich der Sahara zur VerfUgung. In diesen Län
demlRegionen begrenzt sich die Untersuchung somit auf acht pflanzliche Produktmärkte. 
Die Ergebnisse der empirischen Analyse können somit nur einen Anhaltspunkt fiir die tat
sächlichen Rückwirkungen der EU-Agrarreform auf diese Entwicklungsregionen betrachtet 
werden. 

x Die Ermittlung der Wohlfahrtseffekte erfolgte gemäß des sequentiellen Verfahrens auf Basis von Ange
bots- und kompensierten Nachfragefunktionen. Für die Methode zur Approximation der HICKSSCHEN 
Äquivalenten Variation siehe HARTMANN. 1991. 

? Diese 2J LänderlRegionen decken etwa 95 % der Dritten Welt ab. 
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TabeUe 2: Länderzusammensetzung der regionalen Aggregate 

Regionale Aggregate 

Zentralamerika 
und Karihik 

Andere Länder 
Lateinamerikas 

Andere Länder 
Afrikas südlich 
der Sahara 

Mittlerer Osten 
und Nordafrika, 
Nicht
Erdölfiirderlände," 

Mittlerer Osten 
und Nordafrika, 
Erdiilfiirderlünder 

Andere Länder 
Südasiens 

Andere Lände," 
Ostasiens 

Andere Länder 
Südostasiens 

Quelle: Eigene Zusammenstellung 

Uindcrzusammensetzung 

Bclizc, CoSla Rica, EI Salvadur, Honduras, Guatemala, Nica

ragua,Panama, Bahamas, Bcrmuda, Kuha, Dominikanischc Rcp., 
Jamaika,Trinidad & Tohago, Barhados, Guadcloupc, Martinique, 
Niederliindische Antillen, Haiti: SI. Vinccnl, S1. Lucia 

Guayana, Surinam, Bolivien, Chile, Kolumhien, Ecuador, Paril

guay, Peru, Uruguay 

Angola, Elh;nhcinkLislC, Benin, BObWilllil, Burkina FilSO, 

Burundi,Kamcrun, Kap Vcrde, Ztntralarrikanischc Rcp., 
Tschad, Komoren,Kongo, Dschihuti, A4uillorialguinca, Gambia, 
Äthiopicn, Gahun, Ghana, Guinea, Guinca-Bissau, Kenia, Mali, 
Lesotho, Liheria, Madagaskar, Malawi, Maurctanien, Mauritiu!-., 
Mosambik, Niger. Reunion, Ruanda, Sao Tome/Principe, Zaire. 
Somalia,Scschcllen, Sierra Leonc, Senegal, Sudan. SwaziJand, 
Tansi'lnia, Togo, Uganda, Samhia, Simhahwc 

Tllrkei, Zypern, Lih<lllOl1, Israel, Jordanicn, Jemen. Marokko 

Syrien, Irak, Iran, Kuwail, Katar, Saudi-Arahien, Vereinigte 

Arahische Emirate, üman, Bahrain, Aigerien, Tuncsicn, 
Lybicn 

Afghanistan, Bangladc~h, Bhutan, Britisch Solomiln Islamb. 
Fidschi-Inseln, Gilhert um..! Ellicc lsJands, Nepal, Neu 
Kaledonien, Neu Hyhriden, Pakistan, Papua Neu Guinea, Sri 
Lanka, Tonga, West Samoa 

Nordkorea, Hong Kong. Macao 

Brunei, Burma, Indonesien, Philippinen, Khmer Repuhlik, 
Laos, Singapur, Thailand, Vietnam 
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Zur Überprüfung der empirischen Bedeutung der Abschottungspolitik erfolgen die Kalkula
tionen auf der Basis zweier unterschiedlicher Weltmarktpreistransmissionselastizitäten 
(WPTE). Dabei wird zunächst von einer vollständigen Übertragung der Weltmarktpreisän
derung in den Binnenmarkt der Entwicklungsländer ausgegangen (WPTE= 1). Annahmege
mäß entsprechen sich demnach die absolute Weltmarktpreisänderung und die absolute Bin
nenpreisänderung. In einer alternativen Kalkulation wird dagegen unterstellt, es gäbe keine 
internen Preisanpassungen infolge extern induzierter Weltmarktpreisänderungen 
(WPTE=0)10. Die Wohlfahrtseffekte in den Entwicklungsländern ergeben sich in diesem Fall 

ausschließlich aus einer Veränderung der Budgeteffekte. Auf diese Weise deckt die Analyse 
die gesamte Bandbreite der realistischen politischen Anpassungsreaktionen ab. 

Die sich in den einzelnen LändemlRegionen dei Dritten Welt sowie Mittel- und Osteuropas 
ergebenden Allokations- und Verteilungseffekte der europäischen Reformpolitik sind in den 
Tabellen 3 und 4 zusammengefaßt. Die Ergebnisse zeigen, daß die Entwicklungsländer als 
Gruppe Wohlfahrtsverluste infolge extern induzierter Weltmarktpreisänderungen hinnehmen 
müssen. In Abhängigkeit von der im Binnenmarkt verfolgten Politik bzw. Politikreaktion 
betragen diese Wohlfahrtsverluste zwischen 0,4 und 2,5 Milliarden US-Dollar (vgl. Tabel
le 3). Vor allem mittel- bis langfiistig ist mit einer weitgehenden Transmission der Welt
marktpreisänderung in den Binnenmarkt zu rechnen. Vor diesem Hintergrund ist zu vermu
ten, daß die tatsächlichen Verlnste eher im unteren Bereich angesiedelt sind. Da in der Ana
lyse preisinduzierte technische Fortschritte keine Berücksichtigung finden, stellen selbst die
se Realeinkommenseinbußen vermutlich noch eine Überschätzung der tatsächlichen W ohl
fahrtsverluste in den Entwicklungsländern dar. 

Bezogen auf die betrachteten Produkte verschlechtert sich bei einer Abschottungspolitik die 
ohnehin negative Devisenbilanz um 19%. Dagegen käme es zu einer Verringerung des Zah
lungsbilanzdefizits in Bezug auf die vierzehn Produkte in Höhe von 93%, wenn eine Welt
marktpreistransmissionselastizität von Eins unterstellt wird. In diesem Fall ergeben sich dar
über hinaus folgende Wohlfahrtseffekte für die einzelnen Marktteilnehmer: Die Konsumen
ten erfahren generell Wohlfahrtsverluste, die für die Gruppe der Entwicklungsländer etwa 
20,0 Milliarden US-Dollar betragen, 'wogegen die Produzenten von einer EU-Agrarreform 
profitieren (18,3 Milliarden US-Dollar). Keine eindeutige Aussage ist zu den Budgeteffekten 
möglich. Die Richtung dieser Größe hängt entscheidend von der Binnenpolitik in den Län
dern der Dritten Welt ab (vgJ. Tabelle 3). 

Nach den Ergebnissen der empirischen Analyse ist Afiika der klare Verlierer der EU
Agrarreform (vgJ. Tabelle 3). Sowohl bei einer Weltmarktpreistransmissionselastizität von 1 
als auch im Fall einer Abschottungspolitik sinken auf diesem Kontinent die Realeinkommen. 
Im Fall einer Abschottungspolitik verschlechtert sich darüber hinaus auch die Zahlungsbilanz 
in dieser Region. In Lateinamerika, Asien sowie in Mittel- und Osteuropa hängt die qualita
tive Ausprägung der Wohlfahrts- ebenso wie der Deviseneffekte von der unterstellten Welt
marktpreistransmission ab. Führen steigende Weltmarktpreise zu steigenden Binnenpreisen, 
so können diese Regionen tendenziell Wohlfahrtsgewinne und eine Entlastung der Zah
lungsbilanz rur sich verbuchen, wogegen eine Abschottungspolitik eher Verluste in beiden 

10 Bei der Ermittlung der Weltmarktpreise wurde für alle Länder außer der EU und den U.S.A. eine Welt
marktpreistransmissionselastizität von 1 unterstellt. Aus diesem Grund sind die dem Szenario WPI'E=O 
zugrundeliegenden Weltmarktpreiseffekte eine Unterschätzung der tatsächlichen Rückwirkungen der 
EU- Agrarreform auf den Weltmarkt, wenn nicht nur ein Land/Region in der Dritten Welt bzw. in MitteI
und Osteuropa den Binnenmarkt vom Weltmarkt abkoppelt, sondern wenn dieses Verhalten in vielen 
Ländern zu beobachten wäre. 
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Tabelle 3: Allokations-, Verteilungs- und ZahlungsbilanzetTekte der EU-Agrarreform in den Ländern der Dritten WeIt bei alternativer 
interner Politikreaktion (in Mio US-Dollar) 1) 

Vollkommene Weltmarktpreistransmission Vollkommene Abscbottung 
Änderung der vom Weltmarkt 2) 

Konsumenten- Produzenten- Staats- Gesamt- Zablungs- Änderung der Wohlfahrt 
Länder bzw. Ländergruppen wohlfahrt wohlfahrt einnahmen wohlfabrt bilanz = Änderung der Zahlungsbilanz 

Lateinamerika -3.274 3.403 168 297 3.708 -20 
davon: 

Mexico -785 653 -55 -187 539 -161 
Brasilien -1.130 1.152 17 39 1.431 -21 
Argentinien -586 990 206 610 1.415 349 
Venezuela -120 83 0 -37 54 -40 
Zentralamerika u. Karibik -198 103 0 -95 7 -101 
Andere Länder Lateinamerikas -455 422 0 -33 262 -46 

Asien -12.635 12_059 1.251 675 7.722 -1.025 
davon: 

China -6.441 6.307 851 717 4.534 -361 
Südkorea u. Taiwan -400 97 -61 -364 -169 -306 
Andere Länder Ostasiens -161 911 0 -63 6 -67 
Malaysia -130 84 0 -46 21 -49 
Andere Länder Südostasiens -915 822 9 -84 499 -1\3 
Indien -3.504 3.669 452 617 2.484 13 
Andere Länder Südasiclls -1.084 982 0 -102 347 -142 

Afrika -4.148 2.868 -43 -1.323 634 -1.414 
davon: 

Ägypten -492 230 -47 -309 -132 -270 
MillI. Osten lI. Nurdafrika (Erdiilförderländer) -1.181 497 0 -684 -226 -720 
MillI. Osten u. Nordafrika (Nicht-Erdölförderl.) -1.050 823 () -227 285 -268 
Südafrika -308 293 6 -9 236 -25 
Nigeria -179 176 -2 -5 100 -10 
Afrika südlich d. Sahara -938 849 0 -89 371 -121 

Entwicklungsländer insgesamt -20.057 18.330 1.376 -351 12.064 -2.459 

1) Quelle und Legende: siehe Tabelle 4 
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Tabelle 4: Allokations-, Verteilungs- und Zahlungsbilanzeffekte der EU-Agrarrerorm in den Ländern Mittel- und Osteuropas bei 
alternativer interner Politikreaktion (in Mio US-Dollar) 

Vollkommene Weltmarktpreistransmission Vollkommene Abschottung 
Änderung der vom Weltmarkt 2) 

Konsull1cntcn- Produzenten- Staats- Gesamt- Zahlungs- Änderung der Wohlfahrt 
Ui nder bzw. Ui ndergruppen I wohlfahrt wohlfahrt einnahmen wohlfahrt bilanz = Änderung der Zahlungsbilanz 

Mittel- und Osteuropa insgesamt 3) I -7.816 7.572 773 529 6.352 -797 
davon: 

Ungarn -218 326 65 173 500 65 
Bulgarien -193 214 0 21 96 II 
Ehemalige Tschechoslowakei -325 369 102 146 467 3 
Polen -787 798 87 98 610 -34 
Rumänien -376 409 0 33 179 16 
Ehemalige Sovietunion -5.917 5.456 519 58 4.500 -85R 

2) Bei dieser Politikreaktion der Entwicklungsländer führen Weltmarktpreisänderungen zu keinen Veränderungen der Binnenpreise und damit auch zu keiner 
Veränderung der Konsumenten- und Produzentenwohlfahrt. Die Änderung der Gesamtwohlfahrt, der Zahlungsbilanz und der Staatseinnahmen entsprechen 
sich in diesem Szenario. 

3) Das Aggregat Mittel- und Osteuropa umfaBt nur die in der Tabelle ausgewiesenen Uinder. 

Quelle: Eigene Berechnungen nach den Angaben in Tabelle 1 sowie den Daten aus SULLIVAN, J., RONINGEN, V., LEETMAA, S. und D. GRAY, A 1989 Global 
Database for the Static World Policy Simulation (SWOPSIM) Modeling Framework. Washington, D.C. 1992. 



Bereichen zur Folge hat (vgl. Tabelle 3 und 4). An dieser Stelle ist jedoch anzumerken, daß 
die Ergebnisse fiir die Länder Mittel- und Osteuropas auf Grund des Ende der 80er Anfang 
der 90er Jahre erfolgten Strukturbruchs mit großer Vorsicht betrachtet werden müssen. 

Für die einzelnen LänderlRegionen weisen die Tabellen quantitativ und qualitativ sehr unter
schiedliche Ergebnisse auf. Während beispielsweise die Länder des Mittleren Ostens und 
Nordafrikas die großen Verlierer der europäischen Reforunnaßnahmen sind, köunten Ar
gentinien, Indien und die meisten Reformländer in Mittel- und Osteuropa als Folge dieser 
Politik erhebliche Wohlfahrtsgewinne fiir sich verbuchen (vgl. die Tabellen 3 und 4). Letzte
res gilt vor allem dann, weun diese Länder Weltmarktpreisänderungen in den Binnenmarkt 
transferieren. 

Untersucht man abschließend die sich als Folge der EU-Agrarreform ergebende Präfe
renzerosion arn Beispiel des Zucker- und Rindfleischprotokolls 'im Rahmen des Lome
Abkommens sowie der Assoziierungsabkommen mit Polen, der ehemaligen CSFR und Un
garn so lassen sich folgende Ergebnisse festhalten 11. Die im Rahmen des Rindfleischproto
kolls gewährte Präferenzmarge verringert sich fiir die begünstigten Länder erheblich, da so
wohl die EU-Preise fiir Rindfleisch stark absinken als auch die Weltmarktpreise ansteigen. 
Für die Region "Andere Länder südlich der Sahara" kommt es hierdurch bedingt zu einer 
potentiellen Präferenzerosion, die mit einem Wert von 9,1 Millionen US-Dollar beträchtlich 
ist. Anders dagegen sieht die Situation bezogen auf das Zuckerprotokolls aus. Auf diesem 
Markt steigen die Weltmarktpreise als Folge der EU-Agrarreform nur marginal an und die 
EU-Preise bleiben sogar konstant. Die Präferenzmarge verändert sich somit nur wenig. Für 
die meisten begünstigten Regionen ist der präferenzbedingte Wohlfahrtsverlust im Rahmen 
des Zuckerprotokolls somit von untergeordneter Bedeutung. Lediglich in der Region 
"Andere Länder Afrikas südlich der Sahara" ist die potentielle Präferenzerosion mit 1,4 Mil
lionen US-Dollar neunenswert. 

Auch in den Ländern Mittel- und Osteuropas ist als Folge der EU-Agrarreform eine Erosion 
der im Rahmen der Assoziierungsabkommen gewährten Präferenzen zu erwarten. Unter
sucht man diesen Aspekt fiir Polen, die CSFR und Ungarn, so ergeben sich präferenzbeding
te potentielle Wohlfahrtsverluste in Höhe von 5,5 Millionen US-Dollar, 9 Millionen US
Dollar und 23,3 Millionen US-Dollar. Diese Erosion der eingeräumten Zollpräferenzen wür
de sich als Folge des GATT-Abkommens sowie der EU-Norderweiterung weiter verschär
fen. Die Umsetzung eines aktuellen Vorschlags der EU-Kommission hinsichtlich einer Revi
sion der Assoziierungsabkommen, mit dem Ziel der Wiederherstellung der ursprünglichen 
Zollvorteile wäre somit wünschenswert (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 1994). 

4 Zusammenfassung 

Der Beitrag untersucht die Konsequenzen der EU-Agrarreform fiir die Entwicklungsländer 
sowie die Reformländer Mittel- und Osteuropas. Im Rahmen der theoretischen Analyse 
kounte gezeigt werden, daß die EU-Agrarreform zu einem moderaten Abbau des Agrarpro
tektionismus' sowie zu einer marginalen Verringerung der Weltmarktpreisinstabilität fUhrt, 
ohne jedoch die Preisstrukturverzerrungen auf den internationalen Märkten zu reduzieren. 
Die Bewertung dieser unilateralen Reform aus Sicht der Entwicklungsregionen und der Län
der Mittel- und Osteuropas hängt entscheidend von der Handelsposition der betrachteten 
Länder auf den verschiedenen Agrarmärkten, dem Ausmaß der heimischen Verzerrungen, 

11 Die Präferenzerosion für die einzelnen Länder/Regionen wurde berechnet nach den Angaben in Tabelle I 
sowie den Daten aus SULLIV AN, RONNINGEN, LEETMA und GRAy, 1992; WEIß, 1991 und LANG
HAMMER., 1992. 
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sowie insbesondere auch von der unterstellten Wehmarktpreistransmissionselastizität ab. Die 
Ergebnisse der empirischen Rechnungen weisen daraufhin, daß die Reformländer in MitteI
und Osteuropa tendenziell von der EU-Agrarreform profitieren, während die Entwicklungs
länder als Gruppe vor allem kurzfristig Wohlfahrtsverluste als Folge der veränderten Rah
menbedingungen auf den Weltmärkten erleiden. 

Summary 

The paper analyzes the consequences ofthe EU agricultural policy reform on the developing 
countries and the reform countries in central and easten Europe. The theoretical part of the 
contribution reveals that the EU-reform leads to a moderate reduction in agricultural pro
tectionism and to a marginal decline in the world market price instability, without, however, 
reducing the distortions in the price structure on the international markets. The effects in the 
developing world and the reform nations very much depend on the trade position of the 
considered country on the different agricultural markets, the degree of internal distortions 
and the given world market price transmission. The results of the empirical simulations indi
cate that the reform countries in eastern and central Europe will gain due to the EU agricul
tural policy reform while especially in the short run the developing countries as a group have 
to bear welfare losses. 

PeSIlMe 
"Pe«l»opMa arpapHoA ßOßHTHKH EBpoßeAcKoro COD3a C TO"lKH 
3peHH,. cTpaH Tpeuero MHpa H cTpaH UeHTpam.HoA H BOCTO"lHOA 
EBPOßhI" 
B HacTo!!~ell pa60Te MccneAYIOTC!! nocneACTBM!! pel}>opMhl arpapHoll nonMTMKM 
EBponellcKoro COlO3a (EC) An!! pa3BMBalO~MXC!! CTpaH M pel}>opMMPYIO~MXC!! cTpaH 
:QeHTpanLHoll M BOCTo'lHOIl EBponLI. B paMKax TeOpeTM'IeCKOrO aHanM3a 6hInO 
nOKa3aHO, '1TO arpapHa!! pel}>opMa EC BeAeT K nocTeneHHoMY cOKpa~eHMIO 
arpapHoro np0T3KL\MoHM3Ma M K 3Ha'lMTenLHoMY YMeHLIIIeHMIO HecTa6MnLHocTM L\eH 
MMpoBoro pLIHKa, He YMeHhIIIa!! npM 3TOM CTPYKTypHhle AMcnpOnOpL\MM L\eH Ha 
MHTepHaL\MOHanLHhlX phlHKax. OL\eHKa 3TOII OAHOCTopoHHell pel}>opMhl co CTOPOHhl 
pa3BMBalO~MXC!! perMoHoB M CTpaH :QeHTpanbHoll M BOCTo'lHOIl EBponbI 3aBMCMT B 
3Ha'lMTenbHoll CTeneHM OT ToproBoll n03ML\MM CTpaHhl Ha pa3nM'IHbIX arpapHbIX 
phlHKax, OT CTeneHM BHYTpeHHMX AMcnpOnopL\MII M, B oco6eHHocTM, OT 3aAaHHoil 
3naCTM'IHOCTM TpaHcMMccMM MMPOBhlX L\eH. Pe3ynbTaThl 3MnMpM'IeCKMX 
MccneAoBaHMIl nOKa3bIBaIOT. '1TO cTpaHhI :QeHTpanbHoll M BOCTo'lHOIl EBponbI B 
OCHOBHOM BhIMrpbIBalOT OT arpapHoll pel}>opMbI EC. B TO BpeMH KaK pa3BMBalO~MeC!! 
CTpaHbI, B3!!Tble KaK rpynna, BcneAcTBMe M3MeHMBIIIMXC!! OCHOBHhlX ycnoBMIl 
ToprOBnM Ha MHTepHaL\MOHanbHhIX phIHKax.- npOMrpalOT, oc6eHHO B KpaTKOcpO'lHOIl 
nepcneKTMBe. 
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PROGNOSE DER DECKUNG DES GRUNDNAHRUNGSBEDARFS DER LÄNDER 
NORDAFRIKAS UND DES VORDEREN ORIENTS 

von 

Alois BASLER" 

1 Zielsetzung 

Die Nahnmgsmittelversorgung stellt fiir die Entwicklungsländer nach wie vor ein zentrales 
Problem der Entwicklungspolitik dar, wenn es in den einzelnen Regionen und Ländern auch 
unterschiedliche Konturen aufWeist. Viele Länder verfiigen über ein ausreichendes natürli
ches Potential zur Deckung des Nahnmgsbedarfs der Bevölkerung zu ökonomisch vorteil
haften Bedingungen sowie zur Erzeugung von exportfähigen Überschüssen. Es wird jedoch 
aufgrund inadäquater wachstums- und verteilungspolitischer Konzepte nicht ausreichend 
genutzt, oder die Bedingungen des internationalen Güteraustausches hindern die Länder, 
ihre ökonomischen Vorteile auszuschöpfen. Andere Länder dagegen können mit dem ver
rugbaren Potential nur einen Teil des Nahnmgsbedarfs befriedigen und müssen sich den ver
bleibenden Teil über den internationalen Güteraustausch vom Weltmarkt beschaffen. 

Zu dieser zweiten Gruppe gehören die Länder Nordafrikas und des Vorderen Orients. Für 
Getreide und Zucker weisen alle diese Länder im Durchschnitt der Jahre 1991/92 eine mehr 
oder weniger deutlich ausgeprägte Versorgungslücke auf Sie ist in fast allen Ländern ge
genüber dem Durchschnitt der Jahre 1975/76 angestiegen (Tabellen 1 und 3). 

Bezüglich der Erzeugung von Leguminosen weisen drei Länder dieser Gruppe gegenwärtig 
noch einen Exportüberschuß auf Er ist jedoch in den vergangenen 15 Jahren stark gesun
ken. Die Region insgesamt hatte Anfang der 90er Jahre einen Importbedarf(Tabelle 2). 

Der vorliegende Beitrag nimmt den Sachverhalt der Versorgung der Region mit Grundnah
rungsmitteln zum Gegenstand einer Analyse mit der Zielsetzung, die Entwicklung des 
Selbstversorgungsgrades (SVG) der Region bis zum Jahre 2010 abzuschätzen und so den 
Importbedarf der Region an Getreide, Leguminosen und Zucker fiir diesen Zeitraum zu 
ermitteln. 

Eine ähnliche Untersuchung wurde Anfang der 80er Jahre durch das International Food Po
licy Research Institute (IFPRI) durchgefiihrt (Khaldi, 1984). Auf der Basis einer Trendpro
jektion wurde die Versorgungslücke der Länder der Region "Middle EastlNorth Africa" fiir 
die verschiedenen Getreidearten sowie rur Fleisch bis zum Jahre 2000 ermittelt. Die FAO 
(1994) hat in ihrer jüngst als Entwurfpublizierten Studie "Agriculture: Towards 2010" eine 
globale Projektion der landwirtschaftlichen Produktion, der Bevölkerung und des Nahnmgs
bedarfs vorgenommen, ohne jedoch länderspezifische Werte auszuweisen. 

Dr. A. Basler, Institut fiir landwirtschaftliche Marktforschung der Bundesforschungsanstalt fiir Land
wirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL), Bundesallee 50,38116 Braunschweig 
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TabeUe 1: Selbstversorgungsgrad und Importbedarf von Getreide der arabischen 
Länder, des Iran und Israels bis zum Jahre 2010 

Selbstversorgungsgrad (%) Importbedarf (1000 t) 

tatsächlich geschätzt tatsächlich geschätzt 

D D D D 

Land 1'J75/76 1991/92 "2000" "2010" 1975/76 1991/92 "2000" "2010" 

A1gerien 51,7 42,6 25,6 23,6 1755 4616 9027 12153 

Ägypten 67,5 66,0 52,5 44,9 3927 7345 12496 17535 

libyen 35,9 12,7 11,1 10,1 538 2056 2917 4061 

Marokko 79,0 70,1 70,5 68,8 1249 2525 3106 3869 

Tunesien 76,9 69,7 48,6 43,5 369 927 1935 2525 

Mauretanien 8, 22,1 26,7 22,0 414 316 380 562 

Iran 84,0 74,3 71,1 63,1 1685 4688 6821 11572 

Irak 68,9 38,9 30,8 26,3 780 3884' 5930 8186 

libanon 10,9 10,8 10,1 12,7 563 687 824 1070 

Israel 14,2 11,1 10,3 8, 1700 1863 1926 1929 

Jordanien 21,5 6, 7, 4, 264 865' 1383 2147 

Gaza-Streifen 0 0, 2, 2, 62 162 195 283 

Kuwait 0, 0 0, 0, 212 313 698 875 

Oman 7, 1, 0, 0, 68 320 563 993 

Katar 0 2, 1, 1, 30 122 163 231 

Ver. A. Emirate 0 2, 2, 2, 164 286 343 403 

Bahrein 0 0 0 0 38 98 117 142 

Saudi-Arabien 28,6 48,7 54,0 43,0 712 4852 5702 10430 

Syrien 090,0 70,6 59,6 44,8 273 1590 2692 5062 

Jemen 82,0 26,2 13,4 8, 314 1845 3719 5333 

Durchschnitt 1989/90. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage von F AO-Daten. 
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TabeUe 2: Selbstversorgungsgrad und Importbedarf von Leguminosen der arabisehen 
Linder, des Iran und Israels bis zum Jahre 2010 

Selbstversorgungsgrad (%) Importbedarf (1000 t) 

tatsächlich geschätzt tatsächlich 

I 
geschätzt 

D D D I D I 
Land 1975/76 1991/92 "2000" "2010" 1975/76 1991/92 "2000" "2010" 

Algerien 64,S 27,9 24,2 21,0 41,1 120,0 178,8 223,1 

Ägypten 70,9 69,3 77,3 66,S 140,6 221,5 169,9 308,3 

libyen 50,9 24,9 45,S 47,4 7,2 19,5 19,8 23,2 

Marokko 146,3 101,8 85,7 77,1 176,9' 5,0' 57,4 109,9 

Tunesien 121,3 98,1 77,0 75,S 17,2" 2,0 24,8 29,3 

Mauretanien 100,0 99,3 73,1 64,0 0 0,1 10,2 18,1 

Iran 98,2 94,8 96,4 71,1 3,5 32,S 18,0 196,8 

Irak. 62,3 48,6 12,6 10,4 25,4 27,0 130,4 173,2 

Libanon 58,S 64,2 52,S 42,4 13,5 17,7 26,6 40,3 

Israel 41,3 26,2 21,1 12,0 11,7 31,6 26,0 33,S 

Jordanien 83,9 29,S 15,3 7,0 1,9 26,8 44,4 70,4 

Gaza-Streifen k.A. k.A. kA k.A. kA kA k.A. k.A. 
Kuwait 0 0 0 0 5,5 6,0 14,1 16,1 

Oman 0 0 0 0 2,0 6,4 11,1 19,8 

Katar 0 0 0 0 0,5 3,9 5,4 7,6 

Ver. A. Emirate 0 0 0 0 5,5 19,6 23,3 27,4 

Bahrein 0 0 0 0 1,3 4,1 5,2 6,1 

Saudi-Arabien 25,9 14,9 10,9 7,9 14,0 42,1 74,4 .120,5 

Syrien 110,9 134,2 85,1 85,8 20,8' 39,S' 30,7 30,3 

Jemen 97,0 84,2 56,S 32,S 2,3 11,0 45,9 96,7 

I Exportüberscbuß. _ k.A. = keine Ang;dlen 

Quelle: Siebe Tabelle 1. 
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Tabelle 3: Selbstversorgungsgrad unf Importbedarf von Zucker der arabischen Län
der, des Iran und Israels bis zum Jahr 2010 

Selbstversorgungsgrad (%) ~portbedarf (1000 t) 

tatsächlich geschätzt tatsächlich geschätzt 

D D D D 

Land 1975/76 1991/92 "2000" "2010" 1975/76 1991/92 "2000" "2010" 

Algerien 2 2,1 1,6 1,3 409,2 864,1 1130,7 1415,2 

Ägypten 82,1 64,8 50,6 48,2 135,4 606,5 1071 1402,7 

Libyen 0 0 0 0 99 214,7 262,3 348 

Marokko 57,1 63,1 56,4 48,7 265,1 344,2 478,4 663,2 

Tunesien 8,9 14,1 12 10 128,1 200,7 246,7 291,2 

Mauretanien 0 0 0 0 18,6 60 87,7 122,9 

Iran 63,1 53,5 45,7 34,8 449,5 739,7 1050,3 1781,9 

Irak 6,6 0,4 I 0,8 328,7 378 900,8 ll69,3 

Libanon 23,3 12,2 12,8 10,3 51 147,1 144,6 184,9 

Israel 0 0 0 0 147,1 372,4 232,3 270,4 

Jordanien 0 0 0 0 79,8 166,4 212,6 278,6 

Gaza-Streifen 0 0 0 0 ll,3 20,7 25,9 32,2 

Kuwait 0 0 0 0 44,8 40,8 91 114,1 

Oman 0 0 0 0 7,5 32 53,2 87,6 

Katar 0 0 0 0 I 12,2 21,4 27 

Ver. A Emirate 0 0 0 0 26,2 113,5 108,1 126,7 

Bahrein 0 0 0 0 8,7 14,7 22,1 26,7 

Saudi-Arabien 0 0 0 0 104,9 484 654,6 964,5 

Syrien 14,9 23,3 12,3 9,4 166,9 414,4 572,2 803,7 

Jemen 0 0 0 0 ll9,9 391,3 450,1 633,8 

QueUe: Siehe TabeUe 1. 

2 Einige Anmerkungen zur Wahl der Region und der Produktgruppen 

2.1 Das wirtschafts- und handelspolitische Gewicht der Region 

Die Region umfaßt die arabischen Länder Nordafrikas (von Mauretanien bis Ägypten) und 
des Vorderen Orients, sowie den Iran und Israel, nicht jedoch die Türkei. Insgesamt sind 20 
Staaten in die Untersuchung einbezogen. Der Gaza-Streifen wird als eigene Vorwaltungsein-
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heit berücksichtigt. Die besetzten Gebiete westlich des Jordan werden aus statistischen 
Gründen als Teil Jordaniens betrachtet. 

Aufgrund der agro-klimatischen Bedingungen einerseits und des starken Bevölkerungs
wachstums andererseits kann diese Region im Gegensatz zu vielen anderen Regionen der 
Dritten Welt einschließlich der Schwellenländer ihren Bedarf an wichtigen Grundnah
rungsmitteln längst nicht mehr durch die eigene Produktion decken. Die Begründung dieses 
Sachverhaltes ist nicht in Preisverzerrungen auf dem lokalen Markt oder zwischen diesem 
und dem Weltmarkt zu suchen, wenngleich solche zum Teil in stark ausgeprägter Form auch 
gegenwärtig noch vorliegen. Vielmehr verfugt diese Region nicht über ein ausreichendes 
Potential an landwirtschaftlich nutzbaren Flächen und Wasserressourcen. Dennoch werden 
Agrarüberschüsse (Südfrüchte und Gemüse) erzeugt, über deren Export ein Teil des Import
bedarfs an Grundnahrungsmitteln finanziert werden kann. Außerdem haben die meisten Län
der eine Produktionsstruktur fiir fossile Energieträger, Industrierohstoffe (etwa Phosphate) 
und industrielle Verarbeitungsgüter (vor allem Textilprodukte aber auch andere Halb- und 
Fertigwaren) aufgebaut und so ein Exportpotential entwickelt, das nach Absatzmärkten 
sucht. 

Als unmittelbare Nachbarregion zu Westeuropa und somit zur Europäischen Union (EU), 
mit deren Wirtschaft die Untersuchungsregion über ein umfangreiches Geflecht von Han
delsbeziehungen und Kooperationsabkommen verknüpft ist, bieten sich die EU-Länder als 
wichtigste Region fiir den Güteraustausch an. Sie stellen einen Absatzmarkt mr mediterrane 
Obst- und Gemüseerzeugnisse, mr Textilien und fiir arbeitsintensiv erzeugte weitere indu
strielle Verarbeitungsgüter dar. Sie können andererseits die Lieferantenfimktion fiir die be
nötigten Grundnahrungsmitteln übernehmen. Der Grad der Nutzung dieser zum Teil kom
plementären zum Teil jedoch auch substitutiven Produktions- und Handelsstruktur hat mit
tel- und langfristig nachhaltige wirtschaftliche und politische Konsequenzen fiir beide Regio
nen. Mit einem intensiveren Güteraustausch können in der Untersuchungsregion zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen und somit der Bevölkerungsdruck etwas gemildert werden. Wird 
dieses Austauschpotential aufgrund agrar-, industrie- und handelspolitischer Regelungen in 
der EU nicht oder nur in geringem Maße genutzt, ist zu befiirchten, daß sich der Bevölke
rungsdruck in den Ländern südlich und östlich des Mittelmeeres noch in stärkerem Maße als 
bisher in Wanderungsbewegungen nach Europa entlädt (BASLER, 1992c). Wenngleich der 
Agrarhandel zwischen der EU und den Ländern der Untersuchungsregion nur eine Kompo
nente der gesamten Austauschbeziehungen darstellt, ist weiterhin darauf hinzuweisen, daß er 
einen bestimmenden Einfluß auf die regionale Struktur der gesamten Handelsströme haben 
kann. Tatsächlich ist eine enge Beziehung zwischen der geographischen Richtung und der 
Bestimmung von Exportströmen einerseits und der Herkunft von benötigten Importgütern 
zu vermuten und kann anband vieler Beispiele auch belegt werden. 

2.2 Zur Bedeutung der Produktzweige 

2.2.1 Getreide 

Grundnahrungsmittel der Bevölkerung der Region ist Weizen, der zur Herstellung von Brot 
und Couscous und unter dem europäischen Einfluß inzwischen auch von Teigwaren verwen
det wird. Begleitet von Gemüse, Leguminosen und gegebenenfalls Fleisch ist der Verzehr 
von Weizenerzeugnissen tief in den Konsumgewohnheiten der Region verankert. Reis hat als 
Grundnahrungsmittel an Bedeutung gewonnen, bleibt jedoch weit hinter Weizenprodukten 
zurück, und sein Anbau hat, abgesehen von Ägypten, nur eine vergleichsweise geringe Flä
chenausdelmung. Mit der Intensivierung der Tierhaltung (Geflügel, Milchvieh, Schafe) haben 
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in den vergangenen drei Jahrzehnten auch Mais und Gerste Eingang in den Getreideanbau 
gefunden. 

Der Getreideverbrauch pro Kopf der Bevölkerung weist unter Einschluß aller Verwen
dungsarten deutliche Unterschiede zwischen den Ländern auf. Sie erklären sich durch die 
Unterschiede im Ausbau der tierischen Veredelung wie auch in dem durchschnittlichen Pro
Kopf-Einkommen der Bevölkerung in der Region. Der Verbrauch variiert zwischen 200 kg 
und 500 kg pro Einwohner und Jahr und liegt somit in vielen Ländem deutlich über dem 
Niveau der europäischen Länder, deren Verbrauch meist unter 500 kg und zum Teil auch 
unter 400 kg liegt. Dänemark bildet dabei mit einem Jahresverbrauch von mehr als I 100 kg 
eine Ausnahme. 

Die Landwirtschall in der Region ist durch das Vorherrschen von semi-ariden und ariden 
Gebieten als Potential der Getreide- und Leguminosenerzeugung gekennzeichnet. Getreide
anbau mit Bewässerung ist in größerem Umfange und unter Einschluß aller Getreidearten 
nur in Ägypten und neuerdings in Saudi-Arabien anzutreffen. In den anderen Ländern sind 
nur Reis und sporadisch Mais und Gerste in die Fruchtfolge der Bewässerungssysteme inte
griert. Die Erträge im Regenfeldbau liegen in der Regel unter 3 t/ha. Häufig sind jahres
durchschnittliche Erträge von unter 1,5 t/ha ailzutreffen. Das hat zur Folge, daß der mit Ab
stand nachhaltigste begrenzende Faktor der Getreideerzeugung die Witterungsbedingungen 
sind. Sie können die Produktion eines Landes von einem Jahr zum anderen um 2/3 und mehr 
reduzieren, wie die Entwicklung in einigen Ländern sowohl Nordafrikas als auch des Vorde
ren Orient zeigt. 

Dies ist einer der Gründe, daß der Getreidemarkt in allen Ländern seit über 30 Jahren einer 
relativ starken staatlichen Reglementierung unterliegt. Es war und ist sicherzustellen, daß die 
Erzeuger in guten Jahren mit Produktionsüberschüssen einen Preis erhalten, der sie veran
Iaßt, die Getreideerzeugung aufrechtzuerhalten, in Jahren mit starken Produktionsausfällen 
die Verbraucher jedoch zu annehmbaren Preisen versorgt werden können und bei vollen 
Produktionsausfällen fiir die Erzeuger eine Kompensation bereitgestellt wird. Unter dem 
Einfluß der Strukturanpassung, von der einige der Länder der Untersuchungsregion stark 
betroffen sind, wurde auch die Getreidepolitik angepaßt. Gleichwohl werden nach wie vor 
auch in dem hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dem lWF als Musterland anzusehenden 
Königreich Marokko nach wie vor auf dem Getreidemarkt Regelungen angewendet (und 
vom lWF akzeptiert), die mit den Grundsätzen der Liberalisierung nicht voll vereinbar sind. 

2.2.2 Leguminosen 

Bestimmte Leguminosen, wie Kichererbsen, grüne Erbsen und rote Bohnen, sind integraler 
Bestandteil der Nahrungsgewohnheiten der Bevölkerung, unabhängig vom sozialen Status. 
Für Bevölkerungsschichten mit niedrigem Einkommen sind darüber hinaus die verschiedenen 
Sorten von Ackerbohnen (Vicia faba) als Ersatz fiir tierische Veredelungsprodukte eine 
wichtige Proteinquelle. Besonders in Ägypten und im Norden Marokkos, dem Rifgebirge 
und seinen vorgelagerten Gebieten, sind diese Erzeugnisse unter den verschiedenen Zuberei
tungsformen (Suppen, Gemüse) Grundbestandteil der täglichen Nahrung. In einigen Gebie
ten werden Leguminosen und insbesondere Ackerbohnen traditionell auch als Viehfutter 
verwendet. Marokko und Ägypten weisen auch Exporte von Ackerbohnen mit dieser 
Zweckbestinunung auf In jüngster Zeit hat diese Verwendungsrichtung an Bedeutung ge
wonnen, wie etwa in Algerien aber auch in den Golfstaaten. Dabei handelt es sich jedoch 
überwiegend um importierte getrocknete Erbsen. (BASLER, 1992a). Ebenso wie der Ge
treideverbrauch weist auch der Leguminosenverbrauch pro Kopf der Bevölkerung starke 
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Iänderspezifische Unterschiede auf. Die Werte liegen zwischen 10 kg und 30 kg pro Person 
und Jahr. 

2.2.3 Zucker 

Zucker ist in den Ländern der Untersuchungsregion neben den auch in den europäischen 
Ländern üblichen Verwendungen vor allem eng mit dem 'Genuß von grünem, mit frischen 
PfefferminzbIättern getränktem und stark gezuckertem Tee verbunden. Neben seiner Bedeu
tung als gesellschaftliches Zeremoniell übt der Teegenuß fiir die ländliche Bevölkerung di
rekt auch eine Funktion der Nahrungsaufuahme in der Form von Zucker aus. Der Verbrauch 
liegt gegenwärtig je nach Land zwischen 28 kg und 50 kg pro Person und Jahr und somit 
deutlich über dem durchschnittlichen Verbrauchsoiveau in Europa, das je nach Land etwas 
unter oder über 35 kg liegt. 

Die Zuckererzeugung in der Region hat als Rohstoff überwiegend ~uckerrüben, die in Ge
bieten mit Bewässerungsanlagen angebaut werden. Die Erträge liegen etwas unter dem eu
ropäischen Niveau. Lediglich in Ägypten wird der weit überwiegende Teil der lokalen Zuk
kererzeugung aus Rohr gewonnen. In den anderen zuckererzeugenden Ländern werden ent
sprechende Anbauversuche unternommen, ohne jedoch bislang durchschlagende Erfolge zu 
erzielen. 

2.3 Nicht-Berücksichtigung des F1eisch- und Milchverbrauchs 

In der Untersuchung werden bei dem gegenwärtigen Stand der Verbrauch, die Erzeugung 
und der Außenhandel von Fleisch und Milch aus drei Gründen nicht berücksichtigt. 

1. Wenngleich Fleisch eine in den Verzehrgewohnheiten der Region verankerte Kompo
nente darstellt, kommt diesem Produkt doch weit mehr als den drei in die Analyse ein
bezogenen die Rolle des Luxusgutes zu. Noch stärker ist dies bei Milch und Milchpro
dukten ausgeprägt. 

2. . Die Fleisch- und Milcherzeugung ist bei weitem nicht denselben begrenzenden Fakto
ren ausgesetzt, wie die Erzeugung der drei Grundnahrungsmittel Sicher ist die Schaf
haltung zu fast 100 % flächengebunden und somit in ihrer Ausdehnung begrenzt. Die 
Erzeugung von Geflügelfleisch und Eiern und die intensive Milchviehhaltung, die in 
den periurbanen Gebieten an Bedeutung gewinnt, ist jedoch weitgehend flächenunab
hängig. Die Futtermittel können ebenso lokal erzeugt wie importiert werden. Letzteres 
ist in wachsendem Umfange der Fall und hat zum Teil in den Versorgungsbilanzen fiir 
Getreide und Leguminosen und somit im Pro-Kopf-Verbrauch in Niederschlag gefun
den, der ja in dieser Untersuchung alle Zweckbestimmungen einschließt. 

3. Die Untersuchung ist nicht abgeschlossen. Sie wird fortgesetzt und gegebenenfalls 
durch den Sektor der tierischen Veredelung ergänzt, wenn eine nähere Prüfung der 
Datengrundlage dies als sinnvoll erscheinen läßt und die ermittehen Ergebnisse aussa-
geflihig sind. . 

3 Das verwendete Prognoseverfahren 

Die Vorausschätzung der Entwicklung des SVG und des lmportbedarfes deckt den Zeitraum 
von 1993 - 2010 ab. Es handelt sich um eine langfristige Proguose. Sie baut auf dem verfiig
baren und erschließungsflihigen FIächen- und Ertragspotential einerseits und auf der zu er-
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wartenden Verbrauchsentwicklung pro Kopfin den 20 in die Analyse einbezogenen Länder 
auf. 

In einem ersten Sc:hritt wird eine Vorausschätzung der Entwicklung der Anbauflächen und 
der Erträge der drei Produktionszweige vorgenommen. Entgegen kurzfristigen Prognosen, 
in denen die Produktion hauptsächlich eine Funktion der gegenwärtigen und zukünftig zu 
erwartenden Marktpreise ist und mit Hilfe von Elastizitäten des Angebotes ermittelt wird, 
baut die Projektion der zukünftigen Entwicklung der Anbauflächen und der Erträge auf dem 
bisherigen Entwicklungstrend auf. Grundlage dieser Schätzung sind die Trendwerte über den 
Zeitraum 1975 - 1992, die fiir die Flächen- und die Ertragsentwicklung jedes Landes ermit
teh wurde. Gestützt auf das Wissen über das verfiigbare Potential und die Einschätzung der 
Chancen, dies zu nutzen, wurden die Trendwerte korrigiert. Informationsquellen sind ver
schiedene einschlägige Publikationen unter Einschluß der jüngst erschienen FAO-Studie 
"Agricuhure: Towards 2010". Als weitere Information zur Vornahme der Korrektur der 
linearen Trendwerte diente auch die hypothetische "Glättung" der Zeitreihen, um den Einfluß 
von "Ausreißem" zu erkeonen und die Trendgerade zu schätzen, die ohne die vielfachen 
Extremwerte vorliegen würde. Für einige Produkte und Länder kounten diese Ergebnisse 
mit einer Zeitreihenanalyse verglichen werden, die kürzlich durch die FAO (1993) fiir die 
vergangenen drei Dekaden erstellt und publiziert wurde und insgesamt drei Trendwerte aus
weist: einen linearen, einen parabolischen und einen exponentiellen Trend. Es hat sich ge
zeigt, daß der lineare Trendwert in fast allen Fällen zumindest keine geringere Anpassung an 
den tatsächlichen Verlauf aufWeist, als die anderen Trendwerte. Die letztlich verwendeten 
Werte fiir den Prognosezeitraum sind somit das Ergebnis einer Expertenschätzung, der die 
Trendwerte als Grundlage und Analogieschlüsse sowie Überlegungen der Plausibilität als 
Entscheidungshilfen dienen. 

Abbildung 1: Schema der Vorgehensweise 
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Schema der Vorgehensweise 

(Die Vorgehensweise erfolgt getrennt tur jedes der 20 Lander und für jeden der 3 Produktionszweige) 

Prognose der Anbauflächen und Erträge 
und somit der Erzeugung bis 2010 
Methode: 

• Trendschalzung 1975·2010 (Becbach· 
tungszeHraum 1975·1992) 

- Einschätzung des verfügbaren Potentials 

- Plausibllität 

11 
Prognose der Bevölkerungseniwicklung 

Methode: 
- Übernahme der Wachstumsraten der Ver

einten Nationen (mittlere Variante für 
1990·2000 und 2000·2010) 

v 
Prognose des Pro-Kopf-Ver

brauchs 1993-2010 
Methode: 
- Trendschätzung mit zeitl. 8e

zOgen Wie oben 

- Korrekturen der ermiHelten 
Trendentwicklung durch: 

-Vergleich mit Pro-Kopf-Ver
brauch in Europa 

-Einschätzung des Sättigungs
grades und 

-erwartete zukOnftige 
BSP-Entwicklung BSO0794 



Der zweite Schritt ist der Prognose der Bevölkerungsentwicklung gewidmet. Die Analyse 
stützt sich auf die Prognose der Vereinten Nationen. Unter den drei Szenarien (niedrige, 
mittlere und hohe Wachstumsraten) wird fiir alle Länder der mittlere Wert genommen. 

In einem dritten Schritt werden die Versorgungsbilanzen fiir jedes Land und fiir jede der 
drei Produktgruppen fiir den Beobachtungszeitraum erstellt. Aufgrund der unsicheren Da
tenbasis in einigen Ländern und den Unterschieden in der" Zuverlässigkeit der verfiigbaren 
Daten zwischen den einzelnen Ländern wurden Jahresendbestände nicht berücksichtigt. 

Der vierte Schritt hat die Ermittlung des Pro-Kopf-Verbrauchs fiir den Beobachtungszeit
raum zum Gegenstand. Dieser Wert weist fiir die meisten Länder und Produktzweige auf.. 
grund der Nicht-Berücksichtigung der Jahresendbestände und der starken Produktions- und 
somit Importschwankungen und den damit auftretenden Problemen der Zurechnung auf die 
entsprechenden Jahre zum Teil sehr starke Schwankungen auf. 

Im fünften Schritt wird eine Prognose des Pro-Kopf-Verbrauchs fiir den Zeitraum 1993 -
2010 vorgenommen. Ausgangspunkt ist das gegenwärtige Niveau und die Entwicklung wäh
rend des Beobachtungszeitraumes. Der Verbrauch an Grundnahrungsmitteln ist generell eine 
Funktion des Pro-Kopf-Einkommens. Über die Ermittlung der durchschnittlichen Einkom
menselastizitäten des Verbrauchs an Getreide, Leguminosen und Zucker während des Beob
achtungszeitraumes oder über eine darüber hinausgehende Periode würde ein Parameter fiir 
die Abschätzung des zukünftigen Pro-Kopf-Verbrauchs vorliegen. Aufgrund der Ungenau
igkeiten der statistischen Informationen und der starken Schwankungen des rechnerisch 
ermittelten Pro-Kopf-Verbrauchs erwies sich eine solche Schätzung fiir den Beobachtungs
zeitraum jedoch als wenig aussageflihig. Außerdem wären in jedem Falle Annahmen über die 
Entwicklung des Bruttosozialproduktes in den einzelnen Ländern und über die Konstanz 
oder die Veränderlichkeit der Elastizität während des Prognosezeitraums im Vergleich zum 
Beobachtungszeitraum notwendig gewesen, die allemal Ergebnis einer Einschätzung und 
nicht einer quantitativen Schätzung gewesen wären. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten wurde auch fiir die Entwicklung des Pro-Kopf
Verbrauchs auf eine sogenannte Expertenschätzung Rückgriff genommen. Für die reicheren 
Länder der Region wurde fiir den gegenwärtigen Zeitpunkt eine weitgehende Bedarfsbe
friedigung der Bevölkerung und somit eine weitgehende Konstanz des Pro-Kopf-Verbrauchs 
fiir alle drei Produktzweige unterstellt. Für die Maghreb-Länder, sowie fiir Ägypten, Syrien 
und Jordanien ~de ein leichter Anstieg des Verbrauchs angenommen, da die Sättigungs
grenze pro Kopf fiir breite Bevölkerungsschichten noch nicht erreicht ist, von einem weite
ren Anstieg des Volkseinkommens per Einwohner ausgegangen werden kann und diese 
Entwicklung auch von einer Breitenstreuung begleitet sein wird. 

Mit dieser Schätzung konnte unter Rückgriff auf die Bevölkerungsprognose der sechste 
Schritt, nämlich die Ermittlung des Bedarfs bis zum Jahre 2010 vorgenommen werden. Zu
sammen mit den prognostizierten Werten der Erzeugung konnten die Zielwerte der gesam
ten Untersuchung, nämlich die Entwicklung des SVG und des Importbedarfs bis zum Jahre 
2010 errechnet werden (siehe Schema). 

Mit der ausgewählten Zielrichtung und der angewandten Methodik trägt die Untersuchung 
den Charakter einer Potentialanalyse mit prognostischer Ausrichtung. Zu drei Sachverhalten 
wird eine Einschätzung der zukünftigen Entwicklung vorgenommen: die Ausdehnung der 
Anbauflächen der ausgewähhen Produktzweige, die voraussichtliche Ertragslage dieser Pro
duktionsverfahren und der Pro-Kopf-Verbrauch der Bevölkerung. 
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4 Ergebnisse 

Der SVG für Getreide, der im Durchschnitt der Jahre 1975/76 für alle Länder schon deutlich 
unter 100 % lag, weist durchweg eineu kontinuierlichen Rückgang auf (Tabelle I). Lediglich 
Marokko und der Iran werden am Ende des Prognosezeitraums mehr als die Hälfte des Ge
treidebedarfes selbst erzeugeu köunen. Alle anderen Länder und insbesondere auch das be
völkerungsreichste Land Ägypten, werden mehr als die Hälfte des Bedarfs importieren müs
sen. Dies hat in fast allen Ländern einen außergewöhnlich starken Anstieg der Getreideim
porte zur Folge. Lediglich in Mauretanien und Israel bleibt das Importwachstum auf einem 
moderaten Niveau. 

Auch für Leguminosen ist der SVG durchweg rückläufig (Tabelle 2). Selbst die ehedem 
großen Exportländer von Leguminosen Marokko, Tunesien und Syrien werden am Ende des 
Prognosezeitraums einen Teil des Bedarfs dieser Produkte importieren müssen. Dieser Trend 
zeichnete sich ja schon seit einigen Jahren ab (BASLER, 1992a) Ägypten wird mit Abstand 
der größte Importeur sein. Insgesamt jedoch ist der Mengeneffekt bei der Leguminosenver
sorgung nicht so stark ausgeprägt wie auf dem Getreidesektor. 

Auf dem Zuckersektor weisen alle Länder einen großen Importbedarf auf (Tabelle 3). Selbst 
für Länder mit einer leistungsfähigen Zuckerindustrie, wie Marokko, Ägypten und der Iran 
wird am Ende des Prognosezeitraums mehr als die Hälfte des Zuckerverbrauchs importiert 
werden müssen. 

Die Ergebnisse für die Region insgesamt sind Tabelle 4 summarisch dargestellt. Die Region 
wird im Jahre 20 I 0 weltweit zu den wichtigsten Absatzmärkten für Getreide und Zucker 
zählen. Ihr Anteil am Weltimport wird bei 24 % bzw. bei 28 % liegen. 

Tabelle 4: Entwicklung des Selbstversorgungsgrades, des Importbedarfs und der An
teile der Region am Weltimport 

Vorgang D 1975/76 D 1991/92 "2000" "2010" 

Getreide 

Erzeugung (I 000 t) 31 601,0 51662,4 57762,4 64729,0 

SVG(%) 67,7 57,8 48,7 42,0 

Importbedarf(1 000 t) 15084,1 37778,1 60934,1 89359,6 

Anteile am '" .A. !(%) 9.2 lli JO !I U1 

Leguminosen 
Erzeugung (I 000 t) 1563,6 1880,2 1885,5 1 968,3 

SVG(%) 94,4 77,6 67,3 55,9 

Importbedarf(1 000 t) 89,7 531,5 916,4 1550,6 

Anteile am Wplth~nilpl (%) 4.8 8,4 _8.1 67 

Zucker 

Erzeugung (1 000 t) 1923,9 2913,2 2760,0 3050,0 

SVG(%) 42,6 34,2 25,6 21,7 

Importbedarf(1 000 t) 2591,4 5616,8 8030,3 11018,3 

Anteile am w, (%) 114 191 219 281 

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis der Rechenergebnisse der Tabellen \·3. 
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5 Einige Schlußfolgerungen 

Für die Länder der Untersuchungsregion stellt sich die Versorgung der Bevölkerung mit 
Grundnahrungsmitteln als die Herausforderung der kommenden Jahrzehnte dar. Die Importe 
werden nicht nur ansteigen; sie werden mit großer Wahrscheinlichkeit auch einen deutlich 
wachsenden Anteil des gesamten Importhandels ausmachen und somit wachsende Ansprüche 
an den Devisenhaushalt stellen. 

Für die Länder mit umfangreichen Exporten von fossilen Brennstoffen dürfte diese Entwick
lung weniger Probleme aufWerfen, da auf mittlere und lange Sicht mit umfangreichen Expor
teinnahmen zu rechnen ist, wenn auch erhebliche Instabilitäten aufgrund der Preisschwan
kungen nicht auszuschließen sind. Besonders kritisch dagegen ist die Entwicklung in Ägyp
ten, Algerien, Marokko, Tunesien und Syrien einzuschätzen. Um bei der großen Bevölke
rung den Importbedarf zu finanzieren, müssen diese Länder die Exporte von landwirtschaft
lichen Produkten (Obst, Gemüse, Baumwolle) und industriellen Verarbeitungsgütern erheb
lich ausweiten. 

Der Spielraum fiir die Erzeugung weiterer Agrarexportgüter ist aufgrund begrenzter Boden
und Wasserressourcen und dem ansteigenden lokalen Bedarf auch fiir diese Produkte gering. 
Das Schwergewicht der Exportwirtschaft wird deshalb auf industriellen Verarbeitungspro
dukten liegen müssen. Mehr noch als bisher werden die entwicklungspolitischen Prioritäten 
auf die Förderung der industriellen Verarbeitungszweige zu legen sein. 

Auf den internationalen Märkten fiir Getreide und Zucker wird auch weiterhin ein deutlicher 
Anstieg der Nachfrage zu verzeichnen sein, der unter der Annahme sonst gleichbleibender 
Bedingungen Impulse fiir Preissteigerungen freisetzt. Für die Exportländer dieser Erzeugnis
se wird sich die Region in wachsendem Maße zu einem der fiihrenden Absatzmärkte entwik
kein, die es zu pflegen und zu beliefern gilt.Damit stellt sich auch eine Herausforderung fiir 
die EU. Die Untersuchungsregion bietet ein Absatzpotential fiir Nahrungsgüter, die sie im 
Übertluß erzeugt. Um diese Komplementarität auf dem Agrarsektor zu nutzen ohne dabei 
ernsthafte Handelskontlikte mit der amerikanischen Freihandelszone zu provozieren, die sich 
um diese Absatzmärkte erfolgreich bemüht, muß die EU schrittweise zu einer Handelspolitik 
ohne größere Preisverzerrungen und protektionistischen Praktiken übergehen. Die jüngsten 
Vereinbarungen im Rahmen des GATT wie auch die Ansätze zu der Reform der EU
Agrarpolitik weisen in diese Richtung. Bisher haben allerdings die Maßnahmen der Flä
cheilstillegung einen starken Stellenwert eingenommen, und die Erfolge der Maßnahmen der 
EU werden überwiegend an ihrem Beitrag zur Angebotsreduzierung gemessen. Dies bedeu
tet jedoch in letzter Konsequenz einen Rückzug aus dem Agrarexport zugunsten eines 
Schutzes der lokalen Märkte öffuen. Es stellt sich die Frage, ob ein solcher Schritt tatsäch
lich in die langfristig vertretbare Richtung geht. 

Die Frage, ob das Exportpotential überhaupt genutzt werden soll, sollte nicht nur aus dem 
Blickwinkel der Agrarpolitik und vor dem Hintergrunde einer wirtschaftlichen Verwendung 
der Produktionsüberschüsse gesehen werden. Für die europäische Wirtschaft weit bedeut
samer ist der Sachverhalt, daß mit den Agrarexporten in diese Region Handelsbeziehungen 
begründet, ausgebaut und konsolidiert werden, die als Kanal fiir die Informationsbeschatlimg 
und die Geschäftsanbalmung und -unterhaltung fiir Industriegüterexporte in diese Region 
genutzt werden können. 

Über diese handelspolitischen Interessen der EU hinaus ist auch die Frage nach der Verein
barkeit der Produktions- und Exportbeschränkung von Nahrungsmitteln mit den entwick
lungspolitischen Zielen der EU stellen. Die Unterstütznng der Sicherstellnng der Nahrungs
versorgung weltweit und insbesondere in den Entwicklungsländern ist dabei eine der zentra-
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len Optionen. In Ländern mit einem noch mobilisierbaren Potential wird diese Zielsetzung 
vor allem über die Förderung der Landwirtschaft, der Nahrungsverarbeitung und -
konservierung, des Ausbaus der Infrastruktur und die Unterstützung von Forschung und 
Entwickhmg verfolgt. In Regionen, in denen diese Instrumente nur begrenzte Wirkungen 
hervorbringen können und die Ernährungssicherung überwiegend über den kommerziellen 
Import von Nahrungsmitteln erfolgen muß, kann dem Anspruch der EU auf Unterstützung 
der Ernährungssicherung nur durch die Bereitstellung von Nahrungsgütern auch fur den 
kommerziellen Handel entsprochen werden. Ein schrittweiser Rückzug aus dem Export 
würde dem entgegenstehen. 

Die Herausforderung an die Handels- und Entwicklungspolitik der EU beschränkt sich nicht 
auf den Agrarsektor, sondern reicht weit darüber hinaus. Besonders betroffen ist der Tex
tilmarkt. Aber auch die gesamte Kooperationspolitik der EU gegenüber dem südlichen und 
östlichen MitteImeerraum muß Antworten auf die Fragen finden, die sich aus der Problema
tik der Nahrungsgüterversorgung der Region ableiten. 

Zusammenfassung 

Die Länder Nordafrikas und des Vorderen Orients, einschließlich des Iran, haben einen gro
ßen Importbedarf an Grundnahrungsmitteln. Sowohl fur Getreide und Zucker als auch fur 
Leguminosen weisen alle Länder dieser Region im Durchschnitt der Jahre 1991/92 eine mehr 
oder weniger deutlich ausgeprägte Versorgungslücke auf, die außerdem seit 1975/76 ange
stiegen ist. Der vorliegende Beitrag hat sich die Analyse der Entwicklung des Selbstversor
gungsgrades der Region bis zum Jahre 2010 zum Ziele gesetzt, um so den Importbedarf der 
Region an Getreide, Leguminosen und Zucker zu ermitteln. 

Die Prognose hat ergeben, daß der SVG fur Getreide, der fur alle Länder schon deutlich 
unter 100 % liegt, einen kontinnierlichen Rückgang aufWeisen wird. Lediglich Marokko und 
der Iran werden am Ende des Prognosezeitraums etwas mehr als die Hälfte des Getreidebe
darfes selbst erzeugen können. Alle anderen Länder und insbesondere auch das bevölke-. 
rungsreichste Land Ägypten, werden deutlich mehr als die Hälfte des Bedarfs importieren 
müssen. Dies hat in fast allen Ländern einen außergewöhnlich starken Anstieg der Getrei
deimporte zur Folge. Lediglich in Mauretanien und Israel bleibt das Importwachstum auf 
einem moderaten Niveau. Auch fur Leguminosen ist der SVG durchweg rückläufig. Selbst 
die ehedem großen Exportländer von Leguminosen Marokko, Tunesien und Syrien werden 
am Ende des Prognosezeitraums einen Teil des Bedarfs dieser Produkte importieren müssen. 
Ägypten wird mit Abstand das größte Importvolumen aufweisen. Insgesamt jedoch ist der 
Mengeneffekt nicht so stark ausgeprägt wie auf dem Getreidesektor. Auf dem Zuckersektor 
weisen alle Länder einen großen Importbedarf auf. Selbst fur Länder mit einer leistungsfahi
gen Zuckerindustrie, wie Marokko, Ägypten und der Iran wird am Ende des Prognosezeit
raums mehr als die Hälfte des Zuckerverbrauchs importiert werden müssen. 

Die Region wird im Jahre 2010 zu den wichtigsten Absatzmärkten fur Getreide und Zucker 
zählen. Die Importe werden sich aufrd. 89 Mill. t bzw. II Mill. t und die Anteile der Region 
an den weltweiten Importen auf 24 % bzw. 28 % belaufen. Für die Länder der Untersu
chungsregion stellt sich die Versorgung der Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln als die 
Herausforderung der kommenden Jahrzehnte dar. Die Importe werden nicht nur ansteigen; 
sie werden mit großer Wahrscheinlichkeit auch einen deutlich wachsenden Anteil des gesam
ten Importhandels ausmachen und somit wachsende Ansprüche an den Devisenhaushalt 
stellen. 
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Nicht weniger stark ist die Herausforderung fiir die ExportIänder dieser Produkte und somit 
auch fiir die Europäische Union. Die Untersuchungsregion bietet ein Absatzpotential fiir 
Nahrungsgüter, die sie im Überlluß erzeugt. Um diese Komplementarität auf dem Agrarsek
tor zu nutzen ohne dabei ernsthafte Handelskonflikte mit der amerikanischen Freihandelszo
ne und anderen traditionellen GetreideexportIändern zu provozieren, müßte die EU schritt
weise zu einer Agrar- und Handelspolitik ohne größere Preisverzerrungen und protektioni
stische Praktiken übergehen. Die jüngsten Vereinbarungen im Rahmen des GA TI und die 
Ansätze zur EU-Agrarreform mögen in diese Richtung weisen. Die tatsächlichen Maßnah
men zielen jedoch einstweilen noch überwiegend auf die Reduzierung der Erzengung und 
somit auch der Exporte ab. 

Die Vernachlässigung des Exportpotentials in die Länder Nordafrikas und des Vorderen 
Orients kann fiir die EU bedeutsame nachteilige Wirkungen haben. Nebeu den direkten öko
nomischen Verlusten nichtgenutzter Handelsvorteile können mit den Agrarexporten in diese 
Region Handelsbeziehungen begründet, ausgebaut und konsolidiert werden, die als Kanal fiir 
die Informationsbeschaffimg und die Geschäftsanbalmung und -unterhaltung fiir Industriegü
terexporte in diese Region dienen können. Diese Möglichkeiten bleJ.oen bei einem Abbau der 
Exporte ungenutzt. Anstatt die Anbauflächen zu reduzieren und die Produktion zu begren
zen, sollte die EU deutlich schneller und nachhaltiger· das Garantiepreissystem abbauen und 
dem marktwirtschaftlichen Allokationsmechanismus seine Steuerungsfunktion hinsichtlich 
der Betriebsstrukturen und des Standortes der Produktion überlassen. 

Summary 

Self-sufficiency and import requirements of staple food in Nortb Africa and tbe Near 
East towards 2010 

The countries in North Africa and the Near East, including Iran, are importing a large part of 
their staple food. Based on the average of 1991 and 1992, all countries in the region showed 
a more or less important deficit of cereals and sugar and most countries relied on imports for 
covering local demand of pulses. In an countries the deficit was getting larger for an three 
product groups since the mid 1970s. The present study analysed the evolving self-sufficiency 
ratio (SSR) ofthe region up to 2010 in order to assess import needs of cereals, pulses and 
sugar. 

The forecast showed that the SSR for cereals, which is actually less than 100 % for an 
countries is going down. At the end of the period only Morocco and Iran will cover a bit 
more than 60 % of their needs by their domestic output. In all other countries, and particu
larly in highly populated Egypt, domestic sources contnoute less than 50 % to the local con
sumption. To fill the food gap, more than 50 % oflocal cereal consumption have to be im
ported. As a consequence, imports ofthe region will increase substantially. Only Mauritania 
and Israel will bave a moderate import growth rate. SSR for pulses also will be going down. 
Even former pulses exporting countries, such as Morocco, Tunisia and Syria will be forced, 
at the end ofthe forecast period, to import part oftheir consumption. Egypt will absorb the 
biggest import share ofthe region. Regarding sugar, an countries already now rely heavily 
on imports. Even countries with a highly efficient sugar industry like Morocco, Egypt and 
Iran will import, at the end of the forecast period, more than half of their consumption. 

In 2010, the region will be one ofthe most important import markets for cereals and sugar. 
Imports will amount to 89 million t for grains and 11 million for sugar. Regional shares will 
account for about 24 % and 28 % of total world imports. All countries of the region will 
meet severe problems in feeding the growing population. Food imports are not merely going 
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to increase, but they are supposed to have a quite Iarger share oftotaI imports ofthe eoun
tries up to 2010and, thus, to absorb a growing share offoreign eurrency aIready scaree at 
least in non-oll exporting eountries. 

This is a chaIlenge for eountries exporting basie food and, thus, for the European Union. 
North Afiiea and the Near East are offering a large market for products whieh the EU is 
produeing in exeess. In order to use sueh a complementarity in agrlculturaI production 
without eausing serious trade eonflicts with the North Ameriean Free Trade Area and other 
important exporting eountries, the EU should move graduaIly but quiekly to an open system 
of agrlculturaI and trade policies without any priee distortions or market protective 
practiees. The recent agreement within the GATT and the steps undertaken for reforming 
the Common AgriculturaI Poliey may aim in this direction. But measures adopted so far 
seem to put emphasis first and' foremost on redueing production and exports. 

Neglecting existing export potentials towards countries of the region anaIysed is likely to 
entail serious disadvantages. Beside direct economie losses of underutilized export trade 
possibilities, there are adverse indirect or dynamie effects. AgrieulturaI exports into these 
countries may help to establish, to expand and to consolidate trade relations serving as ehan
nel for providing information and preparing the field for exports of industriaI goods into the 
region. This potential remains unused given the present policy options in agriculture. In or
der to set aside productive agriculturaI zones and fields and, thus, to reduee production and 
exports the EU should quiekly remove the priee guarantee system and act in favour of giving 
the market its steering function pennitting production to move to the most productive loea
tions and, thus, maintaining and enforeing export towards Arabie eountries and Iran. 

PeSJ)Me 
"ßporHo3 YAoBßeTBopeHHJI nOTpe6HocTH B npoAoBoßI>CTBHH cTpaH 
CeBepHoli Acl»P.UtH H SßHJl:HerO BOCTOJta" 

CTpaHbi CeBepHoH Acj>PIoIKIoI 101 Bnlol)l{HerO BocToKa HMeJOT OObWYJO nOTpeoHocTb B 

IoIMnopTe OCHOBHblX npoAYKTOB nIolTaHIoIJI. KaK no 3epHoBbiM 101 caxapy, TaK 101 no 

OOOOBbiM IoIMeeTCJI oonbwoH Aecj>IoII.\IoIT CHaO)l{eHIoIJI, KOTOPblH e~e oonee BbipOC no 

cpaBHeHIoIJO C 1975/76 rOAOM. B HaCTOJl~eH paOOTe aHanlol3101pyeTCJI CnO)l{loIBWaJlCJI 

cloITyal.\loIJI C l.\enbJO 0l.\eHKH ypOBHJI caMOOOeCne'leHHOCTIoI 101 nOTpeOHOCTIoI B IoIMnopTe 

CTpaH :Horo perlolOHa no 3epHY, caxapy 101 OOOOBbiM Ha neplol0A AO 2010 rOAa. 

nporH03 nOKa3b1BaeT, 'ITO Bce CTpaHbi perlolOHa OYAYT IoIMeTb ypOBeHb 

caMOOOeCne'leHHOCTIoI sePBOM MeHee 100% 101, 'ITO 3TOT ypoBeHb IoIMeeT TeHAeHl.\loIJO 

K CHloIlKeHIoIJO. TonbKo TaKloIe CTpaHbI, KaK MapOKKo 101 HpaH OYAYT YAOBneTBOpJlTb 

oOJlee nonOBIoIHbi CBOIolX nOTpeoHocTelt B 3epHe 3a C'IeT COOCTBeHHOrO npo1ol3BOAcTBa. 

Bce OCTaJlbHble CTpaHbI, BKnJO'IaJl caMYJO nnOTHOHaeeneHHYJO e ErlolneT, AOn)l{Hbi 

OYAYT I10KpblBaTb oonee nonOBIoIHbi nOTpeOHOCTIoI B 3epHe 3a C'IeT IoIMnopTa. TonbKO 

B MaBpeTaH1oI1oI 101 H3paene POCT IoIMnOpTa OYAeT HeOonbwloIM. nOKa3aTeJlb ypOBHJI 

caMOOOeCIIe'leHHOCTIoI 6060BUMII TaK)I{e CHIoI)I{aeTCJI. Aa)l{e 3KcnopTloIpYJO~loIe 3TIoI 

KYJlbTypbl MapOKKO, TYHIoIC 101 CIoIPIolJl OYAYT BblHYlKAeHbi K KOHI.\Y 

paCCMaTplolBaeMoro neplol0Aa IoIX IoIMnopTloIpOBaTb. CaMOH KpynHoH CTpaHOHe 

IoIMIIopTepOM OOOOBblX OYAeT ErlolneT. Ho B l.\enOM KOnlol'leCTBeHHble 3cj>cj>eKTbi no 

6060BblM He TaK CloInbHO BbipalKeHbI, - KaK no 3epHoBbiM. BonbwaJl HOTpeöHOCTb B 

IoIMllopTe B cTpaHax perlolOHa HaonJOAaeTCJI 101 no caxapy. Aa)l{e TaKloIe CTpaHbI, KaK 

MapOKKO. E"loIneT 101 ]IIpaH, KOTopble IoIMeDT oonbWloIe MO~HOCTIoI no caxapoHoH 
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npOMblwneHHOCTlt, B KOHL\e npOrH03ltpyeMoro neplt0Aa AOnlKHbI 6YAYT 

ItMnOpTltpOBaTb 60nee nOnOBItHbI nOTpe6nJleMOrO B HItX caxapa. 

TaKItM 06pa30M, K 2010 rOAY 3TOT perltOH 6YAeT OTHOCItTbCJI K BalKHeHWItM 

pblHKaM C6b1Ta 3epHa It caxapa. IiIMnopT OL\eHItBaeTCJI, no 3epHY e B 89 MnH. 
TOHH, a no caxapy e 11 MnH. TOHH, 'ITO cOOTBeTCTByeT 24% It 28% MltpOBOrO 

ItMnOpTa. CHa6lKeHite HaCeneHItJl OCHOBHblMIt npoAYKTaMIt nltTaHItJl CTaHOBItTCJI AnJi 

cTpaH perltOHa rnaBHOH np06neMoH 6nltlKaHWltX AeCJlTltneTItH. C POCTOM ItMnOpTa 

npoAoBonbcTBItJl 6YAeT, C 60nbwoH BepOJITHOCTblO, paCTIt It ern AonJi B 06l1\eM 

ItMnOpTe, a cneAOBaTenbHO It nOTpe6HocTb B Ban lOTe. 

HeMano 3aAa'l BCTaHeT It nepeA E3C, T.K. paCCMaTpltBaeMblH perltOH npeACTaBnJleT 

C060H 60nbwoH PblHOK C6b1Ta no npOlt3BOAltMblM C 1t36b1TKOM BItAaM 

npOAOBonbCTBItJl. QTo6b1 ItCnOnb30BaTb TaKYIO CItTyaL\1t1O arpapHoro pblHKa, He 

npOBOL\ltpYJI nplt 3TOM ToprOBbie KOH«!>nItKTbi C aMepltKaHCKOH c«!>epOH CB060AHOH 

TOprOBnlt, E3C AonlKHa 6YAeT nepeHTIt K nOCTeneHHOMY 1t3MeHeHitlO ToprOBOH 
npOTeKL\ItOHItCTKOH nOnltTItKIt no nOAAeplKKe 3KcnopTepOB. IlocneAHlte cornaWeHItJl 

B paMKax rA TT, KOTopble npltBOAJlT K COKpall\eH1t1O arpaHoro 3KcnopTa B nonb3Y 

3all\ltTbI nOKanbHblX PblHKOB, JlBnJlIOTCJI HenpaBltnbHblM warOM. 

Bonpoc 0 ItCnOnb30BaHItit 3KcnopTHoro nOTeHL\ltana AonlKeH paCCMaTpltBaTbCJI He 

TonbKO C TO'lKIt 3peHltJl arpapHOH nOnItTItKIt. AnJi eBponeHCKOH 3KOHOMitKit HaMHoro 

BalKHee ItCnOnb30BaTb arpapHblH 3KcnopT It YCTaHaBnltBaeMbie TaKItM 06pa30M 

ToprOBble CBJl31t AnJi paCWltpeHItJl KaHanOB ItH«!>opMaL\ItIt, YCTaHOBneHItJl AenOBblX 

CBJl3eH It nOAAeplKaHItJl npOMblwneHHoro 3KcnopTa. IiIHTepecbI E3C B paMKax 

ToprOBOH nOnltTItKIt It nOnltTItKIt B OTHOWeHlt1t pa3BltBalOlI\ltXCJI CTpaH BblXOAJlT 

AaneKO 3a npeAenbl arpaHoro ceKTopa. 
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LANDWIRTSCHAFTLICHE PREISPOLITIK IN WEST-AFRIKA UND DIE 
LANGFRISTIGE AGRARSTRUKTURENTWICKLUNG 

UNTERSUCHUNGEN AUS KAMERUN UND BENIN 

von 

Franz HEIDHUES' , Michael BRÜNTRUP*, Andrea FADANI* 

Dieser Beitrag beruht auf Ergebnissen zweier Forschungsprojekte: 

a) "Agricultural Price Policy and its Impact on Agricultural Production in Cameroon. A 
Fanning Systems based Analysis of Pricing Policies. Finanziert von der Europäischen 
Union - Programm STD (Science and Technology for the Development) zwischen der 
Universität Hohenheim., Universität Dschang, Kamerun und CIRAD/INRAIENSA -
Montpellier, Frankreich, und 

b) "Landwirtschaftliche Preispolitik und ihre Auswirkungen auf Produktion, Einkommen 
und Beschäftigung" im Rahmen des Sonderforschungsbereiches 308 der Universität 
Hohenheim., in Zusammenarbeit mit dem Institut National de la Recherche Agricole in 
Benin, finanziert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft . 

. Der EU und der DFG sei rur die Unterstützung gedankt. 

1 ProblemsteUung 

Im Rahmen der Betonung von Strukturanpassungsmaßnahmen und Liberalisierung ist die 
landwirtschaftliche Preispolitik verstärkt in den Mittelpunkt der entwicklungspolitischen Dis
kussion gerückt. Für die Entwicklungspolitik der meisten Länder Westafrikas waren massive 
staatliche Eingriffe in das Preisgeruge fiir landwirtschaftliche Produkte und Produktionsmittel 
eines der typischen Merkmale der Agrarpolitik in den 60er und 70er Jahren. Die Regierungen 
tendierten in der Regel dazu, die Landwirtschaft zu besteuern, um so Industrialisierung und 
Staatshaushalt zu finanzieren. Daneben wnrden überhöhte Wechselkurse beibehalten, die die 
Importe von industriellen Gütern und Nahrungsmitteln mit hoher Präferenz der städtischen 
Verbraucher (Weizen und Reis) begünstigten. Ein System der Regulierung und KontroUe der 
Märkte durch staatliche Vermarktungsorganisationen und Export- und Importmonopole 
diente der institutioneUen Absicherung dieser Politik. Die Unterdrückung positiver 
Preissignale rur die Landwirtschaft bei gleichzeitiger Förderung des tech
nisch/organisatorischen Fortschrittes im Agrarsektor fiihrten häufig zum Einsatz kompensa
torischer Maßnahmen, wie z.B. der Subventionierung von Düngemitteln, Saatgut und ande
ren Produktionsinputs bzw. deren zielgerichtete Abgabe nur fiir bestimmte Kulturen 
(MITTENDORF, 1987). 

Unter diesen preispolitischen Rahmenbedingungen hatten landwirtschaftliche Entwicklungs
projekte keine oder nur geringe Chancen, erfolgreich zu sein. Außerdem wnrden die Außen
handelsbilanzen aufgrund fehlender Anreize fiir Exportprodukte (sowie durch verbilligte Im
porte) dauerhaft negativ und trugen so wesentlich zur Verschuldung vieler afrikanischer Län-

• Prof.Dr. F.Heidhues, Dipl.-Ing.agr. M. BfÜntrup, Dipl.-Ing.agr. A. Fadani, Ins!. für Agrar- und Sozial
ökonomie in den Tropen und Subtropen, Universität Hohenheim, 70593 Stuttgart 
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der bei. Diese Erfahrungen veranlaßten Entwicklungspolitiker und Geberinstitutionen, insbe
sondere die Weltbank, Anf"apg der 80er Jahre die Neuformulierung der Preispolitik im land
wirtschaftlichen Sektor zu einer Grundvoraussetzung fiir eine erfolgreiche Entwicklung der 
(Land)Wirtschaft zu erklären (WORLD BANK, 1981). "Getting prices right" wurde zu einer 
der vorrangigen (agrar)politischen Aufgaben der Entwicklungszusammenarbeit erklärt (FAO, 
1987), die Entzerrung von Preisgefiigen U1ld Wechselkursen zum zentralen Bestandteil von 
Strukturanpassungsprogrammen (KAMAJOU, 1994). Der Förderung der Exportlandwirt
schaft wurde dabei eine Schlüsselrolle zugedacht, zur Erhöhung der Deviseneinnahmen, der 
Einkommen der ländlichen Bevölkerung und als Motor der gesamtwirtschaftlichen Entwick
lung. 

Zur starken Betonung der Preispolitik hat nicht zuletzt die Annahme hoher Preiselastizität fiir 
die landwirtschaftliche Produktion beigetragen. Empirische Untersuchungen haben allerdings 
erheblich geringere Preiselastizitäten als erwartet gefunden, v.a. dann, wenn nicht einzelne 
Produkte, sondern die Elastizität der aggregierten Produktion untersucht wurde und Varia
blen fiir Nichtpreisfaktoren in die Schätzfunktionen .eingebaut wurden (LELE, 1991; HEID
HUES, 1992, BINSWANGER, 1994). 

Dieser Beitrag untersucht die Reaktion landwirtschaftlicher Betriebe aufpreispolitische Maß
nahmen und die Faktoren (Preis- und Nichtpreisfaktoren), die das Angebot landwirtschaftli
cher Betriebe bestimmen. Den komplexen Wechselwirkungen zwischen Exportkuituren und 
Nahrungsmittelproduktion und der Bedeutung von Innovationen wird besondere Aufinerk
samkeit geschenkt. Die Untersuchungen wurden auf der Basis mikroökonomischer Erhebun
gen durchgefiihrt; fiir makro ökonomische Ansätze ist die statistische Datengrundlage insbe
sondere fiir die Nahrungsmittelproduktion in afrikanischen Ländern meistens sehr unzuver
lässig. Außerdem erlauben makroökonomische Betrachtungen kaum eine Differenzierung der 
Reaktionen nach Betriebstypen und Faktorausstattung der Betriebe sowie der Wechselwir
kung der Preispolitik mit Innovationen. 

Die Daten wurden in 12- bis 16monatigen Intensiverhebungen in mehreren Dörfern in Nord
Benin und im Nordwesten und Westen Kameruns (14tägiger Befragungsrhythmus in 75 bzw. 
90 Betrieben) erhoben und durch eine 10jährige Betriebserhebung, die fiir Benin zugänglich 
war, ergänzt. Diese Daten dienten der Formulierung von Betriebsmodellen (LP-Modelle), 
anhand derer die Mechanismen der Preisreaktion von Kleinbauern analysiert wurden. Das 
Testen unterschiedlicher Preisszenarien erlaubt wichtige Rückschlüsse auf die Auswirkungen 
und die Gestaltung preispolitischer Maßnahmen und agrarstruktureller Entwicklungen. 

2 Einzelbetriebliche Reaktionen auf Preisanreize 

2.1 Charakterisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 

Für das Verständnis der z.T. sehr verschiedenartigen Reaktionen der Betriebssysteme auf 
Preisanreize sind einige Erläuterungen zur Charakterisierung der Betriebssysteme und ihrer 
Rahmenbedingungen unerläßlich. Diese werden im folgenden Abschnitt präsentiert, bevor die 
beobachteten und im Modell berechneten Angebotsreaktionen der Betriebe dargestellt und 
die Bedeutung einzelner Faktoren diskutiert wird. 

2.1.1 Betriebssysteme, basierend auf dem Kaffeeanbau in Kamerun 

Für den Kaffeeanbau in Kamerun existieren zwei grundlegende landwirtschaftliche Betriebs
systeme: Betriebe mit Arabica-Kaffee (Hochlandkaffee) und Betriebe mit Robusta-Kaffee 
(Tieflandkaffee). Arabica-Kaffee wird in der dichtbesiedelten westlichen Bergregion des Lan-
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des produziert (250 EinwohnerIkm2), Robusta-Kaffee in der relativ dünnbesiedelten Regen
waldzone der Küstenregion (80 Einwohnerlkm2) und im Osten Kameruns (30 Einwoh
nerfkm2). Kaffee- und Nahrungsmittelanbau sind die wesentlichen Produktionskomponenten 
der Betriebssysteme. Die Kaffeepflanzungen sind überwiegend in den fiinfziger und sechziger 
Jahren angelegt worden. Die Erträge der Kaffeepflanzungen sind niedrig (Arabica-Kaffee im 
Mischanbau 250 kg/ha und Robusta-Kaffee in Reinkultur 450 kg/ha). Kaffee wird vorwie
gend von Männem, Nahrungsmittel werden von Frauen angebaut. Für die Kaffeeproduktion 
ist der Einsatz von modemen Betriebsmitteln (Mineraldünger, Pestizide) und Lohnarbeits
kräften charakteristisch. Der Nahrungsmittelanbau wird vorwiegend als Mischkultur durchge
fiihrt. Mais, Bohnen, Kochbananen und diverse Knollenfrüchte (Maniok, Kartoffeln, Taro 
etc.). dominieren den Anbau. Im Hochland werden durchschnittlich sieben Kulturen pro Par
zelle angebaut, im Regenwald vier. Der Anbau von Kaffee wie von Nahrungsmitteln ist auf 
Handarbeitsverfahren beschränkt. Zugekauftes Saatgut, Mineraldünger und Pestizideinsatz 
werden beim Anbau der meisten Nahrungsmittel nicht oder nur in sehr geringem Umfang 
verwendet. 

Generell ist in Betrieben mit Arabica-Kaffee Land der knappste Betriebsfaktor und Arbeit bei 
einer durchschnittlichen Haushaltsgröße von 13 Personen relativ im Überschuß vorhanden, 
fiir Robusta-Betriebe (relative Haushaltsgröße 8,5) ist es umgekehrt. Arabica-Betriebe diffe
renzieren sich durch die Integration "moderner" Produktionsverfahren (intensive Gemüsekul
turen, intensive Tierhaltung) oder außerlandwirtschaftliche Tätigkeiten. In Robusta-Betrieben 
ist dagegen der Einfluß der Betriebsgröße, der Ethnie und des Standortes wesentlich fiir eine 
Differenzierung. 

Für ca. 400.000 kleinbäuerliche Betriebe ist Kaffee die wichtigste monetäre Einkommens
quelle; sein Anteil liegt bei durchschnittlich 46% in Arabica-Betrieben und 82% in Robusta
Betrieben. Das gesamte Betriebseinkommen wird erheblich durch den Nahrungsmittelanbau, 
vornehmlich fiir den Eigenbedarf: bestimmt (durchschnittlich in Arabica-Betrieben 59% und 
in Robusta-Betrieben 39%). Neben Kaffee werden die Überschüsse aus der Nahrungspro
duktion vermarktet; im Hochland hat außerdem die Kleintierhaltung neben der Verbesserung 
der Ernährung weitreichende Einkommens- und Sparfunktionen. Zusätzlich spieh dort außer
landwirtschaftliches Einkommen .eine bedeutende Rolle. 

2.1.2 Betriebssysteme der Baumwollregion in Nord-Benin 

Die Region ist mit durchschnittlich 24 Einwohnern pro km2 nutzbarer Ackerfläche relativ 
dünn besiedelt. Land ist meist noch frei verfiigbar. Reine Ackerbaubetriebe kultivieren mit 
einer durchschnittlichen Haushaltsgröße von etwa 12 Personen hauptsächlich Mais und 
Sorghum (in Rein- und Mischkulturen zusammen etwa 42% der gesamten Anbaufläche), 
Baumwolle (33%), Yams (11%), Erdnüsse (3,5%) und Maniok (2%), dazu kommen Bohnen 
(in Reinkultur selten, aber oft in Mais/Sorghum-Assoziationen). Die wichtigsten Subsistenz
produkte sind Yams und Sorghum, während Mais und Maniok als minderwertig gehen, aber 
dennoch zunehmend ihren Einzug in die Ernährungsgewohnheiten halten. Von den Nah
rungsprodukten werden Yams und Mais in großem Umfang verkauft, fiir Maniok und 
Sorghum besteht nur ein begrenzter Markt. Reine Verkaufsfrüchte sind Baumwolle und Erd
nüsse. 

Im Gegensatz zu Kamerun sind Frauen in der Landwirtschaft wenig aktiv. Auf den Farnilien
feldern helfen sie vorwiegend bei der Aussaat und der Ernte, insbesondere von Baumwolle. 
Wenn Frauen eigene Felder bestellen, dann fast ausschließlich im "Cash-crop"-Bereich, insbe
sondere Baumwolle (45% der von Frauen angebauten Fläche) und Erdnüsse (29%, meist in 
Verbindung mit einer Weiterverarbeitung zu Öl). Die von Frauen bewirtschaftete Fläche 
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nimmt parallel zur Ausdehnung des Baumwollanbaus von 1,4% im Süden auf 10% im Nor
den der Provinz zu. Auch die meisten erwachsenen männlichen Familienmitglieder bewirt
schaften eigene Flächen, wobei dieser Anteil mit 23 und 21 % an der landwirtschaftlichen 
Gesamtfläche von Süden nach Norden konstant bleibt. Männer können in begrenztem Aus
maß als Lohnarbeiter, Lohnuntemehmer (bei Ochsenanspannungsbetrieben), Händler und 
Handwerker außerIandwirtschaftliches Einkommen erwirtschaften, Frauen hauptsächlich 
durch die Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte und im Handel. Außerlandwirtschaftli
ches Einkommen macht im Durchschnitt 13 % des Gesamteinkommens aus. 

Traditionelle Düngungsmaßnahmen sind kaum verbreitet. Mineraldünger wird fast aus
schließlich in Baumwollbetrieben verwendet; die Baumwollflächen im Durchschnitt mit etwa 
150-200 kg Dünger pro Hektar, dazu in geringem Ausmaß auch Maisfelder. Die Dünger 
werden zu 97% auf Kredit bezogen, ihre Verfiigbarkeit ist praktisch an den Anbau von 
Baumwolle gebunden, über deren monopolisierte Vermarktung die Rückzahlung der Kredite 
gesichert wird. Die Nahrungskulturen der Baumwollbetriebe, insbesondere Mais, profitieren 
indirekt als Nachfrucht der Baumwolldüngung und zeigen eine 10-20%ige Ertragssteigerung. 

Die vielleicht wichtigste Innovation in der Landwirtschaft ist die Ochsenanspannung, die sich 
in den letzten 30 Jahren parallel zur Ausdehnung der Baumwollproduktion stark verbreitet 
hat. In den Hauptanbaugebieten von Baumwolle im Norden der Provinz besitzen etwa zwei 
Drittel der Betriebe einen eigenen Pflug, im Süden weniger als ein Drittel; auf über der Hälfte 
der Betriebe wird kein Feld mit tierischer Anspannung bestellt. Für Fremdarbeitskräfte wer
den durchschnittlich etwa 20 % der monetären Ausgaben fiir landwirtschaftliche Aktivitäten 
(etwa 15.000 FCFNBetrieb) verwendet. 

Die verwendeten Betriebsmodelle entsprechen dem zentralen Borgou, im Übergangsgebiet 
zwischen dem von der Baumwolle dominierten Norden und dem von Yarns dominierten Sü
den. Die wichtigsten strukturellen Merkmale der Betriebstypen sind die Ochsenanspannung 
und der Anbau von Baumwolle. Entsprechend der beobachteten starken Variation der Lohn
arbeit wurde fiir jeden Betriebstyp die Möglichkeit zur Einstellung von Fremdarbeitskräften 
schrittweise von Null auf 100.000 FCFA angehoben. Für die Ermittlung der Angebotsreak
tionen wurden die Preise fiir Baumwolle zwischen 70 und 150 FCFA/kg variiert, was in etwa 
der Preisspanne zwischen 1980 und 1994 entspricht. 

2.2 Angebotsreaktionen 

In Kamerun fiihrte der Preisverfall der Wehmarktpreise von Kaffee 1989 zur Kürzung der 
staatlich garantierten Kaffeepreise um 50%. Es kam zu massiven Einkommensverlusten bei 
den Kaffeebetrieben, die mit der Reduzierung des Einsatzes von Mineraldünger, Pestiziden 
und Lohnarbeitskräften beantwortet wurde. Dadurch sank die Kaffeeproduktion einzeIbe
trieblich in den folgenden Jahren um insgesamt 30%. Der gesamte Rückgang der monetären 
Betriebseinkommen lag bei 60% bis 70%. Eine Veränderung der Anbaustrukturen als Reak
tion auf die Einkommensverluste, d.h. Verdrängung des Kaffeeanbaus zugunsten von Nah
rungskulturen, wurde nicht beobachtet. Die Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau läßt nur 
geringe Substitutionen zwischen den Arbeitsbereichen bzw. zwischen Export- und Nah
rungskulturen zu. Auch die Erwartung zukünftig wieder steigender Kaffeepreise sowie das 
durch den Kaffee garantierte Nutzungsrech an den Flächen mag eine Rolle spielen. 

Einzelbetriebliche Modelle kaffeeanbauenderBetriebe bestätigen den beobachteten direkten 
Einfluß von Preisen auf die landwirtschaftliche Produktion. Preissteigerungen bei Kaffee fUh
ren zur Ausdehnung der Produktion, Preissenkungen zur Reduzierung. Dies wird kurz- und 
mittelfristig vorwiegend über die spezielle Intensität im Kaffeeanbau erreicht. Änderung~ bei 
Nahrwlgsmittelpreisen fUhren in den Modellen kurz- und mitteIfiistig nur zu geringen Ande-
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rungen in der Anbaustruktur. Dies liegt vor allem an den restriktiven Arbeitskapazitäten fiir 
die Bodenbearbeitung und die Unkrauthacke der Frauen. Weiterhin fehlen züchterische Fort
schritte und andere technische Innovationen, um die Nahrungsproduktion der Frauen zu stei
gern bzw. um ihre Arbeitsbelastung zu reduzieren und zusätzliche Überschüsse fiir den Markt 
zu produzieren. 

In Benin war die Reaktion der Baumwollproduktion auf einen steigenden Baumwollpreis 
eindeutig positiv: Während der Baumwollpreis (real) von 1980 bis 1985 von 60 auf llO 
FCFAlkg stieg (seitdem sank er wieder um 10 %), stieg die Baumwollproduktion aufnatio
naler Ebene zwischen 1979 und 1992 um 1300%, in der Provinz Borgou sogar um 1700%. 
Dabei wurde der Preisanstieg fiir Baumwolle jedoch von verschiedenen anderen Einflußfak
toren begleitet, wie dem Anstieg der Betriebsmittelpreise, der Abwertung des Naira (der 
Währung des benachbarten Nigeria), dem Fall der Nahrungsmittelpreise, der Reorganisation 
der Betriebsmittelversorgung und der Beratung. In der Provinz Borgou verzeichnen aber 
auch die Nahrungsmittelkulturen nach offiziellen Statistiken einen Zuwachs von über 10% 
pro Jahr. 

In den Betriebsmodellen ist die Reaktion auf steigende Baumwollpreise ebenfalls positiv, das 
Ausmaß hängt jedoch stark von der Ausstattung der Betriebe ab. Während kleine Betriebe 
ohne Kapitalausstattung nur sehr begrenzt auf Preisanreize reagieren können, dehnen Betrie
be mit ausreichend Kapita~ welches durch die Einstellung von Fremdarbeitskräften zur Bre
chung von Arbeitsspitzen genutzt wird, die Baumwollfläche bis zur Rotationsgrenze von 
50 % aus. Die Nahrungsmittelproduktion wird dabei eingeschränkt, in anspannungslosen 
Betrieben insbesondere der Yams- und Maniokanbau, in Anspannungsbetrieben der Yams-, 
Erdnuß- und Sorghumanbau. 

2.3 Einzelbetriebliche Faktoren 

Wie schon weiter oben angedeutet, ergeben sich durch die unterschiedliche Ausstattung der 
Betriebe mit Land, Familienarbeitskraft, Kapital und Ochsenanspannung wesentliche Unter
schiede in der Reaktion der Betriebe auf Preisanreize. 

2.3.1 Faktor Boden 

Der Zugang zu Boden ist in erster Linie von der Bevölkerungsdichte abhängig. Die unter
suchten Regionen weisen extreme Unterschiede in der Bevölkerungsdichte auf. Bei zuneh
mender Bevölkerungsdichte werden neben der absoluten Bodenverknappung auch Vertei
lungsaspekte wichtig. Da die meisten afrikanischen Gesellschaften patrilinear sind, d.h. Frau
en zur Familie und ins Dorf des Mannes ziehen, können Frauen traditionell kein Bodeneigen
tum erwerben. Während in tlächenreichen Regionen der Bodenzugang rur die autochthone 
Bevölkerung kein Problem ist und auch Frauen über ihren Mann fruchtbares Ackerland erhal
ten können, bekommen sie bei zunehmender Landknappheit weiter abgelegene oder margina
le Flächen zugewiesen, während günstig gelegenes und fruchtbares Ackerland vom Mann 
beansprucht wird. Ist dieser v.a. in der Exportproduktion tätig, wird die Nahrungsmittelpro
duktion durch weitere Wegezeiten bzw. geringere Erträge beeinträchtigt. 

Ein Beispiel fiir die Produktion unter Bodenknappheit sind die Arabica-Betriebe Kameruns. 
Hier werden Kaffeeplantagen auf den ertragreichsten Betriebsflächen angelegt. In den befrag
ten Betrieben werden die KaffeepIantagen allerdings zu mehr als 90% im Mischanbau mit 
Nahrungsknituren genutzt. Nahrungsmittel sind zwar in der Flächennutzung eine Konkurrenz 
zum Kaffeeanbau, jedoch überwiegen die positiven Effekte des Mischanbaus. Der Mischan
bau fuhrt zur Reduzierung der ArbeitsaufWendungen der Männer fiir Kaffee, da die Frauen 
die Unkrauthacke durchfuhren. Die Frauen haben den Vort~ daß die Bodenbearbeitung in 
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den Kaffeeplantagen deutlich einfacher ist, die Betriebsflächen sehr ertragreich sind und die 
Nahrungsmittel indirekt von den Mineraldüngergaben fiir den Kaffee profitieren. 

In den Robusta-Betrieben ist der Mischanbau nicht verbreitet. Frauen bauen ihre Nah
rungsmittel auf getrennten Flächen an. Sie nutzen die natürliche Fruchtbarkeit der Regen
waldzone aus. Dabei dringen sie in immer weiter entfernte ungenutzte Regenwaldzonen vor. 
Die Robusta-Plantagen liegen dagegen meist in unmittelbarer Nähe der Dörfer auf Flächen, 
die ohne mineralische Düngung kein ausreichendes. Ertragspotential besitzen. 

Im Nord-Benin sind Flächen meistens noch in ausreichendem Maße vorhanden, die Brache
zeiten erlauben (noch) eine weitgehende Erholung der Bodenfruchtbarkeit. Allerdings liegen 
diese Flächen immer weiter von den Dörfern entfernt, so daß eine erhöhte Mobilität nötig 
wird. Die relativ hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit kurzfristig genutzter Flächen erlaubt 
eine volle Substituti~ zwischen Baumwolle und Nahrungsmittelkuhuren. Längere Nut
zungszeiten (über ca. 5 Jahre) sind nur bei Düngereinsatz siunvoll. 

2.3.2 Faktor Arbeit 

Die Arbeitskraft ist in vielen Betriebssystemen Afiikas der am stärksten begrenzende Faktor 
fiir die Landwirtschaft (Mellor und Johnson 1984). Insbesondere wo Land noch im Überfluß 
vorhanden ist (Baumwoll-Betriebe in Nord-Benin, Robusta-Betriebe in Kamerun), bestimmt 
die Familienarbeitskraft die kultivierte Fläche. Modifiziert wird diese Begrenzung in Nord

. Benin durch die Ochsenanspannung, wodurch sich die Fläche pro Vollarbeitskraft verdoppelt 
bis verdreifacht. 

Der Anteil der Familienarbeitskraft, der fiir die Produktion von Verkaufsfrüchten eingesetzt 
wird, wird in erster Linie durch die Subsistenzproduktion bestimmt, die bei allen befragten 
Betrieben Priorität besitzt. Angesichts schwankender Erträge wird der Subsistenzanbau in 
solchem Ausmaß betrieben, daß der Haushalt auch in schlechten Jahren eine aUSreichende 
Nahrungsmittelproduktion erreicht. Der "Überschuß" aus dieser Subsistenzproduktion wird 
in guten Jahren verkauft. Die über den Subsistenzanbau hinaus verbleibende Arbeitskapazität 
wird auf die verschiedenen Produktionsalternativen so aufgeteilt, daß eine optimale Faktoral
lokation erreicht wird. Unter diesen Rahmenbedingungen wird die Reaktionstlihigkeit der 
Betriebe stark von der innerbetrieblichen Mobilität der Arbeitskraft bestimmt. 

Sind die Frauen ausschließlich im Nahnuigsmittelbereich und die Männer im Exportkulturbe
reich tätig (Kamerun), so wird die Arbeitsallokation durch veränderte Preisrelationen zwi
schen Kaffee- und Nahrungsmitteln nur wenig berührt, es kommt nur zur Verschiebung in
nerhalb der Arbeitsbereiche von Mann und Frau. Bei Männern sind dies der Exportkulturan
bau, verkaufsorientierte Intensivkulturen wie Kohl, Kartoffeln, Tomaten, etc. und außer
landwirtschaftliche Tätigkeit sowie Migration. Da zudem ihre Subsistenz durch die Aktivität 
der Frauen gesichert ist, kommt es hier zu deutlichen Reaktionen der Arbeitsallokation auf 
Preisänderungen der Exportkultur. Frauen sind durch die Subsistenzproduktion und die 
Haushaltsaktivitäten wesentlich stärker als Männer in ihren Handlungsalternativen einge
schränkt, so daß die Reaktion aufPrei.sänderungen im Nahrungsmittelbereich gering ausflillt. 

Gibt es keine Schranken fiir die Wahl der landwirtschaftlichen Aktivität und ist auch die 
Subsistenzproduktion Aufgabe des Mannes (Benin), so kann es zu wesentlich stärkeren 
Wechselwirkungen zwischen Export- und Nahrungsmittelkuhuren kommen. Männer haben 
hier trotz der Verpflichtung zur Sicherung der Subsistenzproduktion aufgrund der geringeren 
Arbeitsbelastung im Haushalt mehr Möglichkeiten, zwischen Nahrungs- und Exportkulturen 
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zu wechseln. Zusätzlich können auch Frauen ihre landwirtschaftlichen Aktivitäten frei wäh
len, sofern sie Zugang zu den entsprechenden Ressourcen haben. 

Arbeitsspitzen werden durch den Einsatz von Fremdarbeitskräften abgedeckt. Die durch 
Fremdarbeitskräfte gewonnene Flexibilität äußert sich in hohen Einkommenszuwächsen. Eine 
wichtige Determinante fiir die Anstellung von Fremdarbeitskräften ist ihre ausreichende 
Verfiigbarkeit. Ein weiterer wichtiger Faktor fiir die Beschäftigung von Fremdarbeitskräften 
ist die Produktivität der Arbeit. In flächenreichen Situationen (Nord-Benin, Robusta-Betriebe 
in Kamerun) bleibt die Grenzproduktivität der Arbeit auch bei hohem Arbeitszukauf hoch, 
während in flächenknappen Situationen (Arabica-Betriebe in Kamerun) bei einer Steigerung 
des Arbeitseinsatzes die Arbeitsproduktivität rascher abnimmt. 

'I 

In flächenreichen Regionen ist nahezu die gesamte Bevölkerung selbständig in der Landwirt
schaft tätig, so daß zu Zeiten einer hohen Nachfrage nach Arbeit auch die Opportunitätsko
sten hoch sind, da die meisten Betriebe eine ähnliche Arbeitsbeanspruchung aufWeisen. Um 
dennoch das Produktionspotential auszuschöpfen, müssen in diesem Fall Lohnarbeitskräfte 
aus Arbeitsüberschußregionen zuwandern. Eine solche Situation ist im Nord-Borgou durch 
Jugendliche aus dem Raum Süd-Burma Faso, im Süd-Borgou aus der Provinz Atacora ge
geben. Diese spielen fiir den Ausbau der Marktproduktion (Yams im Süden, Baumwolle im 
Norden) eine wichtige Rolle. Zu einem dauerhaften Ausgleich der Arbeitskraft zwischen Re
gionen mit Über- und Unterbevölkernng kommt es jedoch aufgrund der ethnischen Grenzen 
nur sehr langsam. 

In Kamerun rekrutieren sich Lohnarbeitskräfte aus Betrieben, die aufgrund von Flächen
knappheit oder hohen Investitionskosten in zusätzliche Flächen (Plantagen) einen relativen 
Arbeitsüberschuß haben. Kapitalstarke Robusta-Betriebe können durch den Einsatz von 
Lohnarbeitskräften (vorwiegend Männer) zusätzlich Kaffeeplantagen in Kultur nehmen. Be
obachtet wurde, daß das Lohnniveau sich an den Kaffeepreisen orientiert. Nach dem Preis
verfall 1989 wurde nicht nur der Einsatz von Lohnarbeitskräften reduziert, sondern das 
Lohnniveau sank bis zu 50%. In Arabica-Betrieben haben Lohnarbeitskräfte nicht diesen be
deutenden Einfluß auf die Kaffeeproduktion. In der Nahrungsproduktion spielen Lohnar
beitskräfte kaum eine Rolle, ausgenommen bei speziellen Gemüsekulturen. Frauen beschäfti
gen kaum Lohnarbeitskräfte, da die Verfiigbarkeit weiblicher Arbeitskräfte fiir die Nahrungs
produktion gering ist. 

2.3.3 Kapitalausstattung 

Umlaufkapital wird in den betrachteten Betriebssystemen im Bereich der Landwirtschaft 
hauptsächlich fiir moderne Betriebsmittel (Mineraldünger und Pestizide in der Exportpro
duktion) eingesetzt. Für modeme Betriebsmittel in den Exportkulturen stehen meistens 
Kredite zur Verfiigung. Da Finanzmittel knapp sind, wird dieser Kredit weitgehend in An
spruch genommen, selbst wenn die Betriebsmittel bei Barbezahlung billiger sind. Bei hoher 
Rentabilität des Düngereinsatzes werden aber auch hohe Barbeträge mobilisiert, wie es in 
Kamerun beobachtet wurde. Die Betriebe setzen variable Betriebsmittel allerdings meist nicht 
bis zum wirtschaftlichen Optimum ein, sondern aufgrund von Risikoerwägungen und Fi
nanzmittelknappheit. Ruthenberg (1985) u.a. (s. auch FAO, 1980) geben als Faustregel ein 
Mindestverhältnis von Ertrag zu AufWand von 2: I an, um Ausgaben fiir Dünger bei Klein
bauern zu stimulieren. 

An Investitionen im landwirtschaftlichen Bereich steht die tierische Anspannung an erster 
Stelle. Sie bedeutet eine Revolution fiir den traditionellen Hackanbau. Für ihre Ausbreitung 
ist jedoch wichtig, daß die Region fiir Großviehha1tung geeignet ist und daß die Zugtiemut-
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zung deutlich wirtschaftlich vorteilhaft ist. Dies ist hauptsächlich im flächenreichen semi
ariden Savannengürtel gegeben (TRAUB, 1993). 

Die Ergebnisse der Modellberechnungen fiir Nord-Benin zeigen, daß fiir alle Betriebsklassen 
die Einfiihrung der Ochsenanspannung auch ohne Baumwolle rentabel ist. Die flächenaus
dehnung beträgt zwischen 55% und 75% je nach Kapitalausstattung der Betriebe. Erweitert 
werden Erdnuß- und Maisanbau, die Yamsfläche ist leicht rückläufig, da sie wenig mechani
sierbar ist. Die Arbeitsproduktivität steigt um 30%-40%, während die Flächenproduktivität 
leicht zurückgeht, die Bareinkommen steigen um 400/0-70%, wobei kapitalschwache Betriebe 
prozentual stärker profitieren, da sie ohne Anspannung stärker unter Arbeitsengpässen lei
den. Wird Baumwollanbau in die Modelle eingefiihrt, nehmen Nicht-Anspannungsbetriebe 
erst bei relativ hohen Baumwollpreisen die Produktion auf; dabei steigt die Gesamtbetriebs
fläche deutlich an, unter gleichzeitiger Verdrängung von Yams mit sehr hohen Arbeitsanfor
derungen pro Fläche. In Anspannungsbetrieben wird Baumwolle dagegen schon bei niedrigen 
Baumwollpreisen in die Betriebsorganisation integriert, bei hohen Preisen geht die Ge
samtfläche zurück, da jetzt die arbeitsextensive Erdnuß verdrängt wird. Während anspan
nungslose Betriebe nur dann deutlich von steigenden Baumwollpreisen profitieren, weun sie 
über zusätzliche Finanzmittel verfiigen, um Lohnarbeitskräfte anzustellen, verzeichnen An
spannungsbetriebe auch ohne oder mit geringen Zusatzmitteln schon stärkere Einkommens
zuwächse. 

Neben der tierischen Anspannung existieren in der Landwirtschaft der untersuchten Betriebs
systeme nur eingeschränkte Investitionsmöglichkeiten (z.B. Rückenspritzen). Dagegen sind 
im Tierhaltungs- und im nicht-landwirtschaftlichen Bereich (Handel, Transport, Verarbei
tung) rentable Investitionsalternativen vorhanden. 

Bei der Abschätzung der Bedeutung der Finanzmittelverfiigbarkeit fiir die Reaktionsfähigkeit 
von Betrieben auf Markteinflüsse muß berücksichtigt werden, daß Männer meistens deutlich 
höhere Kapitalreserven als Frauen und besseren Zugang zum formellen Kreditsektor besitzen. 
Wo die Nahrungsproduktion eine Aufgabe der Frauen ist, bedeutet dies eine geringere fle
xibilität fiir diesen Produktionszweig. 

3 Preispolitik und institutioneUer Rahmen 

Die bei Einzelbetrieben identifizierten Faktoren, die die Reaktionen aufpreispolitische Maß
nahmen bestimmen, finden ihr Gegenstück auf der institutionellen Ebene. So köunen Betriebe 
Engpässe in der Faktorausstattung durch Zugang zu Kredit überwinden. Allerdings wird un
terschiedlicher Kreditzugang auch verschiedene Reaktionsmöglichkeiten auf preispolitische 
Veränderungen hervorrufen und damit die Faktorallokation beeinflussen. Formeller Kredit ist 
in vielen Ländern, und so auch in Benin, praktisch nur fiir Exportkulturen verfiigbar. Die 
regionalen Entwicklungszentren (CADER) vergeben Kredite fiir Produktionsmittel der 
Baumwollproduktion und ziehen die Zinsen und Rückzahlungsbeträge beim Verkauf der 
Baumwolle direkt von den Verkaufserlösen ab. Ebenfalls weisen die Betriebe in Kamerun mit 
steigendem Anteil der Kaffeeproduktion eine zunehmende Kreditaufuahme aus. Die Mög
lichkeit, die Kreditrückzahlung durch die Verkaufserlöse sicherzustellen, ist nur bei Produk
ten gegeben, deren Vermarktungskanäle kontrollierbar sind. Dies triffi vornehmlich fiir Ex
portprodukte, wie Baumwolle und Kaffee, zu, da sie zur Vermarktung Verarbeitungsstufen 
durchlaufen müssen, die sich fiir eine Kontrolle eignen. Nahrungskulturen, die direkt auf lo
kalen Märkten verkauft werden köunen, eignen sich fiir eine Kopplung von Vermarktung und 
Kreditrückzahlung nicht. Formeller Kreditzugang ist daher vornehmlich auf Betriebe be
schränkt, die Exportkulturen anbauen. Betriebe, die allein Nahrungskulturen anbauen, sind 
auf informelle Kreditmärkte angewiesen, die jedoch teilweise wenig entwickeh sind (Nord-
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Benin) und wegen ihrer Fragmentierung und teilweise hohen Kosten den Bedarfnur unzurei
chend decken können. Darüber hinaus konkurrieren Kredite des informellen Sektors für Pr0-
duktionsmittel mit anderen, vor allem "konsumptiven" Verwendungszwecken. Bei beschränk
ter Gesamtkreditaufuahme haben Produktionsmittel häufig geringere Priorität. 

Die orientierung formeller ländlicher Kreditinstitute auf Exportkulturen bedeutet allerdings 
nicht, daß die mit Kredit finanzierten Produktionsmitte~ insbesondere Düngemitte~ allein für 
die Exportkulturen verwendet werden. Innerbetrieblich ist die Verwendung des Düngers 
nicht kontrollierbar. Dabei sind verschiedene Reaktionen auf sich verändernde Preisrelationen 
zwischen Export- und Nahrungskulturen beobachtbar. Bei relativ steigenden Exportpreisen 
steigt die Intensität der Exportproduktion, insbesondere durch vermehrten Dünger- und Ar
beitseinsatz, und in den tlächenreichen Regionen (Nord-Benin) auch die Fläche der Export
kulturen. Im kleinbäuerlichen Mischanbau (von Export- und Nahrungskuhuren) bzw. duch 
die Restdüngereffekte auf die Nachfrucht profitieren davon ebenfiills die Nahrungskuhuren. 

Bei relativ sinkenden Exportpreisen reduzieren Betriebe ihren Produktionsmittel- und Arbeit
seinsatz in der Exportproduktion. Dabei wir4-die Nahrungsproduktion nur ausgedehnt, wenn 
die freiwerdenden innerbetrieblichen Ressourcen mobil sind und Vermarktungsmöglichkeiten 
bestehen. Für die Nahrungsproduktion steht eine den Exportkulturen vergleichbare Vermark
tungsorganisation nicht zur VertUgung. Gerade in den marktfernen Produktionsgebieten wird 
die Enge der lokalen Märkte und'die mangelnde Marktinfrastruktur zum begrenzenden Fak
tor für eine massive Steigerung der Nahrungsproduktion. Als wichtige Anpassungsstrategie 
kommt jedoch auch außerbetrieblicher Einkommenserwerb hinzu. Die Schaffung außerland
wirtschaftlicher Beschäftigung durch den Ausbau der Infrastruktur und Erosionsschutz kann 
ein wichtiges Element in. der Überwindung lokaler Marktengpässe sein. 

Inwieweit mangelndes Wissen und damit landwirtschaftliche Beratung ein Engpaß in der 
Produktionsausdehnung darstellt, ist unklar. Im Exportkulturbereich ist eine spezifische Bera
tung durch die Kaffeekooperativen (in Kamerun) und die staatliche Baumwollorganisation (in 
Benin) schon seit langem angeboten worden. Weniger intensiv hat sich die Beratung mit 
Nahrungskulturen beschäftigt. Darüber hinaus ist in beiden untersuchten Regionen der Man
gel an überzeugenden und den lokalen Sorten und Anbautechniken bemerkenswert überlege
nen Beratungsinhalten festzustellen. Verstärkte Anstrengungen in der Agrarforschung sind 
erforderlich, um die Wirksamkeit der Beratung zu erhöhen und Produktivitätssteigerungen 
der Nahrungsproduktion zu erhöhen. 

4 Schlußfolgerungen: Grenzen der PreispoHtik und UberaHsierung bei unvoU
kommenen institutionellen Rahmenbedingungen 

In beiden Untersuchungsgebieten fielen die Erhebungen in die Zeit von Stukturanpassungs
und Liberalisierungsmaßnahmen. Wichtige Komponenten der Strukturanpassungsmaßnahmen 
sind darauf gerichtet, Preisanreize zu erhöhen und die Voraussetzungen fiir positive Ange
botsreaktionen zu verbessern. Wie oben diskutiert, zeigen Preisänderungen deutliche Ange
botswirkungen. Allerdings finden Angebotswirkungen ihre Grenze nicht nur in der Ressour
cenausstattung der Betriebe, sondern auch in der Marktenge und in institutionellen und in
frastrUkturellen Engpässen. Landwirte können auf Preise nur innerhalb des durch Institutio
nen und Infrastruktur abgesteckten Rahmens reagieren. Um die Wirkungsbereiche der Preis
politik zu erweitern und ihre Effektivität zu erhöhen, bedarf es der Unterstützung durch In
frastrukturpolitik und Institutionenausbau; insbesondere in den Bereichen landwirtschaftlicher 
Dienstleistungen. 

Es erscheint uns wichtig festzustellen, gerade in Anbetracht der Diskussionen um die Struk
turanpassung, daß Preispolitik auf der einen und Institutionen- und Infrastrukturpolitik auf 
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der anderen Seite nicht in konkurrierender, sondern komplementärer Beziehung zueinander 
stehen. 

Liberalisierung bedeutet ein Zurückdrängen des Staates, insbesondere aus wirtschaftlicher 
Aktivität. Andererseits erfordert Liberalisierung aber auch ein erweitertes Wahrnehmen von 
Aufgaben durch den Staat, insbesondere im Bereich des Aufbaus und der Durchsetzung eines 
rechtlichen und reguIatorischen Rahmens, der fiir das Funktionieren von Märkten unbedingt 
erforderlich ist. 

Mit der Liberalisierung ging insbesondere in Kamerun eine Privatisierung der Dünge- und 
PflanzenschutzmitteImärkte einher. Ein so liberalisierter Markt erfordert, daß zugesicherte 
Nährstoffinhalte und chemische Zusammensetzung der Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
kontrolliert werden. Bei staatlicher Verteilung der Produktionsmittel haben die staatlichen 
Vermarktungsorganisationen diese. Rolle übernommen. Werden diese aufgelöst bzw. um
strukturiert, ohne daß ein effizientes Kontrollsystern fiir Dünger und Pflanzenschutzmittel 
etabliert wird, können zunehmend vernnreinigte Produkte auf den Märkten auftauchen. Die 
von Beratern und befragten Landwirten diesbezüglich vorgetragenen Klagen deuten darauf 
hin, daß die durch die Liberalisierung bedingten positiven Aureizwirkungen durch fehlende 
Qualitätskontrolle und Schwierigkeiten in der Durchsetzung rechtlicher Ansprüche gemindert 
werden. 

Ein zweiter Problembereich liegt darin begründet, daß wenig entwickelte Märkte Qualitäts
unterschiede in den Produkten kaum honorieren. So hat die Liberalisierung dazu gefiihrt, daß 
die Sorgfalt in der Kaffee-Ernte nachläßt und die Qualität geringer wird. In Benin befiirchten 
Saatgutexperten aufgrund von schon in der Vergangenheit aufgetauchten Schwierigkeiten, 
daß bei einer Liberalisierung der Saatgutversorgung die Einfiihrung von Sorten mit höheren 
Qualitätseigenschaften erschwert wird, da Bauern Saatgut aus der alten Ernte zurückhalten, 
anstatt neues Saatgut zu kaufen. 

Ebenfalls ist zu beobachten, daß die fiir Baumwolle empfohlene Fruchtfolge und zeitige Be
seitigung der Emterückstände immer weniger eingehalten wird. Dies hat einen höheren 
Krankheitsdruck und Qualitätsverlust zur Folge. Hier hätte die Beratung eine wichtige Rolle 
zu spielen. Allerdings könnte eine reduzierte staatliche Beratung dieser Aufgabe noch weni
ger als in der Vergangenheit gerecht werden. 

Ohne Zweifel muß mit der Liberalisierung die Rolle des Staates neu definiert werden. Der 
Rückgang staatlicher Aktivität in Produktions- und Marktbereich bedeutet jedoch insgesamt 
nicht eine geringere Rolle fiir den Staat. Gerade wo der rechtliche und administrative Rah
men schwach und Märkte fragmentiert und wenig entwickelt sind, ist der Staat gefordert, die 
rechtlichen Strukturen zu schaffen und Wettbewerb sicherzustellen, um ein Funktionieren der 
Märkte zu garantieren. 

Zusammenfassung 

Landwirtschaftliche Preispolitik ist eines der wesentlichen Elemente der Agrarpolitik west
afrikanischer Länder, insbesondere im Bereich der traditionellen Exportprodukte Kaffee, Ka
kao und Baumwolle. Lange Zeit diente die Preispolitik unter dem Vorwand der Preisstabili
sierung in Wirklichkeit der Abschöpfung durch den Staat. Sie hatte tendenziell eine negative 
Wirkung auf Produktionsanreize und allgemeine· Agrarentwickhmg. In den achtziger Jahren 
wurden Märkte und nationale Preispolitiken zunehmend liberalisiert. Gleichzeitig fielen die 
Weltmarktpreise der wichtigsten landwirtschaftlichen Exportprodukte und fiihrten zu massi
ven wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Anband von zwei Untersuchungen aus Westafrika, 
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werden die Baumwollpreispolitik in Benin und die Kaffeepreispolitik in Kamerun diskutiert 
und ihre unterschiedliche Entwicklungen dargestellt. 

In Benin ergab eine Neuordnung der Agrarpreispolitik ab 1980 und eine Umstrukturierung 
des Baumwollsektors 1987 zur Steigerung der Effizienz nachhaltige Impulse fiir die Agra
rentwicklung. Die Baumwollproduktion explodierte formlich mit einem Anstieg von 1300% 
in II Jahren. Verfallende Weltmarktpreise zwangen jedoch zu einer allmählichen Senkung 
des Produzentenpreises. Dennoch bleibt die Baumwollproduktion, besonders wegen der in 
der Hochpreisphase realisierten Innovationen und Sortenverbesserung, fiir die meisten Be
triebe vorteilhaft. 

Die Agrarpreispolitik im Kaffeesektor Kameruns zeigt eine gegenteilige Entwicklung. Es 
erfolgte keine Neuordnung der Agrarpreispolitik sondem lediglich eine massive Reduzierung 
staatlicher Aktivitäten. Die Kaffeeproduktion stagnierte zunächst und sank 1989, als stark 
fallende Weltmarktpreise voll auf den nationalen Markt durchschlugen. Dies fiihrte zu hohen 
Einkommensverlusten der landwirtschaftlichen Betriebe. 

Methodisch arbeiten beide Fallstudien auf der Grundlage mikro-ökonomischer Erhebungen, 
auf deren Basis Betriebsmodelle formuliert werden, die sowohl direkte Auswirkungen preis
politischer und technologischer Veränderungen auf die Exportkulturen erfassen, als auch die 
komplexen Wechselwirkungen zwischen Export- und Nahrungsmittelproduktion. Anhand 
dieser Modelle werden verschiedene agrarpolitische Szenarien getestet. Dies erlaubt wichtige 
Rückschlüsse auf die Auswirkung und Ausgestaltung preispolitischer Maßnahmen. 

Die Untersuchungen zeigen, daß 

1. Preise einen positiven direkten Einfluß auf die Produktion von Export- und Nahrungs
kulturen in kleinbäuerlichen Betrieben haben; 

2. einzelbetriebliche Faktoren (Arbeit, Boden, Kapital) die Reaktionsmöglichkeiten auf 
preispolitische Maßnahmen erheblich begünstigen; und 

3. die Preispolitik auf der einen und Institutionen- und Infrastrukturpolitik auf der anderen 
Seite in komplementärer Beziehung zueinander stehen. 

Landwirte können auf Preise nur innerhalb des durch Institutionen und Infrastruktur abge
steckten Rahmens reagieren. Um die Wirkungsbereiche der Preispolitik zu erweitem und ihre 
Effektivität zu erhöhen, bedarf es der Unterstützung durch Infrastrukturpolitik und Institu
tionenausbau, insbesondere in den Bereichen landwirtschaftlicher Dienstleistungen. 

Summary 

Agricultural price policy is one ofthe key elements ofthe agricultural policy ofWest Afiican 
Countries, in particular concerning the traditional export crops coffee, cacao and cotton. For 
a long perlod price policy under the pretext of price stabilization was primarily used as an 
instrument to tax agriculture. It had a negative impact on incentives and general agricultural 
development. Since the 80s, markets and agricultural price policies were increasingly höerali
zed in many countries. In the same time world market prices ofthe most important agricultu
ral export commodities fell, and the result were massive economic and financial problems. On 
the basis of two case studies in West Afiica, cotton in Benin and coffee in Cameroon, diffe
rent development paths are discussed. 

In Benin, a new orientation of the agricultural price policy for cotton since 1980 and a re
structuration in 1987 gave decisive impulse to the agricultural sector, cotton production ex-
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ploded (1.300 % increase in 12 years), although decreasing world market prices forced a 
reduction ofwarranted producer prices. Nevertheless, cotton production remained attractive 
for farmers particularly as a result of tecbnological and variety innovations introduced on a 
broad seale during the period ofhigh cotton prices. 

The coffee sector in Cameroon showed a different development. Instead of a reorientation of 
price policy govemmental activities were substantially reduced. As a result coffee production 
first stagnated and, when drastically falling world market prices in 1989 were passed through 
to the national market, decreased substantially. Price and production decline led to high in
come losses for farmers. 

Both studies worked on the basis of micro-economic surveys to formulate farm models 
which not only capture the direct effects of price policy on export production, but also the 
complex interactions with food production. With the help of these models different scenarios 
were tested. Results allow important conclusions for the effect and design of price policy 
measures. 

The studies show that 

1. prices have a direct positive effect on the production of export and food crops in sma1l 
scale farming systems; 

2. an improved resource endowment offarms (labour, capital and land) has an important 
positive influence on the reaction to priee policy measures; and 

3. price policy and institutional and infrastructural poliey eomplement each other in pro
moting agricultural growth. 

"TIOßHTHKa qeH B ceßhCKOM xß3jJiicTBe H pa3BHTe arpapHoii cTPYKe 
TYpW cTpaH 3anaAHOii ACPPHKH, Ha npHMepe KaMepYHa H BeHHHa" 

IlonHTHKa ~eH Ha c.ex. npOAYK~HJO. ocoGeHHO Ha :3KCnOpTHYJO _Ko<j>e. KaKao H 

xnonOK? "Bn"eTC" OAHHM H3 BalKHhlx :meMeHTOB arpapHoti nonHTHKH CTpaH 
3anaAHoti A<j>PHKH. Aonroe BpeM" :Ha nonHTHKa ~eH npOBOAHnaCh nOA BhlBecKoti 
cTaGHnH3a~HH ~eH. a B AeticTBHTenhHocTH cnYlKHna AononHHTenhHhlM HCTO'lHHKOM 
AoxoAa An" rocYAapCTBa. OHa TeHAeH~Ho3HO OKa3h1Bana HeraTHBHoe Bmt"HHe Ha 
cTHMynHpoBaHHe npOH3BOACTBa H pa3BHTHe arpapHoro ceKTopa 3KOHOMHKH B ~enOM. 

B 80ee rOAhI phlHKH H Ha~HoHanhHa" nonHTHKa ~eH CTpaH perHOHa GhlnH 
nOCTeneHHO nHGepanH3HpOBaHhl. 0AHOBpeMeHHO npOH30wno naAeHHe l.\eH MHpOBoro 
phlHKa Ha BalKHetiwHe BHAhI 3KcnopTHoii c.ex. npOAYKI.\HH. '1TO npHBeno K GonhWHM 

3KOHOMH'IeCKJ.tM TPYAHOCTRM. Ha OCHOBe ABYX HccneAoBaHHti. npOBeAeHHhlx B 
3anaAHoii A<j>pHKe. aHanH3HpyeTc" H onHChlBaeTC" pa3BHTHe nonHTHKH l.\eH Ha 
xnonOK B BeHHHe H nonHTHKH ~eH Ha Ko<j>e B KaMePYHe. 

HOBa" nOßl1THKa l.\eH Ha arpapHYJO npOAYK~HJO. npOBOAHMaR C 1980 rOAa. H 
H3MeHeHHe CTPYKTYPhl xnonKOBOAcTBa. npoBeAeHHoe B 1987 rOAY C ~enhJO 

nOBhlweHH" ern .3<j><j>eKTHBHoCTH. AanH HOBhle HMnynhchI K AanhHetiweMY pa3BHTHJO 
arpapHOl'O ceKTopa BeHHHa. IlpoH30wen "GYM" npoH3BoAcTBa xnonKa.e 3a 11 neT 
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OHO BblPOCJlO Ha 1300%. CHI1JKalOl.l\l1eCll QeHbl XJlonKa Ha MI1POBOM pblHKe BblHye 

JKAaJlI1 K nOCTeneHHOMY CHI1JKeHl11O QeH np0I13BOAI1TeJleH. He CMOTPll Ha :HO 

XJlOnKOBOAcTBO OCTaeTCll npel1MYl.l\eCTBeHHoH OTOpaCJlblO AJlll 60Jlbllll1HCTBa 

npeAnpl111TI1H, '1TO np0l1301llJlO 6J1a'OAapll ycoBepllleHcTBOBaHl11O TeXHOJlO.1111 11 

BBeAeHl110 HOBblX COpTOB 3a nepl10A BblCOKI1X QeH. 

!10JlI1TI1Ka QeH Ha Ko<j>e B KaMepYHe I1MeeT npOTI1BOnOJlOJKHOe pa3BI1Tl1e. !10JlI1TI1Ka 

QeH Ha a.paHYIO npOAYKQl11O 3AeCb He 06HOBJlllJlaCb, a np0l1301llJlO Jll1ll1b 

3Ha'lI1TeJlbHOe YMeHbllleHl1e aKTI1BHOCTI1 .0CYAapCTBa. 3TO npl1BeJlO, CHa'laJla, K 

CTa.HaQI1I1 np0l13BOACTBa KO <j>ll , a ,3aTeM, KO'Aa CHI1JKeHl1e QeH Ml1pOBO'O pblHKa B 
nOJlHOH CTeneHI1 06PYllIl1J10Cb Ha BHYTpeHHI1H PbIHOK, e K el'O COKpal.l\eHl11O B 1989 

'OAY. 3TO conpOBOJKAaJlOCb 60Jlbllll1M CHI1JKeHl1eM AOXOAOB CeJlbCKOX0311HCTBeHHbIX 

npeAnpl111TI1H. 

MeTOAI1'1eCKI1, 06a I1CCJleAOBaHI111 nOCTpoeHbl Ha 3Mnl1pl1'1eCKOM c60pe I1H<j>opMaQI1I1 

no OTAeJlbHblM npeAnpl111TI111M 11 pa3pa60TaHHblX, Ha I1X OCHOBe, 3KOHOMI1KOe 

MaTeMaTI1'1eCKI1X MOAeJleH npeAnpl111TI1HIO. MOAeJlI1 Y'II1TbIBaIOT He TOJlbKO npllMoe 
BJlI111Hl1e nOJlI1TI1KI1 QeH 11 TeXHOJlO.I1'1eCKI1X 113MeHeHI1H Ha np0l13BOACTBO 

3KcnopTHOH npOAYKQI1I1, HO 11 KOMnJleKCHble B3aI1M03aBI1CI1MOCTI1 MeJKAY 

np0l13BOACTBOM npOAOBOJlbCTBI111 

npoAYKQI1I1. Ha OCHOBe 3TI1X 

11 np0l13BOACTBOM 3KcnopTHblX BI1AOB a.papHoH 

MOAeJleH npOI1,pblBalOTcll pa3J1I1'1Hble cQeHapl111 

pa3BI1TI111 a.papHoH nOJlI1TI1KI1. 3TO n03BOJllleT CAeJlaTb HeKoTopble BblBOAbl no 

pa3pa60TKe 11 aHaJll13Y BJlI111HI111 nOJlI1TI1KI1 QeH Ha a.paHYIO npOAYKQI1IO. 

J1cCJleAOBaHI111 nOKa3b1BaIOT, '1TO: 

l. UeHbl I1MelOT npllMoe BJlI111Hl1e Ha np0l13BOACTBO 3KcnopTHblX 11 

npOAOBOJlbCTBeHHblX BI1AOB a.papHoH npOAYKQl111 B MeJlKI1X KpeCTbllHCKI1X 

X0311HcTBax; 

2. BJlal'OAapll Hal160Jlee OnTI1MaJlbHOMY CO'leTaHI1IO <j>aKTOpOB np0l13BOACTBa (TPYA, 

3eMJlll, Kanl1TaJl) MOJKHO paCllIl1pl1Tb B03MOJKHOCTI1 pea.l1pOBaHI111 Ha MepOnpl111TI111 

nOJlI1TI1KI1 QeH; 

3. !10JlI1TI1Ka QeH AOJlJKHa AOnOJlHllTbCll I1HCTI1TYQI10HaJlbHOH 11 I1H<j>paCTpYKTYPHOH 

nOJlI1TI1KOH. 
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EINFLÜSSE DER EU-AGRARREFORM AUF DIE PRODUKT- UND FAK
TORMÄRKTE DER ENTWICKLUNGSLÄNDER 





AUSWIRKUNGEN DER EU-AGRARMARKTREFORM AUF DEN WELTMARKT FÜR 
GETREIDE - DARGESTELLT ANBAND EINES INTERREGIONALEN 

HANDELSMODELLS 

von 

Matthias von OPPEN* , Elisabeth van den AKKER * 

1 Nt:ubestimmung der politischen und Handelsbeziehungen 

Nach den einschneidenden politischen Veränderungen in Osteuropa Ende der 80er, Anfang 90er 
Jahre werden weltweit die Beziehungen der Länder untereinander neu bestimmt; ganz wichtig fiir 
den Verlauf dieses Prozesses sind die sich nunmehr entwickelnden Handelsbeziehungen. Die lange 
Verzögerung des Abschlusses der Uruguay-Runde des GATT bis zum Dezember 1993 ist auf 
diesen Zusammenhang zurückzufiihren; die Verhandlungspartner mußten die veränderten Gege
benheiten neu einschätzen, ehe sie zu Beschlüssen kommen konnten. Eng verknüpft mit den 
GATT-Beschlüssen ist die Reform der EU-Agrarmarktpolitik; jedoch kann die Reduzierung der 
Stützung der europäischen Binnenmarktpreise fiir Agrarprodukte weitgehend auch als ein Ergeb
nis der innereuropäischen politischen Kräfte angesehen werden. Die Zurückfiihrung der Agrar
preise und der landwirtschaftlichen Überproduktion sind sowohl aus ökologischen als auch aus 
gesamtwirtschaftlichen Gründen innergemeinschaftlich notwendig geworden. 

Vor diesem Hintergrund der sich abzeichnenden GATT-Verhandlnngen und der Reform der EU
Agrarpolitik erschien es den Autoren bedeutungsvoll, einmal den Versuch zu unternehmen, mit 
Hilfe eines Handelsmodells nachzuzeichnen, wie sich die Reform der EU-Getreidemarktpolitik auf 
den Wehmarkt fiir Getreide auswirkt. Eine solche Untersuchung, die über den Zustand von Wa
renströmen, Preisen und Angebots- und Nachfragemengen zum einen vor und zum anderen nach 
der Reform unter ceteris paribus-Bedingungen Auskunft gibt, liefert als didaktische Hilfe fiir Ent
scheidungsträger und wissenschaftlich Interessierte wertvolle Informationen. 

Im besonderen sollte die Untersuchung zur Klärung folgender Fragen beitragen 

1. Wie wirkt sich die EU-Agrarmarktreform auf den Getreidepreis im Weltmarkt aus? 

2. Inwieweit werden klassische Importregionen (z.B. Afrika, GUS) sowie Exportregionen 
(z.B. Lateinamerika) von diesen Änderungen betroffen. Dabei sollten Mengen, Preise und 
Wohlfahrt als Indikatoren dienen. 

3. Welche Kosten werden in der EU durch die Agrarmarktreform künftig verursacht bzw. ein
gespart? 

Hinter diesen Fragen steht die generelle Frage, inwieweit sich die Reform der EU
Agrarmarktpolitik auf die Wohlfahrt, insbesondere die der Entwicklungsländer, auswirkt, bzw. 
welche Schritte zu empfehlen wären, um in entwicklungspolitischer Richtung besonders wün
schenswerte Ziele zu erreichen. Wie stets in der Ökonomie erhebt sich die Frage, ob denn eine 
komplizierte, aber in den Annahmen relativ vereinfachende Modellrechnung notwendig und rele-

Prof. Dr. M.Y.Oppen und Dipl.-Ing. agr. E.v.d. Akker, Professur für Marktlehre in Entwicklungsländern 3m 

Institut für Agrar- und Sozialökonomie in den Tropen und Subtropen (490), Universität Hohenheim, 70593 
Stuttgart 
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schenswerte Ziele m erreichen. Wie stets in der Ökonomie erhebt sich die Frage, ob denn ~e 
komplizierte, aber in den Annahmen relativ vereinfachende Modellrechnung notwendig und rele
vant ist, um diese Fragen m beantworten. Wir sind der Meinung, daß gerade vor dem Hinter
grund der ökonomischen Theorie und mit Hilfe eines notgedrungen simplifizierenden Modellan
satzes die komplexen Wechselbeziehungen von Preis- und Mengenänderungen hinreichend trans
parent gemacht werden können, daß zum einen bei Abweichungen in der Realität deren Gründe 
hinterfragt werden können und zum anderen - solange das vom Modell gezeichnete Gesamtbild 
des Marktes hinlänglich plausibel ist - die generelle Richtung und Größenordnung der m erwar
tenden Auswirkungen durchaus entscheidungsrelevante Informationen liefern. 

2 Interregionales GleichgewichtsmodeU zur Abschätzung von AgrarpolitikmaOnahmen 

2.1 EU-Agrarpolitik als Beispiel 

Die EU-Agrarpolitik - in der Vergangenheit mit dem Ziel der Sicherung der Eigenversorgung und 
der UnterstütmDg des bäuerlichen Familienbetriebes entwickeh - hat m Überschüssen gefiihrt. 
Die damit verbundenen hohen Kosten sowie ökologisch bedenklichen· Belastungen der Umwelt 
haben schließlich eine Ref~)fm erzwungen, die mnächst niedrigere Preise durch den Wegfall von 
Preisstütmngen vorsieht. Dadurch soll die Überschußproduktion verringert und der Wehmarkt 
entlastet werden. Inwieweit diese Wirkungen auf dem Wehgetreidemarkt die Preise und Waren
ströme verändern, ist noch nicht eindeutig abmsehen, da die Reform erst seit 1993 in Kraft ist. 
Mit einem HandeIsmodell sollen die Wirkungen nachgezeichnet werden. 

2.2 Normatives interregionales G1eichgewichtsmodeU als didaktisches Hilfsmittel 

Das verwendete interregionale Handelsmodell hat als Zielfunktion die Maximierung der Netto
wohlfahrt, die sich nach dem Konzept der Überschußnachfrage bzw. des Überschußangebotes aus 
dem Integral unter der Nachfragekurve, vermindert um das Integral der Angebotskurve und um 
die Transferkosten errechnet (Gleichung I). Unter Transferkosten werden alle zum Ansatz kom
menden Kosten wie Transportkosten, HandeIsmargen oder Zölle msammengefußt. 

'" " (I) Nettowohlfahrt = f D,( f/J)dq, - f 8.( q.)dq. - Tu'" q. 

mit: Angebotsregionen 

Nachfrageregionen 

SAngebotsfunktion 

D Nachfragefunktion 

T Transferkosten 

qij transportierte Menge 

qi angebotene Menge 

'li nachgefragte Menge 

Als Angebots- und Nachfragefunktionen liegen dem Modell isoelastische Funktionen mgrunde, 
die auf den Durchschnittspreisen (Refer~reisen) und den entsprechenden durchschnittlichen 
Angebots- und Nachftagemengen(Referenzmengen) sowie den damgehörigen Angebots- bzw. 
Nachfrageelastizitäten basieren (Gleichung 2). 

(2) bzw. 

mit: q Durchschnittsmenge b Elastizität 
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p Durchschnittspreis a Funktionskoeffizient 

Die Zielfunk.tion lautet (Gleichung 3): 

Die Zielfunk.tion wird unter den Nebenbedingungen maximiert, daß die Differenz zwischen Nach
frage- und Angebotspreisen kleiner oder gleich den Transferkosten, die angebotene Menge größer 
oder gleich der nachgefragten Menge und die in jeder Region zur Verfiigung stehende Anbauflä
che kleiner oder gleich der insgesamt zur Produktion der Angebotsmengen aller Produkte dieser 
Region benötigten Fläche ist (Gleichungen 4,5 und 6). 

(4) pJ- Pi ~ T. 

~", (6) ~)II' ~L, 
o 

mit: qiCangebotene Menge von Frucht c in Region i 

Yic Ertrag von Frucht c in Region i 

4 verfiigbares Land in Region i 

3 Der Weltagrarmarkt bis 1992 in Realidt und im ModeU 

3.1 Weltgetreideproduktion 

Die Weltgetreideproduktion belief sich Anfang der 90er Jahre auf eine Gesamtproduktion von 
knapp 2 Mrd t Getreide. Dabei entfielen auf die Getreidearten Weizen, Reis und Mais mit jeweils 
ca. 0,5 Mrd t 75% der Gesamtproduktion (vgl. Tab. 1). 

Mit 21 % der gesamten Getreideproduktion ist China der wichtigste Getreideproduzent (vgl. 
Tab. 2). Es folgen die USA mit 16% sowie Indien mit 10%. Die EU hat an der WeItgetreidepro
duktion einen Anteil von 9% (vor der EU-Agrarmarktreform). 
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Tabelle 1: Entwicklung der Weltgetreideproduktion 

Jahre 086-89 1990 1991 1992 086-89 1990 1991 1992 

Produkte Miot % 

Weizen 518 593 546 564 29 30 29 29 

Reis 476 521 518 526 27 27 28 27 

Grobgetreide I) 803 837 818 863 45 43 44 44 

davon Mais 444 479 491 526 25 25 26 27 

Gerste 128 178 168 160 9 9 9 8 

Hirse 29 30 27 29 2 2 2 2 

Sorghum 65 57 55 70 4 3 3 4 

Total 1797 1950 1882 1952 100 100 100 100 

1 Grobgetreide: Mais, Gerste, Hirse, Sorghum und andere 

Quelle: AGROSTAT 1993/94 

Gleichzeitig wurden weltweit im Laufe der letzten Jahre Lagerbestände in Höhe von ca. 130 Mio t 
Weizen und 125 Mio t Grobgetreide aufgebaut. 

Tabelle 2: Wichtigste Produktionsländer und -regionen von Getreide insgesamt, Durch
schnitt 1990-92 

Land Menge Anteil an 

(Mio t) 
Weltproduktio 

n(%) 

USA 310 16 

Kanada 54 3 

Brasilien 40 2 

China 394 21 

Indien 194 10 

ehem. UdSSR 180 10 

EU 173 9 

Gesamt 1345 71 

Quelle: AGROSTAT 1993/94 
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3.2 Verbrauch von Getreide 

3.2.1 Weizen 

Der Anteil der einzelnen Verbrauchsarten bei Weizen unterscheidet sich stark in den jeweiligen 
Regionen (vgl. Tab. 3). So werden in Europa nur ca. 51 % direkt zur menschlichen Ernährung 
eingesetzt, während in Asien oder Afiika dieser Anteil 87 bzw. 90 % beträgt. 

Tabelle 3: Verbrauch von Weizen nach Regionen und Verbrauchsarten 1991/92 (Mio t) 

Region Verbrauch als Gesamtverbrauch 

Nahrungs- Pro Kopf Futter anderweitig 
mittel (kg) 

Europa 53,1 105,4 40,5 10,8 104,4 

ehem. UdSSR 36,0 122,9 53,7 10,7 100,4 

NordamerikalKanada 30,3 69,6 10,7 4,3 45,3 

Südamerika 16,6 54,5 0,2 1,2 18,0 

Asien 212,9 65,8 11,9 19,8 244,6 

Afiika 30,7 45,0 1,0 2,4 34,1 

Ozeanien 1 8 655 14 08 40 

Quelle: IWC, 1993 

3.2.2 Grobgetreide 

Bei Grobgetreide kann festgestellt werden, daß es in Europa hauptsächlich im Futtermittelbereich 
eingesetzt wird (78%), während es in Afiika überwiegend als Hauptnahrungsmittel in Form von 
Mais oder Hirse dient (71 %) (vgl. Tab. 4). 

Tabelle 4: Verbrauch von Grobgetreide nach Regionen und Verbrauchsarten 1991/92 
(Mio t) 

Region Verbrauch als Gesamtverbrauch 

Nahrungs- Pro Kopf Futter anderweitig 
mittel (kg) 

Europa 8,9 17,7 119,6 25,3 153,7 
ehern. UdSSR 5,0 17,4 97,6 30,2 132,8 

N ordamerikalKanada 20,2 47,8 169,7 40,8 230,7 

Südamerika 7,1 2,1 27,6 5,6 40,3 

Asien 86,3 27,7 111,3 27,4 225,1 

Afiika 49,5 77,1 12,1 8,6 70,2 

Ozeanien 01 53 38 08 48 
Quelle: IWC, 1993 
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3.3 GetreidehandeI 

Insgesamt wurden bei Getreide im Durchschnitt der Jahre 1990-92 10% des Produktionsvolwpens 
weltweit gehandeh (vgl. Tab. 5). Weizen hat dabei den größten Anteil mit knapp 21% der Pro
duktion, gefolgt wn Grobgetreide, von dem ca. 13% der Produktion gehandeh werden. Reis da
gegen liegt mit einem 2 - 3%igen Anteil des HandelsvoIumens an der Produktion weit zurück. 

TabeUe 5: WeitgetreideprodUktion und -handel, Durchschnitt 1990-92 

Art Produktion Handel (Mio Handelsanteil an 
(Mio t) t) der jeweiligen 

Produktion (%) 

Weizen 567,7 117,0 20,6 

Reis 521,7 13,8 2,6 

Grobgetreide 839,3 105,7 12,6 

Getreide gesamt 1928,7 236,5 10,2 

Quelle: AGROSTAT 1993/94 

3.4 EU Agrarmarktpolitik 

3.4.1 Seitherige EU-Agrarmarktpolitik bei Getreide 

Der Getreidemarkt der EU wurde bis 1992 durch die nachfolgend kurz zusammengefaßte Mark
tordnung reguliert, bestehend aus Regelungen fii.r Binnenmarkt und Außenhandel. Kennzeichen 
der seitherigen EU-Agrarmarktpolitik bei Getreide waren ein festgelegtes Preissystem mit Inter
ventions- bzw. Ankaufspreisen (vgl. Tab. 6) fii.r den Binnenmarkt sowie beim Außenhandel Ab
schöpfimgen, basierend auf der Differenz zwischen Schwellenpreis und cif.. Rotterdam, und Expor
terstattungen in unterschiedlicher Höhe, um die Überschußmengen auf dem Wehmarkt zu plazie
ren. Die in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegenen Exporterstattungen beliefen sich 1992 im 
Schnitt auf lOS USS/t Weizen und auf 120 USS/t Grobgetreide bzw. insgesamt einschließlich 
Nahrungsmittelbilfe auf ca. 5,9 Mrd USS. 

TabeUe 6: Marktordnungspreise für den Getreidemarkt 1992/93 

Preisart Weizen Mais 

DMit USS/t DMit USS/t 

Interventionspreis 393 247 385 240 

Ankaufspreis 369 232 362 226 

Schwellenpreis 1.7. -30.9.92 522 337 517 323 

ab 1.10.92 - - 474 296 

Quelle: Toepfer International, 1993 
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3.4.2 Agrannarktrefonn 

Die Agrannarktrefonn trat am l. Juli 1993 in Kraft, nachdem sie im Getreidesektor 1992 durch 
Preissenkungen der Interventionspreise und damit des Marktpreisniveaus schon vorbereitet wor
den war. Das neue System basiert auf einer über drei Jahre hinweg durchgefiihrten Senkung des 
Getreidepreises, die durch eine Ausgleichszahlung je Hektar kompensiert wird, sofern der Be
triebsinhaber sich bereit erklärt, einen bestimmten Prozentsatz seiner Anbauflächen stillzulegen. 
Die aufgefiihrten Preise gehen rur alle Getreidearten unter Berücksichtigung von Zu- oder Ab
schlägen je nach angebotener Qualität (vgl. Tab. 7). Die Interventionsstellen sind verpflichtet, die 
ihnen angebotene Ware (vorbehahlich einer Mindestmenge und bestimmter Qualitätsanforderun
gen) ohne mengenmäßige Begrenzung während eines bestimmten Zeitraumes anzukaufen 
(GRÜNES EUROPA, 1993). 

Tabelle 7: Marktordnungspreise für Getreide nach der Agrarmarktreform 

1993/94 1994/95 1995/96 

DM/t US$/t DM/t US$/t DM/t US$/t 

Interventionspreis 272 170 251 157 232 145 

Richtpreis 302 189 279 174 256 160 

Schwellenpreis 407 254 383 240 360 225 

1 US$ = 1,60 DM 

QueUe: Toepfer International, 1993 

3.5 We1t- und EU-Agrarmarkt im Modell Daten 

Die im interregionalen Handelsmodell verwendeten Ausgangsdaten wurden hauptsächlich den 
World Grain Statistics (IWC, 1993) sowie der AGROSTAT (FAO,1993) und den FAO
Jahrbüchern entnommen. 

Als Referenzdaten wurden auf der Angebotsseite Durchschnittswerte der Jahre 1990-92 gebildet, 
bei der Nachfrageseite wurden die verfugbaren Konsumdaten von 1992 verwendet. Transportko
sten wurden aus den rur 1991/92 ausgewiesenen Frachtraten (TOEPFER, 1993 und IWC, 1993) 
berechnet. Aus den gleichen Quellen stammen die Marktordnungspreise der EU sowie die im 
Rahmen ihres Export Enhancement Programs von den USA geleisteten Subventionszahlungen bei 
Weizen und Gerste. Die EIastizitäten wurden in Größenordnungen angenommen, die nach der 
gängigen Literatur als plausibel gelten kötinen 1. 

Ferner wurden Mindestliefennengen, wie sie aufgrund verschiedener Abkommen weltweit bilate
ral festgelegt sind, als Restriktionen eingebaut; es handelt sich hierbei um Größenordnungen von 
knapp 14 Mio t Weizen und 8 Mio t Grobgetreide. 

1 Die Elastizitäten beeinflussen die Ergebnisse in ihren Mengen- /Preisbeziehungen relativ wenig; allerdings 
wirken sie sich auf die Wohlfahrtseffekte in dem Sinne aus, daß eine in absoluten Zahlen höhere Elastizität die 
Erzeugerrente verringert und die Verbraucherrente erhöht. 
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3.5.1 Basismodell 

Das zur Veranschaulichung des Weltgetreidehandels zugrundegelegte Modell umfaßt 17 Anbau
und 17 Nachfrageregionen. Es handelt sich hierbei sowohl um einzelne Länder, die auf dem Ge
treidemarkt hauptsächlich eine wichtige Funktion beim Export einnehmen wie die USA oder Ka
nada, als auch um Ländergruppierungen, die auf dem Weltgetreidemarkt mit gleichen Interessen 
auftreten wie z.B. Zentralamerika, wo alle Länder als Nettoimporteure einzustufen sind. 

Hinsichtlich der Produkte wurden die drei wichtigsten Getreidearten berücksichtigt, nämlich Wei
zen und Reis als Hauptgetreidesorten sowie Grobgetreide, worunter Mais, Gerste, Hafer, Rog
gen, Hirse und Sorghum zusammengefaßt werden. 

Bei dem Modell handelt es sich um die statische Betrachtung eines Wirtschaftsjahres; unter der 
Voraussetzung vollkommener Markttransparenz, homogener Güter und einer gewinumaxirnieren
den Handlungsweise der Marktteilnehmer werden die optimalen Produktions- und Konsummen
gen sowie die entsprechenden Handelsmengen und -ströme unter Berücksichtigung gegebener 
Restriktionen und Kosten errechnet. Als Restriktionen gehen Politiktnaßnahmen wie Handelsbe
schränkungen oder Lieferabkommen in das Modell ein, als Kosten werden Transportkosten, Han
deismargen und Zölle berücksichtigt. Darüber hinaus wird mittels eines Verlustkoeffizienten die 
Bruttoproduktion auf eine Nettoangebotsmenge, die in der Summe der Nachfragemenge ent
spricht, umgerechnet. Lagerhaltung sowie Veränderungen der Bestandsmengen wurden nicht 
einbezogen, was bei der Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen ist. 

3.6 Plausibilität des Modells 

Das Modell berechnet die Handelsströme, wie sie sich nach Maßgabe der Zielfunktion, also der 
Maximierung der Nettowohlfahrt, in der Welt ergeben würden. Dabei sind gewisse Warenströme, 
die auf vertraglichen Handelsbeziehungen beruhen, als Mindestliefermengen in das Modell einge
baut worden. 

Zum Vergleich wurden in Tabelle 9 die aktuellen sowie die vom Basismodell als optimal errechne
ten Handelsmengen von Weizen zusammengestellt. Ein Vergleich dieser Tabellen zeigt weitge
hende Übereinstimmung. Beispielsweise importiert Afiika in Wirklichkeit etwa 16 Mio t Weizen, 
dem Modell nach sind es sogar 23 Mio t; und die GUS importieren tatsächlich etwa 20 Mio t, 
während im Modell 18 Mio t ausgewiesen werden. Die EU, tatsächlich ein Exporteur von 19 Mio 
t, exportiert dem Modell zufolge knapp 21 Mio t, wobei das Modell die Wirklichkeit bestätigt, 
daß Afiika und GUS die wichtigsten Zielländer dieser europäischen Weizenexporte sind. Argen
tinien exportiert annähernd 6 Mio t, was im Modell bestätigt wird. Die Türkei tritt im Modell als 
Exporteur von fast 6,6 Mio t Weizen in die GUS-Länder auf; wohingegen sie in Wirklichkeit die
se Menge nach Afiika (I Mio t), nach Asien (2,6 Mio t) und nach GUS (2,6 Mio t) liefert. 

3.6.1 Angebotspreise und -mengen 

Beim Vergleich der Gleichgewichtspreise im Modell mit denen der Wirklichkeit ist es wichtig, zu 
berücksichtigen, daß vom Modell fiir jedes Produkt in jedem Land ein Preis errechnet wird, wel
cher die Faktoren, die hier eine Mengenbegrenzung zur Folge haben und darum Schattenpreise 
bilden, bewertet. Dieser Schattenpreis wird dem Preis, der sich auf Grundlage der Funktion ergibt, 
hinzugefiigt. Weun z.B. in Schaubild I die optimale Angebotsmenge Q einem Angebotspreis von 
P entspricht, dann leitet das Modell., sofern kein Schattenpreis anfällt, den Nachfragepreis aus P + 
T ab. Da jedoch im vorliegenden Schaubild das zur Weizenproduktion zur Ve~gung stehende 
Land knapp ist, entsteht ein Schattenpreis B, so daß der modelloptimale Angebotspreis P + T + B 
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beträgt. Entsprechend wird der Nachfragepreis bei P + T + B angenommen. Nach Ableitung der 
im Modell eingegangenen Werte fiir B kann der tatsächliche Angebotspreis berechnet werden. 

Schaubild 1: Angebots- und Nachfragefunktion von Weizen in der EU 

~o ,----------.-.-,--------,-----------r-------, 

300 
284 

Nachfrage 

-----------1, 
Schattenpreis 
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I- 242 
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und Verluste (Tl 
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Preise: 232 US$lt Gteichgewichtspreis Angebot 
242 US$it nach Optimierung Nachfragapreis 
284 US$it nach Optimierung Angabolspreis 

aA: Angebot 86.9 Mio ~ 284 US$it 
aN: Nachfrage 62.8 Mio t • 242 US$it 
aN1: Nachfrage 59.9 Mio ~ 284 US$it 

3.6.2 Erklärungsansatz fiir Verbraucher- und Erzeugerpreise im Falle der EU 

Die EU bildet aufgrund der Abschottung zum Weltmarkt (über Abschöpfungen und Exporterstat
tungen) einen wettbewerbsverzerrenden Partner auf dem Weltmarkt. Durch Umlenkung von 
Steuergeldem aus anderen Sektoren in den Agrarsektor werden hier Überschüsse produziert, die 
auf dem Weltmarkt über Exporterstattungen abgesetzt werden. Da die Exporterstattungen unbe
grenzt bezahlt w~den (fiir die Zahlungen wurde keine Obergrenze festgelegt), wird die Produkti
on von Getreide fiir den Weltmarkt so weit ausgedehnt, wie es die Verfiigbarkeit anderer limitie
render Ressourcen (z.B. Land) gestattet. Da die Ressource Land nur begrenzt zur Verfiigung 
steht, erhält sie einen Schattenpreis, welcher über die Produktionskosten dem Angebotspreis zu
gerechnet wird. Im Modell erhöht der Schattenpreis fiir Boden den Angebotspreis um 42 USS!t 
von 232 USS!t auf 274 USS!t. Zusätzlich wird aus Verlusten sowie einer Handelsmarge eine 
Spanne von 10 USS!t angerechnet. Dadurch wird der Nachfragepreis ebenfalls auf 284 USS!t er
höht und die Nachfrage entsprechend vermindert (vgl. Schaubild 1, QN}). Dieser Vorgang findet 

in der Realität nicht statt, da der Produzent nur maximal den Interventionspreis ausbezahlt be
kommt (232 USS!t). Er kann jedoch zu diesem Preis entsprechend der Flächenverfiigbarkeit un
endlich viel produzieren, da alle Überschüsse auf den Weltmarkt exportiert werden. Gleichzeitig 
ist der Verbraucher in der Lage, im Inland zu 240 USS!t nachzufragen (unabhängig vom Produk
tionsumfang);.dem Verbraucher wird also die Übernahme des Schattenpreises fiir Land erlassen. 
Im Modell geschieht dies durch die Einfiihrung einer Verbrauchersubvention von 42 USS!t, wel
che die Übertragung des Schattenpreises fiir Land auf die Verbraucher auJhebt. Der Nachfrage
preis bildet sich bei 242 USS!t, die nachgefragte Menge liegt bei QN. Das Modell liefert damit 
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sowohl in Bezug auf die Warenströme als auch im Hinblick auf die Preise und Mengen, die es 
berechnet, eine plausible Beschreibung der Wirtschaftswirklichkeit, so daß es als Basismodell fiir 
die Analyse der Wirkungen von Reformmaßnahmen akzeptabel erscheint. 

4 Der Weltgetreidemarkt vor und nach der EU-Agrarmarktreform 

Die EU-Agrarmarktreform wurde im Modell mit einem einzigen Szenario nachgezeichnet, indem 
die Exporterstattungen sowie die Verbrauchersubventionen gestrichen wurden; alle übrigen im 
Basismodell gemachten Annahmen blieben unverändert. 

4.1 Wirkungen auf Mengen, Preise und Warenströme Mengen und Preise 

Die wichtigsten Ergebnisse in Bezug aufWarenbewegung und Preise sind in Tabelle 8 beispielhaft 
fiir EU, Afiika und GUS zusammengefaßt: 

Mit der EU-Agrarmarktreform nimmt das Weizenangebot in der EU auf 90, I % ab, weil der Preis 
auf81,3% fällt. Gleichzeitig steigt die Nachfrage auf 102,9%, da der Verbraucherpreis auf91,2% 
fiillt. Damit sinken die Überschüsse und die Exporte fallen von 20,7 auf 10,7 Mio t, also auf 
51,7%. In Afiika steigen die Weizenpreise fiir die Verbraucher um 7,1 %, wodurch die Nachfrage 
um 5,4% und die Importe um 9,8% fallen. In den GUS-Ländern sind dagegen die Auswirkungen 
der gestiegenen Weizenpreise mit einem Rückgang der Importe von 1,1% nur sehr gering. Das 
Angebot an Grobgetreide sinkt in der EU um 2,0% und die Nachfrage um 0,8%, die Exporte ge
hen auf5,3% des Vor-Reform-Niveaus von 9,3 Mio t zurück. 

. In der EU bewirkt die Agrarmarktreform eine Reduzierung der Flächennutzung von 9,9% der 
Weizenfläche und 2,1% der Grobgetreidefläche. Insgesamt erfolgt soJcit eine Flächenreduzierung 
von 5,7% der Getreidefläche auf33,9 Mio ha ohne erzwungene Stillegung. 

4.1.1 Warenströme 

Die internationalen HandeIsströme von Weizen sind in Tabelle 9 ausgewiesen, und zwar zunächst 
die tatsächlichen sowie die vom Basismodell, danach die des Szenarios. Ein Vergleich der trans
portierten Weizenmengen des Basismodells mit denen des Szenarios zeigt Veränderungen aufund 
gibt Hinweise aufkünftig mögliche Richtungsänderungen der Warenströme im Weltweizenhandel. 

Durch die EU-Agrarmarktreform und die Einschränkung der Weizenüberschüsse der EU wird 
dem Modell zufolge diese ihre Exporte in die GUS-Länder (5 Mio t) ganz einstellen sowie auch 
die Exporte nach Brasilien (2 Mio t); nach Afiika wird der europäische Export von 14 Mio tauf 
11 Mio t zurückgefahren. Um diese Änderungen im Welthandel mit den übrigen Ländern ins 
Gleichgewicht zu bringen, postuliert das Modell weiterhin eine Ausweitung der Exporte von Ka
nada in die GUS-Länder um 5 Mio t; dafiir schränkt Kanada die Exporte nach Asien von 13 auf 8 
Mio t ein, während die Exporte nach Japan (5 Mio t) und Lateinamerika (2 Mio t) bemerkenswert 
konstant bleiben. Asien erhält einen Zuwachs an Importen von 2 Mio t aus den USA, allerdings 
schränkt Kanada die Exporte nach Asien um 5 Mio t ein. Die USA weiten ihre Exporte neben 
denen nach Asien auch die nach Brasilien um je 2 Mio t aus. Drastisch schränken die USA ihre 
Exporte in Richtung China ein, von 9 auf 6 Mio t. Tacsächlich sind am Ende die großen Verlierer 
1. China mit 3 Mio t (34%), 2. Afiika mit 2 Mio t (10%) und 3. Asien mit 2 Mio t (8%) weniger 
Importen nach der EU-Agrarreform. Die übrigen importierenden Entwicklungsländer sowie das 
Importland Japan werden von den EU-Agrarmarktreformen kaum oder nur am Rande betroffen. 
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Inwieweit sich hieraus Verschiebungen in den politischen Beziehungen weltweit ableiten, bleibt 
abzuwarten. Der Weizen ist wahrscheinlich auf den Weltmärkten zur Zeit nicht unbedingt das 
gewichtigste Gut, aber wohl auch kein ganz unwichtiges. 

TabeUe 8: EU-Getreidemarktreform: Mengen und Preise 

Indikator vorher nachher Veränderungen in % 

Weizen Grobl!:etreide Weizen Grobl!:etreide Weizen Grobl!:etreide 

EU Angebot 
Menge (Mio t) 86,9 86,4 78,3 84,7 90,1 98,0 

Preis (US$/t) 232 I 220 I 1886 2127 813 966 

EU Nachfrage 

Menge (Mio t) 62,8 78,6 64,6 78,0 102,9 99,2 

Preis (US$/t) 2426 2429 2213 2495 912 1027 

+lmo. -Exo. (Mio t - 20 7 - 93 - 10.7 -05 51.7 53 

Afrika Angebot 
Menge (Mio t) 14,3 62,1 14,6 62,1 102,1 100,0 

Preis (US$/t) 213 5 1400 2299 1400 1077 1000 

f.\frika Nachfrage 

Menge (Mio t) 37,2 66,2 35,2 66,1 94,6 99,8 

Preis (US$/t) 242 I 1959 2593 1965 107 I 1003 

~Imn. -Exn. lMin t + 23.5 + 8.6 +212 + 8.6 902 1000 

GUS Angebot 
Menge (Mio t) 118,6 159,7 118,7 159,7 100,0 100,0 

Preis (US$/t) 2195 1400 2200 1400 1002 1000 

GUS Nachfrage 

Menge (Mio t) 132,0 168,7 131,9 168,4 99,9 99,8 

Preis (US$/t) 2484 2019 2593 2025 1044 1003 

+lmp. -Exp. (Mio t + 18,0 + 20,6 + 17,8 + 20,3 ' 98,9 98,5 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Tabelle 9: Interregionaler Handel mit Weizen 1991/92 (1000 t) 

von/nach Afrika USA Centralamer. Lateinamer. Brasilien Asien China Indien Japan Thai!. Türkei EU Ozeanien GUS/Osteur. Gesamt 

USA 5485 1702 1186 623 8044 5574 27 3219 191 414 36 7454 33955 
USA 6000 3417 284 4251 9084 391 4000 27427 
USA 6000 3266 2101 6530 6032 380 4000 28309 

Kanada 944 945 972 1366 1721 4394 7079 20 1556 118 26 706 13 4342 24202 
Kanada 2500 2430 12888 4647 2500 24965 
Kanada 2500 2134 8333 4601 7521 25089 

Argentinien 30 102 1706 2805 1055 10 25 5733 
Argentinien 150 1908 2200 1400 5658 
Argeirtinien 150 2001 2200 1400 5751 

Asien 599 81 27 279 109 51 1146 
Asien 0 
Asien 0 

Türkei 983 121 2615 9 2619 6347 
Türkei 6647 6647 
Türkei 835 6233 7068 

EU 6292 5 978 251 3519 2604 17 5468 19134 
EU 13843 1967 4885 20695 
EU 10714 10714 

Australien 1907 4669 270 1053 67 316 8282 
Australien 1000 8102 800 308 10210 
Australien 1000 8165 800 298 10263 

GUS/Osteur. 50 21 71 
GUS/Osteur. 0 
GUSOsteur. 0 

Gesamt 16290 950 3775 4590 5297 24296 15806 47 5828 485 26 1190 382 19908 98870 
Gesamt 23493 0 3417 4338 4451 26641 9084 0 5447 391 0 0 308 18032 95602 
Gesamt 21199 0 3266 4135 4301 24428 6032 0 5401 380 0 0 298 17754 87194 
Gesamt real 16645 949 3774 4590 5296 26531 15872 48 5828 528 128 1198 382 22711 --.!04480 

Warenströme nach IWC, 1993; Warenströme nach Basismodell; Warenströme nach Szenario 



4.2 Wirkungen auf Erzeuger- und Verbraucherrenten 

Die Veränderungen fiir weitere in der Untersuchung berücksichtigte Länder, die hier aus Platz
mangel nicht aufgefiihrt werden können, können in anderer Zusammenfassung der Auflistung der 
Erzeuger- und Verbraucherrenten entnommen werden (vgl. Tab. 10). Dem Rückgang der Erzeu
gerrente in der EU von über 30% stehen Zuwächse der Erzeugerrenten in fast allen Ländern und 
Regionen der übrigen Welt (außer Thailand)2 gegenüber (von etwa I % bis 5%), sodaß insgesamt 
die Bilanz der Wirkungen auf alle Erzeuger mit nur 1,6% unter dem Vor-Reform-Niveau fast aus
geglichen ist. Dagegen müssen die Verbraucher in allen Ländern (außer EU und Thailand) leichte 
Einbußen der Verbraucherrenten hinnehmen. Insgesamt fällt die Summe der Erzeuger- und Ver
braucherrenten weltweit durch die EU-Agrarmarktreform um 1,2% - ein Betrag, mit dem die EU
Steuerzahler die Weltgetreidemärkte vor der Reform subventioniert haben. 

4.3 Kosten der EU-Agrarmarktpolitik 

Die EU-Agrarmarktpolitik verursacht insgesamt bei Getreide über Erstattungen und Interventi
onsmaßnahmen Kosten über ca. 9,9 Mrd US$ (KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GE
MEINSCHAFTEN, 1992). Diese Kosten werden durch die Einfiihrung der EU-Reform im Mo
dell zunächst eingespart. Da, wie in Tabelle 10 gezeigt wurde, die Verbraucher- und Erzeugerren
ten in der Summe von 75 auf65 Mrd US$ zurückgehen, also um fast genau 10 Mrd US$, heben 
sich die Wirkungen von Subventionseinsparungen einerseits (9,9 Mrd US$) und Erzeuger- und 
Verbraucherrentenverluste (10,0 Mrd US$) fast auf. Tatsächlich werden den Getreideerzeugern in 
Europa über Flächenprämien Ausgleichszahlungen geleistet, die in der Größenordnung von 10 
Mrd US$ liegen. 

5 Zusammenfassung 

Die politischen Beziehungen in der Welt werden weitgehend von den Handelsbeziehungen ge
prägt; politische Entscheidungen wie die seit langem notwendige Reform der europäischen 
Agrarmarktpolitik haben einen weitgehenden Einfluß auf die Warenströme. Tritt die erhoffte Re
duzierung der Überschußproduktion in der EU ein, so werden die Preise der Weltmärkte anstei
gen, wovon die Exporteure unter den Entwicklungsländern profitieren werden. Dies gilt jedoch 
nur, so lange die USA ihr Export Enhancement Program nicht ausweiten, um sich frei werdende 
Marktanteile zu sichern. Für die Kampagne 1993/94 haben die USA jedoch Mittel rur den Export 
von 31,5 Mio t Weizen, 1,7 Mio t Mehl und 3,5 Mio t Gerste bereitgestellt, was darauf schließen 
läßt, daß sich der Umfang der Exportförderung nicht verringert (AGRARWIRTSCHAFT 43, 
1994). 

Ein interregionales Gleichgewichtsmodell des Weltgetreidemarktes liefert quantitative Unterlagen 
fiir diese Aussage und gestattet es, die künftigen Warenströme, die sich durch die EU
Agrarmarktreform abzeichnen, zu beziffern. Insgesamt ergibt die Senkung des Preisniveaus und 
der Wegfall von Exportsubventionen eine Einsparung von etwa.10 Mrd US$. Andererseits wer
den die Erzeuger in der EU eine Kürzung der Erzeugerrente hinnehmen müssen, die jedoch über 
flächengebundene Ausgleichszahlungen ausgeglichen werden. 

2 In Thailand führt die EU-Refonn zu einem Rückgang der Erzeugerrente um 0,6% und einem Zuwachs 
der Verbraucherrente von 0,4%. 
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TabeUe 10: EU-Getreidemarktreform: Verbraucher- und Erzeugerrenten (Mrd USS) 

Indikator vorher nachher Veränderun2en in 
EU ER 34,33 23,91 69,6 

VR 40,97 41,41 101, I 

Afrika ER 15,55 15,84 101,8 

VR 14,07 13,72 97,5 

GUS und Osteuropa ER 39,91 41,30 103,5 

VR 23,83 23,06 96,8 

USA ER 33,57 34,38 102,4 

VR 16,23 16,02 98,7 

Argentinien ER 2,38 2,49 104,6 

VR 1,30 1,28 98,5 

China ER 84,75 85,81 101,3 

VR 60,93 60,40 99,1 

Indien ER 34,75 34,75 100,0 

VR 30,67 30,67 100,0 

Japan ER 7,40 7,40 100,1 
VR 17,34 17,30 99,8 

Türkei ER 4,16 4,38 105,3 
VR 1,14 1,09 95,0 

Thailand ER 6,06 6,03 99,4 

VR 3,54 3,55 100,4 

Insgesamt ER 345,76 340,15 98,4 
VR 283,24 281,24 99,3 

ER Erzeugerrente , VR Verbraucherrente 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Zusammenfassung 

Nach den einschneidenden politischen Veränderungen in Osteuropa Ende der 80er, Anfang 90er 
Jahre werden weltweit die Beziehungen der Länder untereinander neu bestiunnt; ganz wichtig fiir 
den Verlauf dieses Prozesses sind die sich nun entwickelnden Handelsbeziehungen nach Abschluß 
der GATT-Verhandlungen. Eng verknüpft mit den GATT-Beschlüssen ist die Reform der EU
Agrarmarktpolitik. Mit Hilfe eines interregionalen Handelsmodells kaun nachgezeichnet werden, 
wie sich die Reform der EU-Getreidemarktpolitik auf den Weltmarkt fiir Getreide auswirkt. Eine 
solche Untersuchung, die über den Zustand von Warenströmen, Preisen und Angebots- und 
Nachfragemengen sowohl vor als auch nach der Reform Auskunft gibt, liefert als didaktische 
Hilfe fiir Entscheidungsträger und wissenschaftlich Interessierte wertvolle Informationen. 

Ziel des Modells ist es, die Auswirkungen auf die Wohlfahrt der am Welthandel mit Getreide be
teiligten Länder bzw. Regionen nach der EU-Agrarmarktreform darzustellen. Hierbei soll vor 
allem die Auswirkung auf die Entwicklungsländer betrachtet werden. Durch die Anwendung der 
ökonomischen Theorie mit Hilfe eines notgedrungen vereiufachenden Modellansatzes köunen die 
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komplexen Wechselbeziehungen von Preis- und Mengenänderungen hinreichend transparent ge
macht werden. 

Im besonderen sollte die Untersuchung zur Klärung folgender Fragen beitragen 

I. Wie wirkt sich die EU-Agrarmarktreform auf den Getreidepreis im Weltmarkt aus? 

2. Inwieweit werden traditionelle Importregionen (z.B. Afrika, GUS) sowie Exportregionen 
(z.B. Lateinamerika) von diesen Änderungen betroffen? Dabei sollten Mengen, Preise und 
Wohlfahrt als Indikatoren dienen. 

3. Welche Kosten werden in der EU durch die Agrarmarktreform künftig verursacht bzw. ein
gespart? 

Das zur Veranschaulichung des Weltgetreidehandels zugrundegelegte Modell urnfaßt 17 Anbau
und 17 Nachfrageregionen. Es handelt sich hierbei sowohl um einzelne Länder, die auf dem Ge
treidemarkt hauptsächlich eine wichtige Funktion beim Export einnehmen wie die USA oder Ka
nada, als auch um Ländergruppierungen, die auf dem Weltgetreidemarkt mit gleichen Interessen 
auftreten wie z.B. Zentralamerika, wo alle Länder als Nettoimporteure einzustufen sind. Hinsicht
lich der Produkte wurden die drei wichtigsten Getreidearten berücksichtigt, nämlich Weizen und 
Reis als Hauptgetreidesorten sowie Grobgetreide, worunter Mais, Gerste Hafer, Roggen, Hirse 
und Sorghum zusammengefaßt werden. 

Bei dem Modell handelt es sich um die statische Betrachtung eines Wirtschaftsjahres; unter der 
Voraussetzung vollkommener Markttransparenz, homogener Güter und einer gewinnrnaximieren
den Handhmgsweise der Marktteilnehmer werden die optimalen Produktions- und Konsummen
gen sowie die entsprechenden Handelsmengen und -ströme unter Berück-sichtigung gegebener 
Restriktionen und Kosten errechnet. Als Restriktionen gehen Politikmaßnahmen wie Handelsbe
schränkungen oder Lieferabkommen in das Modell ein, als Kosten werden Transportkosten, Han
deismargen und Zölle berücksichtigt. 

Die Ergebnisse zeigen, daß die Reduzierung der Überproduktion in der EU auf dem Weltmarkt zu 
steigenden Preisen fuhrt, solange die USA nicht ihr Export Enhancement Program ausdehnen. 
Dies verschafft den exportierenden Entwicklungsländern eine verbesserte Wettbewerbssituation 
auf dem Weltmarkt. Die Kürzung von Exportsubventionen innerhalb der EU fUhren zu Einspa
rungen von ungefähr 10 Mrd US$. Allerdings werden die Erzeuger in der EU eine Kürzung der 
Erzeugerrente hinnehmen müssen, die jedoch über die Ausgleichszahlungen kompensiert wird. 

Summary 

After the political changes that took place in the Eastern European countries at the end of the 
1980s, there is a need to determine the new world trade relationships that will develop after the 
conclusion of the GATT agreement. Closely linked with this agreement is the reform of the 
Agricultural Trade Policies of the European Union (EU). With the help of an Interregional Trade 
Mode~ effects of cereal trade policy reforms ofthe EU on the world market can be depicted. The 
study provides information on the trade flow patterns, supply and demand quantities and their 
accompanying prices for pre- and post-policy reform periods. These provide valuable guidelines 
for policy makers and can be a useful didactic material for interested scientists. 

The objective ofthe model is to present the welfare effects ofthe Agricultural Trade reform ofthe 
EU on the world cereal trading countries and regions. Specifically, the impact of the reform on 

467 



developing countries is considered. lbrough the use of economic theory and a simple economic 
model, the complex interactions between the prices and quantities can be elucidated. 

The research will contribute to clarifying the following questions: 

I. What are the impacts ofthe EU Agricuhural market reform on the world cereal market? 

2. How are the traditional importing regions (e.g.Africa, former Soviet Union) and exporting 
regions (e.g. South America) affected by these changes 

3. Which costs are incurred or saved bythe EU afterthe agricultural market reform? 

The world trade model has 17 supply and 17 demand regions. These include major exporting 
countries like the USA and Canada; and group of countries operating on the world market with 
the same interest. such as the Central American countries. These are categorised as net importers. 
lbree cereal types were considered: wheat, rice and coarse grains (maize, barley, oats, rye, millet 
and sorghum). 

The model is static and the estimates are on annual basis. Assumptions ofthe model were: market 
transparency, homogenous products and profit maximization objective ofthe market participants. 
Under given constraints and costs, the optimal production and consumption quantities as weIl as 
the corresponding traded quantities are calcu1ated. Policy measures such as trade restrictions and 
supply agreements are entered as constraints in the model, while transportation costs, trade mar
gins and tariffs are entered as costs. 

The results show that, reducing excesS production in the EU will lead to increases in world mar
ket prices, provided the Export Enhancement Program in the USA is discontinued. This will give 
the exporting developing countries a better competitive position on the world market. Reduction 
of export subsidies within theEU will result in savings of about 10 billion US$. Producers in the 
EU will however have to accept a decrease in their surpluses, which will be balanced through 
payment of compensations. 

Pe3Due 

"BßJIJIUHe arpauoA peq,opMIoI EBponeAcl:oro COD3a ua MHPOBOA PIolUOI: 
3epua - auaßH3 C HcnOßlt30BaUHeM MelltperHouaßltuoA ToproBoA 
MOAeßH" 

IIocne nOnHTH'IeCKHX nepeMeH 1990/91 rr. MelKAYHapoAHLIe OTHO~eHHJI onpeAenJlDTCJI 
nO-HOBOMY. Bom.woe 3Ha'leHHe AnJi 3Toro npol\ecca HMeeT pa3BHTHe TOprOBLIX 
OTHoweHHK nocne 3aBepWeHHJI neperOBopOB B paMKax rATT. Pecj>opMa arpapHoK 
nonHTHKH EBponeKcKoro COD3a (EC) TaKlKe BO MHorOM onHpaeTCJI Ha nOCTaHOBneHHJI 

rATT. C nOMO~bD MelKperHOHanbHOK MOAenH MOlKHO CAenaTb aHanH3 BnHJlHHJI 
pecj>opMLI arpapHOK nonHTHKH EC Ha MHPOBOK PLIHOK 3epHa. 3TO HccneAoBaHHe cnYlKHT 
l\eHHblM HCTO'lHHKOM .HHcj>OPMal\HH no ABHlKeHHD TOBapa, 0 l\eHax, cnpoce H 
npeAnOlKeHHH, KOTOPLIK MOlKeT nOMO'lb, KaK nonHTHKaM, TaK H 3aHHTepecOBaHHLIM B 
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nOM BOnpOCe Y'IeHbiM npH BblHeCeHHH onpeAeneHHblX peWeHHM HnH npoBeAeHHH 

HCCneAOBaHHM. 

ll,enblO peWeHHJI MOAenH JlBnJleTCJI OTpaJKeHHe BnHJlHHJI arpapHOM pe<j>OpMbI EC Ha 

6narOCOCTOJlHHe CTpaH Y'IaCTHHKOB MHPOBOM ToprOBnH 3epHOM. TIpeJKAe Bcero, 

aHanH3HpYIOTCJI nocneACTBHJI AnJi pa3BHBalOll\HXCJI CTpaH. Mbl C'IHTaeM, '1TO, Hcnonb3YJI 

TeOpeTH'IeCKHM nOAxOA H pe3ynbTaTbi peWeHHJI BblHYlKAeHHo-ynpOll\eHHOM MOAenH, 

MOJKHO AOCTaTO'lHO OT'IeTnHBO oT06pa3HTb cnOlKHble B3aHMOCBJl3H KonH'IeCTBeHHblX H 

QeHOBblX H3MeHeHHM. 

I. KaKOe BnHJlHHe OKaJKeT arpapHaJl pe<j>opMa EC Ha QeHbl Ha 3epHO Ha 

MHPOBOM pblHKe? 

2. KaK CKaJKYTCJI 3TH H3MeHeHHJI Ha pa3BHBaIOll\HXCJI CTpaHax, B oc06eHHOCTH B 

perHOHax TpaAHQHOHHoro HMnOpTa (HanpHMep, A<j>pHKa, CHr) H perHoHoB 

3KCnOpTa (HanpHMep, TIaTHHcKaJl AMepHKa)? l1HAHKaTOpoM npH 3TOM cnYlKaT 

061>eMbl ToprOBnH, QeHbi H 06ll\ee 6narOCOCTOJlHHe. 

3. KaK B03paCTYT HnH COKpaTJlTCJI 3aTpaTbi EC nocne pe<j>opMbI arpapHOM 

nonHTHKH? 

MOAenb OXBaTbiBaeT 17 3epHonpOH3BOAJlll\HX perHoHa H 17 perHoHoB-HMnopTepoB 3epHa. 

3Aecb HAeT pe'lb, KaK 06 OTAenbHblX cTpaHax, KOTopble HrpalOT, B OCHOBHOM, BaJKHYIO 

ponb no 3KcnopTY 3epHa, - KaK CIIIA HnH KaHaAa, - TaK H 0 rpynnax cTpaH, 

HMelOll\HX CXOAHble HHTepeCbl Ha MHPOBOM 3epHOBOM pblHKe (HanpHMep, ll,eHTpanbHaJl 

AMepHKa, rAe Bce CTpaHbI JlBnJlIOTCJI HeTTO-HMnopTepaMH). qTO KaCaeTCJI npOAYKTa, TO 

Y'lHTbiBanHCb B OCHOBHOM TpH BHAa 3epHOBbIX: nweHHQa, PHC, KaK rnaBHble BHAbi 

3epHOBblX KynbTYP H, TaK Ha3blBaeMble, rpy6b1e 3epHOBble, rAe c06paHbl - KYKYPY3a, 

JI'IMeHb, OBec, POlKb, npoco H copro. 

B CTaTH'IeCKOM MOAenH, paCCMaTpHBalOll\eM OAHH <j>HHaHCOBblM rOA, paCC'IHTbIBaeTCJI 

onTHManbHoe KOnH'IeCTBO npOH3BOACTBa, nOTpe6neHHJI H COOTBeTCTBYIOll\erO 061>eMa 

MHPOBOM ToprOBnH 3epHa npH 3aAaHHblX 3aTpaTaX H OrpaHH'IeHHJlX. TIonHTH'IeCKHe 

MepOnpHJlTHJI H OrpaHH'IeHHJI ToprOBnH BXOAJlT B MOAenb B Ka'leCTBe OrpaHH'IeHHM, a 

TpaHcnopTHble paCXOAbl, TOprOBaJl MaplKa (Handelsmarge) H TaMOlKeHHble nownHHbl 

Y'lTeHbl B Ka'leCTBe 3aTpaT. 
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REGIONALE HANDELSKOOPERATION UND INTEGRATION IN ENTWICK
LUNGSLÄNDERN DISKUTIERT AM BEISPIEL DES AGRARHANDELS VON LÄN

DERN DES SÜDLICHEN AFRIKAS 

von 

Ernst-August NUPPENAU' 

1 Einleitung 

Der regionale Handel mit Agrarprodukten zwischen Entwicklungsländern, der sogenannte 
Süd-Süd-Handel, ist relativ unterentwickelt. Insbesondere Grundnahrungsmittel unterliegen in den 
meisten Entwicklungsländern vielfältigen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen, so daß regionsspezifi
sche komparative Vorteile der einzelnen Länder nicht genutzt werden können. Allerdings hat es 
insbesondere in Afrika südlich der Sahara (aber auch in anderen Regionen, z.B. Lateinamerika 
und Asien) in den sechziger und siebziger Jahren vielfältige Bestrebungen fiir eine regionale Inte
gration der nationalen Wirtschaftsräume gegeben (FOROUT AN, 1992). Im Hinblick auf eine for
cierte Industrialisierung und eine Förderung des regionalen Handels mit Industrieprodukten war 
fiir die neu oder nach der Entkolonisierungsphase erneut zu schaffenden Binnenmärkte, je nach 
Ausgestaltung als Freihandelszone, Zollunion oder gemeinsamer Markt fiir den internen Handel, 
ein nach Produkten differenzierter Zollabbau vorgesehen. Bei Agrarprodukten behielten sich die 
nationalen Regierungen Sonderregelungen vor, da jedes Land seine eigene Ernährungssicherungs
politik verfolgen wollte. Außerdem wurden industriepolitische Absprachen über gemeinsame 
Großprojekte (z.B. Düngemittelfabriken) angestrebt (DIOUF, 1981). Gemeinsame Ernährungssi
cherungsprojekte beschränkten sich dagegen im südlichen Afrika auf den Informationsaustausch 
oder die Evaluierung von gemeinsamen Strategien (als Beispiel siehe die SADCC-Gemeinschaft 
im südlichen Afrika, DHLlW A YO, 1989). Die regionalen Handelskooperationen standen damit 
vornehmlich unter der Zielsetzung einer lmportsubstitutionspolitik. Die negativen Effekte dieser 
Ausrichtung fiir die Landwirtschaft sind eingehend beschrieben worden (KRUEGER, AO., 
SCHIFF, M., VALDES, A, 1991). Da die Bestrebungen fast durchweg nicht umgesetzt werden 
konnten und sich zudem die wirtschaftlichen Verhältnisse in vielen Ländern unda. gerade auf
grund der lmportsubstitutionspolitik verschlechterten, ist die regionale Handelskooperation als 
Konzept in ihrer bisherigen Form wenig erfolgreich gewesen (FOROUTAN, 1992). Zwar sind 
immer wieder neue Anläufe fiir die Schaffung von Freihandelszonen, Zollunionen und gemeinsa
me Märkte auch auf politischer Ebene gemacht worden (SCHWEIKERT, 1994). Leider ist es 
dann aber zumeist bei Absichtserklärungen geblieben. Bei fast allen Versuchen waren interessan
terweise Agrarprodukte von vornherein fast vollständig von den Überlegungen ausgenommen. 

Mit den Strukturanpassungs- und Liberalisierungsprogrammen in den achtziger Jahren hat sich 
eine Orientierung der Wirtschaftspolitik der Länder in Sub-Saharan Afrika zu verstärkten Ex
portanstrengungen vollzogen, die auch die regionale Handelskooperation und Integration unter 
einem neuen Licht erscheinen läßt (DE MELO, 1991). Durch die Beseitigung von Handelsverzer
rungen und makroökonomische Politiken, wie beispielsweise einer Abwertung bei vorher überbe
werteter Währung, sollen neue Handelsmöglichkeiten geschaffen werden. Agrarprodukten, die 
vornehmlich der Gruppe handelbarer Güter zuzuordnen sind, kommt dabei in den aktuellen Ent- . 

Dr. E.A. Nuppenau, Institut fiir Agrarökonomie, LehstuhI fiir angewandte Landwirtschaftliche Betriebslehre, 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, OlshausenstrAO-60, 24098 Kiel 
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wicklungsstrategien eine größere Relevanz zu (VALDES, MUIR-LERESCHE, 1993). Dabei ist 
zwischen vornehmlich fiir den Export angebauten Produkten und Grundnahrungsmitteln zu unter
scheiden. Gerade fiir Grundnahrungsmitteln wird aber aus Ernährungssicherungs-gründen vielfach 
immer noch eine Marktöffuung abgelehnt. Daß aber regionaler Handel auch zu einer Ernähungssi
cherungspolitik in Form eines Substituts fiir nationale Autarkie und Lagerhaltung beitragen kann, 
soll dieser Beitrag zeigen. Mit der Begriffsfassung der regionalen Handelskooperation wird dabei 
zum Ausdruck gebracht, daß eine aktive regionale Zusammenarbeit in der Ernährungssicherungs
politik angestrebt wird. 

2 Ziele und Vorgehen 

Ziel des Referats ist es, am Beispiel einer möglichen regionalen Kooperation zwischen den Län
dern Zambia und Zunbabwe aufZuzeigen, wie sich eine regionale Kooperation und Integration 
beim Handel mit Grundnahrungsmitteln entwickeh könnte und wie sich Ernährungssicherungs
politiken auf die regionale Kooperation auswirken. Über SImulationen mit einem intertemporalen 
und regional disaggregierten Handelsmodell, das zwischen Exportprodukten und Grundnah
rungsmitteln unterscheidet, aber deren Interaktion berücksichtigt, wird analysiert, wie die 
Marktöffuung fiir Grundnahrungsmittel der beteilig-ten Länder Einfluß auf die Kooperation und 
das Marktgeschehen in den Partnerländem ausübt. Durch die Wahl eines intertemporalen Ansat
zes mit stochastischen· Komponenten kann analysiert werden, wie Produktions-, Preis-, Nachfra
ge- und Handelsmengenschwankungen sich über die Zeit interdependent fortpflanzen und wie mit 
einer regionalen Handelsstabilisierung das Ziel der Ernährungssicherung erreicht werden kann. 

Da Mais das Hauptgrundnahrungsmittel des südlichen Afrikas darstelh, Soja als weiteres poten
tiell handelbares Gut im Bereich Ölfrüchte gehen kann, und außerdem in beiden Ländern 
cash-crops angebaut werden, werden der regionale und internationale Agrarhandel sowie die Er
nährungssicherungsproblematik im Kontext eines Mehrproduktansatzes diskutiert. Damit wird 
gewährleistet, daß regionaler und internationaler Agrarllandel nicht nur aus der Sicht von Expor
terlösschaffung bzw. Importausgabenvermeidung im Sinne einer partiellen Selbstversorgungsstra
tegie mr Ernährungssicherung gesehen werden, sondem die Möglichkeiten zur Preis- und Ver
brauchsstabilisierung durch Handel mit mehreren Agrarprodukten evaluiert wird. Außerdem wird 
modellintem die Option Lagerhaltung im Vergleich mr Option Handel mit dem regionalen Part
nerland und mit dem Wehmarkt fiir eine Stabilisierung der Agrarmärkte von Entwicklungsländern 
bei einer Divergenz von fob- und cif-Preisen untersucht. 

Der Beitrag ist so aufgebaut, daß zunächst diskutiert wird, welcher aktuelle Bedarf fiir eine regio
nale Handelskooperation im Emährungssektor besteht, und wo Kooperationsmöglichkeiten zu 
erwarten sind. Danach wird das Modell, welches mr Analyse verwandt worden ist, in wesentli
chen Zügen dargestelh. Im Anschlnß werden die Ergebnisse von ausgewähhen Modelläufen prä
sentiert, und es wird auf Erweiterungs- und Ergänzungsaspekte·eingegangen. 

3 AktueUer Bedarf für regionale Handelskooperation 

Aus den teilweise negativen Ergebnissen der bisherigen Handelskooperationen in den Ländern 
Sub-Saharan-Afrikas kann nicht deren Ungeeignetheit an sich gefolgert werden. Allerdings solhe 
man aus den Erfahrungen gelernt haben (KOESTER, 1990). Bei der aktuellen Diskussion von 
regionalen Handelskooperationen gih es, Akzente zu verschieben und möglicherweise auch Er
wartungen und Voraussetzungen zu ändern. Bei einer Änderung der Voraussetzungen sind als 
wesentliche Gesichtspunkte zu nennen, daß sich .erstens insbesondere mit der Implementierung 
von Strukturanpassungsprogrammen eine Vielzahl von Entwicklungsländern und damit auch po-
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tentielle Kooperationspartner in Richtung auf eine außenorientierte Entwicklungsstrategie bewegt. 
Importsubstitutionspolitiken sind weniger. relevant geworden, während Exportforderung und all
gemeine Liberalisierungsstrategien im Vordergrund stehen. Damit wächst auch der Bedarfund die 
Akzeptanz fiir regionale Kooperationen, um sich die Vorteile der Strategie bestmöglich zu sichern 
(DE MELO, PANAGARNA und RODRIK, 1993, S.8ff.). 

Zweitens sind über diese allgemeine Umorientierung im ökonomischen Leitbild hinaus inzwischen 
auch im politischen und politökonomischen Bereich Veränderungen eingetreten, die nationalstaat
lich orientierte und ideologisch behaftete Entwicklungsansätze weniger wahrscheinlich werden 
lassen. Im Gegensatz zu den älteren Integrationsformen, die vielfach aus den sechziger Jahren 
stammen und die in der Kolonialzeit gegründet worden sind (z.B. East African Community, Segal 
1966/67), scheinen die politischen Eliten inzwischen weniger geneigt, sich zur internen Machtsi
cherung und Staatsbildung von ihren Nachbarländern abgrenzen zu wollen. 

Drittens gibt es im weiten Bereich der Ernährungszielsetzung große nationale und internationale 
Probleme, die verstärkte Anstrengungen nötig machen und auch eine gegenseitige Bereitschaft zur 
Unterstützung erkennen lassen. Ein Beispiel hierfiir ist der SADCC-Zusammenschluß 
(KOESTER, 1986). Für Teile der SADCC-Region wird nachfolgend ein detailliertes Modell zur 
regionalen Handelskooperation und Ernährungssicherung entwickelt. 

Viertens kann als relativ neues Argument die zunehmend geringer werdende Bereitschaft der 
entwickelten Länder, ihren Agraraußenhandel multinational zu liberalisieren, angesehen werden 
(TYERS und ANDERSON, 1992 und KOESTER, 1993a). Sind Exportchancen in den Industrie
ländern immer weniger gegeben, kann als Option fiir Handel nur noch eine regionale Marktent
wicklung gesehen werden. Somit ist die Handelsblockbildung der letzten Jahre ein weiteres Indiz 
dafiir, daß entwicklungspolitisch ein Ausweg in regionaler Handelskooperation gesucht werden 
kann. Einschränkend muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß eine solche Betrachtung pro
duktspezifisch vorzunehmen ist. Da Protektion und Handeishennnnisse auf den internationalen 
Agrarmärkten insbesondere nördliche Produkte betreffen, zu denen auch die Getreidearten gehö
ren, wird der Handel mit Grundnahrungsmitteln am stärksten betroffen sein, während tropische 
Exportfiüchte weniger ins Gewicht fallen. Im Falle der Importmärkte fiir Grundnahrungsmittel ist 
die Preisentwicklung auf dem Weltmarkt ein weiterer Grund fiir mögliche regionale Integration. 
Sollte, wie von mancher Seite befiirchtet, infolge des Abschlusses der GATT-Verhandlungen ein 
~eis-anstieg fiir Getreide eintreten, gewinnt der Einkauf, der vielfach durch hohe Transportko
sten zum Weltmarkt gekennzeichnet ist, beim bisher teuren Nachbarn an Attraktivität. 

Zumindest kann davon ausgegangen werden, daß das Dumping von Überschüssen aus der EG und 
den USA bisher wenige Entwicklungsländer veranlaßt hat, intensiv über regionale Kooperation im 
Agrarsektor nachzudenken. Insbesondere Länder mit großen Nahrungsmitteldefiziten sind bisher 
beispielsweise von der EG relativ großzügig mit Nahrungsmittelhilfe bedient worden (KOESTER, 
1993b). Diese Politik der Industrieländer, mit Agrarüberschüssen Nahrungsmittelhilfe zu günsti
gen Konditionen anzubieten, wird vermutlich weniger ausgeprägt sein, wenn die derzeit abzuse
henden Übereinkünfte in der Uruguay Runde des GATT wirksam werden. Auch ist damit zu 
rechnen, daß die öffentliche Lagerhaltung von Grundnahrungsmitteln in Industrieländern zurück
gehen wird. Insgesamt spielt bei der Überlegung fiir oder gegen den Zusammenschluß mehrerer 
Länder aus Sicht der Entwicklungshilfeoption auch das Verhältnis zu den Geberländern eine Rolle 
(JAY and MlCHALOPOULOS, 1989). 
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4 Beschreibung des Modellaufbaues 

In diesem Abschnitt werden einige methodische Erläuterungen zum Aufbau des interaktiven Han
delsmodells gegeben. Eine umfangreichere und detailliertere Darstellung befindet sich in NUP
PENAU (1993). Der Abschnitt gliedert sich in zwei Teile. Zunächst wird die Grundidee des Mo
dellaufbaues anhand eines Marktmodells erläutert. Danach wird die Ausgestaltung der Optimie
rungsaufgabe als sequentielles intertemporales Modell kurz vorgestellt. Der entsprechende ma
thematische Formulierungsteil ist der Arbeit von NUPPENAU (1993) zu entnehmen. 

Schaubild 1: Regionaler Handel und Handel mit dem Weltmarkt 

regionales Importlond 1 regionales [xportlond 2 Weltmarkt 

Preis Preis Preis 

P ~f 
'. '---' ------ ' ------------- ___________________________ C_ ------- --r--------

mit 

1,2 
pW,cit;fub 

PiO 

Pi! 
qS,io 

S '!;)n 
~,iO 
q ,il 

X \(20 
q ,10 

q~l q1~ 

: 
w ' 

L-..--F:':-~_-----''_t'fE· Prob 1 ----------- ---------1-r--------------
1 ! 
: ! , , 
! I 
I : 

regionales Import(l)- und Exportland(2) . 
Wehmarktpreise, cif: costs insurance freight, fob: free on board 

Menge Q 

Preis im Land i (I und 2) in der Ausgangssituation ohne regionalen Handel 
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Nachfragemenge im Land i in Situation mit regionalem Handel 
Wehmarktexportmenge in der Ausgangssituation ohne regionalen Handel 
Weltmarktimportmenge in der Ausgangssituation ohne regionalem Handel 

Die Grundidee fiir regionalem Handel in Schaubild 1 basiert auf der Divergenz von cif.. und fob
Wehmarktpreisen (besonders ausgeprägt fiir land-Iocked countries in Afrika). Im dargestellten 
Spezia1fall (Schaubild I) würde der regionale Handel den Handel mit dem Weltmarkt vollständig 
verdrängen. Aufgrund der geringeren Transportkosten (Trsp.kosten) würden sich fiir die beteilig
ten Länder Wohlfahrtsgewinne (dunkle Flächen) realisieren, wenn es zu einem internem Aus 
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tausch käme. Zur Bestimmung der Wohlstandsfunktion als gesamtwirtschaftliche Zielfunktion 
wird dabei das Rentenkonzept mit gleicher Gewichtung von Konsumenten, Prodnzenten und 
Staat verwandt. Die Verteilungswirkungen köunen an den Trapezen abgelesen werden. So sinkt 
die Prodnzentenrente im Importland (1) um die Fläche "ABGH". In der zu analysierenden konkre
ten Anwendung fiir die Länder Sub-Saharan-Afrika stellt sich der Modellaufbau komplizierter dar, 
da zunächst in der Ausgangssituation nicht vom Freihandel ausgegangen werden kann, sondern 
durch agrarmarktpolitische Maßnahmen (Konsumentensubventionen, Marketing Boards etc.) 
ganz unterschiedliche Punkte auf den Angebots- und Nachfragekurven realisiert werden 
(NUPPENAU,1993). 

Optionen mit agrarmarktpolitischen Eingriffen, Ernährungssicherungspolitiken und unterschiedli
cher Gewichtung von städtischer bzw. ländlicher Bevölkerung sind daher im Modellaufbau vorge
sehen, um die Auswirkungen dieser Politiken auf den Handelspartner zu untersuchen. Formal wird 
im Modell anband von empirisch unterlegten Angebots- und Nachfragefunktionen eine quadrati
sche Bestimmung (BALE und LUTZ, 1981) der Konsumentenrente, der Prodnzentenrente, der 
Transportkosten und Staatsausgaben auf der Basis von mehreren Produkten durchgefiihrt. Das 
Grundmodell in Schaubild 1 gibt außerdem die Struktur des interaktiven Marktmodells nur fiir 
den Fall eines partiellen Marktes, ohne die Betrachtung zeitlicher Abläufe und ohne die stochasti
sche Komponente in Produktion und Weltmarktpreisen wieder. Dieser Grundaufbau ist daher um 
ein Mehrprodukt, intertemporalen, interaktiven und stochastischen Ansatzes erweitert worden. Im 
gerechneten Modell sind drei Produkte analysiert worden: ein stärkehaltiges Grundnahrungsmittel 
(Mais), ein cash-crop fiir den Export (Zimbabwe: Tabak und Zambia: Baumwolle) und ein Ölsaa
tengrundnahrungsmittel (Soja). Die Modellberechnungen erfolgen als nichtlineare Optimierungs
modelle mit GAMS. Gleichzeitig sind Lagerhaltung und die Möglichkeit zur aktiven Ernährungs
sicherungspolitik im Modell berücksichtigt worden. 

Der interaktive Teilaspekt des Modells beruht auf dem Ansatz von Vanzetti und Keunedy 1990. 
Zunächst werden die Entscheidungen in Land 1 anband der Daten über den Regionalmarkt und 
dem Weltmarkt getroffen. Iit einer sequentiellen Abfolge der Entscheidungen folgt auf die Opti
mierung im Land I die Optimierung im Land 2, wobei die Optimierungsläufe fiir die intertempora
le Optimierung der Länder miter der Vorgabe neuer Informationen über die Realisierung der sto
chastischen Variablen jeweils wieder neu durchgefiihrt werden. Insgesamt werden 16 Jahre simu
liert. Durch die Berücksichtigung der Preis- und Absatzmengen in dem jeweiligen Partnerland 
ergibt sich auf einer iterativen Basis eine verstärkende regionale Handelskooperationen. Die resi
dual gehandehen Mengen auf dem Wehmarkt werden simultan durch die Vorgaben des Handels 
mit dem Nachbarland über die quantitative Restriktion der Verwendungsentscheidungen 
(Mengenkorrektur falls erforderlich) bestimmt. In einem Ablaufschema hieße dies, daß im Land 1 
zunächst die Mengen fiir den regionalen Handel unter Berücksichtigung der Alternativen Lager
haltung, Verbrauch und Weltmarkthandel geplant werden. Zu den dabei errechneten entsprechen
den Angebotspreisen des Landes 1 wird im Land 2 eine analoge Planung fiir die gleiche Periode 
vorgenommen. Hieraus ergeben sich unter Vorgabe von gewünschten regionalen Handelsmengen 
des Landes 1 die vom Land 2 gewünschten Handelsmengen. Sind diese Mengen geringer als das 
vom Land 1 bereits angebotene oder nachgefragte Potential, daun muß im Land 1 über den resi
dualen Außenhandel mit dem Weltmarkt eine Korrektur vorgenommen werden. 

Auf der Basis der Handelsentscheidungen und Bestimmung der temporären Agrarmarkt-politik im 
Land 2 kann daun in der nächsten Iteration wieder im Land 1 geplant werden. Dazu dienen jetzt 
im Land 1 die Informationen über realisierte Preise und Handelsmengen im Land 2 der Vorperi
ode. Die Planungen über die Exporte werden dabei aufgrund der ''beobachteten'' Preise im Land 2 
und der vorperiodischen Handelsmengen durchgefiihrt. Damit wird garantiert, daß die Handels
planungen aus Sicht des Landes 1 sich an den Absatzmöglichkeiten im Land 2 orientieren. Der 
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Vorteil dieses Vorgehens besteht darin, daß die Korrekturen über den residualen Handel mit dem 
Weltmarkt nicht zu groß werden. 

Außerdem ist auch die Einbeziehung einer Ernteeinschätzung und zu erwartende Ernteausfälle im 
Nachbarland in die Planung möglich. Damit ergeben sich wiederum Höchstmengen im zu erwar
tenden Handel, die bereits eine relativ realistische Planung des Landes zulassen, das sich jeweils 
als Preisfiihrer zunächst nur auf die Vorperioden-Informationen aus dem Partnerland verlassen 
kann. Die Wahl des Erstoptimierenden ist intern von der Modellstruktur nicht festlegbar; vielmehr 
fließen hierbei apriori Informationen darüber ein, wer voraussichtlich ein Hauptexporteur sein 
wird; unterstellt wird, daß das Land, das das größte Interesse an der Handelskooperation haben 
würde, mit den Optimierungsiterationen beginnt. Im Anwendungsfall wird daher Zimbabwe als 
potentieller Maisexporteur in die Rolle des zuerst Optimierenden gedrängt. 

5 Ergebnisse der Simulation von Handelskooperation und Ernährungssicherungspoliti
ken 

Nachfolgend steht die empirische Simulation von Handelskooperationsformen mit Hilfe des zuvor 
abgeleiteten theoretischen Modellaufbaues im Vordergrund. Der empirische Hintergrund fiir die 
Modellevaluierung ist in NUPPENAU (1993) eingehender beschrieben worden. In diesem Beitrag 
wird eine Form der Darstellung gewählt, bei der nicht so sehr die Ergebnisse fiir jede Variable 
beschrieben werden (wie z.B. regionaler und internationaler Handel aller Produkte und die Lager
haltung in den beteiligten Ländern); vielmehr konzentriert sich die Darstellung selektiv auf we
sentliche Ergebnisse aus dem umfangreichen Datenmaterial der Modelläufe. Im Vordergrund steht 
das Grundnahrungsmittel Mais. Auf einen Vergleichslauf ohne Option fiir regionalen Handel unter 
vollständiger Beachtung aller bisherigen Politikeingriffe ist verzichtet worden, da im einzelnen 
nicht nachvollzogen werden kann, wie die Politiken entstanden sind. Es ist in einem ökonomisch 
orientierten Modellansatz schwierig nachzuvollziehen, wie es beispielsweise bei Mais zu den aus
geprägten Lagerhaltungsaktivitäten in Zimbabwe anstelle von Exporten gekommen ist. Nichtöko
nomische Zielsetzungen würden einen anderen Modellaufbau erfordern. Mangelnde Exporte und 
damit verbundene Läger sind möglicherweise mit politökonomischen Gründen, ausgeprägten Ri
sikoerwägungen ohne grundlegende ökonomische Kenntnisse über Risikoabsicherung durch Au
ßenhandel sowie durch den vermeintlichen Zwang zur absoluten Einhaltung von Devisenrestrik
tionen zu erklären. Festzuhalten bleibt, daß während der achtziger Jahre im Durchschnitt aus Zim
babwe 360.000 t Mais exportiert worden sind, zumeist auf den Wehmarkt oder wenn Läger abge
baut werden mußten. Um es nochrna1s zu betonen, fiir die Abbildung einer derartigen Situation, 
die nicht nur auf ökonomischen Überlegungen basiert, ist das vorliegende Handelsmodell als "ex 
post" Analyse nicht gedacht. Als Vergleichsgrundlage fiir die nachfolgende Analyse geben diese 
Exportangaben jedoch eine Orientierung. 

Im Hinblick auf die Vergleichssituation in Zambia, die sich aus der Vergangenheit ergibt, sei er
wähnt, daß es im Gegensatz zu Zimb~bwe zu keiner nennenswerten Lagerhaltung gekommen ist, 
da keine Produktionsüberschüsse vorhanden waren. Im wesentlichen ist nur der Versuch einer 
Autarkiepolitik betrieben worden: in der Mehrzahl der achtziger Jahre wurde importiert. Die Im
porte beliefen sich auf durchschnittlich ·11 O. 000 t Mais bei einem Selbstversorgungsgrad von 90%. 
In Jahren mit Defiziten wurde bei Umgehung des Nachbarlandes direkt vom Wehmarkt impor
tiert, Nahrungsmitte1hi1fe in Anspruch genommen oder es kam zu "shortages". Als Maximum 
wurden beispielsweise 1983 285.000 t Mais vom Weltmarkt importiert. 

In Anbetracht des soeben Gesagten erfolgt als erstes die Quantifizierung der Wohlfahrtseffekte als 
marginaler Beitrag, der durch die Einfiihrung des regionalen Handels im Vergleich zu einer Situa
tion des ausschließlichen Handels mit dem Wehmarkt, aber unter Beibehaltung der gesamtwirt-
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schaftlichen Zielsetzung, erzielt wird. Mit anderen Worten, wenn als Referenzsituation zum regio
nalen Handel nur Handel mit dem Weltmarkt gih, wäre in Zimbabwe der Wohlstand 1>ei den zuvor 
beschriebenen drei Produkten im Durchschnitt um 3 Prozent (ca 1,29 Millionen US-Oollar pro 
Jahr) und in Zambia um 1,5 Prozent (320000 US-Oollar) niedriger. Diese Zahlen können natürlich 
nur jeweils eine Größenordnung angeben und sind aufgrund der schwachen Oatengrundlage vor
sichtig zu interpretieren. Allerdings kann das Ergebnis zur weiteren Simulation von Kosten fiir 
Ernährungssicherungspolitiken im gleichen Modellkontext interessant sein, um beispielsweise zu 
zeigen, welche Wohlstandseffekte bei einen speziellen Politikausgestaltung entstehen. 

Zum interregionalen Handel im Basislauf gibt Schaubild 2 Auskunft. Die Säulen geben die Mit
telwerte fiir zehn Simulationsläufe an. Für die Beurteilung der Ergebnisse ist nochmals zu beto
nen, daß bisher (Anfang nennziger Jahre) kein regionaler Handel mit Mais stattgefunden hat. In 
der Modellsimulation zeigt sich dagegen, daß nach einer anfiingIich eher instabilen Situation in der 
Simulation im mittleren Zeithorizont (viertes bis sechstes Jahr) regionale Exporte von Mais aus 
Zimbabwe nach Zambia von bis zu 300.000 t fiir den Durchschnitt der stochastischen Simulations
läufe (10 Läufe) zu erwarten wären. Allerdings ist nach ein paar 

Schaubild 2: Regionaler Handel mit Mais im Basislauf (Mittelwerte der Simulation in 
1000 t und Variationskoeff'lZient) 
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Jahren (in der Modellsimulation sind dies die Jahre sieben bis zehn) mit einem Abflachen der re
gionalen Exporte auf200.000 t zu rechnen. Zum Ende der Simulationsperiode steigen die Exporte 
dann aber wieder etwas an. Hinter diesen Schwankungen verbirgt sich im wesentlichen die Uber
tragung von Informationen über Angebot und Nachfrage, die sich modellintem mit der Verzöge
rung von einer Vegetationsperiode in das jeweilige Nachbarland vollzieht und damit erst zeitver
zögert fiir den Handel wirksam wird. Vor allem reagiert das inländische Angebot mit einer zeitli
chen Verzögerung auf die Preissignale. Infolge dieser Interdependenzen kommt es beim regiona
len Handel zu zyklischen Phänomen. Festzuhalten blet"bt fiir die Betrachtung der Durchschnitte in 
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der Simulati9n, daß gegenüber der aktuellen Situation die aktive Aufuahme von regionalem Han
del erfolgt. Allerdings ist die Aktivierung des regionalen Handels als nicht besonders stabil anzu
sehen. 

Im Schaubild 2 ist neben den Durchschnittswerten fiir den Betrachtungszeitraum, der sich aus den 
fiinfzehn zu simulierenden Jahren zusammensetzt, der korrespondierende Variationskoeflizient 
aus den zehn Simulationsläufen als durchgezogene Linie angegeben. Es zeigt sich, daß die Stan
dardabweichung der regionalen Handelsmengen dabei annähernd genauso groß ist wie ihr Durch
schnitt. Es liegt eine relativ große Instabilität (gemessen am Variationskoeflizienten von 1 = 
100%) vor. Der Variationskoeflizient unterliegt allerdings Schwankungen im Zuge der fortschrei
tenden Integration. Er beginnt bei einer Größenordnung von 1,4 (mit andern Worten: die 
Schwankungen sind um 40% größer als der Durchschnitt) und reduziert sich dann bis unter Eins. 
Diese Größenordnung ist nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, daß die Produktionsinstabilität 
Zimbabwes bei über 30% liegt. 

Die Beobachtung einer relativ großen regionalen .Handelsinstabilität wird durch die gleichfalls 
vorliegende Instabilität der Weltmarktexporte von Zimbabwe relativiert. Schaubild 3 gibt Aus
kunft über die Vergleichszahlen fiir den Weltmarktexport. Abwechselnd werden zu Beginn der 
Simulationsperiode (das Jahr "I" stellt eher eine Ausnahme dar) im Durchschnitt 200.000 t bis 
knapp über 400.000 t auf den Weltmarkt exportiert. Zum Ende der Simulation werden teilweise 
mehr al$ 500.000 t exportiert. Damit fallen die Wehmarktexporte rur das Simulationsbeispielland 
Zimbabwe im Schnitt größer als der regionale Handel aus. Allerdings wird im mittleren Zeithori
zont von fiinfbis neun Jahren mit'vergleichsweise niedrigeren Weltmarktexporten zu rechnen sein, 
während längerfristig noch stärkere Weltmarktexporte eintreten dürften. Der Variationskoeflizient 
der Weltmarktexporte liegt fiir die Mehrzahl der Simulationsjahre über Eins, wie aus der Entwick
lung der Variationskoeflizienten der Exporte (durchgezogene Linie) entnommen werden kann. 
Aus der Simulation dürfte außerdem ersichtlich sein, daß die Wehmarktexportschwankungen 
leicht über denjenigen des regionalen Handels liegen werden. Für das Exportland Zimbabwe ist 
demnach zu vermuten, daß die Weltmarktexporte die Funktion des residualen Handels überneh
men. 

Im Hinblick auf die Fragestellung der Untersuchung interessiert sodann die Frage, in welchem 
Umfang in Zimbabwe und Zambia mit Lagerhaltung zu rechnen sein wird. Im Basissimulationslauf 
ist die Lagerhaltung immer nur dann ökonomisch sinnvoll, wenn die Lagerhaltungskosten gedeckt 
werden. Schaubild 4 zeigt fiir die Lagerhaltung in Zimbabwe, daß nur in 19 von 160 Simulations
jahren mit einer Lagerhaltung zu rechnen war. Zambia hat praktisch gar keine Lagerhaltung in der 
Simulation. Damit kommt dem regionalen Handel (Schaubild 2) eine wesentlich größere Bedeu
tung zur Verbrauchsstabilisierung zu als der Lagerhaltung. Dieses Ergebnis ist erwartungsgemäß 
von den Lagerkosten abhängig, die im Modell bei 20 US$ pro Tonne und Jahr festgelegt waren. 
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Schaubild 3: Weltmarktexporte Zimbabwes für Mais im Basislauf (Durchschnittswerte in 
1000 t und VariationskoeffJZient) 
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Schaubild 4: Maislagerung in Zimbabwe im Basislauf, in 1000 t 
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Schaubild 5: Preisentwicklung in Zimbabwe nach Basislauf (Durchschnittswerte der Er
zeugerpreise und Standardabweichung) 
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Die Verbrauchsentwicklungen und die Preisentwicklung für Grundnahrungsmittel in den Ländern 
sowie deren Instabilität sind bei regionalem Handel intensiv miteinander verknüpft. Wie Schaubild 
5 zeigt, bewegt sich bei der Handelskooperation im BasisIauf das zimbabwische Preisniveau nach 
einer anfiinglich schwachen Preissenkungsphase tendenziell nach oben. Das Importland Zambia 
hat aufgrund der Transportkostenbelastung das tendenziell höhere Preisniveaund Unter Vernach
lässigung der beiden letzten Jahre im Modell kann von einem Preisanstieg von ca. 20% gespro
chen werden. Entscheidend hierfür ist die Verbraucherpreisentwicklung auf dem zambischen 
Markt (nicht dargestellt), welches sich im ZeitabIaufim ExportIand der regionalen Handelskoope
ration immer stärker bemerkbar macht. Im Zuge der regionalen Handelskooperation sinkt der 
Preis infolge der Preisanpassung in Zambia allerdings nur leicht ab (nicht dargestellt), so daß es in 
der Gemeinschaft insgesamt zur Preisangleichung auf höherem Niveau kommt. Da der regionale 
Exporteur (Zimbabwe) im vorliegenden Fall mit einer Anhebung der Verbraucherpreise zu rech
nen hat, kommt es zu einer Umverteihmg zwischen Produzenten und Konsumenten in diesem 
Land. 

6 Zusammenfassung 

Dieser Beitrag hat sich zunächst dem aktuellen Bedarf für regionale Handelskooperationen zuge
wandt. Es wurde gezeigt, daß ein erhöhtes Interesse an regionaler Handelskooperation für die 
Länder Sub-Saharan-Afrikas bestehen dürfte. Im Anschluß wurde eine Beschreibung für die Aus
gestaItung eines interregionalen Handelsmodells präsentiert. Von diesem Handelsmodell, das ei
nen potentiellen interregionalen Handel von Grundnahrungsmitteln zwischen Zimbabwe und 
Zambia abbildet, wurde ein BasissimuIationsIaufvorgestellt. 
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Zusa=enfassend ist aus der Sicht Zimbabwes fiir die Basissimulation abzuleiten, daß die Bedeu
tung des Handels mit dem Weltmarkt bei Mais ungefähr doppelt so groß sein wird wie die des 
regionalen Handels. Demnach ist die Belieferung des regionalen Kooperationsmarktes (fiir Zim
babwe im Modell: Zarnbia) nur als Teilaspekt einer Exportpolitik anzusehen. Zarnbia würde seine 
Maisimporte fast durchweg durch den regionalen Handel decken. Dabei fällt die Instabilität des 
regionalen Handels etwas geringer aus als diejenige der Wehmarktexporte des regionalen Über
schußlandes. Allerdings sind beide Instabilitäten als vergleichsweise hoch anzusehen. Die Ursache 
dafiir liegt in der hohen Produktionsinstabilität beider Länder. Für die Fragestellung nach dem 
Umfang der Lagerhaltung wurde dann gezeigt, in welchem Umfang in Zimbabwe mit Lagerhal
tung zu rechnen sein wird. Es ko=t nur geringfügig zur Lagerhaltung. Hinsichtlich der Preis
entwicklung konnte festgestellt werden, daß in Zimbabwe mittelfristig die Preise rur Mais um ca 
20 Prozent steigen dürften, während in Zambia nur ein leichter Preisrückgang zu erwarten ist. 

Summary 

Regional trade in staple foods is underdeveloped in Southem Africa. Due to food security consi
derations national govemments tend to isolate local markets from markets of neigbouring coun
tries and the world market. Currently, only the world market plays the role as residual source in 
the ease of drought or the role as a place of surplus disposa~ if a burnper crop prevails in the 
whole region. However, regional trade may playa subsidiary role, if drought effects are disperse 
from a regional point ofview. 

It is the objective of this paper to investigate the potential for regional trade in basic food stuffs 
between Zambia and Zirnbabwe. A simu1ation mode~ which has been disaggregated in terms of 
market participants (two countries, including two consumption and one production region in each 
country, and 3 products) and time (intertempora~ in modelling trade performance of 15 years), 
has been designed and implemented in order to evalute the trade potential. 

The simulation approach reveals a trade potential for maize and investigates the instability of re
gional trade simultaneously. Regional trade should be reconsidered as a option in adjustment pro
gra=es in Eastem and Southem Africa. Furthermore, the implementation of food security poli
eies and its costs are discussed showing that a coordinated policy may still results in regional tra
deo The simulation shows a partial increase ofwelfare for Zirnbabwe of3 p.c. and Zambia of 1.5 
p.c. due to the introduction ofregional trade. 

In terms of quantities traded, the average regional trade would amount 300.000 t of maize. 
However, the instability of regional trade in maize would be quite high and reaches a coefficient 
ofvariation ofO.9. Simultanously, world market exports ofZirnbabwe would average 400.000 t 
at an instability higher than regional trade. Furthermore, the model reveals only moderate stock
piling in only 19 of 160 years of simulation. 

Pesl) Me 

"PerHOHaULHaJl KoouepaqHJI H HHTerpaqHJI TOprOBUH B pa3BHBaDIqHXCJI 
CTpaHax, Ha upHMepe arpapHoA ToprOBUH CTpaH DlICHOA Acl>PHKH" 

Perl10HaITbHa.<l TOprOBIT.<I arpapHblMI1 npoAYKT8MI1 MelKAY pa3BI1BaIOII.\I1MI1C.<l cTpaHaMI1 

OTHOCI1TeITbHO HeAopa3BI1Ta. Oc06eHHo no TOprOBITe OCHOBHblMI1 npoAYKTaMI1 nl1TaHI1.<1 BO 

MHOrl1X pa3BI1BaIOII.\I1XC.<l cTpaHax YCTaHOBITeHbI BceB03MOlKHble OrpaHI1'1eHI1.<1 Ha BB03 I1ITI1 

Ha BblB03, '1TO He n03BOIT.<IeT I1CnOITb30BaTb OTHOCI1TeITbHble perl10HaITbHble npel1MYII.\ecTBa 

OTAeITbHblX CTpaH no np0l13BOAcTBY TOro I1ITI1 I1Horo BI1Aa npOAYKI..\I1I1. B TOlKe BpeM.<I, B 
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HeKOTopbIX perHOHaX, B OC06eHHOCTH B A<jJpI1Ke, IOlKHee CaXapbl, (a TKalKe H B 

HeKOTOpblX APyrHx perHOHaX, HanpHMep, B naTHHCKO/.\ AMepHKe 11 A3HI1) B 60-x H 70-x 

rOAax 6bInl1 npeAnpHHRTbI nonblTKH perl10HanbHOH I1HTerpaL\I1H. Ho no npH'IHHe cBoeH 

HHAycTpHaJIbHO-nOnHTH'IeCKOH HanpaBneHHocTH, 3TI1 nonbITKH BO MHorOM He HMenl1 

ycnexa. Ho H3 3THX, '1aCTH'IHO HeYAaBwHxcR, nonbITOK ToproBoH KOOnepaL\HH cTpaH IOn 

A<jJpHKH Henb3R cAenaTb BbiBOA 0 TOM, '1TO OHa He nOAxOAHT AnR CTpaH noro perHOHa. 

rOpa3AO 60nee none3HO opraHH30BblBaTb ee Aanee C Y'leTOM npelKHHx oWH60K. B 80-x 

rOAax B pe3ynbTaTe pRAa nporpaMM, HanpaBneHHblX Ha CTPYKTypHbie H3MeHeHHR H 

nH6epanH3aL\HIO, npOH30wna opHeHTaL\HR 3KOHOMH'IeCKOH nonl1THKH CTpaH IOra A<jJPHKI1 

B HanpaBneHHH YBenH'IeHHR 3KcnopTa, '1TO CTaBHT Bonpoc 0 perHOHanbHOH KoonepaL\HH 

H HTerpaL\HH ToprOBnH B HOBOM CBeTe. 

B HaCTOR~eM pe<jJepaTe, Ha npHMepe perHOHanbHOH KOonepaL\HH MelKAY 3aM6HeH H 

3HM6a6Be, nOKa3b1BaeTCR pa3BHTHe KOOnepaL\I1H H HHTerpaL\I1H ToprOBnH OCHOBHblMH 

npOAYKTaMH nHTaHHJI, a TaKlKe, aHanH3HpyeTcR BnHRHHe nonHTHKH, HanpaBneHHOH Ha 

cTa6Hn113aL\HIO cHa6lKeHHR HaCeneHHJI OCHOBHbIMH npOAYKTaMI1 nHTaHHR, Ha 

perHOHanbHYIO KOonepaL\HIO. C nOMO~bIO AHHaMH'IeCKOH H Ae3arperHpOBaHHOH ToprOBOH 

MOAenH no HeCKonbKHM BHAaM npOAYKTOB, nOAeneHHbIX Ha rpynnbI npOAYKTOB 3KCnOpTa 

H OCHOBHblX npoAYKTOB nHTaHHR, Y'IHTbiBaR B3aHMOCBR3H MelKAY HHMH, npOBOAHTCR 

aHanH3 BnHRHHJI OTKpbITHR pblHKa OCHOBHbIX npOAYKTOB nHTaHHJI Y'IaCTBYIO~HX CTpaH Ha 

KOOnepaL\HIO H pa3BHTHe cHTyaL\HH Ha pbIHKe CTpaH-napTHepOB. 

nOcpeACTBOM MOAenH npOBOAHTCR MaprHHanbHblH aHanH3 Bnl1RHHR perHOHanbHOH 

ToprOBOH KOOnepaL\HH Ha 6narOCOCTORHHe OTAenbHbIX CTpaH. 3TOT aHanH3 BblpalKaeTCR B 

cpaBHeHHH npeAnonaraeMoro pa3BHTI1R perHOHanbHOH ToprOBnH C cHTyaL\HeH, KorAa 

ToprOBnR ocy~ecTBnReTCR TonbKO '1epe3 MHPOBO/.\ PbIHOK, HO npH coxpaHeHHH 06~eH 

HanpaBneHHocTH 3KOHMHKH. B pe3ynbTaTe no 3HM6a6Be Ha6nIOAaeTCR POCT HHAHKaTopa 

6narOCOCTORHHJI no paCCMOTpeHHblM npOAYKTaM (KYKYPY3a, Ta6aK H COR) Ha 3% 

(npH6nH3HTenbHo 1,29 MnH. AonnapoB CIIIA B rOA), a no 3aM611H - Ha 1,5% (0,32 

MnH. AonnapoB CIIIA). Be3 arpapHonOnHTH'IeCKOrO BMewaTenbCTBa, perHoHanbHaR 

ToproBnR KYKYPY30/.\ Moma 6b1 COCTaBHTb Ha 6 - 7 rOA B cpeAHeM 300 000 TOHH. 

HecTa6HnbHocTb perHoHanbHoH ToproBnH KYKYPY30H ( paCC'IHTaHHaR no Koe<jJ<jJHL\HeHTY 

BapHaL\I1H) nelKana 6b1 Ha ypoBHe 0,9, T.e. KOne6aHHR 6bInH 6bI TonbKO Ha 10% MeHbwe 

cpeAHeH BenH'IHHbI 06"beMa ToproBnH. 

3KcnopTHble nOCTaBKH KYKYPY3b1 3HM6a6Be Ha MHPOBOH PblHOK (3HM6a6Be RBnReTCR 

HeTT03KcnopTepOM no KYKYPY3e) AOCTHraIOT nO'lTH 400 000 TOHH. Ha KOHeL\ 

nporH03HpyeMoro nep"oAa 3Ta cTpaHa Morna 6b1 3KcnopTHpoBaTb 500 000 TOHH. 
CneAoBaTenbHo, B 3HM6a6Be 06"beM 3KcnopTa Ha MHPOBOH PbIHOK 6b1n 6bI 60nbwe, '1eM 

06"beM perHOHanbHOH ToprOBnH KYKYPY30/.\. Koe<jJ<jJHL\HeHT BapHaL\HH no 60nbwHHCTBY 

nporH03HpyeMblx neT 60nbwe eAeHHL\bI, cneAoBaTenbHO Kone6aHHR 06"beMa 3KcnopTa 

KYKYPY3b1 Ha MHPOBOH PblHOK, KaK OCTaTO'lHOe RBneHHe Kone6aHHH YPOlKaHHOCTH, 
HeMHoro CHnbHee, '1eM Kone6aHHJI 06"beMa perHOHanbHOH ToprOBnH. TonbKO B 19 H3 160 

paC'IeTHblX BapHaHToB 6bInO 6b1 B03MOlKHblM c03AaiIHe 3anaCOB npoAYKL\HH B 3HM6a6Be. 

B 3aM6HH, no pe3ynbTaTaM paC'IeTOB, TaKlKe, nO'lTH HeT 06pa30BaHHR 3anaCOB. 

CneAoBaTenbHo perHoHanbHoH ToproBne 6YAeT np"HaAnelKaTb BalKHaR ponb B 

CTa6HnH3aL\HH nOTpe6neHHR. 
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EU-AGRARREFORM, MIGRATION UND LÄNDLICHE BESCHÄFTIGUNGS
SITUATION IN ENlWICKLUNGSLÄNDERN 

von 

Beatrice KNERR* 

1 Einleitung 

Wie die an1äßlich der Wehbevölkerungskonferenz in Kairo gefiihrten Diskussionen deutlich vor 
Augen fUhren, sind Migrationsbewegungen aus den ländlichen Räumen von Entwicklungsländern l 

weltweit zu einem Problemfeld und zu einer Herausforderung fiir Politik und Wissenschaft ge
worden. Hier spielen insbesondere die Phänomene "Landflucht" in die Städte, Migrationen in In
dustrieländer, sowie zunehmende Flüchtlingsbewegungen eine Rolle. Während der Abwande
rungsdruck zunimmt, gehen die Aufuahmekapazitäten zurück. Die Überlastung der Städte in den 
von Armut geprägten Ländern wird wirtschaftlich und sozial als unerträglich empfunden; interna
tionale Grenzen schließen sich zunehmend fiir Einwanderer; der Zugang zu Boden wird schwieri
ger. Für eine zunehmende Zahl von Ländern ist die Migrationsfrage zu einem ihrer drängendsten 
ökonomischen, sozialen und politischen Probleme geworden. Die Wanderungsbewegungen haben 
mittlerweile ein Ausmaß angenommen, welches die UNDFPA im Schlußsatz ihres Lageberichts 
von 1993 zu dem Ergebnis kommen läßt: "Die Migration könnte zur Menschheitskrise unseres 
Zeitalters werden" (UNFPA, 1993). 

Die Verringerung der Migration in und aus Entwicklungsländern ist damit zu einem vorrangigen 
entwicklungspolitischen Ziel geworden. Da der weit überwiegende Teil der Migranten aus dem 
ländlichen Raum und aus dem Agrarsektor kommt, kommt diesem dabei eine Schlüsselrolle zund 
Deshalb werden mittlerweile sowohl in EL als auch in einer Reihe von IL entsprechende Konse
quenzen diskutiert. So ist eine zentrale Frage bei der in den USA gefiihrten NAFTA-Diskussion 
die Befiirchtung, die HandelsliberaIisierungen im Agrarbereich könnten zu einem Anstieg der ille
galen Migration aus Mexiko in die USA fUhren (ACEVEDO and ESPENSHADE, 1992)2 . Im 
Vordergrund steht dabei die Erwartung, daß mit dem Vordringen billigeren US-Maises auf den 
mexikanischen Markt eine große Zahl von Arbeitsplätzen in dem bisher stark protektionierten 
kleinbäuerlich geprägten Maissektor Mexikos verlorengeht. Stark verbreitet ist die Ansicht, daß 
billige Agrarimporte eine entsCheidende Ursache fiir Migrationen aus dem ländlichen Raum sind, 
da sie die Beschäftigungsmöglichkeiten dort vermindern, und damit "die Bauern vom Land ver
treiben" (s. z.B. WALTER 1994). Umgekehrt könne eine Erhöhung der Importpreise über positi
ve Beschäftigungseffekte solche Migrationen vermindern. Dies fiihrt zu der Hypothese, daß auch 
von der EU-Agrarreform entsprechende Folgen zu erwarten sind. Mit dieser Frage setzt sich der 
vorliegende Beitrag auseinander. Sie ist nicht nur fiir EL von vitalem Interesse, sondern auch fiir 

Dr. B. Knerr, In~titut für Agrar- und Sozialökonomie in den Tropen und Subtropen, Universität Hohenheim 
(490), 70593 Sluttgart 

1 Entwicklungsländer sind hier definiert entsprechend der Abgrenzung des Development Assistence Committee 
(DAS) der OECD, der UN und der Weltbank und umfassen die von diesen Organisationen in der Kategorie ge
Iisteten Länder. 

2 Im Vordergrund steht dabei die Erwartung, daß mit dem Vordringen billigeren US-Maises auf den mexikani
sehen Markt eine große Zahl von Arbeitsplätzen in dem bisher stark protektionierten k1einbänerlich geprägten 
Maissektor Mexikos verlorengeht. 
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IL von erheblicher Bedeutung, da diese die letztendlich bevorzugte Zielregion fiir zahllose Mi
granten aus EL sind. 

Es muß vorausgeschickt werden, daß diese Untersuchung lediglich zu erwartende Richtungsten
denzen herausarbeiten kann, da der gravierende Datenmangel auf dem Gebiet der Arbeitswirt
schaft und des Migrationsverhaltens in EL quantitative Aussagen über die Migrationseffekte von 
Veränderungen auf den Gütermärkten spekulativ werden läßt. Dies gilt insbesondere fiir Sub
Sahara-Afrika, wo zuverlässige Daten über Migrationsbewegungen praktisch nicht vorhanden sind 
(RUSSEL et al., 1990a:3). Im vorliegenden Beitrag werden die infolge der EU-Reform zu erwar
tenden Wanderungs bewegungen aus den von ihr ausgehenden Migrationsanreizen abgeleitet. Da
her werden, in Abschnitt 2, zunächst die Motive der Abwanderung aus den ländlichen Räumen der 
EL anhand von Migrationstheorien und- erflIhrungen erläutert. Auf dieser Grundlage beschäftigt 
sich Abschnitt 3 mit den zu erwartenden Auswirkungen der EU-Agrarreform aufMigrationsströ
me, wobei ein produktweiser Ansatz gewählt wird. In Abschnitt 4 werden die Schlußfolgerungen 
zusammengefilßt. 

2 Motive der Migration 

2.1 TraditioneUe makroökonomische Ansätze 

Nach den traditioneUen Migrationstheorien werden AK-Wanderung als Ausgleichsmechanismus 
zur Verringerung interregionaler Wohlstandsgefiille angesehen. Diese in der Regel auf der Neo
klassik aufgebauten ModeUe gehen davon aus, daß Land-Stadt-Migrationen gegenläufig zum rea
len Einkommensgefiille sowie ggt: dem Gefiille der Arbeitslosenquote verlaufen bis die Löhne in 
beiden Regionen angeglichen sind (einfachste Form: dMij/d(Wj-Wi»O, wobei Mij=Wanderung von 
Region i zu Regionj; W"Jj=Lohnsatz in Region ij). Modellerweiterungen erfolgten durch Aspekte 
wie nicht-homogene AI<, regionsspezifische Produktionsfilktoren, unterschiedliche Lebenshal
tungskosten, Transaktionskosten, Risiko und Unsicherheit, öffentliche Güter und soziale Sicher
heit (s. COELHO und GHALI, 1971; BELLANTE, 1979; GREENWOOD, 1969; DEALS, LE
VY and MOSES, 1967; SHAW, 1986 oder SCHWARTZ; 1973). Das in der malthusianischen 
Tradition stehende Modell von LEWIS (1954) und FEIlRANIS (1961) wird noch immer allge
mein zur Erklärung von rural-urbanen Migrationen in EL verwendet. Die Erwirtschaftung eines 
Einkommens in einer anderen Region wird als Alternative zur Tätigkeit auf dem landwirtschaftli
chen Herkunftsbetrieb betrachtet. Der Abgewanderte ist Teil der Wirtschaft seiner Zuzugs- und 
nicht mehr seiner Herkunftsregion. Zwischen dem Abgewanderten und seiner Herkunftsregion 
besteht in diesen Modellen keine Interaktion. Derartige Modelle zur Erklärung der Abwanderung 
aus dem klein bäuerlichen Sektor bauen auf den ersten Migrationstheorien auf: die aus den in Eu
ropa während der Industrialisierungsphase gemachten Erfahrungen abgeleitet sind. Migration wird 
als individuelle Entscheidung des Migranten behandeh, und die Abwanderung wird als endgültig 
angesehen. Modelle, die das Humankapital in den Vordergrund stellen (s. SJAASTAD, 1962 und 
mCKS, 1966), unterscheiden sich nicht prinzipiell von diesen Ansätzen. Sie beziehen lediglich die 

Zeit als zusätzliche Komponente ein. Migration erfolgt, wenn Re, = j(yj.t - Y,.,)e-"dt - Co> 0 
'-0 

(wobei Ro=Gegenwartswert der Investition über die Lebenszeit, Yi~, Yj~ = Realeinkommen im 
Land ij zum Zeitpunkt t, r = Diskontsatz, Co = fixe Kosten der Migration). 

TODARO (1976) bietet eine ökonomische Erklärung dafiir, daß Landflucht auch bei hoher Ar
beitslosigkeit in den urbanen Zentren andauem kann. Er betont, daß Migration in Reaktion auf 
erwartete Lohn- und Beschäftigungsunterschiede erfolgt, und die Migranten bei ihrer Wande
rungsentscheidung das (kapitalisierte) erwartete Netto-Einkommen im formellen urbanen Sektor 
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mit der Wahrscheinlichkeit gewichten, dort einen Arbeitsplatz zu finden. Die Migration erfolgt, 

wenn In (Y )e-"dt < In (p Y )e-"dt _ c (wobei Yi,t=erwartetes Einkommen im ländlichen Raum 
i,l t J,f 0 

,,,,0 1=0 

in Periode t; Yj,t = Lohnansatz im formellen urbanen Sektor in Periode t, Pt=Wahrscheinlichkeit, 

einen Arbeitsplatz im formellen Sektor zu bekommen, r = Diskontsatz, Co = Transaktionskosten 

der Migration.) 

Die Migration erfolgt zunächst von der ländlichen Region in den informellen urbanen Sektor, nnd 
später von dort in den formellen Sektor. Aus diesem Verhahen ergtbt sich - bei rigiden Löhnen im 
urbanen Sektor - ein Gleichgewicht an Arbeitslosen und Unterbeschäftigten im informellen Sek
tor. 

Neuere Forschungsergebnisse stellen die Relevanz dieser traditionellen Ansätze fiir Enwicklungs
länder, und insbesondere fiir den kleinbäuerlichen Sektor, in Frage. Es zeigt sich, daß die Annah
men der traditionellen Modelle zur Charakterisierung heutiger Migrationsbewegtmgen nur einge
schränkt geeignet sind. Die wichtigsten Veränderungen ergeben sich daraus, daß Arbeitskräfte
wanderungen zunehmend temporär, selektiv und international sind. 

Vor. dem Hintergrund empirisch beobachteter Entwicklungen gewannen Studien, die sich mit der 
Selektivität der Migration beschäftigten, seit den 60er Jahren zunehmend an Bedeutung. Sie 
kommen in der Regel zu dem Schluß, daß vor allem die jüngeren dynamischen, besser ausgebilde
ten AK die ländlichen Regionen verlassen (MYRDAL, 1957). Dies wird verstärkt, wenn die ein
kommensnivellierenden Maßnahmen in der Zuwanderungsregion weniger ausgeprägt sind als in 
der Abwanderungsregion (BORJAS, 1987). Die selektive Abwanderung von Männern im er
werbsfiiliigen Alter fUhrt in ländlichen Regionen oft zu kumulativen wirtschaftlichen Abwärtspro
zessen und weiteren selektiven Abwanderungen, wie sie von Myrdal bereits 1957 beschrieben 
wurden. Sie bringt steigende Abhängigenquoten, Rückgang der Kapitalbildung, und oft vermin
derte schulische Ausbildung nun verstärkt mitarbeitender Kinder mit sich. 

Temporäre Migration gewinnt insbesondere deshalb an Bedeutung, weil permanente Migrationen 
zunehmend an Grenzen stoßen. Interne Land-Stadt-Wanderungen sind wegen der dadurch verur
sachten sozialen Kosten unerwünscht, und bieten immer weniger Hoffilung auf dauerhafte Be
schäftigtmg. So haben Migranten zunehmend weniger die Möglichkeit, sich permanent am Zu
wanderungsort niederzulassen. Auch in Regionen wo die Bevölkerung traditionell sehr mobil ist, 
weitgehend freier Zugang zu Boden fiir Zuwanderer und offene Grenzen vorherrschten, wie z.B. 
Westafrika, (ADEPOJU, 1988; PRETZSCH, 1986), werden Wanderungsbewegtmgen immer 
stärker eingeschränkt. Migranten können nicht länger davon ausgehen, am Zuwanderungsort Bo
dennutzungs- oder auch nur Bleiberechte zu erhahen, während sie durch die Abwanderung ihre 
Bodenrechte in der Herkunftsregion und damit ihre soziale Sicherheit verlieren. Überdies gilt auch 
dort, wo die Zuwanderung von AK temporär erwünscht oder geduldet ist, dies meist weit weniger 
fiir ihre Familien. Damit verbleibt der familiäre Standort zunehmend im ländlichen Raum. Immer 
mehr bestimmen Kontraktarbeitsverhältnisse das Bild. Unter diesen Umständen sehen die Migran
ten ihre längerfristige wirtschaftliche Zukunft in ihrer Herkunftsregion, und nicht in der Gastregi
on und stellen sich auf eine Rückkehr ein. 

2.2 Migration als Haushaltsentscheidung - die neue Migrationsökonomie 

Forschungsergebnisse aus jüngster Zeit haben gezeigt, daß Migrationsentscheidungen in EL Er
gebnis komplexer Haushaltsstrategien sind. Zunehmend dominieren gerade im kleinbäuerlichen 
Sektor der EL Strategien, bei denen Migrationsentscheidungen und Entscheidungen übeidie Be-
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triebsentwicklung simultan im Rahmen des Familien- bzw. Haushaltshaltsverbandes getroffen 
werden. Rücküberweisungen sind in diesem Rahmen einkalkuliert als zusätzliche Einkommens
und Kapitalquelle, Mittel zur Risikodiversifizierung, oder zur Überbrückung von wirtschaftlichen 
und klimatischen Stressphasen. Die Entscheidung zur Migration einzelner Individuen wird auch 
innerhalb von Gruppen getroffen, die weit über den Familienverband hinausgehenJ . 

2.2.1 Migration zur Erhöhung des Konsumniveaus 

Temporäre Migration einzelner Familienmitglieder zur Erhöhung des Konsums der landwirt
schaftlichen Familie hat in vielen Regionen der Welt lange Tradition. So ist z.B. die Hälfte der 
Einwohner Karachis nicht dort geboren, und bei einem großen Teil dieser Zuwanderer handelt es 
sich um temporäre Migranten, die regelmäßig zu ihren Dörfern zurückkehren (GUISINGER, 
1984). Zirkuläre Migration zwischen ländlichen Gebieten und urbanen Zentren ist in Mexiko seit 
Jahrzehnten üblich, wobei der Migrant während seiner Arbeitssuche durch die Familie finanziell 
unterstützt wird. So stieg währepd des Ölbooms die Zahl der Arbeitslosen in den urbanen Regio
nen Mexikos stark an, weil Arbeitskräfte aus dem Minifundiensektor der marginalen Regenfeld
baugebiete zur Arbeitssuche in die industriellen Zentren strömten (SCHERR, 1989). Die Mög
lichkeit, zusätzliches Einkommen durch Migration zu beschaffen, kann die landwirtschaftliche 
Stagnation fördern, da dadurch der Anreiz, technischen Fortschritt einzufiihren, der nach der Bo
serup-These (BOSERUP, 1981) durch steigenden Bevölkerungsdruck induziert wird, zumindest 
abgemildert wird, was zusätzlichen Abwanderungsdruck erzeugt. 

2.2.2 Migration zur Bargeldbeschaffung 

Die Beschaffung von Bargeld durch Aufuahme eines monetär entlohnten außerbetrieblichen Ar
beitsverhältnisses steht bei den Migrationsstrategien zahlreicher subsistenzorienter landwirtschaft
lichen Haushalte in EL im Vordergrund. Dieses Verhalten ist besonders ausgeprägt, wo die Ver
marktungsmöglichkeiten fiir betrieblich erzeugte Produkte mangelhaft sind, bzw. die Vermark
tung mit (im Vergleich zum Erlös) zu hohen Kosten verbunden wäre. Solche Strategien werden 
beschrieben von Hedden-DUNKHORST (1993) fiir die semi-ariden Gebiete Zimbabwes wo sie 
beobachtete, daß Rücküberweisungen von außerlandwirtschaftlich tätigen Familienmitgliedem 
fast 80% der kleinbäuerlichen Bareinnahmen ausmachen. Diese Einkommensteile, die unda. zum 
Kaufvon Inputs verwendet werden, sind unverzichtbar zur Emährungssicherungung dieser Haus
halte. 

Eine substitutive Beziehung im Hinblick auf ihre Funktion als Mittel zur Bargeldbeschaffimg be
steht zwischen Migration und cash crop Produktion. Migration statt des Cash-crop-Anbaus wird 
insbesondere dann gewählt, wenn die Selbstversorgung der Familie Priorität hat, und das verfiig
bare Land ansonsten zur Deckung des Subsistenzbedarfs der Familie nicht ausreichen würde. Die 
Entscheidung zwischen Migration und cash crop Anbau ist damit nicht nur bestimmt vom Ver
gleich zwischen den Opportunitätskosten eines Einkommenserwerbs durch landwirtschaftliche 
Tätigkeit und dem durch Abwanderung erzielbaren Einkommen, sondern auch vom Ziel der Er
nährungsicherung, das in der Präferenzska1a des Haushalts eine lexikographische Stellung ein
nimmt. Zu Migrationen kommt es in diesem Zusammenhang insbesondere dort, wo Bargeld zur 
Begleichung von Steuern und Abgaben nur durch eine dieser beiden Aktivitäten beschaffi werden 

J Permanente FanninglMigrations-Systeme wurden z.B. ausführlich analysiert von DIA (1992), der das Verhal
ten der Soninke und der HaaI Pulaar in Senegal, Mali und Mauretanien beschreibt. Über 90"10 der männlichen 
Familien (Gruppen-) mitglieder zwischen 30 und 60 Jahren waren mindestens einmal abgewandert, wobei die 
Migrationsentscheidung von den traditionellen Dorfautoritäten getroffen wird, die auch die Verantwortung für 
die zurückgebliebenen Familienmitglieder übernehmen. . 

488 



kann. Dies kann z.B. in Burundi beobachtet werden, wo dann, wenn die Familie die Möglichkeit 
hat, das zur Begleichung ihrer Steuerschuld benötigte Bargeld durch Migration eines ihrer Mit
glieder in die urbane Zentren oder die südlichen Nachbarländer zu beschaffen, die Produktion von 
cash crops zugunsten von Nahrungskulturen eingeschränkt wird (GUICHAOUA, 1986, NYA
MOYA et.al, 1986). Ähnliche Beobachtungen wurden in Ruanda im Zusammenhang mit dem 
Teeanbau gemacht. Strebt eine Regierung an, den Anbau von Cash crops durch Bargeldforderun
gen an die Landwirte zu fordern, kann dies durch verstärkte Migratiop unterlaufen werden. 

2.2.3 Migration zur Kapitalbeschaffimg 

Unvollkommene Kapitalmärkte sind eine der Hauptursachen fiir Migrationen au~ dem ländlichen 
Raum, da gerade kleinbäuerliche Familien in EL aufgrund unvollkommener Informationen, Unsi
cherheit, relativ hoher Transaktionskosten, institutioneller Schwierigkeiten und ungleicher Ver
handlungspositionen weniger dazu in der Lage sind, Kapitalmärkte zur Beschaffimg von Investiti
onsmitteln zu nutzen (STARK und KATZ 1986). Für die meisten Regionen, mit Ausnahme Afri
kas (s. ClllLIVUMBO (1985) rur Zambia; RUSSELL (1984) fiir Mozambique; YOUNG (1987) 
rur Sudan; LUCAS und STARK (1985) fiir Botswana, DIA (1992) fiir Senegal), läßt sich aller
dings nicht nachweisen, daß hierbei die Beschaffimg von Investitionsmitteln rur den Betrieb im 
Vordergrund steht. Auf der Grundlage empirischer Beobachtungen in Botswana entwickelte 
LUCAS (1987) ein Mode11, welches Migration als Strategiekomponente kleinbäuerlicher Betriebe 
einbezieht. Entscheidet der kleinbäuerliche Haushalt über die Migration eines seiner Mitglieder, 
vergleicht er die Opportunitätskosten, die durch den Verlust der AI< im Betrieb entstehen, mit den 
langfristigen Nutzen einer erhöhten Produktivität durch die Investitionen aus Rücküberweisungen. 
Seine Arbeitsangebotskurve ist bestimmt von den Einkommenserwartungen auf dem Betrieb, re
lativ zu den in anderen Regionen vorherrschenden Lohnsätzen. Während internationale Migration 
temporär ist, und der Migrant nach Ablauf seines Kontrakts zurückkehrt, ist interne Migration 
nicht zeitlich begrenzt, jedoch mit dem Risiko behaftet, keinen Arbeitsplatz zu finden. Ersparnisse 
aus Rücküberweisungen werden im landwirtschaftlichen Betrieb investiert4 . Ein enger Zusam
menhang zwischen Verschuldung und Migration ist insbesondere in Südasien festzustellen. So 
beschreibt z.B. NAßI (1983) den Zwang zur Beschaffung von Bargeld um Kredite im informellen 
Bereich zurückzuzahlen, als übliches Migrationsmotiv im pakistanischen Punjab. Auch hierbei 
spielen mangelhaft funktionierende Kapitalmärkte und fehlender Zugang zu formellen Bankkredi
ten eine entscheidende Rolle. Im informellen Kreditsektor ist regelmäßig ein bestimmter Teil der 
Kredite unmittelbar nach der Ernte zurückzuzahlen. Ist dies nicht möglich, verliert der Schuldner 
seine Kreditwürdigkeit. Die Entscheidung zur Arbeitsmigration wird daher üblicherweise nach der 
Ernte getroffen. 

In nahezu allen Regionen, von Indien (BATZLEN, 1994) bis SSA (RUSSELL, 1990) ist zu beob
achten, daß ein bedeutender Anteil der Rücküberweisungen in die Ausbildung der Kinder inve
stiert wird. Die häufig zu beobachtende Abwanderung der so Ausgebildeten ist dabei in vielen 
Fällen Teil langfristig angelegter Existenzsicherungsstrategien kleinbäuerlicher Haushalte. So 
schreibt HEDDEN-DUNKHORST (1993), die sich auf umfangreiche Beobachtungen in Zimbab
wes bezieht: "Investment in children's education for off-farm employment is regarded as a long
term strategy to secure the household's livelihood." (HEDDEN-DUNKHORST, 1993:16) 

4 Eine quantitaive Berechnung konnte allerdings im Rahmen des Modells nicht geleistet werden, weil insbeson
dere auf grund des Mangel an Zeitreihen über den Kapitalbestand keine Produktionsfunktion errechnet werden 
konnte. 
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2.2.4 Migration zur Risikoabsicherung 

Neuere Theorien stellen das Bedürfuis der Familien nach einer Verstetigung ihres Einkommens als 
Motiv der Migration in den Vordergrund und gehen davon aus, daß die Entscheidungen über Mi
gration, Rücküberweisungen, sowie deren Verwendung von den Mitgliedern gemeinsam getroffen 
werden (s. z.B. STARK, 1991). Das gemeinsame Portfolio der verfiigbaren AK wird so einge
setzt, daß unter Berücksichtigung der bestehenden Risiken der Konsum stetig ist. "Die gemeinsa
me Vorsorge deckt das Risiko des Einkommensverlustes auf den einzelnen Märkten ab und er
möglicht der Familie eine Verstetigung ihres Konsums." (STARK, 1991:39). Zudem kaun die 
gerade bei Kleinbauern vorherrschende Risikoscheu dazu fUhren, daß auch ein insgesamt niedrige
res erwartetes Einkommen einem höheren vorgezogen wird, wenn seine Varianz geringer ist. Die
se Zusammenhänge erklären, warUm Arbeitsmigration auch daun stattfindet, wenn das erwartete 
Einkommen in der Zuwanderungsregion die Opportunitätskosten des Migrantei1 nicht übersteigt. 
Entscheidend ist, daß die verschiedenen Einkommenskomponenten der Familie nicht vollständig 
miteinander korreliert sind. Deshalb kaun eine Beschäftigung im urbanen Sektor auch bei geringe
rem Lohnsatz attraktiver sein als eine außerbetriebliche Lohnarbeit im landwirtschaftlichen Sektor 
der Heimatregion. Je geringer das durchschnittliche betriebliche Jahreseinkommen, und je höher 
das Risiko von Ernteschwankungen, desto mehr wird eine Diversifizierung des AK-Budgets als 
lohnend angesehen. 

Voraussetzung fiir das Funktionieren dieser Strategie ist, daß der einzelne durch das gemeinsame 
Vorgehen mehr erreicht, als bei isolierter Handhmg. Sie erfordert explizite oder implizite vertrag
liche Vereinbarungen zwischen den Familienmitgliedern, aus denen beide Seiten Nutzen ziehen: 
die kleinbäuerliche Familie in Zeiten geringen Betriebseinkommens, der Migrant durch ein Min
destmaß an sozialer Sicherheit, das der kleinbäuerliche Sektor ihm gewährt, falls er in der Zielre
gion nicht erfolgreich ist (STARK und LEVHARl, 1982; STARK und KATZ, 1989). Weitere 
Gründe fiir den Migranten, sich an die Vereinbarung zu halten, köunen (neben Ahruismus) ein 
erwartetes Erbe, der Wunsch nach sozialer Integration bei einer späteren Rückkehr und damit die 
Sicherung von Landnutzungsrechten durch Familienmitglieder dort, wo kein privates Bodenrecht 
besteht, die Übernahme der Verantwortung fiir die Kemfamilie durch die Zurückgebliebenen, 
oder die Aufsicht über im Heimatort getätigte Investitionen, sein (STARK 1991, LUCAS und 
STARK, 1985). 

Cash crop Produktion fördert c.p. erfahrungsgemäß Migrationen aus den kleinbäuerlichen Betrie
ben Afrikas, da die Rücküberweisungen das durch schwankende Marktpreise, staatliche interven
tionen und Monokultur bedingte höhere Einkommensrisiko abpuffern (RUSSELL, 1990a, b). 
Simultane Entscheidungen über Cash-crop-Produktion und Migration wurden besonders in Klein
betrieben Westafiikas beobachtet. In größeren Betrieben dagegen erfolgt die Risikostreuung eher 
durch Diversifizierung der Produktion. 
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2.2.5 Migration zur Überbrückung von Krisen und Stressphasen 

Krisen, wie schlechte Ernten, oder Dürreperiode sind oft Ursache von temporärer Abwanderung 
eines Teils der Familien-AK. Die Dekapitalisierung der Betriebe wird damit verringert. Ein sol
ches Verhalten wurde z.B. beobachtet im sudanesischen Nord Darfur (HEINRITZ und EL MA
GURI, 1987), im Senegal River Valley (FlNDLEY, 1987) und in Algerien (VOß, 1981); in 
Mozambique, Botswana, Lesotho und Malawi stellte LUCAS (1987) eine negative Korrelation 
zwischen der Häufigkeit von Migrationen einzelner Familienmitglieder und der Höhe der Regen
tlille fest. Bezüglich der Dauerhaftigkeit der Regenfeldbau-Produktionssysteme in der Dogon Re
gion Malis kommen BECKER und CAMARA (1994) zu dem Schluß. "The sustainability ofthe 
households can be maintained only if family members have the option of generating income in 
temporary off-farm labour markets." (BECKER und CAMARA, 1994:263). Zahlreiche empiri
sche Studien (stARK, 1991; BARBER und MlLNE (1988) fiir Kenya; HEINRITZ und EL 
MAGURI fiir Sudan' (1987» belegen, daß solche Stategien nur von einer bestimmtem Einkom
menshöhe an möglich sind. 

2.2.6 Migration als Folge ungleicher Einkommensverteilung 

Migrationsbewegungen werden überdies gefordert durch ungleiche Einkommensverteilung und 
relative Deprivation (STARK, 1991 und BORJAS, 1989). Agrarpolitische Maßnahmen und Ent
wicklungen, die c.p. zu einer ungleicheren Einkommensverteilung fUhren, können so Migrations
strategien auch bei Haushalten zur Folge haben, deren absolutes Einkommensniveau sich gegen
über der vorherigen Situation nicht geändert hat. 

Das oben Gesagte ist fiir internationale Migration teilweise zu modifizieren. Sie unterscheidet sich 
insbesondere dadurch von der internen Migration, daß die finanziellen Wanderungsgewinne der 
Migranten in aller Regel erheblich höher sind als bei internen Wanderungen, daß sie noch ausge
prägter temporären Charakter hat, und die damit verbundenen Rücküberweisungen besonders 
hoch sind. Bedingt durch die Nachfragestruktur und das Überangebot von AK aus EL auf den 
internationalen Arbeitsmärkten ist internationale Migration äußerst selektiv. Die Migranten verlas
sen ihre Heimat in der Regel ohne Familie, sind überwiegend zwischen 20 und 40 Jahre alt, männ
lich und kommen aus ländlichen Regionen und landwirtschaftlichen Haushalten (s. hierzu fiir Indi
en und Pakistan NAßI (1983) und NASEEM (1979); fiir Bangladesch MAHMUD (1989); rur 
Jemen COLTON (1993); fiir SSA RUSSELL (1990); fiir Mexiko KNERR (1992». Wo nicht 
bereits Verbindungen in die Zielregion durch dort arbeitende Verwandte oder Freunde bestehen, 
die die Migranten unterstützen, ist internationale Migration aus dem Agrarsektor wegen der damit 
verbundenen hohen Transaktionskosten kaum möglich fiir die unteren Einkommensgruppen und 
fiir Landlose, bzw. Fast-Landlose. So zeigt z.B. eine Studie von FlNDLEY (1989) im Sahel, daß 
die internationalen Migranten aus Gemeinden mit wesentlich höherem Einkommen kommen als 
die internen Migranten. Erhebungen der ILO in Asien weisen in dieselbe Richtung (ILO 198&). 

Die RückübelWeisungen erreichen oft ein Vielfaches des Betriebseinkommens. In vielen EL sind 
die Deviseneinnahmen aus Rücküberweisungen höher als die aus Agrarexporten (berechnet mit 
Daten von World Bank und IMF). Sie stellen daher mittlerweile oft das Hauptexport"gut" des 
kleinbäuerlichen Sektors dar. Angesichts der daraus resultierenden hohen Devisenzuflüsse werden 
internationale Arbeitskräfteexporte in vielen EL von staatlicher Seite gefOrdert. 
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3 Erwartete Auswirkungen der EU-Reform aufWanderungsbewegungen 

Dieser Abschnitt beschäftigt sich anknüpfend an die in Abschnitt I formulierten Hypothese mit 
der Frage, ob von der EU-Agrarreform eine Verminderung der Migrationen aus dem ländlichen 
Raum der EL zu elWarten ist. Dies hängt davon ab, weIche Migrationsmotive von der Reform 
berührt werden, und welche Wanderungsbewegungen dadurch elWartungsgemäß induziert wer
den. Die Antwort soll im folgenden am Beispiel einiger von der Reformen im Getreide- und Rind
fleischsektor direkt betroffener EL diskutiert werden. Eine quantitative Analyse wird, wie oben 
erläutert, begrenzt durch den Mangel an Daten über den betrieblichen Arbeitseinsatz in verschie
denen Produktionszweigen, die ländliche Beschäftiungsstruktur und die Reaktion von Migrations
bewegungen auf verschiedene Parameteränderungen. Keunziffem zu SVGs und Produktionstech
nologien von EL finden sich in Tabelle 1. 

Tabelle 1: Kennziffern zu Selbstversorgungsgrad und Produktionstechnologie in ausge
wählten Entwicklungsländern 

SVG Getreide SVGFleiscb AKlI000$Werts Traktoren(Stck)1 AI( 

in (1000) 
1985-1992 1985-1992 1990 1990 

Sub-Sab. AfHka 
Malawi 0,91 1,00 5,852 0,475 
Somalia 0,66 1,00 n.v. n.v. 
Namibia 0,52 1,25 n.v. n.v. 
Niger 0,93 0,99 n.v. n.v.-
Nigeria 0,94 0,98 2,102 0,433 
Ruanda 0,95 1,00 n.v. 0,029 
Senegal 0,64 1,00 2,054 0,199 
Sierra Leone 0,79 1,00 3,37 0,595 
Sudan 0,84 1,00 1,876 1,865 
Mali 0,93 1,00 2,105 n.v. 
Swaziland 0,64 0,86 n.v. n.v. 
Tansania 0,96 1,00 n.v. n.v. 
Togo 0,85 0,72 - 1,865 0,372 
Uganda 0,99 1,00 3,354 0,714 
Zaire 0,78 1,00 n.v. n.v. 
Zambia 0,86 1,00 3,461 3,228 
Mosambik 0,53 0,99 7,043 0,956 
Zimbabwe 1,07 1,07 3,167 7,64 
Gabon 0,28 1,00 0,762 4,232 
Gambia 0,53 1,00 4,639 0,136 
Burkina F aso 0,93 1,00 4,1 0,033 
Burundi 0,95 1,00 4,653 0,051 
Cent Afr Rep 0,77 1,00 1,704 0,233 
Cöte d'Ivoire 0,67 0,58 0,713 1,399 
Äthiopien 0,89 1,00 6,633 0,25 
Ghana 0,71 1,00 0,922 1,454 

Benin 0,82 0,84 n.v. n.v. 
Kamerun 0,77 0,94 0,905 0,403 
Kenia 0,95 1,00 3,57 1,838 

Lesotho 0,60 0,84 n.v. n.v. 
Liberia 0,62 1,00 n.v. n.v. 
Angola 0,56 0,77 n.v. n.v. 
Botswana 0,27 1,99 n.v. n.v. 

Nordafrika 
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Fortsetzung: 

Al--..erien 0,31 0,92 B.V. B.V. 

runesien 0,51 0,86 0,41 36,839 
Libven 0,14 1,00 n.v. B.Y 

Marokko 0,75 0,97 0,692 13,865 
AIMitOiI 057 0,66 0883 9,694 

Aslea 
Banl!ladesch 0,93 1,01 2,722 B.V. 

Indien 1,00 1,02 2,756 4,603 
Indonesien 0,96 1,00 1,501 0,7 
Irak 0,42 0,43 B.V. B.V. 

Iran 0,73 1,00 0,178 26352 
lemen 0,95 0,77 1,158 3,481 
lordanien 0,09 0,17 0,364 9,474 
KoreaRep. 0,49 0,88 0,22 8,772 
MaJ8Vsia 0,43 0,84 B.Y. B.V. 

Pakistan 0,99 1,00 1878 1544 
lPhliiiiIiiiIen 0,90 0,99 1,092 B.V. 

SriLanka 0,73 0,99 B.V. B.V. 

SYrien 0,69 0,97 0,182 n.v. 
Thailand 1,36 1,10 1,919 8,412 

LateJnamerika 
IAn!eoltinien 2,18 1,06 0,088 169,591 
Bolivien 0,73 1,00 B.V. 5,35 
Brasilien 0,90 1,03 0,315 53,868 
Chile 0,88 1,01 B.V. B.V. 

CostaRica 0,53 1,31 0,276 25,697 
Dominican ReD 0,48 1,11 0,66 2,845 
Ecuador 0,76 1,00 0,695 8,735 
lamaika 0,01 0,43 1,505 9,474 
Kolumbien 0,80 1,01 0,418 12,378 
Mexiko 0,81 0,90 0,418 19,314 
Peru 0,57 . B.V . B.Y. 

Venezuela 0,51 1,01 0,281 64,085 

B.V.= nicht verfiigbar 

Berechnet mit Daten von FAO (Production Y.B. and Trade Y.B.) und World Bank (World Tables) 

Auswirkungen auf Migrationsbewegungen in EL durch die Reform im Getreidesektor werden -
unter Annahmen produktionsneutraler Ausgleichszahlungen - über einen Rückgang von Getreide
produktion und -exporten der EU, einen Anstieg der Weltmarktpreise, Veränderungen der Nah
rungsmittelhilfe (NMH)sowie eine Substitution importierter Futtermittel durch billiger geworde
nes EU-Getreide erwartet. Henrichsmeyer und Weber gehen davon aus, daß die Weltmarktpreise 
fiir Getreide um 12.5% steigen, und die Nettohandelsposition der EU sich um 73.1 % verschlech
tert (HENRICHSMEYER und WEBER, 1992). Die Preiseffekte sind besonders ausgeprägt bei 
Weizen (UHLMANN, 1994). Dem Rückgang der EU-Produktion bei gleichzeitigem Anstieg der 
Nachfrage steht ein erhöhtes Angebot anderer Länder gegenüber. Nach der in Abschnitt 1 formu
lierten Hypothese ist zu erwarten, daß es durch den Anstieg der Weltmilrktpreise, der heimischen 
Produktion von Getreide, bzw. Getreidesubstituten und der landwirtschaftlichen Beschäftigung zu 
einem Rückgang der Migration aus dem ländlichen Raum in EL kommt. Damit dies erfiillt wird, 
müssen die Annahmen positiver Angebotselastizitäten und einer positive Reaktion des AK
Einsatzes erfüllt sein. 
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Der größte Getreide und der einzige bedeutende Weizenexporteur unter den EL ist Argentinien5 , 

dessen Exporte aufgrund der bereits bestehenden Handelsverbindungen und seiner hohen Ange
botselastizität elWartungsgemäß ansteigen werden. Die Getreideproduktion Argentiniens erfolgt 
bei stark mechanisiertem Anbau relativ arbeitsextensiv (zum Mechanisierungsgrad der betrachte
ten Länder und zum AK-Einsatz pro US$ Wertschöpfung in der Landwirtschaft s. Tab. I). Über
dies hat sich gezeigt, daß die Reaktion des AK-Einsatzes auf Preisveränderungen in Argentinien 
insgesamt relativ gering ist und zudem mit erheblicher Zeitverzögerung erfolgt. So errechnete 
CAVALLO (1988; zit. n. BINSWANGER, 1994) eine Elastizität des landwirtschaftlichen Arbeit
seinsatzes in Reaktion auf eine Io/o-ige Steigerung des Agrarpreisniveaus von 0.0% ein Jahr nach 
der Preiserhöhung, 0.07 nach drei, 0.17 nach fiint: 0.42 nach 10,0.82 nach 15, und 1.52 nach 20 
Jahren, während der Output mit (0.07,0.16,0.36,0.71, 1.19 und 1.78) reagierte. Der Kapitalein
satz reagierte sehr viel stärker; hier betrugen die Elastizitäten mit denselben zeitlichen Verzöge
rungen 0.05, 0.18, 0.38, 0.90. 1.39 und 1.80. Dies läßt den Schluß zu, daß Produktionssteigerun
gen mehr über erhöhten Kapitaleinsatz und weniger über höheren Arbeitseinsatz erfolgen, und 
damit der Beschäftigungseffekt elWartungsgemäß bescheiden ist. Über dies sind nur 10% der ar
gentinischen AK in der Landwirtschaft beschäftigt. Ein stärkerer Migrationseffekt durch die EU 
Agrarreform ist vor diesem Hintergrund nicht zu elWarten. 

Bei den Getreidedefizitländern kaun als Reaktion auf eine Erhöhung der Weltmarktpreise eine 
zumindest teilweise Substitution durch einheimische Produkte und über damit verbundene positive 
Beschäftigungseffekte, eine entsprechende Verminderung der "Landflucht" elWartet werden. Ge
rade fiir die Länder mit den geringsten SVGs, insbesondere SSA's, ist es allerdings recht fraglich, 
ob höhere Getreidepreise eine Steigerung der heimischen Nahrungsmittelproduktion bewirkt. 
Vielmehr muß damit gerechnet werden, daß die aus den Erfahrungen mit den Strukturanpas
sungsprogrammen von IMF und Weltbank hinlänglich bekaunten Probleme geringer Angebotse
lastizitäten, welche unda. bedingt sind durch schwache Infrastruktur, Mangel an Bargeld, um in
puts zu kaufen, und schwache Institutionen (vgl. hierzu z.B. COMMANDER, 1989; PUETZ, 
1992 und 1994; BAGARANl, 1994), auftreten. So kommt z.B. Puetz in seiner Studie über Gam
bia zu dem Schluß, daß positive Reaktionen der Landwirte auf Marktanreize "are constrained by 
structural and institutional factors, in particular the insufficiency of input and capital markets, ir
regular and thin labour markets that are not cleared by market prices, and lingering concerns 
about market risks, in particu1ar food availability and prices." (PUETZ, 1994;192). Dies gilt um 
so mehr fiir den Fall, daß ein Land durch Erhöhung seiner Produktion vom Importeur zum Expor
teur werden könnte, da Landwirten, Händlern und staatlichen Insitutionen Erfahrungen auf diesem 
Gebiet fehlt (BAGARANI, 1994). Die Elastizität des Arbeitsangebots elWeist sich überdies oft als 
relativ gering, da traditionell vorgegebene Arbeitsverpflichtungen die Mobilität der AK beschrän
ken (PUETZ, 1994). 

In Regionen mit schwacher Infrastruktur, wo Nahrungsmittelimporte zur Versorgung der urbanen 
Bevölkerung unverzichtbar sind, und eine Steigerung des heimischen Angebots zur Versorgung 
der Städte C.p. kaum zu elWarten ist, wie z.B. in den Küstenregionen Westafrikas, werden die 
Anreize zur Land-Stadt-Migration durch erhöhte Lebenshaltungskosten in den Städten gemildert, 
und eventuell Stadt-Land-Rückwanderungen induziert werden, allerdings nicht über den erhofften 
Pull- sondern über einen Push-Effekt. Die Rückwanderung ist insbesondere in SSA oft relativ 
einfach aufgrund des starken Zusammenhalt zwischen Migrant, Familie und Dorfgemeinschaft in 
einem System gegenseitiger Verpflichtungen, in dem Migration ein Teilelement ist (s. LUCAS, 
1987; RUSSELL, 1990; ADEPOJU, 1988). 

5 Weitere bedeutende Getreideexporteure sind Thailand mit Reis, sowie Simbabwe mit Mais. 

494 



Land-Stadt-Migrationen mit dem Ziel der Bargeldbeschaffung kann durch die EU-Reform auf
grund geringer Substitutionselastizitäten zwischen Importen und heimisch produzierten Gütern 
auf der Konsumseite verursacht werden. Die häufig beobachtete Veränderung der Konsumge
wohnheiten infolge langjähriger Verfiigbarkeit importierten Weizens kann dazu fuhren, daß trotz 
steigender Preise keine Substitution durch heimisch produzierte Nahrungsmittel erfolgt. Wo im
porte bis in die ländlichen Regionen vorgedrungen sind, kann der dadurch erhöhte Bargeldbedarf 
der Haushalte, die solche Nahrungsmittel zukaufen, mangels anderer Alternativen zur Geldbe
schaffung verstärkte Migrationen nach sich ziehen. Jedoch läßt die Verschuldungssituation in vie
len EL erwarten, daß höhere Weltmarktpreise eine Rückfiihrung der Importe zur Folge haben 
werden. 

Auch wo positive Beschäftigungseffekte auftreten, können steigende Getreidepreise die Migration 
aus dem ländlichen Raum zur Beschaffung von Bargeld verstärken, sowohl dort, wo der Zukauf 
von Nahrungsmitteln weiterhin notwendig ist, nun jedoch zu höheren Preisen, als auch dort, wo 
die Subsistenzproduktion gesteigert wird, und dafiir nun mehr Inputs, die gegen Bargeld zu er
werben sind, benötigt werden. 

Auch bei positiven Angebotselastizitäten und hoher Substitutionselastizität im Konsum sprechen 
eine Reihe von Gründen dafiir, daß, entgegen den Erwartungen, die Abwanderung aus dem länd
lichen Raum ansteigt: Erstens, über kurze Perioden, weil eventuell Finanzmittel fiir die notwendi
gen Anfangsinvestitionen und Inputs zur Ausweitung und Umstellung der Produktion fiir den 
Markt benötigt werden, und unvollkommene Finanzmärkte eine Kreditaufuahme schwierig ma
chen; zweitens, dauerhaft, weil die Haushalte bestrebt sind, das mit einer erhöhten Marktproduk
tion verbundene Risiko auszugleichen, insbesondere dann, weun die Subsistenzproduktion des 
landwirtschaftlichen Betriebs zu gering ist um den Nahrungsbedarf des dazugehörenden Haushalts 
zu decken. 

Ein positiver Beschäftigungseffekt muß nicht zwangsläufig zu einer verminderten Migrationsnei
gung fuhren. So kann aufgrund der bestehenden Arbeitsverfassung der erhöhte Arbeitseinsatz auf 
bestimmte Gruppen beschränkt bleiben. Werden teurer gewordene Importe durch erhöhte Pro
duktion traditioneller Nahrungskulturen substituiert werden, so ist, namentlich in SSA, vor allem 
eine verstärkte Beschäftigung von Frauen zu erwarten (HUFFMAN, 1987; FAO, 1987), während 
das Migrationsverhalten der Männer (deren Migrationsneigung erfahrungsgemäß erheblich höher 
ist als die der Frauen) unverändert bleiben kann. Nimmt dagegen die Cash-crop-Produktion zu, ist 
selbst bei weiblicher Unterbeschäftigung ein Einfluß auf das männlichen Migrationsverhaltens zu 
erwarten. 

Der zumindest mittel- bis langfristig zu erwartende Rückgang der NMH wird die Wanderungsbe
wegungen ebenfalls beeinflussen6 . In den letzten Jahren ging der größte Teil der NMH der EU 
nach Afrika, wobei Äthiopien der wichtigste Empfänger ist (World Food Programme 1993). Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die Katastrophenhilfe, deren Anteil ständig ansteigt, und 
die mittlerweile mehr als ein Viertel, in SSA zwei Dritte~ der weltweit gewährten NMH ausmacht 
eine Verringerung der Flüchtlingsströme bewirkt hat; ihre Reduzierung wird daher c.p. zu deren 
Verstärkung von beitragen. NMH wird unda. gewährt, um einen Mindestkonsum in den ländli
chen Regionen von EL aufrechtzuerhalten, wobei es fiir die Regierungen der Empfängerländer 

6 Mittlel- und längerfristig wird nicht nur weniger überschüssiges Getreide in der EU verfügbar sein, sondern 
auch die Möglichkeit subventionierter Exporte wird geringer sein. So erfolgten die kommerzieUen Weizenim
porte nach SSA bisher üblicherweise zu weit unter dem WM-Niveau liegenden Preisen. Sie lagen z.B. 1993 um 
64 US$/mt unter dem Weltmarktpreis (WALTER, 1994:12). Umstritten ist, ob es kurzfristig noch einmal zu 
einer Steigerung der NMH kommt 
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über den humanitären Aspekt hinaus ein wichtiger Zweck der NMH ist, Migrationsbewegungen in 
die Städte zu vennindern. Auch in diesen Fällen ist zu erwarten, daß ein Rückgang der NMH 
Abwanderungen aus dem ländlichen Raum fordert. Wo NMH zur Stabilisierung der Märkte ein
gesetzt wurde, und diese Funktion nun entfallt, sind die Landwirte und ihre Familien größeren 
Risiken ausgesetzt, was Migrationen von Mitgliedern ländlicher Haushalte zum Ausgleich des 
erhöhten Risikos entscheidend erhöhen kann. Auch bei positiver Angebotselastizität und vorhan
dener Kaufkraft folgt dem Rückgang der NMH nicht unbedingt eine erhöhte heimische Nah
rungsmittelproduktion. Vielmehr kann, bedingt durch die mit NMH oft einhergehende Änderung 
der Verzehrgewohnheiten (OECD, 1993), statt dessen die Nachfrage nach kommerziell importie
ren Nahrungsmitteln steigen. Der dadurch erhöhte familiäre Bargeldbedarf kann ebenfalls Migra
tionen fordern. 

Direkte Auswirkungen sinkender Getreidepreise sowie infolge zurückgehender Veredlungspro
duktion in der EU rückläufiger Futtermittelnachfrage werden fiir die Länder erwartet, die bisher 
Getreidesubstitute in die EU exportieren (STEINHAUSER und HOFFMANN, 1993). Insbeson
dere Thailand (mit Tapioka) und Brasilien (mit Soja) haben mit Exporteinbußen zu rechnen. In 
Thailand wird Tapioka fiir den Export arbeitsintensiv in kleinbäuerlichen Betrieben produziert 
(TRAUB, 1989). Hier kann verstärkte Migration aus den ländlichen Regionen erwartet werden, 
denn erfahrungsgemäß werden betriebliche Einkommenseinbußen dort häufig durch Migrantions
einkommen kompensiert. Migrationen aus dem kleinbäuerlichen Bereich zur Erhöhung des Fami
lieneinkommens, insbesondere durch Töchter, sind traditionell weit verbreitet; überdies ist Thai
land einer der wehweit größten AK-Exporteure (TINGSABADH, 1989). Bei wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten des Betriebs konzentrieren sich die dort verbleibenden Familienmitglieder stärker 
auf die Subsistenzproduktion, während der Bargeldbedarf durch Migrationen gesichert wird. So 
kann der Betrieb wirtschaftlich schwierige Zeiten überstehen. Falls solche Strategien nicht mög
lich sind, fUhren Einkommenseinbußen, rasch zu der in Thailand sehr ausgeprägten "Landflucht" 
der ganzen Familie. 

In Brasilien wird Soja auf Betrieben von einer Mindestgröße 5 ha an angebaut als auch auf Groß
betrieben angebaut. Es herrscht weitgehende Mechanisierung in derselben Intensität vor; in kleine
ren Betrieben wird sie durch Lohnunternehmen durchgefiihrt (BACH, 1993). Lediglich das weni
ger mechanisierbare Unkrautjähten wird regelmäßig an meist landlose Tagelöhner delegiert. Ein 
Rückgang der Sojaproduktion, würde (falls der Rückgang der Beschäftigungsmöglichkeiten nicht 
durch Nachfolgekulturen kompensiert werden kann, was gegenwärtig noch offen ist), zu verstärk
ter Migration in die urbanen Zentren oder in die Waldregionen fUhren, wo sich Landlose noch 
immer durch Brandrodung ein Stück Boden zur Bewirtschaftung beschaffen können (KNERR, 
1992). Die Migration erfolgt im Familienverband, da die Familie üblicherweise keinen Standort als 
Existenzgrundlage besitzt, an den Migrationsstrategien angeknüpft werden könnten. 

Die Reformbeschlüsse im Fleischsektor fUhren nach Henrichsmeyer und Weber zu einem Rück
gang der Nettofleischexporte der EU um 70.9%, und zu einer Steigerung der Weltmarktpreise um 
4,4%7. Der über lange Zeit zunehmende Rindfleischüberschuß der EU, der Druck auf die Welt
marktpreise ausübte, hat in einer Reihe von EL, wie z.B. der Sahelregion, die traditionell Rinder 
nach den westafrikanischen Küsten1ändem exportierten, die Entwicklung dieses Sektors entschei
dend behindert8 . Durch die Verteuerung des Rindfleisches auf dem Wehmarkt kann die einheimi-

7 Der Milchmarkt wird kaum berührt. Hier werden Änderungen der EU-Nettoexporte um 0,8% und keine Prei
sänderungen auf dem Weltmarkt erwartet. 

8 In ähnlicher Weise wurden südamerikanische Exportländer durch die EU von den Märkten des Mittleren 
Ostens verdrängt. 
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sehe Produktion dieser Länder wettbewerbsfähiger werden9 . Trotz administrierter Weltmärkte 
nnd weit verbreiteten Quotenregelnngen ist zu erwarten, daß einige dieser Länder, die bereits 
einen hohen SVG aufWeisen, (wieder) zu Nettoexporteuren werden. Da kleinbäuerliche Rinder
mast zur Vermarktnng des Fleisches in Westafrika sehr arbeitsintensiv ist, könnte damit dort er
hebliche Beschäftignng geschaffen werden (BAUR, '1989), was die Abwanderung aus dem ländli
.chen Raum erwartnngsgemäß verringern würde. Insbesondere ist hier mit erhöhtem Einsatz nn
terbeschäftigter Familien-AI<, aber auch von Kindern zu rechnen. 

In Ländern, die über Exporterfahrung nnd etablierte internationale Vermarktnngswege verfUgen, 
nnd bei denen hohe Angebotselastizitäten erwartet werden, wie Brasilien, das Anfang der 90er 
Jahre ca. SOO.OOOt p.a., nnd Costa Rica, das 20.00Ot Rindfleisch p.a. exportierte (FAO, Trade 
Yearbooks) ist die Rinderhaltnng zur Fleicherzeugnng hingegen sehr arbeitsextensiv, die Auswei
tnng der Produktion erfolgt vor allem über Flächenausdehnnngen. Steigende Futtermittelpreise 
haben aufgrund der extensiven Weidehaltnng auf die Rindfleischproduktion in diesen Ländern 
keinen Einfluß. Boden ist reichlich vorhanden, da Waldtlächen zur Rodnng fast kostenlos zur 
Verfiignng stehen (KNERR, 1992). So wird z.B. in Brasilien durchschnittlich ein Tier pro ha auf 
neuen Weiden nnd eines pro 4 ha auf alten Weiden gehahen (World Ressources Institute, 
1988:212). Daher ist nnter den gegebenen Umständen zwar mit einem Anstieg der Exporte, aber 
mit relativ wenig zusätzlicher Beschäftignng zu rechnen. 

Von der EU-Reform können überdies Auswirknngen über die internationalen Arbeitskräftemärkte 
erwartet werden. So ist zu erwarten, daß angesichts sinkender Agrarpreise die Nachfrage land
wirtschaftlicher Betriebe in den EU-Staaten nach kostengünstigen Kontrakt-Arbeitskräften ans 
EL ansteigen wird, insbesondere in den Ländern, in denen die entsprechenden Verbindnngen zu 
den Herknnftsländer bereits etabliert sind, wie dies z.B. in Griechenland durch die Beschäftignng 
einer großen Zahl illegal eingereister Albaner in der Landwirtschaft, in der spanischen Landwirt
schaft durch die Beschäftignng von Nordafrikanern der Fall ist. Entsprechende Bemühnngen, den 
Import von temporären Kontrakt-AK aus EL offiziell zuzulassen, sind in einer Reihe von EU
Ländern, nnda. in der BRD, im Gange. 

4 Schlußfolgerungen 

Die Verringernng von Migrationen aus dem ländlichen Raum von Entwicklnngsländern wird 
weltweit als eine der drängendsten entwicklnngspolitischen Ausgaben empfunden. Oft wird die 
Überzeugnng geäußert, höhere Agrarpreise würden, über positive Beschäftignngseffekt in der 
Landwirtschaft, einen Beitrag zum Rückgang dieser Migration leisten, nnd vice versa, nnd somit 
wären auch von der EU-Agrarreform entsprechende Folgen ~ erwarten. Die obigen Überlegnn
gen haben gezeigt, daß ein Anstieg der Weltmarktpreise auch bei positiver Preistransmission nicht 
nnbedingt zu höherer Beschäftignng nnd verringerter Abwanderung fUhren, während Wande
rungsmotive wie Risikoabsicherung, Kapitalbeschaffimg oder Bargeldbedarf im Zuge steigender 
Agrarpreise zusätzlichen Migrationsdruck im ländlichen Raum hervorrufen können. Die Erwar
tnng, die EU-Agrarreform würde einen positiven Beitrag zur Verringerung der "Landflucht" lei
sten, ist vor diesem Hintergrund mit Skepsis zu betrachten. Gerade in den Ländern, wo hohe An
gebotselastizitäten vorherrschen, ist mit relativ wenig zusätzlicher Beschäftignng nnd daher wenig 
Einfluß auf Migrationen zu rechnen. Dort, wo Probleme mangelnder Angebotsreaktion bestehen, 

9 Sinkende EU-Getreidepreise tragen nicht zu einer Erhöhung der Wettbewerbsf"ahigkeit des EU-Rindfleischs 
bei, da der Getreideanteil bei der Fütterung hier relativ gering ist, während er bei Schweine- und Geflügel
fleisch wesentlich höher ist. Diese Fleischarten werden erwartungsgemäß einen Teil des Rindfleischkonsums 
substituieren. 
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werden dagegen erwartungsgemäß eine Reihe von Migrationsstrategien zum Tragen kommen, die 
Wanderungen aus den ruralen Gebieten fördern. 

Daraus folgt, daß "Landflucht" nicht durch eine Steigerung der Agrarpreise allein vermindert 
werden kann. Eine Grundvoraussetzung dafiir ist, daß diese Preise aufpositive Angebotselastizitä
ten treffen, und diese wiederum spürbare Beschäftigungseffekte auslösen. Dariiber hinaus sind 
institutionelle Verbesserungen notwendig, um die Funktionen, die bisher die Migration erfiillte, 
aus den Haushalten auszulagern. Formelle Versicherungssysteme köunten dabei helfen, die Be
deutung der Rücküberweisungen fiir die Risikostreuung und die soziale Absicherung zu verrin
gern. Besser funktionierende Kapitalmärkte, wo Kredite zu akzeptablen Bedingungen aufgenom
men werden können, würden ebenfalls die Rolle der Rücküberweisungen einschränken. Ferner 
können verbesserte Möglichkeiten zur Erwirtschaftung von Bargeld zu einer Verminderung der 
Arbeitsmigration beitragen. Internationale Migrationen nach IL können durch solche Maßnahmen 
allerdings wenig beeinflußt werden, da der Wanderungsgewinn zu groß ist. 

Migrationen aus ländlichen Regionen der EL grundsätzlich verhindern zu wollen, erscheint aller
dings nicht als sinnvoll, da sie wichtige Funktionen erfiillen, die von Institutionen wie Banken und 
Versicherungen (noch) nicht übernommen werden. Sie fördern durch die Beschaffimg von Kapital 
und ihre Funktion der Risikoabsicherung Investitionen und die Einfiihrung neuer Technologien, 
und tragen dazu be~ das Überleben kleinbäuerlicher Betriebe über Krisenzeiten zu sichern. Kurz
fristige Migrationen einielner Haushaltsmitglieder können die langfristige Abwanderung ganzer 
Familien verhindern. Ferner erhalten Migranten, die eine Beschäftigung in einer urbanen Region 
aufuehmen, soziale Sicherheit, die die Wirtschaft den AK im Industriesektor (noch) nicht gewäh
ren kann. Der kleinbäuerliche Sektor verleiht der Wirtschaft durch seine Migrationsstrategien 
somit Flexibilität. 

Je weniger permanente Abwanderung möglich ist, um so mehr gewinnen Haushalts
Migrationsstrategien an Bedeutung. Migranten bleiben zunehmend wirtschaftlich ein Teil des 
Haushalts ihrer Herkunftsregion, und erfiillen dabei eine Reihe von Funktionen, die weit über die 
kurzfristige Erhöhung ihres persönlichen Einkommens hinausgehen. Kleinbäuerliche Haushalte 
beziehen die temporäre Migration eines Teils ihrer AK als strategisches Instrument in ihre betrieb
lichen Entscheidungen mit einbeziehen. So hat der landwirtschaftliche Haushalt oft "ein Bein im 
landwirtschaftlichen Betrieb, und ein Bein in einer Zuwanderungsregion" . Modelle aus jüngster 
Zeit, die die Auswirkungen von Handelsliberalisierungen auf die agrarsektorale Entwicklung von 
EL abschätzen, haben dieser Tatsache nicht Rechnung getragen. In der Agrarökonomie der EL ist 
diesem Bereich bisher wenig Beachtung geschenkt worden. So geht z.B. auch das RUNS Modell 
von OECD und Weltbank (Goldin et al.) bei seinen Berechnungen über die Auswirkungen einer 
Liberalisierungen des internationalen Handels auf EL von der Annahme aus, daß Land-Stadt
Wanderungen in Anpassung an sich ändernde Nachfragebedingungen aufden Gütermärkten erfol
gen und die AK entweder zum ruralen oder zum städtischen Arbeitsmarkt gehören. Strategien, bei 
denen die Familien-AK zwar an verschiedene Orten, jedoch unter einer gemeinsamen wirtschaftli
che Zielsetzung arbeiten, finden darin keinen Eingang. Dies kann zu falschen Schlüssen fuhren. 

Diese Ergebnisse legen es nahe, sowohl agrarpolitische Ansätze im kleinbäuerlichen Milieu als 
auch Maßnahmen zur Beeinflussung und Kontrolle von Wanderungsbewegungen neu zu durch
denken. Modelle, die die Auswirkungen von Handelsliberalisierungen auf die agrarsektorale Ent
wicklwlg von EL abschätzen, sollten berücksichtigen, daß kleinbäuerliche Haushahe die temporä
re Migration eines Teils ihrer AK in ihre betrieblichen Entscheidungen mit einbeziehen, und daß 
Aufspaltungen des Haushalts, bei denen die AK zwar an verschiedenen Orten, jedoch unter einer 
gemeinsamen wirtschaftliche Zielsetzung arbeiten, üblich sind. Erschwert wird dies allerdings 
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durch den gravierenden Datenmangel auf diesem Gebiet. Ihn zu beheben ist eine vorrangige For
schungsaufgabe. 

5 Zusammenfassung 

Die Verringerung von Migrationen aus den ländlichen Räumen von Entwicklungsländern (EL) 
wird weltweit als eine der drängendsten entwicklungspolitischen Aufgaben empfunden. Stark ver
breitet ist die Ansicht, daß billige Agrarimporte eine entscheidende Ursache dieser Wanderungs
bewegungen sind, da sie die Beschäftigungsmöglichkeiten im ländlichen Raum vermindern. Vor 
diesem Hintergrund prüft der Artikel die Hypothese, daß steigende Agrarpreise die Migration aus 
dem ländlichen Raum vermindern, und vice versa, und somit auch von der EU-Agrarreform ent
sprechende Folgen zu erwarten sind. 

Neuere Forschungsansätze zeigen, daß neben dem klassischen Migrationsmotiv, nach dem Land
Stadt-Wanderungen gegenläufig zum realen Einkommensgefälle verlaufen, weitere Migrations
motive stark an Bedeutung gewinnen, und einen erheblichen Teil der heutigen Wanderungsbewe
gungen erklären. Die wichtigsten Veränderungen ergeben sich daraus, daß Arbeitskräftewande
rungen zunehmen end temporär, selektiv und international sind. Die individuelle Migration wird 
dabei als Ergebnis von gemeinsamen Haushaltentscheidungen betrachtet, wobei als Motive die 
Erhöhung des Konsumniveaus des Haushalts, Bargeldbeschaffimg, Kapitalakkumulation, Risiko
ab sicherung, sowie die Überbrückung von Krisen im Vordergrund stehen. 

Die EU-Agrarreform im Getreidesektor wirkt erwartungsgemäß über einen Anstieg der Weh
marktpreise, Veränderungen der Nahrungsmittelhilfe sowie einen Rückgang der Futtermittelim
porte auf die Migrationsströme. Es zeigt sich, daß gerade dort, wo relativ hohe Angebotselastizi
täten vorliegen, auf grund hoher Mechanisierung ein geringer Migrationseffekt zu erwarten ist, wie 
am Beispiel Argentiniens deutlich wird. Wo hingegen arbeitsintensiver produziert wird, namemt
lieh in afrikanischen Ländern, sind erfahrungsgemäß geringe Angebotselastizitäten und demgemäß 
geringe Beschäftigungs- und Migrationseffekte zu erwarten. Auch wo positive Beschäftigungsef
fekte auftreten, beeinflußt dies nicht zwangsläufig Migrationsbewegungen, da aufgrund traditio
neller Arbeitszuweisungen z.B. die männlichen AK davon wenig betroffen sind. Allerdings können 
steigende Nahrungsmittelpreise insbesondere in den durch Importe versorgten Städten die Anreize 
fiir Land-Stadt-Migrationen abmildern. Überdies kann der Übergang zu zunehmender Marktpro
duktion die Arbeitsmigration erhöhen, da Investitionsmittel benötigt werden, und ferner ein außer
landwirtschaftliches Einkommen zur Risikoabsicherung erwirtschaftet werden soll. Der Rückgang 
der Nahrungsmittelhilfe wird längerfristig aufgrund des Rückgangs der Katastrophenhilfe, durch 
verminderte Grundversorgung nnd Erhöhung der Nahrungsmittelpreise im ländlichen Raum sowie 
instabilere Nahrungsmittelpreise Migrationsbewegungen eher fördern. Aufgrund rückläufiger 
Futtermittelimporte in der EU ist mit Exporteinbußen inbesondere fiir Thailand (mit Tapioka) und 
Brasilien (mit Soja) rechnen. Während in Brasilien aufgrund arbeitsextensiverer Produktion nur 
ein relativ geringer Effekt auf die Migrationsströme zu erwarten ist, ist in Thailand, wo kleinbäu
erliche Produktion vorherrscht, mit bedeutenden Auswirkungen auf die Land-Stadt-Wanderungen 
zu rechnen. 

Eine Erhöhung der Weltmarktpreise fiir Rindfleisch macht die Produzenten in EL wettbewerbsfä
higer. In West-Afrika, wo Rindermast zur Fleischvermarktung sehr arbeitsintensiv ist, könnte dies 
zur Verminderung der Abwanderung aus dem ländlichen Raum beitragen. Eine höhere Angebotse
lastizität liegt in den exporterfahrenen lateinamerikanischen Ländern vor, doch ist unter den dort 
gegebenen Produktionsbedingungen auch bei starkem Anstieg der Exporte mit relativ wenig zu
sätzlicher Beschäftigung zu rechnen. 
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Die Erwartung, die EU-Reform würde einen positiven Beitrag zur Verringerung der "Landflucht" 
leisten ist aufgrund dieser Überlegungen mit Skepsis zu betrachten. Migrationstrategien erfiillen in 
den ländlichen Räumen der EL wichtige Funktionen, die von Institutionen wie Banken und Versi
cherungen (noch) nicht übernommen werden. Wirksame Maßnahmen zur Verminderung der Mi
gration aus den ländlichen Räumen wären daher verbesserte Vermarktungsmöglichkeiten zur Er
wirtschaftung von Bargeld, Förderung von Institutionen zur Risikoabsicherungen und Verbesse
rung der Kreditmärkte. 

Modelle, die die Auswirkungen von Handelsliberalisierungen auf die agrarsektorale Entwicklung 
von EL abschätzen, sollten berücksichtigen, daß kleinbäuerliche Haushalte die temporäre Migrati
on eines Teils ihrer AK in ihre betrieblichen Entscheidungen mit einbeziehen, und daß Aufspaltun
gen des Haushalts, bei denen die AK zwar an verschiedenen Orten, jedoch unter einer gemeinsa
men wirtschaftliche Zielsetzung arbeiten, üblich sind. Erschwert wird dies allerdings durch den 
gravierenden Datenmangel auf diesem Gebiet. Dm zu beheben ist eine vorrangige Forschungsauf
gabe. 

Summary 

Reducing migration from rural areas of developing countries is considered one of the most urgent 
tasks of development policy world-wide. Wide1y spread is the opinion that cheap agricultural im
ports are an important cause of migration because they reduce employment possibilities in rural 
areas. Against this background this article examines the hypothesis that increasing agricultural 
prices reduce migration from rural areas and vice versa and that, therefore, the EU agricultural 
reform is expected to cause appropriate consequences. 

More recent research work shows that besides the classical motive for migration according to 
which rural-urban migration develops inverse to the rural-urban real income differences, further 
motives to migrate gain ground, and explain a considerable part ofthe migratory movements. The 
most important alterations are caused by the fact that labour migration is increasingly temporary, 
selective, and international. In this context, individual migration occurs as a result of COmmon 
decisions ofhouseholds, whereby the rise ofthe consumption level ofhouseholds, the supply of 
cash, the accumulation o{capital, the protection against risk, and the bridging of crises are put in 
the foreground. 

The EU agricultural reforms in the grain sector inßuence migration through rising world market 
prices, changes in food aid, and the reduction of fodder imports. It becomes evident that, where 
relatively high elasticities of supply prevail, a moderate effect on migration is to be expected, due 
to high mechanization, as can be seen for example in Argentina. In contrast, where production is 
labour intensive, particularly in African countries, according to previous experiences, low elastici
ties of supply and, from there, moderate consequences for labour input and migration are ex
pected. Even positive employment effects do not necessarily inßuence migratory movements be
cause, for example, in traditionallabour allocation male workers may not be concerned. But rising 
food prices, especially in cities supplied with imports, reduce the incentives for rural to urban mi
gration. Furthermore, the change towards increasing market production may lead to increasing 
labour migration because investment capital and also non-agricultural sources of income to insure 
against risks are re.quired. The reduction of food aid will rather advance migration in the long run 
due to reduced disaster prevention, reduced basic supply, rising food prices in rural areas and mo
re unstable food prices. Reduced fodder imports by the EU can lead to declining exports, particu
larly in Thailand (with tapioca) and Brazil (with soya). In Brazil, only a relatively moderate effect 
on migration is expected due to labour extensive production, whereas in Thailand, significant im-
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pacts on rural to urban migration may occur because of thei dominance of smallholder production 
in the export sector oftapioca. 

A rlse of world market prices for beef makes producers in developing countrles more competitive. 
In Western Africa, where fattening ofbeefis higbly labour intensive, this could lead to a reduction 
of migration from rural areas. A high elasticity of supply exists in Latin-American countries, ex
perienced in exports, but under the prevailing labour extensive production conditions even a 
strong rise of exports will only result in relatively moderate additionalemployment. 

These reflections show that the expectation that the EU agrarian reform would contn1>ute to re
ducing rural-to-urban migration in low-income countries might be deceived. Strategies of migrati
on fulfil important functions in rural areas which are not (yet) covered by institutions such as 
banks or insurance companies. Therefore, more promising measures for reducing migration from 
rural areas would be improved marketing infrastructures which allow farmers to earn more cash; 
promotion of formal institutions to insure against risks; and improvement of credit markets. 

Models which estimate the results of trade h1>eralization on the development of the agricultural 
sector in developing countries should take into account that smallholder householdsstrategies 
include temporary migration of parts of their labour force, and that the splitting-off of family la
bour, so that faniily members work at different places, but under a common objective, is wide

. spread. This is difficult yet due to severe lack of data in this area. It is a prior task of research to 
close this data gap. 

Pe3IJMe 

n ArpapHaJl pecl»opMa EBponeAcltoro COD3a. MHrpa~HJI H cHTya~HJI c 
3aHJITOCTI>D B cenl>cltoA MeCTHOCTH pa3BHBaD~HXCJI cTpaH" 

np06neMa Ml1rpaQl111 HaCeneHI1J1 113 cenbCKoli MecTHoq-11 pa3BI1BalO~I1XCJI cTpaH 

C'II1TaeTCJI BO BceM Ml1pe OAHOli 113 HeOTnOlKHeliwHX 3aAa'l nOnHTI1KI1 nOMO~H 

pa3BI1BalO~I1MCJI CTpaHaM. O'leHb WI1POKO pacnpOCTpaHeHO MHeHHe 0 TOM, 'ITO Ml1rpal\HJ1 

cenbCKoro HaCeneHI1J1 B ropoAa CBJl3aHa npelKAe Bcero C AeweBbiM HMnopToM arpapHblx 

npoAYKTOB, 'ITO cOKpa~aeT B03MOlKHOCTH 3aHJlTOCTI1 B cenbcKoli MeCTHOCTI1. Ha c!>oHe 

3TI1X co06palKeHHli, B HaCTOJl~eli pa60Te npOBepJleTCJI rl1nOTe3a 0 TOM, 'ITO paCTY~l1e 

QeHbi Ha arpapHYIO npOAYKQl11O CAeplKl1BaIOT Ml1rpaQl11O 113 cenbCKoli MeCTHOCTI1, I1nl1, 

APyrl1MI1 CnOBaMI1, . nOA06Hoe B03AelicTBI1e Ha Ml1rpal\111O 6YAeT OKa3aHO B pe3ynbTaTe 

npOBeAeHI1J1 arpapHoli pec!>OMbi EBponelicKoro COlO3a (EC). 

Pe3ynbTaTbi nocneAHI1X I1ccneAOBaHHli CBI1AeTenbCTBYIOT 0 TOM, 'ITO HapJlAY C 

TpaAI1QI10HHblM MOTI1BOM Ml1rpaQI1I1, pa3HI1Qeli B AoxOAax B ropOAe 11 AepeBHe, 

nonY'IalOT 60nbwoe 3Ha'leHl1e 11 APyrl1e MOTHBbI Ml1rpaQI1I1, KOTopble BO MHorOM 

06'bJlCHJlIOT pa3BI1TI1e 3Toro npoQecca B HaCTOJl~ee BpeMJI. Hal160nee BalKHblM 

113MeHeHI1·eM B npoQecce Ml1rpal\1111 JlBnJleTCJI TO, 'ITO nepeMe~eHI1J1 pa6o'leli CI1J1b1 

npl106peTalOT BpeMeHHblli, CeneKTI1BHblli 11 I1HTepHaQI10HanbHblli xapaKTep. 

HHAI1BHAyanbHaJl Ml1rpaQI1J1 paCCMaTp"BaeTCJI KaK pe3ynbTaT peWeHI1J1 CeMbl1 11J111 

rpynnbl BeAy~eli 06~ee AOMaWHee X03J1liCTBO. OnpeAenJlIO~I1MH MOTI1BaMI1 np":JTOM 

JlBnJlIOTCJI: B03MOlKHOCTb POCTa ypOBHJI nOTpe6neHI1J1, nonY"eHl1e HaJlI1'1HblX AeHelKHblX 

cpeACTB, aKKYMynJlQHJI Kanl1TaJla, nOAcTpaxoBKa B p"CKOBaHHblx CI1Tyal\I1J1X, 

B03MOlKHOCTb npeOAOJleHI1J1 BceB03MOlKHblX KP"3ICHblX npoMelKYTKoB BpeMeHI1. 

501 



llpl1 nOnOJKI1TenbHol! B3al1M03aBI1CI1MOCTI1 L\eH OJKI1AaeTCJI, 'ITO arpapHaJl peq>opMa EC B 

3epHOBOM nOAKOMnneKCe fiYAeT OKa3b1BaTb Bnl1J1Hl1e Ha Ml1rpaL\110HHble npOL\eCCbI 'Iepe3 

nOBblIlIeHl1e L\eH Ml1pOBOrO pbIHKa, 113MeHeHI1J1 B ofinaCTI1 npeAOCTaBneHI1J1 

npOAOBonbCTBeHHol! nOMOIL\11 11 COKpaIL\eHl1e I1Mnopn KOpMOB. B perl10HaX C BblCOKOI! 

:maCTI1'1HOCTbIO npeAnOJKeHI1J1 He fiYAeT OJKI1AaTbCJI fionbIlIoro BnIlJlHI1J1 Ha npOL\ecc 

Ml1rpaL\1111 113 cenbcKol! MeCTHOCTIl no nplI'lIlHe BblCOKoro ypOBHJI MeXaHI13aL\lIl1, KaK 

Hanp"Mep B ApreHTI1He. B perl10HaX C ManbIM ypOBHeM MeXaHI13aL\lIl1, ocofieHHO B 

CTpaHax aq,pl1KaHCKOro KOHTIlHeHTa, rAe 3naCTII'IHOCTb npeAnOJKeHI1J1 HII3Ka, OJKIIAaIOTCJI 

fionbIlIl1e 3q,q,eKTbI no 3aHJlTOCTI1 11 MllrpaL\1I11 cenbCKoro HaCeneHIIJI. B cnY'Iae 

nOnOJKI1TenbHblX 3q,q,eKTOB 3aHJlTOCTil He OfiJl3aTenbHbIM JlBnJleTCJI 113MeHeHile cllTyaL\1I11 C 

Ml1rpaL\l1el! pafio'lel! Cl1nbl. 3TO Ofi'bJlCHJleTCJI TpaAIIL\1I0HHblM, AnJi MHorllX perllOHax, 

pacnpeAeneHI1J1 11 pa3AeneHIIJI TpYAa MeJKAY JKeHCKIlM 11 MYJKCKI1M nonOM. Uo nplI'lIlHe 

pocn L\eH Ha npOAOBOnbCTBl1e 11 YMeHbIlIeHIIJI pa3HIIL\b1 B AoxoAax B ropoAe 11 cene, 

ocofieHHO B B OCHOBHOM 3a C'IeT IIMnopn ofieCne'lI1BaIOIL\I1XCJI ropoAax, np0l130l!AeT 

COKpaIL\eHl1e Ml1rpaL\1111 113 cena. B TOJKe BpeMJI, C nepeXOAOM Ha POCT TOBapHoro 

np0I13BOACTBa, no np"'1IHe pocn nOTpefiHOCTIl B I1HBeCTIIL\IIJ1X 3a C'IeT AOXOAOB 113 

HecenbCKOX03J1l!cTBeHHol! AeJlTenbHOCTIl np0l130l!AeT nOBbIIlIeHlle BpeMeHHol! Ml1rpaL\1111 

no MOTIlBaM CHIIJKeHI1J1 q,I1HaHCOBoro P"CKa. 

COKpaIL\eHl1e npOAOBonbCTBeHHol! nOMOIL\11 3a 

KanCTpoq,aMI1 npllBeAeT no nplI'lI1He pOCTa 

npOAOBonbCTBlle B cenbcKol! MeCTHOCTIl 11 

C'IeT COKpaIL\eHI1J1 nOMOIL\1I B CBJl311 C 

11 HeCTafillnbHoro pa3BIITIIJI L\eH Ha 

COKpaIL\eHl1e ypOBHJI ofieCne'leHHOCTI1 

OCHOBHblMI1 npOAYKTaMIl nl1TaHIIJI CKopee K nOBbIIlIeHIlIO Ml1rpaL\110HHol! aKTIlBHOCTI1 

cenbCKoro HaCeneHIIJI no MOTIlBaM CHIIJKeHIIJI pilCKa. 

llo np"'1IHe COKpaIL\eHIIJI IIMnopn KOPMOB B EC HYJKHO OJKIIAaTb COKpaIL\eHI1J1 AOXOAOB 

OT 3Kcopn B ocofieHHOCTIl AnJi Tal!naHAa (3KcnopT nnl10KI1) 11 Bpa311nl111 (3KcnopT 

COI1). B OTn 11'1 1111 OT Bpa3l1nllll, C ee BblCOKIlM ypOBHeM MeXaH1I3al\1I11 

cenbCKOX03J1l!cTBeHHoro np0I13BOACTBa, rAe 3aMeTHoro BnllJlHIIJI Ha npOL\eCC Mllrpal\1I11 

pafio'lel! Cl1nbl 113 cenbCK0it MeCTHOCTIl He OJKI1AaeTCJI, B Tal!naHAe, rAe npOll3BOACTBO 

CKOHL\eHTp"pOBaHO B MenKI1X cnafiOMeXaHI1311pOBaHHbIX q,epMepCKI1X X03J1I!CTBaX, fiYAYT 

HafinIOAaTbCJI fionbIlIl1e nocneACTBIIJI. 

llOBblIlIeHlle L\eH Ml1pOBOrO pblHKa Ha rOBJlAIIHY nOCTaBI1T ee npOll3BOAI1Tenel! B 

pa3BI1BaIOIL\IIXCJI CTpaHax B fionee KOHKypeHTocnocofiHoe nOnOJKeHl1e. B cTpaHax 

3anaAHol! Aq,PI1KII, rAe ypoBeHb MexaHlI3al\1111 oTKopMa KPC HeBblCOK, 3TO MOJKeT 

np"BeCTIl K COKpaIL\eHI1IO Ml1rpaL\1111 113 cenbcKol! MeCTHOCTI1. B CTpaHax JlaTIIHcKol! 

AMep"KII, rAe HafinIOAaeTCJI BblCOKaJl 3naCTII'IHOCTb npOll3BOACTBa rOBJlAIIHbI 11 BblCOKlI1! 

ypOBeHb MexaHII3aL\lIl1, ocofioro pOCTa KOnll'leCTBa pafio'lllx MeCT B cenbcKol! MeCTHOCTIl 

AaJKe npll 3aMeTHOM pOCTe 3Kcnopn rOBJlA"HbI He npoll30l!AeT. 

Ha OCHOBe np"BeAeHHblx coOfipaJKeHlI1! MOJKHO CAenaTb BblBOA 0 TOM, 'ITO K OJKIIAaHIIJlM 

COKpaIL\eHI1J1 Ml1rpaL\1I11 HaCeneHIIJI 113 cenbcKol! MeCTHOCTIl B pe3ynbTaTe arpapoHol! 

peq,opMbI EC cneAyeT OTHOCIITbCJI CKenTII'IeCKIl. Ml1rpaL\1I11 cenbCKoro HaCeneHIIJI 

pa3BI1BaIOIL\lIxCJI CTpaH BblnonHJlIOT BaJKHble q,YHKL\III1, KOTopble (eIL\e) He BbIllOnHJlIOTCJI 

TaKI1MI1 opraHII3aL\IIJ1MI1 KaK fiaHKIl IInll CTpaXOBble KOMnaHIIII. U03TOMY Hallfionee 

Ael!cTBeHHbIMIl MepOnpIIJlTI1J1MI1. B HanpaBneHll1l COKpaIL\eHI1J1 Mllrpal\1111 113 cenbcKol! 

MeCTHOCTIl pa3BIIBaIOIL\IIXCJI CTpaH fibIJIII fibI MepOnp"J1TIJ1 no nOAAepJKKe PbIHO'lHOI! 
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HH«I>paCTPYKTyphi (TOprOBflH arpapHhlMH flpOAYKTaMH, CHTeM CTpaXOBaHHJI H KpeAHTHOrO 

phIHKa). 

MOAeflH Oll,eHHBalOlll,He BflHJlHHe flH6epaflH3all,HH ToprOBflH Ha arpapHhIi1 ceKTOp 

3KOHOMHKH AOflJKHhI Y'IKThiBaTb TOT «I>aKT, 'ITO AflJl MeflKKX KpeCTbJlHCKKX X03J1i1CTB 

pa3BKBaIOlll,KXCJI CTpaH xapaKTepHa BpeMeHHaJl MKrpall,HJI 'IaCTK pa6o'lei1 CKflhI, KOTOpaJl 

KMeeT C KpeCTbJlHCKKM X03J1i1CTBOM eAHHhIe ll,eflH. 3Ta 3aAa'la OCflaJKHeHa 60flblll0i1 

HeAOCTaTO'lHOCTblO Im«l>opMall,HH, KOTOpaJl KaCanCJI BeMeHHoi1 MKrpaIl,KK. YCTpaHKTb 

3TOT HeAOCTaTOK JlBflJleTCJI nepBOO'lepeAHoi1 3aAa'lei1 HaY'IHhiX HCCfleAoBaHKi1. 
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FAKTORMÄRKTE IN ENTWICKLUNGSLÄNDERN -EINIGE ORDNUNGSPO
LITISCIIE ÜBERLEGUNGEN 

von 

Hartrnut GAESE* 

Staat und Faktorproportionen in Entwicklungsländern 

Als physisch-ontologisches Prinzip (Kosmos) ist Ordnung schon in den Kosmogonien der 
Vorsokratiker bestimmend, dort aber als richtungsweisende Kraft. Die in der Marktwirt
schaft wirksamen Kräfte sind oft weniger Kosmogonien, sondern enthalten auch durchaus 
selbstzerstörerische Energien, die eine Ordnungspolitik und die Präzisierung einer Wirt
schaftsverfassung dringend erforderlich machen. Unbestritten ist, daß die Kräfte des Marktes 
unvorstellbar groß sind und deshalb auch nicht alles durch Gesetze geregelt werden kann, 
schon garnicht gegen diese Kräfte. Eine "harmonische" wirtschaftliche Entwicklung nach 
dem Vorbild der sozialen Marktwirtschaft ist nur unter optimalen Bedingungen möglich, 
einseitige Eingriffe in das System können solche selbstzerstörerischen Energien freisetzen. 

Der Staat spielt in den meisten Entwicklungsländern eine beherrschende Rolle, indem er oft 
komplementäre Funktionen zum Privatsektot übernimmmt: Er verbindet die landwirtschaftli
che und industrielle Entwicklung mit anderen staatlichen Zielen politischer, gesellschaftspo
litischer, umweltpolitischer und kultureller Art und muß diese in Einklang mit der wirt
schaftlichen Entwicklung bringen. 

Die Bedeutung der Marktkräfte, der Wirtschaftsordnung und staatlicher Einflußnahme dar
aufist fundamental, demgegenüber sind kulturelle oder sozialkulturelle Faktoren von unter
geordneter Wirkung. Es ist kein eindeutiger Zusammenhang zwischen den Kulturkreisen und 
der technischen Entwicklung nachzuweisen. In den Theorien, die sich mit dieser Problematik 
befassen, ist man über MAX WEBER nicht wesentlich hinausgekommen. Die Entwicklungs
länder Asiens bilden z.B. eine Region mit großen Unterschieden hinsichtlich Kuhur, wirt
schaftlichen Managements, der rechtlichen oder sozialen Ordnung. Dennoch vollziehen viele 
dieser Länder, wie Indonesien, China, Indien, Philippinen eine ganz ähnliche wirtschaftliche 
Transformation und bewegen sich in Richtung aufeine Stärkung der Marktkräft. (27, S. 18) 

Die klassische Rechtfertigung fiir staatliche Subventionen, Regulierung und Protektion ist 
die unzureichende Bereitstellung von öffentlichen Gütern durch den Markt, von denen viele 
als wesentliche, wenngleich nicht quantifizierbare Inputs fiir den Produktionsprozeß im pri
vaten Sektor betrachtet werden können. Viele Entwicklungsländer wollen ihre industrialisie
rung forcieren ("nachholende Industrialisierung"), indem sie ihre Industrie durch Außen
schutz und Förderungsmaßnahmen zum Weltmarkt hin abschotten, gleichzeitig den Import 
von Kapitalgütern (Anlagen) zum Aufbau dieser Produktionen begünstigen. Es gibt dabei 
alle Facetten von Eingriffen in die Faktor- und Produktmärkte, wobei Manipulationen auf 
den Faktormärkten, also den Produktionsgrundlagen, besonders fragwürdig sind. 

Vielfache, nicht marktkonforme Eingriffe in die Volkswirtschaft haben oft kontraproduktive 
und entwicklungshemmende Wirkung, wie Budgetdefizite, hohe und stark schwankende 
Inflationsraten, Auslandsschulden, die finanzielle Repression, die die Ressourcenallokation 

* Prof Dr. H. Gaese, Institut für Tropentechnologie, Ingenieurwissenschaftliches Zentrum der FH Köln, 
Betzdorferstr.2, 50679 Köln 
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weiter verzerrt, Bürokratien, Verzemmgen aller Art zwischen Regionen und Sektoren 
(regionale und sektorale Ungleichgewichte). Ein unterentwickelter Finanzsektor, hoher Be
völkerungszuwachs und schlechte politische Führung erschweren das Problem. Solche Län
der sind dann besonders anfällig gegenüber Terms-of-Trade-Schocks und Naturkatastrophen 
(Ernteschwankungen). Die Folgen solcher Verzemmgen der Wirtschaft können nur durch 
Anpassungsprogramme und tiefgreifende Reformen beseitigt werden, die aber ihrerseits nur 
unter stabilen Rahmenbedingungen fiir ökonomische Entscheidungen greifen können, d.h. 
die soziale Spaltung und die politische Instabilität muß beseitigt werden (27). 

In den letzten Jahren haben viele Länder, besonders in Lateinamerika, neoliberale Reformen 
durchgefUhrt und dabei auch teilweise große Erfolge gehabt. Trotzdem will der Ruf nach 
dem Staat nicht verstummen. Sobald sich der Erfolg nicht sofort sichtbar einstellt, mehrt sich 
die Zahl derer, die nach einem starken Staat rufen. Die fiir die wirtschaftliche Gesundung 
notwendige Austeritäts- und Anpassungspolitik fUhrt zunächst innner über unpopuläre Maß
nalunen, privaten Wohlstandsverlust fiir viele, sowie vermehrte Anspruche an die individuel
le Leistung zu einem langwierigen Erholungsprozeß. Dabei belegen die Fakten eindeutig die 
Erfolge ernsthafter Reformpolitik, gerade in Lateinamerika. 

Die Öffentlichkeit muß die Ziele einer solchen Politik verstehen, akzeptieren das die Alter
nativen schlechter sind und niemand unmittelbare Erfolge erwarten kann. Dies war etwa in 
Argentinien der Fall, wo ein nationaler Konsens spürbar war. Die beschränkten Zeithorizon
te menschlichen Vorstellungsvermögens erschweren solche Erkenntnisprozesse, v.a. bei ar
men Menschen, die wegen des täglichen Überlebenskampfes nur sehr begrenzt in die Zu
kunft planen können. Solche kurzfristigen Horizonte sind keine natürlichen Eigenschaften, 
sondern das Ergebnis politischer, institutioneller und sozialer Fehler (25). Eine Anpassungs
und Austeritätspolitik triffi auch unweigerlich die schwachen Glieder der Gesellschaft, wes
halb soziale Begleitmaßnalunen unerläßlich sind. 

Insbesondere die sog. "Strukturalisten" behaupten innner wieder, daß in den meisten EL 
wirtschaftliches Wachstum erst dadurch ermöglicht werden muß, daß der Staat interveniert 
und Wachstumshennnnisse beseitigt. Dem steht die These gegenüber, daß zentralistische 
Entscheidungsbildung, fehlende Gewinnmotivation und der Verzicht auf Wettbewerb 
(typisch fiir staatliche Aktivitäten) dafiir verantwortlich sind, daß staatliche Produktion 
grundsätzlich weniger effizient ist als private, d.h. der Anstieg der Staatsausgaben fUhrt 
eo ipso zu einer Verlangsamung des Wirtschaftswachstums). Der Ressourcentransfer vom 
privaten in den staatlichen Sektor bewirkt außerdem eine Verlangsamung der Akkumulation 
von menschlichem und physischem Kapital und des Innovationstempos der privaten Wirt
schaft (7). 

In diesem Zusammenhang ist das Ergebnis einer Untersuchung des IWF (7) mit einem 
Wachstumsmodell (DENISON) aufschlußreich, das zeigt, wie die Staatsausgaben sich auf 
jedes Element der Wachstumsgleichung auswirken. DIAMOND (7) setzt das reale Wachs
tum des BIP u.a. in Beziehung zur Höhe der privaten Investitionen, Wachstum des Faktors 
Arbeit (Hurnankapital), verschiedene Anteile der Staatsausgaben und Offenheit der Volks
wirtschaft. Danach besteht insgesamt kein signifikanter Zusammenhang zwischen Staatsaus
gaben und dem Wachstum. Auch der Einfluß der Investitionen in Infrastruktur auf das 
Wachstum ist verhältnismäßig gering. Dies spricht fiir die Feststellung, daß man die Rolle 
des Kapitals im Entwicklungsprozeß zeitweise zu hoch eingeschätzt hat und deshalb viele 
staatliche Entwicklungsmaßnalunen am Produktionsfaktor Kapital ansetzten. Tab. 1 ver
deutlicht, daß das Wachstum der Industrieländer in den letzten 25 Jahren überwiegend auf 
verbesserte Gesamtfaktorproduktivität zurückgeht (z.B. bedingt durch organisatorisch
technischen Fortschritt), während es in Entwicklungsländern in (zu) hohem Maße auf Inve
stitionen gründet. Gerade die Entwicklungsländer mit den besten Wachstumsergebnissen 
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(Ostasien) haben die höchsten Steigerungswerte der Gesamtfaktorproduktivität, während 
Afrika und Lateinamerika weit hinten liegen (vgl. auch 28, S. 205). 

TabeUe 1: Anteil des Wachstums der Produktionsfaktoren am Wachstum der Produk 
tion 1960-85/87 (in %) 

Region/Land I Kapital I Arbeit I Gesamtfaktor-
Produktivität 

Entwicklungsländer 1960-87 

Afrika 73 28 0 
Ostasien 57 16 28 
Südasien 67 20 14 
Europa, 
Mittlerer Osten, 
Nordafrika 58 14 28 
Lateinamerika 67 30 0 

Ausgewählte Industrieländer 1960-85 

BRD 23 -10 87 
GB 27 -5 78 
Frankreich 27 -5 78 
Japan 36 5 59 
USA 23 27 50 

Quelle: WEB 1991/5.51 

Untersuchungen zur Kapital- und Arbeitselastizität (Verhältnis der Zunalune des Kapitalein
satzes in % zur Zunalune der Produktion in %; unter der Annalune vollständiger Konkurrenz 
auf den Güter- und Faktormärkten spiegelt diese Elastizität den Anteil des Kapitals bzw. der 
Arbeit am Einkommen der Volkswirtschaft wider) zeigen eine Kapitalelastizität von 0,4 in 
den Entwicklungsländern im Zeitraum 1960 bis 1987 (Industrieländer 0,25-0,4), die Arbeit
selastizität liegt bei 0,45, in den Industrieländern wegen des besseren Ausbildungsstandes 
sogar bei 0.6 bis 0,75. Angesichts der weitverbreiteten Konzentration der Entwicklungspoli
tik auf den Faktor Kapital ist ein Indikator fiir die große Produktionswirksamkeit des Fak
tors Arbeit durch Ausbildung (31/1991, S. 51). 

Besonders bedenklich sind generell Maßnalunen, die das Kapital relativ zur Arbeit verbilli
gen, bzw. den relativen Preis der Arbeit verteuern. Dazu gehören Z.B. Maßnalunen zum 
Schutz kapitalintensiver Industrien bei Arbeitskräfteüberschuß (Arbeitslosigkeit, Unterbe
schäftigung), wie Verbilligung von Kapitalgüterimporten (z.B. durch niedrige Zölle, investi
tionskredite, überbewertete Wechselkurse) oder Verbilligung von Investitionskapital 
(Steuervorteile, Kredite etc.), subventionierte Energiepreise versch1irnmern häufig diese 
Verzerrungen und beeinträchtigen darüberhinaus die Umweh (31, S. 75). In vielen Entwick
hmgsländern sind das die Schwerpunkte einer kapitalbezogenen, "nachholenden Industriali
sierungspolitik", mit der die großen Entwicklungsunterschiede zwischen den Industrie- und 
Entwicklungsländern ("Technologielücke") überwunden werden soll. Generell hat sich dieser 
Abstand gemessen am BIPlKopf in den letzten drei Entwicklungsdekaden sogar noch ver
größert (vgl. 31, 1984-1994). Trotz des schwachen Wachstums der westlichen Industrielän
der in den 80er Jahren nalun ihr Anteil am Weltsozialprodukt weiter zu (1965: 68%; 1990: 
72%). Je höher das Bevölkerungswachstum und je mehr Dirigismus desto geringer fiel das 
Wachstum aus. Es sind auch große Unterschiede zwischen den Entwicklungsländern ent
standen, die fast ebenso groß sind wie die Unterschiede zwischen Industrie- und Entwick-
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lungsländern, wie die Weltentwicklungsberichte jährlich vor Augen fUhren (vgl. 31). Inner
halb der Entwicklungsländer selbst vertieften sich die sektoralen und regionalen Unterschie
de teilweise ganz erheblich, d.h. es entstanden vielfach industrialisierte Regionen neben den 
archaischen ländlichen Regionen ("Dualismus"). 

Eine Verbilligung von Kapitalgütern und Protektionismus fiir den industriellen Sektor fUhrt 
zu erheblichen Benachteiligungen des Agrarsektors und zu Abzug von Arbeitskraft aus der 
Landwirtschaft und dem ländlichen Raum. Die Landwirtschaft muß dann nicht nur eine teure 
Technisierung finanzieren, sondern auch angesichts des starken Bevölkerungswachstums, 
des knapper werdenden Bodens und der daraus resultierenden notwendigen Produktions
steigerung und Steigerung der Bodenproduktivität (und damit Intensität der Produktion) in 
der Zukunft wesentlich verbesserte Technologien anwenden, um Umweltschäden zu verhin
dern, bzw. zu minimieren. 

Die Entwicklung auf den Faktormärkten der Entwicklungsländer verläuft nicht vollkommen 
analog zu den Industrieländern. In den Industrieländern stimmte die Entwicklung in der 
Landwirtschaft und im ländlichen Raum zeitlich mit der industriellen Entwicklung weitge
hend überein, so daß Verzerrungen auf den Faktormärkten nicht sehr ausgeprägt waren. Für 
den europäischen Entwicklungsprozeß war typisch, daß 

freiwerdende, vom Agrar- in den Industriesektor und vom Land in die Stadt abwan
dernde Arbeitskraft fast "reibunglos" vom Sekundärsektor aufgenommen werden 
konnte, 

der durch Bevölkerungszuwachs entstandene Bevölkerungsdruck ebenso absorbiert 
werden konnte, 

die Technisierung von Landwirtschaft und Industrie komplementär und sich ergänzend 
verlief; 

die relativ freie Wirtschaftsordnung, die sich durch die Liberalisierung im Zuge der 
industriellen Revolution in ganz Europa durchgesetzt hatte, einen Kapitalbildungspro
zeß im Primärsektor bewirkte, der über Steuer- und Sparleistungen den industriellen 
Aufbau im wesentlichen finanzieren konnte, 

die Bevölkerung durch Erziehungs- und Bildungsreformen des 18. Jahrhunderts 
(Aufklärung!!) auf die industrielle Reform vorbereitet war (von der Basisausbildung 
bis zu den Hochschulen) (vgl. dazu 29, S. 5 ft) 

In den Entwicklungsländern verlief der Prozeß teilweise anders (29, S. 7 ft): 

Der Bevölkerungsdruck ist heute in den EL wesentlich stärker als im Europa des 19. Jahr
hunderts (gegenwärtige durchschnittliche Wachstumsrate der Bevölkerung der EL ist mit 
derzeit etwa 2,1% p.a. rund doppelt so hoch wie die Wachstumsrate der Industrieländer im 
19.Jahrhundert. Die Ressourcenbeanspruchung ist entsprechend größer, die notwendige An
passung der Faktorproportionen schneller und schwieriger. 

Daraus resultiert ein hoher Anspruch an die Entwicklung von Technologien und des techni
schen Fortschritts. Aber ca. 95% der Forschungs- und Entwicklungskapazität befinden sich 
in den Industrieländern IL und nur 5% in Entwicklungsländern (wo heute bereits ca. 80% 
der Wehbevölkerung leben). Bildungs- und Ausbildungssystem im formalen wie im nicht 
formalen Bereich weist generell ein großes Defizit auf Diese Tatsachen bedingen, daß der 
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Hauptteil aller Technologien fiir Landwirtschaft und Industrie aus den Industrieländern 
kommen. 

2 Beispiele für staatliche Einflußnahme auf Arbeits- und Kapitalintensität 

Einige kleine Beispiele sollen verdeutlichen, wie einschneidend (und überschneidend) solche 
Fehlwirkungen sein können. 

2.1 Außenschutz im Dienste einer Importsubstitutionspolitik 

Tabelle 2 illustriert diesen Zusammenhang am Beispiel von Indien. Aus der Tabelle geht her
vor, daß durch weniger Importschutz sich eine arbeitsintensivere Struktur des industriellen 
Wachstums sowohl in den importkonkurrierenden Wirtschaftszweigen als auch in den ex
portorientierten durchsetzen würde, die Ressourcen in Indien also besser genutzt würden 
(der hoch geschützte Industriesektor hat einen Anteil von 53% am Anlagevermögen, aber 
beschäftigt nur 19% der Erwerbstätigen, der niedrig geschützte Sektor hatte dagegen nur 
43% am Anlagevermögen, beschäftigte jedoch 78% der Erwerbstätigen). Eine weitere Un
tersuchung von zehn Ländern zeigt das gleiche Ergebnis und ergibt dafÜberhinaus, daß die 
Arbeitsnachfrage durch einen effizienteren Ressourceneinsatz im importkonkurrierenden 
Sektor stärker gestiegen wäre als durch Verlagerung zwischen den beiden Sektoren 
(3111990, S. 74 f). Eine Studie über die Produktivität der Textilindustrie in Kenia und den 
Philippinen kommt zu ähnlichen Ergebnissen (31/1987, S.105) 

TabeUe 2: Effektiver Importschutz und Arbeitsintensität in der verarbeitenden indu
strie, Indien, 1986 

Grad des effektiven Anteil am An- Anteil an der Be- Anlagevermögenje Ar-
Importschutzes lagevermögen schäftigung (%) beitskraft (Tausend Ru-

(%) pien) 

Hoch 53 19 93 

Mittel 4 3 32 

Niedrig 43 78 18 

Industrie insgesamt 100 100 32 

Quelle: aus 3111990, S. 74 

Das Peru der Jahre 1968 bis 1975 ist ein weiteres, gut untersuchtes Beispiel fiir künstlich 
erhöhte Kapitalintensität und reduzierte Beschäftigung (vgl. 3111987, S. 143): In dieser Zeit 
wurden durch Steuern auf Löhne, Zinssubventionen, fiskalische Anreize fiir Investitionen, 
Befreiungen von Einfuhrzöllen und Überbewertung der Währung die Lohnkosten erhöht und 
die Preise fiir Investitionsgüter herabgesetzt und dadurch die Unternehmer angeregt, in ver
hältnismäßig kapitalintensive Technologien zu investieren und weniger Arbeit nachzufragen. 
Allein die Überbewertung des Wechselkurses senkte den Preis importierter Investitionsgüter 
um 42%, der Faktor Arbeit verteuerte sich im Verhältnis zum Preis des Kapitals um 102%! 
Die Beschäftigung im formellen Sektor wäre um mindestens 39% höher gewesen. 

2.2 Industrialisierung auf Kosten der Landwirtschaft und des ländlichen Raumes 

Von den Ländern, die seit 1970 einen raschen Beschäftigungsanstieg in der Industrie ver
zeichneten, haben die meisten eine ebenso gut wachsende Landwirtschaft (vgl. 31/1990, S. 
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75 fl). Viele Regierungen versuchen, durch Preiskontrollen bei wichtigen Nahrungsmitteln, 
wie Brot, Zucker, Speiseöl (v.a. zugunsten der städtischen Armen), die Niedrigpreise erzeu
gen, eine Umverteilung zugunsten der Armen zu erreichen. Die staatlich subventionierten 
Agrarpreise kommen aber Reich und Arm zugute, drosseln jedoch die landwirtschaftliche 
Produktion und das Einkommen in der Landwirtschaft. ln Mosambik lagen 1987 die amtli
chen Festpreise fiir Grundnahrungsmittel ca. 30% unter dem Kostenpreis (berechnet fiir 
mittlere Familienbetriebe). Dies fUhrt zu einer Unterversorgung der heimischen ''Märkte'' da 
kein Bauer zu diesem Preis produzieren kann. Es kommt zu Hungersnöten, die die Industrie
länder durch Nahrungsmittel-Hilfslieferungen ''bekämpfen'' - eine paradoxe Situation (vgl. 
12). 

2.3 Behinderung des informellen Sektors 

Der informelle Sektor ist in den meisten Entwicklungsländern von großer Bedeutung, je 
niedriger der Stand der volkswirtschaftlichen Entwicklung und je höher der Grad der staatli
chen Interventionen der oben zitierten Art, desto bedeutsamer ist er fiir Beschäftigung und 
Einkommen, hauptsächlich in urbanen Regionen. Nach Schätzungen der Weltbank sind in 
vielen afrikanischen Ländern südlich der Sahara 75% aller Beschäftigten tätig. "Die Aktivitä
ten reichen von effizienten Produktions-, Transport- und Handelsbetrieben bis zu marginalen 
Beschäftigungen wie dem Einsammeln und Wiederverwerten von Abfall. Der größte Teil der 
Produktion ist fiir den Verbrauch bestimmt ... und die Exportquote ist gering" (31/1990, S. 
75 f). In vielen Ländern wird allerdings dem informellen Sektor durch einschneidende Regu
lierungen und Eingriffe des Staates das Leben erschwert, zugunsten des formellen Sektors. 
Im Weltentwicklungsbericht (31/1990, S. 76) wird ein Beispiel einer Untersuchung genannt, 
nach der in Peru ein angehender Unternehmer, der eine Kleiderfabrik errichten wollte, 289 
Arbeitstage benötigte, um allen staatlichen Vorschriften nachzukommen. In vielen Ländern, 
wie z.B. in Simbabwe, sind Teile der Städte fiir Straßenhändler und Kleinbetriebe gesperrt. 
Dualistische Merkmale sind also durch staatliche Eingriffe verursacht. Ein Dualismus im 
Sinne der Theorien ist schwer nachzuweisen. Die unterschiedliche Entlohnung der Produkti
onsfaktoren im formellen und informellen Sektor ist hingegen auf staatliche Eingriffe zu
rückzufiihren. Die in der Theorie des technologischen Dualismus angenommenen unter
schiedlichen Produktionsfunktionen im traditionellen Sektor (snbstitutionale Produktions
funktion) und dem modernen Sektor (limitationale Produktionsfunktion) ist nicht relevant. 
Ebenso erweisen sich dualistische Stadt-Land-Unterschiede häufig als Folge der 
"Landflucht" und staatlicher Eingriffe, die den Agrarsektor benachteiligen und damit die 
wirtschaftliche Entwicklung des von ihm abhängigen ländlichen Raumes hemmen. 

2.4 Außenhandelsorientierung und Verzerrung der Faktormärkte 

Die Außenhandelsorientierung und der Grad der Offenheit einer Volkswirtschaft sind aus 
leicht erklärbaren Gründen Parameter unverzerrter Faktormärkte: Eindeutig haben solche 
Entwicklungsländer die höchsten Industrialisierungs- und Wachstumserfolge, die stark au
ßenhandelsorientiert sind (31/1987, S. 99; außerdem: 1990, 1991, 1994). Solche jedoch, die 
eine binnenorientierte Strategie verfolgen, um damit eine Industrialisierung auf dem Wege 
der Importsubstitution zu erreichen, zeigen deutlich geringere Wachtumsraten. In den au
ßenorientierten Ländern bietet der industrielle Sektor mehr Arbeitsplätze, als in den bin
nenorientierten, der Anteil der industriellen Beschäftigung stieg in den stark außenorientier
ten Ländern bis 1980 auf 30% und war damit erheblich höher als in den stark binnenorien
tierten Ländern, wo nur 12,6% der Beschäftigten Arbeit im Industriesektor fanden (zum 
Vergleich: mäßig außenorientierten Ländern 21,7%; mäßig binnenorientierte Länder 23%). 
Die außenorientierten Länder zeigten den höchsten Anteil der industriellen Wertschöpfung 
am BIP. Die innere und äußere Wirtschaftspolitik in außenorientierten Volkswirtschaften 
beeinßußen das Lohnniveau relativ zur Kapitalrendite nicht im Maße der binnenorientierten. 
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Tabelle 3.: Auswirkungen wirtschaftspolitischer Maßnahmen auf Arbeits- und Kapi
talkosten in ausgewählten Entwicklungsländern 

Land und Ent- Zeitraum Zunahme der Ar- Verringerung der Verteuerung der 
wicklungs- beitskosten als Er- Kapitalkosten als Arbeit relativ zum 
strategie gebnis arbeits- Ergebnis von han- Kapital als Er-

marktpolitischer dels-fiskal und fi- gebnis von han-
Maßnahmen nanzmarktpolitische delsfiskal- und 

n Maßnahmen finanzmarktpoliti-
(1) schen Maßnahmen 

(2) 
(3) 

Außenorientiert 

Brasilien 1986 27 4 31 
C6te d'Ivoire 1971 23 15 45 
Hongkong 1973 0 0 0 
Korea 1969 0 10 11 

Binnenorientiert 

Argentinien 1973 15 17 38 
Chile 1966-68 .. .. .. 
Pakistan 1961-64 0 76 316 
Tunesien 1972 20 36 87 

Anmerkung: Spalte 3 ist aus den Spalten I und 2 abgeleitet 

QueUe:_aus 31/1987 

Tabelle 3 verdeutlicht, wie stark der Produktionsfaktor Arbeit im Verhältnis zum Kapital 
durch staatliche Eingriffe verteuert war, am Beispiel einiger Entwicklungsländer unter
schiedlichen Charakters (vgl. 3111987, S. 144 t). In den binnenorientierten Ländern überwie
gen dabei die handelspolitischen Restriktionen, in den außenorientierten Ländern die Mani
pulationen auf dem Finanzmarkt. 

Weitere Zusammenhänge der Außenorientierung sind: 

Die außenorientierten Länder übernehmen neue Technologien (Innovationen) schneller 
als binnenorientierte, ein wesentlicher Grund fiir den insgesamt rascheren Produktivi
tätszuwachs in der Industrie. Es wurde festgestellt, daß der Technologietransfer über 
produktionstechnische Beratung und Unterstützung in der Produktgestaltung und beim 
Marketing erhebliches know-how mit sich bringt, das wiederum Innovationen be
schleunigt (vgl. 3111987, S. 103 fl). Außenorientierung begünstigt effiziente Unter
nehmen und verdrängt ineffiziente und Setzt sowohl den privaten als auch den öffentli
chen Sektor einer stärkeren Konkurrenz aus. Gute historische Beispiele fiir gelunge
nen, an die Faktonnärkte angepaßten Technologietransfer sind Japan und die Vereinig
ten Staaten. Diese Beispiele zeigen, daß letztlich eine angepaßte Technologie diejenige 
ist, die sich ein Land selbst schaffi, indem es alle vorhandenen Möglichkeiten - ein
schließlich ausländischer Technologie - in effizienter Weise, d.h. der Faktorverfiigbar
keit entsprechend, nutzt. Die Japaner paßten westliche Technologien gezielt an, um die 
knappe Kapitalausstattung zu schonen und die reichlichen Arbeitskräfte zu beschäfti
gen. Sie kauften gebrauchte Maschinen, deren Lebensdauer durch erhöhten Arbeits-
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aufwand verlängert wurde. Später ersetzten sie diese Technologie durch eigene Ma
schinen, die jedoch aus billigeren Rohstoffen (v.a. Holz) gebaut waren. In den USA 
vollzog sich die technologische Anpassung unter anderen Vorzeichen (Knappheit an 
Arbeitskraft bereits im 19. Jahrhundert: Aus Europa importierte Technologie wurde 
auf extensive Nutzung der natürlichen Ressourcen ausgerichtet (vgl. dazu 3111997, S. 
62). 

In außenorientierten Ländern stieg die Sparquote deutlich höher an als in binnenorien
tierten (Folge der Einkommensentstehung und besseren Allokation der Produktions
faktoren), damit stand mehr Kapital fiir Investitionen zur Verfiigung. Generell haben 
diese Länder mehr Kapitalzuflüsse und Direktinvestitionen aus dem Ausland 
(Wechselkurse, keine Devisenkontrollen). 

Die Landwirtschaft der außenorientierten Länder zeigt durchweg günstigere Entwick
lungsmerkmale als diejenige der binnenorientierten, wo häufig ein Kapitaltransfer 
(auch Humankapital!) vom Agrarsektor in die Industrie und vom ländlichen Raum in 
den städtischen bei verzerrten Austauschbedingungen stattfindet. 

3 Rückkehr zur Marktwirtschaft 

In der Erkenntnis, daß nicht-marktkonforme staatliche Eingriffe die Entwicklungs- und 
Wachstumsprobleme der letzten Dekaden ganz wesentlich mit verschuldet haben und eine 
Abkopplung von der internationalen Arbeitsteilung zu Wohlfahrtsverlusten, zu inneren Un
gleichgewichten, Verschuldung, Inflation etc. fiihrt, haben viele Entwicklungsländer in den 
letzten Jahren grundlegende Reformen in Angriff genommen, zusätzlich beschleunigt durch 
die revolutionären Vorgänge im ehemaligen sozialistischen Wirtschaftsblock. In der gerade 
abgeschlossenen Uruguay-Runde des GATT kam man zu wichtigen Vereinbarungen zum 
Verhältnis Industrie- zu Entwicklungsländern und über den weiteren Abbau von internationa
len Handelsbarrieren tarifärer und nichttarifiirer Art, sowie die Klärung von Rechten der 
Technologieentwicklung, wie Patente, Lizenzen etc. (vgl. 18, S. 82 ffund 10). Die.Entwick
lungsländer können durch unbeschränkten Zugang zu den Märkten der Industrieländer zu
sätzliche Exporterlöse in einer Größenordnung von etwa 55 Mrd. US $ erhalten, das ist so
gar etwas mehr, als sie an Entwicklungshilfe erhalten (3111991, S. 13). 

Die neuere Entwicklung soll mit Blick auf Lateinamerika gestreift werden, weil dort das 
gesamte Panorama an wirtschaftspolitischen Konzepten studiert werden kann. Untersuchun
gen zu afiikanischen und asiatischen Ländern sind ebenfalls in großer Zahl erschienen (z.B. 
20,22,23, 27, 32). Auch viele afiikanische Länder haben seit Mitte der 80er Jahre struktu
relle Anpassungsprogramme als notwendige Schritte auf dem Weg zu einem dauerhaften, die 
Armut reduzierenden Wachstum durchgefiihrt. Die wirtschaftliche Leistung dieser Großre
gion blieb trotzdem enttäuschend, auch wenn einzelne Länder Erfolge nachweisen können. 
Eine Wehbank-Studie zeigt, daß die mangelnden Wachstumserfolge afiikanischer Länder 
hauptsächlich das Ergebnis eines Mangels an tragfähigen Reformen und nicht so sehr ein 
Versagen der Reformen selbst ist. In solchen Ländern, in denen umfangreiche Reformen 
kontinuierlich durchgefiihrt wurden (z.B. Ghana, Kenia, Tansania) lassen sich grundlegende 
wirtschaftliche Verbesserungen nachweisen (vgl. 16 und 32). 

Auf dem kürzlich zu Ende gegangenen 4. Iberoamerikanischen Gipfeltreffen in Carta
gena/KoIumbien wurde die Erfahrung allgemein bestätigt, daß der Glaube, durch Im
portsubstitution mehr Autonomie gewinnen zu können, an die Grenzen der zu kleinen Bin
nenmärkte, der omnipräsenten Staatsrnacht, des fehlenden Wettbewerbs und des zu großen 
Protektiouismus mit den oben beschriebenen Folgen fiir die Faktor- und Gütermärkte stieß 
(13). Von den dort 19 vertretenen Staaten haben in den letzten Jahren 16 Länder umfangrei-
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che Refonnen durchgefiihrt, die die Bedingungen auf den Faktonnärkten verbessert haben. 
Der entschlossene Ausstieg aus der Marktabschottungspolitik seit 1983 und die liberale, 
stabilitätsorientierte Wirtschaftspolitik haben Lateinamerika eine Wachstumsphase beschert, 
der Warenaustausch der Gesamtregion boomt (vgl. 2), nach Asien zählt die Region bei glo
bai orientierten Investoren zu den gefragtesten Weltregionen, wobei ostasiatische Länder 
(v.a. Japan, aber auch Südkorea,Malaysia, Indonesien) ihre Marktanteile in diesem Raum 
auf Kosten der Nordamerikaner und Europäer stark ausbauen. Die EU hat zudem wegen der 
unverständlichen Bananenentscheidung und anderer außenwirtschaftlicher Elemente der EU
Binnenmarktpolitik einen schweren "Imageschaden" erlitten. 

Die Erschließung neuer Marktpotentiale hat außerdem zu einer Vielzahl Freihandelsverträ
gen gefiihrt: Die lateinamerikanischen Staaten streben langfristig eine Freihandelszone fiir 
den gesamten amerikanischen Kontinent an. Die ersten regionalen Zusammenschlüsse sind 
Schritte in diese Richtung. Wichtige Integrationen sind der Andenpakt, die CARlCOM 
(Caribbean Community) und (NAFTA) North American Free Trade Agreement), 1995 folgt 
der gemeinsame Markt MERCOSUR (Brasilien, Argentinien, Uruguay, Paraguay), der sich 
an den Römischen Verträgen orientiert. Zwischen Mexiko, Venezuela und Kolumbien wurde 
eine regionale Liberalisierung vereinbart: ein Markt mit 145 Mio. Menschen, die p.a. Güter 
und Dienstleistungen im Werte von 440 Mrd. US $ produzieren; in 15 Jahren sollen alle 
Handelsschranken beseitigt sein, derzeit sind nur 1 % der Importe aus Kolumbien und Mexi
ko zollfrei. Sicher sind das erst Anflinge, mit Sicherheit kann der MERCOSUR im Jahr 1995 
noch keine gemeinsamen Außenzölle einfiihren, wie beabsichtigt, dafiir müßte erst Brasilien 
eine ernsthafte Refonnen durchfUhren, was noch nicht abzusehen ist. 

In 16 lateinamerikanischen und karibischen Ländern fiihrte man bereits in der Zeit tiefgrei
fender wirtschaftlicher Krisen (hohe Verschuldung, sinkende Produktion, Zahlungsbilanz
probleme, hohe Inflation, abnehmende Deviseureserven bei negativen Wachstumsraten) An
fang der achtziger Jahre Außenhandelsrefonnen durch, die in vielen Fällen von Stabilisie
rungs- und strukturellen Anpassungprogrammen begleitet waren (1, S. 44 ff; 18, S. 93 ff). 
Gleichzeitig traten diese Länder dem GATT bei, um die Refonnen zu perpetuieren. Bei un
terschiedlicher Ausprägung der wirtschaftlichen 'Problematik wiesen die meisten dieser Län
der doch ganz ähnliche restriktive Außenhandelspolitik (als Folge langzeitiger importsubsti
tutionspolitik mit Binnenorientierung) auf: hohe Zölle, überhöhte und gespaltene Wechsel
kurse, Kapitalverkehrsbeschränkungen, quantitative Beschränkungen fiir Exporte und Im
porte, sowie Exportsteuern. Die Inflationsraten in Lateinamerika und der Karibik (1989 
durchschnittlich noch 360%) sind fast überall stark, d.h. auf Werte unter 20% abgesunken 
mit Ausnahme Brasiliens (1993: insgesamt 220 %; Brasilien 2.700%; ohne Brasilien 18%), 
fast alle Länder haben das Wachstum des Geldvolumens ebenso stark gedrosselt und die 
Schulden abgebaut. Für ganz Lateinamerika und die Karibik sank das öffentliche Defizit von 
5% des BIP 1982 auf 1% des BIP 1985. Die Schuldenzahlungen sanken von 40% der Ex
porte 1983 auf 30% 1990. Die Wechselkurspolitik wurde unterschiedlich h'beralisiert: floa
ten (z.B. Uruguay) bzw. Stabilitätsrnaßnalunen zur realen Absicherung des Kurses gegen
über dem Dollar (Bolivien). 1983-87 sanken die realen effektiven Wechselkurse kumulative 
25% im Durchschnitt, bis 1990 stiegen sie wieder um 22% an. 

Die nominale Protektion ist in den achtziger Jahren erheblich zurückgenommen worden, wie 
Tabelle 4 ausweist (Zölle, Schwankungsbreiten der Zölle bzw. Varianz der Protektion, Of
fenheit der Wirtschaft), auch wenn die Zölle im Vergleich zu denen der Industrieländer im
mer hoch liegen. Der Grad der Offenheit der Wirtschaft hat in allen Ländern deutlich zuge
nommen (gesamter Durchschnitt des Vorreformniveaus 49% des BIP; Nachreformniveau 
58%). Importe, Exporte und Wettbewerbstlihigkeit insgesamt haben nach den Refonnen 
wesentlich zugenommen, was natürlich nicht nur eine Folge der Liberalisierung ist sondern 
auch die weltwirtschaftliche Erholung in den achtziger Jahren widerspiegelt. Die Import-
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wachstumsraten stiegen von -1,1% in der Vorreformperiode auf 7,2% in den Reformjahren. 
Das durchschnittliche Niveau der realen Exporte stieg während der RefomYahre durch
schnittlich um 5% (vier Länder haben Steigerungsraten von >10%), vor den Reformen wa
ren es ca. 2,5% (vgl. 1, S. 44 fl). Die Terms ofTrade fiir ganz Lateinamerika und die Kari
bik haben sich 1983 bis 1990 um 3% verbessert, wenn man die Haupt-Ölexporteure nicht 

. mit betrachtet (sonst um 22% verschlechtert, vgl. 18, S. 94 ffund 109 fl). 

TabeUe 4: Einige Indikatoren vor und nach der Reform 

Land durchschnittliche un- Schwankungsbreite Offenheit der Wirt-
gewichtete offizielle der Zölle (%) schaft (Importe + Ex-

(Jahr vor der Re- Zollsätze (%) porte als Prozent des 
form,Jahr nach der BIP zu Priesen von 
Reform) 1980) 

vor der nach der vor der nach der vor der nach der 
Reform Reform Reform Reform Reform Reform 

Argentinien (87,91) 42 15 15-115 ... 5-22 38;57 54,32 
Bolivien (85,91) 12M 8 NY 5-10 57,51 83,97 
Brasilien (87,92) 51 21 0-105 0-65 21,17 25,27 
Chile (84,91) 35 11 35 11 44,96 56,34 
Kolumbien (84,92) 61 12 0-220 5-20 28,23 32,66 
Costa Rica (85,92) 53 p 15 P 0-1400 P 2-25 58,66 78,97 
Ecuador (89,92) 37 18 0-338 5-20 48,73 50,84 
Guatemala (85,92) 50 15 5-90 5-20 31,31 35,56 
Honduras (85,92) 41 15 w. 5-90 0-45 62,82 61,76 
Jamaika (81,91) NY 20 NY 0-20 105,51 163,49 
Mexiko (85,90) 24w 13 w 0-100 3-86 22,63 34,31 
Paraguay (88,91) NY 16 NY 5-25 51,01 63,14 
Peru (88,92) NY 17 0-120 0-103 P 30,37 41,58 
Uruguay (87,92) 32 18 10-55 12-24 38,04 45,10 
Venezuela (89,91) 19 0-135 0-50 40 49,25 53,29 

.. Quelle: aus I, S.45 P: InklusIve Zollschlage 
M: Importgewichteter durchschnittlicher Zoll 
W: Produktionsgewichteter durchschnittlicher Zoll 
NV: Nicht verfügbar 

Neben Norrnalisierungsmaßnahmen auf den Kapitalmärkten wurden in vielen Ländern auch 
Maßnahmen zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durchgefiihrt, wenn auch nicht so tief
greifend wegen der damit verbundenen Problematik. Immer noch gibt es in vielen Ländern 
Lohnindexierung und hohe Lohnnebenkosten, die den Produktionsfaktor Arbeit verteuern 
und damit den Arbeitsmarkt belasten (18, S.97). Bei fast überall akzeptablem Wachstum sind 
die Arbeitslosenraten trotz großen Bevölkerungswachstums gesunken, Bolivien, Chile, 
Guatemala, Honduras und Mexiko hatten besonderen Erfolg mit der Reduktion der städti
schen Unterbeschäftigung. Auch Daten aus Studien über andere Regionen der Welt, insbe
sondere Ostasien zeigen, daß die Länder, die am erfolgreichsten in der Armutsbekämpfung 
waren, ein Modell fiir schnelles Wachstum ermöglicht haben, wobei der Faktor Arbeit effizi
ent genutzt wird und stark in das Humankapital der Armen investiert wurde (19, S. 5). 
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4 Ordnungspolitische Begleitmaßnahmen zur sozialen Abpufferung 

Die neoh'beralen Wirtschaftsreformen und Privatisierungen haben einerseits zu abgespeckten 
Staatswirtschaften geführt (modernisierte Verwaltungen, Abbau allmächtiger Bürokratie, die 
sozialen Gegensätze haben sich zunächst verschärft, der notwendige Strukturwandel fUhrt 
sowohl im ländlichen Raum als auch in den städtischen Ballungsgebieten zu fortschreitender 
Verarmung (nach Statistik von CEPAL gab es 1980 auf dem Subkontinent 150 Mio. Arme, 
heute sind es 200 Mio.). Gerade in Transformationsprozessen werden die sozial Schwachen 
am härtesten getroffen, andererseits Sozialpolitik bei restriktiver Haushaltspolitik immer 
schwerer finanzierbar, da die soziale Abpufferung sehr teuer ist. Die Alternativkosten von 
sozialen Schutzmaßnahmen sind also in solchen Zeiten besonders hoch, hinzu kommen die 
Folgekosten des "armutbedingten Raubbaus" in vielen Entwicklungsländern, die nur schwer 
finanzierbar sind. 

Ca. 90% des Bevölkerungszuwachses wird in den urbanen Zentren stattfinden (d.h. Groß
städten und neu entstehenden Landstädten), weshalb Reformprogramme, die die Terms of 
Trade fiir das Land verbessern, aus plausiblen Gründen zunächst einmal die Wohlfahrt der 
Armen in den ländlichen Regionen steigern, jedoch eher zu Lasten der Armen in den Städten 
und deren Realeinkommen gehen (16, S. 8). 

Weitere Verbesserungsmöglichkeiten liegen in einer Umstrukturierung staatlicher Maßnah
men. Das Beispiel Brasilien zeigt, welche Allokationsproblematik in einer "falsch" gewichte
ten Sozialpolitik gemacht werden köunen: Brasilien gibt pro Kopf mehr fiir Sozialprogram
me aus als viele ähnliche Entwicklungsländer, wie eine Wehbank-Untersuchung zeigt (30). 
Alle Indikatoren beweisen jedoch, daß die soziale Wohlfahrt des größten Teils der brasiliani
schen Bevölkerung deutlich hinterherhinkt (Ausbildungsindikatoren, Kindersterblichkeit etc), 
sie spiegeln eine Fehla1lokation der Sozialausgaben wider. 1986 zählten 41% der Bevölke
rung zu den Armen, sie erhiehen jedoch nur 20% der Sozialausgaben, auf soziale Sicherheit 
und städtische Wohnungen entfallen etwa 50% der Sozialausgaben. Der primäre und sekun
däre Ausbildungsbereich wird gegenüber dem tertiären absolut vernachlässigt. Folgen sind 
geringe Qualität der Ausbildung, hohe Ausfallquoten und geringes Ausbildungsuiveau in 
weiten Bevölkerungkreisen. Die Ausgaben fiir die öffentliche Gesundheit begünstigen die im 
formellen Sektor Beschäftigten, die reicheren Regionen und in zunehmendem Maße eher 
private vorsorgende als präventive Leistungen. Brasilien verwendet mehr als 70% seiner 
öffentlichen Gesundheitsausgabeil fiir Krankenhäuser, viel mehr als ähnliche Entwicklungs
länder und auch mehr als Industrieländer (30). Afrikanische Länder geben zweimal soviel 
von ihrem Ausbildungsbudget fiir Universitäten aus wie Korea, Indonesien oder Thailand, 
obwohl ihr Analphabetenanteil weit höher ist. Gleichzeitig werden die Ausgaben fiir grund
legende Gesundheitsdienste als zu gering angesehen (19, S. 5). 

Der soziale Ausgleich während einer "Ökonomie der Anpassung" ist unabdingbar und über 
unterschiedliche Maßnahmen möglich, fiir deren Anwendung es auch bereits Ländererfah
rung gibt. Ein Schutz der Armen ist einmal durch Umstrukturierung der Sta'\ltsausgaben 
während der Anpassung möglich (z.B. Philippinen, Indonesien, Chile), oder durch Transfer
zahhmgen, also etwa Subventionen oder öffentliche Beschäftigungsprogramme (Indien, Sri 
Lanka, Chile, Bolivien, Peru). Die Erfahrungen zeigen, daß der Rückgang der Arbeitskräf
tenachfrage während einer Anpassung besser durch Beschäftigungsprogramme (z.B. Finan
zierung von arbeitsintensiven Projekten, die von privaten Unternehmen durchgefUhrt wer
den) gemeistert werden kann, als durch Subventionen, die häufig versickern. Die Betroffe
nen können aufgrund verringerter Arbeitskräftenachfrage oder Veränderungen der relativen 
Preise (z.B. höhere Nahrungsmittelpreise) vorübergehend unter zurückgehenden Reallöhnen 
zu leiden haben, die aber häufig dann im Gefolge des Anstiegs der Agrarpreise kompensiert 
oder überkompensiert werden. 1983 waren in Chile und Peru 13% der Erwerbsfiihigen in 
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Beschäftigungsprogrammen, mit der Besserung der Arbeitsmarktlage wurden sie vom Markt 
absorbiert. "Eine Kombination aus wirksamen und richtungsweisenden wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen (vor allem Änderungen der relativen Preise, um die Landwirtschaft zu begün
stigen), kann vielen Armen in den meisten Fällen helfen. Gleichwohl wird aber häufig eine 
Strukturveriagerung auch der öffentlichen Ausgaben notwendig sein, und zwar zugunsten 
von Gütern und Dienstleistungen, die von Armen konsumiert werden, und zugunsten zielge
richteten Transfers rur die Armen ... ". Eine Weltbankstudie weist fiir afrikanische Länder 
übrigens den interessanten und garnicht erwartungsgemäßen Zusammenhang nach, daß die 
Länder, die ihre makroökonomische Politik durch Anpassungsprogramme verbesserten, 
langsam das Niveau der Sozialausgaben (gemessen als % des BIP) steigerten, während es 
bei der anderen Gruppe zu einer Verschlechterung kam (32). 

5 Schluß betrachtung 

Entwicklungsziel muß es sein, die Nettowj)hlfahrt wirtschaftlicher Aktivitäten zu maximieren 
und gleichzeitig den Bestand an ökonomischen, ökologischen und soziokulturellen Vermö
genswerten im Zeitablauf zu bewahren, um Einkommen und Gerechtigkeit zwischen den 
Generationen sicherzustellen (21, S. 16). Der Wohlfahrtsaspekt, der das Gewicht auf die 
Armenproblematik legt, rangiert deshalb weit vor der Sorge um politische Konsequenzen 
einer Anpassungspolitik (31/1990, S. 140): Die Politik eines unverzüglichen Handelns in 
wirtschaftspolitischen Grundfragen und sofortigem Bemühen zur Verbrauchsstabilisierung 
ist aus Wohlfahrtserwägungen jederzeit gerechtfertigt. 

Die verzerrten Faktormärkte in den Entwicklungsländern, insbesondere Afrika und Latein
amerika fiihrten zu erheblichen Wohlfahrtsverlusten und wirtschaftlichen Problemen. Viele 
Maßnahmen konzentrierten sich auf den Faktor Kapital, andere MaßnahmenbÜlldel wirken 
auf eine Verteuerung des Produktionsfaktors Arbeit trotz chronischer Unterbeschäftigung 
und Arbeitslosigkeit. Auch Entwicklungsprojekte haben übrigens in diese Richtung gewirkt: 
so hat man Z.B. lange der Kapitalbildung statt Kapitalerhaltung den Vorzug gegeben 
(Beispiel Krankenhausneubau, statt Verbesserung bestehender Krankenhäuser, idem Stra
ßenbau). 

Die Weltbevölkerung betrug 1960 noch ca. 3 Mrd. Menschen, 1987 bereits 5 Mrd., im Jahr 
2000 werden es bei optimistischen Annahmen ca.6 Mrd. Menschen sein, die sich vielleicht 
Ende des nächsten Jahrhunderts bei 10 Mrd. bis 12 Mrd. stabilisieren. 1990 lebten fast 80% 
der Menschen in Entwicklungsländern, 1950 lag dieser Anteil noch bei ca. 65%, im Jahr 
20 I 0 wird der Anteil aufgrund der Wachstumsdynamik in den EntwickllJ.figsländern dann bei 
ca. 90% liegen (8). Der größte Anteil der Menschen lebt davon in den Ländern mit dem 
niedrigsten Einkommen, im Jahr 2000 werden das ca. 3,6 Mrd. Menschen gegenüber 1,35 
Mrd. Menschen in den Entwicklungsländern mit mittlerem Einkommen (31/1990). Auch die 
Stadt-Land-Verteilung wird sich weiter verschärfen: im Jahr 2000 werden etwa 2 Mrd. 
Menschen der Entwicklungsländer in Städten leben, davon die Hälfte in Millionenstädten. Im 
Weltentwicklungsbericht 1990 (31/1990, S. 260 t) wird auch die Altersstruktur ausgewie
sen, die eine Ahnung vom Ausmaß der zu schaffenden Arbeitsplätze gibt: Derzeit ist der 
Anteil der unter 14-jährigen in den Entwicklungsländern ca.36% gegenüber 18% in den In
dustrieländern. Nach Schätzung der ILO (International Labor Organisation in Gent) müssen 
bis zum Jahr 2000 in den Entwicklungsländern (ohne China) 767 Mio. neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden (davon 470 Mio. in den Städten), wenn man allen erwerbsfähigen Men
schen einen Arbeitsplatz bieten will. Gegenwärtig sind ca. 200 bis 300 Mio. Menschen in der 

'Dritten Welt unterbeschäftigt oder arbeitslos. In vielen Ländern ist der Beschäftigungsanteil 
des informellen Sektors wesentlich höher als der des formellen (31/1990, S. 75). Diese Zah-
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len machen deutlich, wie wichtig es fiir die Entwicklungsländer ist, produktive Arbeitsplätze 
zu schaffen und verzerrende Maßnahmen zu vermeiden, die Arbeit substituieren. 

Die Strukturanpassung im Zusammenhang mit einer Rückkehr zu funktionierenden Faktor
(und Güter-) märkten und zu einer die Funktionsfahigkeit bewahrenden, marktkonformen 
Ordnungspolitik - vor dem Hintergrund eines starken Bevölkerungswachstums, einer Ver
schlechterung der Umweltbedingungen sowie begrenzten Kapazitäten an Humankapital und 
Institutionen - erfordert umfassende Maßnahmenpakete. Dies sind ganz wichtige - und teil
weise auf die Reformen der ehemaligen sozialistischen Länder übertragbare - Erfahrungen, 
die viele Entwicklungsländer und die steuernden internationalen Institutionen (Weltbank, 
IWF etc.) gesammelt haben. Lateinamerika ist dadurch nach Ostasien zur zweiten großen 
Wachstumsregion geworden. Die Reformen sind in unterschiedlicher Intensität verlaufen und 
erlauben somit Aussagen über die Einflußvariablen des Reformerfolges. 

Als übergeordneter Erfolgsfaktor erweist sich plausiblerweise die Kontinuität der Politik und 
das damit geschaffene Vertrauenskapital. Es existiert ein eindeutiger Zusammenhang zwi
schen politischer Stabilität und wirtschaftlichen Erfolgen. Zu dieser Kontinuität als ord
nungspolitischer Faktor gehört auch die Verbesserung der Verwaltung und von Institutio
nen, die in Reformprogramme eingeschlossen sein müssen. Auch Marktwirtschaft braucht 
eine institutionelle Gmndausstattung zur Unterstützung des Systems, wie z.B. genau defi
nierte Eigentumsrechte, Konkurs- und Insolvenzrecht (damit Unternehmen, die Verluste 
machen, aussteigen können), ein funktionierendes Steuersystem und operarationale Ziele mit 
harten Haushaltsvorschriften (kein Rückgriff auf inflatorische Finanzierungen, vgl. 10). 

Die besten Fortschritte. haben sodann solche Länder erzielt, die umfassende Reformen 
durchfiihrten (z.B. Bolivien, Argentinien), wo sich strukturelle und gesamtwirtschaftliche 
Maßnahmen gegenseitig verstärkten und zu wachsender Effizienz beitrugen, die Investition
stätigkeit förderten, die Sparquote erhöhten und die Gesamtnachfrage in Einklang mit den 
Ressourcen brachten (vgl. 1, 18,22). 

Auch die angemessene Abfolge der Maßnahmen und ihre Vorbereitung ist wichtig fiir das 
Gelingen der Reform: Anpassung der Wechsellrurse und gesamtwirtschaftliche Maßnahmen 
zur Anpassung der Gesamtnachfrage an die verfiigbaren Resourcen müssen dem Abbau von 
Handelsrestriktionen und der Devisenverkehrsliberalisierung vorangehen, wenn diese nach
haltig sein sollen. 

Das o.g. notwendige Verständnis der Öffentlichkeit fiir die Zeit der Austeritätspolitik und 
Anpassungsprogramme ist deshalb unabdingbar, weil gerade die schwachen Glieder der Ge
sellschaft hart getroffen werden. Entsprechende Sicherheitsnetze, die haushaltsmäßig abgesi
chert sind, müssen geschaffen werden Die Durchfiihrung von umfassenden Anpassungspro
grammen erfordert ein entschlossenes und verantwortliches Handeln der Regierungen, trotz 
unpopulären Charakters vieler Maßnahmen. Inzwischen gibt es auch viele Beispiele dafiir, 
daß nicht nur autoritäre Regierungen solche Programme durchfiihren können, die keine 
Rücksicht aufparlamentarische Opposition nehmen müssen (vgl. 31/1990, S. 140: Die poli
tische Ökonomie der Anpassung). Chile (1973), Korea und Ghana (erste Hälfte der 80er 
Jahre) hatten autoritäre Regime, Jamaica, Philippinen, Türkei, Costa Rica (alle Anfang bis 
Mitte der 80er Jahre) sind Beispiele fiir demokratische Durchfiihrung der Programme. In 
Demokratien benötigt der Transformationsprozeß auf breiter Basis politische Unterstützung 
(10, S. 3): Die Öffentlichkeit muß die Ziele verstehen und muß akzeptieren, daß alle anderen 
Alternativen schlechter sind. Nur so werden die Menschen vorübergehend unpopuläre Maß
nahmen dulden. 
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6 Zusammenfassung 

Der Staat spielt in der Wirtschaftsordnung der meisten Entwicklungsländern eine beherr
schende Rolle, indem er oft komplementäre Funktionen zum Privatsektor übemimmmt: Er 
verbindet die landwirtschaftliche und industrielle Entwicklung mit anderen staatlichen Zielen 
politischer, gesellschaftspolitischer, umweltpolitischer und kultureller Art und muß diese in 
Einklang mit der wirtschaftlichen Entwicklung bringen. Vielfache, nicht marktkonforme Ein
griffe in die Volkswirtschaft haben oft kontraproduktive und entwicklungshemmende Wir
kung, wie Budgetdefizite, hohe und stark schwankende Inflationsraten und Auslandsschul
den. 

Interessant ist die Erkenntnis, daß man die Rolle des Kapitals im Entwicklungsprozeß zeit
weise zu hoch eingeschätzt hat und deshalb viele staatliche Entwicklungsmaßnahmen am 
Produktionsfaktor Kapital ansetzen. Das Wachstum der Industrieländer geht in den letzten 
25 Jahren überwiegend durch den technischen Fortschritt verbesserte Gesamtfaktorproduk
tivität zurück, während es in Entwicklungsländern in (zu) hohem Maße auf Investitionen 
gründet. Gerade die Entwicklungsländer mit den besten Wachstumsergebnissen (Ostasien) 
haben die höchsten Steigerungswerte der Gesamtfaktorproduktivität, während Afrika und 
Lateinamerika weit hinten liegen. Ungefahr 95% der Forschungs- und Entwicklungskapazi
tät befinden sich in den Industrieländern und nur 5% in Entwicklungsländern (wo heute be
reits > 70% der Weltbevölkerung leben). Bildungs- und Ausbildungssysteme im formalen 
wie im nicht formalen Bereich weisen generell ein großes Defizit auf Diese Tatsachen be
dingen, daß der Hauptteil aller Technologien fiir Landwirtschaft und Industrie aus den In
dustrieländern kommen. 

Eine Verbilligung von Kapitalgütern und Protektionismus fiir den industriellen Sektor fUhrt 
zu erheblichen Benachteiligungen des Agrarsektors und zum Abzug von Arbeitskraft aus der 
Landwirtschaft und dem ländlichen Raum. Die Landwirtschaft muß dann nicht nur eine teure 
Technisierung finanzieren, sondern auch angesichts des starken Bevölkerungswachstums, 
des knapper werdenden Bodens und der daraus resultierenden notwendigen Produktions
steigerung und Steigerung der Bodenproduktivität (und damit Intensität der Produktion) in 
der Zukunft wesentlich verbesserte Technologien anwenden, um Umweltschäden zu verhin
dern, bzw. zu minimieren. 

Die Strukturanpassung im Zusammenhang mit einer Rückkehr zu funktionierenden Faktor
(und Güter-) märkten und zu einer die Funktionsfähigkeit bewahrenden, marktkonformen 
Ordnungspolitik - vor dem Hintergrund eines starken Bevölkerungswachstums, einer Ver
schlechterung der Umweltbedingungen sowie begrenzten Kapazitäten an Humankapital und 
Institutionen - erfordert umfassende Maßnahmenpakete. Dies sind ganz wichtige - und teil
weise auf die Reformen der ehemaligen sozialistischen Länder übertragbare - Erfahrungen, 
die viele Entwicklungsländer und die steuernden internationalen Institutionen (Weltbank, 
lWF etc.) gesammelt haben. Lateinamerika ist inzwischen nach Ostasien zur zweiten großen 
Wachstumsregion geworden. Der Transformationsprozeß benötigt auf breiter Basis politi
sche Unterstützung: Die Öffentlichkeit muß die Ziele verstehen, akzeptieren das alle Alter
nativen schlechter sind und somit die notwendigen Maßnahmen aus dem Verständnis heraus 
mit tragen. 

Summary 

In most of the developing countries, the govemments plays a dominating role in economic 
policy. They often assume the complementary functions to the private sector: The govern
ments combine agricultural and industrial development with other political; socio-political, 
environment al and cultural aims to harmonize these with their economic development. In 
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many cases operations that don't agree with the market produce contraproductive effects in 
the national economy. The consequences are various:· Budgetary deficits, high and strong 
staggering inflation-rates, debts in foreign countries and financial repression. 

In most developmental processes the capital plays a superior role. The growth ofthe overall
factor-productivity in the industrial countries for the last 25 years is determined by teclmical 
progress and capital investments. In contrast to that in most developing countries progress is 
based on investments. Just those developing countries with the best growth (Eastasia) show 
the highest increase of total factor-productivity. In all these points Africa and Latinamerica 
have been far behind. About 95 % of investments for investigation and developing capacity 
are in the industrial countries and only 5% in the developing countries (where today already 
>70% ofthe human population live). Formal and informal education systems show generally 
a great deficit. Subsequently the main part of agricultural and industrial technologies comes 
from industrial countries. 

The reduction in price of capital goods and the protection of the industrial sector leads to 
considerable disadvantages of agricultural sectors and withdrawal of manpower from 
agricultural and rural areas. By this way the agriculture has to finance an expensive techno
logy but also considering the increasing population, the decreasing land/man ratio and resul
ting from this production and productivity have to increase (and so the intensity of producti
on). Consequently agriculture has also to finance modem technologies in order to prevent 
environmental damages. 

Considering the increasing human population, ecological crisis and limited capacities on hu
man capital and institutions these problems need comprehensive measures in relation to 
structural adjustments. These are important experiences (and partly from the reforms of 
socialist countries transferable) which are gathered by the developing countries and interna
tional institutions (Worldbank, IMF). Through this Latinamerica is now behind Eastasia the 
second great increasing region. On a wide political basis the transformationprocess needs 
assistance: These aims require the understanding by the general puplic, accepting that all 
alternatives are worse and so the necessary measures will be advanced. 

Pe310Me 

"PWHKH cl>aKTopoB npoH3BoAcTBa B pa3BHBanm;HXCJI cTpaHax 
HeKoTopwe opraHH3aqHoHHo-noIlHTH"IecKHe pa3MWmIleHHJI" 

B 60nbrnMHCTBe pa3BMBalOlI.\MXCJl CTpaH rOCYAapCTBO MrpaeT BeAYlI.\YIO ponb, 6epJl 
Ha ce6J1 AononHMTenbHble «f!YHKl\MM B OTHOrneHMI1 '1aCTHOro ceKTopa: OHO COeA"HJleT 
pa3BI1TMe npOMblrnneHHOCTM 11 cenbCKoro X03J1i.tcTBa C APyrl1MM rOCYAapCTBeHHblMI1 
l\enJlMM 3KOHOMM'IeCKOrO, nOnI1TH'IeCKOrO, 06l1.\eCTBeHHoro, npHpOAooxpaHHoro H 
KynbTypHoro xapaKTepa H AOnJKHO npHBOAHTb HX B COOTBeTCTBHe C 06l1.\HM 
3KOHMH'IeCKHM pa3BHTHeM. MHorHe pa3BHBalOlI.\HeCJI cTpaHbl XOTJlTb «f!opcHpOBaTb HX 
HHAycTpHanH3al\HIO, 3all.\HlI.\aJl H OTAenJlJl co6cTBeHHYIO npoMblrnneHHocTb OT 
MHpOBoro pblHKa '1epe3 TaMOJKeHHble 6apbepbl H nporpaMMbI npeAOCTaBneHHJI 
Cy6CHAHi! H 6narOnpMJlTCTBYJI HMIIOPTY KanHTana AnJl ee pa3BHTHJI. HMeeTcJI O'leHb 
MHoro BapHaHTOB BMernaTenbCTBa B pa3BHTI1e cHTyal\HH Ha pblHKax «f!aKTopoB H 
IIPOAYKTOB npOH3BOACTBa, XOTJI MaHHnynJll\HH Ha pblHKax «f!aKTopoB npOH3BOAcTBa, 
3aTparHBalOlI.\HX OCHOBbl npOH3BOAcTBa, AOnJKHbl oco6eHHO CTaBHTbCJI nOA COMHeHHe. 

MHOrO'lHCneHHble, He COOTBeTCTBYlOlI.\He Tpe60BaHHJlM pblHKa, BMernaTenbcTBa B 
3KOHOMHKY MMelOT 3a'lacTYIO 06paTHble H 3aTOpMaJKHBalOlI.\He pa3BHTHe nocneACTBHJI, 
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TaKHe KaK Ae«j>HL\HT 61OAlKeTa, BblCOKHM ypOBeHb HH«j>n!lL\HH, BHeWHHM Aonr, 

He6narOnpH!lTHOe HnH HeypOBHOBeweHHoe CTPYKTypHoe H perHOHanbHoe pa3BHTHe, a 

HeAOpa3BHThlM «j>HHaHCOBhlM ceKTOp, 6hlCTPhlM POCT HaCeneHK!l H nnoxoe 

nOnHTK'leCKOe PYKOBOACTBO ycyry6n!llOT 3TK npo6neMhl. Oco6eHHO COMHHTenbHhl Te 

MepOnpK!lTK!l, KOTophle YAeweBn!llOT KanHTan, OTHOCKTenbHO CTOKMOCTK pa60'leM 

CHnbl, T.e. 3aBhlwalOT OTHOCKTenbHYIO L\eHY TpYAa. YAeweBneHHe KanHTana K 

npOTeKL\HOHK3M B OTHoweHHH npOMhlwneHHOCTH CTaBHT B HeBhlroAHoe nonOlKeHHe 

arpapHhlM ceKTOp 3KOHOMHKK H npHBOAKT K OTTOKY pa60'leM CKnhl H3 cenbCKoro 

X03!lMCTBa K cenbCKOM MeCTHOCTK. 

:ha npo6neMaTHKa 6hlna xapaKTepHa B 70-e K 80-e roAhl, oco6eHHO B A«j>pKKe, 

flaTKHCKOM AMepKKe H HeKOTophlX a3KaTCKKX CTpaHax (HanpHMep B MHAHH). 

HeraTKBHhle nocneACTBH!l 3TKX npOL\eCCOB MOlKHO YCTpaHKTh TonbKO 'lepe3 

CneL\KanbHhle npOrpaMMhl. nepeopKeHTaL\HK K rny60KKe pe«j>opMhl, An!l 'lero, B 

CBOIO O'lepeAb, Heo6xOAHMbl cTa6HnbHhle 06ll.\Ke nonKTK',eCKKe K npaBOBble ycnOBH!l. 

3a nocneAHHe rOAhl MHorKe CTpaHbl, oco6eHHO B flaTHHCKOM AMepHKe, npOBenH 

pe«j>opMbl, 'laCTK'lHO HMeBwKe 60nbwOM ycnex. Ho Hap!lAY C 3THM, Ha nepBOM 

cTaAKK, HeonK6epanbHhle «j>OPMbl pa3BHTK!l 3KOHOMKKH, npHBaTK3aL\H!l H CTpYKe 

TypHhle K3MeHeHK!l, KaK B cenbCKOM MeTCHOCTK, TaK K B KpynHblx L\eHTpaX 

cocpeAOTO'leHH!l HaCeneHH!l, npHBenH K ell.\e 60nbweM COL\HanbHOM Hanp!llKeHHOCTK 

K AanbHeMweMY o6eAHeHHIO 60nbwHHCTBa HaceneHK!l. npOL\eCChl 

TpaHc«j>opMKpOBaHK!l CTaB!lT B He6narOnpK!lTHhle ycnOBK!l, npelKAe Bcero, 6eAHble 

cnOK HaCeneHH!l. C APyroM CTOPOHhl, «j>HHaHCKpOBaHHe COL\HanbHhlX nporpaMM npK 

npOBeAemUl 3KOHOMHOM 61OAlKeTHOM nonHTKKK CTaHOBHTC!l Bce 60nee 

3aTpYAHHTenbHbIM. 

Heo6xOAKMhle CTPYKTypHhle K3MeHeHH!l npOH3BOACTBa, CB!l3aHHhle C B03Bpall.\eHHeM 

K nonHTHKe cnoco6CTBYIOll.\eM pa3BHTHIO «j>YHKL\HOHHPYIOll.\HX PbIHKOB «j>aKTOpOB H 

npOAYKTOB npOH3BOAcTBa H npOHCXOA!lll.\He Ha «j>OHe 6hlCTporo pOCTa HaCeneHH!l, 

YXYAweHH!l 3KOnOrH'leCKOM cHTyaL\HH, OrpaHH'leHHOrO HanH'lH!l "'1enOBe'leCKOrO 

KanHTana" H COOTBeTCTBYIOll.\eM HHCTHTYL\HOHanbHOM HH«j>paCTPYKTyphl, Tpe6YIOT 

KOMnneKCHoro naKeTa nOAAeplKHBalOll.\HX HX MepOnpK!lTHM. 

3TO HaH60nee BalKHhle BhlBOAhl, KOTopble MOlK HO '1aCTK'IHO nepeHeCTH Ha pe«j>opMhl 

6hlBWKX COL\HanHCTK'IeCKHX CTpaH, co6paHhl Ha OCHOBe onhlTa pa3BKBalOll.\HXC!l 

CTpaH K TaKHX MelKAYHapoAHhlX opraHH3aL\KM, KaK MelKAYHapOAHhlM 6aHK 

peKOHCTpYKL\HH H pa3BKTH!l H MelKAYHapOAHbIM BanlOTHhlM «j>OHA. BnarOAap!l 

npOBeAeHHhlM pe«j>opMaM flaTKHCKa!l AMepHKa CTana BTOPbIM perHOHOM 

3KOHOMK'IeCKOrO pOCTa nocne BOCTO'lHOM A3KK. Pe«j>opMhl npoxOAHnK C pa3HOM 

CTeneHbIO HHTeHCHBHoCTK, '1TO AaeT B03MOlKHOCTh npH'IHHHO-CneACTBeHHoro 

cpaBHeHK!l pe3ynbTaToB npoBeAeHK!l pe«j>opM. 
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BEDEUTUNG NEUERER RECHTLICHER ENTWICKLUNGEN ZUM SCHUTZ 
GEISTIGEN EIGENTUMS FÜR DIE INTERNATIONALE AGRARFORSCHUNG 

von 

Rolf A.E. MÜLLER' und Dieter BRINKMEYER * 

Einleitung 

Trotz vielfacher Anstrengungen zur Einschränkung des Wachstums nimmt die Weltbevölke
rung weiterhin rasch zu. Um die Iahrtausendwende wird der Bevölkerungszuwachs in jedem 
Monat etwa ebenso groß sein wie die derzeitige Einwohnerzahl von Ländern wie Bolivien, 
Senegal oder Somalia. Die Versorgung der rasch wachsenden Menschheit mit Nahrungsmit
teln wird die Landwirtschaft vor eine Aufgabe von ungekanntem Ausmaß stellen. Die Auf
gabe ist dabei durch die eingeschränkte Verfiigbarkeit von ungenutztem Ackerland und 
Wasser erschwert, die in der Vergangenheit wesentlich zur Steigerung der landwirtschaftli
chen Produktion beitrugen. Weiterhin ist abzusehen, daß die erforderlichen Produktionsstei
gerungen in der Zukunft nur in eingeschränktem Maß durch gesteigerten Einsatz physischer 
Inputs erzielt werden können. Somit wird Information, gleich ob in Form von Wissen, Tech
nologien oder Genen, deIjenige Produktionsfaktor sein, der bei der Abwendung des Mal
thus'schen Fluchs zunehmende Bedeutung haben wird. 

Die internationale Agrarforschung war in der Vergangenheit ein leistungsfähiger Lieferant 
von nützlichen Informationen fiir die Landwirtschaft und sie war ein Garant fiir die Verfiig
barkeit von genetischem Material. Wie in anderen Industrien auch, beruhte die Leistungsfä
higkeit der internationalen Agarforschung auf der Kooperation von Spezialisten. Diese Ko
operation war durch eine außerordentlich hohe Freizügigkeit gekennzeichnet, mit der wis
senschaftliche Erkenntnisse, Technologien und genetisches Material international ausge
tauscht wurde. Dabei hat der internationalen Agrarforschung sicherlich geholfen, daß sie als 
eine weitgehend gemeinnützige und unpolitische Angelegenheit angesehen wurde, obwohl 
sie vernehmlich von öffentlichen Forschungsorganisationen betrieben wurde (ACIAR 1989). 

Die gewohnte Freizügigkeit der Kooperation ist jedoch durch neuere Entwicklungen in Fra
ge gestellt. So trug die rasche Entwicklung der modemen landwirtschaftlichen Biotechnolo
gie dazu bei, daß die Agrarforschung in die politische Debatte übei den Umgang mit der 
modemen Gentechnologie und die Zuordnung von Rechten an nützlichem Genmaterial hin
eingezogen wurde. Daneben ist aber auch abzusehen, daß neuere internationale Initiativen 
zum Schutz geistigen Eigentums zu einschneidenden Veränderungen in den Rahmenbedin
gungen der Forschungskooperation fUhren werden. 

In unserem Beitrag befassen wir uns mit den Auswirkungen, die neuere internationale Initia
tiven zum Schutz des geistigen Eigentums voraussichtlich auf die Leistungsfähigkeit der 
internationalen Agrarforschung haben werden. Dazu geben wir zunächst eine knappe Über
sicht über das internationale Agrarforschungssystem. Danach stellen wir die gegenwärtige 
Disknssion über den Schutz geistigen Eigentums und genetischer Ressourcen als ökono
misch erklärbare Reaktion auf wichtige, miteinander verzalmte neuere Entwicklungen im 
Umfeld der internationalen Agrarforschung dar. Im vierten Abschnitt wenden wir uns dann 

, Prof.Dr. R. Müller, Dipl.-Ing.agr. D. Brinkmeyer, Christian-AIbrechts-Universität zu Kiel,lnstitut für 
Agrarökonomie, Lehrstuhl Innovation und Information, Olshausenstr.40, 24118 Kiel 
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den möglichen Wirkungen zu, die die verlipderten Schutzrechte auf den Austausch kogniti
ver und genetischer- Information innerhalb des internationalen Agrarforschungssystems vor
aussichtlich haben werden. Wir beschränken uns dabei auf die pflanzenbauliche Forschung, 
da etwas mehr als zwei Drittel der international tätigen Forscher an pflanzenbaulichen The
men arbeiten (PARDEY, ROSEBOOM und ANDERSON, 1991). Wir schließen unseren 
Beitrag mit Anmerkungen zur Bedeutung der Schutzrechte fiir die agrarökonomische For
schung und die Forschungspolitik ab. 

2 Das internationale Agrarforsc:hungssystem 

Das internationale Agrarforschungssystem besteht aus vielen unabhängigen Organisationen, 
deren Aufgabe die Förderung, Durchfiihrung und Koordination von Agrarforschung zum 
Nutzen der landwirtschaftlichen EntwicklUJig in den Entwicklungsländern ist. Wesentliche 
Komponenten dieses Systems sind 

1. Landwirte, 

2. nationale Agrarforschungssysteme der Entwicklungsländer, 

3. internationale Agrarforschungszentren, 

4. öffentliche und private Forschungsorganisationen in den entwickelten Ländern und 

5. Organisationen der technischen Zusammenarbeit, soweit sie auch mit Agrarforschung 
betraut sind. 

Dieses System ist wiederltoh beschrieben worden (RUTfAN, 1986; PARDEY, ROSE
BOOM und ANDERSON, 1991), so daß hier nur auf die im Zusammenhang mit geistigen 
Schutzrechten wichtigen Komponenten und Eigenschaften des Systems eingegangen werden 
soll. 

Landwirte sind die bedeutendste Komponente des internationalen Agrarforschungssystems, 
weil Agrarforschung nur Früchte trägt, wenn die Forschungsergebnisse von den Landwirten 
auch angewendet werden, und weil sie eine Quelle unverzichtbarer Informationen sind. 
Schließlich, und dies ist im Zusammenhang mit Rechten zum Schutz geistigen Eigentums der 
wichtigste Aspekt, sind Landwirte auch Züchter, die mit ihren eigenen Methoden eine Viel
zahl von Landrassen hervorgebracht und durch fortgesetzten Anbau erhahen haben (VOSS, 
1992; HARLAN, 1975). 

Kemstück der internationalen Agrarforschung sind die 18 internationalen Agrarforschungs
zentren der Consuhative Group of International Agricuhural Research (CGJAR) 
(GRYSEELS und ANDERSON, 1991). Die Forschungsinstitute dieser Gruppe sind hin
länglich oft beschrieben worden, so daß es hier genügt, daran zu erinnern, daß diese Zentren 
mit ihren ca. 1000 international rekrutierten Wissenschaftlern und einem Budget von rund 
300 Millionen USS nur einen sehr kleinen Teil (ca. 3%) des wehweiten AufWands fiir 
Agrarforschung ausmachen. Die Bedeutung der Zentren ist daher weniger im Ausmaß ihrer 
eigenen ForschungsaktMtäten, als in der strategischen und katalytischen Bedeutung ihrer 
Forschung und forschungsnahen Aktivitäten zu sehen. Die Zentren haben diese Stellung er
reicht, da sie als eine "Tauschbärse" fungieren, auf der ein reger Austausch intellektueller 
und genetischer Ressourcen zwischen den Zentren und den anderen Teilnehmern an der in
ternationalen Agrarforschung stattfindet. 

Das internationale Agrarforschungssystem ist keine Organisation, die nach einem vorgege
benen Plan aufgebaut wurde, sondern ist aus der wiederltohen Zusammenarbeit vielflihiger 
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Organisationen mit gleichen Zielen entstanden. Das System erfiillt damit wesentliche Charak
teristiken einer spontanen Ordnung (HA YEK, 1973), fiir deren Fortbestehen die kontinuier
liche Ko=unikation und Kooperation zwischen ihren Mitgliedern unverzichtbar ist. In der 
internationalen Agrarforschung wird dies durch die vielfähigen Institutionen zum Erfah
rungsaustausch, zur Vermittlung von technischem Problemlösungswissen, zur Verbreitung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und zur Bereitstellung genetischen Materials und landwirt
schaftlicher Technologien erreicht. Dabei wurden Austausch und Verbreitung von For
schungsergebnissen in der Vergangenheit dadurch erleichtert, daß die Organisationen der 
internationalen Agrarforschung fast ausschließlich öffentlich oder gemeinnützig waren und 
daher keine exklusiven Rechte an intellektuellen und genetischen Ressourcen geltend mach
ten. 

3 Entwicklungen im Recht zum Schutz geistigen Eigentums und ihre Ursachen 

Rechte zum Schutz geistigen Eigentums lassen sich als Eigentumsrechte an Informationsgü
tern verstehen. Sie dienen dazu, den Bereitsteller der Informationen fiir seinen AufWand zu 
entlohnen und gleichzeitig zur Bereitstellung weiterer Informationen anzuspornen. Dabei 
haben diese Rechte, mit Ausnahme von Rechten, die die Geheimhaltung regeln, die Neben
wirkung, den Bereitsteller der Information anzuerkennen und ihn zur Offenbarung der ge
schützten Information zu veranlassen. Aus diesen Gründen wird häufig zwischen vier Theo
rien zur Begründung von Rechten zum Schutz geistigen Eigentums unterschieden, nämlich 
den Belohnungs-, Ansporn-, Eigentums- und Offenbarungstheorien. (TÄGER und UHL-
MANN, 1984; MOUFANG, 1989). . 

Im Zusa=enhang mit Forschung und Entwicklung im pflanzenbau sind die relevanten kon
ventionellen Formen des Schutzes geistigen Eigentums die Geheimhaltung, der Sortenschutz 
und das Patent. Allen Formen gemeinsam ist, daß sie dazu dienen, dem Entdecker, Züchter 
oder Entwickler die alleinige Nutzung seines Forschungsproduktes durch Ausschluß von 
Dritten zu gewährleisten oder von seiner Zustimmung abhängig zu machen. Diese Aus
schließlichkeitsrechte unterliegen dabei jedoch unterschiedlichen Beschränkungen. Dritte 
sind in diesem Zusa=enhang entweder konkurrierende Züchter, die die Sorten imitieren 
oder in anderer Hinsicht nutzen oder Landwirte, die die einmal gekauften und ausgebrachten 
Sorten nachbauen und somit die Erträge des Züchters beschneiden. 

3.1 KonventioneDe Rechte zum Schutz geistigen Eigentums 

3.1.1 Know-How-Schutz 

Ausgangspunkt des Schutzrechts ist die Einstufung des zugrundeliegenden geistigen Eigen
tums als Geheimnis. Schutzvoraussetzung ist die ökonomische Relevanz des Schutzgegen
standes, nicht der wissenschaftliche oder technische Neuigkeitsgrad (CRESPI, 1988). We
sentliche Unterschiede zwischen Know-How-Schutz einerseits und Sortenschutzrechten und 
Patenten andererseits sind darin zu sehen, daß die Gewährung oder Duldung von Handels
geheimnissen zwar dem Inhaber einen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen kann, die ge
schützte Information der Öffentlichkeit jedoch nicht zugänglich gemacht wird. Zudem ist der 
Schutz zeitlich nicht beschränkt. Der Know-How-Schutz ist national sehr unterschiedlich 
ausgeStaltet, da keine internationalen Konventionen existieren (LESSER, 1990). 

In der pflanzenzüchtung ist die Hybridzüchtung als eine wirkungsvolle Form des Know
How-Schutzes anzusehen. Dieses Zuchtverfahren kann jedoch nicht bei allen Anbaufrüchten 
angewendet werden. So ist es bei Kulturarten mit mehrfachem Chromosomensatz (z.B. bei 
Kartoffeln und Gräsern) aus biologischen Gründen nicht durchfiihrbar, während bei Selbst
befruchtern (Weizen, Gerste, Reis) die hohen Kosten in vielen Fällen gegen die Hybridzucht 
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sprechen. Lediglich in China wurde die Züchtung einer Reishybriden mit Erfolg betrieben 
(WUK, 1994b). In Entwicklungsländern, wie z.B. in Indien, werden heute von vielen 
Früchten, wie Z. B. Mais, Kolben- und Perlhirse, Sonnenblumen, Baumwolle und vielfaltigen 
Gemüsearten Hybriden von öffentlichen und privaten Züchtern entwickelt (BARWALE, 
1990; WIJK, 1994a). 

3.1.2 Sortenschutzrecht 

Die meisten entwickelten Länder und auch einige wenige Entwicklungsländer gewähren den 
Züchtern von bestinnnten Ptlanzenarten einen Schutz der Züchtungsprodukte, wenn diese 
bestinnnten Anforderungen genügen. Diese Anfordernngen und die gewährten Rechte wur
den vom Internationalen Verband zum Schutz von Ptlanzenzüchtungen (UPOV) fiir dessen 
zwanzig Mitgliedsländer vereinheitlicht. Demnach darf ein Züchterrecht nur erteilt werden, 
wenn eine Sorte 

1. neu ist, 

2. deutlich von jeder anderen Sorte unterscheidbar ist, 

3. in ihren maßgebenden Merkmalen hinreichend einheitlich, d.h. homogen ist und 

4. diese Merkmale in mehreren Vermehrungen unverändert sind, so daß die Sorte als 
beständig angesehen werden kann. 

Für solche Sorten erhält der Züchter dann ein Schutzrecht, das ihm fiir mindestens 20 Jahre 
erlaubt, die Erzeugung und den gewerbsmäßigen Vertrieb durch Konkurrenten zu unterbin
den (Art. 19, UPOV, 1991). Der Schutz gilt jedoch nicht für Endprodukte, die fiir den Kon
sum bestimmt sind, und die Verwendung der Sorte zu Versuchszwecken und zur Schaffimg 
neuer Sorten ist erlaubt. Neben diesem sogenannten "Züchtervorbehalt" ist es den Mitglieds
ländern der UPOV auch gestattet, das Züchterrecht um den ''Landwirtevorbehalt'' einzu
schränken, der Landwirten gestattet, selbsterzeugtes Saatgut der geschützten Sorte im eige
nen Betrieb nachzubauen. 

Während der Sortenschutz in Europa und insbesondere in Deutschland schon seit mehr als 
50 Jahren angewendet wird, ist dieses Recht in Nordamerika und in Australien relativ neu. In 
diesen Ländern wurde der Sortenschutz erst vor ca. 20 Jahren eingeführt. In den Entwick
lungsländern ist Sortenschutz eine seltene Institution. Nur ein Entwicklungsland, Südafrika, 
gehört der UPOV an; Argentinien, Chile, Kenia, Simbabwe, Mexiko und die Republik Korea 
haben Sortenschutzgesetze erlassen, ohne Mitglied der UPOV zu sein (GREENGRASS, 
1993). Einige Entwicklungsländer, darunter Indien, haben die Einfiihrung von Sortenschutz
rechten lediglich in Erwägung gezogen. 

3. 1. 3 Patente 

Ein Patent ist ein Eigentumsrecht, das dem Patentinhaber erlaubt, andere von der Nutzung 
der vom Patent geschützten Erfindung auszuschließen. Das Patentrecht ist nationales Recht, 
folglich besteht international eine gewisse Rechtsvielfalt. Eine Reihe internationaler Konfe
renzen und Abkonnnen - beginnend mit der von der Weltorganisation fiir geistiges Eigentum 
(WlPO) verwalteten "Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigen
tums" aus dem Jahr 1883 - hat dazu beigetragen, das Patentrecht international zu vereinheit
lichen. Gemeinsame Prinzipien des Patentrechts sind (CRESPI, 1989): 

I. Der Patentschutz ist zeitlich beschränkt und gilt nur fiir das Land, in dem bzw. fiir das 
der Patentantrag gestellt wurde; 
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2. die zu patentierende Erfindung muß neu sein," auf einer erfinderischen Tätigkeit beru
hen und nützlich bzw. gewerblich anwendbar sein; 

3. der Erfinder muß die Erfindung der Öffentlichkeit mit seiner Patentanmeldung offenba
ren. 

Trotz gemeinsamer Prinzipien und internationaler Initiativen zur Vereinheitlichung des na
tionalen Patentrechts führen technische Fortschritte oft zu unterschiedlichen Entwicklungen 
des nationalen Rechts. So hat auch die modeme Biotechnologie hat dazu geführt, daß sich 
das europäische Patentrecht und das der USA neuerdings unterschiedlich entwickelt haben. 
In den USA können seit einer Entscheidung im Jahr 1985 Patente fiir Pflanzen erteilt wer
den. Diese Patente können sehr breit definiert sein, wie z.B. das Patent, das kürzlich fiir mit 
gentechnologischen Methoden hergestellte Baumwolle erteilt wurde (WAYT GffiBS, 1994). 
Während die großzügige Praxis in den USA wegen ihrer potentiell forschungshemmenden 
Wirkungen auf Kritik stößt (ECONOMIST, 1992), ist das Patentrecht in Europa bei der 
Vergabe von Patenten fiir pflanzliche Erfindungen wesentlich restriktiver. Nach dem Euro
päischen Patentübereinkommen (EPÜ) können Patente fiir Pflanzensorten sowie fiir im we
sentlichen biologische Verfahren zur Züchtung von Pflanzen nicht erteilt werden. Diese Vor
schrift des EPÜ ist jedoch nicht anzuwenden auf mikrobiologische Verfahren und auf die mit 
Hilfe dieser Verfahren gewonnenen Erzeugnisse. 

3. 1.4 Vergleich von Sorten- und Patentschutz 

Wesentliche Unterschiede zwischen Sorten-und Patentschutz bestehen bezüglich der Vor
aussetzungen zur Erlangung eines Schutzrechtes, des Objekts des rechtlich gewährten 
Schutzes und der Nutzungsbefugnisse der Rechtsinhaber. Die Schutzvoraussetzungen des 
Sortenrechts sind den besonderen Bedingungen der klassischen Pflanzenzüchtung angepaßt 
und werden als niedriger angesehen als die Erteilungsvoraussetzungen fiir das Patentrecht 
(LUKES, 1987). 

Bezüglich des Schutzobjekts ist zunächst festzuhalten, daß das Patentrecht sowohl Verfah
rens- als auch Erzeugnispatente kennt, während das Sortenschutzrecht nur die Pflanzensor
ten, also das Endprodukt eines Zuchtverfahrens schützt. Dies bedeutet, daß Zuchtverfahren 
mit dem Patentrecht geschützt werden müssen, während, je nach Rechtslage, fiir den Schutz 
von Endprodukten der Pflanzenzüchtung sowohl das Patentrecht als auch das Sortenschutz
recht in Frage kommen kann (z.B. in den USA). Zudem schützt das Patentrecht Erfindungen 
aber keine Entdeckungen. Viele neue Sorten entstehen jedoch durch die züchterische Kunst 
des intuitiven Erkennens besonderer Eigenschaften. Daher schützt das Sortenschutzgesetz 
Sorten ohne Rücksicht auf ihr Zustandekommen (LANGE, 1985). Geschützt ist allerdings 
nur die gewerbsmäßige Erzeugung und der gewerbsmäßige Vertrieb des Vermehrungsmate
rials einer Sorte. 

Weitere entscheidende Unterschiede zwischen Patent- und Sortenschutz finden sich in den 
Schutzeinschränkungen des Sortenschutzrechts in Form des sogenannten Landwirte- und 
ZüchtervorbehaIts. Im Rahmen des Landwirtevorbehalts ist es den Landwirten erlaubt, eine 
Pflanzensorte fiir eigene Zwecke zu vermehren, also nachzubauen. Der Züchtervorbehalt 
gestattet es Pflanzenzüchtern, eine Sorte ohne Zustimmung des Sortenschutzinhabers als 
Grundlage fiir Neuzüchtungen zu verwenden. Dabei darf die neu gezüchtete Sorte allerdings 
nicht "abgeleitet" sein, d. h. in den qualitätsbestimmenden Eigenschaften muß ein ausrei
chender Abstand zur Ausgangssorte geschaffen worden sein (Art. 14 und 15, UPOV, 1991). 
Durch den Züchtervorbehalt im Sortenschutzrecht werden sogenannte Abhängigkeitspyra
miden, wie sie im Patentrecht entstehen können, vermieden. Im Patentrecht wäre ein Patent 

533 



fiir jede neue Sorte ein abhängiges Patent von einer alten Sorte, damit würden dann Lizenz
gebühren anfallen. 

3.2 Neuere Entwicklungen des Rechts 

3.2.1 Infonnelle Landwirte-Rechte 

Seit Ende der 70-er Jahre hat sich die FAOmit der Entwicklung des Konzepts der "Fanner's 
Rights" oder "Landwirte-Rechte", befaßt. Nicht zu verwechseln sind diese Rechte mit den 
Rechten der Landwirte im Sinne des Landwirtevorbehahs des Sortenschutzrechts. Die 
Landwirte-Rechte wurden in der von der 25. Sitzung der FAO Konferenz im November 
1989 angenommenen Resolution 5/89 als Rechte gekennzeichnet, die aus den vergangenen, 
gegenwärtigen und zukünftigen Beiträgen der Landwirte zur Erhaltung, Verbesserung und 
Verfiigbarhaltung von pflanzengenetischen Ressourcen, insbesondere in den Herkunfls- bzw. 
Diversitätszentren, erwachsen. Wie auch die formalen Schutzrechte des Sorten- und des 
Patentschutzes dienen die Landwirte-Rechte der Anerkennung und eventuell auch der Be
lohnung sowohl der beabsichtigten als auch der unbeabsichtigten züchterischen Tätigkeit. 
Abweichend von den formalen Schutzrechten sollen Landwirte-Rechte nicht einer einzelnen 
natürlichen oder juristischen Person, sondern einer Gruppe von Landwirten oder dem Staat 
zugesprochen werden. Schließlich sollen Landwirte-Rechte keine Anreize zur Innovation 
bieten, sondern im Gegenteil, zur Erhaltung und Fortentwicklung der genetischen Ressour
cen in den Zentren genetischer Diversität dienen (BRUSH, 1992; ESQUlNAS-ALCAZAR, 
1994). Somit können Landwirte-Rechte als ein Gegengewicht zu formalen Schutzrechten 
angesehen werden. Während die Produkte der modemen PHanzenzüchtung mit dem Sorten
schutzrecht oder auch dem Patentrecht geschützt werden können, bleibt der praktischen 
Landwirtschaft eine Anerkennung fiir die Erhaltung und Fortentwicklung traditioneller 
Landrassen durch Anbau und Selektion bisher versagt. 

In Anbetracht der erheblichen innovativen Distanz der Landwirte-Rechte zu bestehenden 
Rechten zum Schutz des geistigen Eigentums ist es nicht verwunderlich, daß die Debatte um 
die Landwirte-Rechte zunächst recht kontrovers gefiihrt wurde und von vielen Mißver
ständnissen geprägt war (STONE, 1986). Erst durch den Madras-Dialog des Keystone 
Center, an dem namhafte Vertreter unterschiedlicher Interessengruppen teilnahmen, wurde 
die Diskussion versachlicht (KEYSTONE CENTER, 1990). In einem weiteren Dialog wur
den dann auch Vorschläge zur Operationalisierung der Landwirte-Rechte erarbeitet 
(KEYSTONE CENTER, 1991). Trotz dieser Bemühungen sind Landwirte-Rechte derzeit 
lediglich ein Konzept ohne rechtsverbindliche Wirkung, zu dessen Verwirklichung bisher 
keine konkreten Schritte unternommen wurden (LESSER, o.D.). Ungeachtet dessen setzt 
sich eine Koalition unterschiedlicher Interessen auch weiterhin fiir diese Landwirte-Rechte 
ein, um diverse Ziele, wie z.B. die Nord-Süd-Gerechtigkeit, die Stärkung des Gemeineigen
tums gegenüber dem Privateigentum oder auch die Stärkung der Erhaltung genetischer Res
sourcen vor Ort zu verwirklichen (FOWLER, 1992; V ANDANA smv A, 1993). 

3.2.2 GATT/TRIPs 

1m Rahmen der Uruguay-Runde des GATT wurde auch der Schutz des geistigen Eigentums 
thematisiert. Diesbezügliche Verhandhmgen haben ihren Niederschlag im Übereinkommen 
über die handelsrelevanten Aspekte des geistigen Eigentums (Agreement on Trade-Related 
Aspects of Intellectual Property Rights - TRIPs) gefunden. Dieser neue Verhandlungsge
genstand wurde vor allem auf Drängen der Industrieländer, insbesondere der USA, in die 
GATT-Verhandlungen aufgenommen und hat komplexe rechtliche Probleme aufgeworfen 
(STOLL, 1994). Für die internationaleAgrarforschung ist insbesondere der Artikel 27 des 
TRIPs-Übereinkommens von Bedeutung. Dieser Artikel definiert, was im Rahmen des Pa-
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tentrechts schützbar ist und welche Ausnahmen gelten sollen. Der Abschnitt 3(b) erlaubt den 
Mitgliedern des GATT, sowohl Pflanzen und Tiere als auch biologische Verfahren zur Pro
duktion derselben vom Patenschutz auszunehmen. Allerdings werden die Mitglieder gleich
zeitig angehalten, den Schutz von Pflanzensorten entweder durch Patente oder durch ein 
spezialisiertes Schutzsystem, wie z.B. das Sortenschutzrecht, zu ermöglichen. Auch eine 
Kombination beider Schutzrechte ist vorstellbar. 

Dieser Artikel wird im Zusammenhang mit anderen relevanten Regelungen des TRIPs
Übereinkommens dahingehend interpretiert, daß zwar in einigen Ländern voraussichtlich 
keine Patente fiir Pflanzen und Tiere erteilt werden, aber in allen Mitgliedsländern Mikroor
ganismen und biotechnologische Verfahren patentierbar sein werden. Zudem werden Länder, 
die keine Patente fiir Pflanzen erteilen, ein anderes Schutzrecht einführen und durchsetzen 
müssen (LESSER, o.D.). Im allgemeinen wird darunter verstanden, daß dieser Schutz durch 
Einfiihrung eines Sortenschutzrechts erreicht werden muß (WDK, 1990). Andere Autoren 
sind zum Teil der Ansicht, daß auch Landwirte-Rechte als ein eigenes Schutzsystem im Sin
ne des TRIPs-Übereinkommens dienen können (V ANDA VA smv A, 1993). Die rechtliche 
Zulässigkeit und Durchsetzbarkeit dieser Forderung ist allerdings fraglich. 

3.2.3 Die Konvention über Biologische Vielfalt 

Die Konvention über Biologische Vielfalt, die auf der UNCED-Konferenz in Rio de Janeiro 
im Jahr 1992 verabschiedet wurde, zielt u.a. auf die Sicherstellung eines angemessenen Zu
gangs zu genetischen Ressourcen und die angemessene Weitergabe der einschlägigen Tech
nologien unter Berücksichtigung aller Rechte an diesen Ressourcen und Technologien ab. 
Dabei verwendet die Konvention eine breite Definition des Begriffs genetische Ressourcen, 
der jedes Material pflanzlichen, tierischen, mikrobiellen oder sonstigen Ursprungs ein
schließt, das tatsächlich oder potentiell wertvoll ist. 

Die Konvention tangiert den Schutz geistigen Eigentums und die internationale Agrarfor
schung in dreierlei Hinsicht. Zunächst hat sie die Erhaltung der biologischen Vielfalt als ein 
gemeinsames Anliegen, aber nicht als gemeinsames Erbe der Menschheit erklärt. Damit wur
den die Einschränkungen der nationalen Souveränität durch das Konzept des gemeinsamen 
Erbes der Menschheit zurückgewiesen und zur Klärung des rechtlichen Status von natürli
chen genetischen Ressourcen beigetragen (HUNTER et a1. , o.D.). Weiterhin enthält die 
Konvention mehrere Artikel zur Regelung des Technologietransfers und der wissenschaftli
chen Zusammenarbeit, wobei die Stellung der Entwicklungsländer explizit gestärkt werden 
soll. In der biotechnologischen Industrie haben diese Regelungen erhebliche Bedenken her
vorgerufen. Sie waren der Anlaß dafiir, daß die USA der Konvention erst mit erheblicher 
zeitlicher Verzögerung beigetreten sind. Industrievertreter befiirchteten insbesondere, daß 
die Konvention in einigen Ländern zum Anlaß fiir Zwangslizenzen genommen werden 
könnte (STONE, 1994). Weiterhin wurde auch die unklare Sprache der Konvention bemän
gelt, die beispielsweise nicht deutlich macht, wie die Eigentumsrechte an biotechnologischen 
Erfindungen definiert sind, wenn diese Erfindungen genetisches Material enthalten, das aus 
seinem natürlichen Milieu entfernt wurde (BURK et a1., 1993). 

Eine weitere, fiir die internationale Agrarforschung wichtige Komponente der Konvention ist 
der Artikel 15. Dieser Artikel ist einerseits darum bemüht, den Zugang zu den genetischen 
Ressourcen zu erleichtern, kann andererseits aber auch Anlaß fiir eine ausufernde Bürokratie 
bei der Verwendung fremden genetischen Materials sein. So wurde befiirchtet, daß die inter
nationalen Zentren in Einzelfällen von bis zu 20 Ländern eine Genehmigung einholen müß
ten, bevor sie genetisches Material aus ihrem Besitz an andere Züchter weitergeben könnten 
(PISTORlUS, 1992). 
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3.3 Ursachen für die Initiativen zur Errichtung neuer Schutzrechte 

Die Bestrebungen zur Errichtung neuer und zur Modifikation bestehender internationaler 
Rechte an pflanzenbiologischen Innovationen und genetischen Ressourcen läßt sich mit der 
ökonomischen Theorie der Entstehung und Veränderung von Eigentumsrechten erklären 
(DEMSETZ 1967; BARZEL 1989). Elemente der Theorie wurden von SEDJO (1992) zur 
Erklärung neuer Rechtsansprüche an genetischen Ressourcen verwendet. Auf ihre Kemaus
sagen vereinfacht besagt diese Theorie, daß 

1. Eigentumsrechte stets Bündel von Rechten bezüglich der Nutzung von Attributen ei
ner Sache sind; 

2. wertvolle Attribute, denen keine Rechte zugeordnet sind, als freie Güter anzusehen 
sind, die sich im öffentlichen Bereich - aber nicht im öffentlichen Eigentum - befinden; 

3. Eigentumsrechte an einer Sache bei positiven Transaktionskosten niemals vollständig 
spezifiziert sind; 

4. Eigentumsrechte einem identifizierbaren Eigentümer zugeordnet werden können und 

5. Eigentumsrechte definiert und durchgesetzt werden, wenn der dadurch entstehende 
Nutzen für den Besitzer größer ist als die Transaktionkosten, die in diesem Zusam
menhang als die Kosten der Aneignung, des Transfers und der Durchsetzung von Ei
gentumsrechten definiert sind (COASE, 1960). 

Unter diesen Prämissen ist dann eine Veränderung von Eigentumsrechten zu erwarten, wenn 
sich entweder der Nutzen von Attributen einer Sache oder die Transaktionskosten verän
dern. In der Agrarforschung wurden die Anreize zur Etablierung privater Rechte an geisti
gem und genetischem Eigentum insbesondere durch das Wachstum des Forschungssektors, 
die Entwicklung der modernen Biotechnologie und die veränderte Einschätzung der Bedeu
tung genetischer Ressourcen bei begrenzten Möglichkeiten zu deren Erhaltung in Genbanken 
gesteigert. Auf diese Faktoren soll im folgenden eingegangen werden. 

3.3.\ Wachstum des Agrarforschungssektors 

Das Wachstum des Agrarforschungssektors beeinflußt die Anreize zur Errichtung von 
Rechten an geistigem Eigentum zunächst unmittelbar durch die vielfaltigeren Verwertungs
möglichkeiten von neuen Forschungsprodukten. Für die öffentliche Forschung bestehen in 
diesem Zusammenhang allerdings wenig Anreize zur Errichtung und Durchsetzung von 
Schutzrechten. Das Wachstum des Sektors beschränkt sich aber nicht nur auf den öffentli
chen Bereich. So haben sich auch private Saatzuchtunternehmen an der internationalen 
Agrarforschung beteiligt (PRAY and ECHEVERRIA, \990). Diese Unternehmen haben, im 
Gegensatz zu den öffentlichen Forschungsorganisationen, ein lebhaftes Interesse an der Ein
richtung oder Stärkung von Rechten, die ihnen die vollständigere Verwertung ihres geistigen 
Eigentums und ihrer genetischen Ressourcen erlauben. 

3.3.2 Biotechnologie in der Agrarforschung 

Die modemen Biotechnologie hat in mehrfacher Hinsicht Anstöße zur Fortentwicklung des 
Rechts zum Schutz geistigen Eigentums gegeben. BEIER und STRAUS (1986) haben auf 
Schwächen des Patentrechts hingewiesen, die bei der Anwendung auf biotechnologische 
Erfindungen offenbar wurden und die durch Fortentwicklung des Rechts überwunden wer
den müssen. EiD Beispiel für diese Schwächen sind die Probleme, die mit der Forderung der 
Wiederholbarkeit einer Erfindung bei biotechnologisch modifizierten Mikroorganismen ent-
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stehen (BGH-Entscheidung Rote Taube, BI. 1970,21, Erfordernis der genetisch identischen 
Wiederholbarkeit). Diese Schwierigkeiten sind im deutschen Patentrecht dadurch gelöst 
worden, daß biotechnologisch modifizierte Mikroorganismen "an einer hierfiir geeigneten 
Stelle" hinterlegt werden können und das Patent fiir das Herstellungsverfahren, nicht aber 
fiir den Organismus als solchen, ausgesprochen wurde (Budapester Vertrag; BPatGE 16, 1, 
2; BGH BI. 1975, 171, 174 - Bäckerhefe). Schließlich kann die moderne Biotechnologie 
auch zur Durchsetzung von Schutzrechten beitragen, z. B. durch Genidentifikation, und 
somit Transaktionskosten senken (BARTON, 1982). 

Tabelle 1: Kosten und Zeitbedarf gentechnologischer Forschungen 

Forschungsgegenstand Kosten (Mio. USS) Dauer 
(Jahre) 

Krankheitsfreie Vermehrung perennierender pflanzen 0,5-1,0 3-6 

RFLP-Karte 1,0-5,0 3-8 

Protoplastenfusion 0,5-15 2-15 

Virusresistenz 40-60 8-15 

Stickstoffixierung 100-500 20-40 

Neben diesen Anpassungen an die technologischen Eigenschaften biotechnologischer Erfin
dungen erhäh die Errichtung von Schutzrechten auch starke Impulse von den speziellen öko
nomischen Bedingungen der gentechnologischen Forschung. Diese Forschung ist äußerst 
aufwendig und langwierig. COLLINSON und WRlGHT-PlATAIS (1992) beziffern die 
Kosten der Einfiihrung eines Gens in eine Sorte auf 1,5 bis 3 Mio. US$. HERDT (1992) 
macht zu den Kosten und zum Zeitbedarf fiir gentechnologische Forschungen folgende An
gaben: 

Gleichzeitig versprechen die Forschungsergebnisse die Eröffilung neuer Märkte bzw. die 
Erweiterung bestehender Märkte. So können genetisch modifizierte PHanzen konventionelle 
Methoden zur Vermeidung von Ertragsverlusten substitnieren. Folglich ergeben sich bei der 
biotechnologischen Forschung sowohl aus den Forschungskosten als auch aus den zu erwar
tenden Erträgen besonders hohe Anreize zum Erwerb von Schutzrechten. 

Auch in der Zukunft läßt die biotechnologische Forschung eine anhaltende Dynamik erwar
ten, die sich nicht auf die westlichen Länder des Nordens beschränkt. Kennzeichnend fiir 
diese Dynamik ist die zunehmende Integration von Methoden der modernen Biotechnologie 
in die pflanzenzüchtung (SUNDSTROM 1992). So nahm die Zahl der Feldversuche mit 
transgenen pflanzen seit Ende der 80er-Jahre stark zu (AHL GOY et a1., 1994). 

Tabelle 2: Anzahl der Feldversuche mit transgenen Pflanzen 

Jahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 I 1992 I 
Anzahl 5 17 38 72 116 183 I 244 I 

Auffällig sind weiterhin die Veränderungen der Struktur des pflanzenzuchtsektors. Auch in 
den Entwicklungsländern wurden beachtliche biotechnologische Forschungskapazitäten auf
gebaut (KOMEN und PERSLEY, 1993). Zu berücksichtigen ist ebenfalls, daß in der bio
technologischen Forschung oftmals Kooperationen zwischen Organisationen mit unter
schiedlicher fachlicher oder regionaler Spezialisierung notwendig sind. An der Entwicklung 
genetisch veränderter Erbsen mit Resistenz gegen Lagerschädlinge waren z. B. ein Mole
kularbiologe aus Kalifornien, ein Biologe aus Australien und ein Entomologe aus Indiana 
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beteiligt (SCHMIDT, 1994). Solche Kooperationen werden behindert, wenn im Heimatland 
eines Kooperationspartners kein effektiver Rechtsschutz fiir geistiges Eigentum besteht. Die
se Situation ist kennzeichnend fiir einige Entwicklungsländer mit beachtlichen Agrarfor
schungskapazitäten, wie z.B. Indien, Ägypten oder Malaysia, in denen neue biotechnologi
sche Produkte derzeit nicht patentiert werden können (KOMEN und PERSLEY, 1993). 

3.3.3 Wachsende Bedeutung genetischer Ressourcen 

Es ist an dieser Stelle nicht möglich, auf die Diskussion über das Ausmaß und die Ursachen 
des Verlusts an genetischen Ressourcen einzugehen. Wir begnügen uns mit dem Hinweis, 
daß die Geflihrdung des Bestands an genetischen Ressourcen durch den Anbau verbesserter 
Sorten in Gebieten mit hoher genetischer Vielfalt schon vor ungefähr 60 Jahren erkannt 
wurde (HARLAN, 1975) und der Verlust genetischer Ressourcen durch die Erfolge der mo
demen Pflanzenzüchtung beschleunigt wurde. 

Während die Adoption neuer Sorten eine wichtige Ursache fiir den Verlust an genetischen 
Ressourcen ist, so ist die Züchtung dieser neuen . Sorten aber auch diejenige Verwendung, 
aus der sich der ökonomische Wert der genetischen Ressourcen ableitet. Dieser Wert kann 
beachtlich sein. So haben KLOPPENBURG und KLEINMAN (1988) den Wert eines Gens 
aus der Türke~ das die Gerste von amerikanischen Landwirten vor einer bestimmten Krank
heit schützt, auf 150 Mio. US$ taxiert. Durch den Einsatz koreanischen Sojabohnen
Gemnaterials konnte die amerikanische Sojabohnenindustrie Verarbeitungskosten in der Hö
he von 100-500 Millionen US$ einsparen. Der potentielle ökonomische Wert genetischer 
Ressourcen wird dabei durch Fortschritte in der Gentechnologie, die eine Verwendung nütz
licher Gene auch in anderen Arten ermöglichen und dadurch die potentielle Nachfrage nach 
solchen Genen steigern, erhöht. 

Die Konzentration genetischer Ressourcen in bestimmten Zonen der Tropen und Subtropen 
verleiht den Bestrebungen zur Sicherung von Eigentumsrechten an genetischen Ressourcen 
eine brisante verteihmgspolitsche Komponente. Allerdings wird dabei der Nord-Süd
Kontrast häufig überbetont, während die Süd-Süd-Abhängigkeiten oft ebenso unberücksich
tigt bleiben wie der Zeitpunkt, zu dem der Gentransfer stattfand. KLOPPENBURG und 
KLEINMAN (1988) haben versucht, die Abhängigkeit der Nahrungsmittelproduktion von 
importiertem Gemnaterial in großen Weltregionen zu quantifizieren und kamen dabei zu dem 
Schluß, daß der gen-arme Norden bei Nahrungsfrüchten in der Tat von einem gen-reichen 
Süden abhängig ist, während bei Verarbeitungsfiüchten eine laterale Bewegung des Genma
terials überwiegt. 

4 Auswirkungen auf die Agrarforschung 

Welche Auswirkungen haben die veränderten Anreize zur Errichtung und Durchsetzung von 
Rechten an kognitiver und genetischer Information auf die internationale AgrarfoTschung? 

Wichtige Auswirkungen sind zu erwarten in bezug auf 

1. das Volumen der privaten Investitionen in die Agrarforschung, 

2. die Richtung der privaten Forschung und die Arbeitsteilung zwischen privater und 
öffentlicher Agrarforschung, 

3. die Verteilung der Erträge der Forschung auf die Anbieter und Landwirte, 
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4. den Wissenstransfer zwischen den an der internationalen Agrarforschung beteiligten 
Parteien und schließlich 

5. auf den Transfer von genetischem Material und die Erhahung bzw. den Verlust an 
genetischen Ressourcen. 

Die Frage nach den Auswirkungen der Schutzrechte auf Umfang, Richtung und Verteilung 
des Nutzens von Forschung läßt sich nur empirisch beantworten, weitreichende allgemeine 
Aussagen sind daher wenig hilfreich. Dennoch soll an dieser Stelle daran erinnert werden, 
daß Schutzrechte keine Anreize zur Entwicklung von Produkten geben, die nicht auch von 
Käufern nachgefragt werden. Weiterltin haben die wenigen empirischen Studien, in denen die 
Auswirkungen von Schutzrechten auf die Intensität der privaten Agrarforschung untersucht 
wurden, positive Wirkungen nachweisen können (PERRIN et al., 1983; BUTLER und 
MARlON, 1985). Diese Erfahrungen sind jedoch nicht unmittelbar auf die Entwicklungslän
der übertragbar. Dort werden die Schutzrechte nur dann ihre positive Wirkung auf die priva
ten Forschungsinvestitionen entfahen können, wenn gleichzeitig auch ihre Durchsetzung 
durch ein funktionierendes Gerichtswesen sichergestellt werden kann (PRAY, 1992). Die 
Verteilungswirkung temporärer Monopolrechte an verbessertem Pflanzenmaterial kann 
durch den Landwirtevorbehah im Sortenschutzrecht erlIeblich abgeschwächt werden. 

Die Wirkungen von Schutzrechten auf den Wissens- und Gentransfer in der internationalen 
Agrarforschung und auf die Erhaltung genetischer Ressourcen sind wesentlich weniger gut 
erforscht. In diesem Bereich wurden bisher keine in sich geschlossenen theoretischen Kon
zepte erarbeitet. Die folgenden Ausfiihrungen sind daher lediglich als ein Versuch zur Iden
tifizierung der Wirkungen zu verstehen. 

4.1 Auswirkungen auf den Wissenstransfer 

Ein geeigneter Ausgangspunkt fiir unsere Spekulationen über die Auswirkungen von Schutz
rechten auf den Wissenstransfer ist die Erkenntnis von MAClll..UP (1984), daß der Techno
logietransfer weitgehend ein interpersoneller Vorgang ist und daß die Ursache vieler Pro
bleme des internationalen Technologietransfers in der Geheimhaltung von Wissen zu suchen 
ist, wobei diese Probleme u.a. durch sichere Schutzrechte gelöst werden können. 

Da private Kommunikation zwischen Forschern schwer zu kontrollieren ist, werden Schutz
rechte vermutlich keine weitreichenden Auswirkungen auf die informelle Kommunikation 
unter Agrarforschern haben, obgleich von erfahrenen Forschungsadministratoren Störungen 
durch den Schutz geistigen Eigentums bemerkt worden sind (NELKIN, 1982). Differenzier
ter sind die Wirkungen von Schutzrechten auf den Wissenstransfer durch formelle Kommu
nikationskanäle zu beurteilen. Hier ist zunächsi festzuhahen, daß Schutzrechte nicht fiir Ge
heimnisse erteih werden und stets mit einer Offenbarung verknüpft sind. Somit stimulieren 
Schutzrechte stets den Wissenstransfer. Allerdings wird der Wissenstransfer verzögert, wenn 
das neue Wissen patentiert werden soll. Dies ist der Fall, da bei Patenten die Bedingung der 
Neuheit erfiillt sein muß und diese Bedingung durch eine verfrühte Veröffentlichung der 
Erfindung unterlaufen werden kann. WiSsenschaftler in ForSChungsorganisationeil, die 
Schutzrechte beanspruchen, sind zumeist angehahen, ihre Manuskripte erst nach Freigabe 
durch Schutzrechtsexperten zu veröffentlichen. Dadurch wird der Wissenstransfer nicht nur 
verzögert, sondern auch bürokratischer. 

Der Zusammenhang zwischen Schutzrechten und Veröffentlichung kann den Wissenstransfer 
jedoch auch beschleunigen. Eine Methode, den rechtlichen Schutz einer Erfindung zu ver
hindern, ist die Veröffentlichung der Erfindung. Diese Methode wird z.B. regelmäßig von 
den internationalen Agrarforschungsinstituten in bezug auf neue Sorten angewandt. Diese 
Institute haben als Non-Profit Organisationen kein Interesse, fiir sich selbst Rechte an den 
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von ihnen entwickehen Sorten zu erwerben, wollen aber gleichzeitig auch verllindern, daß 
sich Dritte die neuen Sorten aneignen. Dies wird dadurch erreicht, daß neue Sorten in ein
schlägigen Publikationen beschrieben werden, allerdings ist diese Methode der Verllinderung 
von Schutzrechten nicht bei allen Erfindungen gleichermaßen wirksam (SIEBECK et al., 
1992). Eine andere Möglichkeit fiir die Institute besteht darin, die entsprechenden Schutz
rechte zunächst zu erwerben und anschließend kostenlose Lizenzen auszugeben. Somit muß 
das Eigentum an Schutzrechten keineswegs negative Einflüsse auf die freie Verfiigbarkeit 
von Zuchtmaterial haben. 

4.2 Auswirkungen auf den Zugang zu genetischen Ressourcen 

In der internationalen Agrarforschung ist der Zugang zu den genetischen Ressourcen, unab
hängig davon, ob sie sich in ihrer natürlichen Umgebung oder in einer Genbank befinden, 
von großer Bedeutung. Die Erfihnmg hat gezeigt, daß Landwirte Gensammlern zumeist 
bereitwillig Zugang zu genetischem Material aufihren Feldern gewähren (HARIAN, 1988). 
Dies wird sich auch bei größerer Verbreitung von Sortenschutz, Patenten oder Landwirte
Rechten nicht ändern, da die Voraussetzungen fiir privates Eigentum an einer Sorte bei 
Landrassen nicht gegeben sind. 

Sollten die Rechte an genetischem Material als Gruppen- oder Staatseigentum definiert wer
den, so kann der Staat den Zugang zu den genetischen Ressourcen in seinem Territorium 
regulieren und von der Zahlung einer Gebühr abhängig machen oder ganz untersagen. In der 
Vergangenheit hatten einige Länder den Zugang zu ihren natürlichen genetischen Ressour
cen bereits reguliert, wobei diese Regulierungen mit unterschiedlicher Entschlossenheit 
durchgesetzt wurden. In Anbetracht des gestiegenen Bewußtseins der Entwicklungsländer 
über die Bedeutung und den potentiellen Wert der genetischen Ressourcen in ihrem Territo
rium ist damit zu rechnen, daß der Zugang zukünftig sicherlich stärker reglementiert sein 
wird als dies bisher der Fall war. Ob die Heimatländer wichtiger genetischer Ressourcen 
dadurch auch erhebliche Rententransfers von den Verwertern des genetischen Materials er
halten können, wird häufig davon abhängen, inwieweit es Ländern mit vergleichbarer Aus
stattung an genetischen Ressourcen gelingt, Ressourcenkartelle zu bilden und zu erhahen. 

Besonders aufinerksam wird von Gegnern wie Befiirwortern von Schutzrechten das Verhal
ten der Genbanken der internationalen Agrarforschungsinstitute, beobachtet und kommen
tiert. Erst kürzlich wurden Sonderzahlungen der Wehbank an die CGIAR von Kritikern als 
Versuch der Wehbank interpretiert, Kontrolle über die mehr als 500.000 Proben in den Gen
banken der internationalen Agrarforschungsinstitute zu erlangen (STONE, 1994). Die Frage 
des Zugangs zu den genetischen Ressourcen in den Genbanken wird von der CGIAR und 
ihren Institute seit mehreren Jahren intensiv diskutiert. Zwei wichtige Prinzipien habe sich 
dabei herauskristallisiert: Die Institute verstehen sich als Treuhänder fiir die genetischen 
Ressourcen in ihrem Besitz und der Zugang zu genetischem Material in ihren Genbanken ist 
frei. Zur Zeit wird jedoch geprüft, ob die Weitergabe von genetischem Material in Zukunft 
nur noch unter vertraglichen Vereinbarungen nach dem Muster einer neuen Vertragsform 
aus den USA erfolgen soll. Mit diesen Verträgen sollen die Rechtsansprüche, die den Her
kunftsländern des genetischen Materials aus der Konvention über Biologische Vielfah er
wachsen, erfiillt werden. 

4.3 Auswirkungen auf Forschungskooperationen 

Die fiir die pt1anzenbauliche Forschung wichtigste Form der Kooperation ist der Austausch 
von genetischem Material. Während private Züchter verständlicherweise zurückhaltend in 
der Weitergabe von Zuchtmaterial an andere Züchter sind, ist der fi;eie Austausch von gene
tischem Material unter Züchtern aus öffentlichen und Non-Profit Forschungsorganisationen 

540 



die Norm. Mit zunehmender Bedeutung der privaten Forschung in der internationalen 
Agrarforschung müssen die Praktiken der beiden Bereiche jedoch aneinander angepaßt wer
den. So haben Vertreter der privaten Saatzucht wiederholt darauf hingewiesen, daß das 
Fehlen einer klaren Regelung der Rechte an geistigem Eigentum seitens öffentlicher oder 
Non-Profit Forschungsorganisationen die Bereitschaft ruf Forschungskooperation dämpft 
(COLLINSON und WRIGHT-PLATAIS, 1992). Ebenso muß die öffentliche Forschung 
aber auch sicherstellen können, daß private Partner sich nicht alleinige Schutzrechte an ge
meinsam erarbeiteten Forschungsprodukten aneignen können. Beide Probleme lassen sich 
lösen, wenn auch öffentliche und Non-Profit Forschungsorganisationen Rechte zum Schutz 
ihres geistigen Eigentums geltend machen. Schließlich müssen öffentliche Forschungsorgani
sationen unter Umständen auch dann Rechte an ihren Produkten geltend machen, wenn pri
vate Untemehmen erhebliche Investitionen fiir die Weiterentwicklung dieser Produkte bis 
ruf Praxisreife aufbringen müssen. 

S SchluDbemerkung 

Vertreter der Weltbank und des CGIAR-Sekretariats haben kürzlich die Ansicht geäußert, 
daß wenig Zweifel daran besteht, daß der Schutz geistigen Ei~tums die Forschungsumwelt 
der CGIAR verändert (SlEBECK et al., 1993). Dieser Ansicht fUgen wir hinzu. daß dies 
ebenso fiir das gesamte internationale Forschungssystem zutriffi. Ob die internationale 
Agrarforschung dadurch auch besser in der Lage sein wird, ihre fiir die Menschheit wichti
gen Aufgaben zu erfiillen, ist eine unentscheidbare Frage. Als Ökonomen können wir ledig
lich zum Verständnis der Ereignisse beitragen, die Stärken und Schwächen bestimmter Rege
lungen identifizieren und auf wichtige Konsequenzen altemativer Politiken hinweisen. Selbst 
diese bescheidenen Aufgaben können aufgrund fehlender fundierter empirischer Studien ruf 

Zeit nur mit Einschränkungen erledigt werden. 

Zusammenfassung 

Alle Menschen haben einen Anspruch auf eine adäquate Versorgung mit Nahrungsmitteln. 
Eine Kemaufgabe der intemationalen Agrarforschung ist es ruf Verwirklichung dieses An
spruches beizutragen. Aufgrund des raschen Bevölkerungswachstums in der Welt sind die 
Herausforderungen an die intemationale Agrarforschung zum Ausgang des 20. Jahrhunderts 
besonders hoch und erfordern eine gesteigerte Leistungsfiihigkeit der Agrarforschung. 

Dieser Beitrag befilßt sich mit der Frage, welche Auswirkungen gewisse Veränderungen in 
den institutionellen Rabmenbedingungen der Agrarforschung, insbesondere neuere intema
tionale Initiativen zum Schutz des geistigen Eigentums, voraussichtlich auf die Leistungsfli
higkeit der internationalen Agrarforschung haben werden. Zur Beantwortung der Frage wer
den zunächst die wichtigsten Komponenten des intemationalen Agrarfoschungssystems dar
gestellt und deren Zusammenwirken wird skizziert. Der Überblick über die Entwicklungen 
im Recht zum Schutz des geistigen Eigentums bezieht konventionelle Rechte, insbesondere 
Know-How-Schutz, Sortenschutzrechte und Patente, ebenso ein wie neue Rechtsansprü
chen, wie sie von der FAO, von GATT oder in der Konvention über biologische Vielfhlt 
formuliert worden sind. Die Erklärung der neuen Entwicklungen stützt sich auf eine öko
nomische Theorie der Entstehung von Eigentumsrechten und identifiziert das Wachstum des 
Agrarforschungssektors, die neue Biotechnologie und die wachsende Bedeutung genetischer 
Ressourcen als Antriebskräfte der Entwicklungen im Recht. Die Diskussion der veraussicht
lichen Auswirkungen der Veränderungen im Recht ist auf drei Determinanten der Leistungs
fiihigkeit von Forschungssystemen ausgerichtet: den Wissenstransfer, den Zugang zu geneti
schen Ressourcen und die Forschungskooperation. 
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Summary 

All people have a right to an adequate supply of food. A core task of international agricultu
ral research is to contribute to the realization ofthis right. Due to rapid population growth in 
the world, the challenges for international agricultural research are particularly high at the 
end ofthe century and require continued efforts to enhance the performance of agricultural 
research. 

The question of this paper is: Which impact on the performance of agricultural research can 
be expected to arise from certain changes in the institutional environment of agricu1tural 
research, in particular from various recent international initiatives concerning the protection 
of intellectual property? To answer the question the international agricu1tural research sy
stem is brietly descnlled in terms of its major components and the interactions between the 
components. The survey of recent developments in the area of intellectua1 property rights 
distinguishes between conventional rights, such as know-how-protection, plant breeders' 
rights and patents, and novel rights, in particular those proposed by FAO and GATT, or the 
rights that have been defined by in the Convention on Biological Diversity. The explanation 
for the developments is based on an economic theory ofthe creation of property rights and it 
identifies growth of the agricu1tural research industry, the new biotechnology, and the in
creased importance of genetic resources as important factors encouraging changes in intel-
1ectua1 property rights. The discussion of the likely impact of changes in intellectual property 
law is focused on three determinants of agricu1tural research performance: transfer of 
knowledge, access to genetic resources, and research cooperation. 

PeSDMe 

"Pom. HOBY:X npaBoBlllx H3MeHeHHA no 3all\HTe HHTeneltTyan.HoA 
c06cTBeHHocTH B HHTepHaqHoHan.Hlllx arapHlllx HccneAOBaHHRx" 

IiblCTpoe pa3BHTHe 6HOTeXHonorHH npHBOAHT BO MHorHX ct)lepax K 60nbWHM 
H3MeHeHHJlM. H3MeHeHHJlM nOABepllCeHO H npOBeAeHHe arapHblX HaY'IHblX 
ItccneAoBaHHA. ITepeA HayqHblMH ItCCneAOBaHHJlMH B arpapHoA ct)lepe B nocneAHee 
BpeMJI Bce 60nee OCTPO BCTaeT CnOllCHaJl 3aAa'la cnoc06CTBOBaTb B cn6HnH3al\HH 
cHa611CeHHJI npOAOBonbCTBHeM pacTy~ero HaCeneHHJI MItpa. 3Ta 3aAa'la 
npeAnonaraeT nOMO~b B C03AaHHH npOH3BOACTBeHHO-TeXHH'IeCKHx. 3KOHOMH'IeCKHx. 
npaBoBblx H 'COl\HanbHblx ycnoBHA H npeAnocblnoK o6eCne'leHHJI cHa611CeHHJI 
HaCeneHHJI MHpa npoAOBOnbcTBHeM. C OAHOA CTOpOHbI. COBpeMeHHaJl 6HOTeXHonorHJI 
MOlKeT nOMO'lb B peweHHH lToA 3aAa'lH. a. C APyroA CTOpOHbI. Hcnonb30BaHHe 
6HOTeXHonorHH MeHJleT HeKOTopble H3, npeAnocblnoK eil peWeHHJI. 

HaCTOJl~HA pet)lepaT OCBe~aeT HaH60nee BallCHble npol\eccbI pa3BHTHJI B lToA 
06J1aCTIt. PaCCMaTpHBaDTCJI npo6neMLI HaY'lHLlX HccneAOBaHHA B 06naCTH 
paCTeHlteBOACTBa H H3MeHeHHe npaB c06CTBeHHOCTIt Ha pe3ynbTaTLI CeneKl\HH 
paCTeHItA. eil TexHonorHD H Ha HCXOAHblA reHeTH'IeCKHA MaTepHan. AHanH3HpYDTCJI 
IIplt'lHHbI H nocneACTBHJI H3MeHeHHJI npaBOBblX ycnoBHA HHTepHal\HOHanbHblx 
ar'paHblx HaY'lHblx HccneAOBaHHA. 

B CItCTeMY HHTepHal\HOHanbHblX HayqHLlx HccneAOBaHHA BarpapHoA o6naCTH 
BXOAItT MHOlKeCTBO He3aBHCHMLlX Hal\HOHanbHLlX H HHTepHal\HOHanbHblX 
Opr'aHIt3al\HA. AnJi HopManbHoro t)lYHKl\HOHHpOBaHHJI lToA CHCTeMbI 06J13aTenbHo 
HaJllt'rlte t)lopManbHoro H Het)lopManbHoro 06MeHa pe3ynbTaTaMH (Know-How). 3TOT 
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o6MeH 3HaHIUIMJ.1 nOABepraeTC.<I BnJ.1.<1HJ.11O J.13MeHeHJ.1H npaB co6CTBeHHOCTJ.1 Ha HJ.1X. 

Ao HeAaBHero BpeMeHJ.1 J.1HTeneKTyanbHa.<l co6CTBeHHoCTb OXpaH.<InaCb mt60 '1epe3 

3aCeKpe'lJ.1BaHJ.1e, nJ.160 'Iepe3 COpToBbie CBJ.1AeTenbCTBa J.1 naTeHTOBaHJ.1e. Hap.<lAY C 

~TJ.1MJ.1 KnaCCJ.1'1eCKJ.1MJ.1 npaBaMJ.1 3a~J.1Tbl J.1HTeneKTyanbHoH co6CTBeHHoCTK 

Tpe6YIOTC.<I 11, TaK Ha3blBaeMble, npaBa cpepMepoB Ha 113Ha'lanbHble I1nl1 MeCTHLie 

copTa paCTeHI1H. reHbl 3TI1X MeCTHblX COpTOB paCTeHI1H TbIC.<I'IeneTI1.<1MI1 

COXpaH.<InI1Cb 6naroAap.<l I1X nOCTO.<lHHOMY B03AenbiBaHI11O 11 C'II1TanI1Cb AO CI1X nop 

o6~eCTBeHHbIM AOCTO.<lHl1eM. UenblO TaKoro HaAeneHl1e npaBaMI1 .<I Bn.<leTC.<I, BO

nepBblX, nnaTa cpepMepaM 3a C03HaTenbHYIO I1nl1 6e3co3HaTenbHYIO CeneKL\110HHYIO 

pa60TY, a, BO-BTOPblX, - COXpaHeHl1e 6110nOrJ.1'1eCKOrO MHoro06pa3K.<I, KOTopoe .<IBe 

n.<leTC.<I OCHOBOH AanbHeHweH CeneKL\I1I1. 

Hal160nee BalKHble acneKTbl 3a~I1TbI npaB Ha J.1HTeneKTyanbHYIO c06CTBeHHOCTb 6bInl1 

paCCMOTpeHbl, KaK B paMKax rATT, TaK 11 Ha MelKAYHapOAHOH KOHcpepeHL\I1K no 

oxpaHe OKpYlKalO~eH cpeAbl B PI10 Ae )I(aHeHpo. COrnaWeHI1.<1 B paMKax rATT. 

npeAYCMaTp"BaJOT 3a~I1TY np aB J.1HTenneKTyanbHoH c06CTBeHHOCTK Ha TeXHOnOrl11O 

11 KOHe'lHble pe3ynbTaTbi CeneKL\1111 paCTeHI1H 'Iepe3 naTeHTOBaHl1e I1nK '1epe3 KaKoe 

nl160 CneL\l1anbHOe npaBO, Hanp"Mep npaBO Ha COpTOBble CBKAeTenbCTBa. B 

KOHBeHL\J.111 0 6J.10nOrl1'1eCKOM MHoroo6pa31111 oc06oe BHI1MaHl1e YAeneHO 3a~I1Te 

reHeTJ.1'1eCKI1X peCYPCOB. 

llocneAHl111 A"CKYCC"" B 3TOH 06naCTI1 BeAYTC.<I no BonpocaM COeA"HeHI.<1 

KnaCCI1'1eCKI1X npaB 3a~I1TbI I1HTeneKTyanbHoH c06CTBeHHoCTI1 C npaBaMI1 

c06CTBeHHoCTI1 Ha reHeTI1'1eCKl1e pecypCbl. llpl1'1eM, 3Ta A"CKYCCI.<1 6YAeT Bce 60nee 

I1HTeHCI1BHOH, T.K. 6narOAap.<l pa3BI1TI11O 6110TeXHOnOrJ.1l1, npaBa Ha reHeTI1'1eCKI1H 

MaTep"an 6YAYT npl106peTaTb Bce 60nbwee 3Ha'leHl1e, a nOnHa.<l cpopMynl1pOBKa 

3TI1X npaB e~e He ocyw,eCTBneHa. 

MOlKHO BblAenl1Tb cneAYIO~l1e nocneACTBI1.<1 BBeAeHI1.<1 npaB I1HTeneKTyanbHoH 

co6CTBeHeHOCTI1 Ha HaY'IHbie I1ccneAOBaHI1.<1 B arpapHOH ccpepe: 

1. B3aI1MOOTHOweHI1.<1 Y'IaCTHI1KOB I1HTepHaL\110HanbHblX arpapHblX HaY'IHbIX 

I1ccneAOBaHI1H 6YAYT npl106peTaTb Bce 60nee cpopManbHblH xapaKTep 11 

6YAYT CB.<I3aHbi C 60nbWJ.1MI1 aAMI1HJ.1CTpaTI1BHblMI1 3aTpaTaMI1. 

2. AalKe rocYAapcTBeHHble 11 HeKOMMep'leCKJ.1e I1ccneAoBaTenbcKl1e OpraHI13aL\l1l1, 

KOTopble AO CI1X nop He J.1HTepeCOBanl1Cb npaBaMI1 co6CTBeHHoCTI1, AonlKHbI 

6YAYT 0 HI1X n03a60TI1Tc.<I. 

3. Ae.<lTenbHOcTb '1aCTHbIX OpraHl13aL\I1H 6naroAap.<l HaAeneHl110 npaBaMI1 

c06cTBeHHocTI1 J.1 B03MOlKHOCTI1 I1X peanl13aL\1111 AOnOnHI1TenbHO 

cTI1Mynl1pyeTC.<I. 

0606~a.<l, MOlK HO 3aKJIIO'II1Tb, 'ITO npaBa 3a~I1TbI I1HTenneKTyanbHoH c06CTBeHHOCTJ.1, 

XOT.<I 11 CB.<I3aHbl C AOnOnHI1TenbHblMI1 aAMI1HI1CTpaHTI1BHblMI1 

6naroAap.<l c03AaHI1JO npaBoBblx rapaHTI1H, MorYT 

I1HTepHaL\110HanbHble HaY'lHble I1ccneAOBaHI1.<1 B arpaHoH o6nacTI1. 
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BODENRECHTLICHE INSTITUTIONEN IN DER AFRIKANISCHEN 
LANDWIRTSCHAFT: PROBLEME UND ERFORDERLICHE KONZEPTE 

von 

Michael KIRK* 

1 ProblemsteDung 

Afrikanische Bodenordnungen sind historisch in gemeinschaftlichem Eigentum erweiterter 
Familienverbände, Lineages oder Dorfgemeinschaften begründet (BLANCKENBURG, 
1992, MÜNKNER, 1994). Für eine subsistenzorientierte Ressourcenbewirtschaftung bei 
relativem Bodenreichtum bot dieses Eigentumssystem dem Gruppenmitglied individuelle 
Sicherheit, erlaubte ein Mindestauskommen und verhinderte starke soziale Schichtung. Bei 
stark anwachsender Bodennachfrage und gefährdeter Bodenfruchtbarkeit stellen sich jedoch 
aktuell neue Herausforderungen: inwieweit häh die Dynamik bodenrechtlicher Institutionen 
damit Schritt bzw. in welchem Maße ist autochthones Bodenrecht bereits ein. Hemmnis rur 
eine an Produktivität und Ressourcenerhalt orientierte ländliche Entwicklung (MlGOT
ADHOLLA et al., 1989)? 

Nach der Kernhypothese der Neuen Institutionenökonomie kann individuelles Verhahen 
durch die Ausformung von Verfiigungsrechten an grundlegenden Ressourcen gesteuert wer
den (CLAPHAM 1993). Von gemeinschaftlichem Eigentum gehen nach ökonomischer 
Theorie durch Trittbrettfahrer-Verhalten in Eigentümergruppen nur geringe Anreize fiir pro
duktivitätssteigernde und ressourcenschonende Investitionen im Vergleich zu individuellem, 
exklusivem Privateigentum aus. Es behindert damit sowohl die einzelbetriebliche Produktivi
täts-, als auch die landwirtschaftliche Entwicklung (ATWOOD, 1990, MIGOT-ADHOLLA 
et al., 1989). Lediglich private Eigentumsrechte sichern die strikte Exklusivität gegenüber 
konkurrierenden Nutzern, schaffen dauerhafte Rechtssicherheit und die Vorbedingungen fiir 
landwirtschaftliches Wachstum und Ressourcenschutz (PANAYOTOU, 1993). Welches sind 
die aktuell vorherrschenden bodenrechtlichen Institutionen und wie sind Verfiigungsrechte 
definiert? 

Ackerbauern und Tierhalter in Afiika wirtschaften auf der Grundlage einer ausdifferenzierten 
Palette von institutionellen Regeln, so daß das vorherrschende Bodenrecht in den meisten 
Ländern hochgradig inkonsistent, widersprüchlich und wenig planbar ist. Damit ist auch 
Afiika inzwischen mit einer Bodenfrage konfrontiert. Viele Länder befinden sich an einem 
Wendepunkt, an dem bodenrechtliche Institutionen einer Anpassung an veränderte ökonomi
sche, ordnungspolitische, und soziale Bedingungen bedürfen. In einer revitalisierten Agrarre
form-Diskussion in Entwicklungstheorie und -politik! nehmen afrikanische Probleme und 
Perspektiven einen gewachsenen Stellenwert ein. 

* Dr. M. Kirk, Institut für Rurale Entwicklung an der Georg-August-Universität Göttingen, Fachbereich 
Agrarwissenschaften,Büsgenweg 2, 37077 Göttingen 

! Indikatoren sind die Aktivitäten des Land Tenure Centre, Madison oder der französischen APREF A 
(Association pour la Promotion des Recherches et Etudes Foncieres en Afrique), aber auch die interna
tionaler Geber, wie der Weltbank, des Club du SaheI, von CILSS bzw. bilateraler, wie der GTZ mit ih
rem Sektorvorhaben "Bodenordnung in Entwicklungsländern". 
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2 Theoretische Ansätze und aktueUe Bodenrechtsproblematik 

Die streng neoklassische Analyse, nach der erst private Verfiigungsrechte eine hochproduk
tive und nachhaltige Ressourcennutzung erlauben und die daraus abgeleiteten Politikempfeh
lungen für registriertes Privateigentum sind, angesichts aktueller bodenrechtlicher Problem
feider in Afrika, als eine zu enge Sichtweise kritisiert und auch zu spezifizieren versucht 
worden. Zu wenig beachtet wurden bei der polaren Gegenüberstellung von Gemeinschafts
und individuellem Privateigentum die immensen Probleme bei der Gestaltung der "äußeren 
Institutionen" (HAGEDORN, 1992) als Orlinungsrahmen zum Erhalt von Privateigentum 
und zur Entfaltung von fimktionsfiihigen Bodenmärkten. 

Infolge veränderter Faktorproportionen, z.B. durch Bevölkerungswachstum und teclmische 
Neuerungen, durch koloniale Eingriffe und -teils radikale- Veränderungen der ordnungspoli
tischen Rahmenbedingungen nach der Unabhängigkeit zeichnen sich Bodenrechtssysteme 
aktuell durch eine große Vielschichtigkeit und die parallele Existenz unterschiedlicher insti
tutionen aus, was Politikempfehhmgen erschwert: Die Individualisierung innerhalb der Ver
wandtschaftsgruppen ist weit fortgeschritten, im Sahel hat gemeinschaftliches Eigentum nur 
noch eine nachgeordnete Bedeutung, lediglich die Tierweide sowie die Holznutzung werden 
in diesem System praktiziert. Ein kompliziertes Geflecht von (unregistriertem) Privateigen
tum, von individuellen, exklusiven Nutzungsrechten bei Regenfeldbau, Bewässerungswirt
schaft und Baumnutzung, von weit verbreitetem Staatseigentum, z.B. an Weiden und Wäl
dem, und eben von Gemeinschaftseigentum bestimmt hier die Bodenordnung (RAR TJE, 
1993). 

Wie ist unter den ordnungsrechtlichen Bedingungen afiikanischer Staaten die Schaffimg von 
Privateigentum zu beurteilen? Zu unterscheiden ist zwischen systematischen Programmen 
zur Landregistrierung und dem freiwilligen Grundbucheintrag (RARTJ,E 1993, NORON
HA, 1990) .. Programme zur Landregistrierung in Kenia oder Zimbabwe konnten zweifellos, 
regionen- und gruppenspezifisch unterschiedlich, die Rechtssicherheit bei der Nutzung und 
beim Transfer von Boden erhöhen. Sie haben jedoch nur geringe positive Auswirkungen auf 
eine höhere landwirtschaftliche Investitionsnachfrage oder ein vermehrtes Kreditangebot 
gehabt (ATWOOD, 1989, BARROWSIROTH, 1989). Dagegen verschärfte die Agrarreform 
die Flächenzersplitterung, aber auch die Bodenkonzentration in den Händen einflußreicher, 
städtischer Interessengruppen, die Zurückdrängung der Rechte von Frauen sowie wachsende 
Landlosigkeit und Marginalisierung von Teilen der ländlichen Bevölkerung (MIGOT
ADHOLLA et al. 1989). Entsprechend verschärften diese Erfahrungen in Afrika bei den 
politisch Verantwortlichen auch Gegenpositionen zum Privatisierungs-Ansatz. 

In der Mehrheit aller, auch sozialistisch orientierter Länder ist der Grundbucheintrag auf 
freiwilliger Basis nach der Unabhängigkeit möglich geblieben; das komplexe Prozedere ba
siert auf rechtlichen Grundlagen, die weit in die Kolonialzeit ZUfÜckreichen2 und eine un
modifizierte Übernahme britischer oder französischer Institutionen in einen fremden sozialen, 
kulturellen und ökonomischen Kontext bedeuten. Angesichts des asymmetrischen Zugangs 
zu Informationen über diesen komplizierten, teuren und stark zentralisierten Verwaltungsakt 
erstreckt sich sein Wirkungskreis3 nur auf eine städtisch orientierte Minderheit sowie stadt
nahes Land mit hohen Wertzuwächsen. 

2 Das Gesetz über den Grundbucheintrag in Benin von 1965 ist eine direkte Fortschreibung eines Dekrets 
aus dem Jahte 1932, damals gültig für alle westafrikanischen französischen Kolonien (KIRKI ADOKPO • 
1994). 

3 Das Gesetz über den Grundbucheintrag fand z.B. in Benin zwischen 1982-1992 lediglich 796mal An
wendung. Nur in 2 v.H. der Fälle handelte es sich um Landbewirtschafter. einschließlich Plantagenbesit
zem (KIRKIADOKPO. 1994). 
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Gegenwärtig herrscht damit ein Mißverhältnis zwischen dem schwerwiegenden theoreti
schen Argument der aIlokativen Ineffizienz autochthonen Rechts und den Problemen bei der 
Zuweisung von privaten Verfiigungsrechten. Gleichzeitig wurden vermehrt die Annahmen 
relativiert, unter denen diese generelle Ineffizienz abgeleitet wurde. So wird herausgestellt, 
daß Gemeinschaftseigentum durch komplexe Zugangs- und Nutzungsbeschränkungen cha
rakterisiert ist, die auch unter veränderten natürlichen und institutionellen Rahmenbedingun
gen von Bestand sein können, so daß als Schlußpunkt nicht institutioneller Zerfall und die 
"Tragedy of the Commons" stehen müssen. Kontrovers bleibt die Frage, welche Bedeutung 
dem Trittbrettfahrer-Verhalten zukommt, das zur Dissipation der Ressourcenrente und zu 
Übernutzung fUhren muß (CLAPHAM, 1993, HARTJE, 1993). 

Die dem Gefangenen-Dilemma zugrunde liegenden Verhaltensannahmen, unter denen allein 
Nicht-Kooperation bei kollektiven Entscheidungen eine stabile GleichgewichtsIösung er
bringt, werden als untypisch fiir die Bewirtschaftung von Gemeinschaftseigentum angesehen 
(HARTJE, 1993, RUNGE 1986). Ist nämlich die Rückversicherung gegeben, daß eine kriti
sche Masse von Gruppenmitgliedern die gemeinschaftlichen Ressourcen nicht übernutzt, 
kann es fiir das Individuum rational sein, selbst die Norm "ressourcenschonendes Handeln" 
zu respektieren. Dann sind auch mehrere Gleichgewichte vorstellbar, einschließlich des 
langfristigen Ressourcenerhalts (RUNGE, 1986). Begreift man die dauerhafte Nutzung ge
meinschaftlichen Eigentums als einen verbindlichen Vertrag zwischen Gruppenmitgliedern, 
so lassen sich zentrale Bedingungen fiir seine Einhaltung formulieren (OSTROM, 1992). 
Neuere Ansätze zur dörflichen Landnutzungsplanung, zur Schaffung lokaler Bodenregister 
mit geringerer Komplexität als das Grundbuch-System oder zur Dezentralisierung im Rah
men internationaler Entwickhmgszusammenarbeit setzen genau hier an. 

Durch Zuordnung und Durchsetzung von geeigneten Verfiigungsrechten sollten die Instabili
tät autochthonen Rechts überwunden und negative Externalitäten reduziert werden. Dabei 
hatten infolge Kolonialismus, eines Zentralstaats mit geringer Durchsetzungsfiihigkeit auf 
lokaler Ebene, und unzureichender "äußerer Institutionen" VerhandlungsIösungen zwischen 
den Akteuren ohne Staatseingriffe (COASE-Lösungen) kaum Realisierungschancen. Im 
Zentrum standen interventionistische Ansätze (CLAPHAM, 1993), durch Nationalisierung 
mit dem Konstrukt des "herrenlosen", nicht durch Katastereintrag gedeckten Landes. 

Dahinter stand die irrige Überzeugung, daß allein der Staat in der Lage sei, die weitreichen
den Probleme der Ressourcendegradation, z.B. bei Weideland und Wäldern, zu bewähigen, 
indem instabile gruppenbezogene Entscheidungs- und Kontrollinstanzen durch staatliche 
Verwaltung substituiert werden (BROMLEY, 1991). Diese Enteignung von Eigentümer
gruppen hatte drei Stoßrichtungen: 

I. Legalisierung von übergeordnetem Staatseigentum bei stillschweigender Billigung des 
Fortbestands autochthoner Institutionen, solange das Land nicht an Wert gewinnt; 

2. Neuverteilung von Nutzungsrechten in großen Umsiedlungs- und Bewässerungspro
jekten; 

3. Konzentration von Eigentums- und Nutzungsrecht in staatlicher Hand in sozialisti
schen Modellen, sei es als Staatsbetriebe oder in kollektiver Bewirtschaftung als Pro
duktionsgenossenschaften. 

Verfiigungsrechte am Boden entwickeln sich korrespondierend mit den institutionellen 
Strukturen von Gesellschaft und Wirtschaft (CLAPHAM, 1993). Gerade die Schwäche der 
"äußeren Institutionen" der Wirtschaftsordnung, fehlende Instanzen zur Rechtsdurchsetzung 
und Staatsversagen haben dazu gefiihrt, daß Rechte nur rudimentär abgesichert und durch
gesetzt werden. Beispielsweise, wenn Grundbücher unzureichend aktualisiert werden und 
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Transaktionskosten zur Durchsetzung von Eigentumsanspruchen vor Gericht wachsen. Die 
weitreichendsten Wirkungen unzureichender institutioneller Absicherung liegen bei Staatsei
gentum vor: Spätestens mit den Saheldürren wurden autochthone Systeme fiir fehlenden 
Ressourcenschutz verantwortlich gemacht und rechtfertigten nachdriicklich staatliche Ein
griffe. Ressourcenpolitik war im Kern staatliche Bodenrechtspolitik, wobei lange übersehen 
wurde, daß gerade die Nationalisierung von Weiden, Forsten und Wasserressourcen und die 
darin begriindete Erodierung selbstbestimmter institutioneller Arrangements zu institutionel
lem Vakuum bzw. zu Systemen des offenen Zugangs fUhrte. " ... the real tragedy ofthe com
mons is the process whereby indigenous property rights structures have been undermined 
and delegitimized" (BROMLEY, 1991: 104). 

Lokale Instrumente zum Ressourcenmanagement wurden ignoriert, durch eine vielfach inef
fiziente und korrupte staatliche Überwachung (Forstverwaltung) ersetzt und ehemaliges 
Gemeinschaftseigentum gerät mehr und mehr in den Einfluß externer Interessengruppen 
(Holzhändler in Benin, Schafinastbetriebe im Sudan). Verschärft wird die Ressourcenüber
nutzung in der Folge durch wachsende Armut (BROMLEY 1989), denn die Wechselbezie
hungen zwischen Gemeinschaftseigentum und Armut müssen auch in Afrika vermehrt in 
Rechnung gestellt werden (CLAPHAM, 1993, WELTBANK 1992): ein wachsender Anteil 
der Armen ist aktuell ausschließlich oder vorrangig auf ehemaliges, nunmehr verstaatlichtes 
Gemeinschaftseigentum angewiesen und ging bei der Vergabe von Privateigentum leer aus4• 

Die Übernutzung der Ressourcen in materiellen Notlagen fUhrt dabei zu einer abwärts ge
richteten Spirale von Umweltzerstörung und verschärfter Armut. 

3 Zur Ausdifferenzierung bodenrechtlicher Institutionen: anstehende Herausfor
derungen und erforderliche Konzepte 

Die Ausdifferenzierung von Bodenrechtssystemen in Afrika in nur wenigen Jahrzehnten 
durch Bevölkerungsdmck, die Ausbildung von Faktormärkten, die internationale Arbeitstei
lung, neue Agrartechnologien, kolonial- und nationalstaatliche Gesetzgebung mit veränder
ten ordnungspolitischen Leitbildern sowie in jüngerer Zeit die Einflußnahme internationaler 
Geber erfordern entsprechend differenzierte ordnungspolitische und komplementäre prozeß
politische, am Ressourcenerhalt orientierte Ansätze (CLAPHAM, 1993). Wichtige aktuelle 
und zukünftige Problemfelder in den dominierenden Bodenrechtssystemen in Ackerbau und 
Tierhaltung werden im folgenden diskutiert. 

3.1 Registriertes Bodeneigentum 

Minimalerfordemisse, die die Einrichtung des komplexen Grundbuchwesens rechtfertigen, 
sind hohe Bevölkerungsdichte mit Bodenverkuappung, aber auch eine markt eingebundene, 
hochproduktive Landwirtschaft. Eine effektive Nachfrage fiir diese institutionelle Neuerung 
besteht dabei mehr und mehr in den Küstenregionen Westafrikas. Angesichts eines wachsen-

. den Interesses afrikanischer Regierungen und internationaler Geber im Zuge von Struk
turanpassung und Entstaatlichung ist gegenwärtig eine Neubewertung von Landregistrierung 
erforderlich (ATWOOD, 1990). Sie schlägt sich bereits in nationalen Gesetzgebungsverfah
ren und Entwicklungsplänen nieder5, in Plänen von Weltbank, FAO und der "Agenda 21" 
wird die nachfrageorientierte Entwicklung von Programmen fiir die Titelvergabe gefordert 
(WELTBANK, 1989: 104, BUNDESMINISTER FÜR UMWELT 1992:36). 

4 Dies gilt z.B. fiir ärmere Schichten von Tierhaltern bei der Vergabe von Pachtland in Bewässerungsge
bieten im Ostsudan (KIRK, 1993). 

5 Beispielsweise sind in Ghana. Lesotho, Mali, Niger oder Mauretanien Gesetze in Vorbeteitung oder 
bereits verabschiedet, die den Rahmen fiir die Förderung von Landregistrierung und Titelvergabe bilden 
(ATWOOD, 1990, NEEFIHEIDHUES, 1993, Rep. du Benin 1993). 
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Empirische Studien zu Kenia weisen auf die Schwächen einer angebotsorientierten Verbrei
tung der institutionellen Neuerung des Privateigentums hin: Die Vorbedingungen zur Aktua
lisierung der Kataster sind noch nicht gegeben, die damit verbundenen Kosten hoch. Auch 
sind die sozialen Wirkungen der Zurückdrängung sekundärer Rechte, wie Weiderechte von 
Tierhaltern, Nutzungsrechte von Frauen, zugunsten der Position des Haushaltsvorstandes als 
Träger des Eigentumstitels unterschätzt worden, die als schwelende Dauerkonflikte die pro
duktive Nutzung und den freien Transfer behindern. 

Zudem sollte der Dmck nicht unterschätzt werden, der auf Haushaltsvorständen lastet, bei 
hohem Bevölkerungswachstum und starker Zuwanderung im Rückgriff auf autochthone 
Allokationsregeln landsuchenden Verwandten durch die dauerhafte Überlassung von Parzel
len ein Auskommen zu sichern. Auch dieses erhöht die Diskrepanz zwischen ordnungsrecht
lichem Anspruch und bodenrechtlicher Realität und beschleunigt die Revitalisierung autocht
honer Regelungsmechanismen in einer rechtlichen Grauzone, die die Rechtsunsicherheit 
wiederum vergrößern und Landtransfers behindern. 

Der sich in Afrika verbreitende (und kritisierte) Aufkauf landwirtschaftlicher Flächen durch 
externe, städtische Akteure schafft unter Effizienzgesichtspunkten immer dann Probleme, 
wenn der Boden in unsicheren Pachtverhältnissen bewirtschaftet wird. Ist Landregistrierung 
ein Instrument staatlicher Ordnungspolitik, ist dies nicht kompatibel mit offiziellen Pachtver
boten, die bestehende Verzerrungen auf dem Bodenmarkt verschärfen und die Ausbildung 
stabiler Pachtbeziehungen erschweren. 

3.2 Unregistriertes, "informelles" Privateigentum an Boden 

Boden hat sich in Afrika zu einem lebenslang genutzten Gut entwickelt, das vererbt wird und 
Gegenstand vielfiiltiger ökonomischer Transaktionen ist (NEEFIHEIDHUES, 1993). Infor
melle Bodenmärkte haben sich in gesetzlichen Grauzonen ausgebildet, bei Transaktionen 
sind entsprechend Risikoprämien zu zahlen (NORONHA, 1990). Die Such- und Informati
onskosten fiir potentielle Käufer sind dabei hoch, da bei unvollständigen Grundbüchern zu 
klären ist, wer aus der Verwandtschaftsgruppe Einwendungen gegen Transaktionen geltend 
machen könnte oder welche Risiken ein Kauf mit sich bringt. Gerade Ortsfremde können nur 
schwer einschätzen, welche schwelenden Konflikte sie beim Kauf "miterben". Es besteht 
Planungsunsicherheit, die sich auch negativ auf Investitionen in bodenverbessernde Maß
nahmen, wie das Pflanzen von Baum- und Strauchkulturen, auswirkt (KIRK/ADOKPO, 
1994). . 

Zentralismus, Zielgruppen-Feme, hohe laufende Kosten und eine überforderte Administrati
on haben internationale Geber angeregt, weniger formalisierte, billigere, partizipative Model
le fiir eine dauerhaft gesicherte Vergabe von Rechten durch dörfliche Bodenregister zu ent
wickeln (z.B. in Benin) (KIRK/ADOKPO, 1994). Sie können helfen, die Rechtssicherheit 
gerade in dicht besiedehen Regionen mit wachsenden Landkonflikten zu vergrößern und die 
Transaktionskosten bislang illegaler Transfers zu vermindern .. Andererseits vergrößern der
artige Ansätze die viel beklagte Parallelität bodenrechtlicher Institutionen in Afrika um eine 
weitere Ebene. Ordnungsrechtlich steht der Staat vor dem Problem, den Stellenwert einer 
vereinfachten Titelvergabe gegenüber dem gesetzlichen Grundbucheintrag zu definieren. 
Informelle dörfliche Register sollten als ein erster Schritt eines langfristigen stufenweisen 
Vorgehens angesehen werden, an dessen Ende ein landesweit einheitlicher ordnungsrechtli
cher Rahmen steht. 

Landvermessung und Registrierung verzahnen staatliche Bodenrechts- und Steuerpolitik. 
Auch wenn im Entwicklungsprozeß die Bedeutung der Grundsteuer am Steueraufkommen 
zurückgeht, befinden sich afrikanische Länder wie Benin in einer Phase, in der Boden als 
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Bemessungsgrundlage zur kommunalen Steuererhebung in Städten eine Schlüsselfunktion 
einnimmt (KIRK/ADOKPO, 1994). Je mehr sich die Dezentralisierung, gefördert durch in
ternationale Geber, durchsetzt, desto bedeutsamer werden diese Steuerquellen für die Haus
halte autonomer, rechtsfähiger Kommunen. 

3.3 Dauerhafte eigentumsähnliche Nutzungsrechte in Savannengebieten 

Die kombinierte Verbreitung des Baumwollanbaus und mechanisch-technischer Fortschritt 
durch Zugtiernutzung haben unmittelbar auch in dünner besiedelten Regionen den boden
rechtlichen Wandel beschleunigt. Nicht allein für die Minderheit der Eigentümer von Ge
spannen, sondern durch Lohnpflügen auch für die Masse von Haushalten ohne Gespanne 
nahm der Anteil dauerhaft ackerbaulich genutzten Landes zu (KlRK, 1988, 
KIRK/ ADOKPO, 1994). Im Umfeld der Dörfer sind kaum noch Reserveflächen verfiigbar, 
seit Generationen bewirtschaftetes Land wird bereits als vererbbares Eigentum der Grün
dungsfamilien angesehen. Die Brache zur Wiederherstellung der Bodenfruchtbllfkeit geht 
zurück, abgesehen von Mineraldüngung bei Baumwolle sind kaum Ansätze zur Intensivie
rung des Bodennutzungssystems abzusehen, z.B. durch veränderte Fruchtfolgen oder Einar

. beitung organischen Materials (KlRK, 1988). 

Nicht nur die Nachfrage nach Land, auch das Interesse an dauerhafter Nutzungssicherheit 
wächst durch Zugtiernutzung. Die mechanisierungsgerechte Säuberung des Terrains ist ar
beitsaufWendig, zusammenhängende, dorfuahe Flächen erhöhen die Effizienz mechanischer 
Bodenbearbeitung. Die Ressourcenverknappung geht einher mit verstärkter Spezifizierung 
der Zugangsbedingungen zu Land gegenüber Neuansiedlern. Eine dauerhafte Zuweisung von 
Land gibt es für sie kaum noch, es dominiert die jährlich erneuerbare "Leihe" ohne fixierte 
Gegenleistung mit dem ausdrücklichen Ptlanzverbot für Bäume. Der Übergang zu Natural
pacht ist allerdings fließend, wenn symbolische Abgaben bereits einen erheblichen Teil der 
Ernte ausmachen (KlRK, 1988, KlRK/ADOKPO, 1994). 

Bodenrechtliche Konflikte auf Dorfebene um Parzellengrenzen nehmen zu, ebenso wie Ein
friedungs-Bewegungen von Land durch Zäune oder Hecken. Die Abwanderung auf dorffer
ne Flächen in der Anbausaison übernimmt nur vorübergehend eine Ventilfunktion, um Bo
denkonflikte nicht weiter zu verschärfen. Autochthone Autoritäten sind immer weniger zu 
einer Konfliktlösung und zur nachhaltigen Ressourcenbewirtschaftung fähig. Die steigende 
Nachfrage nach Ackertlächen und die Anlage von Feldern außerhalb der Dörfer verschärft 
besonders die Nutzungskonflikte zwischen Ackerbauern und mobilen Tierhaltern. 

3.4 Wachsende Bedeutung von Pachtbeziehungen 

Das gesamte Spektrum von Pachtbeziehungen wird sowohl bei registriertem und 
"informellem" Privateigentum als auch in staatlichen Bewässerungs- oder Siedlungsprojekten 
sowie auf dorfuahen Flächen in Savannengebieten an Bedeutung gewinnen. Neben Teilpacht 
entstehen weitere verknüpfte Vertragsformen auch in Afrika (OTSUKAIHAYAMI, 1993), 
wenn die Überlassung von Pachtland an die Inanspruchnahme von Zugtier- oder Schlepper
leistungen durch den Verpächter gebunden ist (KlRK, 1988), oder wenn in Tierhalter
Gesellschaften Lohnarbeit als Hirte bei Verpächtern mit der Unterverpachtung von Bewässe
rungsland gekoppelt ist (KlRK, 1993). 

In den dicht besiedelten, stadtnahen und intensiv bewirtschafteten Gebieten sind die Pacht
bedingungen bislang nur wenig institutionalisiert, sie variieren stark (Höhe der Pachtzahlung, 
Ernteanteil bei Teilpacht, Kostenübernahme von Inputs). Stabile soziale und ökonomische 
Beziehungen entwickeln sich nur zögernd, so daß nur geringe Planungs- und Investitionssi
cherheit herrscht. Da das Pflanzen von Bäumen im afrikanischen Kontext wegen des damit 
verbundenen ArbeitsaufWandes zugleich ein langfristiges Landnutzungsrecht auch auf 
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Pachtland begründen kann, besteht ein striktes Pflanzverbot auf Pachtland, was Maßnahmen 
zur Sicherung der Bodenfruchtbarkeit erschwert (HARTJE, 1993, NEEFIHEIDHUES, 
1993,1994). Entsprechend sind fiir Pächter die Voraussetzungen fiir agroforstliche Maß
nahmen im bestehenden bodenrechtlichen Rahmen sehr ungünstig. 

Die bodenrechtliche Dynamik in staatlichen Großprojekten ist, z.B. im Sudan, dadurch ge
kennzeichnet, daß sich die Rechtsbeziehungen zwischen Staat und Pächtern im Umbruch 
befinden (KIRK, 1994): forrnaljuristisch Nutzer, betrachten sich Pächter mehr und mehr als 
Eigentümer, ihre Investitionsbereitschaft in Betriebsmittel wie Schlepper und Mähdrescher 
im mechanisierten Sorghumanbau ist hier hoch. Ein schwacher Staat mit erheblichen Kon
troll- und Überwachungsprobleme hat sich damit faktisch aus seiner Überwachungs- und 
Koordinierungsfunktion als Eigentümer zurückgezogen, zumeist zu Lasten von Tierhahern, 
wenn zugesicherte Wanderkorridore fiir Herden zusehends ackerbaulich genutzt werden, 
ohne daß er als dritte Instanz Recht durchsetzt. 

Angesichts der verschlechterten natürlichen Produktionsbedingungen fiir die mobile Tierhal
tung im Sahel, wächst das Interesse bei Tierhaltern an Pachtland in Bewässerungsgebieten 
als risikoärmere Produktionsform. Eine erhebliche Dynamik zeigt sich hier bei der Unterver
pachtung im Teilbau: auch im Sudan hat sich ein Teilungsverhähnis von 50:50 des Ernteer
trags etabliert, auch gefördert durch islamische Normen (HAYAM1IOTSUKA, 1993). Dabei 
besteht ein breiter Spielraum fiir versteckte Variationen in der Lastenverteilung durch unter
schiedliche Teilungsschlüssel bei Betriebsmitteln, wie Saatgut, Dünger und Wasser. 

3.5 Mobile Tierhaltung zwischen Gemeinschafts-. Staatseigentum und offenem Res
sourcenzugang 

Am Beispiel des Ostsudan lassen sich aktuelle Prozesse bodenrechtlichen Wandels ableiten 
(KIRK, 1993, 1994). Bis zur Aberkennung der exklusiven Nutzungsrechte an Weiden und 
Wadiland von tierhaltenden Ethnien wnrde die Butana-Region östlich von Khartoum, fak
tisch als gemeinschaftliches Eigentum verwaltet. Ursprünglich gefördert durch die "Native 
Administration", blieben autochthone Bodenrechtsinstitutionen auch über die Unabhängig
keit hinaus bestimmend fiir Ressourcenallokation und -kontrolle. Gesetzesnovellen in den 
Jahren 1969-1971 fiihrten in kürzester Zeit dazu, daß diese Eigentumsform zu einem System 
mit freiem, ungehindertem Zugriff degenerierte. Weide- und Wadiland wnrden, sofern nicht 
sichtbar bewirtschaftet, als "unoccupied land" angesehen und standen als "open grazing 
land" allen Sudanesen offen. Erst damit wnrde ein bodenrechtlicher Zustand geschaffen, der 
zu Desertifikation und zur "Tragedy of the Commons" fiihrte. Lokale Autoritäten hatten 
keine Sanktionsinstrumente mehr in der Hand, um gebietsfremden Herden den Zustrom in 
das qualitativ hochwertige Weideland zu verwehren. 

Angesichts des rapiden Zerfalls bodenrechtlicher Institutionen und der fortgeschrittenen 
ökologischen Gefiihrdung bestehen mittlerweile bei beginnender Dezentralisierung initiati
ven, bewährte ressourcenrechtliche Institutionen zumindest in Ansätzen zu revitalisieren 
(KIRK, 1993): 

Stärkung lokaler Entscheidungskompetenz durch die religiös-politischen Führer der 
Ethnien, die auch fiir Fragen der Ressourcennutzung verantwortlich sind. 

Wiederanerkennung exklusiver Weiderechte fiir die lokale Ethnie der Shukriya und 
Ausschlußmöglichkeiten fiir Herden extemer Ethnien. 

Festlegung einer Grenze fiir den mechanisierten, großflächigen Ackerbau, die faktisch 
dessen Zurückdrängung nach Süden bedeuten würde. 
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Fixierung ausreichender Wanderungskorridore in diesem Gebiet. 

Entscheidend fiir diese erfolgreiche Neufestlegung von Verfiigungsrechten wird sein, inwie
weit der Staat tatsächlich lokales Ressourcenmanagement toleriert, in welchem Maße eine 
neue Nutzergeneration in der Lage ist, die Entscheidungsfindung und Konfliktlösung auf 
sich zu nehmen und wie effektiv der Staat die neu gewonnenen Rechte von Tierhaltern durch 
Exekutive und Jurisdiktion durchzusetzen bereit und flihig ist. 

3.6 Weiterer Bedarf für Bodenbesitzreformen 

Aktuen besteht prioritär in zwei Bereichen eine Nachfrage fiir institutionenen Wandel durch 
Bodenbesitzreformen in Afrika: im Zuge der Entstaatlichung bei ehemaligen Staatsbetrieben 
und Kooperativen und bei der Landumverteilung ehemaligen weißen Siedlerlandes im südli
chen Afrika (BIANCKENBURG, 1992). 

Im Zusammenhang mit Entstaatlichung werden am Beispiel Benins nur einige Probleme an
gerissen: ehemalige Staatsbetriebe, wie Ölpalmplantagen im Süden, sind nach dem Zusam
menbruch der Zentralverwaltungswirtschaft aufgelassen worden. Sie bilden gerade in dicht 
besiedehen Regionen einen wachsenden bodenrechtlichen, sozialen und ökologischen 
Sprengstoff(KIRKlADOKPO, 1994): ,Es herrscht Uneinigkeit, wem die Flächen rücküber
eignet werden sollten: "dem" Dort: Einzelpersonen, 'neu zu bildenden Genossenschaften,' 
oder sollten sie als Staatseigentum erhalten bleiben? Auch angesichts der Degradation zögert 
der Staat mit einer zügigen Restitution, da befiirchtet wird, daß verunkrautete, unproduktive 
Plantagen sofort gerodet werden und das Land mit annuenen Kulturen bewirtschaftet wird, 
wobei Konzepte zum Ressourcenschutz wenig Beachtung finden werden. Voraussetzung fiir 
jedes nachhaltige Ressourcenmanagement ist die Lösung der Eigentumsfrage. 

4 Schlußbemerkung 

Die Perspektiven fiir die ländliche Entwicklung in afrikanischen Undern erscheinen wenig 
ermutigend, wenn neben ökonomischer Stagnation und unzureichender Nahrungsmittelver
sorgung, Schuldenlast, voranschreitender Armut und Umwehzerstörung zusätzlich die Bo
denfrage als anstehende ordnungspolitische Herausforderung in die entwicklungspolitische 
Diskussion gerückt wird. Virulente Landkonflikte in Nordghana, Bürgerkrieg in Rwanda, 
der auch in Zugangsproblemen zu extrem verknappten Ressourcen begründet ist, oder die 
zentrale Bedeutung der Bodenfrage fiir eine friedliche Zukunft im südlichen Afrika erzwin
gen jedoch die Gestaltung der Bodenordnung in einer Weise, die Landbewirtschaftern Er
wartungssicherheit bietet und Risiken vermindert, aber auch flexibel auf ökonomische, politi
sche und ökologische Krisen reagieren kann (HAGEDORN, 1992). 

Bei aller regionalen Differenziertheit auch in "kleinen" Ländern wurden Kemprobleme her
ausgestellt, fiir die zukünftige entwicklung~, ordnung~ bzw. prozeßpolitische Konzepte 
erforderlich werden: 
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hohe Transaktionskosten durch unvollkommen spezifizierte Verfiigungsrechte und nur 
rudimentäre "äußere Institutionen"; 

die wachsende Bedeutung von Pachtverhältnissen als Pufferinstitutionen; 

das aufkeimende dörfliche Konßiktpotential in dünner besiedehen Regionen, z.B. bei 
Mechanisierung; 



die ökonomischen und sozialen Folgen der Herausdrängung von Trägern sekundärer 
Rechte im Zuge der Spezifizierung von Verfügungsrechten (mobile Tierhalter, Frauen, 
junge Zuwanderer, ärmere, von ehemaligem Gemeinschaftseigentum abhängige Haus
halte); 

Probleme der Zielsetzung und Instrumentenwahl bei der Restitution von Land im Ent
staatlichungsprozeß und zukünftige Anforderungen an lokales Ressourcenmanagement 
sowie Konfliktlösung bei Dezentralisierung politischer Strukturen. 

Verschiedene Länder befinden sich in einer Phase der Neuformulierung von Ressourcenge
setzen. Neben der Einbeziehung von umweltpolitischen Zielen wird der Beachtung von Nut
zungsinterdependenzen (Boden als Acker- und Weideland mit Wege- und Wasserrechten, 
Vielzahl der Nutzungsberechtigten bei Forsten) und von lokaler Partizipation mehr Gewicht 
als in der Vergangenheit gegeben werden müssen. 

Zusammenfassung 

Auch Afrika ist mittlerweile mit einer Bodenfrage konfrontiert. Viele Länder sind an einem 
Wendepunkt angelangt, an dem bodenrechtliche Institutionen einer Einpassung in einen neu
en ordnungspolitischen Rahmen bedürfen. Virulente Landkonflikte in Ghana, ungleicher Zu
gang zu knappem Boden als eine der Ursachen fiir den Bürgerkrieg in Rwanda und die Be
deutung der Bodenfrage fiir eine friedliche Zukunft im südlichen Afrika zeigen den Bedarf 
nach Agrarverfassungen, die die Risiken von Landbewirtschaftern vermindern, ihnen Pla
nungssicherheit bieten und flexibel auf Veränderungen reagieren können. 

In der Gemeinschaft begründetes afrikanisches Bodenrecht wird kritisiert, insbesondere we
gen fehlender Anreize fiir das Individuum zu langfristigen Investitionen und zum Ressour
censchutz. Individuelles Privateigentum an Land durch Grundbucheintrag wurde nur in we
nigen Ländern nach der Unabhängigkeit konsequent durchzusetzen versucht; die Erfolge 
blieben hinter den Erwartungen zurück, angesichts hoher Kosten und der Kompliziertheit 
des Verfahrens sowie der Unfiihigkeit des Staates, Grundbücher zu aktualisieren und 
Rechtssicherheit in Konflikten zu schaffen. In den meisten Ländern eignete sich der Zentral
staat Land direkt an, setzte lokale Regelungen zu Bodenrecht und Ressourcennutzung außer 
Kraft, ohne aber selbst in der Lage zu sein, flächendeckend den Zugang zu Land zu regeln 
und zu überwachen. Die Folgen waren Bodendegradation und dauerhafte Ressourcenzerstö
rung vor allem bei Weiden und Forsten. 

Trotz zahlreicher lokalspezifischer Besonderheiten lassen sich grundlegende aktuelle boden
rechtliche Problemfelder identifizieren, fiir die Lösungskonzepte zur erarbeiten bzw. zu er- ' 
weitem sind: 

hohe Kosten der Informationsbeschaffimg, der Vertragsverhandlung und der Durch
setzung von Recht in Konflikten bei Landkäufen angesichts fehlender Rechtssicherheit, 
ferner illegale Landverkäufe. Die Folge ist ein fragmentierter Bodenmarkt mit hohen 
Risikoprämien, geringen Transaktionen und suboptimaler Agrarproduktion; 

eine wachsende Bedeutung von Pachtverhältnissen in dicht bevölkerten Regionen auf 
unsicherer bzw. restriktiver Vertragsgrundlage, wobei auch Ressourcenschutz
Investitionen unterbietDen; 

ein zunehmendes Konfliktpotential um Land auch in Dörfern in dünnbesiedehen Sa
vannenregionen, wenn durch neue Anbauprodukte und Mechanisierung zusätzliches 
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Land genutzt wird, die Brachezeiten zurückgehen und sich alternative Technologien 
zum Erhalt der Bodenfiuchtbarkeit nur wenig durchsetzen. 

Je mehr Familien und EinzeJpersonen dauerhafte, vererbbare Rechte an Land erlangen, 
desto schwieriger'wird der Zugang zu Land für Träger sekundärer Rechte wie mobile 
Tierhalter, Frauen und für ärmere Haushalte, die vom ehemaligen, degenerierten Ge
meinschaftseigentum leben. 

Im Zuge der Entstaatlichung besteht das Problem der Rückübertragung ehemaligen 
Staatslandes: was sind die Kriterien für eine Restitution, an wen solhen sie erfolgen, 
wie können dabei auch Aspekte des Umwehschutzes beachtet werden? 

Bei der anstehenden DeZentralisierung ökonomischer und politischer Strukturen ent
stehen neue Anforderungen für lokale bodenrechtliche Regelungen und an Konfliktlö
sung. 

Summary 

Amca today has joined those continents faced by land issues. Many of the countries have 
reached a tuming point at which land-tenure institutions need to be adjusted to a new politi
cal and economic order. Virulent land conftiets in Ghana, unequal aceess to sparse land -
which was one ofthe causes ofthe civil war in Rwanda - and the significance ofland issues 
for a peaceful future in the south of Amca show the need for land tenure systems that de
crease the risks for farmers and give them sufficient security so that they can plan and reaet 
tlexibly to changes. 

Amcan land tenure, which is based on common fights, is the objeet of criticism because it 
does not offer incentives for individuals to make long-term investments and proteet the re
sources. A serious attempt to enforee the people to register land in land title registers foIlo
wing independenee was made in only a few of the countries: the suceess did not meet the 
expeetations as a resuh ofthe costs and the complexity ofthe procedure, as weIl as the in
ability ofthe state to keep land registers upto date and SUPPly legal certainty and proteetion 
in case of confliets. In most of the countries, the central government annexed land directly 
and amiulled the local land laws and regulations governing the utilization of resourees 
without being in a position themselves to regulate and supervise the access to land. As a 
consequenee, the land became degraded and resources were destroyed permanently. This 
took place above all in the case of grazing land and forests. 

Despite numerous specific local peculiarities, fundamental current fields of land-tenure pro
blems can be identified for which solutions have to be found or expanded: 
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the high costs involved in procuring information, in negotiating contraets and enfor
cing the law in case of confliets arising from land purchases in view ofthe lacking legal 
certainty and, furthermore, illegal land sales. The result is a fragmented land market 
with high risk premiums, limited transactions and sub-optimal agricuhural production. 

the growmg significance oftenancy in the densely populated regions and an uncertain 
or restrictive basis for the contraets, whereby investments in resource protection are 
not made. 

an increasing conftiet potential with respeet to land it: as a resuh of new crops and 
mechanization, additional land is made use of; the periods in which the land is left fal
low are shortened and alternative techniques ilnd technology that can maintain the 



fertility ofthe soil are only seldom employed. This phenomenon can also be found in 
villages in sparsely populated savanna regions 

the more families and individuals gain permanent, inheritable rights to land, the more 
difficult the access to land becomes for those with secondary rights such as mobile 
animal keepers, women and poor households who live off the former, degenerated 

common property. 

the problem of the reconveyance of former government land arises in the process of 
restitution: what are the criteria for restitution, who should receive it, how can envi
ronmental protection aspects be observed thereby? 

the pending decentralization of economic and political structures creates new require
ments for localland-Iaw regulations and solutions for conflicts. 

PC3DMC 

.. HHcTHTyqHoHanr.Ha1l 
acj>pHKaHcKoM cenr.CKOM 
KOHqenqHH" 

opraHH3aqH1I 
X0311AcTBe: 

3eMenr.Horo 
npo6neMIil H 

npaBa B 
Heo6xop,HMlile 

3eMenbHblH Bonpoc CTaHOBIITCII aKTyanbHblM 11 gnll CTpaH A.pPIIKIl. Bo MHorllX 
CTpaHax, Y'IepeJKgeHIlIl 3eMenbHoro npaBa HYJKgalOTclI B npe06pa30BaHllllx, KOTopble 
COOTBeTCTBOBanll 6bl HOBblM opraHII3al.\II0HHO-nOnIlTII'IeCKIlM ycnoBIIIIM. bonbWlle 
KOH.pnIlKTbl CBII3aHHble C pacnpegeneHlleM 3eMenb B raHe, HecnpaBegnllBoe 
HageneHlle 3eMneH, npll ee OrpaHII'IeHHOCTII, KaK ogHa 113 npll'lIlH rpaJKgaHcKoH 
BOHHbl B PyaHge 11 06ll1,ee 3Ha'leHlle peweHll1l 3eMenbHoro Bonpoca gnll MllpHoro 
6ygylll,ero IOra A.pPIIKIl np"BoglIT K He06xogilMocTil TaKoH CIlCTeMbl pere 
ynllpoBaHll1l arpapHblx oTHoweHIIH, KOTopble CBOgllT 
npoll3BogilTeneH cenbcKox0311HcTBeHHoH npogYKl.\"l, 
B03MOJKHOCTb cTa611nbHo nnaHllpOBaTb npoll3BogcTBo 11 

K MIIHIIMYMY P"CK 
npegoCTaBnlllOT 11M 

rll6KO pearllpOBaTb Ha 
3KOHOMII'IeCKlle, nOnllTII'IeCKlle 11 3KOnorll'leCKlle 113MeHeHilil cllTyal.\lIl1. 

npaBO Ha 3eMnlO, OCHOBaHHoe Ha 06ll1,IIHHblX IInll 06ll1,eCTBeHHblX npIHl.\"nax, 
KpllTIlKyeTclI 113-3a OTCYTCTBIlIl IIHglIBlIgyanbHblX cTIIMynoB npoBegeHll1l 
gonrocpo'lHblX IIHBeCTlIl.\lIH 11 oxpaHe pecypcOB, T.K. pogcTBeHHMKIl TaKJKe MMelOT 
npaBa Mcnonb30BaHMil 3eMnM M '1aCTIl co6paHHoro C Hee ypOJKall. nonblTKM 
YCTaHOBneHMIl '1aCTHOH co6CTBeHHOCTil Ha 3eMnlO C 3aHeceHMeM 3anMCII B 
n03eMenbHYIO KHllry nocnegoBaTenbHO npoBogllnllcb, nocne nonY'leHIlIl 
He3aBMcMMOCTII, TonbKO HeKOTopblMIl cTpaHaMIl. npMnllTCTBOBanM 3TOMY M BblcoKMe 
3aTpaTbl, cBII3aHHble c BBegeHMeM HOBO" CllcTeMbl, M CnOJKHOCTb npoBegeHMIl pa60T, 
11 Hecnoc06HOCTb rocygapcTBeHHoro annapaTa peanbHO OCYlll,eCTBnllTb KagaCTpOBbl" 
Y'leT 3eMenb M 3alll,IITY npaB c06CTBeHHilKOB '1epe3 cygonpoM3BogCTBO. B 
60nbWMHCTBe JKe cnY'laeB npoxogllno orycygapcTBnMBaHlle 3eMenbHOH 
co6CTBeHHOCTil 11 YCTaHOBneHMe nOKanbHblX npaBlln perynMpoBaHMIl pacnpegeneHll1l 
3eMenb, np"'leM 6e3 B03MOJKHOCTM M cnoc06HOCTil rocygapcTBa B nonHOM 06"beMe 
perynMpOBaTb M pancpegenllTb 3eMnM, OCYlll,eCTBnll1l HagneJKalll,MH KOHTpOnb. 
CnegcTBMeM 3TOMY 6blna gerpagal.\MII nO'lBbl M npogonJKMTeJlbHOe YHM'ITOJKeHMe 
pecypCOB, npeJKge Bcero nacT6MllI,HblX M neCHblX yrogMH. 
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HeCMOTpR Ha MHorO'lHcneHHble MeCTHble oco6eHHOCTI1, MOlKHO BblAenl1Tb 

cneAYJO~l1e aKTyanbHble OCHOBHble CTOPOHbI npo6neMbl: 

BblCOKl1e 3aTpaTbI, CBR3aHHble C peanl13al.\I1eli npaB 'IaCTHoli co6CTBeHHOCTI1 

Ha 3eMnJO (c6op I1H<}>opMal.\l1l1, 3aKnKJ'IeHl1e 11 perl1CTpal.\l1R AorOBopOB, 

OTCYTCTBl1e rapaHTl1li npaB co6CTBeHHOCTI1, a cneAOBaTenbHO HeneranbHaR 

ToprOBnR 3eMneli) 11 o6ycnoBneHHaR 3TI1M <}>parMeHTl1pOBaHHOCTb pblHKa 

3eMnl1 C 60nbwoli CTeneHbJO p"CKa CAenOK 11 cy6onTI1ManbHoe arpapHoe 

np0I13BOACTBO. 

PaCTeT 3Ha'leHl1e apeHAHblX OTHOWeHl1li B rYCTOHaceneHHblX perl10Hax. 3TI1 

OTHOWeHI1R RBnRJOTCR, B HaCTOR~ee BpeMR, HeCTa611nbHblMI1 11 OrpaHI1'1eHHO 

3aKpennRKJTCR AorOBopaMI1, 'ITO npIBOA"T K OTCYTCTBI1JO 

pecypcoc6eperaKJ~I1X Kanl1TanOBnOlKeHl1li. 

C pacnpOCTpaHeHl1eM HOBbIX KynbTYP 11 TeXHOnOrl1li, B cenbCKOX03RlicTBeH

Hblli 060POT BKnKJ'IaeTCR Bce 60nbwe nno~aAeli, BpeMR pa3Me~eHI1R 3eMenb 

nOA nap COKpa~aeTCR, a anbTepHaTI1BHble TeXHonOrl1l1, n03BOnRKJ~l1e 

coxpaHRTb nO'lBeHHOe nnoAopoA"e pa3BI1BaJOTCR cna60. Bce 3TO npIBOA"T K 

POCTy KOH<}>nI1KTHOrO nOTeHl.\l1ana J.1 B cna60HaceneHHblX perJ.10HaX CaBaHHbI. 

'leM 60nbwe ceMeli 11 OTAenbHblx nl1l.\ nonY'laKJT npaBO nonb30BaTbCR 

06~J.1HHOil 3eMneil, TeM cnOlKHee AocTyn K Heil BTOPJ.1'1HbIX I1nJ.1 CTOPOHHJ.1X 

nonb30BaTeneli, TaKJ.1X KaK CKOTOBOAbI-Ka'leBHJ.1KJ.1, Ml1rpJ.1pYKJ~l1e MonOAble 

CeMbJ.1 11 npeACTaBJ.1TenJ.1 6eAHelilllJ.1x ceMeil. 

B np0l.\eCce pa3rOCYAapCTBneHI1R 3eMenbHoil co6CTBeHHOCTI1 B A<jJpJ.1Ke 

TaKlKe B03HJ.1KaKJT npo6neMbI C BOCCTaHOBneHJ.1eM npaB co6CTBeHHOCTJ.1 

6bIBWJ.1X BnaAenbl.\eB J.1nJ.1 HaAeneHJ.1eM J.1MJ.1 HOBbIX. BCTaJOT BonpOCbI He 

TonbKO KOMY AonlKHbI 6blTb npeAOCTaBneHbl npaBa co6CTBeHHOCTI1, HO 11 

BonpOCbI, CBR3aHHble C Y'leTOM 3neMeHTOB oxpaHbI OKpYlKaJO~eli cpeAbI. 

npJ.1 Ael.\eHTpanJ.13al.\J.1J.1 3KOHOMI1'1eCKI1X 11 nOnI1TJ.1'1eCKJ.1X CTPYKTYP B03HI1KaJOT 

HOBble Tpe6oBaHJ.1R K OpraHI13al.\J.1J.1 nOKanbHoro perynJ.1pOBaHI1R BonpOCOB 

3eMenbHoro npaBa, KOTopoe AonlKHO COOTBeTCTBOBaTb 06~J.1M 

rOCYAapCTBeHHblM l.\enRM J.1 npaBOBblM ycnOBI1RM. 
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ZUKÜNFTIGE ORIENTIERUNG DER LÄNDLICHEN ENTWICK
LUNGSPOLITIK 





AGRARFORSCHUNG UND AGRARENlWICKLUNG: WIRKUNGEN UND 

POLITIKORIENTIERUNG 

von 

Joachim von BRAUN' und Peter WEHRHEIM* 

1 Einleitung 

Die Weltlandwirtschaft befindet sich in diesem und den kommenden zwei bis drei Jahrzehn
ten in einer Phase historischen Umbruchs. Praktisch der gesamte zusätzlich erforderliche 
Output fiir eine absolut noch nie so rasch gewachsene Weltbevölkerung, zuzüglich deren 
steigende kaufkräftige Nachfrage sowie das zusätzliche Angebot zur Überwindung des Nah
rungsdefizits von ca. einer Milliarde Menschen, die zur Zeit hungern, muß aus Ertrags- und 
Effizienzsteigerungen des Agrarproduktions-, -verarbeitungs- und -handelssystems erfolgen 
und kann nicht mehr durch Ausweitung der landwirtschaftlichen Nutzfläche erfolgen 
(PINSTRUP-ANDERSEN, 1994). Agrarforschung, die die erforderlichen produktivitäts
steigernden Technologien entwickelt und testet, kommt dabei eine Schlüsselrolle zu, aber 
nach Meinung vieler geschieht zu wenig, um diesen Herausforderungen erfolgreich zu be
gegnen (RUTTAN, 1994). 

Die Divergenz von Anspruch und Wirklichkeit erscheint paradox, da bei der wissenschaftli
chen Bewertung von Agrarforschung in Entwicklungsländern ein breiter Konsens besteht: 
die verbreitete Vorstellung ist, daß 

1. Markt- und Produktionsbedingungen in der Landwirtschaft es erfordern, Agrarfor
schung als öffentliches Gut bereitzustellen; daß 

2. Investitionen in Agrarforschung in Entwicklungsländern weit höhere Erträge erzielen 
als viele andere öffentliche und private Investitionen, was 

3. als Indiz von Unterlnvestition anzusehen sei. Agrarökonomen haben demgemäß 

4. seit langem Politikversagen bei Agrarforschungsförderung konstatiert und fordern 

5. dessen Korrektur durch Ausweitung der öffentlichen Agrarforschung, insbesondere in 
Entwicklungsländern, auch durch entsprechend gefOrderte teclrnische Zusammenar
beit. 

Im folgenden Beitrag wird zunächst ein kurzer Überblick über den derzeitigen Stand der 
Wirkungsanalyse von Agrarforschung gegeben. Daran anschließend sollen die genannten 
Thesen kritisch analysiert werden, um hieraus Folgerungen rur die zukünftige Orientierung 
von entwicklungsländerorientierter Agrarforschung abzuleiten. 

• Prof Dr. J. von Braun, Dr. P. Wehrheim, Institut für Ernährungswirtschaft und Verbrauchslehre der 
Christian- A1brechts- Universität zu Kiel, Lehrstuhl für Ernährungswirtschaft und Ernährungspolitik. 
Olshausenstr.40, 24098 Kiel 
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2 Theoretische Analyse von Agrarforschung 

2.1 Eine erweiterte Defmition von Agrarforschung 

In diesem Beitrag wird unter dem Begriff Agrarforschung nicht die produktspezifischen In
vestitionen, die auf partielle Produktivitätseffekte und effiziente Ausweitung von Kapazitä
ten abzielen, sub summiert. Die zugrundeliegende Definition von Agrarforschung umfaßt 
vielmehr die Gesamtheit der institutionellen und investiven Aktivitäten und die komplexen 
Determinanten ihrer Nachfrage sowie ihres Angebots. 

Agrarforschung im weiteren Sinne ist damit die Gesamtheit der öffentlichen und privaten 
Aktivitäten zur Produktion von Wissen, das der nachhaltigen Erreichung von qualitativen 
und quantiativen Zielen im Agrar- und Ernährungsbereich dient. 

2.2 Traditionelle und erweiterte Wirkungsanalyse von Agrarf!lrschung 

2.2.1 Traditionelle Wohlfahrtsanalyse von Agrarforschung 

Die traditionelle volkswirtschaftliche Bewertung von Agrarforschung im neo-klassischen 
Renten-Konzept befaßt sich mit der durch Forschungsinvestitionen verschobenen Grenzko
sten- bzw. Angebotsfunktion und den sich daraus ergebenden Änderungen an Produzenten
und Konsumentenrente. Betrachtet wird üblicherweise ein Markt fiir ein landwirtschaftliches 
Produkt (oder ein Produktaggregat), der sich im Gleichgewicht befindet. Als Ergebnis der 
Agrarforschung wird eine Verschiebung der Angebotskurve nach rechts unten angenommen, 
welche zur Grenzkostensenkung und zu einer nachfolgenden Produktionssteigerung fUhrt I . 
In der klassischen marshallschen Wohlfahrtsanalyse ergeben sich hierdurch Wohlfahrtsge
winne fiir die Konsumenten, während die Effekte fiir die Produzenten vom Saldo der Grenz
kostensenkung und dem Rückgang des Erlöses bestimmt werden. Die Effekte auf den Staat 
bleiben in diesem Beispiel neutral, wenngleich die Aufhebung der Autarkieannahme auch 
dieses Resultat ändern würde. Insgesamt werden in dieser Betrachtung Forschungsinvesti
tionen allerdings als exogene Größe behandeh, d.h. die Kosten der Grenzkostenreduzierung 
werden außerhalb des Marktmodells bestimmt. 

Die Diskussionen und empirischen Untersuchungen, die sich an diesem Schaubild festma
chen, ranken sich u.a. um Fragen des Ausmaßes der Angebotsverschiebung, die Form der 
Angebotsausweitung (divergent oder konvergent), die Höhe der shifts der Angebotskurve, 
die Bestimmung der zeitlichen Verzögerung der Agrarforschungseffekte, die Bestimmung 
der einhergehenden Wohlfahrts- und Verteilungsseffekte der Agrarforschung in Abhängig
keit der Elastizitäten und die Effekte der Agrarforschung auf den internationalen Handel. 
Entsprechende Erweiterungen des Schaubildes beziehen internationalen Handel, Marktstö
rungen, unterschiedliche Formen des technischen Fortschritts und Umwehexternalitäten mit 
ein. PARDEY (1994) diskutiert das ursprüngliche Schaubild und diese Zusammenhänge 
umfassend. 

I Die Verschiebung der Grenzkostenkurve nach rechts ist in diesem Zusammenhang tatsächlich das Resul
tat von mindestens zwei Prozessen. Zunächst muß die Agrarforschung Innovationen finden und bereit
stellen. In einem zweiten Schritt muß die Dift'ussion und Adaption der neuen Technologie durch die Er
zeuger die eigentliche Angebotsverschiebung auslösen. 
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2.2.2 Erweiterung der WirkungsanaIyse von Agrarforschung 

Ein wichtiger Aspekt ist darin zu sehen, daß ein erheblicher Teil der Agrarforschung als öf
fentliches Gut zu bezeichnen ist. Dies ist dann der Fall, wenn Ergebnisse von Agrarfor
schung nicht ausschließlich von denjenigen verwendet bzw. gegen finanzielle Gegenleistung 
abgegeben werden, die die Innovation geschaffen haben. Das Problem der ,,free riders" wird 
somit als Grund fiir die notwendige öffentliche Finanzierung von Agrarforschung und der 
öffentlichen Bereitstellung deren Ergebnisse angefiihrt. Bei näherer Betrachtung wird deut
lich, daß Agrarforschung, ebenso wie Beratung, und die Bereitsstellung von agrarstatisti
schem Material zwar einige aber nicht notwendigerweise alle Eigenschaften von öffentlichen 
Gütem haben. 

Ein Problemfeld, das sich mit Agrarforschung verbindet, ist die Frage nach einhergehenden 
Externalitäten. Externalitäten der Agrarforschung treten aot: wenn die sozialen Grenzko
sten der Erstellung von Forschungsgütem von den privaten abweichen. Diese Abweichung 
kann auftreten, wenn die Wohlfahrt einer Person oder Personengruppe durch den Konsum
oder die Produktionsaktivitäten eines anderen negativ oder positiv beeintlußt wird und keine 
Kompensation fiir diese Effekte stattfindet. Da in der Realität immer wieder Externalitäten 
zu beobachten sind, ist dies ein Indiz dafiir, daß beträchtliche Transaktionskosten mit 
Agrarforschung einhergehen und/oder Verfiigungsrechte in vielen Fällen nicht geklärt sind 
Werden existierende Extemalitätennichtbeseitigt.fiihrt dies zur Unter- oder Überprodukti
on der entsprechenden Güter (PARDEY, 1994, S. 28). 

Schaubild 1: Wohlfahrtseffekte von Agrarforschung unter Berücksichtigung von 
Umweltexternalitäten 

P 

PO 

Pl 

QO Ql 
Quelle: eigene Darstellung nach ALSTON et aI., 1994 

A2=SGK2 

A3 =SGK3 

AO = PGKO 

Al = PGKl 

Q 

Die Einbeziehung von Umwehextemalitäten in das traditionelle wohlfahrtsökonomische 
Konzept wird durch Schaubild I verdeutlicht. Die Einbeziehung der sozialen Grenzkosten 
(SGK) in die theoretische Analyse wird durch die in diesem Fall parallel zur urspünglichen 
privaten Grenzkostenkurve (PGK) verlaufende soziale Angebotslrurve angedeutet. Durch 
Einbeziehung der sozialen Grenzkosten können einige wichtige allgemeine Folgen der In-
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ternalisierung von externen Effekten für die Bewertung von Agrarforschung veran
schaulicht werden. 

Nach der Wirkungsweise der durch Agrarforschung gefundenen Technologien auf das An
gebot können verschiedene Typen identifiziert werden. Technologie A fUhrt zu einer Ver
ringerung der privaten Grenzk.osten (AO--+Al) und einem analogen und parallelen Shift der 
sozialen Grenzk.ostenkurve (A2--+A3), wodurch im Resultat die Externalität gleich groß 
bleibt. Technologie B fUhrt zu einer Verriogerung der privaten Grenzk.osten (AO--+Al) wäh
rend die sozialen Grenzk.osten unverändert bleiben (A2), wodurch die Externalität größer 
wird. Technologie C fUhrt zu einer Verriogerung der sozialen Grenzk.osten (A2--+A3) wäh
rend die privaten Grenzk.osten (AO) unverändert bleiben, wodurch die Externalität kleiner 
wird. 

Weitere Technologiealternativen sind denkbar, deren Wirkung auf den Verlauf der sozialen 
und privaten Grenzk.osten durch ungleiche und/oder nicht parallele Änderungen gekenn
zeichnet sein können. Für die wohlfahrtsökonomische Bewertung ist von Bedeutung, daß 
bei Berücksichtigung der Wirkungen der Technologiealternativen auf die sozialen Grenzk.o
sten Technologie C im Vergleich zu den Alternativen A und B zur gesamtwirtschaftlich be
sten Lösung wird. Alternative A wird zur zweitbesten Lösung und Technologie B zur 
schlechtesten Lösung. Damit läßt sich qualitativ zeigen, daß die Wohlfahrtswirkungen von 
Agrarforschungsergebnissen durch die Berücksichtigung von (Umwelt-)Externalitäten deut
lich verändert wird. 

2.2.3 Institutionen- und politökonomische Aspekte von Agrarforschung 

Das neoklassische Modell beschreibt den erwarteten Nutzen von Agrarforschung, aber es 
erklärt nur unzulänglich, weswegen in die Agrarforschung nachhaltig unterinvestiert wird. 
Im Konzept der induzierten technologischen und institutionellen Innovation ergeben sich die 
Investitionen in technologischen Fortschritt letztlich aus den Faktorpreisrelationen 
(HAYAMI, RUTTAN, 1985). Obwohl strikt preis- und marktorientiert, behandelt auch die
ser in sich schlüssige Ansatz Forschung konzeptionell nicht als Markt, auf dem sich Angebot 
von und Nachfrage nach Forschung treffen und Preise fiir Forschung endogen resultieren, 
sondern als abgeleitete Nachfrage. 

Agrarforschungssysteme haben in allen Ländern einen historischen Entwicklungsprozeß 
durchlaufen und dabei institutionelles Kapital akkumuliert. Dies beeinftußt zum Beispiel die 
(optimale) relative Gewichtung von privater und öffentlicher Agrarforschung, die zudem 
vom fraglichen Technologiebereich, dem Entwicklungsstand der Volkswirtschaft, institutio
nellen Kapazitäten im öffentlichen und privaten Sektor, sowie der Struktur der Agrarwirt
schaft eines Landes mitbestimmt wird. Einmal etablierte Systeme kranken unter der Schwie
rigkeit, daß nötige Änderungen nur langsam umgesetzt werden. Die hohen Transaktionsko
sten der institutionellen Änderungen sind eine Ursache hierfiir. Die ideale institutionelle 
Rahmenbedingung hingegen wäre durch ein aus sich selbst heraus efEzent adaptiv wirkendes 
System gegeben (NORTH, 1994). Aus institutionenökonomischer Sicht wäre es somit wich
tig einen flexiblen Rahmen von Regeln und Normen fiir Agrarforschungssysteme zu schaf
fen, mit welchem im Zeitablauf die Wahhnöglichkeiten maximiert werden und das System
versagen minimiert wird. 

Ergänzend sind noch politökonomische Aspekte der Analyse und Bewertung von Agrarfor
schwlg zu diskutieren. Ein Argwnent der Neuen Politischen Ökonomie zur Agrarforschung 
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besagt, daß die Nachfrage nach Agrarforschung eine Funktion des Drucks der landwirt
schaftlichen Interessensvertreter ist2• Die Lobbyistentätigkeit landwirtschaftlicher Interes
sensvertreter hat allerdings nicht nur Einfluß auf die Höhe der öffentlichen Agrarforschungs
ausgaben. Auch die inhaltliche Ausrichtung der Agrarforschung wird durch Lobbyisten be
einflußt. Die von HA Y AMI und RUTT AN (1985) belegte Reaktion von Agrarforschung auf 
existierende Ressourcenknappheiten kann Störungen im Agrarproduktmarkt auf den Agrar
forschungsmarkt transferieren (vgl. SCHULTZ, 1979). 

Nach Analysen von LEE und RAUSSER (1992) besteht eine Komplementarität zwischen 
produktiven Politiken (der Agrarforschung) und redistributiven Politiken (der Agrarsubven
tionspolitik). Ihre Berechnungen zeigen, daß steigende Zuwachsraten fiir Agrarforschungs
aufwendungen im internationalen Vergleich nicht nur mit einer Zunalrme der Produktivität 
und höheren Einkommenniveaus, sondern auch mit höheren Protektionsraten fiir den Agrar
sektor der jeweiligen Länder einhergehen. Länder mit niedrigem Einkommen sind hingegen 
durch die häufig beobachtete Besteuerung des Agrarsektors, eine höhere Unterinvestition in 
Agrarforschung und niedrige Sektorproduktivitäten gekennzeichnet. ALSTON UND PAR
DEY (1993) schätzen mit einer umfassenden Datenbank ökonometrisch die Abhängigkeit 
von nationalen Agrarforschungsausgaben von einer Vielzahl abhängiger Variablen, darunter 
den landwirtschaftlichen Protektionsraten. Ihre Ergebnisse wiedersprechen denen von LEE 
und RAUSSER. Sie zeigen, daß höhere Protektionsraten mit niedrigeren Investitionen in 
öffentliche Agrarforschung einhergingen. Ein möglicher Grund fiir die unterschiedlichen 
Ergebnisse könnte in der Wahl der Protektionsmaße liegen, aber es könnte auch zutreffen, 
daß sich öffentliche Agrarforschung eher an Schattenpreisen orientiert. 

Öffentliche Agrarforschung konkurriert mit anderen öffentlichen Maßnalrmen. Das Gewicht 
politischer Ökonomik von Entscheidungsprozessen bei der Mittelallokation fiir Agrarfor
schung ist im Zusammenhang mit wachsender Themen- und Ressourcenkonkurrenz, sowohl 
national als auch in der internationalen Zusammenarbeit zu sehen, also zunehmender Kon
kurrenz auf politischen Märkten. Die Rolle landwirtschaftlicher Wachstumsförderung fiir die 
armutsreduzierende Entwicklung in Ländern mit niedrigem Einkommen hat bei zunehmender 
Themenkonkurrenz in den betroffenen Ländern (und den Geberländern) Schwierigkeiten, als 
noch langfiistig relevant akzeptiert zu werden (VON BRAUN et al,. 1993). 

2.3 Zur Synthese der erweiterten theoretischen. Ansätze 

Woran es den in Kapitel 2.2 dargestellten Konzepten der Wirkungsanalyse allerdings man
gelt, sind Ansätze, welche in einem Marktmodell Agrarforschung umfassend als endogene 
Größe begreifen und somit auch dieser Betrachtung erschließen. Die Problematik der Analy
se von optimalem Volumen und Effizienz von Agrarforschung muß aber mit einem Konzept 
angegangen werden, das marktbezogen ist, nicht weil etwa ein ,,Markt" fiir Agrarforschung 
schon vollständig existierte und effizient funktionierte, sondern gerade um die Ursachen des 
beobachteten Markt- bzw. Politikversagens (z.B. der Unterinvestitionshypothese) offenzule
gen. 

Eine Endogenisierung von Agrarforschung könnte erfolgen, indem die Kräfte, welche die 
Nachfrage und das Angebot von Agrarforschung beeinflussen in modellanalytische Ansätzen 

2 GUTfMANN (1978) erklärt zum Beispiel mit einem empirischen Modell der politischen Interessen
gruppen die Verteilung öffentlicher Agrarforschung in den USA. RQSE-ACKERMANN und EVENSON 
(1985) identifizieren für einzelne Bundesstaaten der USA noch weitere Faktoren, wie z.B. das durch
schnittliche Einkommen der Betriebe und die Bevölkerungsdichte als politische Determinanten der öf
fentlichen Ausgaben für Agrarforschung und Beratung in den USA. 
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explizit einbezogen werden. Ein Markt fiir Agrarforschung müßte somit auch im Modell 
sowohl mit dem Güter- als auch mit dem Politikmarkt verknüpft werden. Ein Transmissions
system müßte insbesondere die Verbindung mit den Gütermärkten herstellen, wobei nicht 
nur die Agrargütermärkte sondern auch diejenigen fiir Umweltgüter zu berücksichtigen wä
ren. Das Transmissionssystem wird durch Beratungssysteme, Funktionsweisen der Informa
tionsmärkte sowie Hurnanressourcen bestimmt. 

In Schaubild 2 ist das traditionelle Bild der Wohlfahrtsanalyse der Agrarforschung (rechtes 
Diagramm, fiir ein aggregiertes Agrarprodukt) auf grob schematische Art mit dem ,,Markt 
fiir Agrarforschung" (Diagramm unten links) verknüpft. Dieser ,,Markt" wird von komple
xen politik-ökonomischen Faktoren beeinflußt, auf die wir unten zu sprechen kommen. 

Schaubild 2: Verknüpfung eines Marktes für ein Agrargut über ein Transformations
system (Beratung) mit dem Politik-Markt für Agrarforschung 

q (Forschung) 

Q2 Ql 

Quelle: Eigene Darstellung 

p (h.grargut) 

Pl 
P2 

p (Forschung) 

Q2 

q(Agrargut) 

Transmissionssystem von 
Forschungsoutput (l.B. durch 
Beratung. Dlffusslon und 
Adoption von 
Technologie) 

Die Verknüpfung beider Kwven erfolgt über das Transmissionssystem (Diagramm unten 
rechts), welches wechselseitige Effekte hat. Einerseits wird durch die Transmissionskwve 
angedeutet, daß eine Beziehung besteht zwischen der Höhe des Preises der Agrargüter 
(Produktmarkt) und der Höhe der Nachfrage und des Angebots nach Agrarforschung. Ande
rerseits wird deutlich, daß die Höhe der Outputs von Agrarforschung über das Transmissi
onssystem (z.B. durch Beratung, Finanzierung etc.) gefiltert, einen unterschiedlichen Effekt 
auf die Verschiebung des Angebots haben kaun. Das Transmissionssystem zwischen dem 
Markt fiir Agrarforschung und dem Gütermarkt hat unterschiedliche Effekte auf die Ver
schiebung der Angebotskwve infolge von durch Agrarforschung induziertem technischen 
Fortschritt. Die Transmissionseffizienz zwischen Agrarforschung und Verbesserung des An
gebots auf den Gütermärkten könnte zum Beispiel durch den verstärkten Einsatz moderner 
Informationstechnologie und organisatorische Innovationen in der Beratung erhöht werden. 

Zu beachten wären ferner die sehr unterschiedlichen zeitlichen Reaktionsmuster zwischen 
dem Markt fiir Agrarforschung und den Gütermärkten. Preisbildung auf dem Gütermarkt 
kaun sehr rasch erfolgen, während diese auf dem Forschungsmarkt stark verzögert statt fin
den kaun (im öffentlichen Segment noch langsamer, als im privaten). Die Transmission zwi-
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schen den beiden Märkten ist also von langfristigen Lag-Strukturen gekennzeichnet (z.B. 
eine neue Saatgutsorte mag zehn Jahre bis zum Einsatz in der Praxis benötigen). Die Zeit
verzögerungen zwischen Knappheitssignalen und tatsächlichen Reaktionen auf den interagie
renden Märkten sind äußerst komplex und je nach Agrarforschungsgegenstand auch sehr 
heterogen, weswegen ihre Erfassung in Modellen noch unzureichend ist. So ist es auch na
heliegend die Gütermarktlage als eine vom Forschungsmarkt antizipierte zu begreifen, also 
als ein Erwartungsmodell. Langfristig ausgerichtete Agrarforschung, die durch die vermehrt 
erforderliche Beachtung von Problemen der Nachhaltigkeit in noch längeren Zeitdimensio
nen denken muß, bedarf eines zumindest impliziten Erwartungsmodells der Angebots- und 
Nachfragesituation im Gütermarkt. Dazu sind Langfristprognosen, Szenarien der Agrar-und 
Ernährungsentwicklung und Technologieprognosen eine wichtige Grundlage effizienter 
Transmission zwischen Forschungs-und Gütermarkt. Agrarforschung kann in diesem BereiCh 
zur Effizienz ihres eigenen Wirkens beitragen. 

Von größerer Bedeutung ist vermutlich das Grundproblem der Diskrepanz zwischen der 
Knrzfristigkeit der Bewertung von Kosten und Nutzen von Agrarforschung (in Konkurrenz 
zu anderen politischen Handlungen) im allgemeinen politischen Markt, auf dem hohe Zeit
präferenzen vorherrschen und der extremen Langfristigkeit der Reaktionen und Wirkungen 
der öffentlichen Agrarforschung. Die Unterinvestitions-These könnte somit ihre Erklärung 
im Marktversagen auf dem politischen Markt fiir Agrarforschung, einschließlich eventueller 
Ineffizienzen im Transmissionssystem zwischen politischem Markt und Gütermarkt, finden. 

3 Agrarforschung, Agrarentwicklung und Wachstum 

3.1 Agrarforschung im internationalen und zeitlichen Vergleich 

Für die öffentliche Agrarforschung wurden im Durchschnitt der Jahre 1981/85 ca 9,2 Mrd. 
US$ (Kaufkraft-Paritäten!KKP fiir US$ von 1980) ausgegeben. Davon entfiel der geringfii
gig größere Teil (52 %) auf die Mitgliedstaaten der OECD. Die Entwicklungsländer (130) 
brachten immerhin den restlichen Teil der Agrarforschungsausgaben auf Im Durchschnitt 
der Jahre 1981/85 waren knapp 140 Tsd. Agrarforscher (Jahresarbeitsäquivalente von Voll
zeitsarbeitskräften) weltweit tätig. Hiervon war ein Anteil von 68,9 % in Entwicklungslän
dern beschäftigt (ANDERSON, PARDEY, ROSEBOOM, 1994). 

Betrachtet man die Entwicklung der relativen Faktorintensitäten, wird deutlich, daß z.B. in' 
Afrika südlich der Sahara die Ausgaben fiir Agrarforschung je Erwerbstätigen in der Land
wirtschaft nur um durchschnittliche 1,4 % zunahmen, während der Anstieg zum Beispiel in 
China mit 5,1 % deutlich höher lag. Außerdem werden durch die absoluten Werte der beiden 
Faktorintensitäten die erwarteten Niveauunterschiede deutlich sichtbar. In Subsahara Afrika 
lagen die durchschnittlichen jährlichen Ausgaben fiir Agrarforschung je Erwerbstätigen in 
der Periode 1986-90 bei lediglich 3USS. Auch in China (2 USS), den Ländern Asiens und 
des Pazifiks (ohne China; 8 USS) lag dieser Wert im Vergleich zu den Ländern Lateinameri
kas und der Kanl>ik niedrig. In Westasien und Nordafiika erreichte diese Größe ein Niveau 
von 67 USS. In den Industrieländern Westeuropas wurden 311 USS und in Nordamerika 
678 USS erreicht (ANDERSON, PARDEY, ROSEBOOM, 1994 und PARDEY, ROSE
BOOM, CRAlG, 1992). 

Im Schnitt aller Länder mit niedrigen Einkommen (insgesamt 130 Länder) lagen die Zu
wachsraten in der betrachteten Periode fiir das wissenschaftliche Personal bei 8,2 % und fiir 
die Ausgaben der Agrarforschung bei 5,5 %. In den entwickelten Volkswirtschaften wurde 
ein durchschnittlicher Personalzuwachs in der Agrarforschung von 1,6.% und der Ausgaben 
fiir Agrarforschung von 2,6 % erzielt. Die niedrigen Zuwachsraten in den Industrieländern 
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sind einerseits auf das absolut bereits hohe Niveau beider Indikatoren in diesen Undern er
klären. Außerdem trägt der anhaltende Strukturwandel in Industrieländern zu einer Verlang
samung der absoluten Zuwachsraten an agrarwissenschaftlichem Personal und der Ausgaben 
fiir Agrarforschung in den Industrieländern beil. 

3.2 Messung der EffIZienz von Agrarforschung 

Neben der theoretischen Diskussion der Effekte von Agrarforschung gibt es eine Vielzahl 
von Studien, in welchen die empirische Messung der Produktions- und Effizienzeffekte von 
Agrarforschung im Mittelpunkt steht (detaillierte Auswertungen finden sich z.B. in RUT
TAN (1982) und in ECHEVERRIA, 1990). Seit Mitte der 50er Jahre wurden zahlreiche 
Versuche unternommen die Effekte von Agrarforschung empirisch zu messen (EVENSON, 
1992). In den meisten verfiigbaren Quellen wurden dabei Resultate gefunden, welche fiir 
Agrarwissenschaftler schmeichelnd sind (siehe hierzu: ECHEVERRIA, 1990). Die meisten 
empirischen Untersuchungen zeigen, daß die ,,returns on investment" fiir die Agrarforschung 
im Vergleich zu anderen möglichen gesellschaftlichen Investitionen besonders hoch sind 
(RUTTAN, 1982). Für entwicklungsländerorientierte Agrarforschungsprojekte im Getreide
bereich zeigt z.B. ein Vergleich von 37 Studien, folgendes Ergebnis: 8 Studien weisen Rates 
ofReturn von unter 20 % nach, II Studien zeigen Rates ofReturn von 20-50 % und 18 
Studien zeigen RAtes ofReturn von über 50 %. 

Die ,,rates of return" (ROR) wurden dabei meistens mit einer Kosten-Nutzen-Analyse be
rechnet oder mit ökonometrischen Analyseverfilhren. Bei letzteren wird als abhängige Va
riable die Änderung der sektoralen Produktivität gewähh. Agrarforschung wird als eine er
klärende Variable aufgefiibrt. Dahinter verbergen sich zum Beispiel Kosten, das zur Verfii
gung stehende wissenschaftliche Personal oder die Anzahl von Publikationen in einer be
stimmten Zeitperiode. Zusätzlich müssen noch Annahmen über die zeitliche Verzögerung 
zwischen der unabhängigen und abhängigen Variablen getroffen werden. Die Berechnungen 
der RORs wurden allerdings vielfach kritisiert. OEHMKE (1988) zeigte eine tendenzielle 
Überbewertung der RORs infolge ungenügender Berücksichtigun~ der bestehenden Preisin
tervention auf den Agrarproduktmärkten. Eine weitere Quelle fiir Uberbewertung von RORs 
könnte in der Unterschätzung der Kosten der Agrarforschung liegen (ALSTON, PARDEY, 
CARTER, 1994). Internationale und interregionale Technologie-spillovers gehen meist 

. ebensowenig in die Berechnungen ein wie Qualitätsänderungen von Inputs und/oder Out
puts. Der Hauptkritikpunkt an den ROR-Studien bleibt allerdings deren mangelnde Berück
sichtigung von Nachhaltigkeits- und Verteilungszielen. Damit verbunden ist eine Vernach
lässigung der Effekte von Agrarforschung auf die Qualität und Quantität von Umweltres
sourcen und damit von Umweltkapitalstockeffekten. Andererseits ist zu betonen, daß ROR
Studien in der Regel die langfristigen positiven gesamtwirtschaftlichen Entwicklungseffekte 
stimulierten landwirtschaftlichen Wachstums ("engine of growth") vernachlässigen. Darauf 
wird weiter unten noch eingegangen. 

3.3 Messung der Totalen Faktorproduktivität 

Der Versuch, den Beitrag der Agrarforschung zum sektoralen Wachstum zu messen und zu 
erklären wurde in verschiedenen Studien mit Hilfe eines Indexes der Totalen Faktorproduk
tivität (TFP) vorgenommen (z.B. HAYAMI, KAWAGOE, 1985; FRISVOLD, LOMAX, 

3 Eine ausführliche Datenzusammenstellung über die Entwicklung von Agrarforschun~ndungen für 
eine große Anzahl von Industrie- und Entwicklungllländem ist zu finden in PARDEY, ROSEBOOM 
(1989). 
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1991). Dieser Index ist definiert als das Verhältnis des gesamten Outputs zur Gesamtheit 
aller konventionellen Inputs. 

HAYAMI und RUTTAN (1985) entwickelten eine interregionale Produktionsfunktion, mit 
welcher der Output Q des Landes i in einem gegebenem Jahr t mit den folgenden Inputs in 
Beziehung gesetzt wird: Land (A), Arbeit (L), Maschinen (M), Düngemittel (F), und Vieh
besatz (S). Daraus leiten FRlSVOLD UND LOMAX (1991,S. 2) folgende Gleichung ab: 

(1) 

E;, bezeichnet dabei den Index der Totalen Faktorproduktivität. Die einzelnen Ei' sind Indi
katoren fiir die Effizienz, mit welcher in einem bestimmten Land die Inputs in einem be
stimmten Zeitraum genutzt werden. Nimmt der Wert von E;, zu, kann dies zum Beispiel auf 
technischen Fortschritt ZUTÜckgefiihrt werden, mit welchem mit dem gleichen Einsatz an 
Inputs ein höherer Ertrag erzieh werden kann. Durch Umformung von Gleichung 1 erhält 
man die Formel fiir den Index der Totalen Faktorproduktivität: 

(2) 

FRlSVOLD und LOMAX (1991) berechneten Werte der TFP fiir ausgewähhe Industrie
und Entwicklungsländer fiir 1970 und 80, also in und nach der Phase, die in einer Reihe von 
Entwicklungsländern als "Grüne Revolution" (die verbesserte Saatgut-, Bewässerungs-, 
Dünger- und Pflanzenschutztechnologie bei Getreide) gekennzeichnet war. Die Werte ver
deutlichen einerseits den großen absoluten Unterschied in der TFP zwischen ,,science-based 
agricuhure" (Industrieländern) und Ländern mit noch geringer wissenschaftlich basierter 
Landwirtschaft (Entwicklungsländern). Zugleich zeigen die Zuwachsraten, daß die erfaßten 
Entwicklungsländer und insbesondere die ärmsten unter ihnen (mit Ausnahme der Philippi
nen) zusätzlich zu den bereits niedrigen TFP-Werten noch von negativer TFP-Änderung 
gekennzeichnet waren. Dies deutet daraufuin, daß der agrarsektorale Wachstumsprozeß 
durch Schwächen in der Expansion der wissenschaftlichen Grundlagen fiir Agrarentwicklung 
und/oder deren Transmission in die Anwendung gehemmt wurde, auch wenn zugleich in 
einer Reihe der Länder mit niedrigem Einkommen durch erhöhten Faktoreinsatz positive 
Wachstumsraten im Agrarsektor erzielt wurden. Sowohl die Studien von ROSEGRANT und 
EVENSON(1993) als auch die von FRlSVOLD und LOMAX (1991) kommen zu dem Er
gebnis, daß öffentliche Agrarforschung, Beratung und private Forschung die wichtigsten 
Bestimmungsgriinde fiir den Zuwachs der TFP-Werte in den jeweils betrachteten Ländern 
und Perioden waren. 

3.4 Agrarentwicklung und Wachstum 

Dem Agrarsektor kommt im wirtschaftlichen Entwicklungsprozeß eine zentrale Rolle zu. 
Speziell in Ländern mit vergleichsweise niedrigem Einkommen stellt die ~andwirtschaft Le
bensmittel fiir die heimische Bevölkerung bereit, schafft Arbeitsplätze und Einkommen und 
ist eine Antriebskraft des Wirtschaftswachstums. In den meisten Ländern mit niedrigen bis 
mittleren Einkommen entwickelt sich das gesamtwirtschaftliche Wachstum und das agrarsek
torale Wachstum mit älmlichen Zuwachsraten. In einigen Ländern, wie zum Beispiel in China 
und Pakistan, sind die hohen durchschnittlichen Wachstumsraten der gesamten Volkswirt
schaft durch die Wachstumsraten in der Landwirtschaft maßgeblich stimuliert worden (VON 
BRAUN et a1., 1993). So konnten z.B. in China durchschnittliche jährliche Wachstumsraten 
der AgrarforschungsaufWendungen zwischen 1970-80 von 8,4 % und Zuwachsraten des 
landwirtschaftlichen BIPs zwischen 1980-90 von 6,1 % beobachtet werden. Die hohen Zu-
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wachsraten des gesamtwirtschaftlichen BIPs zwischen 1980-90 von 9,5 % sind nicht zuletzt 
durch die erstgenannten Zuwachsraten zu erklären. 

4 Agrarentwicklung und Agrarforschung: Implikationen für Agrarforschungs-
konzeptionen 

4.1 Direkte und indirekte Anforderungen an die Agrarentwicklung 

Konsistent mit der oben gegebenen Definition von Agrarforschung wird unter Agrarentwick
Jung die nachhaltige positive Änderung der Versorgung aller Bevölkerungsgruppen mit Nah
rungsmitteln, sowie die nachhaltige Verbesserung der Einkommens- und Lebensbedingungen 
der in der Landwirtschaft und im Ernährungssektor Beschäftigten verstanden. Agrarfor
schung ist eines von vielen Instrumenten der Agrarentwicklungspolitik. Vor dem Hinter
grund einer knappen Darstellung der direkten und indirekten Anforderungen an die Agra
rentwicklung der kommenden Jahrzehnte sollen im folgenden Implikationen fiir die Agrar
forschung abgeleitet werden. 

Zu den zentralen unbewältigten Problemen der wie oben definierten Agrarentwicklung zäh
len zweifelsohne das Ernährungssicherungsproblem der Armutsbevölkerung und das Pro
blem zunehmend knapper landwirtschaftlich nutzbarer Fläche und anderer Ressourcen 
(Wasser) bei wachsender Bevölkerung. Die Herausforderung der Ernährungssicherung be
steht zum einen darin, den heute bestehenden Hunger sowie Unterernährung, Fehlernährung 
und Ernährungsrisiko der Armutsbevölkerung zu überwinden. Zum anderen besteht sie dar
in, Ernährung langfristig und nachhaltig zu sichern. 

Die Bevölkerung in den Entwicklungsländern wird sich möglicherWeise zwischen heute und 
den dreißiger Jahren des nächsten Jahrhunderts verdoppeln. Daraus ergibt sich ein Nach/ra
gezuwachs direkt und indirekt nach Grundnahrungsmitteln, der einem jährlichen Zuwachs 
von ca. 2,5 Prozent über die nächsten 20 bis 30 Jahre pro Jahr entspricht. Schon 2010 sind 
fiir die Versorgung der Weh zusätzlich 620 Mill. Tonnen Getreide erforderlich (PINSTRUP
ANDERSEN, 1993). Inzwischen erfordert die Expansion landwirtschaftlicher Nutzfläche 
durch Investitionen in Bewässerung und Terrassierung und andere kulturtechnische Maß
nahmen erheblich mehr Kapital pro Hektar als in der Vergangenheit, wenn solche Expansion 
nachhaltig erfolgen soll. Die dafiir technisch zur Verfiigucg stehenden Naturräume sind al
lerdings schon jetzt sehr knapp. Zudem steigeIi. die ökologischen Kosten von Nutztlächenex
pansion. 

Wirtschaftswachstum hat entscheidend zur Armutsreduzierung beigetragen, womit die 
zentralen Linkages zwischen Agrarforschung und Armutsreduzierung aufgezeigt sind. An
gesichts rapide fortschreitender Urbanisierung sind preissenkende Tretmühleneffekte agrari
scher Innovation, die den Gesamtnutzen von Innovation überwiegend den Konsumenten 
zukommen lassen (BINSWANGER, VON BRAUN, 1992), zunehmend positiv fiir die Ver
teilungswirkungen von Forschungsinvestitionen zu bewerten. 

Die Struktur der Nahrungsmittelnachfrage wird selbst bei moderatem Einkommenswachstum 
zunehmend von rascher Urbanisierung gekennzeichnet sein. Tendenziell wird Urbanisie
rung eine Reduzierung der direkten Nachfrage nach Grundnahrungsmitteln und eine Auswei
tung des Konsums tierischer Veredelungsprodukte implizieren und damit die Nachfrage nach 
Futtennitteln weiter stimulieren. Die noch hente von ca. 400 Millionen Bauern in Entwick
lungsländern praktizierte SubsistenzJandwirtschaft kann unter diesen Bedingungen keine 
nachhaltige Alternative bieten (VON BRAUN, KENNEDY, 1994). Marktintegration und 
Entwicklung der Vermarktungs- und Verteilungssysteme durch Entwicklung von Infrastruk-
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tur und funktionsfiihigen privaten und staatlichen Institutionen sind Teil der Herausforderung 
des Bevölkerungswachstums. 

4.2 Implikationen für die Prioritäten der Agrarentwicklungsforschung 

Welche Implikationen ergeben sich aus den vorausgegangenen Überlegungen zur Agrarent
wicklung fiir die Agrarforschung hinsichtlich ihres optimalen Umfanges, ihrer Struktur und 
Organisation? Es kann hier betreits konstatiert werden, daß Agrarforschung erstens, mul
tiplen entwicklungspolitischen Zielen dient, die kaum einer klaren Gewichtung zugänglich 
sind und zweitens, Agrarforschung mit anderen Investitionen zum Teil in komplemen
tärer Beziehung steht (z.B. Infrastuktur, Bildung), was bei der Einschätzung vermeintlicher 
direkter Konkurrenzheziehungen (öffentlicher) Mitteleinsätze zu berücksichtigen ist. 

Die Zusammenfiihrung der vermeintlich divergierenden Ziele der Agrarentwicklung, die sich 
in der Dreiecksbeziehung zwischen landwirtschaftlichem Wachstum - nachhaltiger Entwick
lung - und Ammtsbekämpfung verbergen, kann durch Agrarforschung in sehr unterschiedli
cher Weise beeinflußt werden (VOSTI, REARDON, VON URFF, 1991). Daraus ergeben 
sich einige wichtige Orientierungspunkte fiir die Agrarforschung. 

Für die Ammtsbekämpfung in Ländern mit Emährungssicherungsproblemen wird weiterhin 
die Erforschung arbeitsintensiver Kulturen und der Produktivitätssteigerung bei 
Grundnahrungsmitteln prioritär sein. Nachhaltigkeit der Agrarentwicklung, im Sinne von 
,~ .. development that meets the needs ofthe present without compromising the ability offu
ture generations to meet their own needs" (WORLD COMMISSION ON ENVIRONMENT 
ANDDEVELOPMENT, 1987, S. 43) ist zwar als Ziel wünschenswert, aber gegenwärtig an 
einer Reihe von ressourcenarmen, bevölkerungsreichen agrarischen Standorten ohne massive 
Transfers nicht umsetzbar, ohne die ,,(basic) needs ofthe present" zu vernachlässigen. 

Landwirtschaftliche Wachstumsförderung, durch Agrarforschung gefördert, kann sich posi
tiv oder - wenn technologisch und ökologisch nicht standortgerecht - negativ auf Nachhal
tigkeit auswirken und desgleichen auf Ammt. Es kommt also auf das WAS und das WIE der 
Agrarforschung an, inwiefern sie Zielkonflikte in der o.g. Dreiecksbeziehung überwinden 
hilft. Agrarforschung an sich ist allerdings nicht als EIN Instrument aufZufassen, sonderen als 
ein komplexes Instrumentarium. (Hierüber liegt aus den Anstrengungen zur systematischen 
Prioritätensetzung eine vielfiiltige und kontroverse Literatur vor auf die hier verwiesen sei: 
(DAVIS, ORAM, RYAN, 1987; DSEIATSAF, 1993; RYAN, DAVIS, 1991; EICHER, 
1992). 

Die politischen, wirtschaftlichen, institutionellen und wissenschaftlichen Änderungen der 
Rahmenbedingungen verlangen eine Neuauflage der Diskussion über Agrarforschung. Die 
theoretische Diskussion der Agrarforschung fUhrt zu erweiterten Erkenntnissen, indem von 
einem Agrarforschungsmarkt gesprochen wird. Dieser Markt ist wie jeder andere herkömm
lichen Marktkräften ebenso ausgesetzt wie polit-ökonomischen Faktoren. 

In entscheidungstheoretischen Ansätzen ergibt sich aus der Sachlage multipler Ziele und 
interagierender Instrumente ein hoch-komplexes dynamisches Planungsproblem der Prioritä
tensetzung der Agrarforschung (unter Unsicherheit)4. Die Komplexität des Problems ist 
möglicherweise so hoch, daß nach grundlegenden Alternativen zur ,,Makro-Planung" von 
Agrarforschung, "die versucht planend und steuernd in ein komplexes System einzugreifen" 

4 Vgl. hierzu zum Beispiel die Diskussion über die Verg.abekriterien der finanziellen Mittel im Rahmen 
der CGIAR-Systems (VON URFF, KIRSCHKE, 1986; DA VIS, ORAM, RY AN, 1987). 
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(DSEI ATSAF, 1992, S. 3), zu fragen ist. Marktartige Anreizsysterne zur dezentralen institu
tionellen Konkurrenz könnten dabei eine Rolle spielen. Solche Anreize auch zur Effizienz
steigerung in öffentliche Agrarforschungssysteme auf nationaler und internationaler Ebene 
einzubeziehen, die sich der Prioritätenfrage offen stellen, wird eine Herausforderung institu
tioneller Innovation bleiben. Aufgrund der vielfliltigen neuen Herausforderungen an die 
Agrarentwicklungsforschung bedarf auch deren Rolle in Deutschland (und anderen Industrie
ländern) der Neuorientierung. Dazu sind konkurrenzfähige Strukturen und effiziente markt
ähnliche Institutionen erforderlich, die auf Gegebenem (wie den fOderalen Strukturen) auf.. 
bauen und internationale und europäische Verflechtungen nutzen (VON BRAUN, PETERS, 
1994). 

Summary 

As food demand will be growing rapidly within the next decades and as the potentials to 
take additional land under cultivation have almost disappeared, the need for further invest
ments into yield and production efficiency increasing agricultural research is argued for. The 
article reviews the state ofthe art ofthe study ofthe effects of agricultural research (welfare 
analytical approach) and their evaluation (Rates of Return). Particularly in the computation 
ofRates ofReturns future work in this field will have to take environmental externalities of 
agricultural research more explicitly into account. Furthermore, a qualitative rnodelling ap
proach is discussed which attempts to endogenize agricultural research. This entails con
necting the market for agricultural products with the political-economic market for agricul
tural research via a transmission system determined and formed by the extension system, 
human ressources and information system A short summary on the development of invest
ments into agricultural research is presented. Some of the most urgent policy implications 
for the priorities in agricultural development research are outlined. The central task of 
agricultural research will be to bridge the gap between food supply and the growing food 
demand in the developping countries in a sustainable way. Public investment into agricultural 
research will remain important and continues to have high rates of return in comparison with 
other public expenditures. At the same time it holds true that institutional structures in the 
agricultural research system must be made more efficient. 

Pe31lMe 

"ArpapHwe HaY~Hwe HccßeAoBaHHR H pa3BHTHe ceßLCKoro 

X03RAcTBa: BßHRHHe H 0pHeHTa~HR nOßHTHKH" 

Cnpoc Ha npOAoBonhCTBl1e B 6nl1lKaihIll1e AeCllTl1neTI1l1 6YAeT 6h1CTPO paCTI1, a 
B03MOlKHOCTI1 BOBne'leHI1l1 B np0l13BOACTBO AOnOnHI1TenhHhlX C.-X. yroAl1ti B 
OCHOBHOM I1C'lepnaHhI, n03ToMY AanhHetiulI1e I1HBeCTI1L\1111 B HaY'IHhle I1ccneAOBaHI1l1 
HaL\eneHHhle Ha nOBhlllIeHl1e YPolKatiHoCTI1 11 3!j>!j>eKTI1BHOCTI1 C.-X. np0l13BOACTBa 
OCTaHYTClI He06xOAI1MhIMI1. 

B HaCTOlll.I.\eti pa60Te AenaeTClI 0630P 3KOHOMI1'1eCKoti nl1TepaTyphl 0 BKnaAe 
arpapHhlX Ha'lHhlX I1ccneAoBaHl1ti B AanhHetirnee pa3BI1TI1e Ml1pOBOrO X03l1ticTBa 
(aHanl13 06l.I.\I1X nOKa3aTeneti 6naroCOTOllHI1l1) 11 0 3!j>!j>eKTI1BHOCTI1 3TI1X 
I1ccneAoBaHl1ti (B03BpaTHocTh Kanl1TanOBnOlKeHl1ti [Rates ofReturn]). B 6YAYl.I.\eM, 
oc06eHHo B 3KOHOMI1'1eCKI1X paC'IeTaX, acneKThI oxpaHhI oKpYlKaIOl.I.\eti cpeAhI 
AonlKHhI 6YAT 3aHlITh el.I.\e 60nhrnee MeCTO. KpoMe Toro, paCCMaTp"BaIOTCll 
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B03MOllCHOCTH Y'IeTa B 3KHOMHKO-MaTeMeTH'leCKHX MOAeJJJlx BJJHJlHHJI pa3BHTHJI 

arpapHblX HaY'IHblX HCCJJeAOBaHHi.I, T.e. B03MOllCHOCTH YBJl3KH MOAeJJH pblHKa C.-X. 

npOAYKTOB C nOnHTHKO-3KOHOMH'IeCKHM pblHKOM HaY'IHhlX HCCneAOBaHl1i.1. 

3neMeHTaMH 3TOrO phlHKa JlBnJlIOTCJI KOHcynbTaLlHOHHhle, 06pa30BaTenbHble H 

HH<!>0pMaI..\HOHHhle CHCTeMbI. ,l],anee AaeTCJI KpaTKaJl XapaKTepHCTHKa pa3BHTHJI 

HHBeCTHI..\Hi.I B arpapHble HaY'IHhle HCCJJeAOBaHHJI. B 3aKnlO'IeHHH OnHCbIBalOTCJI 

BallCHei.luIHe Tpe60BaHHJI K nOnHTHKe no Bhl60py OCHOBHbIX HanpaBneHHi.I HaY'IHblX 

HCCneAoBaHHi.I AnJi pa3BHTHJI CeJJbCKOrO X03J1i.1cTBa. 

UeHTpanbHoi.l 3aAa'lei.l HaY'IHhlX HCCneAoBaHHi.I B arpapHoi.l 06naCTH CTaHOBHTCJI 

nHKBHAal..\HJI pa3phlBa MellCAY npeAJJOllCeHHeM npOAYKTOB nHTaHHJI H paCTYIl\HM 

cnpocoM Ha HHX B pa3BHBalOIl\HXCJI CTpaHax ·npH HaH60nee 6e3BpeAHoM AnJi oKpye 

lICalOIl\ei.l cpeAbI C.-X. npoH3BoACTBe. rOCYAapCTBeHHhle HHBeCTHI..\HH B arpapHble 

HaY'IHhle HCCJJeAoBaHHJI 6YAYT HMeTb H Aanbwe 6onbwoe 3Ha'leHHe, o6JJaAaJl npH 

3TOM, OTHOCHTeJJbHO APyrHx HanpaBneHHi.I rOCYAapCTBeHHbIX pacxoAoB, BbiCOKOi.l 

3<!><!>eKTHBHoCTblO. IlpH'IeM BallCHo, '1To6b1 HHCTHTYI..\HOHanbHaJl opraHH3al..\HJI HaY'IHblX 

HccneAoBaHHi.I 0pHeHTHpoBanaCb Ha MaKCHManbHYIO 3<!><!>eKTHBHoCTb. 
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DIE ROLLE DER AGRARPOLITIK IN DER TECHNISCHEN 

ZUSAMMENARBEIT 

von 

Klaus PILGRAM* 

Entwicklungspolitik ist entweder eine Dimension aller Politik oder eine Ausrede. 

Erhard Eppler 

Agrarpolitik - eine entwicklungs politische Annäherung 

"Im Verlauf der letzten vier Jahrzehnte hat die Lebenserwartung stärker zugenommen als 
während der gesamten vorangegangenen Menschheitsgeschichte." So beginnt der Weltent
wicklungsbericht 1993 - aber bekanntlich muß dieser Satz, der sich wie eine Erfolgsmeldung 
liest, in der Fortsetzung mehr und mehr relativiert werden. Im globalen Maßstab ist die 
Weltbevölkerung weit von dem ethischen Minimalziel entfernt, aller Menschen Überleben in 
menschenwürdigen Bedingungen zu sichern. 

Wagt man dann noch einen Blick in die Zukunft, z.B. bis ins Jahr 2020 wie jetzt vom Inter
national Food Policy Research Institute, IFPRJI , angeregt, dann zeigen sich im Hinblick auf 
weltweite Ernährungssicherbeit beunruhigende Feststellungen: die zusätzlichen ca. 100 
Mio Menschen jährlich verfUgen in ihrer Mehrheit über so gut wie keine Kaufkraft; An
strengungen zur Erhöhung der Agrarproduktion bergen die Gefahr der Degradierung und 
Zerstörung der Lebensgrundlagen aller Menschen; bei dem völlig unzureichenden Realein
kommen verstärkt sich der Strom der Migration in die Metropolen; dadurch bedingt werden 
immer mehr Fördermittel vom Agrarsektor abgezweigt. 

Der Landwirtschaft fallt aber allein schon wegen der Versorgung der Bevölkerung mit 
Grundnahrungsmitteln eine Schlüsselrolle zu. In der überwiegenden Mehrzahl der Entwick
lungsländer stellt der Agrarsektor noch immer das Zentrum der wirtschaftlichen Aktivität 
dar. In Schwellenländern ist allerdings ein Umschwung zu konstatieren: hier ist die Land
wirtschaft nicht mehr der dominierende Wachstumsmotor, sondern als ein wichtiger Sektor 
in die Wirtschaftsentwicklung integriert. Die Erfahrungen der letzten Entwicklungsdekaden 
haben aber in fast allen Fällen gezeigt, daß das Engagement des Staates in der Agrarforde
rung nicht den erwarteten Erfolg brachte. Unterschiedliche Interessen, tradiertes Politikver
ständnis und Klientelwirtschaft der nationalen und lokalen Eliten sind, stichwortartig ange
fUhrt, wichtige Gründe, die größere Erfolge von Entwicklungsanstrengungen verhinderten. 
Auf der Geberseite ist die Überhäufung der EL mit punktuellen, unkoordinierten Projektan
sätzen im hohen Maße verantwortlich fiir die Überforderung der Planungs- und Durchfiih
rungskapazitäten. Ähnliches gilt hinsichtlich der Vernachlässigung der Rahmenbedingungen 

* Dip\.-Volkswirt K. Pilgram. Deutsche Gesellschaft für Technische ZusamrnenaIbeit (GTZ) GmbH, Dag
HammaIskjöld-Weg 1-5. 65760 Eschborn 

I vgl. IFPRI, A 2020 Vision for Food. Agriculture. and the Environment, A Proposal for an International 
Initiative. Oktober 1993 a 
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auch fiir multisektoral ansetzende Programme der ländlichen Entwicklung. Über Nahrungs
mitteUillfe konnten trotz der enormen finanziellen Anforderungen in den wenigsten Ländern 
Strukturverbesserungen des Agrarsektors erreicht werden. 1m Rahmen der Strukturanpas
sung ist deshalb die Rolle der Landwirtschaft, aber auch die des Staates, neu zu definieren. 

"Die Agrarpolitik, als ein zentraler Gegenstand der Agrarsektorplanung, umfaßt die allge
meine Beschreibung aller Politikinstrumente, die zur Verwirklichung von Ober- bzw. Unter
zielen der Agrarsektorentwicklung eingesetzt werden sollen"2. Mit dieser Definition aus dem 
in Zusammenarbeit mit der GTZ herausgegebenen "Handbuch der volkswirtschaftlichen Be
ratung" wird die Agrarpolitik eindeutig und ausschließlich staatlichem Handeln zugeordnet. 
Um erfolgreich zu sein, fallt dem Staat allerdings dabei die nicht ganz leichte Aufgabe zu, 
eine unter Beteiligung der Betroffenen erarbeitete, transparente Agrarpolitik zu formulieren, 
diese umzusetzen und sie an die eingetretenen Entwicklungsprozesse kontinuierlich anzupas
sen. 

2 Technische Zusammenarbeit - Ziele und Struktur der GTZ 

Die Zusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland mit sogenannten Entwicklungslän
dern, also die Entwicklungszusammenarbeit (EZ), wird vom Bundesministerium rur wirt
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) federfiihrend gesteuert. EZ will zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Menschen in Entwicklungsländern 
sowie zur Entfaltung ihrer schöpferischen Fähigkeiten beitragen. 1m Rahmen dieser Entwick
lungszusammenarbeit wird zwischen finanzieller (FZ), technischer (TZ) und personeller Zu
sammenarbeit unterschieden; die Technische Zusammenarbeit wird üblicherweise als Domä
ne der Deutsche Gesellschaft rur Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH angesehen, ob
wohl dies die Unterscheidung zur Arbeit vieler anderer staatlicher, halbstaatlicher und priva
ter Organisationen und Institutionen im Bereich der entwicklungspolitischen Zu
sammenarbeit nicht eindeutig klärt. Ziel der TZ ist es jedenfalls, die Leistungsfahigkeit von 
Menschen und Organisationen in Entwicklungsländern zu stärken. 

Die GTZ hat diese Zielsetzung in folgendes Unternehmensziel übersetzt: Die GTZ möchte 
durch die Qualität ihrer Leistungen eine international fiihrende Rolle auf dem Gebiet der 
entwicklungsbezogenen Dienstleistungen erringen und behaupten, oder anders ausgedruckt, 
qualitativ hochwertige Leistungen zu wettbewerbsfahigen Preisen unter optimaler Nutzung 
der verfiigbaren Ressourcen erbringen. 

Mit der Reorganisation der GTZ ist ab dem 01.01.1989 eine Regionalstruktur aufgebaut 
worden. Das fachliche Know-how der GTZ ist im Bereich Planung und Entwicklung zu
sammengezogen. Ziel der Fachstruktur ist die Konzeptentwicklung, das Personalressourcen
management, die Fachkoordination, die Vernetzung der unterschiedlichen Fachdisziplinen 
und die Auswertung von Projekterfahrungen im Hinblick auf neue Produkte und Leistungen. 
Das hier interessierende Arbeitsfeld Agrarpolitik umfaßt neben der eigentlichen Agrarpoli
tik, verstanden als Fach- und Mlillagementberatung der Agrarsektorentwicklung, auch noch 
zwei Teilarbeitsfelder: Mechanisierung und Be- und Verarbeitung landwirtschaftlicher Pro
dukteNermarktung; auf Abteilungsebene runden die Finanzierung und die Stärkung der 
Dienstleistungsorientierung im Agrarsektor das Angebot ab und stellen somit den Systern
charakter des Ansatzes heraus. 

2 M.E. MATZDORF, Agrarplanung, in: GANSlEVERS (Hrsg.), Handbuch der volkswirtschaftlichen Bera
tung, Baden-Baden, 1990. 
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3 Das GTZ-Leistungsangebot: Agrarpolitik 

Die Bezeichnung "Leistungsangebot Agrarpolitik" stellt im Grunde genommen eine Kurzfas
sung dar. Gemeint ist die beratende Unterstützung von Landwirtschaftsministerien bzw. 
Ministerien der Ländlichen Entwicklung auf nationaler oder regionaler Ebene im Rahmen der 
bilateralen TZ im Hinblick auf die Verbesserung der Agrarpolitik und damit der Agrarsektor
entwicklung des jeweiligen Landes bzw. der entsprechenden Region. 

3.1 KonzeptioneUer Ansatz 

Der Staat setzt die Rahmenbedingungen fiir alle Entwickluilgsmaßnahmen. Über agrarpoliti
sche Maßnahmen werden die Handlungen der im Agrarsektor tätigen Bevölkerungsgruppen 
bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Situation der städtischen Konsumenten und der nicht 
landwirtschaftlichen Verbraucher beeinflußt. Als Grundlage hierzu wird die Situation des 
Agrarsektors unter intensiver Einbeziehung der Probleme und Bedürfuisse der bäuerlichen 
Betriebe erfaßt. Des weiteren werden die Entwicklungsmöglichkeiten rur die Landwirtschaft 
unter Berücksichtigung der jeweils existierenden internen Faktoren (wie z.B. die Möglich
keiten veränderter Betriebssysteme, Preise, Vermarktungssystem, Input-Versorgung, Nach
frage, nationale Versorgung, Subventionen, Beratung, Importe) sowie externer Faktoren 
(wie z.B. Weltmarktpreise, Exportmöglichkeiten etc.) aufgezeigt und Effekte von Verände
rungen eines oder mehrerer Faktoren im Zusammenhang mit den (Rück-)Wirkungen, die von 
anderen Sektoren ausgehen, eingeschätzt. Gestützt auf diese Erkenntnisse sind dann solche 
agrarpolitischen Maßnahmen vorzuschlagen, die eine nachhaltige Verbesserung der Situation 
der im Agrarsektor tätigen Menschen bei gleichzeitiger Verbesserung der Versorgungslage 
gewährleisten. 

Beratimgsprojekte im Bereich Agrarpolitik können letztlich nur dann nachhaltig gestahet 
werden, wenn es gelingt, die lokalen Träger personell und institutionell in die Lage zu ver
setzen, Agrarsektoranalyse und die Formulierung entsprechender Strategien und Programme 
aus eigener fachlicher Kompetenz zu leisten. In der Regel handelt es sich primär um Institu
tionen im öffentlichen Bereich, die jedoch durch einheimische Forschung, Lehre und Bera
tung aus dem universitären und privaten Sektor subsidiär unterstützt werden müssen. Dieses 
Kooperationsnetz muß ausgebaut und gestärkt werden. Hierzu wird vorab eine Klärung der 
Kemaufgaben des Staates und damit der Rollenverteilung zwischen öffentlicher Hand und 
privaten Trägem (z.B. Verbänden) geleistet und verfolgt werden. Ist die aktive Beteiligung 
aller betroffenen Gruppen sichergestellt, so ist die Ausgangsbasis fiir eine "pluralistische 
Agrarpolitik3 " geschaffen. Voraussetzung rur diese Beteiligung ist ein permanenter Dialog. 

Zur Erhöhung der Dialogfahigkeit unserer Partner auf der jeweiligen Ebene wird 

der Prozeß der Organisationsentwicklung, verstanden als längerfristig angelegter Ver
änderungsprozeß des Projektträgers, aktiv unterstützt, 

die Fach- und Managementkompetenz der Entscheidungsträger gestärkt, 

die aktive Nachfrage nach wissenschaftlicher Begleitung und Beratung gefordert, 

die Wichtigkeit der partizipativen Orientierung betont und weitgehend assistiert. 

3 vgl. auch HEIMPEL, c., 1991. 
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Daraus ergibt sich, daß jede Förderung vom Typ Agrarpolitische Beratung prozeOorieotiert 
. angelegt sein muß. Die Bildung eines Vertrauensverhältnisses zwischen den Partnern ist 

Voraussetzung fiir den Projekterfolg. 

Über die gemeinsame Entwicklung und Anpassung von Methoden und Instrumenten zur 
Sektoranalyse und -planung sowie zu Monitoring, Evaluierung und Steuerung wird die Ein
passung einer Fördermaßnahme in das agrarpolitische Gesamtkonzept ermöglicht und die 
wirtschaftspolitische Kohärenz beachtet. Im Rahmen der bi- und multilateralen Zusammen
arbeit stellt die Koordiuierung der TZ bzw. EZ eine große Herausforderung dar. Die Vemet
zung der Projekte zu einem kohärenten Programm wird angestrebt, weil sie die Effektivität 
und Effizienz der. Einzelmaßnahmen erhöhen kaun. Dabei wird auch der Zusammenhang zu 
sektorübergreifenden Programmen (z.B. Ländliche Regionalentwicklung, Ernährungssiche
rung etc.) hergestellt. 

3.2 Schwerpunkte agrarpolitischer Beratung 

Das Arbeitsfeld Agrarpolitik konzentriert sich auf die nachfolgend beschriebenen drei 
Schwerpunkte, die - allerdings in sehr unterschiedlicher Gewichtung - zu jedem Projekt vom 
Typ Agrarpolitische Beratung gehören: 

3.2.1 Schwerpunkt: Agrarpolitische Inh~e 

Agrarsektorberater werden überwiegend Planungseinheiten des jeweiligen Trägers zugeord
net. Zunächst ist die Situation im Agrarsektor unter Berücksichtigung volkswirtschaftlicher 
Faktoren zu analysieren. Auf Basis der bereits vorliegenden Planungsgrundlagen und nach 
Erfassung der angewandten Auswertungsmethoden wird "on-the-job" aufgezeigt, welche 
Analyseverfahren wie verbessert bzw. welche neu eingefiihrt werden könnten und welche 
Untersuchungen durchzufiihren bzw. fortzuschreiben Sinn ergäbe. Das methodische Instru
mentarium umfaßt dabei die erprobten Planungs- und Analyseverfahren, MuE-Systeme, Da
tenbankmanagement, Statistikprogramme, Simulationsmodelle, Geographische Informati
onssysteme etc. Die Durchfiihrnngsplanung einschließlich der Abstimmung mit allen betrof
fenen SteDen inner- nnd außerhalb der eigenen Institution sowie das Monitoring und die 
Steuerung der Umsetzung bis zur Auswertung gehören dabei zu den fachlichen Manage
mentaufgaben. Im Zusammenhang mit diesen Aufgaben wird die RoDe und damit die Ent
scheidungshoheit der Planungseinheit innerhalb des Trägers zu überprüfen sein. Die Stär
kung der lokalen Kompetenz der agrarpolitischen Entscheidungsvorbereitung kaun am be
sten . über eine enge Zusammenarbeit mit lokalen Universitäten und einheimischen Bera
tungsfirmen erreicht werden. 

3.2.2 Schwerpunkt: Förderung der Träger 

Die Stärkung der Organisations- und Managementkompetenz der Träger stellt im Hinblick 
auf nachhaltige Projektwirkungen eine Grundvoraussetzung dar. Neben dem "on-the-job
training" erfolgt die fachliche Weiterqualifizierung der Partnerfachkräfte mittels individueDer 
Personalentwicklungspläne. Oftmals stellt die Aktualisierung der Stellenbeschreibung den 
ersten Schritt dar; daraus ergeben sich daun meist Fragen an die Ziele des Trägers, die, wie 
bereits erwähnt, wegen der vielerorts eingeleiteten Stmlrturanpassung neu zu definieren sind. 
Die bekaunten und die unausgesprochenen Erwartungen der Führung an die entsprechende 
Organisationseinheit sind dabei ebenfaUs zu berücksichtigen. Ein iterativer Prozeß kaun sich 
jetzt anschließen, in dem Aufgaben der einzelnen MitarbeiterInnen und der entsprechenden 
Organisationseinheit geklärt werden. 
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Im Rahmen der Trägerforderung werden insbesondere Führungskräfte in der Wahrnehmung 
ihrer Führungsaufgaben beraten. Das Bewußtwerden des eigenen Führungsstils und die Klä
rung eigener Leitungskompetenz ist Voraussetzung fiir die effektive Wahrnehmung von Füh
rungsfunktionen.· Vereinbarung von Zielen, Delegation, Motivation und Kontrolle, aber auch 
Teambildung, Nutzen von Gruppenvorteilen, Offenheit und Vertrauen, Verhalten in Kon
fliktsituationen sind Aspekte, die im sozio-ku1turellen Umfeld vieler Projekte noch fremd 
und ungewohnt erscheinen. Gerade angesichts dieser Ausgangssituation erleichtert die Fä
higkeit, Besprechungen effizient leiten oder Moderatorenaufgaben übernehmen zu können, 
Führungskräften die Wahrnehmung ihrer anspruchsvollen Tätigkeit. Persönliche Anstren
gungen zur verbesserten Wahrnehmung interner Führungsaufgaben haben meist auch zur 
Folge, daß die Kooperationsbeziehungen mit externen Organisationen unter neuen Blick
winkeln gestaltet und Vorteile einer echten Kooperation genutzt werden können. 

3.2.3 Schwerpunkt: Förderung der KoordinationlEntwickiungszusammenarbeit 

Erfolgreiche Strukturanpassung verlangt ein abgestimmtes Vorgehen innerhalb eines Sektors 
bzw. zwischen den Sektoren. Die meist fiihrende Rolle des Agrarsektors in EL macht die 
Koordination zu einer prioritären Aufgabe des Landwirtschaftsministeriums. 

Zunächst sind Erfassung und das laufende Monitoring der lokalen und der von bi- oder 
multilateralen Gebern unterstützten Vorhaben wichtig. Im Rahmen der Vereinbarungen über 
eine Strukturanpassung erfolgt in der Regel eine Überprüfung der Kohärenz mit den nationa
len Entwicklungszielen. Über die agrarpolitische Beratung wird versucht, das Koope
rationsmanagement zu verbessern; diese Beratung schließt auch ein fachliches Backstopping 
bei der Begleitung der Anpassungsprozesse ein. In vielen EL wurden spezielle Gremien ge
gründet, die in regelmäßigen Abständen eine entsprechende Bestandsaufuahme vornehmen. 
Projekte vom Typ Agrarpolitische Beratung unterstützen inhaltlich und organisatorisch diese 
fiir die nationale Agrarentwicklung wichtigen Retlektions- und Entscheidungsgremien, wir
ken bei der Identifizierung von Neuvorhaben mit und helfen bei der Erarbeitung qualitativ 
akzeptabler Projekt- bzw. Progrannnanträge, die internationalen (Bank-)Kriterien genügen. 

4 Agrarpolitische Beratung in der Praxis 

4.1 Der SteUenwert der Agrarförderung 

Vor nicht aUzu langer Zeit ist damit begonnen worden, den Rückgang der Agrarforderung in 
den 80er Jahren im bi- und multilateralen Rahmen zu analysieren4 . Angesichts der alarmie
renden Prognosen tUr die Entwicklung der Nahrungssicherheit und des Ressourcenschutzes 
im Weitmaßstab5 wurde die Wichtigkeit des Agrarsektors im weiteren Sinne jedoch wieder 
erkannt; zumindest läßt die positive Aufuahme von Denkanstößen ein Umdenken erwarten. 
Wie kann dieses Umdenken einen adäquaten Niederschlag in der deutschen TZ bzw. EZ 
finden? 

Entscheidend tUr die sektorale Zuordnung der zur Verfiigung stehenden bilateralen EZ-Mit
tel6 der Bundesrepublik Deutschland ist das BMZ. Dort wurde die Schwerpunktverlagerung 
zu Gunsten des Agrarsektors gedanklich positiv aufgenommen - dies hat sich aber noch nicht 
in signifikanten Belegungsänderungen der (knapper gewordenen) EZ-Mittel umgesetzt; er-

4 vgl. Z.B. LIPfONIP AARLBERG 1990 sowie IFPRI 1992; Oktober 1993 b; 
5 vgl. IFPRI, 1994; 
6 d.h. ohne Betrachtung der deutschen Beiträge für EU, Weltbank, Entwicklungsbanken etc. 
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fahrungsgemäß muß ein Vorlauf von 3 - 4 Jahren in Kauf genommen werden, bis eine neue 
Idee zur Durchfiibrungsreife in einem Partnerland gelangt. 

Wo der Bundesminister fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung die entwick
lungspolitischen Akzente setzt, wird, so läßt sich vermuten, auch durch die Zuarbeit der 
Sektorreferate mitbestimmt. Derzeit wird im BMZ besonderes Gewicht auf Grundbildung, 
die Förderung der Selbsthilfe-Fähigkeit und den Aufbau von Kapazitäten in EL gelegt. Posi
tive Wirkungen dieser Anstrtl!lgungen werden sicherlich auch - allerdings mehr indirekt - die 
Agrarsektorentwicklung günstig beeinflussen. Es wäre aber zweifellos empfehlenswert, 
wenn das BMZ-Agrarsektorreferat (Referat 223, Landwirtschaft, ländliche Entwicklung; 
Rauschgiftbekämpfung) auf Basis der vorliegenden inhaltlich gut ausgearbeiteten Subsektor
strategiepapiere mit einem Sektorkonzept "Agrarförderung und Entwicklung" in die 
Offensive gehen würde. Eine solche Synthese würde der Leitung des Hauses sowie den Re
gional- und den anderen Sektorabteilungen die Grundlage wirtschaftlicher Entwicklung in 
EL und den Beitrag des Agrarsektors fiir die Ernährungssicherheit neu verdeutlichen kön
nen. 

Würden diese Gedanken massiv auch international aufgegriffen, würden die Konsequenzen 
enorm sein. Der Trend zu einer immer stärkeren Verlagerung von Entwicklungsgeldern mit 
investivem Charakter auf unproduktive Nahrungsmittel- und Nothilfemaßnahmen würde sich 
mittelfristig aufhalten lassen; damit einhergehen würde eine qualitativ bessere Wirkung und 
eine höhere Verzinsung der zur Verfiigung gestellten EZ-Mittel. 

Konsequenzen hätten solche Überlegungen auch fiir die Verwendung der FZ-Mittel. Bei 
einer Schwerpunktverlagerung der FZ zugunsten des Agrarsektors könnte auch die im 
Agrarbereich traditionell starke TZ und 'insbesondere die agrarpolitische Beratung eine sti
mulierende, we~eisende Rolle spielen 7 . 

4.2 Agrarsektorberatung als Begleitung des Strukturanpassungsprozesses 

Strukturanpassung wird inzwischen als längerfristiger Prozeß umfassender wirtschaftlicher 
und politischer Reformen angesehen. IWF und Weltbank wird international die Führungs
rolle in den jeweils länderspezifischen Konzeptdiskussionen zugebilligt. Die Bundesrepublik 
Deutschland unterstützt diese Prozesse über ihren Stimmenanteil bei den Bretton Woods
Institutionen, durch die Beteiligung an den Treffen der sog. ConsuItative Group (Paris), 
durch Ko-Finanzierung sowie durch die Entsendung von volkswirtschaftlichen oder sek
tororientierten Beratern. 

Die Sektororientierung erlaubt eine konkretere Benennung von Engpässen und Schwach
stellen und damit die Identifizierung von besser geeigneten EZ-Ansätzen; die Abstimmung 
der Geber untereinander wird erleichtert. Die Aufgabe besteht dabei in der Ausfiillung des 
durch die Strukturanpassung vorgebenen Rahmens durch die konkrete Ausfiihnmg fachli
cher und länderspezifischer Vorschläge, die sich in einer Aktionsmatrix niederschlagen wird. 
Das kontinuierliche Monitoring und die Erarbeitung von Steuerungsempfehlungen auf Basis 
einer aktualisierten Agrarsektoranalyse gehören mit zu den wichtigsten Begleitarbeiten der 

7 Zur Vorfeldoptimierung wurde im Juli 1993 ein Kooperationsabkommen zwischen der Kreditanstalt rur 
Wiederaulbau (KfW) und der GTZ geschlossen. Künftig werden die Arbeiten der beiden 
"Schwesterorganisationen " besser aufeinander abgestimmt. Die eigentlich beabsichtigte Identifizierung 
von Vorhaben unabhängig von ihrer Zuordnung zu FZ oder TZ, also eine offene Länderquote, scheiterte 
bislang hauptsächlich an haushaltspolitischen Vorgaben. Seit Juli d. J. wird nun versucht, alle neuen 
Förderanträge, die das BMZ zur Prüfung an KfW und GTZ gibt, einvernehmlich der FZ oder TZ zuzu
ordnen. Erkenntnisse über die neuen Erfahrungen liegen noch nicht vor. 
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Strukturanpassungsprozesse. Die hohen Anforderungen an Fachkompetenz, Koordina
tionsfähigkeit und Persönlichkeit der Beratungsfachkraft sind damit offenkundig. 

4.3 Agrarsektorberatung als Koordinationsaufgabe 

Vor Ort, d.h. im Partnerland, in dem einieAgrarsektorberaterln tätig ist, werden in der Re
gel auch mehrere Projekte im Agrarsektor, die von deutscher Seite unterstützt werden, 
durchgefiihrt. Das Ziel einer inhaltlichen Koordination ist klar: es geht um die Steigerung 
der Wirksamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Nachbaltigkeit der deutschen EZ im Agrar
bereich durch eine programmatische Integration von Einzebnaßnahmen. Dies wird durch die 
Bildung bzw. die Stärkung eines "Fachverbunds vor Ort" zu erreichen versucht. Die Umset
zung in ein funktionierendes System der Fachberatung des Partners im Agrarsektor ist in der 
Praxis jedoch mit vielerlei Problemen behaftet, z.B. die Fach- und Managementverantwor
tung der Ansprechpartner fiir Subsektorvorhaben; hoher lnformations- und Abstimmungs
bedarf; Gefahr der Rückdelegation; Integration in Geberkoordination etc. Trotz dieser Pro
bleme sprechen die Erfahrungen mit den verschiedenen Koordinationsbemühungen eindeutig 
darur, in Ländern niit mehreren von der Bundesrepublik Deutschland unterstützten TZ- und 
FZ-Vorhaben im Agrarsektor die Position eines Sektorkoordinators zu schaffen. Neben der 
Steigerung der Qualität und somit der positiven Wirkungen der Agrarsektorberatung wird, 
als willkonimener Nebeneffekt, die deutsche Unterstützung stärker wahrgenommen werden. 

Die im Rahmen der deutschen TZ entsandten Fachkräfte zur Agrarsektorberatung nehmen 
rur sich selbstverständlich in Anspruch, den Partner zu beraten; sie werden auch mit diesem 
Auftrag entsandt. In der Praxis ist die Entsendung sehr oft mit der Erwartung des Partners 
verbunden, durch gute Kontakte zum Entsendeland (bzw. zur EU) länderspezifische Ge
sichtspunkte erläutern und möglichst zusätzliche Mitte!" akquirieren zu können. Andererseits 
nutzen die Entsendeorganisationen die von ihnen betreuten ("ihre") Fachkräfte auch gerne 
als ÜbermittIer und lnformationsquelle. Loyalitätskonflikte können also nicht per definitione 
ausgeschlossen werden. 

4.3.1 Exkurs zu Nahrungsmitte1hilfelErnährungssicherungsprogrammen 

Die administrativen Regelungen hinsichtlich der Budgets Gährlicher MitteIabfluß) und die 
Abwicklungsmechanismen rur Maßnahmen mit Nothilfecharakter sind in Geberländern und 
internationalen Organisationen (z. B. WFP, UNHCR) so verschieden von "normaler" TZ, 
daß es nicht sonderlich verwundert, daß eine kohärente, aufeinander abgestimmte Planung 
der Maßnahmen beider Bereiche eher die Ausnahme als die Regel ist. Die Herstellung von 
Ernährungssicherheit auf nationaler wie auf Haushalts-Ebene ist primär abhängig von Nah
rungsmittelproduktion, Vorratshaltung und Handel (ExportlImport) sowie von Höhe und 
Verteilung von Einkommen und Kaufkraft. Agrarsektorberatung im weiteren Sinne ist daher 
primär auch zuständig rur Strategien der Ernährungssicherung. In der deutschen Praxis des 
Mitteleinsatzes müssen unter dem enormen Druck von Versorgungskrisen und Katastrophen 
aller Art Prävention und Vorsorge, die erheblich kostengünstigere Ansätze darstellen, zu
gunsten von schnellen Hilfsaktionen zurückgestellt werden. Die aus einem anderen Haus
haltstitel gespeiste TZ sieht umgekehrt wenig Veranlassung, auf einem Gebiet wie Ernäh
rungssicherung tätig zu werden, das durch andere Budgetpositionen abgedeckt wird. An
gesichts der beträchtlichen Finanzvolumina, die hier zur Debatte stehen, und angesichts der 
bekannten Fehlentwicklungen im Nahrungsmitte1hilfebereich wird nur eine Verzahnung von 
Agrar-TZ und Nahrungsmitte1hilfelErnährungssicherungsprogrammen den Erfordernissen in 
den Partnerländern gerecht. Agrarsektorberatung ist daher auch immer Ernährungssi
cheruogsberatung. 
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4.4 Fachverbund Agrarpolitik 

Die fachliche Zusammenarbeit vor Ort findet auch ihre Entsprechung in der Organisation der 
fachlichen Unterstützung durch die Zentrale. Die derzeit bestehende Organisationsstruktur 
schreibt die Dominanz von Subsektorabteilungen fest; eine vernetzende Zusammenarbeit 
über Abteilungsgrenzen hinweg wird jedoch begrüßt. Dies ist deshalb wichtig, weil die Län
dergruppen nur bei gezielten Anträgen den gesamten Agrarsektor im Blickfeld haben kön
nen. Es bleibt jedoch zu konstatieren, daß die Chancen einer umfassenden Unterstützung der 
Agrarsektorentwicklung, die maßgeblich die künftige Wirtschafts- und damit auch Gesell
schaftsentwicklung der EL bestimmt, in der GTZ und in der TZ-IFZ-Kooperation noch nicht 
in ausreichendem Maße wahrgenom,men werden. 

Der von jedem Arbeitsfeld des GTZ-Bereichs Planung und Entwicklung zu organisierende 
Fachverbund dient der Stärkung der Zusammenarbeit zwischen entsandten und lokalen 
Fachkräften und den MitarbeiterInnen des Arbeitsfeldes. Die Ländergruppen in der Zentrale 
unterstützen die Arbeit des Fachverbundes. Mit diesen engen Arbeitsbeziehungen werden die 
AuslandsmitarbeiterInnen über den jeweiligen Projekteinsatz in einem Land hinaus, während 
sie disziplinarisch den projektverantwortlichen Ländergruppen unterstellt sind, als Fachleute 
an die GTZ gebunden. Initiativen der Fachkräfte, sich aktiv in den Fachverbund einzubrin
gen, werden begrüßt. 

Zu den Aufgaben aller Mitglieder eines Fachverbunds gehört auch die Intensivierung von 
Kontakten zu Universitäten, den internationalen Forschungsinstituten und anderen wissen
schaftlichen Einrichtungen. Der Schwerpunkt wird dabei auf enge Arbeitsbeziehungen zu 
Einrichtungen im Partnerland bzw. in der jeweiligen Region gelegt. Dabei wird auch die Ko
operation dieser Institutionen mit entsprechenden deutschen Partnern gefördert. Gemein
same Projektprüfungs- oder evalierungsmissionen dienen beispielsweise diesem Ziel. For
schungsmittel stehen allerdings nur in sehr begrenztem Umfang zur Verfiigung. Schließlich 
halten die Mitglieder des Fachverbund ständig Kontakt mit den fiihrenden bi- und multilate
ralen Organisationen und beteiligen sich an gemeinsamen Missionen oder internationalen 
Konferenzen. 

5 Perspektiven einer agrarpolitischen Beratung 

Wenn auch die Bedeutung der agrarpolitischen Beratung in der EZ mehr und mehr Anerken
nung findet, so ist die Rolle, die sie in der deutschen TZ gegenwärtig spielt, noch sehr be
grenzt - doch dies könnte sich ändern! In welche Richtung der Weg gehen könnte, möchten 
die folgenden Überlegungen aufzeigen. Dabei kommt es entscheidend darauf an, ob die Öf
fentlichkeit und die relevanten Entscheidungsträger weiterhin kurzfristigen Poli
tik(er)interessen den Vorzug vor der langfristigen Verantwortung fiir die eigenen und die 
zukünftigen Generationen geben. 

5.1 Politikberatung im Agrarsektor 

Agrarsektorberatung muß länderspezifisch koordiniert werden. Ausgangspunkt jeder Sektor
strategie ist die Selbstversorgung mit bzw. der lmportbedarf an Grundnahrungsmitteln. Sinn
vollerweise können alle weiteren Analysen und Planungen erst nachgeordnet erfolgen. Diese 
Planungen fiir den Agrarsektor im weiteren Sinne münden mit allen anderen Überlegungen 
wie Liberalisierung der Wirtschaft, Privatisierung von Staatsunternehmen, Dezentralisierung 
der Verwaltung, Einfiihrung von Umweltverträglichkeitsprüfungen etc. in eine möglichst dy
namische und gleichzeitig möglichst nachhaltige Wirtschaftsentwicklungsplanung; internatio-
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nale Abkommen und Vereinbarungen (z.B. Agenda 21, GATT, Lome..Verträge etc.), egal 
ob mit förderndem, neutralem oder dämpfendem Charakter, finden dabei selbstredend Be
rücksichtigung. 

Agrarpolitik ist dann das Ergebnis der Einflußmöglichkeiten und der Lobbyarbeit von staatli
chen, privaten und möglicherweise auch individuellen Interessen(gruppen), die loka~ regio
na~ national oder international beheimatet sein können. Das Aufzeigen der Verbindungen 
zwischen Strategie und Interessen ist wesentliches Element fiir die Herstellung von Trans
parenz im Rahmen einer Agrarsektorberatung. Eine solche Transparenz könnte zur Effi
zienzsteigerung unter den Gesichtspunkten wie Konzentration auf Prioritäten, Vermeidung 
von Übersclmeidungen und ausgeglichene Berücksichtigung von verschiedenen Ebenen 
(makro, meso, mikro; geographisch; etc.) von großer Wichtigkeit sein. Ein derart vernetztes 
Dienstleistungsangebot wird in den meisten Fällen die Entsendung eines Fachkräfteteams 
erfordern. 

Jede EZ-Unterstützung kann nur dann ihre optimale Wirkung entfalten, wenn alle damit ein
hergehenden Maßnahmen sich in ein definiertes großes Ganzes einfiigen. Ein Länderkonzept 
würde sich dieses zur Aufgabe stellen, wobei laufende Fortschreibung fast definitionsgemäß 
dazugehört. Durch eine Sektorkoordination würden dann aUe Maßnahmen8 der deutschen 
EZ in Gang gesetzt und gesteuert; fachlich - inhaltliche Arbeit wird zur Politikberatung 
erweitert ("erhöht"). 

Dieser Vorschlag hat Rückwirkungen auf die Organisation der damit befaßten EZ-Organi
sationen: die Rolle der Agrarsektorplanung wird durch Zubilligung von Initiative und Mit
zeichnungsbefugnissen gestärkt; Regionalabteilungen orientieren ihre Entscheidungen nach 
gesamtwirtschaftlich vernünftigen Kriterien (Länderkonzept) - die internationale Abstim
mung wird erleichtert; fiir Partnerregierungen ist der deutsche Beitrag transparent. 

5.2 Agrarpolitik im Zusammenhang mit Krisenbewältigung und Katastrophenvor
beugung 

Im Jahrzehnt der "International Decade for Natural Disaster Reduction (IDNDR)" kann man 
sich des Eindrucks nicht erwehren, daß Krisen und Katastrophen aller Art überhand nehmen. 
Hier ist nicht die Stelle auf Strategien der Krisenbewältigung und Katastrophenvermeidung 
einzugehen. Es soll lediglich betont werden, daß durch die landwirtschaftliche Produktion 
schon immer versUcht wurde, Ernährungskrisen vorzubeugen. Diversifizierung der Produk
tion, Erosionsschutz, Reduzierung der Nachernteverluste, Frühwarnsysteme, verbesserte 
Nabrungsmiuelverarbeitung, standortgerechte Agrarforschung, Änderung produktions
hemmender Agrarverfassungen, Schaffimg arbeitsintensiver Beschäftigungsmöglichkeiten, 
Stärkung der Organisationsflihigkeit sind nur einige Beispiele aus einer breiten Palette von 
Maßnahmen, die von einer agrarpolitischen Beratung ständig im Hinblick auf eine Krisen
vermeidung im Auge behalten werden müssen. Es gehört zu den Kernaufgaben des Staates, 
den geeigneten Rahmen fiir diese "Vorbeugen ist besser als heilen"-Strategie zu setzen, was 
zwar kosten günstiger, aber sicherlich nicht einfach ist. Projekte vom Typ Agrarpolitische 

8 Sinnvoll kann auch die ausschließlich Bereitstellung von technischem Know-how für Agrarsektorarialyse 
und -planung oder eine kohärente Subsektorpolitik sein; eine inhaltliche Koordination deutscher EZ
Maßnahmen entfällt dann natürlich. Die Aussage hier ist, daß. sobald verschiedene subsektorale Maß
nahmen mit deutscher Unterstützung angeboten werden, diese inhaltlich abgeleitet sein und im Hinblick 
auf die Umsetzung koordiniert werden sollten. Vgl. auch VON HAUGWITZ, H. - W., 1993, sowie 
HEIMPEL, C., 1991. 

589 



Beratung könnten viel stärker als das heute der Fall ist dazu beitragen, solchen Selbstver
ständlichkeiten zum Durchbruch zu verhelfen. 

5.3 Agrarpolitik "von unten" 

Man kann angewandte, praktische Agrarpolitik als das Ergebnis der Lobbyarbeit der ver
schiedenen Interessengruppen verstehen. Kaum jemand wird der Feststellung widersprechen, 
daß unterprivilegierte Bevölkerungsgruppen wenig erfolgreich im Durchsetzen ihrer Interes
sen sind, auch wenn sie z.B. zahlenmäßig in der Mehrzahl sind. Ein teufelskreisartiger Pro
zeßverlauf rückt die Erreichung der offiziellen Zielsetzungen in weite Feme; Armut und 
Elend prägen das Bild. 

Mit der Liberalisierung der Wirtschaft und der Beschränkung des Staates auf Kernaufgaben 
sind die Möglichkeiten gewachsen, im "freien Spiel der Kräfte" mitzuspielen. Die gemessen 
am nationalen Wohlstand unterprivilegierten Personengruppen können einen moralischen, 
aber auch einen wirtschaftlichen Anspruch zur Stärkung ihrer Position gegenüber Regierung 
und Verwaltung begründen. Grundlinien der deutschen Entwicklungspolitik wie Armutsori
entierung, Partizipation und Zielgruppenbezug, einschließlich geschlechtsspezifischer För
derung, in einem erweiterten Sinne aber auch Nachhaltigkeit und Ressourcenschutz, fordern 
eigentlich, nimmt man sie so ernst wie sie es verdienen, EZ neu zu orientieren. Die Lobby 
der Bessergestellten funktioniert dagegen meist auch ohne EZ-Unterstützung ganz gut. 
Trotzdem verschaffen sich diese Gruppen immer wieder Zugang zu Hilfen, die eigentlich rur 
andere gedacht waren. Allerdings gibt es auch Fälle, wo nur über eine indirekte Strategie 
("lmplementalzielgruppen") die eigentlichen Nutznießer erreicht werden können. 

Agrarsektorberatung kann beispielsweise auch bedeuten, Öffentlichkeitsarbeit zu leisten und 
Verbände zu unterstützen, die versuchen, den Prozeß der Marginalisierung großer Bevölke
rungsgruppen, die mit dem Agrarsektor in enger Beziehung stehen, aufruhalten. Diese Un
terstützung kann sowohl über staatliche Maßnahmen, politische Stiftungen wie auch über 
NROs organisiert werden, auch wenn man sich schnell dem Vorwurf der Einmischung in die 
internen Angelegenheiten eines Landes gegenübergestellt sieht. In solchen Fällen muß poli
tisch entschieden werden, was die EZ im und rur den Agrarbereich bewirken soll. 

5.4 Eine-Welt-Agrarpolitik 

Strukturwandel ist, wie bereits oben festgestellt, als Prinzip weitgehend akZeptiert. Es wäre 
aber verfehlt, Strukturanpassung nur auf EL zu beschränken - im Gegenteil: tiefgreifende 
strukturelle Reformen müssen gerade auch Richtschnur unserer Politik in den Industrielän
dern werden. Diese ethisch begründete Forderung geht natürlich weit über internationale 
Agrarpolitik und Welthandelsregelungen hinaus. 

Förderprogramme fiir EL zu finanzieren, aber im eigenen Land mögliche Erfolge dieser Pro
gramme zu untergraben, macht wenig Sinn. Genauso inkonsistent ist es, Forderungen an EL 
zu stellen und diesen mit Geldangeboten Nachdruck zu verleihen, die die Industrieländer bei 
ihrer eigenen Politikgestaltung vernachlässigen oder bewußt umgehen9 . Aus persönlicher 
Überzeugung geleistete, freiwillige Verhaltensänderungen können viel bewirken und als Vor
reiter engstirnige nationale Politik verändern helfen. 

Wenn die jüngst über eine Entwicklungsverträglichkeitsprüfung in die Debatte eingebrachte 
"Kohärenz der Entwicklungspolitik" erst ernst genommen wird, muß entwicklungsbe-

9 Die EU finanziert zwar den europäischen Agrarmarkt, kann ihn sich aber eigentlich nicht "leisten", 
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zogene Öffentlichkeitsarbeit ihren schönflirberischen Charakter verlieren. Agrarpolitik stellt 
dann Transparenz im We1tmaßstab her - der Umsetzimg der Ziele der UNCED Rio-Konfe
renz kann dadurch nur geholfen werden! Entwickungspolitik gewinnt an Stellenwert, wird 
aufgewertet zur Weltinnenpolitik - Nutmießer werden sowohl die Menschen in den EL als 
auch die hier bei uns sein. 

Man kann noch einen Schritt weitergehen: Die GAIT-Verhandlungen bildeten ein trauriges 
Beispiel fiir einen "Kampf der Starken"IO , bei dem die politisch und ökonomisch schwäche
ren Länder weitgehend zum Zuschauen verurteilt waren. Wer nicht einmal 5 % zum Welt
handel beisteuert, wie das bei Afrika der Fall ist, wie soll der mitreden können? Für die 
Entwicklungspolitik schließt sich hier aber sofort die Frage an, wie sich das verändern läßt. 
Ähnlich wie in Kapitel 5.3 zu Gunsten einer Lobbyarbeit fiir die unterprivilegierten Bevölke
rungsgruppen argumentiert wurde, wäre doch jetzt die Einnahme einer unterstützenden Po
sition fiir die EL, z.o. die LIFDC'sl1 , naheliegend, wenn nicht sogar konsequent!?! 

Zusammenfassung 

Seit Beginn des Jahres 1989 ist die Deutsche Gesellschaft fiir Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) neu gegliedert worden. Als wesentliche Neuerung ist eine Regionalstruktur aufgebaut 
worden, die TZ-Projekte und Programme in den Partnerländern federfiihrend steuert. Das 
fachliche Know-how der GTZ ist im Bereich Planung und Entwicklung zusammengezogen 
und in drei Fachstränge unterteilt worden; einer davon befaßt sich mit Land- und Forstwirt
schaft sowie ländlicher Entwicklung. 

Ziel der Technischen Zusammenarbeit ist es, die Leistungsfähigkeit von Menschen und Or
ganisationen in den Entwicklungsländern zu stärken. Die GTZ hat diese Zielsetzung in fol
gendes Unternehniensziel übersetzt: Die GTZ möchte durch die Qualität ihrer Leistungen 
eine international fiihrende Rolle auf dem Gebiet der entwicklungsbezogenen DienstleistuJI
gen erringen und behaupten, oder anders ausgedrückt, qualitativ hochwertige Leistungen zu 
wettbewerbsfähigen Preisen unter optimaler Nutzung der verfiigbaren Ressourcen erbringen. 

Seit 1992 existiert in der GTZ ein Arbeitsfeld Agrarpolitik - sicherlich eine Konsequenz 
der unzureichenden Erfolge der bisherigen Agrarforderung, aber auch Ausdruck des Be
mühens, die mit der Strukturanpassung einhergehenden beträchtlichen Veränderungen in den 
EL im Agrarsektor unterstützend zu begleiten. 

Projekte vom Typ Agrarpolitisehe Beratung sind noch nicht sehr weit verbreitet (ca. 12 
Länder). Der regionale Schwerpunkt liegt eindeutig in Afrika. Über eine "inhaltliche Ko
ordination", die unterschiedliche Ausprägungen annimmt, wird eine Steigerung der Wirk
samkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Nachhaltigkeit der deutschen EZ-Förderung im 
Agrarbereich angestrebt. Die Rolle, die die Projekte der Agrarpolitikberatung im jeweils 
nationalen Rahmen spielen, ist als recht einflußreich zu bezeichnen - weltweit gesehen ist sie 
jedoch noch sehr gering. Dies könnte sich ändern, wenn die folgenden vier Vorsehläge auf
gegriffen werden: 

10 "Wenn Elefanten kämpfen. leidet das Gras": Afrikanisches Sprichwort 
11 Low Income, Food-Deficit Countries 
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1. (Politik-)Beratung im Agrarsektor 

Basierend auf einem Länderkonzept steuert eine Sektorkoordination aUe Maßnahmen der 
deutschen EZ im Agrarbereich - der deutsche Beitrag wird "transparent" und nachvollzieh
bar. 

2. Agrarpolitik im Zusammenhang mit Krisenbewältigung und Katastrophenvor
beugung 

Landwirtschaft kann katastrophenvermeidend praktiziert werden. Eine effiziente Vorsorge
politik läßt sich, obwohl kostengünstiger, trotzdem oft nicht im gewünschten Maße errei
chen - hier ist die agrarpolitische Beratung gefordert. 

3. Agrarpolitik "von unten" 

Agrarpolitik unterstützt Öffentlichkeits- und Verbandsarbeit zngunsten der unter
privilegierten Bevölkerungsgruppen, um dem Prozeß der Marginalisierung entge
genznwirken. 

4. Eine-Welt-Agrarpolitik 

Nach der Strukturanpassung in den EL ist ein drastischer Veränderungsprozeß in den Indu
strieländern überfiillig - Weltinnenpolitik löst die Entwicklungs(hilfe )politik ab, Agrarpolitik 
wird zur Lobbyarbeit fiir die EL - das wäre jedenfalls, nimmt man den Gedanken der Ent
wicklungskohärenz ernst, konsequent! 

Summary 

Since the beginning of 1989 the Deutsche Gesellschaft flr Technische Zusammenarbeit, 
(GTZ) GmbH has undergone a restructuring. One key innovation is the development of a 
regional structure, which steers TC projects and programmes in partner countries. The va
rious branches of expertise at GTZ have been brought together in the Planning and Deve
lopment Department, where they are divided into three sections, one of which focuses on 
agriculture, forestry management and rural development. 

TC aims to strengthen the creative capacities of people and organisations in developing 
countries. In line with this aim, GTZ has adopted the following organisational objective: 
GTZ seeks to attain and maintain a leading international role in the field of development
related services through the quality of its services; in other words, GTZ aims to provide 
high-quality services at competitive prices with optimal use of available resources. 

Since 1992 agricultural policy has become an organisational field at GTZ - clearly a conse
quence of the inadequate success of agricuItural assistance to date, but also the expression of 
an effort to accompany the notable changes of the structural adaptation with support in the 
agricuItural sector for developing countries. 

Projects involving agricultural policy advice are still not very wide-spread (ca. 12 coun
tries). The regional emphasis is clearly in Africa. "Conceptual co ordination" in various forms 
is intended to raise the effectiveness, efficiency and sustainability of German DC promotion 
in the agricultural area. The role played by agricuItural policy advisory projects within indi
vidual national frameworks may be said to be quite influential, even if it is still very limited 
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from a global point ofview. This limitation in global terms could be altered ifthe following 
four proposals were acted upon: 

1. regarding policy advice in the agricultural sector: that all measures of German TC in 
the agricultural sector be steered by sectoral coordination on a conntry-specific basis 
and that the German contribution become transparent and accessible; 

2. regarding agricultural policy in the context of crisis management and disaster reducti
on: that agriculture be practised in such a way as to ward off disaster; and that 
agricultural advice contribute to an efficient crisis-avoidance policy, which, though 
cost-effective, is often still not achieved to a sufficient degree; 

3. regarding agricultural policy "from the bottom up": that agricultural policy support 
public-relations and lobbying work for the benefit of nnderprivileged population 
groups in order to combat the process ofmarginalisation; 

4. regarding one-world agricultural policy: that following a structural change in develo
ping conntries, a long-overdue and major change take place in industrialised conntries 
as weil; that world domestic policy replace development (aid) policy; and that 
agricultural policy become a lobbying effort for developing conntries: if one takes the 
ideas of development coherence seriously, this would be at least consistent. 

Pe3DMe 

"POJII. arpapHoii. nOllHTHI:H B TeXHH'IeCI:OM COTPYAHH'IeCTBe" 

01.01.1989 rOAa, OCHOBaHHoe B 1974 rOAY, repMaHcKoe 06~ecTBo TeXHM'IeCKoro 

cOTpYAHM'IeCTBa _llEH? 6blJl0 peopraHM30BaHo. rJ1aBHblM MOMeHTOM peopraHM3aQMII. 

6aJ10 c03AaHII.e perMOHaJ1bHOW CTPYKTypbl, KOTOpaJl KOOPAMHMpyeT BblnOJIHeHlI.e 

npoeKToB 11. nporpaMM TeXHM'IeCKOrO COTpYAHM'IeCTBa B cTpaHaxenaTpHepax. 

llpo4>eCCII.OHaJIbHOe nT~Qep~Q 06~ecTBa 06.eAII.HeHO B OTAeJ1e 4, nJ1I1.HapOBaHII.JI 

M pa3BMTMJI, M nOApa3AeJ1J1eTCJI Ha TpM. pa3AeJ1a. 

UeJ1blO TeXHM'IeCKOrO COTpYAHM'IeCTBa JlBJ1J1eTCJI nOAAeplKKa npOAYKTMBHoii. 

AeJlTeJ1bHOCTIl. OTAeJ1bHblX J1I1.Q M opraHM3aQMW B pa3BII.BalO~MXCJI CTpaHax. UeJ1blO 

llEH JlBJ1J1eTCJI npeAOCTaBJ1eHMe BblCOKOKBaJ1M4>MQMpoBaHHblX YCJ1yr no 

KOHKypeHoTocnoc06HblM QeHaM M npM OnTMMaJ1bHOM MCn0J1b30BaHMM pecypCOB B 

06JIaCTM TeXHII.'1eCKOro pa3BMTMJI. 

C 1992 rOAa llEH 3aHMMaeTCJI M BonpocaMM arpapHoii. nOJIMTMKM, cnoc06cTBYJI 

npoQeccaM M3MeHeHMJI npoM3BoAcTBeHHoii. CTPYKTypbl B pa3BMBalO~II.XCJI cTpaHax. 

llpeKTbI TMna "ArpapHOnOJ1MTWleCKoe KOHCYJIbTMpOBaHMe" e~e He TaK CII.JIbHO 

pacnpoCTpaHeHbI OKono 12 cTpaH? Perll.OHaJIbHO OHM CKOHQeHTpMpOBaHbI B 

OCHOBHOM B A4>PMKe. POJIb TaKMX npoeKTOB AJIJI OTAeJIbHO B3J1TOrO rOCYAapCTBa 

O'leHb 3Ha'lMTeJIbHa, HO B MII.POBblX MaCWTa6ax e~e O'leHb Mana. 3TO nOJIOlKeHMe 

MOlK HO McnpaBMTb, eCJIII. Y'IeCTb CJIeAYIO~Me '1eTblpe npeAJIOlKeHII.JI: 

1. KOHcynLTaQHH B arpapHOM CeltTOpe. 

Bce MepOnpMJlTMJI repMaHCKoro COTpYAHM'IeCTBa C pa3BMBalO~MMMCJI 
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CTpaHaMH B arpapHOH 06JlaCTH AOJllKHbI KooPAeHHpOBaTbC.II B eAHHOH 

KOHl.\enl.\HH. 

2. ArpapHaR DOnKTKlta CBR3aHHU C DpeoAoneHKeM ItPK3KCHYX cKTyaqKA K 
DpeAoTBpa~eHKeM UTaCTPOI). 

CeJlbCKOe X03.11HCTBO cnoco6cTByeT npeAoTBpa~eHHIO KaTaCTpo<j>. 3aAa'leH 

KOHCYJlbTHpOBaHH.II AOJllKHa CTaTb HaH60Jlee 3<j><j>eKTI1BHa.ll opraHH3al.\M.II 

cHa6lKeHH.II HaCeJleHI1.11 npOAOBOJlbCTBHeM. 

3. ArpapHu DOnKTKlta ·CHK3Y". 

ArpapHa.ll nOJlHTHKa AOJllKHa CTHMYJlHpOBaTb pa60TY o6~eCTBeHHblx 

opraHH3al.\MH 11 aCCOl.\Hal.\HH B HanpaBJleHHH nOAAeplKKH 

HenpHBeJlerHpOBaHHblX CJlOeB HaCeJleHH.II. 

4. 06~eMKpoBu arpapHU DonKTKU. 

nOCJle CTPYKTYPHblX H3MeHeHHH 3KOHOMHKH, npOH30weAwHX B p.llAe 

pa3BI1BalO~HXCH CTpaH, Ha3peJla Heo6xoAHMOCTb MacwTa6HblX H3MeHeHI1H B 

nOJlHTHKe HHAYCTpHaJlbHO pa3BHTblX rOCYAapCTB. nOJlHTHKa npeAOCTaBJleHH.II 

nOMO~H OTAeJlbHblM CTpaHaM HJlH rpynne CTpaH CMeH.IIeTCH o6~eMHpoBoH 

nOJlHTHKOH. 
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AGRICULTURE, RURAL DEVEWPMENT AND THE ENVIRONMENT IN THE 
WORLD BANK'S ASSISTANCE STRATEGY FOR SUB-SAHARAN AFRICA 

von 

Götz SCHREffiER* 

Introduction 

In 1989, within the framework ofa long-term perspective study for Sub-Saharan Afiica l ,the 
World Bank set out a strategy for agricultural development which has been broadly accepted 
both within Afiica and by much of the international community2 . Much has happened and 
much has been learned since then. Important changes have taken place in international com
modity markets and in agricultural technology. Experience has been gained in many coun
tries with policy and institutional adjustment efforts. The nexus between rural development 
and demographic and environmental developments is much better understood3 • There has 
been greatly heightened awareness ofthe need to ensure sustainable use ofnatural resources 
and to enable Afiica's women to cope with their multiple responsibilities and constraints. In 
many countries, national environmental assessments and action plans have been prepared. 
Studies of the impact of agricultural extension and forestry sector analyses have provided 
new insights. The Bank also reviewed in greater detail various aspects of Afiican agricultural 
development performance, including policies and projects which have and have not worked4. 

At the same time, the critical problems facing rural Afiica have not only remained, but have 
become even more pressing with the passage oftime. Agricultural performance has remained 
very poor, with overall growth over the past three decades lagging well behind population 
growth in ahnost all countries and no significant evidence as yet of a tumaround. Food 
security has remained an elusive objective in many countries. The continent's environment 
and natural resource base have continued to deteriorate dramatically. Population growth 
remains far above that of any other region in the world, despite the ravages of AIDS, and the 
pressure ofpeople on limited natural resources continues to rise. 

In 1993 the Bank therefore re-formulated its assistance strategy for agricultural and rural 
development in Afiica5 . Much of it is fami1iar, but there are important new elements and 
~mphases. The new strategy explicitly recognizes the many cruciallinks between demogra
phic trends, agricultural development and environmental resource management. Govern
ments and donors have focused heavily so far on the creation and dissemination of agricultu
ral technology; this remains of great importance, but the approach will have to become more 

* Dr. G. A. Schreiber, Agriculture & Environment Division, West Central Africa Department, Word Bank, 
1818 H Street, N.W., Washington, D.C. 20433, USA 

1 Sub-Saharan Africa: Prom Crisis to Sustainable Growth, Washington, 1989 
2 Reference to Africa is to Sub-Saharan Africa. 
3 K. M. CLEA VER and G. A. SCHREIBER: Reversing the Spiral: The Population, Agriculture, and Envi

ronment NEXUS in Sub-Saharan Africa World Bank, Washington, 1994. 
4 Bank-assisted agricultural projects have fared poorly, with about one half having failed to satisfy their 

economic objectives (based on ex-post calculations of the economic rate of return). Projects supported by 
other donors have not fared better. 

5 K. M. CLEA VER: A Strategy to Develop Agriculture in Sub-Saharan Africa and a Pocus for the World 
Bank, World Bank Technical Paper Number 203, Washington, 1993. 
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pluralistic, involving non-governmental actors and especially farmers. Greater emphasis is 
pIaced on a sound urban development policy, on sustainable management of natural resour
ces, on investing in rural infrastructure, and on addressing the needs of rural women. Much 
more weight is given to private initiative and farmer empowerment, while the role proposed 
for public sector institutions is more tightly focused. The building of Afiican capacity and 
the need to improve the efficacy ofpublic spending receive greater attention. More emphasis 
is given to the economic, social and political context in which agriculture operates. Structu
ral adjustment prograrns have pursued many of the policy reform elements necessary for 
agricultural development - but they have generally neglected such important areas as land 
tenure, natural resource conservation, improved public expenditure programs, social services 
in rural areas, regional integration, and private sector development. More multi-country 
collaboration will be required, and far greater emphasis is being placed on the need to have 
the development process driven by Afiican governments, local institutions, and local people. 

Most important is a broadening ofthe view about the context in which agricultural develop
ment must take place. The narrow foeus on technology improvement and good macro
economic policy has proven inadequate. Social sector development, effectively addressing 
the constraints of women, infrastructure development, environmental concems, as weil as 
political openness and the rule oflaw are all vital to agricultural and rural development. And 
agricultural development will contribute to progress in each of these areas, by creating the 
income and wealth, broadly distributed in the population, necessary to maintain social pro
gress, finance preservation of the environment, and permit people to divert more energy 
from mere survival to political participation. 

2 The Objectives for African AgricuIture 

Population growth in Afiica has accelerated from about 2.7 percent per annum during 1965-
1980 to about 3.1 percent p.a. since 1980. Yet for the past three decades, agricultural 
growth has averaged less than 2 percent per year in real terms. Per capita food production 
today is about 6 percent below the 1979-81 average, and despite the rapid rise of food im
ports and food aid, average daily food intake per person in Afiica in the 1980s has been 
estimated at only 87 percent of requirements. And there is substantial evidence of acceIera
ting environmental degradation, including deforestation and loss of soil fertility. 

The strategie objectives are ambitious: 

l. doubling agricultural growth to 4 percent per annum, in each country, 

2. achieving food security for all, 

3. realizing this in a manner that conserves the natural resource base fOT future generati
ons,and 

4. promoting the transition to lower birth rates and population growth. 

Given their structure, most Afiican economies need at least 4 percent agricultural growth 
per annum to ensure overall growth at that same rate and, hence, even a modest growth in 
average per capita incomes. Agriculture accounts for about one thitd of GDP on average 
and provides employment and income for about two thirds of the working-age population. 
Agricultural growth drives much ofthe growth in services and in manufacturing. Agricultu
raI production is critical for addressing food security and poverty, since most ofthe poor and 
the food-insecure are rural people. In Afiica, stimulating the private sector means first and 
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foremost stimulating agriculture and related industry and services. Improving the weIl-being 
ofwomen, whose principal economic activity is fimning, means in large part helping them to 
become more productive farmers. 

There has been some debate about the realism of the 4 percent annual agricultural growth 
objective. In fact, 10 African countries have achieved this or have come close in the late 
1980s and early 1990s, albeit with considerable annual fluctuations. Given the wide gap 
between present and potential productivity, rapid growth is achievable in Africa. Crop yields 
are very low, fertilizer use is far below that in other regions, and the irrigated area is only 
about 10 percent of potential. Infrastructure development lags far behind that of most other 
developing countries, and markets are poorly integrated. Private investment has been mini
mal, and few governments provide effective support services for farmers. 

Rapid growth requires markets. Africa must increase its shares in world markets, but it will 
be easier to produce import substitutes and products for inter-African trade - cereals, meat, 
fish, fruits and vegetables. Meeting intemal urban demand and substituting for imports 
would generate substantial agricultural growth in many countries. Hut both export growth 
and import substitution require significant improvements in efficiency to be able to compete. 
There are, however, reasons for optimism. Agricultural growth outside Africa may slacken 
as the scope for irrigation expansion shrinks, the rate of growth of farm input use diminishes, 
and farm subsidies decline. This, along with declining real wages in much of Africa, may 
improve the competitive position of Africa's low-input and largely unsubsidized agricu1ture. 
On the other hand, technology improvement is likely to remain much further advanced in the 
industrial countries and in Asia, and it will be difficult for Africa to keep up technologically. 
Responsiveness to changing domestic and external market demand, development of new 
products and processes, and acquisition of technological improvements will therefore be 
critical. 

The changes required to achieve 4 percent growth are substantial. Not aIl countries will suc
ceed. Hut a number of countries are on their way. Policies promoting the working of mar
kets and private initiative, more effective technology generation and dissemination, impro
vements in rural infrastructure, more liberty for farmers, better environment al resource ma
nagement, and institutional reform congruent with democratization are conducive to 
agricultural development and are being introduced in a number of countries. Africa's good 
agricultural performers have aIl instituted these measures to some degree. Agricultural 
growth now averages ab out 3.8 percent per year in the countries that are adjusting their 
economic policy, compared to 0.5 percent p.a. in the non-adjusters. Most adjusting countries 
still face an unfinished policy reform agenda, and successfully tackling it could bring more of 
them up to and beyond the 4 percent growth target. 

Improvement of food security is a distinct objective in itself People can irnprove their food 
security by generating income outside agricu1ture With which to buy food. Conversely, rapid 
increase~ in food production may not always benefit the entire population, and national food 
self-sufficiency is therefore not synonymous with food security. Hut where the majority of 
people depend on agricu1ture, food security will be most readily attained through rapid and 
broad-based agricultural growtll. Still, agricu1tural grOwth alone will not be sufficient in 
most countries. Poor people will need nutrition improvement programs and income enhan
cing programs such as public works projects to increase their food intake. Where there is 
drought or civil strife, food aid will continue to be important. Preparation for drought emer
gencies, and assistance in Such emergencies, will continue to be important to assure food 
security in transitory crises. 
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A tbird essential objective is to hah the destruction of the natural resource base on which 
sustainable agricultural production depends. Afiica's solls, forests, wildlands, wetlands, wa
ter resources and wildlife are fragile and have been subjected to tremendous degradation, 
depletion and destruction over the past three decades. Driven primarily by rapid population 
growth and inadequate agricultural technology advances, this resource degradation is en
dangering the very base for sustained agricultural growth in large parts ofthe continent. It is 
essential, therefore, to achieve the required rapid agricultural growth without continued mi
ning ofthe agro-ecological resources. This is not a question oftrading offresource conser
vation against slower growth. On the contrary, continued resource depletion and degradati
on on the scale currently witnessed will thwart any prospect of attaining the growth, food 
security and poverty alleviation objectives central to any meaningful agricultural and overall 
development strategy for Afiica over the longer run. 

Lastly, a meaningful agricultural and rural development strategy for Afiica must be actively 
supportive of the objective of hastening the demographic transition to lower fertility and 
birth rates and slow~ population growth. This means that the policies, institutional arrange
ments and technological improvements put in place to accelerate agricultural and rural deve
lopment must be responsive to the socio-economic dimensions of rural production and 
household maintenance systems - and particularly to gender issues. 

3 Key Issues and Constraints 

Determining what is needed requires understanding what has gone wrong in the past. Tech
nology-based agriculture has not come to Afiica on a significant scale. Most ofthe growth 
that has occurred has been due to area expansion, not productivity increases. There are 
many reasons for this. In the final analysis, these can all be traced to one fundamental pro
blem: there has been little demand by farmers for yield-increasing technologies. 

The reasons for this are complex. Most ofthe technological "improvements" offered to Afii
can farmers would increase output per unit of land by requiring more labor and capital in
puts. This was the opposite of what was needed by the vast majority of Afiican farmers. 
From their perspective, most of Afiica has been, untll recently, characterized by abundance 
of land and scarcity of both labor and capital. In many countries, farmer demand for new 
technologies was further weakened by government controls of agricultural prices, overvalu
ed exchange rates, heavy taxation of agricultural. exports and negIect of rural infrastructure, 
all ofwhich reduced the profitability ofproducing for the market. lli-fated government inter
ventions, often assisted by donors, in marketing, processing and input supply did not impro
ve matters. Risks to farmers increase when marketing and input supply systems do not work 
and producer prices are artificially low relative to input costs. 

These considerations explain one key thrust of the revised strategy: actively promoting pri
vate involvement in marketing, processing, input supply and other commercially oriented 
services. The public sector has failed in these activities, and experience everywhere shows 
that this is best left to the private sector. Another major reason for a greater focus on the 
private sector is the need for Afiican agriculture to compete intemationally6 . 

(, Conlinued prolectionism and subsidizalion of agriculture in induslrial counlries are 10 be expected. This 
adds ressure on African agricullure 10 increase its efficiency 10 be ahle 10 compele in a world of artificcial 
lowprices. 
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Experience thus far with attracting significant private investment into African agriculture and 
related activities is poor. More pro-active and far-ranging interventions will be necessary to 
stimulate the needed private investment. Macro-economic reform is necessary, but will not 
be sufficient by itself. A much wider policy agenda will have to be pursued, and this is part 
ofthe new strategy. And greater political and social stability will be essential. 

A second main thrust is a more effective approach to technology development, transfer, ad
aptation and dissemination. Governmental research; extension, livestock and other support 
services have not brought relevant agricultural technology to Africa on a significant enough 
scale. There has been an extraordinary deterioration of agricultural research and of govem
ment agricultural services generally. Donors do not yet sufficiently coordinate their efforts to 
be effective in reversing this deterioration. A technological revolution is occurring in 
agriculture in the industrialized countries, Asia and Latin America, but it is largely bypassing 
Africa. Needed are more investment in, and better quality 01; agricultural research, extensi
on, livestock services, agricultural education and training. 

Neglect of roads connecting town to country and the prevailing focus of govemment infra
structure investment in the major cities have, in many countries, cut off farmers from urban 
and export markets and from improved inputs and equipment. It is the rural towns that pro
vide most services to farmers and the outlets for market-oriented agriculture. Many coun
tries have focused so much oftheir resources on their few large cities that the essential phy
sicallinks with agriculture have been neglected. This requires correction. Sirnilarly, the con
centration of health, education and water investment in the larger cities has resulted in the 
often appallingly poor health and education ofrural people. Unhealthy and poorly educated 
rural people are unlikely to be agricultural innovators. Expanded physical and social infra
structure investment in rural areas and in secondary towns is therefore essential. 

The natural resource base in most countries is deteriorating rapidly, evidenced by wide
spread soll erosion and degradation, water pollution, siltation of irrigated areas, pasture de
gradation, forest destruction and disappearance of wildlands. The importance of the nexus 
between rapid population growth, environment al degradation and agricultural stagnation is 
now weIl understood. Much more emphasis must be placed on prudent natural resource ma
na familiar, but there are important new elements and emphases. The new strategy explicitly 
recognizes the many cruciallinks between demographic trends, agricultural development and 
environment al resource management. Govemments and donors have focused heavily so far 
on the creation and dissemination of agricultural technology; this remains of great importan
ce, but the approach will have to become more pluralistic, involving non-governmental ac
tors and especially farmers. Greater emphasis is placed on a sound urban development po
licy, on sustainable management ofnatural resources, on investing in rural infrastructure, and 
on addressing the needs of rural women. Much more weight is given to private initiative and 
farmer empowerment, while the role proposed for public sector institutions is more tightly 
focused. The building of African capacity and the need to improve the efficacy of public 
spending receive greater attention. More emphasis is given to the economic, social and poli
tical context in y low, especially in rural areas. Women's special problems are often overloo
ked inagricultural research and extension, and their potential as private investors is generally 
ignored in rural credit and investment schemes. A greater focus on women is needed in each 
ofthe priority areas for agricultural development. 

In many African countries there is a movement toward greater popular participation in poli
tical decision-making. Even in countries with one-party or military govemments, there is 
some trend toward decentralization of decision-making to localities, to non-govemmental 
organizations and to farmers groups. The initial experience with farmers groups has been 
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positive. They often are effective mechanisms for marketing and processing produce, for 
providing services to memhers, and for defending the interests of farmers and livestock 
owners. Fostering ot: and greater collaboration with, these groups in rural areas will have to 
be part of the agricultural strategy. 

Finally, the development of an Afiican capacity to manage in each of the above areas has 
been neglected. Often, capacity problems have been addressed by furnishing expatriate 
technical assistance, resulting in the neglect of the development of an indigenous capacity to 
manage. Had this approach worked, an argument could be made for retaining it. But it has 
not. Thus, much greater emphasis needs to be put on building and utilizing Afiican capacity 
to manage all aspects of rural development, in the public and private sectors. 

) 
4 A Strategy for Sub-Sabaran Africa 

The Bank's strategy for Afiican agricultural and rural development is derived from the fore
going considerations. It is also derived from the several success stories in Afiican agricultu
re. There have been successful private sector development efforts in Kenya's horticulture 
sector, in Cöte d'Ivoire's tree crop sector, and in small-scale private agricultural trade and 
processing in Nigeria, TanZania and Uganda. Lessons have been leamed from cotton sector 
development in West Afiica. There are successful soll conservation projects in Burkina Faso, 
Rwanda and Kenya. Andthere are very promising technology developments for maize, cas
sava, fruits, vegetables and dairying. Successful farmer-managed small-scale irrigation pro
grams in Nigeria and Niger, park management in Kenya and Zimbabwe, agricultural extensi
on in Kenya and Burkina Faso provide important guideposts. Cooperative credit schemes 
appear to be working in Burundi, Benin and Togo. Agricultural growth is about 3.0 percent 
faster per year in countries undertaking structural adjustment than in non-adjusting coun
tries, suggesting directions for poliey change. Unfortunately, the success stories are not 
many, and agriculture in adjusting countries is still not growing fast enough. Some of the 
strategy is therefore directed at addressing the many constraints, based on experience outsi
de Afiica and on promising initiatives under way but not yet proven. 

Defining a strategy for Afiica as a whole is difficult, given the wide diversity in situations 
across sub-regions and countries. The Bank's strategy statement is, therefore, comprehensi
ve. It sets out the common elements required for agricultural and rural development anywhe
re on the continent, treating each as having equal importance. The priorities will vary among 
countries, of course, and it is at the country level that prioritizing will be essential for defi
Ding strategies that are operationally relevant1. 

4.1 Tbe Policy Environment 

Fundamental policy change is needed to make agriculture, agro-industry and related services 
profitable. Profitability is the main force stimulating private investment. Important areas for 
policy change are: price, exchange rate and market policy reform, generally in the direction 
of höeralization; liberalization of the regulatory environment, financial market reform, and 
development of private and cooperative banking; improvement of the legal environment; 
privatization and/or restructuring of agricultural parastatals and services which can operate 

7 In an number of countries, the most importabt measures to promote agricultural development will be 
reducing civil strife and establishing sound governance. Elsewhere, macro-economic policy changes are 
of greatest importance to stimulating agriculture. Emergency relief will continue to be needed in various 
places. 
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commercially (veterinary services, farm input supply, and some research and extension). 
Policy reform will have to be sequenced more effectively. In particular, the enabling envi
ronment for private investment needs to be created while pursuing trade reform and input 
subsidy reduction. Otherwise the supply response may be weak. Adequate management of 
real exchange rates is absolutely essential for rapid agricultural growth. 

Farmers aJid agricultural enterprises must be allowed to respond to changes in market con
ditions. Farm prices should not be fixed administratively. Commercial transaetions for 
agrieultural produets and inputs should be liberalized. Free priees and liberal eommereial 
praetiee already work effieiently for many food erops, fruit and vegetable exports and some 
livestoek produets in many Afriean countries. Fixed priees and eontrolled marketing, on the 
other hand, have stifled diversifieation and the emergenee of a vibrant rural marketing and 
finanee system. Tariffprotection should be provided as neeessary to eounteract dumping and 
to maintain the same level of proteetion as that afforded to other produets; there should be 
no diserimination against agrieulture in trade poliey. 

Poliey reform alone will not be enough. Active efforts to stimulate private sector involve
ment will be needed. The private sector must provide the links between agrieulture and in
dustry - through the proeessing of agrieultural produets, the supply of farm inputs, and the 
supply of eonsumer goods to farmers. Government attempts to engage in these eommercial 
ventures have been almost universally unsueeessful. 

Finaneial seetor reform is needed in most eountries to stimulate the development of private 
and eooperative banks whieh serve agrieulture and related industries and of institutions 
whieh provide equity finaneing for agrieultural and agro-industrial investment. Governments 
must provide the policy environment for banks to flourish and lend to agrieulture. Generally, 
this means flexible interest rates, earefully ealibrated banking supervision and regulation, and 
room for donor and NGO assistance to rural financial institutions. Donors ean finanee 
teehnieal assistanee to private and eooperative banks, eapital and maintenance eosts for 
banking infrastrueture, and in some eases guarantee funds to mitigate the risk of agrieuiture 
lending. In the proper poliey environment, and with some assistanee, private banks williend 
to larger farmers, traders and agro-business. Traders and agro-business williend to farmers. 
Cooperative and eommereial banks will lend directly to small and medium farmers only if 
ways are found to reduee transactions eosts (perhaps by more lending to groups or briefly 
subsidizing these eosts), mobilize rural savings, and manage the risk of default due to elima
tie or eommercial erises (guarantee funds ean help). 

The regional integration of agrieultural markets must be promoted. Poliey adviee has 
foeused on domestie market liberalization, and this adviee is appropriate. As a first step, it is 
often easier, however, to liberalize agrieultural trade between neighboring eountries. 

Improvement of eeonomie poliey has already been ineorporated into many Afriean govern
ment and donor strategies for Afriean agrieulture. But progress has often been very slow, 
and poliey work has tended to foeus on maero-eeonomie poliey and on agrieultural priee, 
trade and tax poliey. Mueh weaker efforts have been made in areas sueh as land tenure, eo
operative law, regulations of financial institutions, the regtJ.iatory framework for forest and 
natural resouree management, and more effieient publie expenditures. These elements need 
to be ineorporated in medium- and long-term agrieulture poliey frameworks in every eoun
try. Reforms whieh immediately release indigenous eapaeity (sueh as priee, tax and market 
liberalization) should be undertaken quiekly and ean have an immediate impaet. Reforms 
whieh require eonsiderable management eapacity to implement should be undertaken gra-
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dually as this capacity is developed: land tenure reform, financiaI market development, and 
improved programs for natural resource management. 

4.2 Technologieal Transformation 

Tecbnology development, dissemination and adoption need to be made significantly more 
effective. In most of Africa, tecbnological improvement should generally be directed at gene
rating more output and value-added from the same land area with as little capital as possible 
- but in many cases with more labor (given the projected growth in rural populations and the 
likely concomitant decline in real rural wages)8. At the same time, despite rapid rural popu
lation growth, seasonallabor bottlenecks will remain, and women in particular will continue 
to face severe time constraints. Innovations which overcome these bottlenecks, saving 
seasonallabor time, will be important. 

Tbe tecbnology needed will vary by agro-ecological zone. In most of Africa, however, tech
nology improvements needed concern on-farm soll and water conservation, better varieties 
and planting materials, low-cost soll fertility improvement, agro-forestry, integrated crop
livestock systems, improved inter- and multi-eropping systems, integrated pest management 
combined with limited use of chemical pesticides and herbicides, improved hand tools, ani
mal traction, improved livestock including small stock, improved processing and storage, 
and inereased fertilizer use. In drier regions, more attention needs be paid to pastoral live
stock systems, pasture management, sorghum and millet, soll and water management. In 
many humid areas, tree erops and agro-forestry may be most important. 

Agricultural research systems need to be rehabilitated and refocused to make them more 
responsive to farmers' needs and to the challenges facing local agriculture. More work is 
required to develop and adapt tecbnologies suitable for smallholder conditions. Tbe quality 
of African export produce needs to match world demand. Most African research systems are 
smaU; this makes it essential to establish multi-country research networks for specific COlD

modities and themes and to ereate partnerships with international research centers and re
search institutions in industrialized countries. In most countries, public sector research 
should focus on adaptive, applied and farming systems research, while fundamental research 
results should usually be brought in from abroad. Far more cooperation is also required with 
universities, NGOs and the private sector. Tbe tendency for each public institution to pursue 
its own research agenda must end. Private sector research should be encouraged, not inhibi
ted by outmoded regulations and constraints, and some public sector research can be done 
by private or university contractors. Self-financed private sector research is likely to focus 
on the most profitable commercial erops, grown on Iarge farms and plantlltions; this is im
portant for agricultural development. Tbese concepts need to be developed within national 
and regional agricultural research master plans. Tbe Special Program for African Agricultu
rat Research (SPAAR) is supporting this effort. 

Effective extension transmits new tecbnologies to farmers and identifies farmer problems for 
research. Extension for commercial erops and livestock and aimed at large farmers can in
ereasingly be proVided by private agro-business and input suppliers. For food crops and for 
smallholders, public sector extension will remain indispensable. Donors need to coUaborate 
in helping governments establish a single public sector extension system. This will reduce 
duplication, confusion and costs. Few countries can afford the many different public sector 
extension systems that donors and NGOs have introduced to them. In the public systems, 

8 There are exceptions. such as Zambia, where the land frontier will remain open for SOlDe time and where 
labor-saving and land-using technology such as mechanized land preparation will be important. 
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more emphasis must be placed on serving women farmers, addressing environmental issues, 
providing menus of technologies from wbich farmers can choose, establishing effective links 
with research, and using farmers' groups as contact points. And public sector extension 
needs to cooperate with private enterprises and NGOs. 

Mass communications can complement field-level extension. Improved education is rural 
areas will also be important in developing a capacity among future farmers to understand 
increasingly complex agricultural and livestock technologies. These are important areas for 
governmental involvement. 

Government efforts to controllivestock markets and input supply or to engage in livestock 
production have largely failed. This sector must be managed by livestock owners and ~y the 
private and cooperative enterprises wbich purchase livestock products and supply inputs. 
But there is a need to include livestock technology in the research and extension agenda; 
particularly neglected in tbis respect have been small ruminants and farmyard poultry. 
Through technical assistance and appropriate legislation, governments can support the for
mation of associations of livestock producers and of pastoralists as weil as the establishment 
ofprivate veterinarians. Vaccination and other livestock heahh programs, executed by pri
vate veterinarians, are also areas for useful government assistance. In some countries, fiShe
ries development - capture as weil as aquaculture - has potential. These are private sector 
activities that governments can assist through research and extension, especially in aquacul
ture, and by monitoring, reguiating and taxing otf-Shore fiSheries. 

Farm input supply is often a constraint to the adoption ofnew technology. Efforts by go
vernments and donors to manage the distribution of farm inputs and, frequently, subsidize 
their use have not worked. The bottlenecks need to be addressed on the demand and supply 
side. Research and extension can identifY the required inputs and improve farmer knowledge. 
The cost issue is best addressed through active promotion of the development of private 
supply and distribution channels, facilitating imports (abandoning supplier licensing, making 
foreign exchange available to importers), and road development to reduce distribution costs. 
Credit facilities (unsubsidized, and privately or cooperatively managed) can be useful in 
facilitating the private input trade. 

Small and medium irrigation has potential in some countries, as does investment in the 
maintenance and rehabilitation of larger schemes. Full recovery ot operation and maintenan
ce costs is recommended. Better management is needed in nearly every scheme; this may be 
acbieved by sale to, or contracting with, the private sector and by devolving management to 
water user associations. 

4.3 Rural Infrastructure 

There is an enormo.us need for investment in roads linking fields to settlements and villages 
to towns and cities. The bigh cost of transport is often the single most important constraint 
to expanding market-oriented agriculture. Rural markets, storage structures and port facili
ties for agricultural exports are also needed. Public sector investments in transport infra
structure Should be reallocated from the large cities to secondary towns and rural areas. The 
neglect of secondary towns has been very detrimental to agricultural and rural development. 
They are the initial assembly markets for agricultural produce and the wholesale outlets for 
farm inputs and basic services. 

The development constraint posed by inadequate transport infrastructure and facilities is 
most drastic at the village level. The vast bulk of commodity transport in rural Afiica takes 
place through head porterage, usually by women. This imposes enormous costs in time spent 
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and in production and marketing opportunities foregone. There is a huge need for access 
lOads, improved tracks and tralls, non-motorized means of wheeled transport, and animal 
traction. Rural communities need financial and technical assistance to tackle these needs 
directly. Governments, NGOs and aid agencies have to establish partnerships with the local 
communities and facilitate decentralized, unbureaucratic and user-managed implementation 
of efforts to elevate rural Africa above the level of a head-Ioading economy. 

Also relatively neglected in public investment programs are rural water supply, education 
and health. Again, part ofthe problem is the urban bias in public expenditures. Rural health 
is greatly affected by access to safe potable water. And the need to fetch water from often 
distant sources is a major burden on women; the many hours they spend each day on this 
chore could be far more productively used in farming or other income-earning activities. 
Education in rural areas has been perhaps most neglected. Education improves the quality of 
labor, a critical ingredient of agricultural development. A study of various factors determi
ning crop yields across African countries and over time found the educational level of the 
farm population to be more important than any other filctor except rainfall. 

In view of governmental capacity constraints, a new approach is needed to developing social 
and physical infrastructure in rural areas. Communities and the private sector must be 
brought in more forcefully to construct and maintain facilities. In some cases, especially wa
ter supply, communities can finance at least operation and maintenance. Where the private 
sector and communities are willing to act, governments must encourage this. 

4.4 Natural Resource Management 

Africa's natural resources must be filr better managed to preserve their productivity and their 
non-productive value over time. Needs and priorities vary across countries. Generally, the 
problems encountered reflect market failures. Markets for natural resources have not deve
loped in a manner which induces individual decisions to be consistent with economically, 
socially or environmentally desirable outcomes. Usually, financial returns to reSOurce exploi
tation are higher than they would be ifthe environment al cost were fully reflected in finaneial 
costs. Where this difference is known, user fees and taxes can be levied to adjust for it. 

In countries with substantial forest resources, particular emphasis will be needed on forest 
conservation and biodiversity protection, combined with the sustainable production of wood 
and other forest products. Tax and concession policies that eliminate inefficient and de
structive logging are one key element in sustainable forest resource management. Streng
thening forest services is another. A third will be giving forest dwellers a stake in forest ma
nagement and conservation while protecting their livelihoods; this requires allocating 
ownership or long-term user rights in forests to them, usually to traditional or local com
munities. Industrial tree plantations . and the promotion of tree growing among farmers 
should be important components of forest programs. Physical and social infrastructure deve
lopment should take account of forest resource management needs. This means focusing 
such infrastructure in areas where settlement should be encouraged and excluding it from 
environmentally sensitive areas. Parks and protected areas need good management, with the 
participation ofthe local people. Tropical Forest Action Plans, or local use plans prepared 
by governments, should be supported where they prepare countries to implement this kind of 
forest strategy. 

In heavily filrmed areas where forests have largely disappeared, resource managelllent stra
tegy should focus on research and extension, to introduce better filrming and livestock hus
bandry practices, social forestry, and water and soll management to the people who own and 
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manage these resources. The incentive system (prices, land rights) must encourage good 
resource management. This generally implies market-determined produet and input prices, 
avoidance ofhigh taxes on agricultural produets, but subsidized research and extension ser
vices. But this is not enough. Typically, there is competition for land - for infrastructure, 
parks, forest, grazing lands and cropping; Land-use pIanning is useful because of the im
portant trade-offs between these uses. Ensuring tenurial security to traditionalland users is 
important to encourage them to invest in the land. This can be done by awarding and re
specting some combination of group tides, individual titles, or secure long-term user fights. 
The judicial system must proteet these rights. 

For pasture and range areas, where land markets generally do not exist, land-use planning 
will also be important, given the trade-offs between the pastoralists, settlers who are moving 
in to farm, fuelwood gatherers, and bio-diversity preservation. Resolving land disputes is an 
important aspect of the solution to the problems of pastoral areas, including that of increa
sing fuelwood searcity. People with some security ofland use are more Iikely to invest in the 
land, including in trees. The management of pasture land by local peoples, grouped into as
sociations, is an important element of the strategy; these associations must be provided 
ownership or secure long-term user rights to the land. 

Natural resource management is extremely complex. There is not yet a good example of a 
successful.national program, although there are many promising starts and successful smaIl
seale projects. The national programs which are required vary widely by country and agro
ecological situation. It is therefore useful to develop a broad strategy for each country in an 
environmental action plan. These will deal with other environmental issues as weIl, but in 
most countries will focus on natural resources important to agriculture: solls, water, forests, 
pastures, fisheries. There also is an important role for research, given the many technical and 
seientific issues which remain unanswered. 

4.5 Women in Rural Production Systems 

The women of rural Africa are central aetors in agriculture and natural resource management 
- in addition to their critical responsibilities in child rearing and family maintenance. Women 
provide about 70 percent of agricultural and agro-processing labor. They are almost every
where responsible for providing fuelwood and water to the household. And they are the pri
mary source of rural transport power in much of rural Africa where animal traetion is not 
widely practiced. The face inordinate conStraints in access to land, capital, and inputs. The 
on1y faetor of production they control is their own labor and to some extent that of their 
children. Given their multiple responsibilities and limited access to technology, they work 
very long hours and operate under tremendous time constraints. They receive very Iitde 
sehooling, and this in turn contn"butes to the high birth rates observed in Africa. 

Every possible effort must be made to address the special needs and constraints faced by 
women so that they can lead more produetive and fulfiIIing Iives, be more efficient farmers, 
manage local water and wood resources better, and devote more time to the health, nutrition 
and education of themselves and their children. African agriculture depends crucial1y on the 
management skills and the labor of the women. The growing pressure of rapidly increasing 
populations on limited and deteriorating natural resources can not be effectively eased 
without substantial improvements in the education, health and productivity of rural women. 
Needed are: wen designed efforts in extension programs to reach women farmers; farm and 
agro-processing technology suitable for women of few means; gready expanded enrollment 
of girls in sehoot; programs that ensure women access to credit and produetion inputs; tenu
rial security for women farmers; and much more. 
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4.6 Farmer Empowerment 

Farmer empowennent is consistent with democratization, the widespread finding that active 
farmer participation is usually one condition of project success, and the inability of govern
ments to manage and finance all rural development activity. The capacity of cooperative or 
informal farmer groups should be developed to enable them to undertake marketing, 
processing, input supply, credit, land management, infrastructure maintenance, and other 
services at the field level. Farmer organizations tend to succeed iffarmers can manage them 
autonomously, and if they have a business purpose and are profitable. Such organizations 
should be supported. NGOs and cooperatives from industrial countries have an important 
role to play in assisting cooperatives and farmer organizations. Govemments and donors 
would generally be well-advised to work with and through NGOs in this. Training and ca
pacity-building undertaken through farmers' organizations will be extremely important. 

4.7 Local Management Capacity 

Success in each of these priority areas requires the building of African capacity to manage 
agriculture, at the level ofthe fann, the enterprise, the cooperative, and in govemment. The 
tendency of donors, NGOs and some govemments has been to address capacity constraints 
with expatriate technical assistance. A major shift is required toward building African capaci
ty to manage through expanded training, support to educational institutions in Africa, and 
support to leaming by doing. All projects should include strong capacity-building efforts. 
African capacity can be liberated where it already exists by allowing greater private, NGO 
and university participation. A smaller role for govemment will help it to focus on doing well 
those tasks that remain to it. 

Expanded assistance to agricultural education, from the primary to the university level, is 
needed. The needs are primarily qualitative. Better curricula and better teachers are needed 
at all levels. Generally, agricultural curricula need to be made more relevant to each coun
tIy's agricultural situation and more closely connected to the realities of local farming. The 
difficuit'y is that this must be done while simultaneously preparing students to understand the 
complexities of rapid technologieal changes in the world at large. 

S A Role ror tbe World Bank 

The World Bank plays an important role in African agriculture, as the major external contri
butor to projects in agriculture, natural resource management, infrastructure, social services, 
finance, and to structural adjustment programs which affect agriculture. It will be a major 
source of support to African govemments, the private sector and local communities in im
plementing this new strategy. To have a significant impact, the Bank will contnlmte in each 
ofthe areas noted above - although with priorities tailored to each country's circumstances. 

The Bank's comparative advantage relative to other aid agencies, NGOs and the private 
sector is in supporting policy reform and sector investment. More of its attention will be 
devoted to agricultural policy reform. This requires better analysis, expanding the content of 
policy reform to include issues such as land tenure, rural infrastructure, natural resource ma
nagement and agro-industry. It also requires more attention to sustaining refonns already 
undertaken. Increasingly, agricultural lending will be conditioned on agreement with go
vemments regarding sectoral policy reform. Countries need medium-to long-term agricultu
rat development and policy frameworks within which such agreement can be fashioned. The 
Bank and other donors should support such frameworks through an appropriate combination 
of policy-based and investment operations. But support should be given only when there is 
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genuine commitment to these pro grams. The Bank also needs to advocate more forcefully 
agricultural trade reform and subsidy reduction in industrial countries. 

Public expenditures must be better managed. Public Expenditure Reviews (PERs) will iden
tifY actions needed to accord appropriate priority to agriculture and to eliminate poorly con
ceived projects. The Bank will not expand its lending for agriculture in countries which fall 
to provide adequate resources for project implementation and operation. As public expendi
ture programs and sector policy improve, the Bank can move to sector lending. The coun
terpart funding constraint must be dealt with through PERs, more upstream effort to ensure 
govemment commitment, greater hesitancy to go forward with projects for which local 
commitment is not adequate, increasing the role of private participants and NGOs in pro
jects, and financing up to 100 percent of recurrent costs on a declining basis for research and 
other agricultural service projects if there is sufficient country justification. 

To improve project and program management and build African capacity, more attention 
will be paid to training, particularly in management, procurement and accounting. Project 
design will be commensurate with local implementing capacity, and the need for expatriate 
technical assistance will be greatly reduced. More investment in agricultural education, with 
an initial focus on qualitative improvements, is necessary to build basic capacity. A number 
of donors are supporting the African Capacity Building Initiative in the economic and policy 
areas. Similar support is needed for agricultural education. 

Bank assistance to cooperatives, farmers organizations and land tenure reform will help 
promote the empowerment offarmers. Every effort will be made to bring the private sector 
and NGOs systematically into Bank projects. 

The Bank will look for innovative ways to promote private investment in agro-processing 
and marketing. Possibilities inc1ude targeted (but unsubsidized) credit, funding facilities for 
equity investments, more invoIvement by the IFC, support to trade and professional groups, 
and continued efforts to reduce policy constraints. Parastatal divestiture will receive strong 
attention. Rural finance projects will support privately managed savings and loan associati
ons and commercial banks operating in rural areas. 

Innovations in the design of agricultural research projects proposed by the SPAAR task for
ces studying the Sahel and SADCC situations will be incorporated in agricultural research 
projects. Most important are the inclusion of non-govemmental actors in research, re
structuring of public sector research systems based on national master plans, better funding 
mechanisms, and regional cooperation in research. 

Agricultural extension projects will promote unified extension services and will provide for a 
larger role for the private sector, NGOs, cooperatives and women. Agricultural education, 
mass media communication to farmers and expanding the scope of extension messages will 
receive greater attention. 

The Bank will support efforts to provide incentives and assistance to livestock owners to 
take control of livestock services, pasture management and other livestock development 
activities. Small ruminants and barnyard poultry will receive particular attention, as will dairy 
development and animal traction where there is potential. Emphasis will be placed on private 
management of marketing, input supply and veterinary services. Extension services need to 
provide livestock messages. Support will also be given to efforts to promote private 
aquaculture and capture fisheries, inc1uding through research, extension and infrastructure 
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development, and to ensure sustainable resource management through monitoring and regu
lating capture fisheries. 

Forestry and natural resource management projects will have to incorporate actions invol
ving land rights reform, more careful and circumscribed land settlement and resettlement, 
community action and ownersbip, forest conservation, and agricultural development around 
the forests. Provision of resource management advice to local populations will be important. 
Tbese projects should support national natural resource management programs, as designed 
through Tropical Forestry Action Plans, Environmental Action Plans, land use plans and 
water resource master plans. Projects with negative environmental impact will be dropped, 
unless the negative effects can be mitigated. 

Irrigation projects can be improved with greater ownersbip and management by farmers, 
farmer groups andJor the private sector. Less complex and more small-scale schemes will be 
the focus of Bank support. Efforts to upgrade the operation and maintenance of successful 
larger schemes would also be supported; tbis may involve contracting private operators to 
manage such systems. New large-scale schemes deserve skeptical scrutiny, although not 
automatic exclusion. 

Tbe Bank will expand its support for rural roads and water supply. This will include greater 
conimunity participation in maintenance and the use of private contractors for construction. 
A reduction of the urban bias of public expenditure is needed, and witbin the urban budget 
relatively more investment is needed in secondary towns and cities and less in the mega
cities. Bank lending needs to be reallocated accordingly. 

Tbe particular constraints of women in farming, processing, fuelwood and water fetching, 
household management, etc., need continuous special attention in all projects. 

Food security interventions involve more than merely expanding food production. Nutrition 
programs, employment creation for the poor, and better food distribution are interventions 
which will be supported. Tbe Bank will also assist in drought emergencies as it has done 
recently in southern Africa and the Horn of Africa. 

lmproving health, education and family planning services in rural areas are important inputs 
to agricultural development, as well as desirable in and of themselves. More Bank support 
for social services in rural areas will be undertaken. 

By focusing more on policy reforms that promote sustainable agricultural development, 
strengthening African capacity to manage programs and projects, and improving public ex
penditure programs, the Bank will capitalize on its strengths in the policy area, its compre
hensive coverage of development, and its ability to mobi1ize and apply significant resources. 
Less successful at managing projects on the ground, the Bank will seek to improve its ca
pacity in tbis regard, but it will seek to work increasingly through local communities and 
grass-roots organizations, the private sector and NGOs, and it will rely more on government 
and donor partners for implementation and supervision assistance. 

Tbe Bank's planned lending program for agriculture in Africa retlects these priorities. But 
the instrument of choice for Bank involvement will not necessari1y be lending. In many cases 
it will be participation in policy formulation or the development of medium-term agricultural 
development programs, public expenditure reviews, implementation assistance and training. 
To mobi1ize all the expertise available and to help generate African commitment, the Bank 
will have to be more responsive to local initiatives, less dogmatic in' applying its own ap-
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proach, and more willing to work with others. And when projects are not succeeding, the 
Bank will be more ready to stop them. 

6 Conclusion 

The Bank will need to change some ofits practices - and other aid agencies that endorse this 
new strategic approach will need to do likewise. More emphasis will have to be placed on 
agricultural policy, public expenditure reviews and efforts to support comprehensive sectoral 
development. Greater emphasis will also have to be placed on creating and utilizing local 
capacity and managing agriculture through the private, public and co operative sectors. This 
requires more responsiveness to African initiatives and less emphasis on donllf initiatives. 
Donor assistance should be comprehensive, supporting the implementation of agricultural 
policy and investment programs needed to achieve growth, diversification, food security, 
anti-poverty and environmental objectives. It will require more donor collaboration - and 
less competition. 

Zusammenfassung 

1993 hat die Weltbank ihre Strategie zur Förderung ländlicher Entwicklung in Afrika neu 
formuliert. Sie zielt darauf ab, die eng miteinander verknüpften Probleme landwirtschaftli
cher Stagnation, rapider Bevölkerungszunahme, weitverbreiteter Ernähnmgsunsicherheit 
und Umweltzerstörung wirksamer zu bekämpfen. Die Strategie umfasst sieben Haupteie
mente. 

Erheblich mehr Gewicht wird auf die Förderung privater Initiative und Investitionen ge
legt. Landwirtschaft assoziierte Dienstleistungen und Industrie müssen wirtschaftlich renta
bel werden. Bauern und ländliche Betriebe müssen in die Lage versetzt werden, unbeein
trächtigt auf Marktsignale reagieren zu können. Reformen im Finanzsektor müssen die Ent
wicklung von Finanzinstituten fördern, die der ländlichen Bevölkerung dienen. 

Notwendig sind wirksamere Ansätze zur Entwicklung und Verbreitung land
wirtschaftlicher Technologien, die Investitionen in Forschung, Beratungsdiensten, Aus
und Fortbildung, USW., erheblich erhöhen und ihre Effiktivität steigern. Ziel ist die Steige
rung der Bodenproduktivität mit möglichst wenig zusätzlichem Einsatz von Kapital - aber in 
vielen Fällen mit höherem Arbeitseinsatz. Besonders wichtig sind auch Neuerungen, die die 
jahreszeitlich bedingte Knappheit verfiigbarer Arbeitskraft und die Überlastung von Frauen 
mindern. Agrarforschung muß sich auf die Belange der Bauern ausrichten. Landwirtschaftli
che Beratungsdienste sollten koordiniert und sich wesentlich mehr um Bäuerinnen, Umwelt
fragen und wirksame Verbindungen mit Forschungsdiensten kümmern. Die staatliche Ver
sorgung mit Produktionsmittelo hat sich nicht bewährt, und private Produktionsmittelver
sorgungssysteme müssen stärker gefördert werden. 

Wesentlich mehr Investitionen in die physische und soziale Infrastruktur in ländlichen 
Gegenden und kleineren Städten sind erforderlich. Die Vernachlässigung des ländlichen 
Straßen- und Wegebaus und die Konzentration öffentlicher Infrastrukturausgaben auf die 
großen Städte haben fiir Bauern den Zugang zu Märkten und modemen Produktionsmittelo 
erschwert. Die Konzentration von Gesundheits-, Erziehungs- und Trinkwasserinvestitionen 
in den Städten ist mit ein Grund fiir den schlechten Gesundheits und Ausbildungszustand der 
ländlichen Bevölkerung. Gemeinden und private Unternehmer sollten gezielter in den Auf
bau und die Unterhaltung von Infrastruktur einbezogen werden. 
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Weit mehr Gewicht muß auf den sorgsamen Umgang mit natürlichen Ressourcen gelegt 
werden. Nationale Umweltaktionspläne sollten umfassende Strategien erarbeiten. Maßnah
men zur Korrektur von Marlctversagen, eine angemessene Bewertung natürlicher Ressour
cen und die langfristige Sicherung von Bodennutzungsrechten sind erforderlich. Der Schutz 
der Wälder, der Erhalt der Artenvielfah, besseres Management von Forst- und Wassersyste
men, eine schonendere bäuerliche Bewirtschaftung von Böden und Wasser verdienen höch
ste Priorität. 

Die Bedürfuisse und Probleme der Frauen auf dem Land erfordern besondere Aufinerk
samkeit. Frauen spielen eine zentrale Rolle in der ländlichen und gesellschaftlichen Entwick
lung. Sie sind hauptverantwortlich fiir Kinder und Haushalt und sind wichtige Nutzer von 
Boden, Feuerholz und Wasser, und häufig die primären Entscheidungsträgerinnen in ländli
chen Haushalten. 

Die Stärkung bäuerlicher Organisationen wird viel Aufinerksamkeit erfahren. Es gilt, 
Kooperativen und andere Gruppen dahingehend zu fördern, daß sie sich eigenständig in 
Vertrieb, Weiterverarbeitung, Input Marketing, Raumplanung und -management, Erhaltung 
der Infrastmktur, usw, betätigen können. Dabei ist eine Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen 
Organisationen besonders empfehlenswert. 

Die Förderung lokaler Organisations- und Managementkapazität in Afrika ist von fun
damentaler Bedeutung. Der starke Einsatz auswärtiger Experten hat nicht die erwünschten 
und erwarteten Ergebnisse gebracht. Eine Neuorientierung, die auf die Stärkung eigener 
Fähigkeiten durch bessere Ausbildung, Förderung von Schulen und weiterbildenden institu
tionen in Afrika und praktischer Ausbildung ist zwingend notwendig. 

Die Weltbank wird die ländliche Entwicklung in Afrika ausgerichtet nach diesen Prinzipien 
und angepaßt an lokale Prioritäten mit Entschiedenheit unterstützen. Diese Unterstützung 
wird nicht nur und nicht immer aus Finanzhilfen bestehen. Besondere Bedeutung kommt der 
Hilfe bei der Konzeption und Durchfiihrnng sektorpolitischer Reformen, der Erarbeitung 
sektoraler Entwicklungsprogramme, staatlicher Finanzplanung, Projektdurchfiihrnng und 
Ausbildung zu. Finanzhilfe wird zunehmend von der Ausgestaltung adäquater Sektorpolitik 
und verbessertem staatlichem Finanzmanagement abhängig werden. Die Weltbank wird ver
stärkt auf örtliche Initiativen eingehen und partnerschaftliche Tätigkeiten suchen. 

Summary 

In 1993 the World Bank reformulated its assistance strategy for agricultural and rural deve
lopment in Sub-Saharan Africa. It seeks to address more effectively the critical and interlock
ing problems of poor agricultural performance, rapid population growth, widespread food 
insecurity, and environment al degradation. The strategy comprises seven main thmsts. 

Much more weight is given to facilitating and promoting private initiative and investment. 
Agriculture, agro-industry and related services must be made profitable, and farmers and 
agricultural enterprises must be allowed to respond freely to market signals. Financial sector 
reform is needed to stimulate the development of financial institutions which serve rural 
dwellers. 

Needed is a more effective approach to technology generation and dissemination which 
greatly expands investment in, and the quality ot; research, extension, livestock services, 
agricultural education and training. The aim should be to generate more value-added per unit 
of land with as little capital as possible - but in many cases with more labor. Innovations to 
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overcome seasonallabor bottlenecks and the time constraints of women will be important. 
Research systems must become more responsive to farmers' needs. Donors need to help go
vernments establish unified extension systems, and these must place more emphasis on wo
men farmers, environmental issues, and effective links with research. Government efforts to 
manage input distribution have not worked, and private supply and distribution channels 
need to be developed. 

Expanded physical and social infrastruc:ture investment in rural areas and in secondary 
towns is essential. Neglect of rural roads and the focus of government inftastructure invest
ment in the major cities have cut off farmers from markets and from improved inputs and 
equipment, and the concentration ofhealth, education and water investment in the cities has 
resulted in the often appallingly poor health and education of rural people. Local communi
ties and the private sector must be brought in more forcefully to construct and maintain in
frastructure. 

Far greater emphasis will be placed on the prudent management of natural resources. 
Countries should develop broad strategies in environmental action plans. Needed are measu
res to correct for policy and market fiillures, including realistic resource pricing and security 
of land tenure, along with wildland and forest conservation, better management for sustain
able yield ofvarious products from these areas, biodiversity protection, better riverbasin 
management, and better soil and water management by farmers. . 

The needs and constraints of rural women require special attention. Women are central 
actors in agrlcultural, rural and social development. They are predominantly responsible for 
child rearing and fiunily maintenance, primary managers ofthe soil, fuelwood and water, and 
often the main decision-makers on the farm. 

Farmer empowerment will receive much attention. The capacity of farmer groups should 
be developed to enable them to engage in marketing, processing, input supply, land mana
gement, inftastructure maintenance, and management of various services at the field level. 
Governments and donors will be well-advised to work with and through NGOs in this. 

Developing African management capacity is a fundamental requirement. Heavy reliance 
on expatriate technical assistance has not brought about the desired results. A major shift is 
needed toward building African capacity to manage through expanded training, support to 
educational institutions in Africa, and support to leaming by doing. 

The World Bank will provide strong support for rural development in Africa along these 
lines - with priorities tailored to country circumstances. But the instrument of choice for its 
assistance will not necessarily be lending; it may be support for policy reform or the formu
lation of sectoral development programs, public expenditure reviews, project implementati
on, and training. Increasingly' rural sector lending will be conditioned on agreement with 
governments on appropriate policies and improved public financial management. And the 
Bank will seek to be more responsive to local initiatives and more willing to work with 
others. 
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Pe3IlMe 

"Cen.CKoe X03JdiCTBO, pa3BHTHe cen.cKoA MeCTHOCTH H OXpaHa 

npHpOAY B nOnHTHKe BCeMHpOHOrO 6aHKa B OTHOmeHHH 

pa3BHBaD~HXCJI CTpaH" 

B 1993 CTpaTenlJl nOAxOAa BceMHpHoro 6aHKa K nOAAep)((Ke pa3BHTHJI cenbCKOH 

MecTHocTH' CTpaH A4>PHKH 6bJna c4>0pMynHpoBaHa 3aHOBO. OHa HanpaBneHa Ha 

60nee AewCTBeHHoe npeoAoneHHe TeCHO CBJl3aHHbJX Me)((AY co6ow npo6neM 

cenbCKOX03J1WCTBeHHOW CTarHaLIHH, 6hlcTporo pOCTa HaCeneHHJI, HecTa6HnhHocTH 

cHa6)((eHHJI 'npoAoBonhcTBHeM H pa3pyweHHJI OKpY)((aJ(HlJ,eW cpeAhl. CTpaTerHJI 
CKnaAhlBaeTCJI H3 ceMH OCHOBHbJX 3neMeHTOB. 

60nhwee MeCTo YAenJlThCJI '1aCTHoiii: 

HHHqHaTHBY H '1aCTHYX HHBecTHqHiii:. CenbcKoe X03J1WCTBO H CBJl3aHHbie C HHM 

OTpacnH npOMbJWneHHOCTH H ycnyr AOn)((Hbl CTaTb peHTa6enbHblMH. KpeCTbJlHe H 

npeAnpHJlTHJI cenbCKOW MeCTHOCTH AOn)((HbJ nonY'IHTh B03MO)((HOCTb 

HenocpeAcTBeHHo pearHpOBaTb Ha HMnynbcbl pbJHKa. Pe4>0pMbl 4>HHaHcoBoro 

ceKTopa AOn)((Hbl 6bJTb HanpaBneHbl Ha nOAAep)((KY Tex 4>HHaHcoBbIX HHCTHTYTOB, 

KOTOpbJe" pa60TalOT AnJi cenbCKoro HaCeneHHJI. 

• Heo6xOAHMbJMH JlBnJlIOTCJI 60nee AeWCTBeHHbJe cnoco6bJ pa3BHTHJI H 

pacnpOCTpaHeHHJI C.-X. TeXHonorHH. J1HBeCTHI.\HH B o6naCTH HaY'IHbIX 

HccneAoBaHHW H HX Ka'leCTBa, a TaK )((e B o6naCTH KOHcynhTaI.\HOHHOW 

AeJlTeJlbHOCTH, o6pa30BaHHJI H nOBblWeHHJI KBanH4>HKaI.\HH AOn)((HbJ 3Ha'lHTenbHo 

B03paCTH. QenblO pa3BHTHJI cenbCKoro X03J1WCTBa JlBnJleTCJI YBeJlH'IeHHe o6opoTa B 

paC'IeTe Ha eAeHHI.\Y nnoll\aAH npH KaK MO)((HO ManoM AOnOJlHHTenbHoM 
npHBne'leHHH KanHTana H npH KaK MO)((HO 60nbweM AononHHTenbHoM 

npHBne'leHHH TpYAa. Oco6eHHo Ba)((HbJMH JlBnJlIOTCJI HOBweCTBa, n03BOnJllOlI\He 

crnaAHTb ce30HHoCTb cenbCKoro TpYAa H 06ner'lHTb TPYA )((eHlI\HH. HaY'IHbJe 
HccneAoBaHHJI B arpapHOW o6naCTH AOn)((HhI 6bJTb HenocpeACTBeHHo 

0pHeHTHpOBaHbJ Ha HHTepeCbJ H 3anpOCbJ KpeCTbJlH. Heo6xoAHMa KOHl.\eHTpal.\HJI 

KOHcynbTaI.\HOHHblX cny)((6, 601lbwaJl 3a6oTa HX ° Bonpocax TpYAa H 6hlTa )((ee 
HlI\HH, OXpaHbJ oKpy)((alOlI\eH cpeAbl H YCTaHoBneHHe HX CBJl311 C 

HccneAoBaTenbCKI1MH Y'Iepe)((AeHHJlMH. nonblTKH rOCYAapCTBa o6ecne'lI1Tb 

cHa6)((eHHe HaCeneHHJI npoAYKTaMI1 nHTaHHJI nOTepnenH HeYAa'lY, n03ToMY 
AOn)((HbJ 6hlTb pa3BHTbJ '1aCTHble CHCTeMhI cHa6)((eHHJI. 

• Eonbwee KOnH'IeCTBO HHBeCTHI.\HH nOTpe6yeTCJI Ha pa3BHTHe npoH3BoACTBeHHow H 

COI.\HanbHOH HH"'paCTpYlrTYPY B cem.clroiii: MeCTHoCTH H MenKHX ropoAax. 

KOHl.\eHTpal.\HJI HHBeCTHI.\HH B HH4>paCTPYKTYPY B ropoAax npHBena K nnoxoMY 
COCTOJlHHIO AOPO)((HOH ceTH cella, '1TO ycnO)((HJleT AocTyn K PYHKaM c6blTa, a 

TaK)((e K 3Ha'lHTenhHO xYAweMY nOnO)((eHHIO Aen B 06nacTH 3ApaBooxpaHeHHJI, 
06pa30BaHHJI H BOCnl1TaHHJI AeTeH, 06eCne'leHHJI '1HCTOH nHTbeBOH BOAOH 

HaCeneHHJI cenbcKoH MeCTHOCTH. 0611\HHbJ H '1aCTHbJe npeAnpHJlTHJI AOJl)((Hbl 6bJTb 

l.\eJleHOnpaBlIeHHo nOAKnlO'IeHbJ B nOAAep)((aHl1e H AanbHeHwee pa3BHTI1e 

H4>paCTpYKTYPbJ cenbCKoH MeCTHoCTH. 

• HaMHoro 60nbwee 3Ha'leHHe npH06peTaeT 6epeXHoe oTHomeHHe Ir olrPye 

XaIllI\eiii: cpeAe. Hal.\HOHanbHbJe nnaHbl MepOllpHJlTHH no oxpaHe oKpy)((alOll\eH 

cpeAbl AOn)((Hbl BKlIlO'IaTb 06"beMHble no COAep)((aHHIO CTpaTerHH. MepOnpHJlTHJI 
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HanpaBJleHHhle Ha KoppeKHlpOBKY CJ.lTyal\lIi1 Hecpa6aTblBaHII.<I PbIHO'lHOrO 

MexaHlI3Ma. Hanp"Mep, He06xOAIIMa AOJllKHa.<l Ol\eHKa np"poAHhlX pecypCOB 11 

rapaHTII.<I npaB 3eMJlenOJlb30BaHII.<I, oxpaHa JleCOB 11 BIIAoBoro MHoroo6pa311.<1 

lKlIBhiX opraH1I3MOB, YJlY'IWeHlle MeHeAlKMeHTa IICnOJlb30BaHII.<I BOAHblX CIICTeM, 

JleCOB 11 CeJlbCKOX03.<1i1cTBeHHbIX yroAI1i1. 

• Oco60ro BHI1MaHI1.<1 Tpe6YIOT nOTpe6HOCTH H np06neMY XeHIl\HH cena. )Kee 

HW,I1HhI I1rpalOT l\eHTpJlbHYIO POJlb B X03.<1i1cTBeHHOM 11 COl\l1aJlbHOM pa3BI1TI111 

CeJlbCKOil MeCTHOCTI1. OHI1 B 60JlbWeil CTeneHI1 .<IBJl.<lIOTC.<I OTBeTCTBeHHblMI1 3a 

BOCnl1TaHl1e AeTeil, AOMawHee X03.<1i1CTBO, I1CnOJlb30BaHI1e 3eMJlI1, BOAocHa6lKeHlle 

11 3aroToBKY ApeBeCI1HbI AJl.<l OTOnJleHI1.<1, a TaKlKe 'IaCTO 11 3a np"H.<ITlle peWeHI1i1 

no BeAeHl110 Bcero KpeCTb.<lHCKOrO x03jJilcTBa. 

• fipl1AaeTC.<I BalKHoe 3Ha'leHl1e YKpenneHHD n03H~Hii KpeCTLJlH. 3TO 03Ha'laeT 

AOJlrOCp0'lHYIO nOAAeplKKY KoOnepaTI1BOB 11 rpynn KpeCTb.<lH B pa3BI1TI111 

co6cTBeHHoil CeTI1 peaJll13al\l1l1, 3aKynoK 11 nepepa60TKI1, B cOBepweHcTBOBaHl111 

I1H<!>pacTPYKTYPbI 11 pa3pa6oTKe nJlaHOB pa3BI1TI1.<1 TeppI1TOpl1i1. fipl1 3TOM 

peKoMeHAyeTC.<I AeJlaTb CTaBKY Ha HerOCYAapCTBeHHble OpraHl13al\l1l1. 

• fiOAAeplKKa a<!>pHKaHCI:oro ynpaBneH'IeCKOrO nOTeH~Hana I1MeeT 

<!>YHAaMeHraJlbHOe 3Ha'leHl1e. Onopa Ha 3apy6elKHblX 3KcnepTOB He np"HeCJla 

OlKl1AaeMblX pe3YJlbTaTOB. Heo6xoAI1Moil CTaHOBIITC.<I nepeOp"eHTal\l.<1 Ha 

C03AaHI1e MeCTHoro a<!>pI1KaHCKOrO nOTeHl\l1aJla 'Iepe3 06pa30BaTeJlbHble 

nporpaMMbl, nOOAeplKKY WKOJl 11 I1HCTI1TYTOB nOBbIWeHI1.<1 KBaJlI1<!>IIKal\l1l1 11 T.II. B 

CTpaHax A<!>PI1KI1. 

BceMl1pHblil 6aHK 6YAeT peWI1TeJlbHO 1I0AAeplKI1BaTb pa3BI1TI1e CeJlbCKOil MeCTHOCTI1 

B A<!>p"Ke, np"'1eM nplOp"TeTbI 6YAYT paCCTaBJleHbI B COOTBeTCTBl111 C YCJlOBI1.<1MI1 

KOHKpeTHblX perl10HOB. 3ra nOAAeplKKa 6YAeT OCHOBaHa He TOJlbKO 11 He BcerAa Ha 

npeAOCTaBJleHl111 <!>I1HaHCOBoil nOMow,l1. Bo MHOrl1X cJlY'Ia.<lx nOMow,b 6YAeT 

HanpaBJleHa Ha pa3pa6oTKY KOHl\enl\l1i1 11 peaJll13al\I11O 1I0JlI1TI1KO-CeKTOpaJlbHbIX 

pe<!>opM 11 nporpaMM, Ha pa3pa6oTKY rocYAapcTBeHHblx <!>I1HaHcoBbIX nJlaHOB 

BblllOJlHeHl1e .KoHKpeTHblx IIpoeKToB 11 Ha YJlY'IWeHl1e 06pa30BaHII.<I. <I>I1HaHCOBa.<l 

nOMow,b 6YAeT Bce 60JlbWe npeAOCTaBJl.<lTbC.<I B COOTBeTCTBl111 C COrJlaCOBaHHOCTblO C 

ceKTOpaJlbHOil nOJlI1TI1KOil rocYAapCTBa 11 ero <!>I1HaHCOBblM nOJlOlKeHl1eM. EaHK 

6YAeT AeJlaTb nOllblTKI1 60JlbWe Onl1paTbC.<I Ha MeCTHYIO I1Hl1l\l1aTI1BY. 
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PLENARVERANSTALTUNG 

DIE ZUKUNFT DER EU-AGRARPOLITIK 





VERTRÄGUCHKEIT MIT ORDNUNGSPOLITISCHEN GRUNDSÄTZEN UND 
WELTAGRARBANDEL- ANSÄTZE EINER WEITERENlWICKLUNG DER 

AGRARREFORM -

von 

Ulrich KOESTER' 

1 Einleitung 

Ordnungspo1itische Fragen sind in den letzten Jahren wieder mehr in das Interesse sowohl der 
Wissenschaft als auch der weiteren Öffentlichkeit gelangt. Ordnungspolitik zielt darauf ab, Insti
tutionen zu schaffen, die durch Senkung der Transaktionskosten zu einer Erhöhung der gesell
schaftlichen Wohlfuhrt beitragen. Es ist heute weitgehend anerkannt, daß das Ergebnis wirt
schaftlicher Aktivität einer arbeitsteiligen Gesellschaft nicht vornehmlich von der Ausstattung mit 
Ressourcen und der vorhandenen Technologie abhängt, sondern auch von speziellen Institutionen 
und Organisationen. Unter Institutionen versteht man ''humanly devised constraints that shape 
human interactions" (D.C. NORTH, 1990, S. 3). Institutionen sind vergleichbar mit den Regeln 
eines Spiels. Genauso wie der Spielverlaufund das Spielergebnis wesentlich von den Spielregeln 
abhängen können, hängt das wirtschaftliche Ergebnis wesentlich von den Institutionen ab. Eine 
Vielzahl von Studien stützt die These, daß der wirtschaftliche Abstieg einzelner Gesellschaften 
eine Folge bestimmter Ausprägungen von Institutionen war (u.a. M. OLSON, 1982). Neben in
stitutionen spielen Organisationen eine Rolle für das wirtschaftliche Ergebnis. Nach NORTH sind 
unter Organisationen Gruppen von Individuen zu verstehen, die ein gemeinsames Ziel anstreben. 
Zu Organisationen gehören danach ebenso politische 'Parteien wie auch Unternehmen und Ge
werkschaften. Organisationen sind vergleichbar mit den Spielem in einem Spiel. Der Staat ninnnt 
vor allem durch die Ausgestaltung der Ordnungspolitik Einfluß auf Institutionen und Organisa
tionen. Durch die Ordnungspolitik werden Regeln festgelegt oder gefordert, die zu einer verbes
serten Koordination der wirtschaftlichen Aktivitäten in einer arbeitsteiligen Wirtschaft fuhren 
und/oder das wirtschaftliche Ergebnis zugunsten bestinnnter sozialpolitischer Zielsetzungen kor
rigieren. Der Staat kann direkt ordnungspo1itisch aktiv werden, wenn er neue Institutionen schafft 
oder auf bereits bestehende verstärkt einwirkt. Ein indirektes ordnungspolitisches Einwirken er
gibt sich häufig als Nebenwirkung nicht ordnungspolitisch ausgerichteter staatlicher Aktivitäten. 
In der wirtschaftspolitischen Realität ist zu beobachten, daß mit der Ausgestaltung bestinnnter 
Politiken, wie z. B. der Agrarpolitik, ordnungspolitische Grundsätze unterlaufen werden. Die 
Konsequenzen - eine Minderung der wirtschaftlichen Leistungsfiihigkeit - sind i.d.R. kurzfiistig 
nicht unmittelbar zu beobachten und auch mittel- und Iangfiistig nicht stets transparent. Es kann 
daher als ein wichtiger wissenschaftlicher Beitrag angesehen werden, grundlegende agrarpoliti
sche Weichenstellungen, wie sie mit der EU-Agrarreform eingeleitet wurden, auf ihre ordnungs
politische Konsistenz hin zu untersuchen. 

Im ersten Teil des Referats wird diskutiert, wie eine Bewertung aus ordnungspolitischer Sicht 
vorgenommen werden kann. Dabei ist zu betonen, daß jede Bewertung normativ ist und somit 
keinen Anspruch auf Allgemeingültigkeit enthält. Dennoch kann eine ordnungspolitische Bewer
tung aber wissenschaftlichen Kriterien genügen. Im zweiten Teil des Referats werden die einzel
nen Elemente des Reformpakets in bezug auf ihre ordnungspolitische Konsistenz untersucht. 
Schließlich wird im letzten Abschnitt, nachdem die Kompanbilität der Agrarreform mit den 
GATT-Vereinbarungen überprüft wurde, ein Ausblick auf die Weiterentwicklung der EU-
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Agnupolitik unter BerucksichtigJmg der GATI-Vereinbarungen und ordnungspolitischer Gnmd
sätze gegeben. 

2 Zur Methodik der Bewertung agrarpolitischer Maßnahmen aus ordnungspoliti
scher Sicht 

Eiue ordnungspo1itische Bewertung hat auf der Gnmdlage eiuer existierenden Wirtschaftsord
nung zu erfolgen. Für eiue reine Marktwirtschaft wäre eiue ordnungspo1itische Bewertung mit 
Hilfe eiuer traditionellen Kosten-Nutzen-Analyse, die nur an der ökonomischen Effizienz ausge
richtet ist, sinnvoll. Aus ordnungspo1itischer Sicht sind danach Maßnahmen als positiv zu bewer
ten, wenn sie zu eiuer verbesserten Koordiuierung der wirtschaftlichen Aktivitäten fUhren. Ables
bar wäre die erhöhte Effizienz an eiuer Steigerung des Sozialprodukts. 

Schwieriger ist dagegen die Bewertung bestimmter agrarpo1itischer Maßnahmen, wenn die reale 
Wirtschaftsordnung eiue Mischfonn darstellt. Die Wntschaftsordnung der BRD, die soooe 
Marktwirtschaft, ist "eiue iuterventionistische (gelenkte) Marktwirtschaft" (R BESTERS, 1986). 
Den privaten Wntschaftseiuheiten wird weitgehende Planungsbefugnis zugestanden; es domiuiert 
somit eiue marktmäßige Koordiuation. Doch wird auf den marktmäßigen Prozeß lenkend Einfluß 
genommen. Die SozDlstaatsklausel des Grundgesetzes verpflichtet die staatliche Gewalt, eiue 
gerechte Soooordnung zu verwirklichen (E. BENDA, 1986). "Damit ist die Möglichkeit und 
Notwendigkeit zu erheblichen Eiugriffen iu die Wntschaftsordnung gegeben. Der Begriff des 
Soooen ist unbestimmt und vieldeutig" (E. BENDA, 1986, S. 146). Das Prinzip SozDlstaatlich
keit, hat im Fall der Bundesrepublik Deutschland zugleich Verfitssungsnonn mit 
"Ermächtigungscharakter" (E. BENDA, 1984, S. 510). Der Staat ist "zu sooogestaltender Tätig
keit beauftragt, ohne daß der Inhah dieses Auftrags definiert wird" (M. STREIT, 1991, S. 219). 
Da das SozDlstaatlichkeitsprinzip sowohl eiuen weiten Spielraum fiir staatliche Aktivitäten eröff
net als auch bei seiner Verwirklichung nicht stets mit marktwirtschaftlichen Prinzipien vereiubar 
ist, können spezifische agrarpolitische Maßnahmen nicht stets eiudentig ordnungspolitisch positiv 
oder negativ eiugestuft werden. Eiuzelne Maßnahmen sind z. B. aus rein marktwirtschaftlicher 
Sicht als eiudentig negativ zu beurteilen, im Hinblick auf die Verwirklichung des SozDlstaatlich
keitsprinzips aber als positiv. Da es keiue eiudeutige wissenschaftliche Methode gibt, die beiden 
gegenläufigen Effekte iu eiuem eiudeutigen Indikator zu aggregieren, ist eiue eiudeutige·Aussage 
nicht möglich. Es kann wissenschaftlich nicht nachvollziehbar belegt werden, daß die Gesellschaft 
durch den Mitteleinsatz besser oder schlechter gestellt ist. 

Doch wäre es voreilig, wollte man aus dieser Feststellung ableiten, daß der Wissenschaftler kei
nen Beitrag zur Bewertung spezifischer agrarmarktpo1itischer Instrumente leisten kann. Es kann 
z.B. geklärt werden, ob durch den lnstrumenteneiusatz eiue Wirkung erzieh wird, die mit der 
Zielsetzung der SozDlstaatlichkeit vereinbar ist. Auch wenn das SozDlstaatlichkeitsprinzip eiuen 
weiten Spielraum fiir staatliche Eiugriffe eröffuet, so ist der Staat aus ordnungspo1itischer Sicht 
doch gehahen, fiir die Rechtfertigung und Implementierung spezieller Eiugriffe allgemeiue Prin
zipien zu berücksichtigen. Der erste Schritt bei der ordnungspolitischen Bewertung spezieller 
agrarpolitischer Maßnahmen hat sich daher auf die Überprüfung der Konsistenz eines Staats
eingriffes mit aDgemeinen Prinzipien der Sozialstaatlichkeit zu konzentrieren. "Das Gnmd
gesetz will den soooen Rechtsstaat, der das Gebot soooer Gerechtigkeit verwirklicht" 
(E. BENDA, 1986, S. 147). Agrarpolitische Maßnahmen, die gegen marktwirtschaftliche Prinzi
pien verstoßen, können demnach nur gerechtfertigt werden, wenn dadurch eiu positiver Beitrag 
zur Verwirklichung des Zieles der soooen Gerechtigkeit geleistet wird. Daraus folgt, daß Maß
nahmen grundsätzlich am sozialen Status der Begünstigten ansetzen müssen. Ob auch staatliche 
Transfer7ahlungen als Kompensation fiir Politikänderungen gezahh werden sollten, ist mit dem 
Sozialstaatlichkeitsprinzip nicht oder zumindest nicht eiudeutig zu rechtfertigen. Unbegrenzte 
Besitzstandswahrung kann auch iu eiuer sozialen Marktwirtschaft nicht Aufgabe des Staates sein. 
Wenn aber aufgrund sozDlstaatlicher Erwägungen Eiukommensver1uste kompensiert werden, 
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dann kann dies nur zeitlich begrenzt erfolgen und nmß für den durch die Politikänderung betrof
fenen Personenkreis mit der Sozia1staatlichkeit begriindet werden. 

Eingriffe des Staates zur Verwirklichung der Sozia1staatlichkeit zielen auf eine Begünstigung 
spezieller Personengruppen, den sozial Bedürftigen, und damit zugleich auf eine Belastung ande
rer Personengruppen ab. Ordnungspolitisch vertretbar sind die Maßnahmen, wenn 

I. Zielkonformität besteht, d.h. die Zielgruppe auch begünstigt wird, und 

2. höchstmögliche Eff"lZienz verwirklicht wird. 

Das zweite Kriterium erfordert die Überprüfung der Maßnahmen im Vergleich zu alternativen 
Instrumenten mit Hilfe einer Kosten-Nutzen-Analyse. Es stellt sich dabei zunächst die Frage, ob 
die Maßnahme lediglich eine Bewegung auf der "surplus transformation curve" darstellt 
(B. GARDNER, 1983) und damit nicht zu einer Verringerung der Effizienz in der Gesellschaft 
fiihrt. In diesem Fall wird durch die Maßnahme lediglich eine andere pareto-optimale Situation 
verwirklicht. In der Regel wird aber ein Verzieht auf Allokationseffizienz als Kosten für die 
Verwirklichung der sozialen Zielsetzung hingenommen werden müssen. Es ist zu priifen, ob die
ser Verlust durch Einsatz alternativer Instrumente oder durch eine alternative Implementierung 
bestehender Instrumente verringert werden könnte. Eine solche Vorgehensweise ist allerdings 
nicht sinnvoll, wenn man vennutet, daß die aus einem bestimmten Instrumenteneinsatz resultie
rende Einkommensverteilung genau der sozialpolitischen Zielsetzung entspricht. Gegen diese 
Vennutung spricht, daß Parlament und Regierung eine Aktionseinheit bilden (H. BESTERS, 
1986, S. 118f) und im Parlament häufig "ein unlösbarer Konflikt zwischen dem von der partiku
lären Interessen1age 'korrumpierten' Abstimmungsvethalten und dem von allgemeinen Regeln 
bestimmten" (H. BESTERS, 1986, S. 120) Verhalten auftritt. Es kann daher eine wichtige Auf
gabe fiir den Wissenschaftler darin bestehen, die durch eine bestimmte Gesetzgebung erreichte 
Einkommensverteilungswirkung zu überpriifen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Jede Beurteilung muß von bestimmten Normen ausgehen. Das 
Ergebnis der Bewertung beruht demnach immer auf Werturteilen. Damit stellt sich die Frage, 
welche Normen als Grundlage akzeptiert werden sollten. Die Antwort auf diese Frage beinhahet 
natürlich eine Wertung und ist daher von jedem Urteilenden selbst zu beantworten. Gelegentlich 
wird gefordert, als Grundlage der Bewertung die von Politikern fomrulierten Ziele zu verwenden. 
Diese Vorgehensweise könnte - dies ist ein Werturteil - allgemein akzeptiert werden, wenn die 
Ziele der Politiker die gesellschaftlichen Präferenzen eindeutig ausdrücken würden. Es ist aber 
zum einen wissenschaftlich ausreichend erörtert, daß es keine Möglichkeit gibt, die Präferenzen 
der Bürger in einer eindeutigen Zielfunktion abzubilden. Zum anderen ist durch die Arbeiten auf 
dem Gebiet der 'Neuen politischen Ökonomie' belegt, daß auch demokratisch gewähhe Regie
rungen nicht dazu tendieren, das Wohl aller Bürger gleichermaßen zu berücksichtigen. Es wird 
daher hier die werturteilsbehaftete Auffassung vertreten, daß sich Wissenschaftler bei der Beurtei
lung agrarpolitischer Maßnahmen nicht auf die Akzeptanz offiziell deklarierter Ziele beschränken 
sollten. Die Bewertung genügt wissenschaftlichen Kriterien - völlig unabhängig davon, welche 
Ziele zugrunde gelegt werden -, wenn die Norm deutlich gemacht wird. Nach dem hier vertrete
nen Wissenschaftsverständnis müssen wissenschaftliche Aussagen lediglich. intersubjektiv nach
vollziehbar sein. Daraus folgt natürlich auch, daß wissenschaftliche Empfehlungen unterschiedlich 
ausfallen können, selbst wenn bei der Beurteilung der ökonomischen Zusammenhänge Konsens 
besteht. Selbstverständlich gehen aber auch schon in die Beurteilung ökonomischer Zusammen
hänge auch Wertungen ein. Wissenschaftliche Empfehlungen (z.B. Therapievorschläge) können 
daher auch aus diesem Grund unterschiedlich sein. 

Wenn eine agrarpolitische Maßnahme aus ordnungspolitischer Sicht als positiv oder negativ be
zeichnet wird, wird damit die Existenz von Ahernativen impliziert. Eine Bewertung kann nur in 
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bezug auf eine Vergleichssituation (Referenzsystem) erfolgen. Auch hier gih: Die Wahl des Refe
renzsystems beruht auf Werturteilen. Es ist daher notwendig, das Rererenzsystem offeozulegen. 
Im folgenden werde ich zwei unterschiedliche Vergleichssituationen heranziehen. Zum einen wird 
überptüft, ob die Agrarreform aus ordnungspolitischer Sicht im Vergleich zur bisherigen Politik. 
eine Verbesserung beinhaltet. Zum anderen werde ich die Situation, die sich durch die Agrarre
form ergibt, mit einer Situation vergleichen, die sich bei ordnungspolitisch vertretbaren Regulie
rungen ergeben würde. Als ordnungspolitisch vertretbar sollen Maßnahmen verstanden werden, 
die entweder das Prinzip der Sozialstaatlichkeit im Agrarbereich bei minimalen Verlusten an ge
samtwirtschaftlicher Effizienz genauso durchsetzen wie in anderen Bereichen oder m einer Erhö
hung der gesamtwirtschaftlichen Effizienz fUhren. . 

3 Wirkung von Preissenkungen und Kompensationszahlungen auf die Einkom
mensverteilung 

Änderungen in der Wirtschafts- und Agrarpolitik fiihren id.R. m Änderungen in der Einkom
mensverteilung. Diese Änderungen in der Verteilung können das vorrangige Ziel der Politik sein; 
sie können aber auch als Nebenwirkungen bei der Verfolgung anderer Ziele, wie Verbesserung 
der Allokation, Abbau der Überschüsse und Reduzierung der Staatsausgaben, auftreten. 

Die durch die EU-Agrarreform entstehenden Verteilungswirkungen ergeben sich durch die Wahl 
sPezieller Trausferzahhmgen: mm einen durch den Ausgleich negativer Einkommenswirkungen 
von Preissenkungen und mm anderen durch Prämienzahlungen fiir Flächenstillegungen. Preis-

. senkungen fiir Getreide, Ölsaaten, Eiweißprodukte und Rindßeisch sowie Trausferzahhmgen 
verändem die funktionale Einkommensverteilung. Die Preissenkung würde ohne Kompensations
zahlung und ohne Anpassung der landwirtschaftlichen Betriebe die marginale Entlohnung aller in 
der Produktion der "Grande Culture" - Produkte und von Rindßeisch eingesetzten Faktoren pro
zentual gleich sinken lassen. Die Ausgestahung der Kompensationszahlung hingegen bewirkt 
tendenziell, daß der bei den Faktoren Arbeit und Kapital entstandene Einkommensverlust als di
rekte Zahlung dem Boden :mtIießt. Während also die marginale Verwertung von Arbeit und 
Kapital sinkt, erhöht sich die marginale Verwertung des Bodens. Die Höhe der Kompensations
zahlung wird sich aber nicht voll in den Bodennutmngspreisen niederschlagen. Da die Zahlung an 
eine spezielle Nutmng der Flächen gebunden ist und der Anbau der "Grande Cu1ture"-PfIanzen 
bei abgesenkten Preisen unrentabel sein kann, kann ein Teil der Kompensationszahlung auch zur 
Entlohnung der anderen Faktoren benötigt werden. 

Die spezielle Ausgesta1tung der Kompensationszahlung wird somit tendenziell m einer Erhöhung 
der Bodennutmngspreise (Pachtpreise) fiihren. Damit verbleibt bei den durch die Agrarreform 
verringerten Markterlösen weniger fiir die Entlohnung der Faktoren Arbeit und Kapital Daraus 
folgt, daß selbst bei vollkommener Kompensation der Einkommensverluste als Folge der Preis
senkung durch die Bindung der Zahlungen an die bewirtschaftete Fläche mit einem msätzlichen 
Anreiz zur Abwanderung des Faktors Arbeit m rechnen ist. Dieser Effekt ist unabhängig von der 
Eigentumsverfilssung der Betriebe. 

Die Wirkung von Preissenlrungen und Transfemdllungen stellt im Vergleich zur bisherigen 
Agrarpolitik eine Verbesserung der Faktorallokation dar. Variable Faktoren, deren Wertgrenz
produktivität aufgrund der bisherigen Preisstützung überhöht war, werden im Zeitablauf tenden
ziell weniger in der Landwirtschaft eingesetzt. Das Entgelt dieser Faktoren wird sich.damit m
nehmend am Tanschwert der erbrachten Leistungen orientieren. Dabei wird der Tauschwert der 
erbrachten Leistungen nach marktwirtschaftlichen Prinzipien mit dem physischen Grenzprodukt 
gleichgesetzt, das mit Preisen, die die Zahlungsbereitschaft der Konsumenten ausdrücken, bewer
tet wird. Der positive Anokationseffekt ist aber nicht auf die Trausferzahhmgen mruckzufiihren, 
sondem lediglich auf die Preissenkung. 
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Die Transferwirkungen der Ausgleichszahlungen stehen im Widerspruch zu sonstigen Vertei
lungszielen des Sozialstaatlichkeitsprinzips. Es werden vornehmlich die Eigentümer von Boden 
begünstigt, ohne daß deren soziale Bedürftigkeit belegt wird. Auch ist eine zeitliche Befristung 
der Zahlung explizit nicht vorgesehen. Der letzte Aspekt ist auch aus allokativer Sicht besonders 
negativ zu beurteilen: Unsicherheit über die Fortdauer der Zahlung belastet einzelbetriebliche 
Planungen zusätzlich. 

Negativ auf die Allokation wirkt auch die Begrenzung der Transferzahlung auf die regional fest
gelegte Grundfläche. Eine Überschreitung der Grundfläche fiihrt zur Kürzung der beihilfebereche 
tigten flächen und zu zusätzlicher flächenstillegung. Nach offizieller Verlautbarung werden 
damit die Betriebe einer Region zu einer 'Solidargemeinschaft' zusammengefaßt. In Wirklichkeit 
wird hiermit die Anpassung der einzelnen Regionen an sich ändernde komparative Kostenvorteile 
behindert. Die Maßnahme beinhaltet denmach in der Tendenz eine regionale Quoti::rung der Pro
duktion. Den hierdurch entstehenden negativen Allokationseffekten steht keine entsprechende 
positive Einkommensverteilungswirkung gegenüber. 

Mit dem Sozialstaatlichkeitsprinzip wären nur solche Transferzahlungen vereinbar, die die sozia
len Härten des Anpassungsprozesses an das niedrigere Preisniveau mindern und/oder den Anpas
sungsprozeß beschleunigen. Es wäre daher zumindest eine zeitliche Begrenzung der gegenwärti
gen Transferzahlungen zu fordern. Dem Sozialstaatlichkeitsprinzip würde darüber hinaus besser 
entsprochen haben, wenn eine überprüfbare Beziehung zwischen Höhe der Transferzahlung lUId 
Bedürftigkeit geschaffen würde. 

4 Wirkung von F1äcbenstillegungen 

Die flächenstillegung ist aus ordnungspolitischer Sicht eindeutig negativ zn beurteilen. Die Allo
kation wird im Vergleich zn freier Preisbildung verschlechtert, weil durch Anreize ein Produkti
onsfaktor nicht genutzt wird und andere weniger genutzt werden. Mit diesem Instrument wird in 
die Dispositionsfreiheit der Individuen relativ stark eingegriffen. Aus marktwirtschaftlicher Sicht 
ist dieses Instrument somit abzulehnen. Den negativen Allokationswirkungen der Flächenstille
gungen stehen keine Vertei\ungswirkungen gegenüber, die aus ordnungspolitischer Sicht positiv 
sind. Die durch die flächenstillegung entstehenden Einkommensminderungen sollen tendenziell 
kompensiert werden (im Fall der neuen Bundesländer sogar überkompensiert werden). Damit 
entsteht ein Einkommenstransfer fiir Nichtnutznng von Faktoren. Die Zahlungen widersprechen 
dem Sozialstaatlichkeitsprinzip. Sie werden ohne jede Prüfung der sozialen Bedürftigkeit gezahh. 
Hinzn kommt, daß die geänderten Regelungen der flächenstillegung mit der Möglichkeit der 
Rotationsbrache und der freiwilligen Stillegung bis zu 33 Prozent die Wahrscheinlichkeit der 
Überkompensation erhöhen. Hier entstehen somit Einkommen, die nicht an Leistung geblUlden 
sind und auch nicht durch soziale Bedürftigkeit zn rechtfertigen sind. Die flächenstillegung ver
stärkt die Wirkung der Preisausgleichszahlungen auf die funktionale Einkommensverteilung. Die 
Faktorpreisrelation verändert sich zngunsten des Bodennutzungspreises. Damit wird das Ein
kommen der Bodeneigentümer positiv verändert. Diese Änderung der Vermögens- und Ein
kommensverteilung widerspricht sozialstaatlichen Prinzipien. 

Die altemativen Möglichkeiten bei der Wahl der Form der flächenstillegung sind insbesondere 
aus ordnungspo\itischer Sicht problematisch. Die Möglichkeit, mehr als 15 Prozent stillzulegen, 
wird vornehmlich wahrgenommen, wenn die entgangenen Deckungsbeiträge niedriger als der 
Einkommenstransfer sind. Hier wird somit offiziell die Möglichkeit eröffuet, ökonomische Renten 
durch Ausnutzung des sozialen Systems zn erlangen. Es ist ein Schritt "vom Leistungseinkom
men zur Quasi-Rente" (lV. SCHRADER, 1993). Moral Hazard, sonst als Problem des Systems 
der sozialen Sicherung angesehen, wird durch die nenen Programme der flächensti11egung zum 
offiziellen Anreizsystem 
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5 nie Wirkung der Kleinerzeugerregelung 

Die Regelung sieht Sonderbegünstigungen fiir Kleinerzeuger vor; diese können auch ohne Aä
chenstillegung in den Genuß von PreisausgIeichszahhmgen gelangen. Durch diese Option werden 
die Kleinerzeuger besser gestellt als andere Landwirte. 

Eine solche Sonderbehandlung ist mit sozialstaatlichen Prinzipien nicht zu begründen. Kleiner
zeuger bedürfen nicht eines besonderen Schutzes, weil sie Kleinerzeuger sind. Sie wären allenfalls 
mehr schutzbedürftig als andere Erzeuger, wenn sie nachweislich generell ein geringeres Ein
kommen erzielen und auch geringere AnpassnngSIDÖglichkeiten hätten. Dies ist aber empirisch 
nicht nachweisbar. Kleinerzeuger sind häufig Neben- oder Freizeitlandwirte, die ein höheres 
Haushahseinkommen haben können als die anderen landwirtschaftlichen Haushahe. Mit der K1ei
nerzeugerregelung wird an Kriterien fiir sozialpolitisch begründete Maßnahmen angesetzt, die 
nicht sachadäquat sind. 

Auch aus allokationspolitischer Sicht ist die Kleinerzeugerregelung negativ zu beurteilen. K1ei
nerzeuger werden auf den Bodenmärkten durch staatliche Maßnahmen wettbewerbsfähiger. Der 
Strukturwandel wird damit gehemmt oder gar in eine allokationspolitisch 'falsche' Richtung ge
lenkt. 

6 Regelungen auf dem Ölsaatenmarkt 

Die Regelungen auf dem Ölsaatenmarkt weichen zwar von denen auf dem Getreidemarkt leicht 
ab, sie weisen aber gleiche ordnungspolitische Mängel auf: Auch hier werden durch die an die 
Flächennutzung gebundenen Transferzahlungen Anreize zu privaten Produktionsentscheidungen 
gegeben, die aus Sicht gesamtwirtschaftlicher Effizienz verzerrt sind und daher zu volkswirt
schaftlichen Kosten fUhren. Auch fiir diesen Markt gilt, daß die Transferzahlungen nicht mit dem 
SoziaIstaatlichkeitsprinzip vereinbar sind. 

Die Entscheidung der Bundesregierung, eine regional differenzierte Kürzung der Transferzahlung 
je nach Überschreitung der Basisßächen vorzunehmen, verdeutlicht die ordnungspolitische Pro
blematik der Agrarreform: Die Transferzahlungen haben offensichtlich nichts mit Sozialbedürftig
keit zu tun, da die Kürzung der Prämien an Kriterien ansetzt, die keine Aussage über den sozialen 
Status enthält. Regional differenzierte Prämien haben negative Alloaktionseffekte, da die regiona
len Wettbewerbsbedingungen durch politische Entscheidungen und nicht durch Marktsignale 
verändert werden. 

7 Wirkung auf nicht direkt betroffene Märkte 

Die Agrarreform hat sich vornehmlich auf Produktmärkte konzentriert, auf denen ein bedeuten
der politischer Entscheidungsbedarf gesehen wurde. Jedoch werden auch auf nicht direkt betrof
fenen Märkten indirekt Wirkungen durch die neuen Regelungen fiir Getreide, Ölsaaten, Eiweiß
produkte und Rindfleisch auftreten, was keineswegs das grundsätzliche Politikversagen der bis
herigen Politik bereinigt. Auf den Märkten mit quotierter Produktion, dem Milch- und Zucker
markt, werden die QuoteJlfenten durch die Agrarreform erhöht. Inhaber der Quoten erhahen ein 
zusätzliches, nicht leistungsbezogenes Einkommen. Diese Wirkung widerspricht sowohl markt
wirtschaftlichen als auch sozialstaatlichen Prinzipien. 

Die Initiatoren der Agrarreform scheinen davon auszugehen, daß lediglich die Produzenten durch 
Transferzahlungen kompensiert werden miissen, deren Produktpreise direkt durch die Agrarre
form reduziert wurden. Sinkende Getreidepreise werden aber auch eine preissenkende Wirkung 
auf andere Produkte haben. Produzenten dieser Produkte wird somit eine Einkommensminderung 
zugemutet. Sicherlich läßt sich dies ordnungspolitisch vertreten, da nur die positiven Einkorn-

624 



menswirkungen bisheriger protektionistischer Maßnahmen vermindert werden. Doch wenn diese 
Begründung fiir diese Gnippe von Landwirten akzeptiert wird, ist nicht einsehbar, warum die von 
der Agrarreform direkt betroffenen Landwirte nach offizieller Verlautbarung durchschnittlich voB 

, kompensiert werden soBen. 

8 Zusammenfassende Bewertung der ReformmaOnahmen 

Die Agrarreform hat das grundsätzliche ordmmgspolitische Problem bisheriger EU-Agrarpolitik 
nicht beseitigen können. Die Preise sind weiterltin verzerrt, die Verzerrung - gemessen an der 
Heterogenität der Protektionsraten - ist sogar noch vergrößert worden. Die Transferwirkungen 
der Politik sind weiterltin nicht mit sozialstaatlichen Prinzipien vereinbar. Statt die Landwirte von 
der Vielzahl staatlicher Regulierungen zu befreien oder zumindest eine entsprechende Entwick
lung einzuleiten, hat die Intensität der Regulierungen zugenommen. Die WIrkungsana1yse wider
spricht damit eindeutig offizieBen Verlautbarungen, die von einer Liberalisierung und einer ver
läßlichen längerfiistigen Weichenstelhmg sprechen. 

Die Agrarreform wurde vornehmlich eingeleitet, um den Wünschen der internationalen Handels
partner zu entsprechen. Bei der Beurteilung sollte daher auch einbezogen werden, inwieweit die 
Agrarreform mit den Vereinbarungen der GATT-Runde kompatibel ist. 

9 Agrarreform und GATI-Vereinbarung 

Es wird von offizieBer Seite behauptet, daß die GATT-Beschlüsse durch die Agrarreform zu er
fiiIlen sind. Dieser Beurteilung wird hier widersprochen. Es würde aber den Rahmen des Refera
tes sprengen, die Anpassungsnotwendigkeiten auf einzelnen Produktmärkten damastenen. Es 
soBen daher lediglich einige Anmerkungen aus ordnungspolitischer Sicht vorgetragen werden. 

Mit den GATT-Vereinbarungen hat die EU neue Restriktionen bei der Gestaltung der Politik 
akzeptiert. Die Bindung der Außenhandelsregelungen durch Reduzierung der ZoBäquivalente, 
der Exporterstattungsausgaben sowie der subventionierten Exportmengen wird zu einer qualitativ 
anderen EU-Agrarpolitik fUhren. Während bisher der Agranninisterrat jährlich über die Agrar
preise und damit über das Ausmaß des Agrarprotektionismus neu beschließen konnte, entßllt 
dies zukünftig. Das inländische Agrarpreisniveau ist damit kein politischer Parameter mehr. Dar
aus folgt, daß agrarpolitische Strategien, die darauf ablielten, ~ inländische Reduzierungen 
des Angebots den Spielraum fiir Agrarpreiserhöhungen zu erweitern, zum Scheitern verurteilt 
sind. 

Den GATT-Vereinbarungen kann nicht mit den gegenwärtigen Regelungen der EU-Agrarmärlrte 
entsprochen werden. Sowohl der Mindestmarktzugang als auch die Festlegung der subventionier
ten Exportmengen auf 79 Prozent der Exportmengen von 1986-1990 erfordern eine Änderung 
der Import- und Exportregelungen. Es nmß geklärt werden, welche EU-Länder welche Menge 
exportieren und importieren dürfen. Diese Entscheidung ist von Bedeutung, weil die EU
Agrarmärkte nicht voRkommen integriert sind und zusätzliche Exporte oder Importe differen2ier
te regionale Preiswirkungen haben werden. Es ist zu befiirchten, daß eine nationale Aufteilung 
der Mengen erfolgen wird. Die Marktabläufe werden dann noch mehr als bisher durch staatliche 
Vorgaben bestimmt. 

Es wäre ein reiner Zufiill, wenn die Agrarreform auf den einzelnen EU-Agrarmärlrten zu Menge
nänderungen fiihren würde, die mit den GATT-Vereinbarungen kompatibel sind. Die GATT
Vereinbarungen betreffen alle Produkte, während die Agrarreform sich auf einige Produktmärkte 
und nicht ge2ielt produktspezifisch wirkende F1ächenstillegungen beschränkt. Es ist daher sehr 
wahrscheinlich, daß durch Politikmaßnahmen Änderungen auf den Inlandsmärkten vorgenommen 
werden müssen. Die Notwendigkeit entf8llt allerdings, wenn die Weltmarktpreise fiir alle Produk-
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te auf EU-Niveau steigen solhen. Eine solche Entwicklung ist aber aus heutiger Einschätzung 
nicht zu erwarten. 

Besonderen politischen Zündstoff enthält die Vereinbarung bezüglich des Mindestmarktzugangs 
und der Exportmengenbeschränkungen. Die Begrenzung gih in der Regel fiir Produktgruppen, 
z.B. fiir Weizen und Weizenmehl oder fiir Käse insgesamt. Die EU hat zu entscheiden, ob in eini
gen Fällen die Restriktion verstärkt fiir Agrarrohprodukte oder fiir verarbeitete Produkte greifen 
soll und vor allem fiir welche verarbeiteten Produkte dies in Frage kommt (vgl. hierzu S. HAR
RlS, 1994). Hier wird es reichlich Ansatzpunkte fiir nationalen und sektoralen Lobbyismus ge
ben. 

Es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß die GATT -Vereinbarungen selbst auf dem Markt, der von 
der Agrarrefoon am stärksten betroffen ist, dem Getreidemarkt, ohne Politikänderung erfiilh 
werden köunen. Es ist zwar möglich, daß die Getreideproduktion des Jahres 2000 insgesamt in 
etwa dem Inlandsverbrauch zuzüglich der maximal möglichen Exportmenge abzüglich dem Min
destmarktzugang entspricht; doch dies wird nur eintreten, wenn die Getreideerträge entsprechend 
fallen und Inlandsgetreide tatsächlich erl1ebliche Mengen importierter Getreidesubstitute ver
drängt. Doch selbst wenn diese nicht sehr wahrscheinliche Entwicklung eintritt, könnte lediglich 
die GATT-Restriktion fiir Getreide insgesamt eingehalten werden, aber nicht fiir die einzelnen 
Restriktionen' bei Weizen und Futtergetreide. Bei Weizen werden wahrscheinlich auch unter 
günstigen Entwicklungen nicht absetzbare Überschüsse auftreten. 

Da es wegen der stark produktspezifischen GATT-Vereinbarungen als unwahrscheinlich gelten 
nmß, daß die gegenwärtige Ausgestaltung der EU-Agrarpolitik GAlT-kompatibel ist, ist zu 
prüfen, wie alternative Anpassungsstrategien aus ordnungspolitischer Sicht zu beurteilen sind. 

10 Weiterentwicklung der EU-Agrarpolitik 

Eine Weiterentwicklung der EU-Agrarreform wird auch von einigen offiziellen agrarpolitischen 
Entscheidungsträgem gefordert. Allerdings wird hierunter vornehmlich eine Vereinfachung der 
Regulierungen verstanden (vgl. z.B. Agrarbericht der Bundesregierung, 1994, S. 88). Von wis
senschaftlicher Seite ist dagegen wiederl10h die Forderung nach 'einer Reform der Reform' erho
ben worden. Dies wiederum wurde von offizieller Seite heftig kritisiert. Es deutet wieder einmal 
alles daraufhin, daß Wissenschaftler unerbetene Ratschläge erteilen. Die Frage nach der Berech
tigung eines solchen Rates scheint naheliegend. 

Es muß deutlich gesagt werden, daß der einzelne Hochschullehrer im Rahmen der vom Grundge
setz zugestandenen Freiheit von Forschung und Lehre selbst entscheiden nmß, über welche Pro
bleme er forscht. Die Auswahl der Forschungsobjekte beinhaltet demnach eine persönliche Wer
tung. Ich schließe mich der Wertung von H GIERSCH an, der in vielen Vorträgen von einer 
Bringschuld der Ökonomen gesprochen hat. In Anbetracht der Erkenntnisse der 'Neuen politi
schen Ökonomie' halte ich es fiir notwendig - dies ist eine persönliche Wertung -, daß der Öko
nom auch Empfehlungen erteih, die von den Entscheidungsträgem generell oder zum gegenwär
tigen Zeitpunkt nicht erwünscht sind (vgl. hierzu auch U. KOESTER, 1992). 

11 Alternative Anpassungen der EU-Agrarpolitik an die GATI-Vereinbarungen 

Zunächst soll geprüft werden, wie die EU-Agrarpolitik den GATT-Vereinbarungen angepaßt 
werden kann. Dabei wird davon ausgegangen, daß man sich auf seiten der EU lediglich bemüht, 
den neuen Außenhandelsrestriktionen zu genügen, und daß man nicht auch eine grundsätzliche 
ordnungspolitische Erneuerung anstrebt. 
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Wenn die EU aufgrund der GATI-Vereinbarungen die inländischen Überschüsse reduzieren 
muß, sind zunächst zwei Ahemativen naheliegend: 

l. es wird versucht, über weitere Produktionsbegrenzungen die GATI-Restriktionen einzu
hahen, oder 

2. es wird auf den einzelnen Tei1märkten ein Marktpreis durchgesetzt, der zur EinhaItung der 
Restriktion fiihrt. 

Ahemative a) mag verlockend sein. Weitere Flächenstillegungen könnten znmindest auf den 
Märkten fiir Ackerbauprodukte das Mengenproblem lösen. Da fiir F1ächenstillegungen gemäß 
GA TI Prämien gezahh werden dürfen, könnten die Einkommen der Landwirte durch weitere 
Transferzabhmgen stabilisiert werden. 

Diese Strategie hätte aber erhebliche Nachteile. Die global wirkende F1ächenstillegung müßte 
relativ umfangreich sein, um die produktspezifischen Restriktionen einhalten :m können. Der Di
rigismus würde :mnehmen. Aus aDokativer Sicht ist diese Ahemative daher sicherlich ab:mlehnen. 
Auch aus sozialstaatlicher Sicht würde ein nicht vertretbarer Weg fortgesetzt. Eine noch stärkere 
Dosierung des Instruments der Flächenstillegung und leistungsgebundener Transferzabhmgen 
würde daher die ordnungspolitische Sonderrolle der Agrarpolitik noch verstärken. 

Auch aus Sicht der Landwirte wäre diese Strategie bedenklich. Landwirte würden :mnehmend 
von staatlichen Zahhmgen abhängig. Das PoIitikrisiko würde :mnehmen. Weit!llhin würde den 
Landwirten durch weitere F1ächenstillegungen die Produktionsgrundlage entzogen. Induzierte. 
Änderungen in der funktionalen Einkommensverteilung würden ohnehin :m erhöhter Abwande
rung aus der Landwirtschaft fiihren. 

Die Ahemative b) scheint :mnächst aus ordnungspolitischer Sicht günstiger. Es könnte sich im 
Inland unter Einhahung der Exportbeschränlrungen und des Mindestmarktzugangs eine 'freie' 
Preisbildung einstellen. Dennoch wäre diese Ahemative aus ordnungspolitischer Sicht ab:mleh
nen; die Außenhandelsrestriktionen auf einzelnen Tei1märkten (wie dem Markt fiir Butter, fiir 
Magermilchpulver, fiir Käse oder fiir "sonstige Milchprodukte") würden :m sehr unterschiedli
chen Preissenkungen fUhren. Es würden sich daher im Inland Preisrelationen einstellen, die keine 
direkte Beziehung zu den Wehmarktpreisrelationen hätten. Inlandspreise wären somit nicht Aus
druck gesamtwirtschaftlicher Knappheitsrelationen. FehlaDokationen wären die Folge. 

12 Ordnungspolitische Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik 

Wenn die EU-Agrarpolitik nicht weiterhin einen Sonderbereich darstellen soll, fiir den grundsäW
Iiche ordnungspolitische Prinzipien nicht angewandt werden, so ist eine Liberalisierung der Politik 
notwendig. Dies ist von einer Vielzahl von Ökonomen seit Jahren gefordert und offensichtlich 
von Politikern nicht akzeptiert worden. Man mag daher fragen, ob es sinnvoll ist, eine solche 
"offensichtlich wenig realistische" Empfehhmg wieder auszusprechen. Dafiir spricht, daß die 
Empfehhmg zur Liberalisierung heute mehr als vor 30 Jahren durch unsere Erkenntnisse über die 
Wirkungen von Politikänderungen untermauert werden kann. Es ist heute allgemein erkannt, daß 
die mittel- und langfiistige Einkommensentwicklung landwirtschaftlicher Haushalte weniger von 
agnupolitischen Maßnahmen abhängt, als von der außerlandwirtschaftlichen Einkommens- und 
Beschäftigungssituation. Der FaD Neuseeland kann als herausragendes Beispiel dienen. 

Eine Rückfiihrung der Agrarpolitik in den ordnungspolitischen Rahmen der BRD würde :mnächst 
eine Au1hebung aDer mengenbegrenzender Maßnahmen und die Anpassung der Inlandspreisrela
tionen an die des Weltmarktes erfordern. Transfemd1lungen wären ordnungspolitisch eindeutig 
vertretbar, wenn sie an Sozialkriterien ansetzen, zeitlich befristet und weitgehend produktionsneu-
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tral ausgestahet wären. Transferzahhmgen als Kompensation fiir Politikänderungen sind ord
nungspoIitisch allenfulls vertretbar, wenn zeitliche Befiistung und Produktionsneutralität gesichert 
werden. 

13 Zusammenfassung 

1. Eine ordnungspoIitische Bewertung hat von real existierenden Wirtschaftsordnungen aus
zugeben. Die Wirtschaftsordnung der BRD ist marktwirtschaftlich ausgerichtet und der 
Staat ist dem Prinzip der Sozialstaatlichkeit verpflichtet. Eine Bewertung von Maßnahmen 
allein im Hinblick auf marktwirtschaftliche Wirkungen ist daher nicht sachadäquat. 

2. Auch wenn der Begriff des Sozialen unbestimmt und vieldeutig ist, ist der Staat aus ord
nungspolitischer Sicht gehahen, fiir die Rechtfertigung und Implementierung spezieller 
agrarpoIitischer Eingriffe allgemeine Prinzipien, die bei der Verwirklichung des Sozialstaat
lichkeitsprinzips angelegt werden, zu berücksichtigen. AgrarpoIitische Maßnahmen sind 
daher sowohl auf die Konsistenz mit allgemeinen Prinzipien der Sozialstaatlichkeit als auch 
aufmarktwirtschaftliche Wirkungen zu überprüfen. 

3. Die Verteilungswirkungen der EU-Agrarreform könnten aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
positiv bewertet werden, wenn sie entweder mit sonstigen allgemeinen verteilungspo1iti
schen Prinzipien übereinstimmten oder durch die Maßnahmen positive Allokationseffekte 
auftreten und die negativen Einkommenswirkungen als ('unetWÜIlschte') Nebenwirkung in 
Kauf genommen werden. 

4. Die Verteilungswirkungen der EU-Agrarreform widersprechen allgemeinen Prinzipien 
staatlicher Verteilungspo1itik. Die Transferzahhmgen orientieren sich nicht an der Bedürf
tigkeit der Begünstigten, sondem zielen darauf ab, den bisherigen Einkommensstand, der 
sich als Folge staatlicher Preispolitik ergab, zu stabilisieren. Eine solche Zielsetzung land
wirtschaftlicher Transferpolitik ist weder mit den Prinzipien der Marktwirtschaft noch mit 
denen der Sozialstaatlichkeit zu vereinbaren. 

5. Die durch die EU-Agrarreform initiierte Transferpolitik ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
mit hohen volkswirtschaftlichen Kosten verbunden, weil eine teilweise Nichtnutzung knap
per Ressourcen, insbesondere des Bodens, entweder angeordnet oder durch Aureize veran
laßt wird. Sowohl beim Faktor Boden als auch beim Faktor Arbeit kann eine Überkompen
sation der durch die Preissenkung verursachten Einkommensverluste eintreten. Eine solche 
Regelung gibt es fiir andere Wirtschaftssektoren nicht. Besonders nachteilig an den Vertei
lungswirkungen ist, daß sie nicht zu einer Minderung, sondem zu einer Verstärkung der 
sozialen Härten des notwendigen Anpassungsprozesses fUhren. Die Abwanderung aus der 
Landwirtschaft wird daher annähemd so verlaufen, wie bei einer Preissenkung ohne Kom
pensationszahhmgen. 

6. Die Verteilungswirkungen sind nicht nur mit allgemeinen verteilungspoIitischen Grundsät
zen unvereinbar, sie erfordem darüber hinaus einen hohen administrativen AufWand. 

7. Die EU-Agrarpolitik muß grundlegend geändert werden, um den GATT-Vereinbarungen 
zu entsprechen. 

8. Mittel- und langfristig können die agrarpolitischen Probleme nur gelöst werden, wenn eine 
Reform in Richtung LiberaIisierung im eigentlichen Sinn des Begriffes eingeleitet wird. 
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Summary 

I. Anyevaluation from the 'OrdnungspoJitik' point ofview has to take into account the eco
nomic system which really exists in the given country. The economic system ofthe Federal 
Republic of Germany is based on the principles of a market economy, but is also commit
ted to take into account social principles. Hence, an assessment of policies only from a 
market economy point of view is not adequate. 

2. It is true that the term 'social principle' is vague and ambiguous. Nevertheless, coherence of 
policies demands that the govermnent justifies special interventions into the market eco
nomy. In general, the same general principles of social justice should be applied across all 
sectors. Consequently, specific agricultural policy measures should be assessed with respect 
to their consistency with the principle of general social policy as weil as to the consequen
ces for the functioning of a market economy. 

3. The reform of the Common Agricultural Policy confticts with the principles of general 
income distribution policy. Transfer payments are not related to the need ofthose who are 
favoured. Instead, transfer payments aim at restoring the past status of income distnlJution 
which was the consequence of price support policy. Such an objective of transfer policy 
confticts with the principles of general transfer policy and as weil as with the basic princi
pies of a market economy. 

4. The transfer policy initiated by the reform ofthe Common Agricultural Policy leads to high 
economic costs. It is not allowed to use the scarce factor of production land as much as 
pOSSllJle. This legislation also contributes to the underutilization of other factors of pro
duction, especially labour. Income losses incurred because of underutiIization of factors 
and because of reduction in product prices are compensated through transfer payments; 
these payments may even overcompensated for the loss of income incurred from price re
duction. There is no similar scheme available for other sectors in the economy· or other 
groups of people. It should be of special concem that this special type of transfer payment 
does not lower social hardship induced by structural change. Outmigration oflabour will be 
about the same as without the payments. 

5. The chosen type of transfer payments leads to high administrative costs. 

6. There is a need to adjust the Common Agricultural Policy to the constraints ofthe GATT -
Agreement. 

7. A solution ofthe agricultural problems in the medium or long term demands a reform in the 
direction of true hlJeraIization. 

"COBMeCTHMOCTIJ AalIIJHeHmero pa3BHTHJI arpapHoH pecl>opMIII C 

OCHOBHIIIMH 31IeMeHTaMH o6~eH nOlIHTH"IeCKOH CHCTeMIII 3KOHOMHKH 

H ee ·Ha~elIeHHOCTIJ Ha MHPOBYD arpapHYD TOprOBlID 11 

(1) CItCTeMHa.<l nOnltTIt'leCKa.<l o~eHKa AonlKHa ItCXOAItTb 1t3 cnolKltBwellc.<l 

CItCTeMbl CPYHK~ItOHltpOBaHIt.<l 3KOHOMItKIt. 3KOHOMIt'leCKa.<l CItCTeMa <l>pr 
0plteHTltpOBaHa no npltH~ltnaM PblHO'lHOli 3KOHOMItKIt, nplt'leM rocYAapcTBo 

06.<13aHO c06nJOAaTb npltHI..\Hn cOI..\HanbHoli rocYAapcTBeHHocTH. DO:HOMY, 

629 



Oll,eHKa KaKI1X Jll1fio nOJlI1TI1'1eCKI1X MepOnpl1J1Tl1ti TOJlhKO co CTOPOHhl 

3KOHOMI1'1eCKoro B03AeticTBI1J1 He COOTBeTcTByeT peaJlhHoti CI1Tyall,l1l1. 

(2) HeCMOTpJI Ha MHor03Ha'lHOCTh 11 HeOnpeAeJleHHOCTh nOHJlTI1J1 "COll,l1aJlhHhlti", 

npl1 OfiOCHOBaHl111 11 BBeAeHl111 KaKI1X Jll1fio nOJlI1TI1.'IeCKI1X Mep perYJll1pOBaHI1J1 

3KOHOMI1KI1, 113XOAJI 113 CJlOlKl1BmetiCJI 3KOHOMI1KO-nOJlI1TI1'1eCKoti CI1CTeMhI, 

rOCYAapCTBO OfiJl3aHO Y'II1ThlBaTh np"HlI,ln COll,l1aJlhHoti rOCYAapCTBeHHOCTI1. 

n03TOMY 11 3JleMeHThI arpapHoti nOJlI1TI1KI1 AOJllKHhl Oll,eHI1BaThCJI 

AIiYCTopOHHe: C 0AHOti CTOPOHhI,- 3KOHOMI1'1eCKI1 11, C APyroti,- B COll,l1aJlhHOM 

nJlaHe. 

(3) C ofi~e3KOHOMI1'1eCKoti TO'lKI1 3peHI1J1, arpapHYIO pe«poPMY EBponeticKOro 

COlO3a (EC) MOlK HO fihlJlO fihl 0ll,eHI1Th nOJlOlKI1TeJlhHO, eCJlI1 fihl OHa 

COOTBeTCTBOBaJla ofi~I1M pacnpeAeJlI1TeJlhHO-nOJlI1TI1'1eCKI1M np"HlI,lnaM, I1JlI1, 

eCJlI1 fihl BBeAeHHhle Mephl np"BeJlI K nOJlOlKl1TeJlhHhlM 3«p«peKTaM 

pacnpeAeJleHI1J1 pecypcoB, a HeraTI1BHOe BJlI1J1Hl1e Ha pa3BI1TI1e AOXOAOB fihlJlO 

fihl aKl.\enTl1pOBaHO KaK ('HelKeJlaTeJlhHhlti') nOfiO'lHhlti 3«p«peKT. 

(4) PacnpeAeJlI1TeJlhHhle 3«p«peKThI arpapHoti nOJlI1TI1KI1 EC npOTI1BOpe'laT Ofi~I1M 

npHl.\l1naM rocYAapcTBeHHoti nOJlI1TI1KI1 pacnpeAeJleHI1J1. npJlMhle 

KOMneHCal.\110HHhle nJlaTelKl1 0p"eHTlpOBaHhI He no nOTpefiHOCTI1, a Ha 

CTafil1J1113al.\l1lO cy~eCTBYIO~ero ypOBHJI AOXOAOB, KOTOPhlti fihlJl AOCTl1rHYT B 

pe.3YJlhTaTe rOCYAapCTBeHHoti l.\eHoBoti nOJlI1TI1KI1. TaKaJl nOCTaHOBKa l.\eJlI1 B 

OfiJlaCTI1 CeJlhCKOX03J1ticTBeHHoti nOJlI1TI1KI1 He COOTBeTcTByeT HI1 np"Hl.\lnaM 

PhIHO'lHOti 3KOHOMI1KI1, HI1 npl1Hl.\l1ny COl.\I1aJlhHoti rOCYAapCTBeHHOCTI1. 

(5) nOJlI1TI1Ka KOMneHCall,I10HHhlX nJlOTelKeti, OfiYCJlOBJleHHaJl arpapHoti pe«poPMOti 

EC, CBJl3aHa, C HapoAHOX03J1ticTBeHHoti TO'lKI1 3peHI1J1, C fiOJlhml1MI1 

113AeplKKaMI1, T.K. npeAnl1ChlBaeTCJI 11J111 CTI1MYJll1pyeTCJI Hel1CnOJlh30BaHI1e 

'IaCTI1 OrpaHI1'1eHHhlX pecypCOB, ocofieHHo 3eMJlI1. no np0l13BOACTBeHHhlM 

«paKTOpaM 3eMJlJl 11 TPYA, KOMneHCaL\1111 MorYT npeBhlCI1Th nOTep" OT CHl1lKeHe 

11$1 l.\eH. TaKl1e npaBI1Jla He YCTaHOBJleHhI HI1 AJlJl OAHoti APyroti OTpaCJlI1 

HapoAHoro X03J1ticTBa. 3TO np"BeAeT 11 K COl.\I1aJlhHoti HanpJllKeHHOCTI1 B 

np0l.\ecce HeofixOAI1MorO np0l.\ecca 113MeHeHI1J1 np0l13BOACTBeHHoti CTPYKTyphl. 

np0l.\eCC OTTOKa pafio'leti CI1Jlhl 113 CeJlhCKOrO X03J1ticTBa B APyrl1e OTpaCJlI1 

fiYAeT npOTeKaTh np"fiJl131TeJlhHO TaKlKe, KaK B CJlY'Iae CHl1lKeHI1J1 l.\eH fie3 

BhlnJlaThI KOMneHCal.\l1ti. 

(6) PacnpeAeJlI1TeJlhHhle 3«p«peKThl arpapHoti pe«l>opMhl EC He 

COBMeCTI1MhI C ofi~I1MI1 np"Hl.\lnaMI nOJlI1TI1KI1 pacnpeAeJleHI1J1, 

KpOMe Toro, 11 60Jlhml1X aAMI1HI1CTpaTI1BHhlX 3aTpaT. 

TOJlhKO He 

OHI1 TpefiYIOT, 

(7) ArpapH<iJl nOJlI1TI1Ka EC AOJllKHa 6h1Th OCHOBaTeJlhHO 113MeHeHa C l.\eJlhIO 

np"BeAeHIJ1 ee B COOTBeTCTBl1e C COrJlameHI1J1MI1 B paMKax rATT. 

B cpeAHeCpO'lHoti 11 AOJlrOCp0'lHoti nepCneKTI1Be arpapHO-nOJlI1TI1'1eCKl1e np06JleMhI 

MorYT 6h1Th YCTpaHeHhI TOJlhKO B TOM CJlY'Iae, eCJlI1 pe«popMa notiAeT B HanpaBJleHl111 

Jll16epanl13al.\l1l1, np"'1eM B co6CTBeHHOM CMhlCJle 3Toro nOHJlTI1J1. 
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DIE EU AGRARREFORM IM RAHMEN DER INTERNATIONALEN 
VERANlWORTUNG 

Einführung 

von 

Hartwig DE HAEN wd JosefSCHMIDHUBER* 1 

"Tbe gowrnments and people of Ew-ope coofront tbe twin 
<>baUenges ofbammering out tbe amru-fs future sbape at 
tbe aame time as tbey respond (or fail to respond) to tbe 
forces for global <>bange." (p. Kennedy,l993, S.256) 

Die Europäische Union wd ihre Mitgliedstaaten haben als fiihrende Industrienationen der Weh 
ihre internationale Verantwortlichkeit vielfach bekundet wd sind in Deklarationen wd Abkom
men Verpflichtungen fiir Effizienz im Umgang mit den knappen Resourcen der Weh, fiir sozialen 
Ausgleich zwischen armen wd reichen Ländem bzw. Bevölkerungsgruppen sowie fiir den 
Schutz der Umweh eingegangen. War es diese Verantwortlichkeit, die die Europäische Union 
(EU) zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) wd zur ZustilßlD!mg mm "Agreement 
on Agricuhure" (AOA) der jüngsten Beschlüsse des ADgemeinen Zoll- wd Handelsabkommens 
(GATT) veranlaßt hat? Oder ist die GAP-Reform lediglich unter dem intemen Druck der leeren 
Kassen wd dem Drängen der Handelspartner sowie aus politischem Interesse der Europäer an 
einem erfolgreichen Abschluß der Uruguaynmde zustandegekommen? Der Prozeß, der zu den 
Beschlüssen fiihrte, wd die Sttuktur des Reformpaketes deuten daraufhin, daß der Druck über
wog wd nicht die Wahmehmung einer neuen internationalen Verantwortung seitens der Europäi
schen Union. Gleichwohl koppeh die reformierte Agrarpolitik den Einkommensschutz fiir die 
europäischen Bauem stärker von der Produktion ab wd wird damit der Landwirtschaft im Rest 
der Weh weniger als bisher Produktionschancen nehmen. Insofern ist zu erwarten, daß die EU
Agrarreform wd die mit ihr eng verbwdenen GATT-Beschlüsse es der Union in Zukunft leichter 
machen, ihrer globalen Verantwortung im Agrarbereich gerecht zu werden. 

2 GAP und GAP-Reform - Anspruch versus Wirklichkeit einer international ver
antwortlichen Agrarpolitik 

Der Inhah der bereits in der Durchfiihnmg begriffenen GAP-Reform ist inzwischen bekannt wd 
wird daher nic~t emeut referiert. Vielmehr geht es um die Beurteilung der Reform anband von 
Kriterien internationaler Verantwortlichkeit. Dabei wäre es unrealistisch, eine Agrarpolitik zu 
fordern, die heimische Interessen hinter internationalen Erfordernissen zurückstellen würde. 
Vielmehr geht es um die Minimierung von Zielkonftikten zwischen Eigeninteresse wd Solidarität. 
Daß dabei das Pendel in Zukunft mehr zur Seite der Solidarität ausschlagen muß, ist weitgehend 
unbestritten, zumal "eine Agrarpolitik, die sich gegenüber internationalen Erfordernissen taub 
stent,:sich selbst keinen guten Dienst erweist" (TANGERMANN, 1988, S.61). Im Interesse einer 
Minimierung von Zielkonftikten muß sich eine international verantwortliche Agrarpolitik vor al
lem an ihrer Wirkung auf folgende Ziele messen lassen: globale Effizienz der Agrarproduktion 

Prof. Dr. H. de Haen, Dr. J. Schmidhuber, Food and Agriculture Org/Ißization of the United Nations 
(FAO), Rom, Viale delle Terme di Caracalla, 1-00100 Rom, Italien 

I Die im vorliegenden Beitrag getrolJenen Aussagen .und Wertungen (einschließlich aller Berechnungen) 
reflektieren ausschließlich die Meinung der Vedilsser, nicht notwendigerweise ·die der F AO. 
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(Faktorallokation nach komparativen Vorteilen), globale Emährungssichenmg, bessere Entwick
hmgschancen fiir die Dritte Weh, weltweiter Umwehschutz. Im folgenden wird auf die globalen 
Umwehwirkungen der GAP und ihrer Reform nicht weiter eingegangen2. 

2.1 EfrIZienz der Agrarproduktion 

Konfrontiert man die bisher praktizierte GAP mit den Anspruchen an eine der globalen Effizienz 
der Agrarproduktion verpflichtete Politik, so fä11t das Ergebnis recht negativ aus: die Stützung 
der landwirtschaft1ichen Erzeugerpreise hat zu Überschüssen bei den Marktordnungsprodukten 
gefiihrt, mit in der Folge gedruckten Wehmarktpreisen fiir Agrarprodukte. Dies bewirkte gerin
gere Exporterlöse anderer Agrar-Exporteure und verminderte wirtschaftJiche Anreize zur Steige
nmg der Agrarproduktion, letzteres nicht nur in traditionellen Export-, sondern auch in Import
Iändern, danmter die Mehrzahl der ärmeren Entwickhmgsländer. Zur Benachteiligung der Land
wirtschaft außerhaIb der EU trugen auch verstärkte Preisschwankungen bei. Einige Länder profi
tierten von der Möglichkeit, gesteigerter Exporte von Getreidesubstituten zu Futterzwecken in 
die EU. Selbstbeschränkungsabkommen hiehen aber auch diese Vorteile in Grenzen. 

Von der reformierten G~ werden nicht nur geringere Überschüsse und Budgetbelastungen 
erwartet, sondern auch ein Effizienzgewinn durch verstärkte Wanderung der Produktion an 
Standorte mit komparativen Vorteilen. Kritiker behaupten, daß die Reform bestehende Ineffizien
zen in der Gemeinschaft eher fOrdere, da z.B. fiir Ackerflächen zwar eine Senkung des Erzeuger
preises, aber auch ein Einkommensausgleich vorgesehen ist, der an die weitere produktive Nut
ZI,Illg selbst weniger produktiver Flächen gebunden ist. Außerdern beziehen die Flächensti11egun
gen auch die wettbewerbsstarken Standorte ein. GEORGANAS und LANGE (G. GEORGA
NAS und D. LANGE, 1993) haben errechnet, daß eine alternative Reform der GAP, die sich am 
Kriterinm der Effizienzmaximienmg orientiert hätte, (z.B. Stillegung nur an marginalen Standor
ten) allem im Getreidesektor einen EU-internen Effizienzgewinn in Höhe von 2,2 Mrd. ECU 
ermöglicht hätte (gemessen am Referenzszenarium der tatsächlichen Reform). 

Die externen Wirkungen der GAP-Refurm werden im allgerneinen positiver bewertet, wobei als 
zentraler Indikator der erwartete Rückgang der Netto-Exportüberschüsse von Marktordnungs
produkten zugrundegelegt wird. Der geschätzte Effizienzgewinn variiert allerdings in Abhängig
keit von den in den Modellen errechneten Preis- und Mengenwirkungen zum Teil erheblich 
(Tabelle I). 

2.2 Ernäbrungssicberbeit 

Mit Blickrichtung auf die Emährungsunsicherlleit in Entwickhmgsländern wurde der EU vorge
wotfen, ihre Überschüsse seien paradoxerweise Ursache eines zusätzlichen Mangels in der Drit
ten Weh, indern sie den Bauern dort Produktionsanreize nähmen4• Hinzu komme, daß die durch 
die GAP belassene Möglichkeit wnfangreicher Exporte von Getreidesubstituten (Tapioka, Soya 
etc.) in die EU in den Lieferländern (Brasilien, Thailand u.a.) auf Kosten der heimischen Nah
nmgsmittelversorgung Resourcen fiir den Export binde. Diese Kritik fimd in einigen Mitgliedstaa
ten erllebliche Beachtung, zumaI sie einen Widerspruch zu sein schien, daß dieselben Staaten in 
der Vergangenheit wiederlloh ein menschliches Grundrecht aufNahnmg explizit anerkannt haben 

2 Für eine weiterführende Diskussion siehe z.B. ALEXANDRATOS et a1., 1993. 
3 Die wichtigllten Elemente der Reform umfassen eine etwa 30-%ige Kürzung der Interventions- und 

SchweUenpreise für Getreide, verbunden mit einer Obligatorischen Flächenstillegung. Neben vielen 
weiteren Detailänderungen für andere Marktordnungllprodukte wurden sogenannte flankierende Pro
gramme eingeführt (MANEGOLD, 1993). Für Einzelbestimmungen siehe z.B. COMMISSION, 1993. 

4 Die Kritik, die GAP trage zum Hunger in der Welt bei, kam vor allem aus kirchlichen Kreisen. (vgl. 
dazu z.B. Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland (Hrsg.), "Hunger durch Über
fluß" - Zwischenbilanz einer Kontroverse. Stuttgart, 1987). 
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(z.B. "Universal Declaration ofHuman Rights" (1948), ''Declaration ofBarcelona on the Food 
Rights of Man" (1992), "International Conference on Nutrition in Rom (1992». Der Kritik 
konnte allerdings mit Recht entgegengehalten werden, daß' die durch die GAP verursachten 
Preisverzemmgen nur eine Seite der Medaille seien. Die andere Seite der Medaille sei die reichli
che Verfiigbarkeit an Nahrungsmitteln, insbesondere Getreide, aufden Wehmärkten. 

TabeUe 1: Geschätzte Änderung der Weltmarktpreise (in Klammern) und der Nettohan 
delsposition der EU als Ergebnis der GAP-Reform - Vergleich verschiedener 
Studien. 

Studie Nettoßeisch- Nettogetreide- Nettoö1saaten- Nettomilch-
exporte(%) exporte(%) importe(%) exporte(%) 

HSE -70.9 (4.4) -73.1 (12.5) 11.0 (14.8) 0.8 (0.0) 

RON -166.6 (2.4) -62.7 (3.4) 19.4 (0.4) -26.7 (3.4) 

Ir -60.0 (k.A) -80.3 (k.A) k.A (k.A) -44.0 (k.A) 

CEW -243.6 (1.9) -61.8 (5.0) 33.4 (8.4) k.A (k.A) 

GMR(case 1) 118.0 (3.47) -47.5 (1.08) k.A (k.A) 39.0 (-1.88) 

GMR(case2) 187.0 (7.34) -63.3 (7.27) k.A (k.A) kA (2.87) 

Quelle: C. HART,etal,1993. 

HSE: HENRICHSMEYER. W. and G. WEBER: Impacts ofthe CAP reform decision from May 1992 on 
production and income ofEC-agriculture, 1992, executive S\JIllIlUI1)'. 

RON: RONINGEN, VERNON, OLEY: Whither European Community common Agricultural FoIicy, 
MacSharried, orDunkeled in theGATT?, 1992, IATRC Workingpaper#92-3. 

1f : JOSLING, and TANGERMANN, MAC SHARRY or DUNKEL: Which Plan Reforms the Cm", 1992. 

CEW: CAHlLL, S.,REWlNG, and C.WEBBER: Analysis ofthe Implications of CAP refonn using the Trade 
Analysis Simulation System (TASS), 1992. 

GMR: GUYOMARD, H. L.P. MAHE, and T.ROE: The EC and the US Agricultural Trade Conflict and the 
. GA TI -Round: Petty Multilateralism, mimeo, 1992. 

Die Mehrzahl der Länder Afrikas südlich der Sahara sowie große Bevölkerungsgruppen in Süd
ostasien und im Nahen Osten haben von den günstigen Importmöglichkeiten, einschließlich der 
Nahrungsmittelhilfe, jahrelang zweifeDos profitiert. Sicher war es nicht Ziel der GAP, Überschüs
se fiir die Hungernden zu produzieren. Eine in diesem Sinne international verantwortliche Politik 
hätte sich von der tatsächlich realisierten vor allern dadurch unterschieden, daß sie sowohl eine 
andere Zusammensetzung der Überschüsse bewirkt (z.B. keine F1eisch- und sehr viel geringere 
Milch- und Butterüberschüsse), als auch die Verwendung von Lagerbeständen fiir Nahrungsmit
telhilfe bei Knappheit am Wehmarkt (hohe Preise) ausgedehnt hätte. Gleichwohl hat die GAP in 
einer Zeit, als in vielen Entwicklungsländer die NahrungsmitteJproduktion nicht mit dern Bevölke
nmgswachstum schritthielt, bedeutend zur globalen Emährungssicherung beigetragen. 

Die reformierte GAP läßt eine leichte Ethöhung der Wehmarktpreise durch reduzierte Getreide
Nettoexporte mit der Folge verteuerter Importe und vemmtlich erschwerten Zugangs zu Nah
rungsmittelhilfe beWiIXen. Auch wenn langftistig höhere und stabilere Wehmarktpreise zwar die 
erwünschten Anreize zur Förderung der eigenen Landwirtschaft in den Entwickhmgsländern ge
ben, werden kurzfiistig jene mit unterentwickelter Agrarinfrastruk mit zusätzlicher Emih-
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rungsunsicherheit konfrontiert werden. Der Bedarf an strategischer Vorratshahung und Nah
rungsmittelhüfe dürfte somit eher steigen. 

Gerade das Problem der strategischen Vorratshaltung zur Umsetzung gezielter Ernährungssiche
rungspolitiken läßt die reformierte GAP aber weitgehend unangetastet. Es scheint sogar, daß die 
EU gegenwärtig einen Abbau ihrer Lagerbestände, insbesondere.fiir Getreide, anstrebt. Unter den 
Marktbeobachtem ist hierüber eine interessante Kontroverse entstanden, z.B. versucht die EU 
nach Ansicht australischer Beobachter gegenwärtig, einen Teil der Getreidelagerbestände auf den 
Weltmärkten zu ''verschleuderns" (Financial Times, 1994), um sich vor Inkrafttreten der künftig 
verbindlichen Exportbegrenzungen des GA TI -Abkommens Spielraum fiir potentielle Überschüs
se der kommenden Jahre zu schaffen. Dagegen fUhren andere Beobachter, u.A die FAO (FAO, 
1994a), den Rückgang der Interventionsbestände auf einen erhöhten Verbrauch in der EU zu
rück. Kritischer als diese Frage ist aber jene nach der Verantwortbarkeit dieses Abbaus. Aus Sicht 
einer international verantwortlichen GAP wäre es zu begrüßen, wenn die Gemeinschaft ihre La
gerbestände langfristig halten oder sogar erhöhen würde, um sie in Krisensituationen und -
gebieten (und nur dort) als Nahrungsmittelhilfe einsetzen zu können. Diese Politiken würden 
nicht nur dern Anspmch der internationalen Verantwortung gerecht werden, sondern wurden 
ausdrücklich durch das (AOAt sanktioniert. 

2.3 Entwicklungschancen 7 

Ebenso unbestreitbar wie die unmittelbaren Vorteile fiir die EmährungsJage in armen Importlän
dern sind indes die fhlschen Signalwirkungen, die von den Preisverzerrungen auf den Weltmärk
ten ausgingen. Sie ließen bei den betroffenen Ländern den Eindruck veränderter komparativer 
Vorteile entstehen - bei den einen waren es Vorteile fiir zusätzliche Nahrungsimporte, bei den 
anderen solche fiir zusätzliche Futtermittelexporte, die ohne die GAP nicht bestanden hätten. 
Viele Entwicklungsländer haben lange Zeit ihre eigene Landwirtschaft mehr oder weniger stark 
vernachläßigt und die ländlichen Räume nicht in gleichem Maße wie den städtischen Sektor an 
der Entwicklung partizipieren lassen ("urban bias"). Dafiir gab es zahlreiche Gründe, wobei nicht 
auszuschließen ist, daß die Erwartung des Fortbestands günstiger Importmöglichkeiten fiir Nah
rungsmittel dabei auch eine Rolle gespielt hat. 

Man mag einwenden, daß es in der eigenen Verantwortung der betreffenden Entwicklungsländer 
lag, die wirtschaftlichen Vorteile, welche die Überschüsse und dadurch relativ günstigen Import
preise fiir Getreide sowie die relativ reichliche Nahrungsmittelhilfe in der Vergangenheit boten, 
nur insoweit zu nutzen, wie es ohne Beeinträchtigung der Anpassungsflihigkeit ihrer eigenen 
Wirtschaft an neue Marktkonstellationen möglich war. Z.B. hätten sie die niedrigen Importpreise 
fiir Getreide und Getreideprodukte nicht auf die eigene Landwirtschaft durchschJagen lassen 
miissen. Zumindest aber hätten sie darauf verzichten können, die eigene Landwirtschaft durch 
direkte Besteuerung oder überbewertete Wech~se zu diskriminieren. In der Tat haben zahl
reiche Entwicklungsländer im Rahmen von Strukturanpassungsprogrammen in den letzten Jahren 
einen Teil der die Landwirtschaft diskriminierenden Rahmenbedingungen abgebaut. 

Wenn sich viele Länder auf Kosten ihrer Landwirtschaft dennoch aufwachsende Importe einlie
ßen, kann man die Europäische Gemeinschaft von einer gewissen Mitverantwortung fiir die Fol
gen nicht ganz lossprechen. Die Wirkungen der europäischen Überschußproduktion und des 

, "The spirit of GATT should be adopted immediately, yet stocks are being dumped. even now, by the US 
and Europe", so zitiert die Financial Times vom 29.Juli 1994 die Meinung australischer Beobachter hin
sichtlich des gegenwärtigen Subventionswettlaufs auf dem Getreidemarkt. 

6 Diese Möglichkeit wurde auf Anregung der F AO in das AOA aufgenommen. Ebenso erfolgte die Aus
gestaltung der relevanten Bestimmungen unter ihrer Federführung, für Details siehe GATT 1993. 

7 Gerade das Ziel der Verbesserung der Entwicldungschancen erfährt seit der Überwindung des Ost-West
Konflikts besondere Aufmerksamkeit; (siehe z.B. KENNEDY, P., 1993 und 1994). 
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Preisdrucks laufen den entwickhmgspolitischen Zielen zuwider, die Emopa in denselben Ländern. 
mit Projekten und Progranunen verfolgt8. Gleichwohl hat die EU den Länder gegenüber den Ein
druck erweckt, daß die Preisverzemmgen und Überschüsse unbefiistet fortbestehen würden. Daß 
letzteres eine FeblannMme war, belegen die jetzt gefußten Reformbeschlüsse. 

3 QuailtiflZierung' der internationalen Effekte der Reformen in GA TI und GAP 

In den letzten Jahre hat kaum ein anderes Thema im Bereich des internationalen Agnubandels 
mehr Beachtung gefunden als' die Messung der potentiellen Auswirkungen der Reformen der 
GAP und der Agnubeschlüsse im GATT; der Schwerpunkt quantitativer Studien lag häufig auf 
der Identifizierung möglicher Inkompatibilitäten, um den erforderlichen Anpassungsbedarffür die 
EU-Agrarreform aufzuzeigen und daraus resuhierende Einko~ und Handelswirkungen zu 
quanti:6zieren. Aufbauend auf den Ergebnissen dieser Studien (siehe Tabelle 1) sollen nun mit 
Hilfe des World Food Models (WFM) der FAO (FAO, 1993b) verschiedene Szenarien zur Mes
sung der internationalen Effekte "durchgespielt" werden. Die einzelnen Szenarien können wie 
folgt beschrieben werden: 

ModellaufO: Projektionen bis zum Jahr 2000, unter der Annahme, daß keine Reform der GAP 
stattgefunden hätte. Die aus anderen Modellen (Tabelle 1) verfiigbareo Netto
Handelswirkungen der GAP-Reform WlU"den als exogene Variablen in diesem 
Modellauf vorgegebenlO• Die Änderungen der WeItmarlrtpreise und die 
mengeomässigen Ergebnisse für alle anderen Länder werden endogen berechnet. 

Modellauf I: Projektionen bis zum Jahr 2000, unter Einber.Mg der GAP-Reformen. 

Modellauf2: Projektionen bis zum Jahr 2000, unter der Annahme. daß nur die "refOrmierte" 
EU den GAlT-Beschlilssen folgt und der "Rest der Welt" die im GATT 
vorgesehene Handelsliberalisierung nicht durchfiihrt. Die Modr.Dannahmen für die 
EU sind die der GA TT-Schedulesll • 

Modellauf3: Projektionen bis zum Jahr 2000, unter der Annahme. daß die reformierte EU 
und aUe anderen Unteruichner den GAlT-Beschlilssen folgen. 

Es bietet sich an, den Schwerpunkt bei der Darstellung und Interpretation der Ergebnisse auf die 
Änderungen der Weltmarktpreisel2 zu legen. Damit sollen zum einen die internationalen E1J.ekte 
der GAP-Reform in den Vordergrund gerückt werden; zum anderen sind die Änderungen der 
Weltmarktpreise von zentraler Bedeutung für alle anderen "endogenen" Variablen im Moden, das 
heißt Änderungen in Produktion, Verbrauch oder Handel für alle Länder und Produkte werden, 

• Siehe z.B. Wissenschaftlicher Beirat beim BMZ, Zielkontlikt zwischen Agrar- und Entwicklun~itik. 
In: Forschungsberichte des Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit, Bd 36 (1982), 
Köln. S. 1-105. 

• Die Quantifizierung der GAlT-Beschlüsse erfolgte mit Hilfe des "Wortd Food Models" (WFM) der 
F AC; eine detaillierte Beschreibung des Modells findet sich in: F AO, 1993b. 

10 . Aus den teilweise erheblich voneinander abweichenden Einzelergebnissen wurden für die EU folgende 
Annahmen für die Nettohandelsposition abgeleitet: Nettogetreideexporte -60".4, Nettoölsaatenim
porte +20".4, Nettoschweinefleischexporte +40%, Nettomilchexporte -20".4, Nettobutterexporte -20%, 
Nettorindtleischexporte -100".4, Nettogeflügelßeischexporte +30".4. 

11 Als "Schedules" werden die von den Mitgliedstaaten des GAlT eingereichten Detailpläne bezüglich des 
Abbaus der jeweiligen Zollpositionen, Exportobergrenzen und Marktzugangsvereinbarungen im vorlieg
~nden Text bezeichnet. Die jeweiligen Zollpositionen wurden mit den korrespondierenden Werten für 
den heimischen Gesamtverbrauch gewichtet, wobei die Verarbeitunperzeugnisse (Brot im Falle von 
Weizen) unter Abzug der jeweiligen Vorprodukte (Mehl im Falle von Brot) unter Anwendung der 
maßgeblichen Konversionsfaktoren der Nahrungsmittelbilanzen gewichtet wurden. 

12 Dabei wird vereinfachend angenommen. daß die Änderungen der Weltmarktpreise mit denen der 
"clearing prices" im Modell übereinstimmen. 
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soweit es sich um endogene Größen handek, durch diese Preisänderungen mitbestimmt. Die Hö
he dieser Änderungen wiederum hängt von den jeweils maßgeblichen Elastizitäten, Zollsatziinde
nmgen, Exportobergrenzen und Mindestmarktmgangsbestimmnngen ab. Eine Zusammenfassung 
der We1tmarktpreisände-nmgrungen sowie die Unterschiede zwischen den einzelnen Modelläufen 
findet sich in Tabelle 2. 

Wte bereits erwähnt,.spiegeh der Anstieg der WeltmaIktpreise vor und nach der GAP-Reform 
("1 minus 0": Tabelle 2, Spalte I) die Preiseffekte wider, die sich aus der Übernahme der von 
. anderen Autoren als Folge der GAP-Reform vorausgeschätzten Änderungen der Nettohan
delspositionen ergeben könnten. Der mit Ausnahme von Schweine- und Geflügeltleisch relativ 
starke Anstieg der Weltmarktpreise deutet zunächst darauJbin, daß die GAP-Reform recht gra
vierende Auswirkungen auf die Weltmärkte erwarten läßt. Diese Feststellung bedarf jedoch eini
ger Relativierungen. Zunächst ist m betonen, daß die EU im Modell durch die exogene Vorgabe 
der Nettohandelspositionen keine Möglichkeit hat, selbst wieder auf die Änderungen der Wek
marktpreise m reagieren und, soweit es der Außenschutz der Marktordnungen m1assen würde, 
diese Preisänderungen in Produktions- und Verbrauchsänderungen ummsetzen. Diese Möglich
keit wurde erst in den Modelläufen 1,2 und 3 mgelassen. Außerdem ist das Modell in der Erfa~ 
song der länderspezifischen Schedules noch nicht ganz komplett. 

Der Vergleich der ModeIIäufe I und 2 ("2 minus I ") erlaubt eine Antwort auf die intensiv disku
tierte Frage nach. der Kompatibilität der beiden Reformpakete (GAP vs. GATT) und einem 
eventuell verbleibenden Anpassungsbedarf fiir die bereits reformierte GAP. Mit Ausnahme des 
Bereichs Milch und Milchprodukte kann dabei festgehalten werden, daß der verbleibende Anpa~ 
sungsbedarf der EU nach der GAP-Reform relativ gering sein dürfte. Im Bereich Getreide und 
Getreideprodukte liegt z.B. der Anpassungsbedarf darin, bis mm Jahr 2000 etwa weitere 2 Mil
lionen Tonnen, die nach dem Modell bei Beschränkung auf die GAP-Reform über die GATT
Obergrenze subventionierter Exporte hinausgehen würden, entweder weniger mproduzieren 
oder zusätzlich m verbrauchen. Bei Weizen würde diese Anpassung lediglich m einer Emöhung 
der Weltmarktpreise um weitere 1,6 Prozent fUhren, nachdem die GAP-Reform schon über 9 
Prozent Preisanstieg bis mm Jahr 2000 erwarten läßt. Die genannte Menge könnte auch, soweit 
es sinnvoll und vor allem international verantwortlich erscheint, als strategische Vorratsreserve 
oder mr zusätzlichen Nahnmgsmittelbilfe dienen. Insgesamt kann festgestellt werden, daß die 
GAP-Reformen nicht nur politisch, sondern auch ökonomisch eine wichtige Vorleistung seitens 
der EU fiir das GATT-Abkommen erbracht haben. 

Die über die Effekte der Agrarreformen innerllalb der EU hinausgehenden GATT-Reformen sind 
aus dem Vergleich der Modelläufe 2 und 3 ersichtlich ("3 minus 2"). Die erwarteten Effekte der 
GATT-Reform im Rest der Weh im Vergleich mr Wirkung des EU-Anteils sind beträchtlich, 
was lediglich bestätigt, daß die Landwirtschaft auch außerllaIb der EU nicht unerlleblich protek
tioniert wird. Z.B. ergibt das Modell, daß der Rest der Weh bei Weizen durch Liberalisierung 
etwas mehr als doppek soviel mm Anstieg der Wekmarkpreise beitragen kann wie die EU. Ein 
Vergleich zwischen Produktgruppen zeigt außerdem, daß nach dem Modell die EU-GATT
Reform vor allem bei pflanzlichen Produkten sowie (u.a. wegen der Kopphmg des EU
Außenschutzes an den Getreidepreis) bei Schweine- und Gef1ügeltleisch einen relativ geringen 
Anteil am weltweit erwarteten Preisanstieg haben wird. Bei RincIßeisch und Milch ist dagegen in 
der GATT-Reform·immer noch ein großer Effekt durch die Liberalisierung in der EU m erwar
ten, denn obwohl das Protektionsoiveau der EU fiir diese Produkte relativ hoch lag, wurde diese 
Produktgruppe aus der GAP-Reform weitgehend ausgeklammert. 
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Tabelle 2: Prozentuale Änderung der Weltmarktpreise im Zieljahr 2000 aufgrund unter
schiedlicher Handelsliberalisierungsszenarien: Modelläufe 0,1,2 und 3 

Produkt GAPvs Reformierte GAP EU(GATT)vs Reformierte GAP 
GAP-Reform" vs EU (GATT) GATT global vs GATTglobal 

I minus 0 2 minus I 3 minus 2 3 minus I 

Weizen 9,21 1,56 3,27 4,83 

Reis 1,75 1,55 7,02 8,57 

Grobgetreide14 3,69 1,84 6,70 8,54 

POanzl. Fette & Öle15 1,34 0,13 0,32 0,45 

Ölkuchen 0,36 0,22 0,24 0,46 

Rindfleisch 14,08 2,88 2,31 5,19 

Schweinet1eisch -7,99 2,32 4,80 7,12 

GeflügelHeisch - 2,19 2,28 3,77 6,05 

MilchJMilchprodukte 9,23 6,55 1,14 7,69 
(ohne Butter) 

Butter 6,10 1,93 0,45 2,38 

Quelle: Eigene Berechnungen mit Hilfe des World Food Models (WFM) 

Für das Gesamtergebnis der GATT-Reformen (3 minus I) ist festzuhahen, daß fiir keines der 
Produkte ein Anstieg der Wehmarktpreise um mehr als 10 % zu eIWarten ist. Dies mag zunächst 
gering erscheinen, kann jedoch unter Beriicksichtigung der noch unvollständigen Einbeziehung 
von einzelstaatlichen Scheduies und der langen Implementierungsphase sehr wohl realistisch sein. 
Für den Bereich der tierischen Erzeugnisse sei dabei betont, daß nach dem Modellergebnis s0-

wohl die USA als auch AustraIien deutlich höhere Mengen exportieren werden als es aufgrund 
der mengen- und wertmäßigen Exportbeschränkungen des GATT möglich wäre16; diese Exporte 
werden jedoch auch ohne Exporterstattungen wettbewerbsflihig sein. Dasselbe trifR auf die Ge
treideexporte der USA zu, deren Weizenexporte noch kurz vor Beginn der Implementierungs
phase der GATT-Bestimmungen fiir mehr als die Hälfte der Bestimmungsorte (über "EEP Bo-

13 In den relativen Preisänderungen zwischen Weizen, Reis und Grobgetreide sind sie im Modellauf 0 auf
grund der aggregierten exogenen Nettohandelsvorg;iben für Getreide insgesamt auch von den jeweiligen 
Anteilen der Einzelgetreidearten der EG im Basisjahr mitbestimmt. 

14 Der relativ starke Anstieg der Preise für Grobgetreide ist auf den Abbau der extrem hohen Protektionsra~ 
ten für Gerstenmalz (zum Teil mehr als 2000"10 Zoll) zurückzuführen. 

" Für pflanzliche Fette und Öle wurden, ebenso wie für Ölkuchen, die Obergrenzen für subventionierte 
Exporte im Bereich Ölsaaten noch nicht berücksiChtigt. Der Einbezug dieser Bestimmungen würde si
cherlich zu einer stärkeren Erhöhung der Weltmarktpreise führen. 

16 GATT sieht nur eine Reduzierung der subventionierten Exporte vor. Auch die Subventionen, die gegen
wärtig notwendig sind, um zum Beispiel die EU-Getreideexporte auf dem Weltmarkt wettbewerbsfahig 
zu machen, könnten ganz entfallen, wenn, anders als im Modell unterstellt (das von konstanten Wech
selkursen ausgeht), der Wert des US Dollars sich im Vergleich zum ECU deutlich erhöhen würde. Eine 
Dollarkursentwicklung wie bis Mitte der 80er Jahre könnte es der EU künftig ermöglichen, Getreide 
auch ohne Subventionen zu exportieren. 
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nusses"17) subventioniert sind Würde man diese Exporte nicht zulassen, wäre mit erheblichen 
Verknappungen zu rechnen (das Modell ließe drastische Anstiege der Wehmarktpreise erwarten). 

Dies unterstreicht, daß diese Länder auch nach der GATI-Agrarreform eine zentrale Versor
gungsfunktion fiir deil Rest der Weh haben werden. Bei weiterem Anstieg der Wehbevölkerung 
und der Nachfrage könnte eines Tages' selbst die EU wieder in die Rolle eines Exporteurs gera
ten, möglicherweise sogar unter Mobilisierung stillgelegter Resourcen. Dies setzt natürlich nicht 
nur weiteren technischen Fortschritt in der europäischen Landwirtschaft voraus, sondern Kauf
kraft in den Ländern, wo der größte Bedarf erwartet wird: bevölkerungsreiche Entwicklungslän
der. Dies wiederum erfordert nachhahiges wirtschaftliches Wachstum, wobei die prioritäre Ent
wicklung der eigenen Landwirtschaft in diesen Ländern durchaus eine wachsenden Importnach
ftage nicht ausschließt. Um eine solch nachhahige Entwicklung zu fördern, ist Handeln in der 
Entwicklungszusammenarbei und Außenpo1itik auch seitens der EU geboten, das über die GAP
Reform hinausgeht. 

4 Auswirkungen der Handelsliberalisierung' auf Entwicklungsländer 

Wie bereits erörtert, war die Reform der GAP ein wichtiger Beitrag zur Einigung im GATI, wo
bei diese Vorleistung von den Autoren als entscheidender Beitrag zu einer international verant
wortlichen Agrarpolitik bewertet wird. Daher erscheint es gerechtfertigt, auch die noch zu erör
ternden anderen Wirkungen des gesamten Agrarteils der GATI-Reformen zu einern beträchtli
chen Anteil der GAP-Reform zuzuschreiben. 

Nach den Ergebnissen quantitativer Studien sind aus der Umsetzung der Uruguay Runde folgen
de, fiir Entwicklungsländer besonders relevante, Effekte zu erwarten (FAO, 1994b und FAO, 
1994c): Ethöhung der Wehmarktpreise fiir typische Nordprodukte um durchschnittlich 5-10%; 
deutlich geringere Preissteigerungen fiir tropische Produkte oder sogar leichte Preisrückgänge; 
etwas geringere Preisschwankungen auf den internationalen Agrarmärkten; etwas höhere private, 
jedoch niedrigere nicht-private Lagerbestände; Rückgang des relativen Vorteils aus existierenden 
Pdferenzabkommen (GSP, AKP). 

Diese Auswirkungen der Reformen sind im wesentlichen auf die erwarteten PoHtikänderungen in 
Industrieländern ZUJÜckmfiihren, wohingegen jene, die von den Entwicklungsländern selbst aus
gehen, relativ gering sein dürften. Zum einen sind die ärmsten unter ihnen (UDCs) von einer 
Anpassung ihrer Po1itiken ganz ausgenommen oder genießen verschiedene Privilegien im Rah
men des "Special and Differential Treatments (S und 0)"18, zum anderen waren und sind die Re
formen im Rahmen der Strukturanpassungsprogramme (SAPs), sowohl agrar- als auch gesamt
wirtschaftlich weit einschneidender als die jetzt duich das GA TI vorgesehenen. SAPs und 
GATI-Reform sind jedoch in ihren. Zielen und Instrumenten weitgehend kompatibel 

Für die genauere Analyse der EHekte der Reformen auf Entwicklungsländer soll zwischen Netto
exportenren und Nettoimporteuren einerseits und Nordprodukten, konkwrierenden Produkten 
sowie Südprodukten andererseits unterschieden werden. Die Entwicklungsländer sind mit weni
gen Ausnahmen Nettoimporteure fiir Getreide, Fleisch und Milchprodukte, ein Produktbereich, in 
dem die Reformen von GATI und GAP von überragender Bedeutung sein werden. Indes werden 

17 Allein im Vermarktung$jahr 1993/94 wurden mehr als 15 Millionen Tonnen US Weizen mit mehr als 
48 USS/t, oder 33% ihres Marktwertes über das Export Enhancement Program (EEp) der USA subven
tioniert., Die Gesamtausg/lben für die Exporterstattungen beliefen sich dabei, allein für Weizen, auf ca. 
733 000 USS (F AO, 19948) . 

• 1 Mit einem "Special and Differential Treatment" wird den Entwicklungsländern mehr zur Umsetzung der 
GATT-Bestimmungen eingeräumt. Die LiberaiisieruDgIIschritte sind weniger drastisch (iA nur zwei 
Drittel der Liberalisieru~hritte der Industrieländer) und erstrecken sich über zehn statt sechs Jahre. 
Für LLDCs entfiillt die Verpflichtung zur Handelsliberalisierung (siehe, GATT 1993, Paragraph 13-20). 
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die wenigsten Entwicklungsländer davon profitieren, da nur diese gegenwärtig Nordprodukte in 
nennenswertem Umfimg exportieren und nur wenige werden aufgrund der Reformen zu Netto
exporteuren werden; allerdings ist über Substitutionseffekte auf der Nachfrageseite (z.B. 
Sorghum statt Weizen) in den Entwicklungsländem selbst ein indirekter Produktionsanreiz fiir 
heimische Produkte zu erwarten. Andererseits müssen indirekte Wohlfahrtsverluste dort erwartet 
werden, wo der Rückgang an Wettbewerbskraft von Getreidesubstituten fiir den Verbrauch in 
Industrieländern einen Rückgang der Importnachfrage aus Entwicklungsländern erwarten läßt 
(Tapioka, Ölkuchen und -extraktionsschrote). 

Die erwartete Ethöhung der Weltmarktpreise kann gerade in den Entwicklungsländern zu Pro
blemen fiihren, wo Produzenten und/oder Konsumenten nur sehr unelastisch darauf zu reagieren 
vermögen. Nach den jüngsten Projektionen der FAO (FAO, 1993a) wird sich die Nettohan
delsposition der Entwicklungsländer fiir Nordprodukte auch langfristig verschlechtern: Danach 
erhöhen sich z.B. die Nettogetreideimporte der Entwicklungsländer von 90 Mio. t in der Basis
periode (1988/90) auf 162 Mio. t im Jahr 2010 (FAO, 1993a). Jeder Preisanstieg - po1itikneutral 
oder politikinduziert - wird somit zu einem Wohlfahrtsverlust in vielen Entwicklungsländern fiib
ren. 

Bei den konkurrierenden ProdukJen (z.B. Zucker, Ö1saaten, Zitrus) dagegen hätte ein Protekti
onsabbau der Protektion in den Industriestaaten den Entwicklungsländern geholfen, denn hier 
hatten die Importsubstitutions- und Exportfiirderungspolitiken der EU die Nettohandelsposition 
der Entwicklungsländer seit Einfiihrung der GAP verschlechtert. Die Reformen in diesem Be
reich, in dem viele Entwicklungsländer Standortvorteile haben, blieben jedoch bescheiden. 

Der Bereich tropischer Produkte wurde von der Reform der GAP natürlich nicht erfilßt, weil es 
hier keine Marktordnungen zu reformieren gab. Aber auch im GATT war er geradezu tabuisiert. 
Die GATT-Reformen bleiben deshalb unerheblich, weil keine oder nur noch geringe Zölle fiir 
diese Produkte erhoben werden. Dennoch gibt es zahlreiche und zum Teil beachtliche Ver
brauchssteuern in vielen Importländern, und diese sind, sofern heimische Produktion fiir diese 
Produkte (Kaffee, Kakao, Tee, Bananen) fehh, in ihrer Wirkung mit denen von Zöllen durchaus 
vergleichbarl9 (KONANDREAS, 1994). Eine ''verantwortungsvolle'' Reform von GAP und 
GATT hätte zumindest einen Impuls fiir die Einbeziehung dieser oder ähnlicher Instrumente mit
einbezogen20• 

5 Zusammenfassung und Fazit 

ZUS81D1Dentassendkann festgehahen werden, daß die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der 
EU wohl weniger auf das Motiv zurückzufiibren ist, eine international verantwortlichere Agrar
politik zu etablieren, als viel mehr auf den internen Druck der "leeren Kassen" und das Drängen 
der Handelspartner. Der Weg und die Umstände, die:ruf Reform der GAP fiibrten, bekräftigen 
diese These ebenso wie die Erfährungen aus der Vergangenheit, in der die EG(EU) ihre Agrar
politik immer wieder vor allem an heimischen Interessen ausgerichteten und sich aus einer aktiven 
Gesta1tung der internationalen Rahmenbedingungen weitgehend heraushielt. Dabei konzentrierte 
sich die Diskussion im vorliegenden Beitrag insbesondere auf die Ziele der Verbesserung der 
globalen Effizienz der Agrarproduktion, der Ethöhung der globalen Emähnmgssicherheit und der 

19 Diese Aussage muß natürlich dann relativiert werden, wenn die Verteuerung importierter Güter durch 
Zölle heimische Verbrauchssubstitute wettbewerbsfähiger macht. Eine solche Maßnahme würde außer
dem, da sie über den Zuständigkeitsbereich der GAP hinausginge, eine Hannonisierung der Steuerpoliti
ken der Mitgliedsländer erforderlich machen. 

20 Dabei soll natürlich nicht unerwähnt bleiben, daß die entsprechenden Einkommens- und Preiselastizitä
ten in vielen Importländem sehr gering sind und somit weder eine weitere Senkung der Konsumenten
preise noch ein Anstieg des verfügbaren Einkommens einen außergewöhnlichen Verbrauchsanstieg in
duzieren würde. 
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Fördenmg der Entwickhmgsc1uincen!Ur die Dritte Weh. Gerade !Ur eine Iängerfiistige Ausrich
tung der GAP wäre es jedoch unerIäßIich, daß international verantwortliche AgrarpoIitik nicht 
Nebenprodukt, sondem explizites Ziel der GAP wird. 

Dennoch bleibt festzuhaken, daß die reformierte GAP in ihrer Wllkung den Anspriichen an eine 
international verantwortliche AgrarpoIitik näher kommt als die msprüngliche Form. Der Beitrag 
der Reform:mm. Gelingen der GATI-Verlumdhmgen ist unbestreitbar, sowohl hinsichtlich der 
politischen Wegbereitung als auch im Hinblick auf ihre ökonomische Ausrichtung. Für die künfti
ge Ausgestaltung der GAP eröflhen sich eine Vielzahl von Möglichkeiten - insbesondere bei der 
Umsetzung der GATI-Beschlüsse - einen wertvoRen Beitrag zn einer international verantwortli
chen AgrarpoIitik zn leisten. Für die Entwickbmgsländer geht es dabei vor &Rem darum, daß die 
GAP einen Beitrag zur Erniihrungsichemeit gerade dann leisten muß, wenn die Umsetzung der 
GATI-BeschIüsse eine Reihe von Entwickbmgsländem unter emeblichen Anpassungsdruck 
steRt, der mmindest vorübergehend zu VersorgIDlgsengpässen und Devisenknappheit fUhren 
könnte. Eine Reduzierung von Vorräten und gezieher Nahnmgsmittelhilfe wäre genau der 1hlsche 
Weg. Das AOA hat datUr (z.B. durch die Regehmgen !Ur strategische Vorratshaltung und
management) die entsprechenden Möglichkeiten offen gelassen. Ebenso könnte umgehend mit 
der längst überfilligen Reformjener Marktordnungen begonnen werden, die in der GAP-Reform 
nicht berücksichtigt wurden und/oder bei denen die EU nur die Mindestvorschriften der GATI
Bestimmungen implementiert hat. Priorität aus der Sicht der Entwickhmgsländer soRte dabei die 
Reform der Zuckermarlrtordnung und die Abschaffimg der Verbrauchssteuem !Ur viele tropische 
Agrarprodukte erlJalten. Es bleibt zu hoffen, daß die GAP künftig auf diese Weise nicht nur dem 
Anspruch einer international verantwortlichen AgrarpoIitik gerecht wird, sondern auch enger mit 
den entwickhmgspolitischen Zielen und Programmen der EU und ihrer Mitgliedstaaten abge
stimmt wird. 

Summary 

The basic hypothesis ofthe article is that the reform ofthe Common Agricu1tural Policy was 
more driven by the pressure from trading partners and budget restraints than by the intent to 
assume more international responsibiltyf Yet measured in terms of impact on global 
efficiency of agricultura1 production the reform can be considered a positive step. Based on 
projeciions derived from special runs ofthe World Food Model ofFAO, there can be little 
doubt that the reform has- paved the way for the subsequent agreement on agricu1ture in the 
Uruguay Round. However it is also stated that importing developing countries may initiaRy 
suffer from reduced food security. A number of options do now exist to demonstrate 
intemational responsibilty. The EU must now give particular priority to food security in 
those developing countries which are in the low income food deficit group and for which the 
immediate impacts of the overaR GA TI reform are therefore expected to be detrimental in 
terms of a higher import bill and reduced food availabilty. A reduction of European stocks 
and of food aid, two reactions on the side of the EU that do not appear unlikely, would be 
just the wrong moves. Instead the EU could use the possibilities of maintaining and 
managing sufficient strategic reserves, which the Agreement on Agriculture, leaves open. 
Moreover the EU could proceed with the reform ofthose market market orders which were 
widely left out in the reforms so t8r or where the EU has implemented just the minimum 
requirements of the GATT agreements. For example, many developing colintries would 
particularly benefit from reforms of the European sugar market or from reduced 
consumption levies for a number of tropical products. Developing countries may need 
specialassistance in their efforts to adjust their rural economies to the new opportunities 
expected from the higher agricu1tural price level while protecting their low income consumer 
groups against the initial shortfiills in affordable food supplies. 
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" ArpapHaJI petl»opMa EBpOneAcltoro COD3a B paMltaX 
HHTepHaqHoHanbHOA OTBeTCTBeHHOCTH" 

0606lI1,a", MO)l(HO YCTaHOBltTb, '1TO pe4>opMa 06lI1,ea\l arpapHoa\l nonltTltKIt 

EBponea\lcKoro COlO3a (EC) 6b1na Bbl3BaHa He CTpeMneHlteM npOBOAltTb 

ItHTepHa~ltOHanbHO OTBeTCTBeHHYIO arpapHYIO nOnltTltKY, a CKopee BHYTpeHHltM 

AaBneHlteM "nYCTblX Kacc" It BHelliHltM Ha)l(ltMOM co CTOPOHbI ToprOBbIX napTHepOB. 

TIoAKpenn"'IOT 3TOT Te3ltC He TonbKO CltTya~lt'" It nYTIt npltBeAllilte K arpapHoa\l 

pe4>opMe EC, HO It on blT npOlllnblX neT, KorAa arpapHa", nOnltTltKa E3C (EC) 

ItcxOAltna npe)l(Ae Bcero 1t3 c06CTBeHHblX ItHTepeCOB It He KacanaCb C03AaHIt'" 

06 lII, ItX ItHTepHa~ltOHanbHblx nOnltTltKO-npaBoBblx ycnOBlta\l. TIpltBOAltMa", B 

HaCTO"'lII,ea\l pa60Te AltCKYCCIt'" CKOH~eHTpltpOBaHa Ha ~en",x ynY'IllieHIt'" rn06anbHoa\l 

34>4>eKTltBHOCTIt cenbCKox03",a\lcTBeHHoro np0lt3BOACTBa, no BbI III eH It'" rn06anbHoa\l 

CTa6ltnbHOCTIt cHa6)1(eHIt'" HaCeneHIt'" npOAYKTaMIt nltTaHIt'" It npeAOCTaBneHIt'" 

lllaHCOB pa3BltTIt'" An", cTpaH TpeTbero MItpa. An", AonrOCp0'lHOrO nnaHltpOBaHIt'" 

06lI1,ea\l arpapHoa\l nonltTltKIt EC He06xOAltMO, '1T06b1 ItHTepHa~ltOHanbHO 

OTBeTCTBeHHa", nonltTltKa 6b1na He n060'lHblM npOAYKTOM, a "'BHOa\l ee ~enblO. 

HY)I(HO OTMeTltTb, '1TO, no cpaBHeHltlO C 

arpapHa", nOnltTltKa EC CTOltT 6nlt)l(e 

nOnltTltKe. BKnaA arpapHoa\l pe4>opMbI EC 

npolllnoa\l 4>OPMOa\l, pe4>opMltpOBaHHa.<I 

K ItHTepHa~ltOHanbHO OTBeTCTBeHHoa\l 

B YAa'lY nOCneAHltX neperOBopOB B 

paMKax rA TT .<IBn"'eTC.<I HeOCnOpltMblM, KaK B nOnltTIt'leCKOM CMblcne OTKpblTIt'" 

nFIt, TaK It C TTO'lKIt 3peHIt'" ee 3KOHOMIt'leCKoa\l HanpaBneHHOCTIt. An", 6YAYlII,erO 

pa3BltTIt'" 06lI1,ea\l arpapHoa\l nOnltTMKIt OTKpblBaeTC.<I MHO)l(eCTBO B03MO)l(HOcTea\l, 

oc06eHHO '1epe3 peanlt3a~ltlO cornallieHlta\l rATT, BHeCTIt BKnaA B C03AaHlte 06lI1,ea\l 

ItHTpeHa~ltOHanbHO OTBeTCTBeHHoa\l nOnltTltKIt. An", pa3BltBalOlII,MXC'" CTpaH pe'lb ItAeT 

npe)l(Ae Bcero 0 TOM, '1TO 06lI1,a.<I arpapHa", nOnltTltKa EC MO)l(eT nOMO'lb 

CTa6ltnbHOCTIt cHa6)1(eHM'" HaCeneHIt'" 3TltX cTpaH npoAoBOnbCTBlteM, oc06eHHo 

nirAa, KorAa B pe3ynbTaTe peanlt3a~1t1t cOrnallieHlta\l r ATT 6YAYT np0ltCXOAMTb 

Tpe6yeMble CTYKTypHble 1t3MeHeHIt.<I ItX 3KOHOMltKIt, KOTopble MorYT Ha HeKOTopoe 

BpeM'" npltBeCTIt K HeAOCTaTKaM B cHa6)1(eHMIt npOAOBOnbCTBlteM It HeXBaTKe 

BanlOTHblX cpeACTB. COKpalIl,eHMe 3anaCOB It ~eneBoa\l npOAOBonbCTBeHHoa\l nOMOlIl,M 

6b1no 6b1 lllarOM B npOTltBOnOnO)l(HOM HanpaBneHltlt. CornallieHlte no cenbCKOMY 

X03",a\lCTBY OCTaBn",eT An", 3Toro OTKpblTble B03MO)l(HOCTIt (HanpHMep, B nop"'AKe 

perynHpoBaHH'" cTpaTerlt'leCKHX 3anaCOB It MeHeA)I(MeHTa). KpoMe Toro, MO)l(HO 

6b1no 6b1 Ha'laTb AaBHo Y)I(e Ha3peBIllYIO pe4>opMY perynHpOBaHIt'" PbIHKOB, KOTopble 

Hnlt COBceM He Y'ITeHbI B arapHoa\l pe4>opMe EC, ItnH BKnlO'IeHbI no MHHHMYMY 

Tpe60BaHHa\l rA TT. C TO'lKM 3peHIt'" pa3BltBalOlII,ltXC.<I cTpaH, npHopHTeTHblM CTano 

6b1 pe4>opMHpOBaHlte npaBHn perynH)loBaHIt'" pblHKa caxapa H OTMeHa aK~H3HblX 

HanorOB Ha MHorHe TpOnH'IeCKlte C.-X. npOAYKTbI. OCTaeTC'" HaAe"'TbC.<I, '1TO B 

6YAYlII,eM 06lI1,a", arpapHa", nonHTHKa EC 6YAeT He TonbKO HHTepHa~ltOHanbHO 

OTBeTCTBeHHoa\l nOnMTltKoa\l, HO It 6YAeT COOTBeTCTBOBaTb ~en"'M It nporpaMMaM 

CTpaH-'1neHOB EC B paMKax ItX nOnltTltKIt B OTHOllieHltH pa3BHBalOlII,ltxc", cTpaH. 
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AGRARPOLITISCHE RAHMENBEDINGUNGEN FÜR EINE 
WETI'BEWERBSFÄHIGE LANDWIRTSCHAFT 

von 

Folkhard ISERMEYER* 

1 Einleitung 

Die Frage, wie wettbewerbsfähig die Landwirtschaft an verschiedenen Standorten ist und wel
chen Einfiuß die Politik auf die Wettbewerbsflihigkeit ausüben kann bzw. soll, gehört zu den äl
testen Fragen der Agrarökonomie. Die Verlautbarungen des BML lassen keinen Zweifel daran, 
daß das Ziel "wettbewerbsfähige Landwirtschaft" als ein wichtiges agrarpolitisches Ziel angese
hen wird (z. B. AGRARBERICHf, 1994; FEITER, 1994). 

Bevor über mögliche Beiträge der Agrarpolitik zur Erreichung dieses Zieles nachgedacht wird, 
müßte eigentlich zuerst die Frage diskutiert werden, ob das Ziel "internationale Wettbewerbsfä
higkeit" überhaupt ein Ziel ist, daß man mit Mitteln der Wirtschafts- bzw. der Landwirtschafts
politik ansteuem solhe. Diese Diskussion würde jedoch den von den Veranstaltem gesetzten 
Rahmen fiir diesen Beitrag sprengen, denn die Einbettung des Konzeptes der "internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit" in den neoklassischen Theorierahmen gestaltet sich kompliziert und bedaIf 
einer wesentlich gründlicheren Diskussion als dies in den meisten Beiträgen geschieht. Nach sim
pler neoklassischer Lesart stelh sich die Wettbewerbsflihigkeit einer Volkswirtschaft durch Ver
schiebungen der Wechselkurse ohne politisches Zutun von selbst ein, und die internationale Allo
kation der einzelnen Branchen solhe nach neoklassischem Credo dem Prinzip des komparativen 
Vorteiles folgen, so daß fiir politische Eingriffe - von wenigen Ausnahmen abgesehen - eigentlich 
kein Platz vorgesehen ist (FELS, 1988; KRUG MAN, 1994). 

Eine Grundsatzdi.sk.Ussion dieses Fragenkomplexes nmß an dieser Stelle unterbleiben. Ausgangs
punkt des vorliegeuden Beitrages ist die Tatsache, daß die 'Wettbewerbsfähigkeit der Landwirt
schaft" gegenwärtig ein wichtiges Ziel der Agrarpolitik ist. In diesem eingeengten Rahmen wird 
untersucht, was die Politik tun kann, um ihr Ziel 211 erreichen. Hierm ist es zunächst erforderlich, 
das Ziel "wettbewerbsfähige Landwirtschaft" genauer zu definieren, damit es fiir die Politik ope
rational wird. 

2 Was ist eine "wettbewerbsfähige Landwirtschaft"? 

Der Begriff'Wettbewerbsflihigkeit" läßt sich einfach definieren: Wettbewerbsfähig ist, wer sich 
im Wettbewerb erfolgreich behaupten kann. Das agrarpolitische Leitbild "wettbewerbsfähige 
Landwirtschaft" ist demnach eine Landwirtschaft, die sich im Wettbewerb erfolgreich behaupten 
kann. Soll dieses Leitbild jedoch konkretisiert werden, um z.B. zielgerichtete Politiken etablieren 
oder den Grad der Zielerreichung im Zeitablaufverfolgen zu können, treten Probleme auf 

2.1 Wettbewerbsfähigkeit einzelner Betriebe oder des Agrarsektors? 

Eine einzelbetriebliche Betrachtung kann zu anderen Ergebnissen fiihren als eine Betrachtung des 
gesamten Agrarsektors. So deutet eine deutliche Verringerung der Anzahl der landwirtschaftli
chen Betriebe zweifellos auf mangelnde Wettbewerbsflihigkeit in vielen Betrieben des Agrarsek-

Prof. Dr. F. Isermeyer, Leiter des Institutes für Betriebswirtschaft der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL), BundesaIlee 50, 381\6 Braunschweig 
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tors hin, doch können daraus keine Rückschlüsse auf die Wettbewerbsfiihigkeit des gesamten 
Agrarsektors gezogen werden. Bei großen zwischenbetrieblichen Unterschieden im Agrarsektor 
kann die Wettbewerbsfiihigkeit des gesamten Agrarsektors auch bei einer großen Zahl nicht exi
stenzfähiger Betriebe hoch sein, und der Sektor kann durch die Betriebsschließungen weiter an 
Wettbewerbsfiihigkeit gewinnen, wenn die freigesetzten Faktoren von den verbleibenden Betrie
ben übernommen und dort mit höherer Produktivität eingesetzt werden. 

2.2 Beobachtete oder errechnete Wettbewerbsfähigkeit? 

Nach der obigen Definition ist der Marktanteil eines Unternehmens/eines Agrarsektors und des
sen Entwicklung im ZeitabIauf als bester Maßstab zur BeurteiIung der Wettbewerbsfähigkeit 
anzusehen. Häufige Verwendung finden auch die Produktionskosten oder die Faktoreinkommen 
landwirtschaftlicher Unternehmen. Diese Maßstäbe sind jedoch insbesondere bei Farnilienbetrie
ben problematisch, da sie nur sinnvoll berechnet bzw. interpretiert werden können, wenn die Op
portunitätskosten fiir die farnilieneigenen Produktionsfaktoren bekannt sind. Dies ist in der Regel 
nicht der Fall. Führen die Berechnungen zu dem Ergebnis, daß ein Unternehmen wegen zu hoher 
Produktionskosten oder zu geringer Faktoreinkommen eigentlich nicht wettbewerbsfähig ist, und 
wird beobachtet, daß das Unternehmen dennoch am Markt verbletbt, so ist nicht die Beobach
tung falsch, sondern die Berechnung. 

2.3 Wettbewerbsfähigkeit auf Produktmärkten oder auf Faktormärkten? 

Zur Beurteilung der Wettbewerbsfiihgkeit aufProduktmärkten müßte in erster Linie die Entwick
lung der Marktanteile eines landwirtschaftlichen Unternehmens/eines Agrarsektors auf den Pro
duktmärkten untersucht werden. Demgegenüber erfordert die Beurteilung der Wettbewerbsfli
higkeit auf den Faktormärkten eine Analyse des Einsatzes von Produktionsfaktoren (Boden, Ar
beit, Kapital) im landwirtschaftlichen Unternehmen/im Agrarsektor. Diversifiziert ein Land
wirt/ein Agrarsektor sein Produktionsprogramm, indem er einen Teil seiner Ressourcen zur Er
zeugung nicht-landwirtschaftlicher Produkte verwendet, so ist auf den Produktmärkten eine ab
nehmende Wettbewerbsfiihigkeit festzustellen, während die Wettbewerbsfiihigkeit auf den Fak
tormärkten wegen der höheren Faktoreinkommen in der nenen Verwendung steigt. 

2.4 Tatsächliche oder hypothetische Wettbewerbsfähigkeit? 

Die Entwicklung der Marktanteile der europäischen Landwirtschaft auf den Wekagrarmärkten 
bringt zum Ausdruck, daß die europäische Landwirtschaft wettbewerbsfiihig ist und ihre gute 
Wettbewerbsposition in den zurückliegenden Jahrzehnten weiter verbessert hat. Wie allgernein 
bekannt, sind die hohe Selbstversorgung und die steigenden Marktanteile der europäischen 
Landwirtschaft auf den internationalen Exportmärkten aber in erster Linie auf die Protektion im 
Rahmen der EG-Agrarpolitik zurückzufiihren. Ein wichtiges Argument fiir diese Protektion ist ja 
gerade die häufig geäußerte Vermutung, die europäische Landwirtschaft sei (ohne Protektion) 
nicht wettbewerbsfiihig. Tatsächliche und hypothetische Wettbewerbsposition weichen also er
heblich voneinander ab. 

Viele Ökonomen halten die Unterscheidung in tatsächliche und hypothetische Wettbewerbsfiihig
keit fiir nicht zulässig. Sie erachten die Wettbewerbsfiihigkeit unter Freihandelsbedingungen als 
die einzig richtige Definition von Wettbewerbsfiihigkeit und lehnen es daher auch ab, den Kreis 
der möglichen politischen MaßnaIunen zur Erhöhung der Wettbewerbsfiihigkeit so weit zu zie
hen, wie dies zu Beginn des folgenden Kapitels getan wird. Hierzu ist erstens festzustellen, daß es 
keine verbindliche Definition des Begriffes Wettbewerbsfiihigkeit gibt. Zweitens ist aus betriebs
wirtschaftlicher Sicht darauf hinzuweisen, daß einern Unternehmen (wie auch dem gesamten 
Agrarsektor) grundsätzlich zwei Wege offenstehen, um seine Wettbewerbsposition zu erhalten 
bzw. zu verbessern. Sowohl der marktorientierte Weg als auch der Weg des political rent seeking 
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bieten sich an und werden in der Praxis beschritten. Es gIDt keinen Grund, solchen Unternehmen 
bzw. Sektoren, die sich besonders intensiv und erfolgreich auf den zweiten Weg spezialisiert ha
ben, die Wettbewerbsfiihigkeit abzusprechen. Drittens ist auf Probleme hinzuweisen, die sich 
daraus ergeben, daß die hypothetische Wettbewerbsposition nicht beobachtbar, sondern allenfalls 
errechenbar ist. Auf einige dieser Probleme wurde oben bereits eingegangen. Hinzu kommen 
weitere methodische Probleme im Zusammenhang mit der Abschätzung der Reaktion von Unter
nehmen auf vollkommen veränderte wirtschaftliche Rahmenbed.ingungen. Außerdem gIDt es 
Probleme mit der Festlegung eines einheitlichen Referenzsystemes: Es wird auch bei großen An
strengungen kaum möglich sein, die vielfältigen wettbewerbsrelevanten rechtlichen Rahmenbe
dingungen, unter denen sich Landwirtschaft in verschiedenen Ländern vollzieht, vollständig zu 
identifizieren und fiir das hypothetische Wettbewerbsszenario vollständig zu harmonisieren. 

2.5 Fazit 

Diese Überlegungen haben gezeigt, daß die Forderung nach einer "wettbewerbsfiihigen Land
wirtschaft" fiir konkrete politische Entscheidungen zu allgemein ist. Es muß näher präzisiert wer
den, ob z. B. vorrangig 

viele Betriebe oder hohe Marktanteile, 

hohe Marktanteile auf den Produktmärkten oder viele Arbeitsplätze in landwirtschaftlichen 
Betrieben, 

hohe Marktanteile oder hohe landwirtschaftliche Einkommen, 

hohe Marktanteile unter den Bedingungen der Protektion oder die Fähigkeit zw: Realisie
rung hoher Marktanteile unter Wehmarktbed.ingungen 

angestrebt werden. Diese Auswahl zwischen möglichen Zielen ist insofern von großer Bedeu
tung, als die Ziele teilweise erheblich voneinander abweichen, teilweise sogar konfligieren. 

Die Präzisierung des Zieles "wettbewerbsfiihige Landwirtschaft" ist eine Aufgabe, die letztlich der 
Politik vorbehalten bleibt und daher nicht in diesem Referat geleistet werden kann. Für dieses 
Referat wird die Fragestellung des nächsten Kapitels deshalb durch den Verfasser willkiirlich wie 
folgt eingegrenzt: Was kann die Agrarpolitik tun, damit auch bei einer weiteren Liberalisierung 
des internationalen Agrarhandels am Standort Deutschland möglichst hohe Faktoreinkommen in 
den landwirtschaftlichen Untemehmen erzieh werden können? 

3 Ansatzpunkte für die Agrarpolitik zur Verbesserung der Wettbewerbsf"ähigkeit 
der deutschen Landwirtschaft 

Der Agrarpolitik bieten sich grundsätzlich drei Ansatzpunkte, um die Wettbewerbsfiihigkeit der 
einheimischen Landwirtschaft zu verbessern: 

Erhöhung der Leistungsfiihigkeit der deutschen Landwirtschaft durch Veränderung der 
Rahmenbedingungen im Inland, 

Einflußnahme auf ausländische Regierungen bzw. supranationale Institutionen zur Verän
derung der rechtlichen Rahmenbedingungen im Ausland, 

Ausbau bestehender oder Errichtung zusätzlicher tarifiirer oder nicht-tarifiirer Handels
hemmnisse. 
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Von diesen drei Ansa~unkten soll im folgenden nur der erste behandeh werden. Die Errichtung 
weiterer tarifiirer oder nicht-tarifiirer Handelshemmnisse ist nach Vollendung des Binnenmarktes 
innerhalb der EU kaum möglich, und auch im Verhähnis zu den Drittländern werden die Spiel
räume enger. Die Beeinflussung der rechtlichen Rahmenbedingungen im Ausland wird demge
genüberin Zukunft ein wichtiges Aktionsfuld fiir eine wettbewerbsorientierte deutsche Agrarpo
litik sein. Die Erfolgsaussichten entsprechender Versuche sind jedoch grundsätzlich recht unsi
cher, da die Bundesregierung hier immer nur mittelbaren Einfluß nehmen kann. 

Um die Diskussion von Ansa~unkten zur Verbesserung der Rahmenbedingungen im Inland zu 
systematisieren, soll die von HENRICHSMEYER (1976) entwickehe Gliederung von Standort
filktoren verwendet werden. Standortfilktoren sind solche Eintlußgrößen, "die auf eine unter
schiedliche Vorzüglichkeit der Produktion an verschiedenen Standorten hinwirken, indern sie eine 
Differenzierung der Erlöse und/oder der Kosten ~hen verschiedenen Standorten herbeifüh
ren" (HENRICHSMEYER, 1976). Eine auf Emöhung der Wettbewerbsflihigkeit abzielende 
Agrarpolitik muß demnach bestrebt sein, eine möglichst günstige Ausprägung der Standortfilkto
ren im Inland zu erreichen. 

Der Versuch einer Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die deutsche Landwirtschaft mit 
politischen Mitteln ist in der Regel nicht kostenlos zu erreichen, sondern fiihrt dazu, daß andere 
gesellschaftspolitische Ziele in entsprechend geringerem Umfang erreicht werden können. De~ 
halb ist die folgende Zusammenstellung und Diskussion politischer Maßnahmen, die eine Emö
hung der Wettbewerbsflihigkeit der deutschen Landwirtschaft bewirken könnten, nicht als Auf
forderung an die Politk zu verstehen, diese Maßnahmen auch tatsächlich zu ergreifen, sondern 
lediglich als Entscheidungshilfe fiir den politischen Abwägungsprozeß. 

3.1 Natürliche Standortbedingungen 

Die natürlichen Standortbedingungen lassen sich durch agrarpolitische Maßnahmen nicht oder 
nur geringfiigig beeinflussen. Meliorationsprogramme zur Landgewinnung, Moorkuhivierung etc. 
haben allein schon wegen der damit verbundenen ökologischen Probleme stark an Bedeutung 
verloren. Die agrarpolitischen Aktivitäten werden künftig in diesem Bereich weniger auf mögliche 
Verbesserungen der natürlichen Bedingungen ausgerichtet sein, sondern eher auf die Eindäm
mung von Verschlechterungen. Beeinträchtigungen der Wettbewerbsflihigkeit sind z.B. in fol
genden Bereichen zu erwarten: 

Flächenumwidmung fiir den Siedlung~ und Verkehrsbereich, 

.FIächenumwidmung fiir den Naturschutz, 

Beeinträchtigung der Bodenqualität durch unsachgemäße Bewirtschaftung (Boden
verdichtung, Erosion), 

Beeinträchtigung der Bodenqualität durch Schadstoffeinträge, 

Beeinträchtigung des Klimas durch antropogene Schadstoffe. 

Die beiden erstgenannten Bereiche müssen nach der im Kapitel 2 gegebenen Definition des Be
griffes 'Wettbewerbsflihigkeit" nicht notwendigerweise zu einer Beeinträchtigung der Wettbe
werbsflihigkeit der Landwirtschaft fUhren. Je nach Zuteilung der Verfiigungsrechte können sich 
im Gegenteil zusätzliche Einkommensquellen auftun (vgl. Kapitel 3.2). 
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3.2 Bedingungen auf den Produkt- und Faktormärkten 

3.2.1 Produktmärkte 

Die räumliche Nähe zu kaufkräftigen Konsumenten ist einer der wichtigsten Standortvorteile der 
deutschen Landwirtschaft. Nach Einschätzung von Experten wird dieser Vorteil aufgnmd struk
tureller Mängel im nachgelagerten Bereich nicht hinreichend genutzt (HÜLSEMEYER et al, 
1989; WENDT, 1989). Die AgraIpolitik unterstützt diesen Bereich seit vielen Jahren durch die 
finanzielle Förderung der Marktstrukturverbesserung, wobei gegenwärtig die InvestitionstOrde
rung in den neuen Ländem im Vordergrund steht. Zur Beurteihmg solcher Investitionsrorderun
gen sei auf die Bemer1amgen zur einzelbetrieblichen InvestitionstOrderung im Kapitel 3.3 verwie
sen. Der Aspekt des unzureichenden Zusammenwirkens der verschiedenen Elemente des Pro
duktions-, Verarbeitungs- und Vermarktungskomplexes wird im Kapitel 3.4 vertieft. 

Zu einem sehr wichtigen Aktionsfeld fiir die AgraIpolitik hat sich in der jüngsten Vergangeoheit 
die Schaffung neuer Dieostleistungsmärkte im Umwehbereich entwickeh. Nachdem Länderpro-. 
gramme (z.B. KULAP, MEKA) hier zunächst eine Vorreiterrolle eingenommen hahen, werden 
nunmehr im Rahmen der flankierenden Maßnahmen der EG-Agrarreform ßächendeckend Pr0-
gramme zur Be7ahlung sogenannter Umwehleistungen angeboten. Da die Teilnahme freiwillig ist 
und die Subventionsangebote in der Regel nicht betriebsindividuell nach Maßgabe der einzelbe
trieblichen Grenzkosten ausgestaltet werden können, fiihren die Programme grundsätzlich zu 
einem positiven Nettoeinkommenseffekt und erhöhen damit die Wettbewerbsfiihigkeit der 
Landwirtschaft (REI1ER, 1994; SCHEELE et al, 1993). Hier bietet sich fiir die Landwirtschaft 
die Chance, den Sprung aus dem schrumpfenden primären Sektor in den tertiären Sektor und 
damit in die Dienstleistungsgesellschaft zu schaffen (VOEIZKOW und SCHMID, 1994). 

3.2.2 Faktormärkte 

Agratpolitische Hilfen zur Seokung der Faktor- und Vorleistungspreise haben in der Vergangheit 
eine relativ große Bedeutung gehabt. An erster Stelle sind hier die Zinsverbilligungen im Rahmen 
der Investitionsförderung zu neimen (Kapitel 3.3). Daneben gibt es aber eine Reihe weiterer Ak
tionsfelder, so z.B. staatliche Zuschüsse fiir die Ausbildung und Beratung, fiir die Milchleistungs
prüfung oder im Rahmen der Gasölverbilligung. 

Anch die erheblichen Subventionen fiir die Landwirtschaft in der Sozialpolitik und der Steuerpo
Iitik lassen sich hier einorduen. Diese Subveutionen begünstigen die Einkommen der landwirt
schaftlichen Uniemehmedinnilien. Ein Teil der ArlJeitskräfte steht somit der Landwirtschaft zu 
geringeren Lohnansprüchen (vor Steuem und Subventionen) zur Verfiigung, als wenn es diese 
Politiken nicht gäbe. In ähnlicher Weise sind die Umstelhmgshilfen, Landabgaberenten und die 
Ausgleichszulage (fiir benachteiligte Gebiete) zu beurteilen. Beide Politiken fiihren dazu, daß der 
Faktor Boden zu geringeren Preiseo zur Verfiigung steht, als wenn es diese Politiken nicht gilbe. 

3.2.3 Risiken der agrarpolitischen Einflußnahme in diesem Bereich 

Alle genannten Maßnahmen erhöhen die tatsächliche Wettbewerbsfiihigkeit der deutschen 
Landwirtschaft. Die Kehrseite der Medaille besteht darin, daß durch die Einkommensstützung 
Anpassungsdruck von der deutschen Landwirtschaft genommen wird, so daß sich deren Wett
bewerbsstelhmg fiir die hypothetische Situation einer weitergehenden Liberalisierung der Agrar
märkte verschlechtern kann (vgl Kapitel 2). Unter diesem Gesichtspunkt sind die geoannten 
Maßnahmen allerdings individuell unterschiedlich zu beurteilen. 

Eine besondere Problematik preisbeeinßussender Maßnahmen besteht darin, daß sie das Preisge
fUge zwischen den verschiedenen Produkten bzw. Produktionsmitt verzerren und damit Ein-
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fluß auf das Produktionsprogramm bzw. die Struktur des Produktionsmitteleinsatzes nehmen. 
Die Landwirtschaft kann sich aIlmählich in eine Richtung entwickeln, die sich als ungünstig und 
schwer veränderbar erweist, wenn die zugrundeliegenden politischen Maßnahmen in Zukunft 
einmal beendet werden. 

Ob die preisbeeinßussenden Politikmaßnahmen aus volkswirtschaftlicher Sicht sinnvoll sind, sollte 
im Einzelfiill nach Nutzen-Kosten-ElWägungen entschieden werden. Die Verteuerung oder 
Verbilligung einzelner Faktoren oder Produkte kann unter Umständen ein sinnvolles Element 
einer umweltpolitischen Strategie sein (SCHEELE et a1., 1993). In der Vergangenheit stand die 
Orientierung an externen Effekten häufig nicht im Vordergrund. 

Werden die politischen Maßnahmen vorwiegend mit dem Ziel eingesetzt, die Wettbewerbsflihig
keit der nationalen Landwirtschaft zu erhöhen, so kann dies zu einer erneuten Verschärfung des 
unsinnigen SubventionswettIaufes im Agrarbereich fUhren: Sowohl auf der Outputseite 
(Stichwort: Umweh-Dienstleistungen) als auch auf der Inputseite (Stichwort: umwehschonende 
Technologien) lassen sich Subventionen unter Hinweis auf gute umweltpolitische Absichten 
rechtfertigen. In beiden Fällen ist es weder möglich noch sinnvoll, die Subventionspolitiken so 
auszugestahen, daß Mitnahmeeffukte vollkommen vermieden werden (vgl. SCHEELE et a1., 
1993; REITER, 1994). Das bedeutet fiir die Agrarpolitik insofern eine große Versuchung, als 
nach der Einengung der agrarpreispolitischen Spielräume nun Subventionen auf die "neuen" 
Märkte umgelenkt werden können, ohne daß sich dies mit relativ einfachen Maßstäben 
(beispielsweise mit Hilfe von Producer Subsidy Equivalents) ermitteln und im Rahmen internatio
naler Abkommen regulieren ließe. 

3.3 AgrarstruktureUe Bedingungen 

Die Wettbewerbsflihigkeit der Landwirtschaft in den alten Bundesländern wird nach wie vor 
durch einige agrarstrukturelle Merkmale erheblich beeinträchtigt. Hier sind 

I. die unzureichende Arrondierung und Größe der landwirtschaftlichen Flächen und 

2. die unzureichende Größe und zu arbeitsintensive Gestaltung der Viehställe, verbunden mit 
den durch DorlinnenIage hervorgerufenen Beschränkungen, 

zu nennen. 

3.3.1 Lage und Größe der Flurstücke 

Das klassische politische Instrument zur Lösung dieses Problemes ist die vom Staat geförderte 
F1urbereinigung. Dieses Instrument ist zwar prinzipiell zur Verbesserung der Wettbewerbsflihig
keit geeignet, stellt jedoch nach den bisherigen Erfahrungen eine relativ schwerfällige und kosten
trächtige Lösung dar. Die Landwirtschaft in den neuen Ländern ist ein gutes Beispiel dafiir, daß· 
auch in Regionen mit stark zersplitterter Eigentumsstruktur zu sehr niedrigen Kosten produziert 
werden kann, wenn über die Landpacht oder andere Vertragsformen die Landbewirtschaftung in 
eine Hand gelegt wird. Die agrarökonomische Forschung wird aufinerksam verfolgen müssen, 
wie sich die in den neuen Ländern "aus der Not geborenen" Umgangsformen mit dem Produkti
onsfaktor Boden entwickeln und welche Schlußfolgerungen hieraus fiir die alten Bundesländer zu 
ziehen sind. 

3.3.2 Lage der Betriebsstätten und Größe der Viehställe 

Rückschauend ist festzustellen, daß das Leistungspotentiallandwirtschaftlicher Betriebe nur un
zureichend ausgeschöpft werden konnte, weil die - in vielen Fällen staatlich geförderten - Gebäu
deinvestitionen an ungeeigneten Standorten erfolgt sind lind/oder zu ungünstigen baulichen Lö-
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sungen gefiihrt haben: Viele Gebäude sind auch nach der Investition zu klein, werden modemen 
arbeitswirtschaftlichen Ansprüchen nicht gerecht, sind nicht hinreichend fleXIbel für den Einsatz 
neuer Technologien oder für andere Verwendungsrichtungen nutzbar, lassen keine späteren Er
weiterungsinvestitionen zu und/oder stehen an Standorten, an denen nachbarschaftsrechtliche 
oder umwekrechtliche Konflikte vorprogrammiert sind. 

Angesichts dieses Befundes stelk sich die Frage, ob die umfimgreichen staatlichen Investitionshil
fen für die deutsche Landwirtschaft in der Vergangenheit falsch eingesetzt worden sind. Hierzu 
ist auf das jüngste Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates beim BML hinzuweisen, in dem 
ausfiihrlich zur einzelbetrieblichen Investitionsförderung im Rahmen des EFP und des AKP Stei
lung genommen wird. Der Beirat spricht sich in seinem Gutachten dafür aus, im Lauf der Zeit die 
Investitionsförderung EU-weit abzuschaffen. (WISSEN-SCHAFTLICHER BEIRAT, 1994). Die 
Wettbewerbsfiihigkeit der deutschen Landwirtschaft in der EU würde bei einer EU-weiten Ab
schaffung der einzelbetrieblichen Investitionsförderung kaum berührt. Die (vorwiegend hypothe
tische) Wettbewerbsfiihigkeit gegenüber Dritt1ändem würde sich allerdings verschlechtern, wobei 
einschränkend auf die Ausfiihrungen im Kapitel 3.2 hinzuweisen ist. 

Solange eine EU-weite Abschaffung der Investitionsförderung nicht rea1isierbar ist, solke zumin
dest die Benachteiligung größerer Betriebe beendet werden. Diese Forderung gik nicht nur für 
die Agrarstrukturpo1itik, sondern auch für andere Politikbereiche wie z. B. die Agrarmarktpolitik, 
die Steuerpolitik im Agrarbereich und die Agrarumwekpolitik. In der Agrarumwekpolitik können 
unnötige Investitionshemmnisse für große Betriebe z. B. dadurch vermieden werden, daß Betrie
be mit einern sehr großen Viehbestand die zur umwekverträglichen Entsorgung von Gülle und 
Sta11mist erforderliche Flächengrundlage nicht als Betriebsfläche nachweisen müssen, sondern 
auch vertraglich gebundene Flächen von umliegenden Betrieben anrechnen können. 

·Die die Wettbewerbsfiihigkeit beeinträchtigenden Wirkungen einer betriebsgrößenorientierten 
Politik liegen teilweise auch im psychologischen Bereich. Solange die Politik in Wort und Tat das 
Ausscheiden kleinerer Betriebe zu verlrindern sucht und eine einseitige Bevorzugung dieser Be
triebsgruppe vornimmt, schafft sie ein investitionshemmendes K1ima für wachsturnswi1lige und -
fiihige Unternehmen. Warum sollen diese Unternehmen ihr Kapital ausgerechnet in einen Sektor 
investieren, in dern die Mitbewerber auf den Produkt- und Faktormärkten in nicht kaIku1ierbarer 
Höhe durch den Staat alimentiert werden? 

3.3.3 Externe Effekte der Agrarstruktur 

Gegen die bisher vorgetragene Argumentation dieses Kapitels wird eingewandt, sie sei einseitig 
betriebswirtschaft1ich orientiert und trage weder umweltpolitischen Erfordernissen noch dem 
Wunsch der Bevölkerung nach traditioneller Ausgestaltung landwirtschaftlicher Produktionswei
sen Rechnung. 

Was die Frage der ökologischen Auswirkungen unterschiedlicher Betriebsgrößen anbelangt, so 
zeigen soziologische Untersuchungen, daß die Bevölkerung den Erhalt vieler kleiner und mittlerer 
Betriebe offenbar als gut geeignetes Mittel der Umwekpolitik im Agrarbereich ansieht (vgl. z. B. 
ZlCHE, 1994). Diese Vorstellung der Bevölkerung stimmt nicht mit der Wirklichkeit überein: 
Wie die Untersuchungen von NIEBERG (1994) und v. MÜNCHHAUSEN (1994) gezeigt ha
ben, besteht kein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Größe landwirtschaftlicher Betriebe 
und ihren Umwekwirkungen. Insofern stelk die po1itische Beeinflussung des Betriebsgrößenspek
trums auch kein geeignetes Instrument der Umwekpolitik dar. Hier verbleIbt offenbar noch er
heblicher Spielraum für Aufklärung der Bevölkerung durch Wissenschaft und Politik. 

Ein potentieller Konflikt zwischen einzelbetrieblichem Wachstum und landschaftsgestalterischen 
Zielen ist demgegenüber zweifellos existent und muß bei der Ausgestaltung der Politik berück
sichtigt werden. Jedoch muß durch Wissenschaft und Politik in diesem Bereich immer wieder 
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gepIiift werden, inwieweit das romantisch verklärte Wunschbild vom traditionellen Bauernhofmit 
den tatsächlichen Zielen der ländlichen Bevölkerung noch übereinstimmt. Die Ergebnisse der 
Untersuchung von BECKER und OPPERMANN (1994) zeigen, daß die ländliche Bevölkerung 
bereits heute großen Wert darauf legt, von den Belästigungen durch landwirtschaftliche Produk
tion verschont zu bleioen. Sollte sich dieser Wunsch, den die Autoren in engeln Zusammenhang 
mit der zunehmenden Urbanisierung des ländlichen Lebens sehen, künftig weiter verstärken, 
müßte auch bei der Flächeunutzungs- und Bauplanung und bei der Investitionsforderung ver
stärkt über eine kleinräumige Abgrenzung isolierter landwirtschaftlicher Produktionsstandorte 
(z.B. nach deln Vorbild der Industriegebiete) nachgedacht werden. Die Wettbewerbsflihigkeit der 
Landwirtschaft würde dadurch tendenziell positiv beeinflußt. 

3.4 Soziale und institutionelle Bedingungen 

International vergleichende Beobachtungen deuten daraufhin, daß Unterschiede in der Wettbe
werbsflihigkeit der Landwirtschaft in erheblicheln Maß auf Unterschiede in den sozialen und insti
tutionellen Bedingungen zuriickzufiihren sind. Eine statistische Überprüfung der Hypothesen ist 
jedoch in der Regel nicht möglich, weil die zugrundeliegenden Wirkungsmechanismen sehr kom
plex sind und jedes Land ganz spezifische historiSche und gesellschaftspolitische Eigenheiten 
aufWeist. Dies mag auch der Grund dafiir sein, daß dieses Problelnfeld bisher nur in Ausnahmeflil
len Gegenstand agrarökonomischer Forschungsvorhaben geworden ist. 

Vor diesem Hintergrund sollen im folgenden einige mögliche Einfiußfaktoren im sozialen und 
institutionellen Bereich kurz angesprochen werden. Diese Au1Iistung erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, und die einzelnen Aspekte können im Rahmen dieses Beitrages nicht vertieft 
werden. 

3.4.1 Berufswahl und berufliche Mobilität der Unternehmer 

Von großer Bedeutung fiir die Wettbewerbsflihigkeit eines Agrarsektors ist zweifellos die Frage, 
wer überhaupt den Beruf des Landwirtes ergreift. Hier spielen zum einen gesetzliche Regelungen, 
zum anderen gesellschaftliche Einstellungen eine wichtige Rolle. Gesetzliche Regelungen und 
Bewertungsvorscbriften fUhren dazu, daß Hoferben in Deutschland in relativ geringem Maß mit 
Abfindungsansprüchen weichender Erben und steuerlichen Belastungen konfrontiert werden. In 
vielen anderen Ländeln sehen sich die potentiellen Hoferben wesentlich schwierigeren Ausgangs
bedingungen ausgesetzt. Das mag dazu fUhren, daß jene, die dort tatsächlich den Einstieg in die 
Landwirtschaft wagen, ihre beruflichen A1temativen sorgfliltiger abgewogen, ihre Ziele als land
wirtschaftlicher Untelnehmer klarer definiert und ihre Möglichkeiten zur Zielerreichung gründli
cher berechnet haben. 

Die deutschen Gesetze und Gebräuche fUhren auch zu einer relativ geringen intersektoralen Ar
beitskräftelnobilität zwischen der Landwirtschaft und anderen Branchen der deutschen Volks
wirtschaft. Das wird besonders deutlich bei eineln Vergleich mit der neuseeländischen Wirtschaft. 
Dort gibt es viele Landwirte, die nicht aus der Landwirtschaft stammen, sondeln als Lohnarbeiter 
in die Landwirtschaft eingestiegen sind und sich unter Inkaufuahme eines mehrfachen Standort
wechsels zu landwirtschaftlichen Untelnehmeln weiterentwickeh haben (ISERMEYER, 1988). 
Der Ausstieg aus der Landwirtschaft ist in Deutschland ebenfalls mit vielen Hürden versehen. 
Hier ist zum einen auf den Verlust agnupolitischer Vergünstigungen und die Problematik der 
Aufdeckung stiller Reserven ~eisen. Wichtiger noch erscheint die psychologische Baniere, 
die sich aus der sektoralen Sonderstellung der Landwirtschaft in zentralen Bereichen wie z. B. der 
InvestitionsfOrderung, der sozialen Sicherung, der Besteuerung oder der Beratung ergibt. Viele 
gesetzliche Regelungen sind speziell auf die Landwirtschaft zugeschnitten und werden in Institu
tionen abgewickeh, die überwiegend oder ausschließlich fiir die Landwirtschaft mständig sind. 
Dadurch bewegen sich sowohl die Landwirte als auch ihr persönliches Umfeld im eigenen Be-
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reich, und der sektorübergreifende Blick fiillt schwerer als in anderen Wirtschaftsektoren. So ist 
es nicht verwunderlich, daß sich ehemalige Landwirte besonders über die zu einseitig auf den 
Agrarsektor orientierte Beratung beklagen (STROHM, 1994). 

3.4.2 Leistungsfähigkeit der Institutionen im Agrarbereich 

Der Blickwinkel vieler im Agrarsektor tätiger Institutionen ist nicht nur einseitig auf den Sektor 
begrenzt, sondem auch innerhalb dieses Sektors weiter auf einzelne Subsektoren eingeengt. Es 
fehlt insbesondere an Institutionen, die den gesamten Agro-Food-Komplex überblicken und mit 
diesem Wissen durchgängige Erzeugungs-, Verarbeitungs- und Vermarktungskonzepte für neue 
bzw. verbesserte Produktlinien entwickeln könnten. Die Niederlande beschreiten mit ihren Pro
duktshapen seit vielen Jahren einen erfolgreichen Weg und entwickeln diesen gegenwärtig durch 
die Zusannnenfiihrung aller Produktshapen im Bereich der Tierproduktion konsequent weiter. 
Gemessen am dort erreichten Grad der Integration ist die Struktur der in Deutschland im Agrar
bereich tätigen Institutionen als extrem zersplittert zu bezeichnen, da hier zur fachlichen Zersplit
terung auch noch die regionale bzw. föderale Zersplitterung hinzukommt. 

Der Grad der Zersplitterung und Desintegration ist auch in der deutschen Agrarforschung sehr 
hoch. Bei einem finanziellen Mittelvolumen von über I Mrd. DM pro Jahr könnte dieser Bereich 
ein wesentliches Element einer Strategie zur Erhöhung der Wettbewerbsflihigkeit der deutschen 
Landwirtschaft darstellen. Für den Bereich der agrarökonomischen Forschung ist jedoch nach 
dem - zweifellos subjektiven - Eindruck einzelner Beobachter festzustellen, daß der Beitrag der 
Forschung zur Verbesserung der Wettbewerbstlihigkeit der Untemehmen sehr gering ausfiillt 
(WEHlAND, 1990; ISERMEYER, 1994). Um dieses Ergebnis zu verbessern, muß das For
schungsgeschehen zielorientierter gestaltet werden. Erstens muß eine klare Zielvorgabe durch die 
politischen Institutionen erfolgen: Soll die Verbesserung der Wettbewerbstlihigkeit der deutschen 
Landwirtschaft überhaupt ein Forschungsziel für staatlich geförderte Forschungsinstitutionen 
sein. Wenn ja, für welche Institutionen und mit welcher Priorität? Ausgehend von einer klaren 
Zielvorgabe müssen zweitens entsprechende Prioritäten in den Forschungsinstitutionen gesetzt 
und Mechanismen geschaffen werden, die eine bessere Arbeitsteihmg und Kooperation zwischen 
den relevanten Institutionen ermöglichen. Drittens müssen unnötige bürokratische Hemmnisse in 
den Forschungsinstitutionen abgebaut und Leistungsanreize erhöht werden (vgl. ausfiihrlich IS
ERMEYER, 1994). 

3.5 Wirtschafts- und agrarpolitische Einflußnahme 

Da die für die Wettbewerbsfiihigkeit relevanten Standortfaktoren in den vomergehenden Kapiteln 
bereits unter dem Aspekt ihrer politischen Beeinflnßbarkeit diskutiert worden sind, soll dieses 
Kapitel auf die Diskussion einiger bereichsübergreifender Aspekte der agrarpolitischen Einfluß
nahme beschränkt bleiben. Im Vordergrund steht dabei zum einen die zunehmende inanspruch
nahme der Managementkapazität durch die Agrarpolitik, zum anderen das zunehmende Politik
änderungsrisiko. 

3.5.1 Inanspruchnahme der Managementkapazität 

Durch die EU-Agrarreform ist die Anzahl der für einen Landwirt relevanten Vorschriften weiter 
erhöht worden. Bereits die Überblicksdarstellungen des BML über die wichtigsten Regelungen 
im pflanzlichen und tierischen Bereich fiillen zusannnengenommen 75 Seiten (BMELF, 
1994 a und b). Hinzu kommen Durchfii.hrungsverordnungen und weitere Au1Zeichnungen der 
Behörden, in denen Einzelheiten zur exakten Ausgestaltung der Maßnahmen festgelegt werden. 
Eine weitere Ausdehnung erfiihrt dieser Vorschriftenstapel nun durch die Umsetzung der fIanki~ 
renden Maßnahmen. 
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Dieses ist jedoch erst der Anfang. Die Geschichte der Milch-Garantiemengen-Verordnung hat 
gezeigt, welchen Erläuterungsbedarf eine an sich relativ einfache politische Maßnahme aufWirft, 
wenn hunderttausende innovationsfreudiger Landwirte mit jeweils individuellen einzelbetriebli
chen Bedingungen darüber nachdenken, wie sie sich zu ihrem Vorteil an eine einzige politische 
Maßnahme anpassen können. Die Situation wird noch unübersichtlicher, wenn die erste Welle 
von Gerichtsurteilen einsetzt und darauibin die bis dahin ergangenen amt1ichen Verlautbarungen 
überarbeitet werden müssen (FINGER, 1994; AHRENS, 1994). 

Im Fall der EU-Agrarreform haben wir es nicht nur mit einer einzelnen Maßnahme zu tun, son
dern mit einem ganzen Maßnahmenbündel. Die Existenz eines derartigen Übermaßes an Vor
schriften kann die Wettbewerbsfiihigkeit einer Landwirtschaft schwerwiegend beeinträchtigen. 
Allein das Einbeziehen der Vorschriften in die Betriebsplanung, das Ausfiillen der Fragebögen 
und die Kontrolle der betrieblichen Anpassungsmaßnahmen erfordert einen erheblichen Ressour
ceneinsatz. Die Aufinerksamkeit der Landwirte richtet sich immer stärker auf die Frage, wie sie 
durch geschickte Anpassung an die Politik Geld verdienen können. Für den Aufbau international 
wettbewerbsfiihiger, markt orientierter Unternehmen steht bei Landwirten und bei Beratern ent
sprechend weniger Managementkapazität zur Verfiigung. Hinzu konnnt, daß mit zunehmender 
Anzahl von Programmen, in denen jeweils mehrere Ziele angesteuert werden, der Überblick über 
die Wechselwirkungen zwischen den Programmen erschwert wird. Dadurch wachsen einerseits 
die Mißbrauchsmöglichkeiten, andererseits wird die Anpassungsflexibilität der Landwirte einge
schränkt, weil die Gefahr wächst, bei schneller Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen 
bestimmte Vorschriften zu verletzen und Sanktionen zu erleiden. 

3.5.2 Politikänderungsrisiko 

Der zweite Problembereich, auf den im Zusammenhang mit der EG-Agrarreform hingewiesen 
werden muß, ist das weiter erhöhte Politikänderungsrisiko. Das bisher relativ große Vertrauen 
der Landwirte in die Stabilität des agrarpolitischen Systemes ist durch den Einschnitt, den die 
EU-Agrarreform bewirkte, erschüttert worden. In den Augen vieler Landwirte ist das neue Sy
stem - allen Bekundungen der Agrarpolitiker zum Trotz - nicht stabil Durch die politikbedingte 
Unsicherheit konnnt es zu Fehlinvestitionen und/oder Investitionszurückhaltung, was zu einer 
Minderung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft fuhrt. Folgende Beispiele 
mögen dies veranschaulichen. 

Ausgleichszahlungen: Ein wesentliches Element der EU-Agrarreform sind jährliche Transfer
zahlungen an die Landwirtschaft, die sich in größeren Betrieben zu sehr großen Summen addie
ren können. Unter den Landwirten herrscht eine weit verbreitete Unsicherheit über die Verläß
lichkeit dieser Zahlungen in der Zukunft. Insbesondere die Leiter größerer Betriebe befiirchten, 
daß die Zahlungen eines Tages degressiv ausgestaltet werden und erwägen Betriebsteilungen und 
andere Anpassungsmaßnahmen. Die Unsicherheit wird weiter verstärkt, nachdem sich nun her
ausgestellt hat, daß der EU-Haushalt durch die Agrarreform tatsächlich eine beträchtliche zusätz
liche Belastung erfährt. 

Preisrelationen: Durch die EU-Agrarreform haben sich einige Preisrelationen noch weiter von 
den Preisrelationen auf den Weltmärkten entfemt (z. B. Milch zu Kraftfutter, Zuckerrüben zu 
Getreide). Passen sich Landwirte nicht an die verzerrten inländischen Preisstrukturen an, produ
zieren sie zu unnötig hohen Kosten. Passen sie sich an, verschlechtern sie unter Umständen ihre 
Wettbewerbsposition fiir den Fall einer weiteren Ltbera1isierung des Weltagrarbandels (vgl. Kapi
tel 3.2). 

Milchquoten: Der Handel mit Milchquoten ist inzwischen innerhalb bestimmter Gebiete 
(Regierungsbezirke oder Länder) zugelassen worden. Das ist jedoch mit großer Wahrscheinlich
keit nur eine Zwischenlösung: Bei regional begrenzter Handelbarkeit und fortgesetztem Struk-
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twwandel werden sich im Lauf der Zeit immer größere regionale Unterschiede in den Quoten
preisen herausbilden, und die Politik wird darauf früher oder später mit einer weitergehenden 
Liberalisierung des Quotenhandels reagieren. Zeitpunkt und Ausmaß dieser aßgemein erwarteten 
Veränderungen, die zu sprunghaften Veränderungen der regionalen Quotenpreise und damit der 
Rentabilität heutiger Investitionen fUhren können, sind kaum vomerzusagen. 

Flankierende Maßnahmen: Da die Ausgestahung der UIll\Vehbezogenen flankierenden Maß
nahmen der EU-Agrarreform in die Zuständigkeit der Länder gestelh wurde, haben sich innerludb 
des letzten Jahres in Deutschland große regionale Unterschiede bei der Förderung' bestimmter 
"Umwehleistungen" herausgebildet. So wird beispielsweise der ökologische Landbau künftig in 
einigen Regionen Deutschlands mit 450 DMJha LF gefOrdert, in anderen Regionen übedlaupt 
nicht. Angesichts der dadurch entstehenden Wettbewerbsverzerrungen ist es sehr wahrscheinlich, 
daß die verantwortlichen Politiker dem Druck der Praxis nicht standbahen können und eine er
neute Änderung der Förderungsbedingungen vornehmen müssen. Auch hier sind Zeitpunkt und 
Ausmaß dieser aßgemein erwarteten V~derungen aber kaum vomerzusagen. 

Diese Beispiele zeigen, wie die Agrarpolitik durch die Ausgestahung ihrer Maßnahmen die Wett
bewerbsflihigkeit der deutschen Landwirtschaft beeinträchtigen kann. Ob Kurskorrekturen sinn
voll sind, kann jedoch nicht allein auf der Gnmdlage dieser kritischen Anmerkungen beurteih 
werden. Es müssen auch hier die Kosten der Kurskorrektur und die bei einer Kurskorrektur in 
der Regel erforderlichen Abstriche bei der Erreichung konkunierender politischer Ziele berück
sichtigt werden. 

4 Zusammenfassung 

Die Wettbewerbsfiihigkeit der Landwirtschaft gehört zu den wichtigen Zieigrößen fiir die deut
sche Agrarpolitik. In dem hier zusammengefilßten Tagungsbeitrag wird diskutiert, wie die Politik 
dieses Ziel erreichen kann. 

Dabei zeigt sich, daß das Leitbild "wettbewerbsfiihige Landwirtschaft" einer Konkretisierung 
durch die Agrarpolitiker bedarf Je nach konkreter Zielsetzung (z.B. viele Betriebe, hohe Markt
anteile auf den Produktmärkten, hohe Marktanteile auf den Faktormärkten, hohe landwirtschaftli
che Einkommen, hohe Marktanteile unter den Bedingungen der Protektion oder die Fähigkeit zur 
Realisiemng hoher Marktanteile unter Wehmarktbedingungen) können sehr unterschiedliche po-
litischeMaßnahmen opportun sein. . 

Nach diesen Überlegungen wird die Fragestellung fiir das vorliegende Referat wie folgt einge
grenzt: Wie solhe die Agrarpolitik die Standortbedingungen im Inland verändern, damit auch bei 
einer weiteren LiberalisieI'l9lg des internationalen Agrarllandels am Standort Deutschland mög
lichst hohe Einkommen in den landwirtschaftlichen Unternehmen erzieh werden können? 

Die politischen Möglichkeiten zur Beein1lussung der natürlichen Standortbedingungen sind relativ 
gering. Agrarpolitische Aktivitäten sind vor allem erforderlich, um antropogene Beeinträchtigun
gen von Boden und Klima abzuwehren. Flächenansprüche des Naturschutzes oder des Siedlungs
und Verkehrsbereiches können bei entsprechender Politikgestahung zu Einkommenszuwächsen 
in den landwirtschaftlichen Unternehmen fUhren. 

Die politische Beeinßussung der Bedingungen auf den Produkt- und Faktormärkten ist durch die 
Begrenzung der agrarpreispolitischen Spielräume schwieriger geworden. Es ist zu erwarten, daß 
der Subventionswettlaufnun aufden Bereich der Umwehpolitik verlagert wird. Werden Subven
tionen in diesem Bereich betriebsindividuell oder kleinräumig differenziert ausgestahet, entziehen 
sie sich weitgehend einer internationalen KontroDierbarkeit. 
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Trotz des hohen Einsatzes öffentlicher Mittel sind die agrarstrukturellen Bedingungen in vielen 
Regionen Deutschlands im internationalen Vergleich nach wie vor ungünstig zu beurteilen. Die 
traditionellen agrarstruktwpolitischen Instrumente Flurbereinigung und einzelbetriebliche Investi
tionsforderung solhen daher, kritisch überdacht werden. In der Agrarstrukturpolitik und in ande
ren Politikbereichen solhe die Benachteiligung größerer Betriebe beendet werden. Die in der Be
völkerung vetbreitete Furcht, dies werde zu einer Beeinträchtigung der Umweltwirkungen der 
Landwirtschaft fUhren, ist unbegriindet. Längerfristig sollte auf eine bessere kleinräumige Ab
grenzung landwirtschaftlicher Produktionsgebiete geachtet werden. 

Internationale Vergleiche deuten darauf hin, daß die sozialen und institutionellen Bedingungen 
einen fiir die Wettbewerbsfiihigkeit der Landwirtschaft sehr wichtigen Standortfaktor darstellen. 
Die Sonderstellung der Landwirtschaft in vielen deutschen Gesetzen trägt dazu bei, daß sowohl 
die Landwirte als auch die Institutionen im Agrarbereich einen relativ geringen Austausch mit 
anderen Branchen pflegen und die intersektorale Mobilität relativ gering ist. Die Wettbewerbsfii
higkeit der deutschen Landwirtschaft wird auch durch die sehr starke Zersplitterung der Institu
tionen im Agrarbereich (einschließlich der Agrarforschung) und durch unklare Zielvorgaben fiir 
diese Institutionen beeinträchtigt. 

Die neueren Entwicklungen in der wirtschafts- und agrarpolitischen Einflußnahme beinhalten 
erhebliche Gefilhren fiir die Wettbewerbsfiihigkeit der deutschen Landwirtschaft. Zwar ist der 
durch Preissenkungen ausgelöste Anpassungsdruck unter dem Aspekt der Kostensenkung grund
sätzlich positiv zu beurteilen, doch beanspruchen die vielen ergänzenden Bestinmnmgen der EU
Agrarrefonn die Managementkapazität der Landwirte und der Institutionen im Agrarbereich in 
einem bisher ungekannten Ausmaß. Negativ auf die Wettbewerbsfiihigkeit der Landwirtschaft 
wirkt sich auch das durch die EU-Agrarrefonn erhöhte Politikänderungsrisiko aus. 

Summary 

The competitiveness of the agricultural sector belongs to the most important goals of Gennan 
agricultural policy. The pwpose ofthis paper is to discuss how this goal can be achieved by poli
ticalmeans. 

The discussion shows that the goal "competitive agriculture" is a very general one. Rational po
licy requires a further specification by policymakers. Under the headline of competitiveness, se
veral goals are conceivable (for example many fanns, high market shares on product markets, 
high market shares on factor markets, high agricultural incomes, high market shares under current 
conditions, high market shares under free-trade conditions). Different goals demand different 
political measures. 

In view of these considerations, the scope of the paper is restricted to the following question: 
How should agricultural policy change the domestic location factors, so that in a framework of 
continued trade hoeralization fanners are able to eam the highest incomes pOSSlole. The following 
location factors are being discussed: natural conditions; conditions on product and factor mar
kets; agricultural structure; social and institutional conditions; economic and agricultural policy. 

The political means to influence the natural conditions are limited. Agricultural policy should at
tempt to protect soll and climate against negative effects from non-agricultural sources. Under 
certain circumstances, the increasing demand for converting agricultural land to settlement or 
nature conservation pwposes can lead to an increase in fann incomes. This depends on the distri
bution of property rights and on the selection of political instruments. 

The possibility to influence the conditions on the product markets and factor markets has been 
restricted by the last GA TI round. Yet, it can now be expected that agricultural income support 
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will move more and more towards subsidies in the framework of environmental policy. If these 
subsidies are differentiated in order to reflect the individual conditions of each single fimn and 
region, it will hardly be pOSSlble to calculate their net income effect and use the results in interna
tional trade negotiations. 

Despite substantial public aid given in the past, the agricultural structure in Germany is still rather 
unfavourable to maintain international competitiveness. Hence, traditional policy instruments Iike 
investment subsidies and field clearing should be reviewed critically. Detriments for big fimns 
should be abolished This will not increase the negative effects of German agriculture on the eni
vironment. In the long mn, a better spatial demarcation of fimn sites against residential districts 
should be achieved. 

International comparisons indieate that social and institutional conditions are a loeation factor 
which is of major importance for the competitiveness of an agricultural sectOT. The special role of 
agriculture in German legislation tends to stabilize the current situation in which both fimners and 
agricultural institutions are having rather Iittle exchange with other sectors of the national eco
nomy. The competitiveness of German agriculture is also affected by structural shortcomings in 
the network of agricultural institutions (including research institutions) and by the absence of 
clear goals for some of the institutions. 

Recent developments in the field of agricultural policy include substantial risks for the competiti
veness of German agriculture. It is true that the price cut will cause adjustments that lead to a 
reduction of cost of production. However, the great number of supplementary regulations in the 
CAP reform are demanding a lot of managerial capacity from the fimners and the agricultural 
institutions. The competitiveness is also affected by the fact that the CAP reform increases the 
risk of further political changes substantially. 

Pe3DMe 

"06~He arpapHOnOJlHTH'IeCItHe YCJlOBiUI AJlS ItOHltypeHTocnoco6Horo 
CeJlhCItOrO x03sAcTBa" 

KOHKypeHTocnoc06HOCTb cenbCKoro X03JlilcTBa OTHOCHTCJI K BaJKHeiiIllHM l.\enJlM 

HeMel.\KOii arpapHoii nonHTHKH. B HaCTOJl~eM AOKnaAe AHCKYTHPYIOTCJI cnoc06bI 

AOCTHJKeHHJI ,noii l.\enH. 

llPH 3TOM MOJKHO CAenaTb BblBOA 0 TOM, 'HO tPopMynHpoBKa l.\enH,

"l:oHl:ypeHTocnoc06Hoe cem.l:coe X03RAcTBO", JlBnJleTCJI O'leHb 0606~eHHoii. 

Heo6xoAHMa I:OHl:peTH3a~HR co CTOpOHY arpapHoA nOJIHTHI:H: CTpeMneHHe K 

coxpaHeHHIO KaK MOJICHO 60nbIllero '1HCna npeAnpHJlTHii HnH K BbICOKOMY 

YAenbHOMY Becy Ha pbIHKe, K 60nbweii Aone pblHKa IInll K B03MOJICHO 60nbweMY 

'1l1cny pa60'lllx MeCT Ha C.-X. npeAnp"JlTIJlX, K 60nbIlleii Aone pbIHKa IInll K 60nee 

BblCOKIIM AoxOAaM B cenbCKOM X03J1iicTBe, K 60nbIlleii Aone pblHKa 6narOAapJl 

npOTeKl.\HOHIICTKOii nonllTIIKH Hnll K AOCTHJlCeHll1O 60nbIlleii AonH pbIHKa B ycnoBIIJlX 

MllpOBoro pblHKa? OT '1aCTH, nepe'lHCneHHble l.\enll npOTHBOpe'laT APyr APyry, 

n03TOMY CllnbHO pa3nH'IalO~lIeCJI MeJICAY c060ii nonllTH'IeCKlle MepOnp"JlTIJI MorYT 

6b1Tb nonOJICHTenbHO OI.~eHeHbI, B 3aBIICIIMOCTII OT nOCTaHOBKH l.\enH. 

B COOTBeTCTBHII C 3TIIMII pa3MbIIlIneHHJlMH B petPepaTe 06cYJICAalOTCJI cneAYIO~He 

BonpOCbI: '1TO He06xOAHMO CAenaTb arpapHoii nonHTHKe, '1T06b1 He CMOTPJl Ha 

nH6epanH3al.\HIO MeJICAYHapOAHoii ToprOBnH cenbCKOX03J1iicTBeHHble npeAnpHJlTIIJI 
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repMaHIUI Morml nonY'IaTb BblCOKH~ ypOBeHb AOXOAOB? Ha nepBbI~ nnaH 

BblABHraeTCli B03MOlKHOCTb KSMeBeBJIJI ycnoBKA X03llACTBOBaBJIJI BBYTPK cpaBw, 

T.K. B03MOlKHOCTH BnHlIHHlI HeMel\KO~ arpapHoH nonHTHKH Ha ycnoBHlI 

cenbCKOX03J1~CTBetIHOro npOH3BOAcTBa B APyrHx CTpaHax HnH B03MOlKHOCTH 

YCTaHOBneHHJI ToprOBblX npenllTCTBH~ MelKAY BHYTpeHHHM H 3apyfielKHblM arapHbiM 

CeKTOpOM OrpaHH'IeHbI. 

IIonHTH'IeCKHe B03MOlKHOCTH Anll OKa3aHHJI BnHlIHHJI Ha eCTeCTBeBBwe ycnoBKJI 

MeCTa pacnOnOllteBJIJI npOKSBOAcTBa OTHOCHTenbHO He3Ha'lHTenbHbI. YCHnllJl 

arapaHO~ nonHTHKH AonlKHbI fiblTb Hal\eneHbi Ha npeAOTBpa~eHHe HaHeCeHHJI BpeAa 

nO'lBe H KnHMaTY. IIoTpefiHocTb B nno~aAJlx AnJi c03AaHIIJI npHpoAooxpaHHblx 30H 

HnH AnJi cTpoHTenbcTBa HaceneHHblX nYHKToB 11 nYTe~ coofi~eHHJI MOlKeT npHBecTH, 

npH cooTBeTcTBYJ>~e~ nonHTHKe, K POCTY AOXOAOB cenbCKOX03l1~CTBeHHblx 

npeAnpHJlTH~. 

J13MeHeHHe ycnOBKA cjlYB~KoBKpoBaBJIJI PWBlrOB npoAYlrTOB K cjlalrTOpOB 

npoKsBoAcTBa OTHOCHTCJI K BalKHe~wHM HanpaBneHHRM AeJlTenbHOcTH arpapHo~ 

nonHTHKH. IIocne Toro, KaK B03MOlKHOCTH perynHpoBaHIIJI lIeH OrpaHH'IHnHCb, 

nOJlBnJleTCJI onaCHOCTb HOBO~ rOHKH cyficlIAHpOBaHIIJI B APyrllx ofinaCTlIX: npH 

OfiOCHO.BaHIIH none3HOCTH AnJi OKpYlKaJ>~e~ cpeAbi YKpennJleTCli MHorOCTOpOHHJIJI 

nonHTHKa CyfiCHAII~ Ha pblHKax cjlaKTopoB 11 npOAYKTOB cenbCKOX03l1~CTBeHHoro 

npOH3BOAcTBa. EcnH CyfiCHAIIH TaKoro pOAa YCTaHaBnHBaJ>TcJI nllfio AnJi oTAenbHblx 

npeAnpHJlTII~, nllfio AnJi HefionbwHx perl10HOB, TO CHHlKaeTCli B03MOlKHOCTb 

HHTepHal\HOHanbHoro KOHTpOnJl • 

. CTPYlrTYPBWe ycnoBKJI arpapBoro ceuopa BO MHorllX perllOHax repMaHIIH B 

MelKAYHapoAHOM cpaBHeHHH, HeCMOTpJl Ha fionbwile CyfiCHAHII, lIBnllJ>TCJI nnOXIlMIl. 

TaKHe TpaA"l\HoHHble HHCTpYMeHTbi CTPYKTYPHO~ nonllTHKH KaK nepeYCTpO~CTBO 

3eMenb H npeAOCTaBneHHe HHBeCTIIl\HOHHO~ nOMO~H OTAenbHblM npeAnpHJlTHJlM 

OKa3anHCb He AOCTaTO'lHO 3cjlcjleKTHBHblMH. CTpaHaM EBpone~CKoro COJ>3a (EC) 

HYlKHO OTKa3aTbCJI OT IIcnonb30BaHilli 3THX IIHCTpYMeHTOB. HeofixOAHMO npeKpaTHTb 

y~eMnJlTb B pa3BHTHil KpynHble npeAnpHJlTHJI. PacnpOCTTpaHeHHble cpeA" 

HaCeneHHJI onaCeHHJI, '1TO, C pa3BHTHeM KpynHblx npeAnpIIJlTH~, cenbCKIlM 

X03J1~CTBOM fiYAeT HaHOCIITCJI e~e fionbWH~ BpeA OKpYlKaJ>~e~ cpeAe JlBnJlJ>TCli 

HeofioCHOBaHHblMH. 

MelKAYHapOAHbI~ onbiT CBHAeTenbcTByeT 0 BalKHOCTH COl\Kan.BWX K 

KBCTKTYl\KOBan.BWX ycnoBKA AnJi pa3BHTilli KOHKypeHTocnocofiHoro cenbCKoro 

X03J1~CTBa. XapaKTepHO~ '1epTO~ cenbCKoro X03J1~CTBa repMaHIIH JlBnJleTCJI 

OTHOCHTenbHO HH3KaJl MelKceKTopanbHaJl MofiHnbHOCTb. Ocofioe paCCMOTpeHHe 

cenbCKoro X03J1~CTBa BO MHorHX 3aKOHax npHBOAHT K TOMY, '1TO, KaK cjlepMepbl, TaK 

H opraHH3al\HH arpapHO~ ccjlepbl HMeJ>T O'leHb cnafible B3aHMOCBJl3H C APyrHMH 

OTpaCnJlMIl. KOHKypeHTocnocofiHoCTIl cenbCKoro X03J1~CTBa repMaHHIl HaHOCHTCJI 

y~epfi H BcneACTBlle HHCTIITYl\IIOHanbHo~ pa3fipocaHHocTH BHYTPIl caMoro 

arpapHoro ceKTopa (3TO OTHOCHTCJI 11 K HaY'lHo-HcCneAOBaTenbCKO~ pafioTe). BKnaA 

HaY'lHblx HccneAoBaHH~ B arpapHo~ ccjlepe AnJi nOBbiWeHHJI KOHKypeHTocnocofiHoCTIl 

HeMel\Koro cenbCKoro X03J1~CTBa MOlKHO nerKO YBenH'IHTb. Anll 3Toro HeofixoAHMa 

nHWb JlCHaJl nOCTaHOBKa l\ene~ arpapHo~ nonHTIIKIl. 

IIocneAHHe H3MeHeHHJI 3KOHOMH'IeCKO~ H arpapHo~ nonHTHKH HecYT fionbwYJ> 

onaCHOCTb AnJi KOHKypeHTocnocofiHoCTH HeMel\Koro cenbCKoro X03J1~CTBa. CHHlKeHHe 
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QeH H Bhl3BaHHOe 3THM CTPYKTypHOe AaBneHHe Ha cenhCKOX03Ri1cTBeHHoe 

npOH3BOACTBO MOJKHO C'IHTaTh, B acneKTe KOHKypeHTocnoco6HOCTH, B QenOM 

nOnOJKHTenhHhIM, XOT.sJ AononH.sJIOIlI,He 3TOT npoQecc MeponpH.sJTHR arpaHoit 

peqlOpMhI EC 3Ha'lHTenhHO ycnOJKH.sJIOT ynpaBneH'IeCKHe <j>YHKQHH <j>epMepOB H 

opraHH3aQHit arpapHoit c<j>ephl. C npOBeAeHHeM arpapHoit pe<j>opMhI EC B03POC 

PHCK H3MeHeHH.sJ nonHTHKH, 'ITO HeraTHBHO BnHReT Ha KOHKypeHTocnoco6HOCTh 

cenhCKoro X03.sJi1cTBa. 
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DIE AGRARÖKONOMIE UND DIE EG-AGRARREFORM 
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Günther SCHMITT* 

Einleitung 

Die diesjährige Tagung der Gesellschaft fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ist der 
Wirkungsanalyse und Bewertung der Maßnahmen gewidmet, die nunmehr im Zuge der EG
Agrarreform von 1992 angewandt werden mit dem Ziel, die eklatanten Fehlentwicklungen 
der bisherigen Agrarpolitik zu korrigieren. Zugleich sollen die Tagungsbeiträge auch even
tuelle Fehlentwicklungen aufdecken, die mit dieser Agrarreform verbunden sein können und 
die zu ihrer Vermeidung vielleicht eine erneute Korrektur der Refornnnaßnahmen notwendig 
und zweckmäßig erscheinen lassen. Damit kommt die agrarökonomische Forschung der 
traditionsreichen Aufgabe nach, der sie schon seit Jahrzehnten mit ihrer Kritik an der bishe
rigen EG-Agrarpolitik entsprochen und aus der heraus sie ihren ständigen Ruf nach einer 
Reform dieser Politik begriindet und häufig mit Vorschlägen zu einer rationalen Problemlö
sung verbunden hat. Diese Fragestellung entspricht methodisch unserer heutigen, nur mit 
dem Unterschied, daß bisher ex ante nach Maßnahmen gesucht wurde, mittels derer die 
agrarpolitisch bedingten Fehlentwicklungen korrigiert werden sollten. Heute fragen wir da
gegen ex post, ob diese Fehlentwicklungen durch die neue Agrarpolitik tatsächlich korrigiert 
werden können oder vielleicht andere Fehlentwicklungen hervorgerufen werden können. 

Die Agrarökonomie hat es in der Vergangenheit bekanntlich nicht mit dem Ruf nach einer 
Reform der EG-Agrarpolitik an Haupt und Gliedern ihr Bewenden sein lassen. Vielmehr hat 
sie zugleich Vorschläge und Modelle vorgetragen, die im Grundsatz und vielfach im einzel
nen eine wirksamere und ökonomisch effizientere Erreichung der agrarpolitischen Ziele er
möglichen sollten. Diese Vorschläge und !l10delle basierten häufig auf mehr oder minder 
gründlichen Analysen der vorausgegangenen agrarwirtschaftlichen Entwicklungen und deren 
Ursachen. Ich verweise in diesem Zusammenhang besonders auf, wenn ich richtig gezählt 
habe, elf, zwischen 1958 und 1989 verfaßte Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates zu 
Problemen der europäischen Agrarpolitik ebenso wie auf zahlreiche Vorschläge einzelner 
Agrarökonomen, die im Gefolge der griindlichen Studie von KOESTER und T ANGER
MANN aus dem Jahre 1971 vornehmlich auch von der Gruppe um HENRICHSMEYER 
entwickelt wurden. 

In meinem Referat wende ich mich diesem soeben angesprochenen Aspekt der agrarökono
mischen Forschung in der Bundesrepublik Deutschland zu, nämlich ihrem Beitrag zur jüng
sten, im Mittelpunkt dieser Tagung stehenden EG-Agrarreform von 1992. Dabei geht es mir 
nicht um die so oft erörterte Frage, daß und warum die zuvor angesprochenen Erkenntnisse 
und Vorschläge von Agrarökonomen zu einer effizienten und zweckrationalen Ausgestal
tung der (gemeinsamen) Agrarpolitik so wenig Resonanz in den jeweiligen agrarpolitischen 
Entscheidungen der zuständigen Gremien in Brossel oder Bonn gefunden haben, 'als um die 
Frage, "Warum Agrarpolitik ist, wie sie ist, und nicht, wie sie sein sollte" (SCHMITT, 
1984). Vielmehr geht es um die Frage nach der inhahlichen Substanz dieser agrarpolitischen 
Reformvorschläge im Sinne der wissenschaftlichen Fähigkeiten unserer Disziplin, der prakti-

Prof Or. G. Schmitt, Institut für Agrarökonomie der Universität Göttingen, Platz der Göttinger Sieben 5, 
37073 Göttingen. 

665 



schen Agrarpolitik Entscheidungsbilfe in einer Form zu leisten, daß die aus den agraröko-
. nomischen Erkenntnissen abgeleiteten Maßnahmen gewährleisten, die von der Agrupolitik 

vorgegebenen Ziele effizient zu erreichen. Die dazu notwendigen wissenschaftlichen Er
kenntnisse können indes nur durch eine empirisch relevante, weil entsprechend theoretisch 
wie methodisch abgesicherte Analyse der agrarwirtschaftlichen Entwicklung in der Vergan
genheit und der dafür verantwortlichen Faktoren, unter Einschluß der exekutierten Agrar
politik, eine darauf aufbauende Prognose der absehbaren agrarwirtschaftlichen Entwicklung 
liefern, anhand derer eine Identifizierung der dabei im Lichte der agrupolitischen Ziele auf
tretenden Fehlentwicklungen gewonnen werden. Die aus einer solchen Analyse abzuleiten
den, weitere Fehlentwicklungen vermeidenden agrupolitischen Maßnahmen sind dann da
nach auszuwählen und entsprechend zu befiirworten, ob und inwieweit sie nicht nur mög
lichst effizient, sondern auch mit den Prinzipien unserer Wirtschaftsordnung kompatibel sind. 

Erstmals und am eindrucksvollsten ist diese Fähigkeit der agrarökonomischen Forschung, 
der praktischen Agrupolitik Empfehlungen an die Hand zu geben, die die oben genannten 
Voraussetzungen erfiillen, durch das bekannte und nicht zuletzt den guten Ruf der deutschen 
Agrarökonomen begründende "Professoren-Gutachten" von 1962 unter Beweis gestellt 
worden. Die Frage, die hier zu beantworten ist, ist die danach, ob sich unsere Disziplin diese 
Fähigkeit zur Politikberatung erhalten hat und wie sie davon Gebrauch gemacht hat. Der 
inzwischen sicherlich erreichte Erkenntnisfortschritt, begründet im wesentlichen in Verbesse
rungen unseres theoretischen und methodischen Wissensstandes, gibt Anlaß zu der Vermu
tung, daß unsere Politikberatungstihigkeit erheblich gewachsen ist. Um diese Hypothese zu 
überprüfen, werde ich im folgenden von diesem Professoren-Gutachten ausgehen und dieses 
mit dem (unveröffentlichten) Gutachten konfrontiereni, das der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundesministerium fUr Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über "Die künftige 
Entwicklung der gemeinsamen Agrupolitik" im Mai 1992 abgeschlossen hat. Dieses Gut
achten hat der Beirat auf Bitten des deutschen Landwirtschaftsministers angefertigt, der 
Bundesregierung bei deren Entscheidung m den von der EG-Kommission in Form des be
kannten McSharry-Papiers vorgetragenen Vorschligen zur anstehenden, weil unausweichli
chen Reform der EG-Agrupolitik durch seinen, wissenschaftlich abgesicherten Rat behi1flich 
zu sein. Diese "Konfrontation" der beiden Gutachten soll vor allem dazu verhelfen, die ei
gentlichen Ursachen dafür aufZudecken, warum das zuletzt genannten Gutachten und dar
überhinaus zahlreiche, früher und auch später von Agrarökonomen vorgetragene Reform
vorschläge diese Aufgabe der Entwicklung einer Reformkonzeption nicht bewältigt hat. Die
se noch nachmweisenden Ursachen des Versagens der agrarökonomischen Disziplin bezüg
lich ihrer originären Aufgabe der Politikberatung sollen uns aIso·zu "Lehren" verhelfen, die 
Agrarökonomen beherzigen sollten, sollten sie sich erneut der Aufgabe der Politikberatung 
stellen, was gewiß nicht ausmschließen ist. Solche "Lehren" werde ich abschließend vortra
gen. 

2 Zum Professoren-Gutachten von 1962 

NIcht nur deshalb, weil exakt dreißig Jahre vor der EG-Agrarreform von 1992 die deutsche 
Agrarökonomie einer ähnlichen Herausforderung gegenüberstand, ist in diesem Zusammen
hang an das damals so gerühmte und berühmte "Professoren-Gutachten" vom Juni 1962 zu 
den "Wirkungen einer Senkung der Agrarpreise im Rahmen einer gemeinsamen Agrupolitik 
der· Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) auf die Einkommensverhältnisse der 
Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland" (1962) - so der genaue Titel- zu erin
nern. Sechs Jahre nach der Fertigstellung dieses Gutachtens kam bekanntlich PLATE (1968, 

1 Dazu ausführlicher in dem abschließenden "Nach_rt". 
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S. 200) aufgrund eines Vergleichs der im Gutachten prognostizierten mit den tatsächlich 
eingetretenen Wirkungen der Preisangleichung zu dem Ergebnis, daß "man sagen kann, daß 
die Darstellung des Anpassungsprozesses (der deutschen Landwirtschaft im Gutachten, 
d.V.) und der fiir ihn wichtigen Daten voll gelungen ist; denn das Gesamtergebnis der Pro" 
gnose ist bisher in einer Weise durch die Wirklichkeit bestätigt worden, die fiir viele überra
schend sein mag". PLA TE fUgt dazu hinzu, daß "in Wirklichkeit die Treffsicherheit der Pro
gnose gar nicht verwunderlich ist. Sie ergibt sich daraus, daß alle unterstellten Reaktionen 
aufDatenänderungen aus einer gründlichen Analyse der Vorgänge in den 1950er Jahre abge
leitet worden sind. Wir haben auf diese Weise ein in allen Einzelheiten sehr wirklichkeitsna
hes Prognosemodell aufgebaut. Um die Richtigkeit der Darstellung des Anpassungsproze~ 
ses ... zu zeigen, haben wir ... großen Wert auf die ausfiihrliche Darstelhmg der Analyse der 
vorangegangenen Entwicklung gelegt" (ich zitiere PLATE deshalb so ausfiihrlich, weil ich 
auf diesen, von ihm angesprochenen Punkt noch zurückkommen werde)2. 

Jedenfalls konnte die deutsche Agrarökonomie mit guten Grund sich das Urteil zu eigen 
machen, das 1971 Wassily LEONTIEFF den amerikanischen Kollegen mit dem Satz gewid
met hat, wonach "while centering their uiterests on only one part of the economic system, 
agricultural economists demonstrated the effectiveness of a systematic combination of theo
retical approach with detailled factural analysis .. , In their hands, statistical inference became 
a complement to, not a substitute for empirical research". . 

I. Ich schiebe hier die Bemerkung ein, die der Widerlegung des vielleicht vorzutragenden 
Einwandes dient, die Problemstellung des Professoren-Gutachtens - die Analyse der 
Wirkungen einer Getreidepreissenkung auf die Einkommen der deutschen Landwirt
schaft - unterscheide sich grundlegend, d.h. methodisch von dexjenigen einer Konzep
tionierung einer (reformierten) EG-Agrarpolitik, wie sie sich im Laufe der späteren 
Entwicklung und zuletzt Anfang der 90er Jahre gestellt hat. Daß dies jedoch nicht der 
Fall ist, geht eindeutig aus der Beschreibung der "Aufgabenstellung" im Professoren
Gutachten hervor, wo die Wahl zugunsten eines "mittleren", eine Senkung des dent
schen Preisniveaus bedingenden EG-Agrarpreisniveaus diskutiert und mit Hinweis auf 
die Folgen einer Angleichung der EG-Agrarpreise an das damalig hohe deutsche Ni
veau begründet wird, daß "damit eine Entwicklung angebahnt würde, die das dichtbe
siedehe und hochindustrialisierte Westeuropa zu einem Überschußgebiet fiir Getreide 
... werden ließe", aber auch damit, daß "selbst bei einem mittleren Preisniveau noch 
alle gegebenen Manipulierungsmöglichkeiten ausgenutzt werden müssen, um Produk
tion und Verbrauch (einschließlich Außenhandel) zum Ausgleich zu bringen und die 
Agrarpreise auf diesem Niveau zu halten", weil "die bisherigen Niedrigpreisländer ... 
nicht zögern werden, ihr Produktionskapital stärker auszunutzen als bisher". 

2. Die Verfasser des Professoren-Gutachtens, die Professoren BANDINI, HANAU, 
MÖLLER, NIEHAUS, PLATE, PRIEBE, SCHOUTEN und WOERMANN, haben 
sich in ihren Empfehlungen übrigens strikt an die im deutschen Landwirtschaftsgesetz 
von 1955 und im EWG-Vertrag von 1957 formulierten agrarpolitischen Ziele gehalten. 
Diese Bewertung ist ebenso wichtig wie die voranstehend vorgetragene, weil immer 
wieder und zuletzt gerade im Zusammenhang mit der beschlossenen EG-Agrarreform 
von 1992 die Frage gestellt wurde, ob sich Agrarökonomen in ihrer Funktion als Poli
tikberater oder in ihren sonstigen Stelhmgnahmen zur Agrarpolitik an diese 
"ZieIvorgaben" zu halten oder diejenigen Ziele ihren Empfehlungen zugrundezulegen 

2 Bekanntlich sind angewandte Methodik dieser "Analyse der vorangegangenen Entwicklung" und deren 
Ergebnisse ausführlicher als im Gutachten in der diesem Gutachten zugrundeliegenden Untersuchung 
von PLATE. WOERMANN und GRUPE (1962) beschrieben und wiedergegeben. 
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hätten, die sie für richtig halten oder von denen sie meinen, sie seien Ausdruck der 
wahren gesellschaftlichen Präferenzen, nicht aber die von der Politik im Interesse be
stimmter gesellschaftlicher Gruppen verfalschten Ziele. Dementsprechend habe eine 
Politikberatung von seiten der Wissenschaft allein der Maximierung der gesellschaftli
chen Wohlfahrt oder, weil diese nicht zu messen ist, des Sozialprodukts zu dienen. So 
haben sich gerade jüngst wieder KOESTER und CRAMON-TAUBADEL (1992b, S. 
489) vehement dagegen ausgesprochen, "die Ziele der Agrarpolitiker als gegeben zu 
betrachten", weil so die "Wissenschaftler zu Dienern der Politik degradiert" würden, 
zumal "nach unseren Erfahrung die Ziele und Maßnahmen nicht stets ein Ausdruck der 
gesellschaftlichen Präferenzen sind"3. 

Eine solche Position ist nicht nur deshalb unhaltbar, weil sie keinerlei Realisierungschancen 
hat, die doch wohl in den Händen der den jeweiligen wirtschaftspolitischen Zielen verpflich
teten Politiker liegen, sondern vor allem deshalb, weil sie unvereinbar ist mit dem gesell
schaftlichen Konsens über die dem demokratischen Entscheidungsprozeß zu überlassende 
Wahl der gesellschaftlichen Ziele und an deren Stelle gleichsam den wohlmeinenden und 
allwissenden Diktator setzt, in dessen Rolle gern mancher, den "wahren" gesellschaftlichen 
Präferenzen verpflichtete Ökonom schlüpft. Daß eine solche Position unhaltbar ist, wissen 
wir indes spätestens ~eit Max WEBER4. Eine solche Position schließt freilich nicht aus, daß 
der beratende Ökonom die volkswirtschaftlichen Kosten offenJegt, die mit der Verfolgung 
politisch vorgegebener Ziele verbunden sein können. 

3. Daß die so gründlich untermauerte und entsprechend konsistent formulierten Empfeh
lungen des Professoren-Gutachtens damals in der praktischen Politik nicht genutzt 
wurden, besagt natürlich nichts über die Leistungsfahigkeit der agrarökonomischen 
Forschung rur die praktische Politikberatung. Tatsächlich gibt PLATE (1968, S. 200) 
eine "deprimierende Antwort" auf die Frage "Wie ist das Gutachten genutzt worden?" 
(S. 200). Er meint nämlich diesbezüglich, daß die "Erkenntnisse dieser Arbeit so gut 
wie gar nicht verwertet worden sind". Unter "Verwertung" verstand er natürlich die 
Verwendung der im Gutachten gewonnenen Erkenntnisse als Entscheidungshilfe rur 
die staatliche Agrarpolitik. Deshalb richtet sich das Interesse der Agrarökonomen 
später eher auf die Frage nach dem Warum der so eingeschätzten, geringen Einwir
kungen wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die praktische (Agrar-)Politik als auf die 
von seiten der agrarökonomischen Forschung zu erfiillenden Voraussetzungen einer 
wirksamen Politikberatung. 

So hat Arthur HANAU (1971) rückblickend bereits 1970 diese Frage in kluger und abwä
gender Weise zu beantworten versucht. Obwohl "der Beitrag des Gutachtens zur agrarpoliti-

3 Zu diesen Behauptungen sahen sich KOESTER und CRAMON-TAUBADEL aufgrund meiner Kritik 
(SCHMITT, 1992b) an ihrer Kritik an der EG-Agrarreform von 1992 (KOESTER und CRAMON
TAUBADEL, 1992a) veranIaßt, in der sie. eine "verpaßte Chance ... aus gesarntwirtschaftlicher Sicht" 
sahen, aus der sie eine strikt "produktionsneutrale" Ausgestaltung der "Transferzahlungen" abgeleitet 
haben. In seinem auf dieser Tagung gehaltenen Referat zur "EG-Agrarreform" hat KOESTER (1994, S. 
4f) diese Kritik wiederholt, allerdings nunmehr die Gewährung von Transferzahlungen jeglicher Art von 
ihrer Kompatibilität mit den "sonstigen Verteilungszielen des Sozialstaatlichkeitsprinzips" abhängig ge
macht. Damit verläßt KOESTER nicht nur die politische Vorgabe, wonach die von der EG-Agrarreform 
betroffenen Landwirte für ihre damit verbundenen Einkommensverluste zu entschädigen sind, sondern 
auch seine früher vertretene, wohlfahrtstheoretisch begründete Position der extern vorgegebenen 
"Zielvorstellungen über die intersektorale Einkommensverteilung" unter Berücksichtigung der Möglich
keiten der Gewährung von Kompensationszah1ungen (KOESTER und TANGERMANN, 1971, S. 20ff). 

4 Ausführlicher dazu SCHMITT und TIMMERMANN (1971). 
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sehen Willensbildung schwer zu beurteilen" se~ schätzt er ihn auch in Übereinstimmung mit 
PLATE als "gering" ein (S. 332). Aus dieser enttäuschenden Erfahrung und der Überzeu
gung heraus, daß "uns viel daran liegen muß, daß politische Entscheidungen auf Grund fun
dierter Unterlagen und sachlich-rationaler Erwägungen möglichst optimal fiir das Gemein
weisen getroffen werden" (S. 333), hat HANAU nämlich "einige allgemeine Lehren" (wie er 
es genannt hat) gezogen. Zu diesen Lehren gehört vor allem die folgende: "In der Agrarpoli
tik der BRD und der EWG dürfte es heute mehr ungelöste Fragen geben als gelöste. Der 
wissenschaftliche Beitrag zur Bewältigung der großen und schwierigen agrarwirtschaftlichen 
und agrarpolitischen Aufgaben bedarf dringend der Optimierung. Die Arbeit einzelner Pro
fessoren und die des Wissenschaftlichen Beirates beim BML, dessen Arbeitskapazität Gren
zen gezogen sind, bedürfen dazu der Ergänzung. Im Grunde brauchen wir dazu einen Sach
verständigenrat zur Begutachtung der agrarwirtschaftlichen Entwicklung. Das Bedürfuis fiir 
jenen ist sogar viel dringender, weil es auf agrarwirtschaftlichem Gebiet an ähnlich leistungs
fähigen Einrichtungen außerhaIb des BML mangelt, wie sie auf dem Gebiet der gesamtwirt
schaftlichen Entwicklung außerhalb des BMW in der Deutschen Bundesbank und in den 
bekannten Wirtschaftsforschungsinstituten vorhanden sind" (S. 333). 

Bekanntlich wurden die von HANAU aus den Erfahrungen mit dem Professoren-Gutachten 
gezogenen "Lehren" in den Wind geschlagen, soweit sie die von ihnen einforderte Institutio
nalisierung der Politikberatung angehen, obwohl sie verschiedentlich vor dem Hintergrund 
der raschen Bestätigung HANAUs wiederholt wurden, wonach es "in der Agrarpolitik ... 
heute mehr ungelöste Fragen geben dürfte als gelöste". Diesen "ungelösten Fragen" hat sich 
die agrarökonomisch Forschung auch nach 1962 immer wieder zugewandt, so in den zahl
reichen vom Wissenschaftlichen Beirat in anderen Publikationen und auch auf den Tagungen 
unserer Gesellschaft vorgetragenen Stellungnahmen zu Grundsatzfragen oder einzelnen Be
reichen der gemeinsamen Agrarpolitik. Indes haben gerade diese Stellungnahmen die von 
HANAU erkannten Schwächen der Arbeiten "einzelner Professoren" immer deutlicher er
kennen lassen. Sie bestanden vor allem darin, daß die vorgetragenen Politikempfehlungen 
nicht anband systematischer und umfassender Analysen der agrarwirtschaftlichen Entwick
lung und Situation und der dafiir verantwortlichen Ursachen erfolgte, wie sie PLATE fiir das 
Professoren-Gutachten reklamierte, sondern meist aufgrund von zeitlich, räumlich und sach
lich beschränkten, vor allem aber methodisch unterschiedlichen (Partial-)Analysen und Be
trachtungen abgeleitet wurden. Die darauf fußenden Empfehlungen mußten notwendigerwei
se kontrovers ausfallen und waren entsprechend umstritten, jedenfalls war eine einheitliche 
und stringente Linie in den Empfehlungen deutscher Agrarökonomen nicht mehr deutlich 
erkennbar: Unterschiedliche Einschätzungen der Lage und Entwicklung der Landwirtschaft, 
kontroverse Auffassungen über die zu verfolgenden Ziele und mögliche Wirkungen von 
agrarpolitischen Maßnahmen, nicht zuletzt auch aufgrund höchst unterschiedlicher methodi
scher Ansätze, prägten die Diskussionen um die von vielen Agrarökonomen als unumgäng
lich angesehene Reformnotwendigkeit der europäischen Agrarpolitik auch über die immer 
wieder von der Gemeinschaft nach 1962 vorgenommenen Korrekturen hinaus5. Solche 
Kontroversen sind gewiß nicht besonders verwunderlich, ja vielleicht eine notwendige Vor-

5 Das zeigte sich etwa anband der beiden Minderheitspositionen um das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirates "Handlungsaltemativen der EG-Agrarpolitik" (1987), vor allem aber anhand der Kontroversen 
auf den agrarpolitischen Problemen gewidmeten Tagungen unserer Gesellschaft 1981, über 
"Agrarwirtschaft und Agrarpolitik in einer erweiterten Gemeinschaft, 1982 über "Landwirtschaft unter 
veränderten Rahmenbedingungen" und 1988 über "Wirtschaftliche und soziale Auswirkungen unter
schiedlicher agrarpolitischer Konzepte". Zu verweisen wäre auch auf die Auseinandersetzungen um die 
wohl als Weiterfiihrung des Professoren-Gutachtens von 1962 gedachte· "Projektion der Agrarmärkte in 
der BR Deutschland für die 80er Jahre - Konsequenzen für eine rationale Agrarpolitik" von HANAU und 
PLATE (1983). 
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aussetzung eines daraus sich ergebenden dialektischen Klärungsprozesses, zu dem eine 
gründliche Diskussion der kontroversen Auffassungen, Standpunkte, Begründungen und 
methodischen Vorgehensweisen hätte fiihren können und müssen6 . Daß dieser Klärungspro
zeß nicht ingang kam, jedenfalls nicht zu der notwendigen Klärung gefiihrt hat, die ja eine 
Voraussetzung fiir eine wirksarne Politikberatung von wissenschaftlicher Seite darstellt, 
zeigte sich spätestens dann, als Agrarökonomen erneut um Rat gebeten wurden anläßlich der 
nun von der EG-Kommission anfangs der 90er Jahre bekundeten Absicht einer grundlegen
den Reform der nicht mehr weiter aufrechtzuerhalten Agrarpolitik der Gemeinschaft. 

Obwohl ich mit HANAU übereinstimme, daß der zuletzt angesprochene Klärungsprozeß 
durch eine entsprechende Institutionalisierung der agrarökonomischen Politikberatung etwa 
in Form des von ihm vorgeschlagenen Sachverständigenrates wesentlich hätte befördert 
werden können, ich deswegen diesen Vorschlag öfter unterstützt und wiederholt habe, so 
bin ich heute der Überzeugung, daß der Verzicht auf eine solche oder ähnliche Form der 
Institutionalisierung nicht der alleinige, vielleicht noch nicht einmal der wesentliche Grund 
fiir das spätere Versagen der Agrarökonomen hinsichtlich ihrer Aufgabe der Politikberatung 
war. Vielleicht handelt es sich um ein mehr methodisches Versagen der agrarökonomischen 
Forschung, das eigentlich anband der "Erkenntnisse" hätte überwunden werden können, die 
das Professoren-Gutachten hervorgebracht hat. Ich meine damit die von PLA TE betonte 
Übereinstimmung der dem Gutachten zugrundeliegenden Prognose des agrarstrukturellen 
"Anpassungsprozesses" mit der "Wirklichkeit". Dieser Frage ist in den späteren Stellung
nahmen zur EG-Agrarpolitik nicht mehr weiter nachgegangen worden. Wäre dies nämlich 
geschehen, dann wäre erkannt worden, daß, warum und in welchem Maße die große, aber 
immer wieder bestrittene Anpassnngsflihigkeit der Landwirtschaft diese in die Lage versetzt, 
Prognose und Realität·in· Übereinstimmung zu bringen. Darauf wird noch näher einzugehen 
sein. 

3 Agrarökonomen und die EG-Agrarreform von 1992 

Als Antwort auf die oben erwähnte Aufforderung an die agrarökonomische Forschung um 
Hilfestellung bei der anstehenden Reform der europäischen Agrarpolitik, wie sie in der ent
sprechenden Bitte des deutschen Agrarministers an den Wissenschaftlichen Beirat seines 
Hauses zum Ausdruck kam, erfolgte die Vorlage des dann nicht offiziell veröffentlichten 
Gutachtens über "Die künftige Entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik" vom Mai 19927. 

Abgesehen davon, daß Sich, wie aus dem Text dieses Gutachtens ersichtlich ist, drei Bei
ratsmitglieder überhaupt gegen eine Übergabe des Gutachtens an den zuständigen Bundes
minister ausgesprochen haben und sich ein weiteres Mitglied jeder Stellungnahme zu den 
jeweiligen Empfehlungen enthalten hat, geht aus den, diesem Gutachten hinzugefiigten 
"Erläuterungen" hervor, daß der Beirat die Diskussion über die Kommissionsvorschläge vom 
12. Juli 1991 und "denkbare Alternativen dazu" erst beendet hat, nachdem sich vorher "der 
Agrarministerrat über die künftige Gestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik geeinigt hat", 
weil "es dem Beirat in den hierzu gefiihrten Diskussionen nicht gelungen ist, zu einer ein
heitlichen Beurteilung der Kommissionsvorschläge bzw. dazu denkbaren Alternativen der 
Reform der gemeinsamen Agrarpolitik zu gelangen". 

6 Ich verweise in diesem Zusammen auf die schon 1971 von HANAU genannten Schwachpunkte der einer 
Politikberatung dienlichen agrarökonomischen Forschung sowie auf die von BAUER (1988, S. 129ft) 
vorgetragene Diskussion und Kritik an den Analysen der den "Auswirkungen der Agrarpreispolitik" 
gewidmeten Untersuchungen mit Blick auf daraus zu ziehende agrarpreispolitische Empfehlungen. 

7 Siehe hierzu auch das abschließende "Nachwort" zu diesem Beitrag. 
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Soweit sich die Beiratsmitglieder in diesem Gutachten zu den Reformvorschlägen der 
Kommission bzw. zu möglichen Alternativen geäußert haben, so befiirworten nur drei Mit
glieder grundsätzlich die von der Kommission zur Kompensation der mit der vorgeschlage
nen Agrarpreissenkung vorgesehenen Kompensationszahlungen. Sie empfehlen aber Modifi
kationen der Ausgestaltung dieser Transferzahlungen insbesondere zugunsten einer zeitli
chen Befristung und degressiven Ausgestaltung der an die Person des Bewirtschafters zu 
bindenden Zahlungen. Eine zweite Gruppe von sechs Beiratsmitgliedem lehnt in _ Überein
stimmung mit früheren Stellungnahmen des Beirats, insbesondere in Form des Gutachtens 
von 1987 zu ''Handlungsaltemativen der EG-Agrarpolitik" Kompensationszahlungen ab und 
empfiebh, ''bis aufweiteres die Preise aller Marktordnungsprodukte um bis zu 6 % p.a. zu 
senken" (S. 22): "Höhere Preissenkungen sollten vermieden werden, um die ohnehin stark 
beanspruchte Anpassungsfiihigkeit des Agrarsektors nicht zu überfordem". Anhand welcher 
Kriterien diese Grenze der "Anpassungsfiihigkeit" ermitteh wurde, ist jedoch nicht zu erken
nen. Schließlich sind es noch zwei weitere Beiratsmitglieder, die als "Alternativlösung" (S. 
23f) "möglichst eine Beibehaltung der realen Agrarpreise" empfehlen, und zur "Beseitigung 
der Überschußproduktion in der EG eine Verringerung der Grenzproduktion an allen Stand
orten möglichst unter Bet"beha1tung einer im Prinzip flächendeckenden Landbewirtschaftung" 
durch die Einfiihrung "einer Abgabe auf ertragssteigemde und ... ertragssichemde Produkti
onsmittel ... ", einer "ökologisch orientierten Beschränkung des Viehbesatzes je Flächenein
heit" und "Flächenstillegungsprämien" sowie einer "zunehmenden Förderung nachwachsen
der Rohstoffe" empfehlen. 

Berücksichtigt man noch die bereits an anderer Stelle angesprochenen weiteren Stellung
nahmen und Empfehlungen von seiten der Agrarökonomen und nicht zuletzt den auf dieser 
Tagung vorgetragenen Vorschlag von KOESTER (1994), so kann sicherlich nicht davon 
gesprochen werden, daß sie sich als besonders hilfreich fiir die Entscheidungsfindung der 
Politik hinsichtlich der anstehenden Agrarreform erwiesen haben. Diese Vielzahl und Viel
gestahigkeit der von Agrarökonomen vorgelegten Empfehlungen zur Reform der EG
Agrarpolitik und der von ihnen vorgetragenen Kritik an den Kommissionsvorschlägen läßt 
sich wohl auch dahingehend zusammenfassen, daß es sich um einen sehr vielstimmigen Chor 
handeh, der freilich nicht nach einer einheitlichen Partitur singt, sondem in dem jedes 
Chormitglied seinen eigenen Noten folgt mit der Konsequenz, daß weder von einer einheitli
chen Vorstellung der (deutschen) Agrarökonomen über den einzuschlagenden agrarpoliti
schen Weg gesprochen werden kann, noch davon, daß die praktische Agrarpolitik auf einen 
verläßlichen Rat von seiten der Agrarökonomen bauen konnte. Von großem Interesse muß 
deshalb die Antwort auf die Frage nach den eigentlichen Ursachen fiir das Fehlen eines Kon
senses der Agrarökonomen dariiber sein, -wie eine ökonomisch effiziente (und vielleicht: 
politisch akzeptable) Korrektur der agrarpolitisch bedingten Fehlentwicklungen der europäi
schen Landwirtschaft erfolgen könne. Überdies blet"bt bisher die Frage unbeantwortet, ob 
und inwieweit sich die mitunter massive Kritik, die von einigen Agrarökonomen an der EG
Agrarreform geübt wurde, inzwischen bestätigt hat. Denn wenn sich diese Reform als ein 
fortlaufender "Prozeß", wie HENRICHSMEYER (1991) ausfUhrt, erweisen sollte, dann 
wird bald emeut die Frage an die Agrarökonomen gerichtet werden, welche Änderungen der 
neuen Agrarpolitik im Lichte dieser Erfahrungen zweckmässig sein könnten. Nicht zu erken
nen ist, warum die agrarökonomische Forschung dann dazu in der Lage sein sollte, der 
Agrarpolitik eine bessere Hilfestellung leisten zu können, als es im Falle der Reform von 
1992 der Fall war. 

In diesem Zusammenhang ist es zunächst wichtig, auf ein weiteres, vom Wissenschaftlichen 
Beirat jüngst im März 1994 veröffentlichtes Gutachten über "Agrarpolitik und Agrarstruk
tur" einzugehen. In diesem Gutachten wird die auch von den meisten (deutschen) Agrarök0-
nomen vertretene These von dem agrarstrukturellen Rückstand der alten Bundesländer ge
genüber vergleichbarer EG-Mitgliedsländem und besonders den neuen Bundesländem u.a. 
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mit den Worten gestützt, wonach "der große Anteil von Betrieben mit fiir eine Bewirtschaf
tung zu geringer Einkommenskapazität und zugleich fehlende oder unzureichende Ergän
zung derselben durch außerbetriebliche Erwerbs- oder/und Vermögenseinkommen der Inha
berfamilien in den alten Bundesländern auf erhebliche Defizite der Agrarstruktur hindeu
ten"8, die notwendigerweise ihren Niederschlag in dem Einkommensrückstand der Landwirt
schaft gegenüber vergleichbaren nicht-landwirtschaftlichen Bevölkerungsgruppen zu finden 
scheinen. Damit liefert der Beirat gleichsam im Nachhinein eine Begründung fiir die in den 
zuvor erwähnten Gutachten vertretene grundsätzliche Bejahung einer die Landwirtschaft 
begünstigenden Agrarpolitik, in weIcher Form auch immer. Die Agrarökonomen, so ist zu 
schließen, trennt also nicht die agrarpolitische Grundsatzfrage, ob die Landwirtschaft über
haupt einer staatlichen Förderung bedarf; sondern allein die Frage, wie diese verteilungspoli
tisch als berechtigt und notwendig angesehene staatliche Förderung instrumentell auszuge
stalten ist9• Genau diese Feststellung bestätigt sich anhand des zuvor charakterisierten Gut
achtens zur EG-Agrarreform. 

Diese weitgehend als empirisch bestätigt und theoretisch geklärt angesehene Übereinstim
rnung der Agrarökonomen in der ordnungspolitisch so bedeutsamen Grundsatzfrage zugun
sten einer staatlichen Förderung der struktur- und verteilungspolitisch benachteiligten 
Landwirtschaft ist jedoch jüngst von GARDNER (1992) mit Blick auf die empirisch inzwi
schen fiir die USA (und andere Länder) so evident gewordenen Tatsache infrage gestellt 
worden, wonach die die Landbewirtschaftung organisierenden landwirtschaftlichen Haushal
te Einkommen zu erwirtschaften in der Lage waren, die auch von (vergleichbaren) nicht
landwirtschaftlichen Haushaken erreicht werden. GARDNERS Kritik an der agrarökonomi
schen Forschung richtet sich nicht allein auf die Tatsache, daß die Agrarökonomen diesen 
statistisch bestätigten Tatbestand nicht zur Kenntnis genommen haben, sondern sie richtet 
sich vor allem darauJ: daß Agrarökonomen einen erstaunlichen, aber letztendlich ergebnislo
sen Au1Wand betrieben haben, um die Ursachen des ihrer Überzeugung nach systematischen 
und deshalb dauerhaften Rückstandes der in der Landwirtschaft erzielten gegenüber der au
ßerhalb erreichten Einkommen herauszufinden: "It appears more accurate to say that the 
more sophisticated integration of theory and data in applied production economies ... have 
proven indecisive, and have been even misleading, while data relatively unblended with theo
.ry have proved helpful" (S. 96). Eine solche Einschätzung der Leistungsfahigkeit der 
agrarökonomischen Forschung steht offensichtlich in schroffem Gegensatz zu dem eingangs 
erwähnten Urteil LEONTIEFFS (1971), auf das sich zu berufen, Agrarökonomen bisher 
nicht gezögert haben. Welche Bewandtnis dieser von GARDNER aufgedeckte Widerspruch 
zwischen agrarwirtschaftlicher Realität und agrarökonomischer Theorie fiir unsere Fragestel
luilg hat, soll nachfolgend erörtert werden. 

4 Ursachen des Politikberatungsversagens und notwendige Lehren 

Was GARDNER zu seiner weitreichenden Kritik an der agrarökonomischen Forschung (in 
den Vereinigten Staaten) veranlaßt hat, war, wie gesagt, deren völlige Vernachlässigung der 

8 Ausführlicher dazu meine Stellungnahme zu diesem Gutachten des Beirats (SCHMITI, 1994a). Inzwi
schen hat der Vorsitzende des Beirats, Prof. BUCHHOLZ (1994) diese Kritik mit dem Vorwurf zurück
gewiesen, ich hätte diese dem Beirat zugrundeliegende Grundthese von dem agrarstrukturellen Rück
stand der westdeutschen Landwirtschaft unrichtig wiedergegeben. Ich habe diese Kritik inzwischen zu
rückgewiesen (SCHMITI, 1994b). 

9 Nur 28,9 % der von HERMANN und SCHÄFER (1985; S. 281) befragten europäischen Agrarökonomen 
lehnten die Aussage ab, daß "die Besonderheiten des Agrarsektors staatliche Umverteilungsmaßnahmen 
zugunsten der Landwirtschaft rechtfertigen". 
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seit geraumer Zeit statistisch ausgewiesenen Tatsache, daß das durchschnittliche Einkommen 
der Landwirtschaft in den USA betreibenden Haushahe "is simiIar to that ofthe U.S. house
hold. The \arge gap in average incomes once observed between farm households and other 
U.S. householdshas been eliminated ... " (AHEARN, PERRY und EL-OSTA, 1992, S. Vll). 
Gleiches gilt bekanntlich auch fiir die Bundesrepubliklo und andere Länder, soweit dort sta
tistische Informationen zur Verfiigung stehen I I. Diese Kennzeichnung des landwirtschaftli
chen Haushahes als Bemgsgröße fiir das auch in der Landwirtschaft erziehe Einkommen 
deutet indes auf die die Landbewirtschaftung in den westlichen .Ländern dominierende Or
ganisationsform als Familienwirtschaften hin12• Diese Organisationsform bedeutet aber, daß 
sie und damit die von ihr (mit) betriebene Produktion von Agrarprodukten nur mittels der 
Theorie des landwirtschaftlichen Haushahes und nicht mit der Mikrotheorie des landwirt
schaftlichen Betriebes als Unternehmen erklärt werden kann (SCHMITI, 1988), die bisher 
ausnahmslos entsprechenden agrarökonomischen Anilysen mgrundeliegt. Freilich hat auch 
GARDNER, der das anilytische Versagen der agrarökonomischen Forschung so vehement 
beklagt, diese Ursache fiir dieses Versagen nicht erkannt (SCHMITI, 1992a), das eben in 
der Anwendung einer nicht adäquaten Mikrotheorie zur Erklärung der Allokationsentschei
dungen in der Landwirtschaft besteht und die deshalb zur Anilyse und Prognose agrarwirt~ 
schaftlicher Anpassungsprozesse untauglich erscheint. 

Das aber bestätigt sich besonders an dem zuletzt angesprochenen Gutachten des Beirats 
(1994), das sich in seiner Anilyse der westdeutschen Agrarstruktur in heillose Widerspriiche 
verstrickt, gerade weil es der traditionellen (mikro ökonomischen) Vorstellung des landwirt
schaftlichen Betriebes als eines (industriellen) Unternehmens verhaftet bleIDt und die zahlrei
chen theoretischen Untersuchungen und die diese stützenden e1Bpirischen Belege fiir die 
Relevanz der Theorie des landwirtschaftlichen Haushahes völlig vernachlässigt hat 
(SCHMITT, I 994a). So haben schon 1987 SCHMITT und GEBAUER (1987, S. 284) dar
auf hingewiesen, daß die "statistischen Informationen über die Agrar- und Betriebsgrößen
struktur .. und die Veränderungen dieser Größen im Zeitablauf weder geeignet sind, ein 
Abbild über Niveau und Entwicklung der strukturellen Anpassung innerhalb der jeweiligen 
Gesamtwirtschaft noch im interregionalen oder internationalen Vergleich abmgeben, um 
anhand solcher Informationen den Grad der Fehlallokation und der dadurch bedingten inter
sektoral, interregionalen oder internationalen Einkommensdisparitäten zu ermitteln. Deshalb 
muß vor solchen Interpretationen derartiger statistischer Indikatoren dringend gewarnt wer
den ... ". 

Zu solchen Erkenntnissen wären Agrarökonomen sicherlich schon dann gekommen, hätten 
sie der Beobachtung PLATEs, die er aus der Überprüfung des Professoren-Gutachtens im 
lichte der t.tsächlich später eingetretenen Entwicklung der Landwirtschaft gezogen hat, 
mehr Beachtung geschenkt. Denn die von ihm konstatierte Bestätigung der dem Professo
ren-Gutachten zugrundeliegenden Prognose durch die "Realität" kann nur durch die institu
tionell in Form der Familienwirtschaften angelegte FleXlDilität des erfolgten Anpassungspro
zesses erklärt werden. Eine entsprechende Anilyse dieses Anpassungsprozesses, wie sie von 
PLA TE als fast selbstverständliche Voraussetzung fiir jede Politikberatung genannt wurde, 

10 VergI. dazu u.a. BUROSE (1994) und die dort angeführte Literatur. 

11 Siehe hierzu einen demnllchst in der European Review of Agricultura1 Economics erscheinenden Aufsatz 
vonHILL. 

12 So betont jüngst eine Studie der OECD (1994, S. 24) "the distinctive characteristics of the key production 
unit in the agricultural sector: the farm household" und nennt als derartige "distinctive feature: overlap of 
place ofwork and place ofresidence ... the importance ofpart-time and pluriactive fanning". 
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ist aber bisher unterblieben. Gerade deshalb stand 1992 der Beirat und mit ihm die agraröko
nomische Forschung in Deutschland vor einer unlösbaren Aufgabe. Diese ist nur dann zu 
bewältigen, sobald Art, Richtung und Intensität der den landwirtschaftlichen Haushalten 
offenstehenden Anpassungsmöglichkeiten quantitativ ermittelt worden sind. Bloße Maß
nahmen oder Vermutungen helfen hier nicht weiter. 

Was folgt aus diesen Überlegungen fiir die Aufgabe der Agrarökonomen als Politikberater? 
Die Antwort lautet, daß sie als Agrarökonomen zunächst ihre ureigenste "Hausaufgaben" zu 
erledigen haben, die vor allem darin bestehen, eine konsistente theoretische Erklärung des 
empirisch so evidenten, agrarstatistisch mehr oder minder ausreichend dokumentierten 
agrarstrukturellen Anpassungsprozessesl3 und seiner Bestimmungsgründe vorzunehmen. 
Erst wenn dies gelungen ist, kann und sollte eine auf die aus der ex post-Analyse gewonne
nen Erkenntnissen aufbauende Prognose vorgenommen werden. Erst nach der Erledigung 
dieser Hausaufgaben soll und kann sich die Agrarökonomie ihrer Aufgabe der Politikbera
tung zuwenden. Denn erst dann hätte sie jene Voraussetzungen erfiillt, die PLA TE fiir das 
eingangs angesprochene Professoren-Gutachten erfiillt sah und die dessen große prognosti
sche Treffsicherheit erst ermöglichte. 

Um diese Voraussetzungen zu schaffen, bedarf es aber großer Anstrengungen. Hilfreich 
würde sich dabei gewiß jener "Sachverständigenrat zur Begutachtung der agrarwirtschaftli
chen Entwicklung" erweisen, wie ihn zuerst HANAU gefordert hat, inzwischen aber auch 
von anderer Seite als notwendig angesehen wird. Aber .auch er könnte sich dieser so wichti
gen Aufgabe einer theoretisch und empirisch hinreichend abgesicherten Politikberatung er
folgreich nur dann widmen, wenn sich die Agrarökonomen endlich der Einsicht öffuen, die 
ich zuvor angesprochen habe. Leider muß auch heute wieder gesagt werden, daß eine solche 
Öffuung nicht in Sicht ist und dies sieben Jahren, nachdem SCHMlTT und GEBAUER die 
konventionelle Sicht der Agrarökonomie nicht nur infrage gestellt, sondern auch eine alter
native Theorie angeboten haben, die es mE. erlaubt den agrarstrukturellen Anpassungspro
zeß besser erklären und prognostizieren zu können. Eine Diskussion darüber ist jedoch nicht 
erfolgt, womit bisher der Weg noch immer verbaut ist, der zu einer überzeugenden, weil 
konsistenten, überdies so dringend gebotenen Politikberatung von seiten der Agrarökono
men fUhren könnte. Die Gesellschaft fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften hat sich fiir 
ihre Jahrestagung 1995 das Thema "Agrarstrukturentwicklung und Agrarpolitik" ausge
sucht. Ich fiirchte, daß dort all die Fragen und Probleme, die ich in diesem Referat angespro
chen habe, wieder aufgenommen werden müssen, auch weil sie heute und bisher nicht be
friedigend beantwortet wurden. Ich hoffe indes, daß wir dort zu Antworten finden werden, 
die wir bisher nicht gefunden haben, weil wir offenbar noch immer nicht die richtigen Fra
gen gestellt haben, die wir aber stellen und beantworten müssen, wollen wir unserer Aufgabe 
der Politikberatung besser als bisher gerecht werden. 

5 Ein notwendiges Nachwort 

Ein Nachwort zu der meinem Referat folgenden "Diskussion" scheint mir dringend geboten. 
Denn eine inhaltliche Diskussion wurde zu meinem großen Bedauern verhindert, obwohl ich 
wie manch anderer davon überzeugt bin, daß eine solche Diskussion im Interesse der wis
senschaftlichen Klärung der in meinem Referat angesprochenen "Ungereimtheiten" des 

13 Über die vielfachen, noch und insbesondere bezüglich des Agrarberichts der Bundesregierung bestehen
den Infonnationsdefizite unterrichtet SCHMITT (l994d), zu deren Überwindung die' Agrarökonomen 
wesentlich beitragen könnte. Ein entsprechendes Anerbieten. des Verfassers ist bedauerlicherweise jüngst 
von dem zuständigen Minister abgelehnt worden. 
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agrarökonomischen Kenntnisstandes und im Interesse der wirtschaftspolitischen Beratungs
fähigkeit von Agrarökonomen dringend geboten erscheint. Thema dieser "Diskussion" bilde
te allein die Frage, ob das nicht in Buchform veröffentlichte, aber der Öffentlichkeit jederzeit 
zugängliche Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates beim BML Gegenstand wissen
schaftlicher Kritik sein dürfe. Nichts verrät m.E. den Niedergang unserer Disziplin mehr als 
die Thematisierung einer solchen formalistischen, indes grundsätzlich gar nicht diskutierba
ren Frage nach der "Öffentlichkeit" wissenschaftlicher Stellungnahmen, wo es um die Sache 
gehen sollte, nämlich die Klärung zentraler Fragen der agrarökonomischen Forschung. 

Zusammenfassung 

In diesem Beitrag werden die Gründe fiir den geringen Beitrag diskutiert, den die agraröko
nomische Forschung zur Reform der EG-Agrarpolitik geleistet hat. Als maßgebliche Ursa
chen wird das Fehlen einer mikroökonomisch fundierten empirischen Analyse des strukturel
len Anpassungsprozesses der Landwirtschaft angesehen. 

Summary 

In this artic1e the main reasons for the small contribution of agricultural economic research 
to the reform of the common agricultural policy are discussed. It is shown hat economists 
have failed to analyse the process of agricultural adjustment empirically based on a theoreti
cally sound microeconomic foundation. 

Pe~IDMe 

"ArpapHaJl 3ltOHOMHlta H arpapHaJl pe4»opMa EBponeAcltoro COD3a" 

1. 30 neT cnycDI nOCJIe HanllcaHIHI 3KcnepTHoro 3aKJIIO'IeHIIJI npoc}leccopoB OT 
1962 rOAa, nOCBJll.l.\eHHOrO C6JIIIlKeHilIO QeH Ha arpapHYIO npOAYKQll1O B E3C, 
nepeA arpapHoM 3KOHOMII'IeCKOM HaYKoM CHOBa BCTaJIa 3aAa'la HaY'IHOrO 
conpoBOlKAeHIIJI HeOTJIOlKHOM pec}lopMhI arpapHoM nOJIIITIIKIl EC. OAHaKo, B 
OTJIII'IlIe OT 3KcnepTHoro 3aKJIIO'IeHIIJI 1962 rOAa, He YAaJIOCb pa3pa60TaTb 
YCTOM'IIIBYIO KOHQenQll1O npOBeAeHIIJI pec}lopMhI. 3KcnepTHoe (Heony6nIlKoBaHHoe) 
3aKJIIO'IeHlle Y'IeHOrO CO BeTa no npeAJIOlKeHIIJlM KOMIICCIlIl E3C K rrpOBeAeH1l1O 
pec}lopMbl OT 1991 rOAa (nporpaMMa MacShary) nOABeprno IIX 60JIblllOM KpHTIlKe 11 
npeACTaBIIJIO Tpll, HeconOCTaBHMblX APyr C APyroM, BCTpe'lHhle nporpaMMhI. 

2. 06h1'1HaJl KpllTIlKa arpapHoH nOJIIITIIKIl co CTOPOHbI 3KOHOMIICTOB 
arpapHIlKOB, no onnopTYHIICTII'IeCKIlM nplI'lIlHaM OTXOAJll.l.\aJl OT HaY'IHOH 
060CHOBaHHOCTII, He HMeeT 3Ha'lllTeJIbHOrO BJIIIJlHHJI Ha arpapHYIO pec}lopMY EC. 
J1HTepecHhlM, B )TOH CBJl3H, JlBJIJleTCJI Bonpoc - nO'leMY 3KOHOMHCTaM arpapHHKaM 
He YAanOCb pa3pa6oTaTb KaKOH-JIII60 eAIIHOH 11 QenbHOH KOHQenQIIH npeAOTBpal.l.\eHe 
HJI 0lllH6o'lHOrO pa3BIITHJI arpaHOH pec}lopMhI. 

3. AnJi OTBeTa Ha 3TOT Bonpoc 6h1nll npOBepeHbI pa3JIH'IHble rHnOTe3h1. Ha 
nepBblM nnaH BhlABllraeTCJI Te3HC 0 TOM, 'ITO arpapHO-3KOHOMH'IeCKaJl HaYKa He 
HMelOT 3MnllpH'IeCKIIX (KOJIJIII'IeCTBeHHblX) npOBepeHHblX AaHHhlX 0 npoQecce 
TpaHcc}lopMaQHH (npHcnoc06neHHJI) CeJIbCKOX03J1MCTBeHHbIX npeAnpHJlTIIM, ero 
c}lopMax H MOTIIBax. Ho Aei.tcTBHTenbHoM nplI'lHHOM )TOM HeYAa'lH JlBJIJleTCJI 
BhlnOJIHeHlle MIIKP03K~HOMH'IeCKOrO aHanll3a OCHOBaHHoro Ha Teopilil paCCMOTpeHIIJI 
CeJIbCKOX03J1MCTBeHHoro npeAnpHJlTHJI B npeAnplIHHMeTeJIbCKOM CMblCJIe, XOTJI 
npaBHJIbHhlM 6b1JIO 6h1 paccMoTpeHHe C TO'lKH 3peHHJI TeopHH 
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CeJlbCKOX03.11HCTBeHHoro npeAnpJ.l.llTJ.I.II B CMblCJle paCUmpeHHOrO AOMaUlHerO 
X03.11HCTBa. KOTOpa.ll e~e He HaWJla OTpalKeHJ.I.II B arpapHO-3KOHOMWleCKJ.lX HaY'IHbIX 
J.lCCJleAOBaHJ.I.IIX. 

4. I103TOMY 3Ta HeYAa'la arpaHoH 3KOHOMJ.lKJ.I B OTHOWeHJ.IJ.I pa3pa6oTKJ.I 
KOHl1enl1J.1J.1 arpapHoH pet»opMbI. AOJllKHa paCCMaTpJ.lBaTbC.II. KaK BbI30B HaYKe. 
KOTOpa.ll npJ.l3BaHa npOBep.llTb TeOpJ.lIO J.I npJ.lBOAJ.lTb ee B COOTBeTCTBJ.le C npOl1eCCOM 
npJ.lcnOC06J1eHJ.I.II CeJlbCKOrO X03.11HCTBa K MeH.IIIO~J.lMC.II YCJlOBJ.I.IIM. TOJlbKO npJ.l 
peWeHJ.IJ.I 3TJ.lX. AO CJ.lX nop. OTKpbITbIX BonpocoB arpapHa.ll 3KOHOMJ.lKa 6YAeT J.lMeTb 
npeAnOCblJlKJ.I AJI.II y6eAJ.lTeJlbHOrO KOHCYJlbTJ.lpOBaHJ.I.II nOJ1I.1TJ.lKJ.I. 
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PODIUMSDISKUSSION 





Statement des Hauptgeschäftsfiihrers des Landesbauernverbandes in Baden-Württemberg, 
Prof. Dr. Friedrich GOL TER * 

Wie bei so vielen Tagungen mit wissenschaftlichem Ambiente muß ich auch hier feststellen, 
daß die eigentlich Betroffenen, nämlich die Bauern, fehlen oder zumindest deutlich unterre
präsentiert sind. Vielleicht sollte man in Zukunft verstärkt darüber nachdenken, ob eine er
weiterte Zusammensetzung der Tagungsteilnehmer den Vorwurf überflüssig macht, die Wis
senschaft verstecke sich in ihrem Elfenbeinturm. 

Natürlich begrüße ich es, daß der Bauernverband hier Position beziehen kann. 

Gelegentlich hört man von verschiedenen Seiten, daß im Bundeslandwirtschaftsministerium 
nichts mehr läuft ohne die vorherige Zustimmung des Bauernverbandes. Wenn dem uneinge
schränkt so wäre, dann hätte es die EU-Agrarreform - die zentrales Thema dieser Veranstal-
tung ist - so nicht gegeben. . 

Der Berufsstand befiirwortete eine Reform, sie war überfiillig - aber nicht in dieser Ausge
staltung. 

Das - verständlicherweise etwas süddeutsch geflirbte - Konzept des Landesbauernverbandes 
in Baden-WürUemberg zur Weiterentwicklung der Agrarpolitik besteht aus vier tragenden 
Elementen: 

1. Flächendeckende Landwirtschaft Dort, wo es ökonomisch sinnvoll ist, läßt sich dies 
auch über eine Rückfiihrung der Intensität erreichen. 

2. Bezahlung von Dienstleistungen (Landschaftspflege und Ressourcenschutz) Dazu 
müssen sie einen Marktwert erhalten. 

3. Produktion umweltfreundlicher nachwachsender Rohstoffe· 

4. Sicherung und Ausweitung von Marktanteilen durch hochqualitative Produkte fiir re-
gionale Märkte. 

An diesen grundlegenden Positionen hat sich auch durch die neuen agrarpolitischen Rahmen
bedingungen nichts geändert. Im Gegenteil, wir halten ihre Verwirklichung fiir dringender 
denn je. 

Die EU-Agrarreform muß immer auch im Zusammenhang mit dem GATT-Abschluß gesehen 
werden. Sie wurde letztlich den Bauern als notwendige Vorleistung fiir einen erfolgreichen 
GATT-Abschluß verkauft. Dabei wurde versprochen, daß sich keine über die Agrarreform 
hinausgehenden, msätzlichen Belastungen aus GATT ergeben. Diese politische Zusage wird 
sich nicht halten lassen. 

Auf die vielen Probleme im Detail, die fiir die Bauern mit der Umsetzung der Agrarreform 
verbunden sind, wie rum Beispiel die "Verwaltung" der Basis- und der Stillegungsflächen 
oder die Schwierigkeiten, die mit der Verwirklichung der GATT-Beschlüsse in nahem allen 
Marktbereichen noch auf die Landwirtschaft und die ihr vor- und nachgelagerten Wirt-

• Prof. Dr. F. Golter, Landesbauemverband in Baden-Württemberg e. V., Bopserstr. 17, 70180 Stuttgart 
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schaftsbereiche zukommen, insbesondere durch die Abwicklung von Import- und Export
kontingenten, soll hier nicht näher eingegangen werden. 

Mit dem Einstieg in massive Ausgleichszahlungen fiir die bisherige Preispolitik steigt das Ri
siko und die Abhängigkeit von der Politik fiir die Bauern. Mit Recht fragen sie daher nach 
der Sicherheit dieser Gelder. Es besteht zusätzlich auch die Gefahr, daß diese Zahlungen in 
der Zukunft vermehrt an Umweltauflagen gebunden werden, ohne daß ein entsprechender 
Ausgleich stattfindet. Damit verbunden sind sinkende Wettbewerbsfähigkeit und Verlust von 
Marktanteilen. 

Wir sind Realisten genug, zu sehen, daß derzeit wohl kaum eine politische Mehrheit inner
halb und außerhalb der EU zustande kommt, um die Reform im Grundsatz zu ändern. Den 
Bauern kann auch nicht schon wieder ein neues Abenteuer zugemutet werden. 

Deshalb ist es unter anderem das kurzfristige Ziel des Bauernverbandes, beim "Drehen an 
den kleinen Schrauben" kräftig mitzuwirken; d. h. der verbleibende Handlungsspielraum bei 
der gemeinsamen Agrarpolitik und beim GATT muß im Interesse der deutschen und euro
päischen Bauern voll ausgenutzt werden, z. B. durch die Produktion nachwachsender Roh
stoffe auf Stillegungsflächen. 

Des weiteren ist eine Vereinfachung der Bürokratie zur Erlangung von Ausgleichszahlungen 
bzw. Prämien dringend erforderlich. Wer die Landwirtschaft einem solch massiven Rich
tungswechsel unterwirft, muß auch' dafiir Sorge tragen, daß der Anpassungsprozeß ausrei
chend abgefedert wird. Deshalb ist aus unserer Sicht eine Neuausrichtung der Agrarstruk
turpolitik zwingend notwendig. Die Diskussion ist in vollem Gange. Hierbei brauchell die 
Bauern eine wissenschaftliche Unterstützung, die bereits vor der politischen Entscheidung 
präsentiert wird. 

Der Betrieb, der sich am Markt durchsetzen will, braucht Rückenstärkung. Die Leistungen 
fiir die Natur, die Urnweh, die Landschaft, die Produktion hochqualitativer Nahrungsmittel 
müssen letztlich am Markt bezahlt werden. Hier ist der Verbraucher gefordert. 

Ganz generell wird aber der Anpassungsdruck auf die Betriebe zukünftig noch weiter zuneh
men. Für die deutsche Landwirtschaft stellt sich dabei die Frage, ob sie sich am Markt be
haupten kann oder nicht. 

Das hat nicht nur etwas mit der Ausstattung der Betriebe mit Produktionsfaktoren und mit 
schlagkräftigen Vermarktungsunternehmen zu tun, sondern auch mit dem wirtschaftlichen 
Umfeld. Gerade die jüngsten Verluste von Marktanteilen in der Veredlungswirtschaft müs
sen nachdenklich stimmen. Dies ist vor allem auch eine Folge der erheblichen Wettbewerbs
verzermngen in der EU. 

Die Erlösstruktur der Landwirtschaft wird neben den Gütermärkten künftig auch die 
Dienstleistungsmärkte einschließen müssen, denn gerade im Dienstleistungsbereich ist noch 
ein Wachstum möglich. 

So können in Einzelfiillen aus landwirtschaftlichen Unternehmern ländliche Unternehmer 
werden. Der Bauernverband muß die dafiir notwendigen Rahmenbedingungen erkämpfen, 
insbesondere was das Steuer-, Gewerbe-, Versichernngsrecht betrifft und die notwendigen 
Dienstleistungen in der Buchfiihrnng, Steuer-, Vertrags-, Rechts- und Versichernngsbera
tung anbieten. In diese Beratungsfelder sind wir bereits voll eingestiegen. 

Zukünftig werden die Landwirte ihre Produktion gegenüber dem Verbraucher - von der Er
zeugung bis hin zum verarbeiteten Produkt - stärker offenlegen müssen. Das macht eine en-
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gere Zusammenarbeit mit den vor- und nachgeIagerten Bereichen notwendig. Dies kann je
doch nur auf der Grundlage eines partnerschaftlichen Macht-Gleichgewichts geschehen. Da
bei muß klar sein, daß Qualität ihren Preis hat und besondere Produktionsverfahren entspre
chende Kosten verursachen. 

So wie wir nach außm mit Vehemenz die Anliegen der Bauern vertreten, müssen wir aber 
auch nach innen wirken. Gerade bei den jüngeren Betriebsleitern hat der grundlegende Rich
tungswechsel in der Politik ein Stimmungstief ausgelöst. Die Bereitschaft, die Betriebsnach
folge anzutreten, ist erschütternd niedrig. In Baden-Württemberg haben wir momentan gera
de noch 190 Berufsanf8.nger, was bei einer Generationenfolge von 30 Jahren lediglich fiir 
rund 5.500 Betriebe ausreicht. 

Hier ist unsere gemeinsame Aufgabe, gegen übertriebene Skepsis und Resignation anzu
kämpfen. Der Strukturwandel ist kein Tabu, er wird weitergehen. 

Wir haben unsere Chance insbesondere am regionalen Markt. Markt bedeutet aber nicht nur 
Markt fiir Nahrungsmittel, sondern auch fiir Dienstleistungen. Die Zukunft der landwirt
schaftlichen Unternehmer liegt in der Güterproduktion und in der Erledigung von Dienstlei
stungen wie Marketing, Landschaftspflege, Kommunalarbeiten, Biorecycling und Freizeit. 

Zusätzlich zu den Problemen von GATT und EU-Agrarreform wird der Berufsstand mit der 
Wiedervereinigung Deutschlands vor große Herausforderungen gestellt. Die Landwirtschaft 
in Ost und West hat sich in fast vier Jahrzehnten getrennter Wege in ganz unterschiedlicher 
Weise entwickelt. Die Wiedervereinigung hat auch den Agrarstandort Deutschland verän
dert. Das Strukturspektrum ist breiter geworden. Für uns war und ist es wichtig, dabei aber 
die Grundprinzipien einer bäuerlichen Landwirtschaft gesichert zu wissen. Das heißt: 

volle Verantwortlichkeit der bäuerlichen Familie fiir das Unternehmen, 

volle Respektierung des privaten Eigentums, 

Sicherstellung einer Produktion, die auch über Generationen hinweg die natürlichen 
Lebensgrundlagen Boden, Luft und Wasser schützt (nachhaltige Landwirtschaft). 

Wenn diese Prinzipien eingehalten werden, ist es möglich, Betriebe unterschiedlicher Größe 
und Ausrichtung gemeinsam im Verband zu vertreten und gesamtdeutsch eine kluge Agrar
politik nicht nur zu betreiben, sondern auch europäisch abzusichem. 

Die Probleme mit einer Assoziierung oder gar Integration der mittel- und osteuropäischen 
Länder in die EU - gesamtpolitisch ist dies sicher richtig -, die sich am Agrarmarkt ergeben, 
will ich zunächst nicht werten. Nur eines ist sicher: sie werden groß sein! Auch hier ist eine 
wissenschaftliche Begleitung schon im Vorfeld nötig. 

Abschließend möchte ich nochmals betonen, daß sich der Berufsstand in Zukunft mehr Kon
sens zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis wünscht. Hier sind uns andere Länder weit 
voraus! Umso mehr sollten wir gemeinsam eine solche Ab- und Übereinstimmung zum 
Wohle der heimischen Landwirtschaft anstreben! 

Zusammenfassung 

Der Bauernverband befiirwortete eine Agrarreform, lehnt ihre jetzige Ausgestaltung jedoch 
ab. Das Konzept des Landesbauernverbandes in Baden-Württemberg zur Weiterentwicklung 
der Agrarpolitik besteht in der Erhaltung einer tlächendeckenden Landwirtschaft, der Bezah-
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lung landwirtschaftlicher Dienstleistungen, wie beispielsweise Landschaftspflege und Res
sourcenschutz, der Produktion umweltfreundlicher nachwachsender Rohstoffe und der Si
cherung und Ausweitung von Marktanteilen durch hochqualitative Produkte fiir regionale 
Märkte. 

So können in Einzelfällen aus landwirtschaftlichen Unternehmern ländliche Unternehmer 
werden. Der Bauernverband muß die dafiir notwendigen Rahmenbedingungen erkämpfen 
und die notwendigen Dienstleistungen in der Buchfiihrung, Steuer-, Vertrags-, Rechts- und 
Versicherungsberatung anbieten. 

Des weiteren ist eine engere Zusammenarbeit mit den vor- und nachgelagerten Bereichen auf 
der Basis eines partnerschaftlichen Macht-Gleichgewichts notwendig. Dabei muß klar sein, 
daß Qualität ihren Preis hat. 

Die gemeinsame Aufgabe aller ist es, gegen übertriebene Skepsis und Resignation anzu
kämpfen. Für die Zukunft wünscht sich der Berufsstand daher mehr Konsens zwischen Wis
senschaft, Politik und Praxis zum Wohle der heimischen Landwirtschaft. 
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Statement des Generalsekretärs des Deutschen Raiffeisenverbandes e. V. 
Dr. Friedrich B. HAUSMANN* 

Die Reform der europäischen AgrarpoIitik wurde ohne Rücksicht auf die der Landwirtschaft 
vor- und nachgelagerten Bereiche durchgefiihrt. Die politisch gewollte RückfiUrrung der 
Preise und der Produktion haben zwangsläufig schrumpfende Märkte und damit auch 
schrumpfen des Marktvolumen fiir die mit der Landwirtschaft verbundenen Wirtschaftsbe
reiche zur Folge. 

Dies sollte nicht beklagt werden; aber es ist doch notwendig, die Probleme und Krisenfiille 
im Bereich der agrarischen Vermarktung und Vorleistungen vor diesem Hintergrund zu se
hen. 

Der Anpassungsdruck bei den vor- und nachgelagerten Untemehmen ist enorm hoch. Einer
seits geht es darum, Möglichkeiten fiir offensive Strategien zu finden. Andererseits aber geht 
es auch darum, sinnvolle Rückwärtsstrategien zu entwickeln. Dabei bestim men Schlagworte 
wie Kostensenkung, Rationalisierung und Struktur wandel die Diskussion, aber auch in eini
gen Bereichen die Kapazitätsanpassung nach unten, d.h. die Stillegung von Verarbeitungs
und Vermarktungskapazitäten. 

Die Genossenschaften haben längst den Weg der Diversifizierung beschritten und ihre Tätig
keit in Bereichen ausgebaut, die weniger von der Landwirtschaft und der AgrarpoIitik ab
hängig sind. Dazu zählen Haus- und Gartenmärkte, Baustoffe und Brennstoffe, außerdem 
Kommunaltechnik und Kraftfahrzeugwesen. 

Der Deutsche Raiffeisenverband hat bereits im Mai 1993 Vorstellungen fiir die künftige 
Strategie der Raiffeisen-Genossenschaften und des Deutschen Raiffeisenverbandes vorge
legt, die als Richtschnur sowohl fiir die eigene wie auch fiir die Arbeit der genossenschaftli
chen Untemehmen gehen können. 

Mit dem Kapazitätsabbau und der Rationalisierung ist auch der Abbau von Personal verbun
den. Dies greift bis in die Verbände- und Stabsstellen der Unternehmen ein (lean
management). Dadurch vermindert sich auch das Potential an Arbeitsplätzen fiir Agraröko
nomen in diesen Bereichen. 

Die Politik sollte diese schwierigen Anpassungsvorgänge nicht behindern, sondem unterstüt
zen. Dazu gehört - nur stichwortartig - daß die Stillegung von Kapazitäten akzeptiert und 
nicht konterkariert wird, wie dies leider bei Schlachthöfen im kommunalen Bereich immer 
wieder geschieht. Dazu gehört auch, daß bei der FörderungspoIitik das Entstehen von Über
kapazitäten vermieden wird. Aus regionalen oder lokaIen Interessen wird auch immer wieder 
gegen diesen Grundsatz verstoßen. 

Strukturanpassungen sollten auch nicht durch eine rigide Fusionskontrolle verhindert wer
den. Die Anpassung des deutschen Kartellrechtes an die europäische Dimension ist dringend 
erforderlich. 

Der Wirtschaft sollten ständig neue Bestimmungen, übermäßige administrative und unange
messene Umwehauflagen, z.B. bei der Entsorgung von Verpackungen, erspart bleiben. 

• Dr. F. B. HaUSmaIm, Deutscher Raiffeisenverband, Adenauerallee 127,53113 Bonn 
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Die Wissenschaft kann dabei Hilfe leisten. So sind beispielsweise Marktprognosen ein wich
tiges Instrument fii.r die strategische Planung. Allerdings darf nicht verkaunt werden, daß 
Prognosen durchaus auch einmal in die falsche Richtu\lg weisen können. 

Die Wissenschaft kann auch helfen bei Innovationen, besonders bei der Erschließung neuer 
Märkte. Im Vordergrund des Interesses stehen heute die Märkte fii.r die Nichtnahrungsmit
telverwendung landwirtschaftlicher Rohstoffe. 

Die Agrarstrukturpolitik steht nach der Wiedervereinigung vor völlig neuen Aufgaben. Die 
Probleme, aber auch die Chancen, die mit den Strukturen in den neuen Bundesländern ver
bunden sind, müssen in das Bild einer neuen strukturpolitischen Zielsetzung eingebaut wer
den. Auch darin dürfte eine wichtige Aufgabe der Wissenschaft liegen. 

Von großem Interesse fii.r die Zukunft sind die verschiedenen Formen der horizontalen und 
vertikalen Bindung der Landwirtschaft im Rahmen der Produktions- und Vermarktungsket
te. Das Thema Qualitätsmanagement ist gerade in jüngster Zeit aktuell geworden. 

Die Wettbewerbsproblematik wurde von den Agrarökonomen bisher nur unzureichend be
handelt. So fehlt die Auseinandersetzung mit dem Kartellgesetz und insbesondere mit den 
Methoden der Fusionskontrolle aus der Sicht der Agrarökonomie. 

Aber auch die Wettbewerbssituation unserer Agrarwirtschaft im europäischen und weltwei
ten Zusammenhang bedarf weiterer Untersuchung, besonders vor dem Hintergrund des eu
ropäischen Binnenmarktes und der GATT-Runde. 

Wir sind in eine neue Phase einer "Weltagrarpolitik" hineingeraten. Preis- und Mengenrege
lungen sind nicht abgebaut, sondern im weltweiten Rahmen ausgebaut worden. Vor diesem 
Hintergrund, aber auch im Hinblick auf eine mögliche Osterweiterung der Europäischen 
Union stellt sich die grundsätzliche Frage nach der Fortfiihrung der europäischen Agrarpoli
tik nach der Reform, eine Frage, die nicht allein mit der Forderung nach totalem Abbau und 
Öffuung zum Weltmarkt beantwortet werden kann, sondern nur unter Berücksichtigung der 
vielfliltigen intemen und externen ökonomischen, ökologischen und sozialen Komponenten, 
denen die Agrarpolitik letztlich unterlie~. 

Trotz schrumpfender Märkte, trotz Rationalisierung und "schlank werden" des agrarischen 
Bereiches sind Agrarwirtschaft und Verbände nach wie vor auf tüchtige Nachwuchskräfte 
angewiesen, die mit einer gründlichen praktischen und theoretischen Ausbildung, mit gut 
geschultem, kritischem ökonomischem Verstand, aber auch dem nötigen Verständnis fii.r 
Landwirtschaft und Landwirte bereit sind, Aufgaben und Verantwortung zu übernehmen. 
Diesen Nachwuchs heranzubilden ist nach wir vor eine der wichtigsten Aufgaben der Wis
senschaft. 
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Statement des Ministerialdirigenten im Bundesministerium fiir Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Dr. Deterd GOEMAN* 

Herr Scheper, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

lassen Sie mich zunächst ganz kurz umreißen, wo wir z.Z. bei der Einfiihrung der Agrarre
form stehen. 

Wenn wir das mal aus der Sicht des Lösungsbeitrages hinsichtlich un~er größten Probleme 
betrachten, nämlich 

Haushalt 

Überschuß 

und Handelsbeziehungen 

dann ist die Reform grosso modo positiv zu beurteilen. 

Grundannahme fiir die Reform war unbestritten, daß die EU-Landwirtschaft im großen 
Durchschnitt derzeit nicht wettbewerbsflihig ist mit internationalen Konkurrenten, wobei 
einzelne Ausnahmen diese Regel bestätigen. 

Bereits im zweiten Jahr können wir feststellen, daß die Agrarreform allerdings zugegebe
nermaßen begünstigt durch zwei schwache Getreideemten gegriffen hat. Insbesondere die 
Flächenstillegung und die Verfiitterung von selbst erzeugtem Getreide bzw. die stärkere Be
rücksichtigung von EG-Getreide in den Futtermischungen haben eine Verringerung der 
Überschußsituation um 20 Mio. t Getreide zur Folge gehabt. 

Die hohen Lagervorräte der Intervention sind von 33 Mio. t 1993 aufinzwischen 15 Mio. t 
in diesem Jahr abgeschmolzen, und wenn nicht eine außergewöhnlich große Getreideemte 
1994/95 folgt, ist damit zu rechnen, daß die Interventionsbestände sogar unter 10 Mio. t 
abschmelzen können. Die Getreidepreise sind insgesamt höher ausgefallen als zunächst er
wartet wurde. 

Sie liegen bei Brotweizen und Gerste über den Interventionspreisen. Auch die Preise fiir 
Ölsaaten sind bedingt durch Knappheitsverhältnisse am Weltmarkt erfreulich fest. Bei Rind
fleisch und Schaffleisch sind die Auswirkungen der Agrarreform nicht ganz SO günstig ausge
fallen. 

Die Intervention hat zwar an Bedentung verloren, was weniger auf die Reduzierung der In
terventionsptlicht als vielmehr auf das technische Detail der Schlachtgewichtsreduzierung 
zurückzufiihren ist. 

Die Vorräte sind ganz erheblich abgebaut worden (von 1 Mio. t auf 0,2 Mio. t.), gleichwohl 
könnten die Rindfleischpreise angesichts der in diesem Jahr knapperen Marktlage durchaus 

• Dr. D. Goeman, Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Rochusstr.1, 53107 Bonn 
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höher ausfallen, wenn nicht der Verbrauch wegen der Diskussion des Rinderwahnsinns BSE 
so stark eingebrochen wäre. 

Insgesamt werden im Endstadium die Mittel, die an die Landwirte in Deutschland transfe
riert werden, einen Umfang von ca. 7-8 Mrd. DM einnehmen. 

Hier taucht dann immer die Frage auf; sind die Geldmittel sicher? Sie sind es, denn der Aus
gleich ist nominal gleichbleibend, die Agrarleitlinie hingegen dynamisch angelegt. 

Die Ausgleichszahlung könnte nur geändert werden, wenn dazu die EG-Kommission einen 
entsprechenden Vorschlag machen und der Ministerrat diesen mit Mehrheit beschließen 
würde. 

Hierfiir sehe ich bisher und künftig keine Veranlassung. 

Auch bei den flankierenden Maßnahmen ist es nach der letzten Sitzung der Agrarminister 
von Bund und Ländern gelungen, die Finanzierung sicherzustellen. Es hat sich erwiesen, daß 
die zahlreich angemeldeten Maßnahmen der Mitgliedstaaten zum Teil noch nicht budgetreif 
waren, so daß die bereitgestellten Mittel, die ja zum Teil aus dem Garantieteil des Fonds 
kommen, ausreichen werden.Auch die Verteilung zwischen den Bundesländern konnte in
zwischen einvernehmlich geregelt werden. 

Die Verwaltung ist bei dem Massenverfahren der Ausgleichszahlung in hohem Maße gefor
dert. 

Im Jahre 1993 wurden insgesamt 380.000 Anträge gestellt, davon 285.000 im vereinfachten 
Verfahren. 

1994 dürfte die Zahl der Anträge kaum geringer sein, wobei jedoch tendenziell die Inan
spruchnahme des allgemeinen Verfahrens mit Fiächenstillegung steigt. 

Nach den ersten Auswertungen wird das allgemeine Verfahren rd. 30 % der Anträge umfas
sen. 

Im VOljahr waren es lediglich 25 0/ ... 

75 % der Antragsteller verhielten sich wie Kleinerzeuger. 

Die Herausforderung fiir die Verwaltung liegt in drei Punkten. 

I. In der nunmehr absehbaren Installation des Regelmechanismus bei Grundflächen
überschreitungen. 

Dies wird dadurch kompliziert, daß in den Verträgen des Blair-House-Abkommens die 
Ölsaatenf1ächen zusätzlich eingeschränkt wurden. 

2. In der eigentlichen Durchfiihrung selbst, die ja in den Bundesländern als Stoßgeschäft 
angesehen werden muß. 
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Sie hat dazu gefiihrt, daß Verwaltungspersonal aus allen möglichen Spezialverwaltun
gen fiir diese Aufgabe abgestellt werden mußte. 

Die Erledigung steht unter ungeheurem Zeitdruck. 



3. In der Umstrukturierung der VelWaltung sowohl auf Bundes- als auch aufLandesebe
ne, nicht zuletzt um die Kontrollvorgänge, das Sanktionssystem, das Auszahlungssy
stem und das umfangreiche Informationssystem zu bewältigen. 

Herr Pahmeyer hat in seinem Vortrag dargetan, daß der Anteil der Bundes- und EG
Maßnahmen bei der Arbeitserledigung inzwischen einen Umfang von rd. 93 % einnimmt. 

Die Agrarreform hat rd. 60 % des Arbeitsaufwandes der Landwirtschaftskammer Westfalen
Lippe ausgemacht. 

Bei dieser Sachlage erklärt sich leicht, daß die Beratungsaufgaben und auch andere wichtige 
Aufgaben in der Kompetenz der Landesbehörden zurückgestellt werden mußten, um die 
neuen Aufgaben der Agrarreform fristgerecht und sachlich so gut zu erledigen, daß daraus 
keine Anlastungen der EG erwachsen. 

Auf Bundesebene haben wir im Ministerium, bei den Zahlstellen, bei der Geldbeschaffimg 
und letzten Endes auch bei den Oberen Bundesbehörden eine Umstrukturierung eingeleitet. 

Aber auch die Erfolge der Reform machen uns zu schaffen. 

So muß die Lagerhaltung bei Interventionswaren grundsätzlich umgestahet werden; mittels 
Ausschreibung soll der Versuch unternommen werden, kostengiinstig den besten geeigneten 
Lagerraum zu beschaffen. 

Die Anforderungen an die Wissenschaft schließlich, ich würde meinen, daß die Konsequen
zen der Agrarreform in der derzeitigen Ausgestaltung noch nicht genügend durchdacht sind. 

Insbesondere sind die Wirkungen, die sich auf die vor- und nachgelagerten Bereiche erge
ben, zu wenig erforscht und sie müssen scharf getrennt werden von verfiilschenden Erschei
nungen. 

So wird z.B. behauptet, die Ausgleichszahlungen würden gleich in Form von gesteigerten 
Pachten an die Besitzer von Grund und Boden weitergereicht. 

Dies ist so nicht zutreffend, und entspricht wohl auch nicht der Theorie. 

Hier ist umfangreiche empirische Forschung erforderlich, um Einflüsse aus anderen Berei
chen, z.B. Landhunger von Veredelungsbetrieben, von denen der eigentlichen Agrarreform 
zu trennen. 

Was ich bislang von der Wissenschaft gehört habe, läuft mehr oder minder darauf hinaus, 
sich mit der Reform der Reform zu beschäftigen. Dabei würde die Wissenschaft viel mehr 
Gehör finden, wenn sie sich in die leidige Aufgabe vertiefen ,würde, bei der praktischen Ab
wicklung und Bewertung der nun einmal aufEG-Ebene etablierten Reform zu beteiligen. 

Ihr Rat wäre dann viel gefragter, manche Anstöße von seiten der Wissenschaft könnten auf
genommen werden. 

Wenn wir 1970 in der EG der 12 rd. 16 Y:z Millionen Menschen in der Landwirtschaft als 
Beschäftigte hatten und 1992 nur noch 7,6 Millionen und dieser Abwanderungsprozeß aus 
der Landwirtschaft von fast 9 Mio. Menschen, die in ihrer Lebenssituation meist zutiefst 
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betroffen sind, ohne Revolution und Ausbrüche von Radikalismus vonstatten gegangen ist, 
so zeigt dies, daß die EG-Agrarpolitik durchaus ihren Zweck erfiillt hat. 

Sie hat keineswegs den Strukturwandel gehindert, sondern den. Menschen, die sich in der 
europäischen "Strukturfalle" Landwirtschaft befanden, eine Hilfe gewährt, die man im Ord
nungssystem Soziale Marktwirtschaft deren sozialen Komponente zuordnen muß. 

Wenn jetzt die Agrarreform ein völlig neues Preisniveau etabliert, die GATT-Verhandlungen 
vermeintlich größere Liberalität gewährleisten, so ist der finanzielle Ausgleich, der in be
trächtlichem Umfang der Landwirtschaft dafiir gewährt wird, daß sie dieses System mitträgt, 
grundsätzlich ebenfalls unter dem sozialen Aspekt unserer Wirtschaftsordnung zu subsum
mieren. 

Die Verwaltung, die erheblich größere Belastungen auszuhalten hat, wird durch diese Sy
stemurnstellung zwar herausgefordert, aber nicht gänzlich überfordert. 

Sie wird im weiteren Verlauf des Umgangs mit der Reform technische Neuerungen in der 
Datenverarbeitung und BÜTotechnik sowie der Satellitenüberwachung für sich in Anspruch 
nehmen und damit mit relativ geringem PersonalaufWand eine großartige Leistung vollbrin
genkönnen. 

Herr Zeddies hat sich zu den AufWendungen, die in der Verwaltung für die Umsetzung der 
Agrarreform in Deutschland gemacht werden, geäußert und grob geschätzt 500 Millionen 
DM pro Jahr in den Raum gestellt. 

Unsere Schätzungen nehmen sich bescheidener aus. 

Wir gehen davon aus, daß im dritten Jahr der Anwendung der GesamtaufWand für zusiitzli
ches Personal, Inforrnationsbeschaffimg und Datenverarbeitung sich auf etwa 210 Millionen 
DM belaufen wird. 

Obwohl wir das nicht unterstellt haben, die Realität zeigt, daß es noch bescheidener zuge
gangen ist. 

In den Bundesländern ist - sehr zum Leidwesen der betroffenen Ämter - weitgehend kein 
zusätzliches Personal eingestellt worden. 

Mit einem Wort: Die Wirtschaftsordnung als solche wird voraussichtlich nicht überfordert. 
Sehr wesentlich ist aber die Frage der zukünftigen agrarpolitischen Zielorientierung der EU. 

Der Streit, der ansatzweise bei der Reform der Reform gefiihrt wird, geht ja darum, ob man 
der Landwirtschaft, der man gegen einen entsprechenden Ausgleich ein neues System aufge
zwungen hat, nunmehr zumuten kann, den Ausgleich pauschal oder selektiv schrittweise 
wieder wegzunehmen. 

Hieran scheiden sich die Geister! 

Es gibt viele, die daraufhinarbeiten, der Landwirtschaft etwas wegzunehmen - wir haben es 
ja gerade nachdrücklich von Prof. Koester gehört -, die Bundesregierung, die Mehrheit der 
Länderregierungen und ihre jeweiligen Verwaltungen gehören ausdrücklich nicht dazu. 
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Deshalb, wenn über Reform der Reform nachgedacht wird, muß sehr sorgfältig abgewogen 
werden, ob dies einkommensmäßig zum seIhen nachhahigen Resultat fiihrt. 

Dabei ist die Verwaltung mit Sicherheit aufgeschlossen fiir Systeme, die die Reform leichter 
handhabbar machen und die Verwaltung vereinfachen. 

Hierzu hat die Bundesregierung bereits ihren zweiten Beitrag geleistet, auch Frankreich und 
das Vereinigte Königreich haben entsprechende Memoranden im EU-Ministerrat vorgelegt. 

Ich rechne damit, daß weitere Mitgliedstaaten ihre Ideen in die Beratung einbringen werden. 
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Statement des Vertreters der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände e.V. 
Thomas SCHLIER * 

l. Für den Verbraucher hat sich im Durchschnitt durch die Agrarreform vom Juli 91 we
nig geändert. Die geringfiigige Absenkung der Garantiepreise und die damit verbunde
ne Änderung der Grenzk.osten konnten sich aufdie Verbraucherpreise fiir Lebensmittel 
nicht fiihlbar auswirken. Rechnerisch und auflange Sicht ergeben sich dennoch gering
fiigige Gewinne bei Schweinefleisch, Geflügel und Eiern, bei Milchprodukten und beim 
Rindfleisch. Umgekehrt spürt der Normalverbraucher nichts davon, daß ihm zum 
Ausgleich als Steuerzahler zunehmend tiefer in die Taschen gegriffen wird und daß 
damit die Kosten des Agrarsystems, fiir das er als Verbraucher und Steuerzahler zah
len muß, insgesamt weiter steigen und nicht fallen. 

Mindestens 500 D-Mark pro Kopf der Bevölkerung der Bundesrepublik, mindestens 
40 Milliarden D-Mark pro Jahr - in der Union weit über 200 Milliarden D-Mark - ko
stet die Landwirtschaft die Verbraucher, die Volkswirtschaft. Die Landwirtschaft trägt 
nicht zu unserem Wohlstand bei, sie verbraucht einen Teil des Wohlstandes, den ande
re Wirtschaftssektoren erwirtschaften. Dabei ist die Frage, wie hoch der Anteil davon 
ist, der verschwendet wird, durchaus interessant; etwa 25 bis 50 Prozent der 40 Milli
arden dürften es schon sein. Doch fiir den einzelnen, der zahlen muß, ist das nur von 
zweitrangiger Bedeutung. 

2. Wie die früheren Agrarreformen war auch die jüngste Reform im Grunde nur ein Ku
rieren an Symptomen. Schon vom Ansatz her war es nicht Ziel der Reform, diesen 
kranken Wirtschaftssektor auf den Weg der Gesundung zu fUhren; dazu fehlte und 
fehlt der politische Wille. Die Gründe lagen viehnehr in der Notwendigkeit, das 
ausufernde "Marktordnungssystem" finanzierbar zu erhalten und den vom GATT aus
gehenden Druck zu einer intemational weniger schädlichen Agrarpolitik wenigstens 
auf ein erträgliches Maß zurückzufiihren. Folgerichtig setzte die Reform deshalb bei 
den Hauptproblemprodukten, bei Getreide und Rindfleisch, an. 

Nach wie vor sind Autarkieansprüche und Protektionismus die Leitbilder der europäi
schen Agrarpolitik, selbstverständlich mit gesamtwirtschaftlich negativen Folgen. Die 
Landwirtschaft, besser gesagt, die agrarpolitische Führungselite, hat sich mit der soge
nannten Agrarreform fiir "mehr Plan und weniger Markt" entschieden. Ihre Abhängig
keit vom Staat, vom süßen Gift der Subventionen, nimmt zu. Und aller Erfahrung nach 
ist der Staat weit unberechenbarer als der Markt. 

Die bäuerliche Führung und die Agrarpolitiker aller Couleur pflegen unerschütterlich 
ihren Aberglauben, daß im Gegensatz zu allen anderen - weltweiten - Erfahrungen 
ausgerechnet im Agrarbereich durch Dirigismus und Planwirtschaft mehr Wohlstand, 
Gerechtigkeit und Zufriedenheit geschaffen werden könnte. Vielzuviel der naturgemäß 
begrenzten geistigen und politischen Energie konzentriert sich - im Kleinen wie im 
Großen - darauI: wie staatliche Subventionen erhalten, umgeschichtet, gerechter ver
teilt und wie möglichst noch weitere Subventionen öffentlichkeitswirksam begründet 
werden können. Die Kosten pro Betrieb steigen weiter an, trotzdem werden die Kla-

• Dip!. rer. po!. T.Schlier, Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände, Heilsbachstr. 20, 53123 Bonn 
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gen der Bauern nicht leiser. Auch die Reform hat an der Grundkonstruktion der 
Agrarpoli~ "Subventionsfaß ohne Boden" nichts geändert! Das in Artikel 39 des 
EWG-Vertrages formulierte Hauptziel der Agrarpolitik wird weiterhin mißachtet. 

3. Mit der Agrarreform ist es der landwirtschaftlichen Führung gelungen, die umsatzge
bundenen Einkommensübertragungen vorläufig zu retten. Motto: Für die Großen viel, 
fiir die Kleinen wenig. Oder besser: Für die Kleinen soviel, daß sie als Wählerpotential 
nicht aufgeben. Was früher über die Preise kam, kommt heute unmittelbar aus dem 
Staatssäckel: Prämien fiir Kühe, Ochsen und Schafe, fiir Getreide und Ölsaaten und 
sogar dafiir, daß man gar nichts produziert. Auch Quoten sind ja nichts anderes als ei
ne Garantie fiir umsatzproportionale Sondereinnalunen zu Lasten der Verbraucher! 
Diese Hilfe, die die Bauern der Gesellschaft abverlangen, ist eine ganz besondere Art 
von "Sozialhilfe". Allerdings nicht nach den Kriterien, nach denen Sozialhilfe fiir die 
übrigen Bürger Europas gewährt wird: Die staatlichen Zahlungen erfolgen völlig un
abhängig von der Leistungsfähigkeit und von der Bedürftigkeit. Die Einkommen der 
Begünstigten und die Höhe ihres Vermögens haben keinen Einfluß auf die Höhe dieser 
"Sozialhilfen". Außerdem haben in diesem Fall die Reichsten den höchsten und die 
Ärmsten den geringsten gesetzlichen Anspruch. 

Der Staat prämiiert heute mehr oder weniger das Bodeneigenturn und den Bodenei
gentümer, sofern er anerkannter Bauer ist. Wenn man den Feststellungen der Brosseler 
Kommission folgt, und diese stützt sich auf die Statistik, dann erhält das oberste 
Fünftel der landwirtschaftlichen Betriebe genau das Sechzehnfache der Subventionen 
(Prämien, Ausgleichszahlungen), zumindest aus Brossel, mit der die Masse der Betrie
be im Durchschnitt auskommen muß. Die Masse, also achtzig Prozent der Landwirte, 
müssen sich mit insgesamt zwanzig Prozent der Subventionen begnügen. Diese sind 
mit dem sehsamen Umverteilungsprozeß offensichtlich zufrieden, oder sie halten ihn 
fiir gottgegeben. 

Wie lange es der Agrarpolitik gelingt, diese unsoziale und ineffektive Umverteilung 
von Steuergeldern vor der breiten Öffentlichkeit zu verbergen, bleibt abzuwarten. Was 
muß ein Arbeitsloser, ein Rentner oder ein Sozialhilfeempfanger denken, wenn er er
flihrt, daß allein der Besitz von zwanzig oder dreißig Hektar Land einen höheren An
spruch aus der vom Steuerzahler gespeisten Staatskasse begründet, als der Anspruch, 
den er nach einem arbeitsreichen Leben gegenüber der Gesellschaft geltend machen 
kaim. Hier hat die Agrarreform sozialpolitischen Sprengstoff produziert, ein gef'ahrli
ches Spannungsverhältnis nicht nur zwischen den Bauern und ihren nichtbäuerlichen 
Nachbarn, sondern Spannungen auch innerhalb der Landwirtschaft selbst. Mit den 
Grundsätzen Sozialer Marktwirtschaft hat dies nichts mehr zu tun. Die Reform hat 
neuen Reformbedarf produziert. 

4. Insgesamt ist der Reformbedarf ohnehin heute höher als je zuvor. Denn es liegt im 
Wesen planwirtschaftlicher Systeme, daß sie auf Veränderungen wichtiger Ralunenda
ten zu langsam oder gar nicht reagieren. Und die Ralunenbedingungen der Agrarpolitik 
ändern sich schnell. 
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So wurde von dem, was das GATT wollte - und im Interesse des Welthandels und der 
Weh ernährung auch wollen muß - nur ein kleiner Teil, etwa ein Viertel, realisiert. 
Hundert Prozent Protektionsabbau war ursprünglich gewollt! Der Liberalisierungs
druck wird von daher also anhalten, zumal auch der Zusammenbruch des Sozialismus 
im Osten zu beachtlichen Veränderungen auf den Weh agrarmärkten fUhren dürfte. 
Auch von unseren unmittelbaren östlichen Nachbarn, mit denen wir uns assoziiert ha-



ben, werden wir mit zunehmenden Forderungen konfrontiert, die dem agrarpolitischen 
Grundgedanken einer Festung Europa entgegenstehen. Heuchlerisch predigen wir ih
nen Marktwirtschaft, also geuau das System, das wir ihnen fiir die - fiir sie besonders 
wichtige - Agrarproduktion verweigem. 

Daß mit der Wiedervereinigung die Spannungen zwischeu Groß- und Kleinbetrieben 
weiter wachsen, dürfte auf der Hand liegen; es wird immer schwerer, die Produktions
kostenunterschiede zwischen den rentablen Großen und den unrentablen Kleinen 
agrarpolitisch zu vernebeln und zu verkleistern. 

Darüber hinaus ist die Differenzierung der Landwirtschaft in unterschiedliche Bran
chen schon seit langem viel weiter fortgeschritten, als es die meisten Agrarpolitiker 
und - verständlicherweise - der Deutsche Bauernverband wahrhaben wollen. Tradition 
und Bodenbesitz reichen als gemeinsamer Nenner auf die Dauer kaum aus. Unbewäl
tigte Vergangenheit bedrückt auch die Branchen Obst und Gemüse, Wein und Zucker, 
deren Reform noch bevorsteht. 

Die Frage aus Sicht der Verbraucher und Steuerzahler ist dabei vor allem: Marschieren 
die Bauernverbände und ihre Helfer, die Agrarminister, weiter in Richtung Planwirt
schaft, im Zweifelsfall bis zum bitteren Ende? Werden die Steuerzahler und die 
Volkswirtschaft künftig noch mehr belastet? Ist in Brüssel die Subventionsdynamik auf 
Dauer fest installiert (Finanzrahmen, Switch-over)? Nimmt die gesamtwirtschaftliche 
Ressourcenverschwendung weiter zu, oder gewinnt die Politik die Kraft, sie abzubau
en? Wie groß sind die Chancen fiir eine Politik, die sich am Gemeinwohl anstatt an den 
Sonderinteressen der Landwirtschaft orientiert? Bleibt die Macht der Agrarverbände, 
die allenfalls 800.000 Betriebe vertreten, weiterhin so beherrschend, daß die Interessen 
von 320 Millionen Verbrauchern aufder Strecke bleiben. 

Dies müßten eigentlich auch fiir die Landwirtschaft selbst wichtige Fragen sein, ange
sichts der steigenden Staatsverschuldungen in der EU und die daraus resultierenden 
Zwänge, die sich auf den Wohlstand der Verbraucher negativ auswirken. 

Europa verliert an Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Wettbewerb, und es ver
liert damit auch an Fähigkeit, seine verlustreichen Produktionszweige finanziell zu ali
mentieren. 

Die Frage ist, ob sich die Sozialhilfen fiir die bäuerlichen Unternehmer auf ihrer extre
men Höhe und in ihrer unsozialen Form werden halten lassen, wenn die Sozialhilfen 
fiir die übrigen Bürger weiter eingekürzt werden. 

5. Unbeantwortet hat die jüngste Agrarreform auch die zentrale Frage gelassen, wie es 
mit dem Strukturwandel in diesem weit überbesetzten Wirtschaftssektor weitergehen 
soll. Nicht einmal die Hälfte der heutigen Betriebe können als Vollerwerbsbetriebe 
überleben. Doch die Strukturfrage wird von der Agrarpolitik immer noch tabuisiert 
oder verdrängt: Fast alle Maßnahmen und Programme sind auf die Erhaltung der bis
herigen Agrarstrukturen ausgerichtet. Strukturpolitik wird nicht konstruktiv und aktiv 
betrieben oder wenigstens als Ziel formuliert; vielmehr ist sie auf die Verteidigung von 
Positionen ausgerichtet, von denen jeder Fachmann längst weiß, daß sie auf längere 
Sicht nicht haltbar sind. Leidtragende dieser Vogel-Strauß-Politik sind nicht zuletzt die 
Landwirte selbst. 
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Große Nachteile ergeben sich aus dieser Haltung und der daraus resultierenden Fehllei
tung von Finanzmitteln auch fiir die ländlichen Räume, in denen der Landwirt längst zu 
einer kleinen Minderheit geworden ist. Hier käme es vor allem darauf an, möglichst 
viel zukunftsträchtige nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplätze zu erhalten und zu schaf
fen. Es wäre besser, wenn wenigstens ein Teil der Subventionsmilliarden in den ländli
chen Raum anstatt in unrentable Agrarbetriebe investiert würden. Bezeichnend ist in 
diesem Zusammenhang, daß der Bundeslandwirtschaftsminister, der bei seiner 
Amtseinfiihrung das Wort Strukturpolitik auffallend häufig im Munde fiihrte (nachdem 
es bei seinem Vorgänger fast ein Un-Wort gewesen war), in seiner Bilanz zum Ab
schluß der Legislaturperiode diesen Begriffkaum erwähnt. 

6. Statt die wirklichen - und auch ökologischen - Kernfragen konstruktiv in Angriff zu 
nehmen, wird von der landwirtschaftlichen Führung heute ein enormer Aufwand ge
trieben, um die Saat fiir nachwachsende Subventionen zu legen. Umweltschutz, nach
wachsende Rohstoffe, Landschaftspflege, all das wird zum Vorwand genommen, um 
neue Ansprüche an die Staatskasse und damit an die Steuerzahler zu begründen. Doch 
auch Umweltschutz und Landschaftspflege müssen grundsätzlich wirtschaftlich betrie
ben werden, d. h., es müßten die jeweils kostengünstigsten Optionen gewählt werden 
und nicht die, die dem bäuerlichen Unternehmer, dem Bodeneigentümer, die höchsten 
Einnahmen versprechen. "Umweltschutz" und "Landschaftspflege" werden bisher mit 
hohem PR-Aufwand vorwiegend dazu mißbraucht, um den Mitbürgern noch mehr 
Geld aus den Taschen zu ziehen. Auch hier muß sich die Landwirtschaft die Frage 
stellen, ob dieser Weg auf die Dauer tragflihig ist. 
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Nicht nur die Verbraucherforderung nach möglichst preiswerten Agrarrohstoffen - und 
Lebensmitteln -, sondern auch die immer drängendere Forderung nach umweltverträg
licher Produktion läßt sich mit der Forderung nach einer marktwirtschaftlich orientier
ten und weniger verlustreichen Agrarpolitik durchaus in Einklang bringen. Unwirt
schaftliche Produktionen zumindest gehen zu Lasten der Umwelt. Ökologie ohne 
Ökonomie ist nicht wirklich ökologisch. Auch hier ist der Reformbedarf größer denn 
je. 



ZUSAMMENFASSUNG DER PODRJMSDISKUSSION 

von 

Prof Dr. Wilhelm SCHEPER* 

''Zukünftige Aufgaben fii.r Wissenschaft, Politik und Verbände" war das Thema der Ab
schlußveranstaltung. Prof Dr. G. Schmitt behandelte in seinem Vortrag kritisch die Rolle 
der deutschen wissenschaftlichen Agrarökonomie - insbesondere die des wissenschaftlichen 
Beirats beim BML bei der Vorbereitung und Durchfiihrung der EG-Agrarreform. Der Vor
trag hatte in weiten Bereichen den Charakter einer selektiven Schwachstellenalanyse und 
wurde vom Auditorinm recht unterschiedlich beurteilt. Die anschließende Diskussion machte 
deutlich, daß das Thema "Grenzen und Möglichkeiten wissenschaftlicher Politikberatung" 
auch in Zukunft einen großen Stellenwert haben wird und von der Wissenschaft nicht erwar
tet werden kann, daß sie stets einheitliche operative Empfehlungen geben wird. 

Die Teilnehmer der Podiumsdiskussion waren führende Vertreter recht unterschiedlicher 
Institutionen, und insofern konnte man erwarten, daß ein breites Spektrum. von Problemen 
angesprochen und kontrovers diskutiert werden würde. Die einleitenden Statements der 
Teilnehmer sind im Tagungsband wiedergegeben und werden deshalb nachfolgend nur kurz 
angesprochen: 

DipL rer. pol T. Schlier von der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände be
schränkte sich weitgehend auf eine generelle Kritik der Agrarpolitik aus ordnungs
politischer Sicht und warnte vor den Folgen des nach seiner Meinung auch in jüngster 
Zeit zunehmenden agrarpolitischen Interventionismus. Spezielle Wünsche der Ver
braucherverbände bezüglich· der Weiterentwicklung der agrarpolitischen Komponente 
"Versorgung der Bevölkerung mit hochwertigen Nahrungsmitteln zu angemessenen 
Preisen" wurden nicht vorgetragen. 

Dr. D. Goeman vom BML konzentrierte sich auf die jüngste EG-Agrarreform und 
beurteilte diese nicht nur als einen Schritt in die richtige Richtung, sondern auch als ei
ne Maßnahme, die nachhaltig die agrarpolitische Situation in einer akzeptablen Weise 
auch ohne große Folgemaßnahmen (Reform der Reform) stabilisiert. 

Der Vertreter des Deutschen Raiffeisenverbandes, Dr. F. Hausmann, skizzierte die 
negativen Auswirkungen der Agrarreform auf die der Landwirtschaft vor- und nach
gelagerten Bereiche und machte deutlich, daß in diesen Bereichen die Unternehmen 
erbebliche Anpassungen vornehmen müssen, um überleben zu können. Er forderte von 
der Agrar- und Wirtschaftspolitik Rahmenbedingungen, die den notwendigen Um
strukturierungsprozeß unterstützen. 

Dipl.-Ing. agr. A Krug vom Bund fii.r Umwelt und Naturschutz vertrat die Auffas
sung, daß die EG-Agrarpolitik nicht genügend Beiträge zur Erreichung der Umwelt
und Naturschutzziele leiste, und forderte dementsprechend eine Umstrukturierung der 

Prof. Dr. W. Scheper, Institut für Agrarökonomie der Christian-Alhrechts-Universität zu Kiel, Olshau
senstr. 40, 24098 Kiel 
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staatlichen Maßnahmen. Was die verschiedenen staatlichen Instanzen bei der Umstruk
turierung leisten sollen, blieb weitgehend offen. Jedoch deutete vieles darauf hin, daß 
ein Mehr an "staatlichem Interventionismus" und ein Mehr an "nationalen und regiona
len Kompetenzen" gefordert werden. 

Prof. Dr. F. Golter vom Landesbauernverband in Baden-Württemberg beurteilte die 
Agrarreform im Grundsatz positiv. Jedoch bleibt nach seiner Auffassung viel zu tun, 
um die Ausgestaltung zu verbessern und um zu verhindern, daß Folgemaßnahmen zu 
Lasten der Landwirtschaft durchgefiihrt werden. Positive Entwicklungsmöglichkeiten 
fiir die Landwirtschaft werden insbesondere in folgenden Bereichen gesehen: (a) Pro
duktion von Dienstleistungen gegen Entgeh (Landschaftspflege und Ressourcen
schutz), (b) Produktion umweltfreundlicher nachwachsender Rohstoffe, (c) Erweite
rung von Marktanteilen bei hochqualitativen Produkten fiir regionale Märkte. 

Die anschließende Diskussion fiihrte zu folgenden Ergebnissen: 

Bei der Schnittstelle zwischen Verbrauchern und den der Landwirtschaft nachgelager
ten Unternehmensbereichen wie Agrarhandel und verarbeitendes Gewerbe wurde kein 
großer wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf identifiziert. 

Qualität, Stellenwert und Nachhaltigkeit der EG-Agrarreform werden von der Bundes
regierung weit positiver beurteih als von den Vertretern der Verbände. 

Die Ausgest8Itung der Umwehpolitik bleibt ein kontroverses Thema. Es sind noch 
erhebliche Lernprozesse notwendig, damit die Gefahr von volkswirtschaftlicher Ineffi
zienz auf ein akzeptables Maß reduziert wird. Immerhin machten die Dialoge deutlich, 
daß die Landwirtschaft bei einer Intensivierung der Umwehpolitik nicht nur Verlierer 
sein muß, sondern auch neue Quellen fiir Leistungseinkommen erschließen kann. 

Die Dialoge und Statements enthielen keine düsteren Visionen über große Konflikte, 
Strukturbrüche oder soziale Krisen im nächsten Jahrzehnt. 

Die an die Agrarwissenschaft gerichteten Forderungen waren: 

Durchfiihnmg von Wirkungsanalysen im Bereich Agrarreform, 

vermehrte Forschung im Bereich Diversifizierungsmöglichkeiten (Innovationen, Er
schließung neuer Märkte), 

Intensivierung von Vorausschätzungen wirtschaftlicher Entwicklungen (Prognosen), 

gute Ausbildung von Nachwuchskräften, 

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis. 

Insgesamt gesehen wurde deutlich, daß die Akteure der Agrarpolitik die zunehmend enger 
werdende Verzahnung zwischen den Agrarunternehmen und landwirtschaftlichen Haushalten 
einerseits und den übrigen Bereichen der Volkswirtschaft andererseits nicht nur zur Kenntnis 

nehmen, sondern auch durch Erweiterung ihrer Aktivitäten berücksichtigen. 
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SUMMARY OF THE FINAL MEETING 

by 

Prof Dr. Wilhelm SCHEPER * 

"Future Tasks for Science, Politics and Associations" was the subject ofthe final meeting. In 
bis speech, Prof. Dr. G. Scbmitt critically assessed the role of German scientific agricuhural 
economics - in particular the role of the 'Wissenschaftlicher Beirat beim BML' with respect 
to preparation and implementation ofthe EU CAP-Reform. The speech can be wide1y cha
raeterized as a selective analysis of shortcomings. The opinions on the contn"bution varied 
within the audience. The ensuing discussion has shown that the topic "Limits and Opportu
nities of Scientific Policy Consultancy" will also in the future play an important role and that 
one cannot expeet that always uniform operational recommendations will be given. 

The members of the panel discussion were leading representatives of fairly different orga
nizations. So one could expect that a broad field of problems would be addressed and con
troversially discussed. The introducing statements of the members are included in the 
proceedings afthe conference and therefore will be only shortly addressed here: 

DipL rer. pol. T. Schlier, representative ofthe 'Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher
verbände', in essence limited bis arguments to a general criticism of the agricultural 
policy stressing economic order principals and warning of the consequences of the - in 
bis opinion increasing - state interventionism. Specific demands of consumer associa
tions regarding the development ofthe agricultural policy component "Supply for the 
consumers with high-quality food at reasonable prices" have not been depieted. 

Dr. D. Goemann, representative of the Ministr)' of Agriculture, focused on the recent 
EU agricuhural reform. He assessed it not only as a step in the right direction, but also 
as a mean to stabilize the situation of the agricultural policy in an acceptable and su
stainable way without the necessity of any extensive successive means (reform ofthe 
reform). 

Dr. F. Hausmann, the representative ofthe 'Deutscher Raiffeisenverband', outlined the 
negative effeets ofthe agricuhural reform for the up-stream and down-stream areas of 
the agricultural seetor. He stressed that the enterprises of these areas have to reaet 
substantially and requested a framework supporting the necessary restructuring " 
processes which has to be provided by the agricultural and economic policy. 

Dipl. Ing. agr. A. Krug representing the 'Bund fiir Umwek und Naturschutz' expressed 
bis opinion that the EU agricuhural policy does not make sufficient contributions to 
reach the environmental aims. He therefore demanded a restructurmg of the state mea
sures. What in specific the different governmental authorities should ac hieve, remained 
rather unclear. However, many aspeets pointed at more "state intervention" and more 
''national and regional competence" being asked for . 

• Prof. Dr. W. Scheper, Department of AgricuJturall'!conomics ofthe University ofKiel, OIshausenstr. 40, 
0-24098 Kiel 
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Prof. Dr. F. Golter, representative of the 'Landesbauemverband' of Baden
Württemberg, gave a basically positive assessment of agricu1tural reform. However, in 
bis opinion many improvements regarding the implementation are still necessary to 
prevent agricu1ture from negative following measures. A positive development fOT 
agricu1ture can be achieved in the following areas: (a) supply of services paid for 
(landscape nnrsing and protection of natural resonrces), (b) production of environmen
tally beneficial regrowing resonrces, (c) gaining market shares for high quality pro
ducts on regional markets. 

The ensuing discussion lead to the following results: 

No extensive need for political action has been identified at the intersection between 
the consumer and the downstream enterprises ofthe agricultnral sector like retail trade 
and processing industry. 

Quality, meaning and sustainability of the EU agricultural reform are assessed by far 
more positive by the Federal Govemment than by representatives of the associations. 

The organization ofthe environmental policy remains a controversial topic. Immense 
processes are still necessary to reduce the risks ofinefficient approaches. However, the 
dialogue has shown that agricu1ture is not necessarily the loser of an extended environ
mental policy but might also gain new income sonrces. 

The dialogues and statements have not shown really gloomy visions about conflicts, 
structural breaks and social crises in the next decade. 

Requirements addressed to the scientific agricu1tural economics have been: 

the carrying out ofimpact analyses for the agricultural reform, 

to intensiJY research in the area of diversification (innovation, market development), 

good education of junior scientists and junior staff in general, 

the improvement ofthe co-operation between science, politics and practice. 

Alltogether it has become clear that the agents of agricu1tural policy not only recognize the 
increasingly closer relationship between agricu1tural enterprises/households and and other 
areas ofthe economy but also take them into account by broadening their activities. 

TeMo~ 3aKnlO'IHTenbHoro AHJI KOHcj>epeHqHH 6b1na TeMa - "nepcneKTHBHble 3aAa'lH 
HaYKII, nonHTHKH, COlO30B H 06DeAHHeHH~". npocj>eccop A-P r. IIIMHTT KpHTH'IeCKH 
paCCMOTpen B CBoeM AOKnaAe ponb HeMeqKo~ arpapHo~ 3KOHOMH'IeCKO~ HaYKH B 
nOArOTOBKe H npOBeAeHHH arpapHo~ pecj>opMbl Ee, oc06eHHO HaY'IHOrO COBeTa npH 
<l>eAepanbHoM MHHHCTepCTBe cenbCKoro X03J1~CTBa. ::hoT AOKnaA BO MOHorOM HMen 
xapaKTep Bbl60pO'lHOrO aHanH3a Y3KHX MeCT H 6b1n AOBonbHo no pa3HoMY 
BOCnpHHJlT aYAHTopHe~. nOcneAoBaBwaJl 3a AOKnaAoM AHCKYCCHJI n03BonHna 
CAenaTb BblBOA 0 TOM, '1TO TeMa 'TpaHHqbl H B03MOlKHOCTH HaY'IHblX KOHcynbTaqH~ 
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nomlTI1Ki1" 6YAeT 11 B 6YAYlI.\eM aKTyanhHa, 11 '1TO OT HaYKI1 He BcerAa MOJKHO 

OlKtlAaTh 0AH03Ha'lHhIX 11 eA"HhlX OnepaTI1BHhlX peKOMeHAaI.\I1M. 

Y'IaCTHI1KaMI1 3aKnlO'II1TenhHOii nneHapHoii AI1CKYCCI1I1 6 hIn 11 BeAYlI.\I1e 

npeACTaBI1Tenl1 pa3nl1'1HhlX OpraHI13aI.\l1ii, '1TO np"BenO, KaK 11 cneAOBano OJKI1AaTh, 

K OJKI1BneHHOMY 06CYlKAeHI1lO AOBonhHO Wl1pOKOrO cneKTpa BonpOCOB. 

BCTynl1TenhHhle BhlcTynneHI1.sI Y'IaCTHI1KOB AI1CKYCCI1I1 OTpaJKeHhl B 113AaHI111 

OTAenhHO, nO-3TOMY 6YAYT np"BeAeHhl 3AeCh KpaTKO: 

rOCnOAI1H T. IIInl1p, npeACTaBI1Tenb pa60'leii rpynnhl 06'beAI1HeHI1.sI 06l1.\eCTB 

nOTpe6l1Teneii, OCTaHOBl1nC.sI rnaBHhlM 06pa30M Ha OCHOBaTenhHoii Kpl1TI1Ke 

arpapHoii nonl1TI1KI1 C nOnl1TI1KO-npaBOBoii TO'lKI1 3peHI1.sI. OH npeAOCTeper OT 

nocneACTBl1ii arpapHo-nOnI1TI1'1eCKOrO I1HTepBeHL\I10HI13Ma YCl1nI1BalOlI.\erOC.sI, no 

ero MHeHI1IO, 11 B nocneAHee BpeM.sI. CneL\l1anhHhlX nOJKenaHl1ii OT 06l1.\eCTB 

nOTpe611Teneii B OTHOWeHl111 AanbHeiiwero pa3BI1TI1.sI KOMnOHeHTOB arpapHoll. 
nOnl1TI1KI1 06eCne'leHI1.sI "cHa6JKeHI1.sI HaCeneHI1.sI BhlCOKOKa'leCTBeHHhlMI1 

npOAYKTaMI1 nI1TaHI1.sI no YCTpal1BalOlI.\l1M nOTpe6l1Ten.sI L\eHaM" BblCKa3aHO He 

6hInO. 

rOCnOAI1H A-P J],. r03MaH 

x03.sIiicTBa eIlpr OCTaHOBl1nC.sI 

OT eIleAepanbHoro MI1HI1CTepCTBa. cenbCKoro 

Ha nocneAHell. arpapHoll. pe4>opMe EC. OH 

OL\eHl1n ee 
KaK Mepy, 

pe4>opMbl) 

cl1TyaL\I1IO. 

He TonhKO KaK npaBl1nbHhlll. war B HYJKHOM HanpaBneHI1I1, HO 11 

KOTOpa.sI 6e3 KpynHhlx AOnOnHI1TenbHhlX 113MeHeHI1ii (pe4>opMa 

cnoc06Ha AOCTaTO'lHO cTa611nl1311pOBaTb arpapHo-nonI1TI1'1eCKYIO 

IlpeACTaBI1Tenh HeMeL\KOrO 06'beAI1HeHI1.sI Pall.4>4>all.3eHa, A-P eil. XaYCMaHH, 

KOPOTKO npeACTaBl1n HeraTI1BHble nocneACTBI1.sI arpapHoll. pe4>opMhl An.sI 

oTpacneii AilK 11 nOA'IepKHyn, '1TO npeAnp".sITI.sI 3TI1X OTpacnell. AOnJKHhI B 

3Ha'lI1TenhHoii CTeneHI1 npl1cnOCa6nI1BaThC.sI, '1T06h1 BhlJKI1Th B HOBOii cI1TyaL\l1l1. 

OH nOTpe60Ban OT arpapHoii 11 3KOHOMI1'1eCKoll. nOnl1TI1KI1 C03AaHI1.sI TaKI1X 

nonl1TI1'1eCKI1X ycnOBI1ll., KOTophle npeAYCMaTptlBanl1 6hl He06xOAI1MYlO 

nOAAepJKKY npOL\eccy CTPYKTYPHhlX 113MeHeHI1ll.. 

rOCnOAI1H A. Kpyr OT COlO3a oxpaHhI npl1pOAhI 11 OKpYJKaKlll.\ell. cpeAhI 

np"AepJKIBanC.sI MHeHI1.sI. '1TO arpapHa.sI nOnl1TI1Ka EC He np"HeCna 

JKenaeMOro BKnaAa B AOCTI1JKeHl1e L\enell. oxpaHhl npl1pOAhl 11 OKpYJKaKlll.\ell. 

cpeAhI. OH BhlcTynl1n 3a CTPYKTypHoe 113MeHeHI1e rOCYAapCTBeHHhlX 

MepOnp".sITIll.. BonpOChl ponl1 pa3nl1'1HhlX OpraHI13aL\l1ll. B 3TOM npOL\ecce 

OCTanl1Ch B OCHOBHOM OTKphlThlMI1. MHoroe 113 CKa3aHHoro BblBeno 

He06xOAI1MOCTh 60nhwero "roCYAapCTBeHHoro BMewaTenhCTBa" 11 nepeAa'll1 

"60nhwell. KOMneTeHL\1111 Ha OTAenhHhlM CTpaHaM 11 perI10HaM". 

Ilpo4>eccop A-P eil. ronhTep OT AccoL\l1aL\1111 <j>epMepoB 3eMHI1 EaAeH

BlOpTTeM6epr OL\eHl1n arpapHYIO pe4>opMY EC B L\enOM nOnOJKI1TenhHO. B 

TO)[(e BpeM.sI, OH OTMeTl1n. '1TO HYJKHO CAenaTh ell.\e MHoroe An.sI ynY'lweHI1.sI 

pa3pa60TaHHhlx Mep 11 An.sI npeAoTBpaI1\eHI1.sI TOro, '1TO AOnOnHI1TenhHhle ynye 

'1WalOI1\l1e MepOnp".sITJliI 6YAYT npoBeAeHhl B yll.\ep6 cenhcKoMY X03.sIll.CTBY. 
B03MOJKHOCTH AanhHell.wero Il0311TI1BHOrO pa3BI1TI1.sI OTpaCnl1 6hlnH 

nepe'lI1CneHhl cneAYKlll.\HM o6pa30M: (a) npoH3BoAcTBO nnaTHhlX YCJlyr (YXOA 

3a JlaHAwa!j>ToM i1 oxpaHa pecYPcoB), (6) He HaHOC.sIlI.\ee YlI.\ep6a OKPYJKalOlI.\ell. 
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cpep;e npOH3BOP;CTBO paCTHTenbHOrO Cblp"". (B) YBenH'IeHHe p;OnH CenbCKOrO 

X03J1iicTBa B BblpY'IKe OT peanH3al.\HH BbiCOKOKa'leCTBeHHOii npoP;YKI.\HH Ha 

perHOHanbHblX pblHKax. 

He 6b1no 06HapYlKeHo 60nbwoii nOTpe6HocTH nOnHTH'IeCKOrO p;Hanora no 

BOnpocaM nepeCe'leHHJI HHTepeCOB nOTpe6HTeneii H oTpacneii TpeTbeii ccpepbl 

AIIK (arpapHoii ToproBnH H nepepa6aTblBaI>Il.\eii npoMblwneHHocTH). 

KneCTBO. 3Ha'leHHe H cTa6HnbHOCTb arpapHoii pecpopMbI BC 0l.\eHHBaII>TCJI 

cpep;epanbHblM npaBHTenbcTBoM 3Ha'lHTenbHO n03HTHBHee '1eM 

npep;CTaBHTenJlMH 06'bep;HHeHHii H COI>30B. 

CnopHoii OCTaeTCJI TeMa CO'leTaHHJI 3neMeHTOB nonHTHKH no oxpaHe oKPye 

lKaI)ll\eii cpep;b1. B pe3ynbTaTe p;Hanora· MOlKHO 6b1no 3aKnll'lHTb 

He06xop;HMOCTb TOro. '1TO npH HHTeHcHcpHKal.\HH nonHTHKH oxpaHbI oKpye 

lKallll\eii cpep;b1 cenbCKoe X03J1iiCTBO p;onlKHO He npOHrpblBaTb. a nonY'!aTb 
p;ononHHTenbHble HCTO'lHHKH P;OXOp;OB. 

)J.HanorH H BblcTynneHHJI He npep;CKa3b1BanH KpynHblx KOHcpnHKTOB. CTpYTe 

KYPHblX CPblBOB HnH C0I.\HanbHOro KpH3Hca B 6nHlKaiiwee p;eCJlTHneTHe. 

pacwHpeHHe HaY'!HblX Hccnep;OBaHHii B HanpaaneHHH HHHOBal.\Hii H OTKPblTHJI 

HOBbIX PblHKOB 

HHTeHCHcpHKal.\HJI nporH030B 3KOHOMH'IeCKOrO pa3BHTHJI 

xopowaJl nop;rOTOBKa HOBoro nOKOneHHJI Y'!eHblX 

ynY'!weHHe B3aHMop;eiicTBHJI HaYKH. nonHTHKH H npaKTHKH 

B l.\enOM '1eTKO 6b1no OTMe'leHO, '11-0 aKTepbl arpapHOH nonHTHKH p;onlKHbI He 

TonbKO npHHJlTb K csep;eHHD YCHnHBwyDcJI B3aMHCBJl3b MelKp;y npep;npHJlTHJlMH 

arpapHOH ccpepbl C OP;HOH CTOPOHbI H p;pyrHMH ccpepaMH 3KOHOMHKH C p;pyroii 

CTOPOHbI, HO H aKTHBHO Y'lHTbiBaTb ee B CBoeH p;eJlTenbHOCTH. 
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